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Vorwort

Verehrte Leserin, verehrter Leser!

Niederösterreich hat Tradition und Ge-
schichtsbewußtsein. Das ist zum Teil
auch jene Eigenschaft, die von vielen
Kennern unseres Landes als liebenswert
erkannt wird. Es ist auch Tradition, über
die geleistete Arbeit einen Überblick zu
geben, um das volle Leistungsspektrum
der NÖ Landesverwaltung darzustellen.
Dieser Tradition werden wir durch die
Vorlage des Tätigkeitsberichtes 1997/98
gerecht.
Es ist aber auch Tradition, die Verwal-
tungsarbeit immer als eine Arbeit für den
Bürger Niederösterreichs zu sehen.
Mein Auftrag „Näher zum Bürger,
schneller zur Sache" hat besonders im
abgelaufenen Jahr zu weitreichenden
Veränderungen in diesem Land geführt.
Niederösterreich ist aber auch modern
und für die Zukunft in einem gemein-
samen Europa bestens gerüstet. Mit der
EU-Ratspräsidentschaft in der zweiten
Jahreshälfte 1998 ist Österreich - und

damit auch Niederösterreich als Umland
von Wien - deutlich im Mittelpunkt des
europäischen Interesses. Es ist dies
die einzigartige Möglichkeit, unser Hei-
matland als moderne Top-Ten-Region
Europas präsentieren zu können.
Ich lade Sie hiermit ein, in Ihrem Wir-
kungskreis die Möglichkeit einer hervor-
ragenden Darstellung unseres Landes
offensiv wahrzunehmen. Nie waren die
Voraussetzungen dafür besser als
heute.
Wir sind Teil Europas - handeln wir da-
nach!

Herzlichst
Ihr

Dr. Erwin Pröll
Landeshauptmann

Vorwort

Liebe Leserin, lieber Leser!

Über ein abgelaufenes Jahr Rechen-
schaft abzugeben bedeutet, sich vor
allem Zeit zu nehmen für einen Rück-
blick, Zeit für eine Analyse, aber auch für
einen Blick nach vorne in die Zukunft.
Das Jahr 1997 ist, aus der Sicht des NÖ
Landesdienstes betrachtet, durchaus
erfolgreich verlaufen. Am 21. Mai 1997
tagte der NÖ Landtag in einer feierlichen
Festsitzung das erste Mal in St. Pölten,
wenige Tage später fand am 27. Mai
1997 die erste Regierungssitzung im
Neuen Landhaus statt. Das Bürgerser-
vice wurde durch die Übersiedlung der
Larfdesverwaltung nach St. Pölten weiter
ausgebaut. Die vollzogene neue Grup-
peneinteilung konnte nun ein Jahr prak-
tisch „gelebt“ werden. Die erwarteten
Verbesserungen in der Struktur der
Gruppen und Abteilungen sind umge-
setzt, das Forum der Gruppenleiter tagt
regelmäßig.
Die vollständige Übersiedlung der Lan-
desverwaltung nach St. Pölten ist einer

der bedeutendsten Meilensteine für die
Administration des Landes unter der
Enns. Das Neue Landhaus ist ein Haus
der Bürger, „Tage der offenen Tür“ wie
zuletzt im September 1997 haben das
deutlich unterstrichen. Alle Dienststellen
sind nun an einem Ort - ein neues Zen-
trum hat sich direkt im Herzen Nieder-
österreichs gebildet.
Aus diesem Potential schöpfen wir die
Kraft und Energie, weiterhin jene Verän-
derungen vorzunehmen, durch welche
die NÖ Landesverwaltung auch in Zu-
kunft bürgerorientiert und bürgerfreund-
lich bleiben wird.

Ihr

Dr. Karl Kern
Landesamtsdirektor
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Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung (Auszug)

(Stand vom 17. April 1998)

§2

Die Angelegenheiten der Landesverwaltung und der mittelbaren Bundesverwaltung
(einschließlich der Auftragsverwaltung des Bundes) werden auf die Mitglieder der
Landesregierung wie folgt verteilt:

1. Angelegenheiten der Landesverfassung und der Verwaltungsorganisation; Lei-
tung des Inneren Dienstes; Regierungsdienst; Verfassungsdienst; Angelegen-
heiten der Aus- und Weiterbildung der Landesbediensteten; Innenrevision; An-
gelegenheiten des Rechnungshofes und des Finanzkontrollausschusses; Kanz-
leiaufsicht; Koordinationsdienst; Verwaltungsinnovation; Befreiung von der Ver-
pflichtung zur Wahrung der Amtsverschwiegenheit; Angelegenheiten der Infor-
mationstechnologie; Demoskopie und Öffentlichkeitsarbeit des Inneren Dien-
stes; Beratungsstelle des Amtes; Angelegenheiten der Verbindungsstelle der
Bundesländer; Entsendung von Vertretern des Landes oder der Landesregie-
rung in öffentliche Körperschaften oder andere juristische Personen; Bestellung,
Widerruf und Abberufung der Mitglieder des Verwaltungsrates und des Auf-
sichtskommissärs der Niederösterreichischen Landesbank-Hypothekenbank-
Holding; Vorschlag von Mitgliedern in den Beirat für die Verwaltungsakademie
des Bundes; Kundmachung von Staatsverträgen durch Auflage beim Amt der
NÖ Landesregierung; Angelegenheiten des Datenschutzes mit Ausnahme der
Verwaltungsstrafverfahren; Angelegenheiten des Landesbedienstetenschutzes;
Dienstpaßangelegenheiten; Angelegenheiten der Europäischen Integration und
Koordination der Außenbeziehungen des Landes Niederösterreich; Angelegen-
heiten des Unabhängigen Verwaltungssenates in Niederösterreich;

2. Personalangelegenheiten;
3. Angelegenheiten der Bezüge der Mitglieder des Landtages von Niederöster-

reich und der Niederösterreichischen Landesregierung;
4. Auszeichnungsangelegenheiten; Ehrungen; Schutz des Landeswappens; An-

gelegenheiten der Dienstwohnungen und Dienstbekleidung; Angelegenheiten
der Amtshaftung, Organhaftpflicht und Dienstnehmerhaftung, allgemeine Ange-
legenheiten der Verwaltungsabgaben, Kommissionsgebühren und Überwa-
chungsgebühren und des Gebührengesetzes; Stempelmarkenverschleiß; Zu-
stellung von Schriftstücken in Verwaltungssachen in das Ausland und aus dem
Ausland; Überbeglaubigungen; Bundesheerangelegenheiten und Angelegen-
heiten der Landesverteidigung, soweit sie keinem anderen Mitglied der Landes-
regierung zugewiesen sind; Zivildienstangelegenheiten; Angelegenheiten, die
sich aus der Verwaltung landeseigener Bauten und Liegenschaften ergeben,
soweit diese keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind;
Verwaltung der Amtsgebäude der Bezirkshauptmannschaften; Angelegenhei-
ten der Bundesgebäudeverwaltung; allgemeine Vergabeangelegenheiten; Be-
schaffungsangelegenheiten; Amtsdruckerei, Mikrofilm- und Kopierstelle, Buch-
binderei, Materialamt, Werkstätten; Landhausküche; Landhauskindergarten;
Rechtliche und administrative Angelegenheiten der Dienstnehmervertretungen;

5. Staatsbürgerschaftsangelegenheiten; Wahlen (des Bundespräsidenten, des
Nationalrates, des Landtages); Angelegenheiten des NÖ Landesbürgereviden-
zengesetzes und des NÖ Initiativ- und Einspruchsgesetzes; Volksabstimmun-
gen; Volksbegehren; Wählerevidenz; Entscheidung über den Hauptwohnsitz
(Reklamationsverfahren); Kriegsgräberfürsorge und -evidenz; NÖ Kriegs-
gräberspendenfonds;

6. Rechtsbüro;
7. Pressedienst;
8. Dokumentation;
9. Leitung und Koordination des gesamten Baudienstes einschließlich der Ge-

bietsbauämter: Geologischer Dienst; Rohstofforschung; technische Dienstprü-
fungen; Ziviltechnikerwesen mit Ausnahme der Verwaltungsstrafverfahren; Luft-
bildstelle;

10. Angelegenheiten der Planung, des Baues und der Erhaltung von Straßen, ein-
schließlich der Brücken sowie alle damit direkt zusammenhängenden verkehrs-
technischen Angelegenheiten; Verwaltung der Liegenschaften der Straßenver-
waltung; Kraftfahrwesen hinsichtlich der eingeschränkten Zulassung (Routen-
genehmigung) sowie der Transporte und Fahrten, bei denen die allgemein zu-
lässigen Maße, Gewichte und Achslasten überschritten werden; Angelegenhei-
ten des GGSt hinsichtlich der eingeschränkten besonderen Zulassung und Aus-
stellung von Bescheinigungen für eingeschränkt besonders zugelassene Fahr-
zeuge;

Landeshauptmann
Dr. Erwin Pröll
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Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung (Auszug)

11. Amtssachverständigentätigkeit für Sprengmittel- und Schießtechnik, für Ver-
kehrstechnik und für Landwirtschaft; Sachverständigentätigkeit im Lawinen-
warndienst; Bewertung von landwirtschaftlich genutzten Liegenschaften; Amts-
sachverständigentätigkeit für Wasserbau und für Fördertechnik;

12. Vermessungsangelegenheiten;
13. Angelegenheiten der Dorf- und Stadterneuerung sowie der Ortsbildpflege; Re-

gionalmanagements; Förderung der Raumordnungsmaßnahmen; Grunderwerb;
Baurechtsaktion des Landes Niederösterreich;

14. Verwaltung der Gesellschaftsanteile des Landes und der daraus erzielten Ein-
nahmen, soweit diese Angelegenheiten keinem anderen Mitglied der Landesre-
gierung zugewiesen sind; Förderung von Vereinen;

15. Bestellung der Mitglieder des Landessanitätsrates;
16. Rundfunk- und Fernsehangelegenheiten;
17. Kulturelle und museale Angelegenheiten ausgenommen die Angelegenheiten

der Förderung zeitgenössischer Kunst, der kulturellen Regionalisierung, der
Kunsthalle Krems und des Donaufestivals; Förderung des Filmschaffens, der
Medienkunst (künstlerische Fotografie, künstlerischer Film, künstlerisches
Video, Kunst im elektronischen Raum und die Grenzen von Fachdisziplinen
überschreitende Kunst); Angelegenheiten der NÖ Landesakademie, der
Donau-Universität Krems und der Fachhochschulen; Verwaltung der Gedenk-
stätten, Museal- und Depotgebäude des Landes mit Ausnahme des Gebäudes
Wien I., Herrengasse 9, Angelegenheiten der Schallaburg, Angelegenheiten
des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege; Angelegenheiten des Kultur-
und Sportstättenschillings mit Ausnahme der Verwaltung der für Sportzwecke
zu verwendenden Erträgnisse;

18. Gemeindeförderung (Regionalisierung) gemeinsam mit Landeshauptmann-
Stellvertreter Höger;

19. Angelegenheiten der NÖ Kinder- und Jugendanwaltschaft und der NÖ Patien-
ten- und Pflegeanwaltschaft;

20. Straßenpolizei; Kraftfahrwesen und Verkehrswesen, soweit diese Angelegenhei-
ten keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; Gesamt-
verkehrsangelegenheiten;

21. Verwaltung des Gutsbesitzes „Ottenstein“ der Windhag-Stipendienstiftung für
Niederösterreich;

22. Auslandsösterreicherbetreuung;

1. Angelegenheiten des Sports, der Schischulen und der Bergführer;
2. Angelegenheiten des NÖ Jugendgesetzes; Förderung von Jugendherbergen,

Jugendheimen und Jugendverbänden; Soziale Dienste der Jugendwohlfahrt -
freie Jugendwohlfahrt; Landesjugendreferat; Angelegenheiten des NÖ Fami-
liengesetzes; Förderungen nach § 6 Abs. 3 des NÖ Kinderbetreuungsgesetzes
1996 mit Ausnahme der Förderung für Horte; Arbeitnehmerförderung; Förde-
rung von Hausstandsgründungen; Angelegenheiten des NÖ Seniorengesetzes;
administrative Angelegenheiten des Landesbeirates für Jugend- und Familien-
politik sowie zur Wahrung der Interessen der älteren Generation; Verwaltungs-
angelegenheiten des Mietrechts; Lehrlingsbeihilfen;

3. Hilfe für Behinderte (Abschnitt III des NÖ Sozialhilfegesetzes); Sicherstellung
von Sozialhilfeeinrichtungen mit Ausnahme der sozialen Dienste und der psy-
chosozialen Beratung; Regelung der Beziehungen zu den Einrichtungen der
freien Wohlfahrtspflege sowie deren Förderung mit Ausnahme der sozialen
Dienste und der psychosozialen Beratung; Heranziehung von Fachkräften; Lan-
despensionistenheime; Landespflegeheime; Angelegenheiten der Altenhelfer;

4. Angelegenheiten der Förderung von Wohnbauten, der Gewährung von Wohn-
beihilfen, der technischen Überprüfung von Wohnbauten und der Wohnungsge-
meinnützigkeit, soweit diese Angelegenheiten keinem anderen Mitglied der
Landesregierung zugewiesen sind; Althaussanierung;

5. Angelegenheiten der Förderung zeitgenössischer Kunst, der kulturellen Regio-
nalisierung, der Kunsthalle Krems und des Donaufestivals;

6. Frauenreferat, soweit diese Angelegenheit keinem anderen Mitglied der Lan-
desregierung zugewiesen ist, gemeinsam mit Landesrat Votruba;

7. Förderung von Heimen;
8. Archiv und Angelegenheiten des NÖ Institutes für Landeskunde; Bibliothek;

Landeshauptmann-
Stellvertreter
Liese Prokop

9



Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung (Auszug)

1. Nichtlandwirtschaftliche Siedlungsangelegenheiten; Förderung von Wohnbau-
ten der Gemeinden mit einem sozialistischen Bürgermeister, Förderung von
Wohnbauten und - soweit die Bauvereinigungen ihren Sitz in Niederösterreich
haben - Angelegenheiten der Wohnungsgemeinnützigkeit bezüglich folgender
gemeinnütziger Bauvereinigungen: Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungs-
genossenschaft Amstetten, Allgemeine gemeinnützige Wohnungsgenossen-
schaft Gen. m. b. H. St.Pölten, Gemeinnützige Bau- und Wohnungsgenossen-
schaft für Mödling, Gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft Pielach-
tal, Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft Wr. Neu-
dorf, Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft „Arthur Krupp“ Ges. m. b. H. Bern-
dorf, Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft „Neunkirchen“,
Gemeinnützige Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „Krems a. d. Donau“,
Gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft „Neue Heimat“, Gemein-
nützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft für NÖ und Bgld. Gen. m. b. H.
Hainburg, Gemeinnützige Baugenossenschaft Österr. Siedler und Mieter Gen.
m. b. H. „Gebös“, Gemeinnützige Bau- und Wohnungsgenossenschaft
„Wien-Süd“, Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungs AG „Schwarzatal“, Erste
gemeinnützige Wohnungsgesellschaft „Heimstätte“, Gemeinnützige Bau-,
Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „Schönes Wohnen“, Gemeinnützige
allgem. Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft „ÖBB“, Gemeinnützige
allgem. Bau-, Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „Margaretengürtel“, Woh-
nungsaktiengesellschaft Linz, Erste burgenländische gemeinnützige Siedlungs-
genossenschaft Gen. m. b. H. Pöttsching, Gemeinnützige Wohnungsbau-
Ges. m. b. H. „Gewog“, Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft Piestingthaler,
Allgemeine Heimstättengenossenschaft gemeinnützige reg.Gen. m. b. H.,
Gemeinnützige Ein- und Mehrfamilienhäuser Baugenossenschaft reg. Gen.
m. b. H., Wohnbauvereinigung für Privatangestellte gemeinnützige Ges.
m. b. H., Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungsgesellschaft der Perlmoser
Zementwerke AG m. b. H., Gemeinnützige Mürz-Ybbs Siedlungs-AG
„Gemysag“, Gemeinnützige Wohn-, Bau- und Siedlungsgesellschaft für Ge-
meindebedienstete, Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft Steyr-Daimler-Puch
Ges. m. b. H.; Gewährung von Wohnbeihilfen in den genannten Wohnbauten
und technische Überprüfung der genannten Wohnbauten;

2. Gemeindeangelegenheiten und Aufsicht über Gemeindeverbände, soweit diese
keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; Angelegenhei-
ten der Landes-Werbeabgaben mit Ausnahme der Angelegenheiten des Lan-
desabgabenamtes; Gemeindeförderung (Regionalisierung) gemeinsam mit
Landeshauptmann Dr. Pröll;

3. Angelegenheiten der Errichtung, Erhaltung und Auflassung der öffentlichen,
gewerblichen und kaufmännischen Berufsschulen; Berufsschulbaufonds; per-
sonal- und dienstrechtliche Angelegenheiten der Landeslehrer an den gewerb-
lichen und kaufmännischen Berufsschulen; berufsbildende mittlere und höhere
Schulen;

4. Angelegenheiten des Hochbaues des Bundes;
5. Verwaltung des NÖ Wasserwirtschaftsfonds gemeinsam mit Landesrat Mag.

Sobotka;

Landeshauptmann-
Stellvertreter Ernst
Höger

1. Rechtliche Angelegenheiten des Energiewesens und der Energiewirtschaft;
Rechtliche Angelegenheiten des Strahlenschutzes, soweit diese keinem ande-
ren Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind;

2. Schiffahrtsangelegenheiten;
3. Veterinärangelegenheiten einschließlich der Kontrolle nach Anhang A der Milch-

hygieneverordnung; Tierzuchtangelegenheiten; Angelegenheiten der Tierkör-
perverwertung einschließlich der Verwaltung der landeseigenen Liegenschaf-
ten;

4. Agrarrechtliche und agrartechnische Angelegenheiten; Jagd- und Fischereian-
gelegenheiten; Angelegenheiten des Grundverkehrs und des Ausländer-Grund-
verkehrs; Angelegenheiten der Bodenreform, soweit diese von der Landesre-
gierung zu besorgen sind; Angelegenheiten des Pflanzenschutzmittelgesetzes;

5. Verwaltung der Bauhöfe Absdorf und Plosdorf (letzterer gemeinsam mit Landes-
rat Dr. Bauer);

6. Landwirtschaftliche Bildungs-, Beratungs- und Versuchsangelegenheiten; land-
wirtschaftliche Studienförderung, Verwaltung der land- und forstwirtschaftlichen
Berufs- und Fachschulen; Weinangelegenheiten, Obst- und Gartenbauangele-
genheiten; Angelegenheiten der Qualitätsklassen landwirtschaftlicher Produkte;
Verwaltung der Anteile des Landes in Gesellschaften, die der Weinwirtschaft
dienen;

Landesrat
Ökonomierat
Franz Blochberger
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Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung (Auszug)

7. Rechtliche Angelegenheiten der Feuerpolizei; Feuerwehrangelegenheiten; Ka-
tastrophendienst; Verwaltung der Landesfeuerwehrschule; Angelegenheiten der
Zivilen Landesverteidigung; Angelegenheiten des Einsatzopferfonds; Angele-
genheiten der Landeswarnzentrale; Flüchtlingsangelegenheiten mit Ausnahme
der Flüchtlingsbetreuung im Rahmen der Sozialhilfe;

8. Landarbeitsrecht; Land- und Forstwirtschaftsinspektion;
9. Amtssachverständigentätigkeit für Forst-, Jagd- und Fischereiwirtschaft; forst-

technische Angelegenheiten; forstliche Raumplanung; fachliche Aufsicht über
die Forstorgane der Bezirksverwaltungsbehörden; Lehrforstamt Ottenstein; För-
derung der Forstwirtschaft; Verwaltung der Landesforstgärten;

10. Förderung der Landwirtschaft; landwirtschaftliches Siedlungswesen; landwirt-
schaftliche Wohnbauförderung mit Ausnahme der Förderung der Arbeiter und
Angestellten in der Land- und Forstwirtschaft; Förderung von Elektrifizierungen
und Telefonanschlüssen; Dorfhelferinnen und Betriebshelferdienst; Notstands-
maßnahmen und Förderung der Behebung von Katastrophenschäden im Ver-
mögen physischer und juristischer Personen mit Ausnahme der Gebietskörper-
schaften;

11. Bodenschutzangelegenheiten; Verwaltung der Liegenschaften des Boden-
schutzes;

12. Landwirtschaftliche Entwässerungen und Bewässerungen; Vorflutbeschaffung;
kulturtechnische Maßnahmen; Wildbachverbauung;

13. Landwirtschaftlicher Wege- und Anlagenbau; technische Angelegenheiten der
Alm- und Weideverbesserung;

14. Geschäftsstelle für Energiewirtschaft einschließlich der Angelegenheiten der
Fernwärmeförderung;

15. Angelegenheiten der Wasserwirtschaft (wasserwirtschaftliche Grundlagenfor-
schung, Wasserbewirtschaftung, Planungsorgan gemäß § 55 des Wasser-
rechtsgesetzes 1959); technische Angelegenheiten der Gewässeraufsicht;

16. Angelegenheiten des NÖ Marchfeldkanalgesetzes mit Ausnahme der Angele-
genheiten der Nationalparks;

17. Hydrologie;
18. Förderungen des NÖ Landschaftsfonds gemeinsam mit Landesrat Dr. Bauer;

Geschäftsstelle des NÖ Landschaftsfonds; Angelegenheiten des NÖ Land-
schaftsabgabegesetzes;

19. Angelegenheiten der Nationalparks gemeinsam mit Landesrat Dr. Bauer;

1. Sparkassenaufsicht, Sparkassenregister und preisrechtliche Angelegenheiten;
Kultusangelegenheiten und Stiftungsaufsicht;

2. Angelegenheiten des Gewerbes und damit zusammenhängende rechtliche An-
gelegenheiten des Strahlenschutzes, Prüfung der fachlichen Eignung für den
Kraftfahrlinienverkehr, Angelegenheiten des gewerblichen Rechtsschutzes, der
öffentlichen Wäg- und Meßanstalten und der Berufsordnung der Wirtschaftstreu-
händer; Rohrleitungsangelegenheiten; Angelegenheiten des Berufsausbil-
dungsgesetzes; Buschenschank, Privatzimmervermietung; Angelegenheiten
des Außenhandelsgesetzes, soweit sie nicht einem anderen Mitglied der Lan-
desregierung zugewiesen sind;

3. Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsförderung; Standortberatung; Betriebsneu-
gründungen; Förderung von Innovationen; Technologie und Innovation;

4. Fremdenverkehrsangelegenheiten;
5. Verwaltung der Anteile des Landes in Gesellschaften, die der Standortberatung,

der Betriebsansiedlung, der Förderung der gewerblichen Wirtschaft sowie dem
Fremdenverkehr dienen, sowie in der ECO Plus Betriebsansiedlung und Re-
gionalisierung in Niederösterreich Gesellschaft m. b. H.;

6. Dienstkraftwagenbetrieb; Kraftfahrwesen hinsichtlich der Bauart und Ausrü-
stung sowie der Einzel-, Ausnahmegenehmigungen und Bescheinigungen von
Kraftfahrzeugen und Anhängern, Bewilligung des Ziehens von nicht zugelasse-
nen Anhängern; Angelegenheiten des GGSt hinsichtlich der besonderen Ge-
nehmigung von Kraftfahrzeugen und Anhängern sowie der Genehmigung von
Verpackungen; Sachverständigentätigkeit für das Kraftfahrwesen sowie die Auf-
sicht darüber;

7. Angelegenheiten der geistigen und der wirtschaftlichen Landesverteidigung;

Landesrat Ernest
Gabmann
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Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung (Auszug)

VI.

1. Finanzangelegenheiten einschließlich der Verwaltung des Landesvermögens
sowie Angelegenheiten der Niederösterreichischen Landesbank-Hypotheken-
bank-Holding, soweit diese keinem anderen Mitglied der Landesregierung zu-
gewiesen sind; Verwaltung der Gesellschaftsanteile des Landes an der NÖ
Landesbank-Hypothekenbank AG; NÖ Landesfinanzsonderaktion für Gemein-
den; Angelegenheiten der Landesbuchhaltung und des Landesabgabenamtes;

2. Rechtliche Angelegenheiten der Gemeindeärzte und damit zusammenhän-
gende Angelegenheiten der Gemeinden und Sanitätsgemeinden;

3. Angelegenheiten der Assanierung und Bodenbeschaffung;
4. Allgemeine Bauwirtschaft;
5. Grundlagenforschung;
6. überörtliche und örtliche Raumordnung, soweit diese Angelegenheiten keinem

anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; Angelegenheiten der
Regelung der Bebauung (Abschnitt II der NÖ Bauordnung 1976) mit Ausnahme
der individuellen Verwaltungsakte;

7. Volkszählung und Statistik;
8. Angelegenheiten der Stiftungsverwaltung mit Ausnahme der Verwaltung des

Gutsbesitzes „Ottenstein“ der Windhag-Stipendienstiftung für Niederösterreich;
9. Verwaltung des NÖ Wasserwirtschaftsfonds gemeinsam mit Landeshauptmann-

Stellvertreter Höger;
10. Geschäftsstelle des Landes NÖ für EU-Regionalpolitik;
11. Angelegenheiten des Umweltschutzes, soweit sie nicht einem anderen Mitglied

der Landesregierung zugewiesen sind; technische Angelegenheiten der Luft-
fahrt und Sicherheitstechnik im Gesundheitswesen; Angelegenheiten der Abfall-
wirtschaft, ausgenommen die gemeindeaufsichtsbehördlichen Angelegenhei-
ten; Angelegenheiten des Chemikaliengesetzes, ausgenommen die Überwa-
chung und die Giftangelegenheiten; Verwaltung von Anteilen des Landes an
Gesellschaften, die dem Umweltschutz dienen; Angelegenheiten der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung und des konzentrierten Genehmigungsverfahrens;

VII.

1. Angelegenheiten der sozialen Verwaltung, soweit sie keinem anderen Mitglied
der Landesregierung zugewiesen sind; Opferfürsorge einschließlich der Verwal-
tung des Ertrages der Opferfürsorgeabgabe; Angelegenheiten der Sozialhilfe,
soweit sie keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; Auf-
sicht über die Sozialhilfeeinrichtungen mit Ausnahme der Aufsicht über private
Pflegeheime; Angelegenheiten des Pflegegeldes, soweit sie nicht einem ande-
ren Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; Angelegenheiten des So-
zialhilfebeirates; Angelegenheiten der Familien- und Heimhelfer;

2. Angelegenheiten der Sozialversicherung einschließlich Entgeltfortzahlungsan-
gelegenheiten;

3. Angelegenheiten der Errichtung, Erhaltung und Auflassung der öffentlichen
Volks-, Haupt- und Sonderschulen und Polytechnischen Lehrgänge ausgenom-
men die finanzielle Aufsicht über die Schulgemeinden; personal- und dienst-
rechtliche Angelegenheiten der Landeslehrer an den Volks-, Haupt- und Son-
derschulen und Polytechnischen Lehrgängen;

4. NÖ Schul- und Kindergartenfonds;
5. Angelegenheiten der Studienförderung, soweit sie keinem anderen Mitglied der

Landesregierung zugewiesen sind; Zuschüsse zu Fahrtkosten von Schulkindern
im Zusammenhang mit der Verbesserung der Schulorganisation; Zuschüsse zu
den Kosten der Schülerbeaufsichtigung; Verwaltungsstrafverfahren in Vollzie-
hung schulrechtlicher Vorschriften; Angelegenheiten der Landesbildstelle;

6. Sonderschule Wiener Neustadt;
7. Kindergartenangelegenheiten;
8. Angelegenheiten der Gemeindewachen (Evidenthaltung des Personalstandes,

Prüfung der Gemeindewachebeamten); Sammlungswesen; Totalisateur- und
Buchmachergewerbe; Polizeiangelegenheiten, soweit sie nicht der Sicherheits-
direktion zugehören, mit Ausnahme der Angelegenheiten des selbständigen
Verordnungsrechtes gemäß § 33 der NÖ Gemeindeordnung 1973; Vorschlag
von Vertrauenspersonen für die Strafvollzugskommission; Wertausspielungen;
Bewilligung und Evidenthaltung von Vereinen nach dem Vereinspatent 1852;
Durchführung von Erhebungen für ausländische Vertretungsbehörden; Verwal-
tungsstrafverfahren in jenen Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwal-
tung, die keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; Aus-
länderbeschäftigungsangelegenheiten; Fremdenangelegenheiten, soweit diese
keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind;

9. Frauenreferat, soweit diese Angelegenheit keinem anderen Mitglied der Lan-
desregierung zugewiesen ist, gemeinsam mit Landeshauptmann-Stellvertreter
Prokop;

Landesrat Mag.
Wolfgang Sobotka

Landesrat Traude
Votruba
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Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung (Auszug)

10. Angelegenheiten des Konsumentenschutzgesetzes und des Produktsicher-
heitsgesetzes;

11. Angelegenheiten des NÖ Kinderbetreuungsgesetzes 1996, soweit sie nicht
einem anderen Mitglied der NÖ Landesregierung zugewiesen sind;

1

1. Naturschutz; Angelegenheiten der Nationalparks gemeinsam mit Landesrat
Blochberger;

2. Angelegenheiten des Gesundheitswesens, der Tuberkulosebekämpfung, der
Nahrungsmittelkontrolle, der Kurorte und der natürlichen Heilvorkommen, der
Krankenanstalten einschließlich der sanitären Aufsicht, des Leichen- und Be-
stattungswesens, des Gemeindesanitätsdienstes mit Ausnahme der Angele-
genheiten der Gemeindeärzte, des Landessanitätsrates mit Ausnahme der Be-
stellung seiner Mitglieder; Verwaltung der Landeskrankenanstalten; Rettungs-
wesen; Angelegenheiten der Plasmapherese, der Schwangeren- und Mütterbe-
ratung und der Säuglingsfürsorge; vom Chemikaliengesetz die Überwachung
sowie die Giftangelegenheiten;

3. Jugendwohlfahrt mit Ausnahme der Förderung von Jugendherbergen, Jugend-
heimen und Jugendverbänden sowie der Sozialen Dienste der Jugendwohlfahrt
- freie Jugendwohlfahrt; Studienbeihilfe für Erzieher;

4. Landessäuglingsheime, Landesjugendheime; Aufsicht über private Pflege-
heime; finanzielle Angelegenheiten der Anstaltsfürsorge; Verpflegskostenange-
legenheiten;

5. Rechtliche Angelegenheiten des Strahlenschutzes hinsichtlich der Anlagen für
medizinische Zwecke;

6. Förderungen des NÖ Landschaftsfonds gemeinsam mit Landesrat Blochberger;
7. Tierschutzangelegenheiten;
8. Von den Angelegenheiten des Wasserbaues: Gewässerregulierungen; Hoch-

wasserschutz; Wasserverbände; Verwaltung des Bauhofes Plosdorf gemeinsam
mit Landesrat Blochberger;

IX.

1. Baurecht mit Ausnahme der im VI. Z. 6 genannten Angelegenheiten; Angele-
genheiten der Akkreditierung; Straßenrecht;

2. Personenstandsangelegenheiten einschließlich des Matrikenwesens und der
Namensänderung;

3. Angelegenheiten des Hochbaues mit Ausnahme der Angelegenheiten des
Hochbaues des Bundes;

4. Amtssachverständigentätigkeit für Bau- und Brandschutztechnik; Bewertung
von Liegenschaften im Bauland; Normenwesen;

5. Dampfkesselwesen; Druckrohrbau; Maschinenbau; Wärme- und Gewerbetech-
nik; technische Angelegenheiten der Elektrizitätswirtschaft und Elektrotechnik;

6. Angelegenheiten des Wasserrechtes mit Ausnahme der Aufsicht über die Was-
serleitungsverbände „Triestingtal und Südbahngemeinden“, „Unteres Pittental“
und „Ternitz und Umgebung"; Verwaltung des öffentlichen Wassergutes;

7. Von den Angelegenheiten des Wasserbaues: Die großräumige Siedlungswas-
serwirtschaft; die Erschließung von Heilbädern und natürlichen Heilvorkommen;
die wasserbaulichen Angelegenheiten der Siedlungswasserwirtschaft (Einzel-
wasserversorgung, Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung von Verbän-
den, Gemeinden und Genossenschaften), der betrieblichen Abwasserreini-
gungsanlagen, der Feueriöschanlagen und der Bäder;

8. Angelegenheiten des Veranstaltungswesens; Tanzschulangelegenheiten; Ange-
legenheiten der Lichtspieltheater; Filmangelegenheiten.

Landesrat
Dr. Johann Bauer

Landesrat Hans
Jörg Schimanek
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Die neue Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ Landesregierung

Das Amt der NÖ Landesregierung ist seit November 1996 vollständig in 12 Gruppen
- und diese in 77 Abteilungen - untergliedert.
Grundsätzlich gilt als Postanschrift für das Amt der NÖ Landesregierung, die NÖ
Regierungsmitglieder und den NÖ Landtag: Landhausplatz 1, 3109 St. Pölten. Unter
der Telefonnummer (0 27 42) 200-0 erreichen Sie alle Dienststellen des Landes.
Wenn Sie sich weiter als 50 Kilometer von St. Pölten entfernt befinden, erreichen Sie
die Landesregierung zum günstigeren Regionaltarif auf folgende Weise: Sie rufen
die Ihnen nächstgelegene NÖ Bezirkshauptmannschaft an und wählen sofort 800
weiter sowie die Klappe des Bearbeiters oder „9" für die Vermittlung.
Weitere Informationen finden Sie unter der Internetadresse http://www.noel.gv.at/.
Über e-mail post.landnoe@noel.gv.at können Sie ebenfalls mit Ihrer Landesver-
waltung in Kontakt treten.

Gruppe
Landesamtsdirektion
Leiter der Gruppe:
Vortr. Hofrat Dr. Karl Kem,
Landesamtsdirektor
(O 27 42) 200 DW 2010, Fax DW 3610
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 3

Abteilungen der Gruppe
- Landesamtsdirektion
- Personalangelegenheiten A
- Personalangelegenheiten B
- Personalangelegenheiten C
- Allgemeine Verwaltungsangelegen-

heiten
- Rechtsbüro
- Pressedienst

Landesamtsdirektion
Vortr. Hofrat Dr. Karl Kern,
Landesamtsdirektor
Wirk). Hofrat Dr. Werner Seif,
Landesamtsdirektor-Stellvertreter
(0 27 42) 200 DW 2010 und 2020,
Fax DW 3610
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 3
Aufgabenbereiche: Angelegenheiten der
Landesverfassung und der Verwaltungs-
organisation, Leitung des Inneren Dien-
stes, Regierungsdienst, Verfassungs-
dienst, Angelegenheiten der Aus- und
Weiterbildung der Landesbediensteten,
Innenrevision, Angelegenheiten des
Rechnungshofes und des Finanzkon-
trollausschusses, Kanzleiaufsicht, Koor-
dinationsdienst, Verwaltungsinnovation,
Befreiung von der Verpflichtung zur
Wahrung der Amtsverschwiegenheit,
Angelegenheiten der Informationstech-
nologie, Demoskopie und Öffentlich-
keitsarbeit des Inneren Dienstes, Bera-
tungsstelle des Amtes, Angelegenheiten
der Verbindungsstelle der Bundes-
länder, Entsendung von Vertretern des
Landes oder der Landesregierung in öf-
fentliche Körperschaften oder andere ju-
ristische Personen, Bestellung, Widerruf
und Abberufung der Mitglieder des Ver-
waltungsrates und des Aufsichtskom-
missärs der Niederösterreichischen Lan-
desbank-Hypothekenbank-Holding, Vor-
schlag von Mitgliedern in den Beirat für

die Verwaltungsakademie des Bundes,
Kundmachung von Staatsverträgen
durch Auflage beim Amt der NÖ Lan-
desregierung, Angelegenheiten des Da-
tenschutzes mit Ausnahme der Verwal-
tungsstrafverfahren, Dienstpaßangele-
genheiten, Angelegenheiten der Euro-
päischen Integration und Koordination
der Außenbeziehungen des Landes Nie-
derösterreich (Europareferat), Angele-
genheiten des Unabhängigen Verwal-
tungssenates in Niederösterreich

Personalangelegenheiten A
Wirk). Hofrat Dr. Heribert Tauböck
(0 27 42) 200 DW 2007, Fax DW 3630
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 6
Aufgabenbereiche: Personalangelegen-
heiten, die keiner anderen Abteilung zu-
gewiesen sind, insbesondere der Be-
diensteten des Amtes der NÖ Landesre-
gierung ohne Gruppe Straße, der Be-
zirkshauptmannschaften, der NÖ Agrar-
bezirksbehörde, des Landesschulrates
für NÖ und des gewerblichen Berufs-
schulrates für NÖ, Angelegenheiten der
Bezüge der Mitglieder des Landtages
von Niederösterreich und der Nieder-
österreichischen Landesregierung

Personalangelegenheiten B
Wirk). Hofrat Dr. Gerhard Rubenz
(0 27 42) 200 DW 2013, Fax DW 3630
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 6
Aufgabenbereiche: Personalangelegen-
heiten der Bediensteten der Landesan-
stalten, der gewerblichen und land- und
forstwirtschaftlichen Schulen sowie der
Kindergärten, Pensionsangelegenhei-
ten, Dienstprüfungsangelegenheiten

Personalangelegenheiten C
Wirk). Hofrat Dr. Dieter Berger
(0 27 42) 200 DW 2008, Fax DW 3720
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 6
Aufgabenbereiche: Personalangelegen-
heiten der Bediensteten der Gebiets-
bauämter, des Straßen- und Brücken-
dienstes einschließlich der Gruppe
Straße, Gehaltsvorschüsse und Geld-
aushilfen, Reisegebührenangelegen-
heiten, Fahrtkostenzuschußangelegen-
heiten

Allgemeine
Verwaltungsangelegenheiten
Wirkl. Hofrat Dr. Anton Pöschmann
(0 27 42) 200 DW 2164, Fax DW 3850
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 9
Aufgabenbereiche: Auszeichnungsan-
gelegenheiten, Ehrungen Schutz des
Landeswappens, Angelegenheiten der
Dienstwohnungen und Dienstbeklei-
dung, Ersatz der Prozeßkosten an Lan-
desbedienstete gemäß den §§ 48 DPL
und 53 LVBG, Organhaftpflicht und
Dienstnehmerhaftung, allgemeine Ange-
legenheiten der Verwaltungsabgaben,
Kommissionsgebühren und Überwa-
chungsgebühren und des Gebührenge-
setzes, Stempelmarkenverschleiß, Zu-
stellung von Schriftstücken in Verwal-
tungssachen in das Ausland und aus
dem Ausland, Überbeglaubigungen,
Bundesheerangelegenheiten und Ange-
legenheiten der Landesverteidigung,
soweit sie keiner anderen Abteilung zu-
gewiesen sind, Zivildienstangelegenhei-
ten, Angelegenheiten der Landesgebäu-
deverwaltung, soweit diese keiner an-
deren Abteilung zugewiesen sind, allge-
meine Vergabeangelegenheiten, Be-
schaffungsangelegenheiten, Amtsdruk-
kerei, Mikrofilm- und Kopierstelle, Buch-
binderei, Materialamt, Werkstätten,
Landhausküche, Landhauskindergar-
ten, rechtliche und administrative Ange-
legenheiten der Dienstnehmervertretun-
gen, Angelegenheiten des Landesbe-
dienstetenschutzes

Rechtsbüro
Wirkl. Hofrat Dr. Manfred Machold
(O 27 42) 200 DW 2088, Fax DW 3640
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 8
Aufgabenbereiche: Rechtsbüro, Angele-
genheiten der Amtshaftung

Pressedienst
Wirkl. Hofrat Dr. Herbert Waldhauser
(0 27 42) 200 DW 2180, Fax DW 3550
Adresse 3109 St. Pölten,
Landhausplatz 1, Haus 4
Aufgabenbereiche: Pressedienst, Ange-
legenheiten des Kabelfernsehens

Mit dem Land billiger telefonieren. Wählen Sie die Telefonnummer Ihrer Bezirkshauptmannschaft, dann 800 und die gewünschte Klappe oder mit „9“ die Vermittlung.

15



Die neue Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ Landesregierung

strafverfahre n in jenen Angelegenheiten
der mittelbaren Bundesverwaltung, die
keiner anderen Abteilung zugewiesen
sind, Ausländerbeschäftigungsangele-
genheiten, Fremdenangelegenheiten,
soweit diese keiner anderen Abteilung
zugewiesen sind

Staatsbürgerschaft und Wahlen
Wirkt. Hofrat Mag. Hanspeter Beier
(0 27 42) 200 DW 2608, Fax (0 27 42) 200
DW 3200
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 9
Aufgabenbereiche: Staatsbürgerschafts-
angelegenheiten, Wahlen (des Bundes-
präsidenten, des Nationalrates, des
Landtages), Angelegenheiten des NÖ
Landesbürgerevidenzengesetzes und
des NÖ Initiativ- und Einspruchsgeset-
zes, Volksabstimmungen, Volksbe-
gehren, Wählerevidenz, Entscheidung
über den Hauptwohnsitz (Reklamations-
verfahren), Kriegsgräberfürsorge und -
evidenz, NÖ Kriegsgräberspenden-
fonds

Gemeinden
Vortr. Hofrat Dr. Robert Schilk
(0 27 42) 200 DW 2510, Fax DW 2225,
2315, 3705, 3920
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 5
Aufgabenbereiche: Gemeindeangelegen-
heiten, soweit diese keiner anderen Ab-
teilung zugewiesen sind, Angelegen-
heiten der Landes-Werbeabgaben mit
Ausnahme der Angelegenheiten des
Landesabgabenamtes, Aufsicht über
Gemeindeverbände, soweit diese keiner
anderen Abteilung zugewiesen ist

Feuerwehr und Zivilschutz
Wirkl. Hofrat Dr. Erich Kaiser
(0 22 72) 61700 DW 3190, Fax DW 3520
3040 Tulln, Minoritenplatz 1
Aufgabenbereiche: Rechtliche Angele-
genheiten der Feuerpolizei, Feuerwehr-
angelegenheiten, Katastrophendienst,
Verwaltung der Landesfeuerwehrschule,
Angelegenheiten der Zivilen Landesver-
teidigung, rechtliche Angelegenheiten
der Überwachung, des Schutzes und
der Sicherung der Umwelt hinsichtlich
radioaktiver Verunreinigung, Angelegen-
heiten des Einsatzopferfonds, Angele-
genheiten der Landeswarnzentrale,
Flüchtlingsangelegenheiten

Gemeindeärzte
Wirk). Hofrat Dr. Karl Kapl
(0 27 42) 200 DW 2889, Fax DW 3900
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 5
Aufgabenbereiche: Rechtliche Angele-
genheiten der Gemeindeärzte und damit
zusammenhängende Angelegenheiten
der Gemeinden und Sanitätsgemeinden

Personenstandsangelegenheiten
Wirkl. Hofrat Mag. Hanspeter Beier
(0 27 42) 200 DW 2608, Fax DW 3200
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 9
Aufgabenbereiche: Personenstandsan-
gelegenheiten einschließlich des Matri-
kenwesens und der Namensänderung

Allgemeine Förderung
Wirk). Hofrat Dr. Alexander Bartl
(0 27 42) 200 DW 3280, Fax DW 3585,
3133, 3335, 3605
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1,
Haus 8 u. 9
Aufgaben: Jugendförderung, Landesju-
gendreferat, Angelegenheiten der NÖ
Kinder- und Jugendanwaltschaft, Fami-
lienförderung, Förderungen nach dem
NÖ Kinderbetreuungsgesetz 1996,
Frauenreferat, Auslandsösterreicherbe-
treuung, Arbeitnehmerförderung, Förde-
rung von Hausstandsgründungen, An-
gelegenheiten des NÖ Seniorengeset-
zes, administrative Angelegenheiten des
Landesbeirates für Jugend- und Fami-
lienpolitik sowie zur Wahrung der Inter-
essen der älteren Generation, Verwal-
tungsangelegenheiten des Mietrechts,
Angelegenheiten der Wohnungsgemein-
nützigkeit

Stiftungsverwaltung
Wirkt. Hofrat Dr. Manfred Reumann
(0 27 42) 200 DW 3160, Fax DW 3555
1014 Wien, Herrengasse 13
Aufgaben: Angelegenheiten der Stif-
tungsverwaltung

Gruppe Innere
Verwaltung
Leiter der Gruppe:
Vortr. Hofrat Dr. Robert Schilk
(0 27 42) 200 DW 2510, Fax DW 2225,
2315, 3705, 3920
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 5

Abteilungen der Gruppe
- Polizeiangelegenheiten
- Staatsbürgerschaft und Wahlen
- Gemeinden
- Feuerwehr und Zivilschutz
- Gemeindeärzte
- Personenstandsangelegenheiten
- Veranstaltungsangelegenheiten

Polizeiangelegenheiten
Wirkl. Hofrat Mag. Horst Sekyra
(0 27 42) 200 DW 3250, Fax DW 3650
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 16
Aufgabenbereiche: Angelegenheiten
der Gemeindewachen (Evidenthaltung
des Personalstandes, Prüfung der Ge-
meindewachebeamten), Jugendschutz-
angelegenheiten, Sammlungswesen, To-
talisateur- und Buchmachergewerbe,
Polizeiangelegenheiten, soweit sie nicht
der Sicherheitsdirektion zugehören, mit
Ausnahme der Angelegenheiten des
selbständigen Verordnungsrechtes der
Gemeinden gemäß § 33 der NÖ Ge-
meindeordnung 1973, Vorschlag von
Vertrauenspersonen für die Strafvoll-
zugskommission, Wertausspielungen,
Bewilligung und Evidenthaltung von Ver-
einen nach dem Vereinspatent 1852,
Durchführung von Erhebungen für aus-
ländische Vertretungsbehörden, Angele-
genheiten der Geistigen und Wirtschaft-
lichen Landesverteidigung, Verwaltungs-

Gruppe Finanzen
Leiter der Gruppe:
Vortr. Hofrat Dr. Rudolf Hobart
(0 27 42) 200 DW 2440, Fax DW 3635
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 2

Abteilungen der Gruppe
- Finanzen
- Wohnungsförderung A
- Wohnungsförderung B
- Allgemeine Förderung
- Stiftungsverwaltung

Finanzen
Vortr. Hofrat Dr. Rudolf Hobart
(0 27 42) 200 DW 2440, Fax DW 3635
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 2
Aufgaben: Finanzangelegenheiten ein-
schließlich der Verwaltung des Landes-
vermögens sowie Angelegenheiten der
Niederösterreichischen Landesbank-Hy-
pothekenbank-Holding, soweit diese
keiner anderen Abteilung zugewiesen
sind, NÖ Landes-Finanzsonderaktion für
Gemeinden, Landesbuchhaltung, Lan-
desabgabenamt, Verwaltung der Gesell-
schaftsanteile des Landes und der
daraus erzielten Einnahmen, soweit
diese Angelegenheiten nicht einer an-
deren Abteilung zugewiesen sind

Wohnungsförderung A
Wirk!. Hofrat Dr. Gerhart Fellner
(0 27 42) 200 DW 4810, Fax DW 4050,
4975
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 7A
Aufgaben: Angelegenheiten der Förde-
rung von Wohnbauten, soweit sie nicht
einer anderen Abteilung zugewiesen
sind, Gewährung von Wohnbeihilfen in
solchen Wohnbauten, Technische Über-
prüfung solcher Wohnbauten, Althaus-
sanierung, Angelegenheiten der Assa-
nierung und Bodenbeschaffung.

Wohnungsförderung B
Wirkl. Hofrat Dr. Gerhart Fellner
(0 27 42) 200 DW 4810, Fax DW 4050,
4975 '
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 7A
Aufgaben: Nichtlandwirtschaftliche Sied-
lungsangelegenheiten, Förderung von
Wohnbauten gemeinnütziger Bauvereini-
gungen, der Gemeinden und anderer ju-
ristischer Personen, Gewährung von
Wohnbeihilfen in solchen Wohnbauten
und technische Überprüfung solcher
Wohnbauten

1
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Veranstaltungsangelegenheiten
Wirk). Hofrat Mag. Horst Sekyra
(0 27 42) 200 DW 3250, Fax DW 3650
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 16
Aufgabenbereiche: Angelegenheiten des
Veranstaltungswesens, Tanzschulange-
legenheiten, Rundfunkangelegenheiten,
Angelegenheiten der Lichtspieltheater,
Filmangelegenheiten, Fernsehangele-
genheiten mit Ausnahme des Kabelfern-
sehens

Schulen
Wirkl. Hofrat Dr. Udo Kitzler
(0 27 42) 200 DW 3240, Fax DW 3595
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1
Aufgabenbereiche: Angelegenheiten der
Errichtung, Erhaltung und Auflassung
der öffentlichen Volks-, Haupt- und Son-
derschulen und Polytechnischen Lehr-
gänge, ausgenommen die finanzielle
Aufsicht über die Schulgemeinden, per-
sonal- und dienstrechtliche Angelegen-
heiten der Landeslehrer an den Volks-,
Haupt- und Sonderschulen und Poly-
technischen Lehrgängen, NÖ Schul-
und Kindergartenfonds, Angelegen-
heiten der Studienförderung, soweit sie
keiner anderen Abteilung zugewiesen
sind, Zuschüsse zu Fahrtkosten von
Schulkindern im Zusammenhang mit der
Verbesserung der Schulorganisation,
Zuschüsse zu den Kosten der Schüler-
beaufsichtigung, Verwaltungsstrafver-
fahren in Vollziehung schulrechtlicher
Vorschriften, Landesbildstelle, Sonder-
schule Wiener Neustadt

Kindergärten
Wirkl. Hofrat Dr. Udo Kitzler
(0 27 42) 200 DW 3240, Fax DW 3595
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1
Aufgabenbereiche: Kindergartenangele-
genheiten

Gruppe Land- und
Forstwirtschaft
Leiter der Gruppe:
Wirkl. Hofrat DipL-lng. Friedolin Hietel,
Forstdirektor
(0 27 42) 200 DW 2962, Fax DW 3620
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 12

Abteilungen der Gruppe
- Agrarrecht
- Landwirtschaftliche Bildung und

Weinwirtschaft
- Landwirtschaftsförderung
- Forstwirtschaft
- Veterinärangelegenheiten
- Bodenreform
- Land- und Forstwirtschaftsinspektion

Agrarrecht
Wirk). Hofrat Mag. Kurt Wollinger
(0 27 42) 200 DW 2995, Fax DW 3050
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 12
Aufgabenbereiche: Agrarrechtliche An-
gelegenheiten, Jagd- und Fischereian-
gelegenheiten, Angelegenheiten des
Grundverkehrs und Ausländer-Grund-
verkehrs, Rechtsangelegenheiten der
NÖ Landes-Landwirtschaftskammer,
rechtliche Angelegenheiten des Forst-
wesens und des Veterinärwesens ein-
schließlich des Tierversuchswesens,
ausgenommen jedoch die Bestellung
und Abberufung der Fleischuntersu-
chungsorgane, rechtliche Angelegen-
heiten der Tierkörperverwertung ein-
schließlich der Verwaltung landesei-

gener Liegenschaften, Angelegenheiten
des Mühlengesetzes, rechtliche Angele-
genheiten des Landarbeitsrechtes, An-
gelegenheiten des Pflanzenschutzmittel-
gesetzes

Landwirtschaftliche Bildung
und Weinwirtschaft
Wirk). Hofrat DipL-lng. Peter Schawerda
(0 22 72) 65150 DW 6610, Fax DW 6633
3430 Tulln, Frauentorgasse 72-74
Aufgabenbereiche: Landwirtschaftliche
Bildungs-, Beratungs- und Versuchsan-
gelegenheiten, landwirtschaftliche Stu-
dienförderung, Verwaltung der land- und
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fach-
schulen, Weinangelegenheiten, Obst-
und Gartenbauangelegenheiten, Ange-
legenheiten der Qualitätsklassen land-
wirtschaftlicher Produkte, Verwaltung
der Anteile des Landes in Gesell-
schaften, die der Förderung der Wein-
wirtschaft dienen, Verwaltung des NÖ
Landschaftsfonds, Angelegenheiten des
NÖ Landschaftsabgabegesetzes

Landwirtschaftsförderung
Wirkl. Hofrat Mag. Herbert Winter
(0 27 42) 200 DW 2980, Fax DW 3535
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 12
Aufgabenbereiche: Förderung der Land-
wirtschaft, finanzielle Angelegenheiten
der NÖ Landes-Landwirtschaftskammer,
landwirtschaftliches Siedlungswesen,
landwirtschaftliche Wohnbauförderung,
Förderung von Elektrifizierungen und Te-
lefonanschlüssen, Dorfhelferinnen und
Betriebshelferdienst, Notstandsmaßnah-
men und Förderung der Behebung von
Katastrophenschäden im Vermögen
physischer und juristischer Personen mit
Ausnahme der Gebietskörperschaften

Forstwirtschaft
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Friedolin Hietel,
Forstdirektor
(0 27 42) 200 DW 2962, Fax DW 3620
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 12
Aufgabenbereiche: Amtssachverständi-
gentätigkeit für Forst-, Jagd- und Fische-
reiwirtschaft, forsttechnische Angele-
genheiten, Forstliche Raumplanung,
fachliche Aufsicht über die Forstorgane
der Bezirksverwaltungsbehörden, Koor-
dinierungsstelle für Waldschadensbe-
kämpfung, Lehrforstamt Ottenstein, För-
derung der Forstwirtschaft, Verwaltung
der Landesforstgärten

Veterinärangelegenheiten
Wirk). Hofrat Dr. Franz Karner,
Veterinärdirektor
(0 27 42) 200 DW 2750, Fax DW 3498
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 12
Aufgabenbereiche: Veterinärangelegen-
heiten einschließlich der Kontrolle nach
Anhang A der Milchhygieneverordnung,
Tierzuchtangelegenheiten, Angelegen-
heiten der Tierkörperverwertung

Gruppe Kultur,
Wissenschaft und
Unterricht
Leiter der Gruppe:
Vortr. Hofrat Univ.-Doz. Dr. Georg Schmitz
(0 27 42) 200 DW 3100, Fax DW 3029
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1

Abteilungen der Gruppe
- Kultur und Wissenschaft
- NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für

Landeskunde
- NÖ Landesbibliothek
- Schulen
- Kindergärten

Kultur und Wissenschaft
Vortr. Hofrat Univ.-Doz. Dr. Georg Schmitz
(0 27 42) 200 DW 3100, Fax DW 3029
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1
Aufgabenbereiche: Kulturelle und mu-
seale Angelegenheiten, Angelegen-
heiten der NÖ Landesakademie, der Do-
nau-Universität Krems und der Fach-
hochschulen, Verwaltung der Gedenk-
stätten, Museal- und Depotgebäude des
Landes, mit Ausnahme des Gebäudes
Wien I., Herrengasse 9, Angelegen-
heiten des Donaufestivals und der
Schallaburg, Angelegenheiten des
Denkmalschutzes und der Denkmal-
pflege, Angelegenheiten des Kultur- und
Sportstättenschillings, mit Ausnahme
der Verwaltung der für Sportzwecke zu
verwendenden Erträgnisse

NÖ Landesarchiv und
NÖ Institut für Landeskunde
Wirkl. Hofrat Dr. Anton Eggendorfer,
Archivdirektor
(0 27 42) 200 DW 2042, Fax DW 6550
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1
Aufgabenbereiche: Archiv, Angelegen-
heiten des NÖ Institutes für Landes-
kunde

NÖ Landesbibliothek
Wirkl. Hofrat Dr. Gebhard König,
Bibliotheksdirektor
(0 27 42) 200 DW 2843, Fax DW 3860
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1
Aufgabenbereiche: Bibliothek
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Technische Kraftfahrzeug-
angelegenheiten
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Heinz Tesarek
(0 27 42) 200 DW 6010, Fax DW 6030
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 16
Aufgaben: Dienstkraftwagenbetrieb, Kraft-
fahrwesen hinsichtlich der Bauart und
Ausrüstung - ausgenommen Bewilli-
gungen von Blaulicht - sowie der
Einzel-, Ausnahmegenehmigungen und
Bescheinigungen von Kraftfahrzeugen
und Anhängern, Bewilligung des Zie-
hens von nicht zugelassenen Anhän-
gern, Angelegenheiten des GGSt hin-
sichtlich der besonderen Genehmigung
von Kraftfahrzeugen und Anhängern
sowie der Genehmigung von Verpak-
kungen, Sachverständigentätigkeit für
das Kraftfahrwesen sowie die Aufsicht
darüber

Wirtschaftsförderung
Wirkl. Hofrat Mag. Dr. Erwin Schutzbier
(0 27 42) 200 DW 6100, Fax DW 6240
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 14
Aufgaben: Wirtschaftspolitik und Wirt-
schaftsförderung, Betriebsneugründun-
gen, Förderung von Innovationen,
Standortberatung, Verwaltung der An-
teile des Landes in Gesellschaften, die
der Förderung der gewerblichen Wirt-
schaft, der Standortberatung und der
Betriebsneugründung dienen, sowie in
der ECO Plus Betriebsansiedlung und
Regionalisierung in Niederösterreich
Gesellschaft m. b. H.

Tourismus
Dr. Walter Gamauf
(0 27 42) 200 DW 6110, Fax DW 6330
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 14
Aufgaben: Fremdenverkehrsangelegen-
heiten und Verwaltung der Anteile des
Landes in Gesellschaften, die dem
Fremdenverkehr dienen

Berufsschulen
Dr. Walter Gamauf
(0 27 42) 200 DW 6110, Fax DW 6330
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 14
Aufgaben: Angelegenheiten der Errich-
tung, Erhaltung und Auflassung der öf-
fentlichen, gewerblichen und kaufmänni-
schen Berufsschulen, Berufsschulbau-
fonds, personal- und dienstrechtliche
Angelegenheiten der Landeslehrer an
den gewerblichen und kaufmännischen
Berufsschulen, berufsbildende mittlere
und höhere Schulen

Sport
Wirkl. Hofrat Dr. Ludwig Binder
(0 27 42) 200 DW 2699, Fax DW 3066
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 13
Aufgaben: Angelegenheiten des Sports,
der Schischulen und der Bergführer

Energie- und Strahlenschutz
Oberregierungsrat Dr. Josef Muttenthaler
(0 27 42) 200 DW 4500, Fax DW 4330
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 14
Aufgaben: Rechtliche Angelegenheiten
des Energiewesens und der Energiewirt-
schaft, rechtliche Angelegenheiten des
Strahlenschutzes, soweit diese Angele-
genheiten keiner anderen Abteilung zu-
gewiesen sind, rechtliche Angelegen-
heiten des Dampfkesselwesens

Sparkassen- und
Stiftungsaufsicht
Wirkl. Hofrat Dr. Gerhard Orthofer
(0 27 42) 200 DW 5267, Fax DW 5220
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 15
Aufgaben: Sparkassenaufsicht, Spar-
kassenregister und preisrechtliche An-
gelegenheiten, Angelegenheiten des
Konsumentenschutzgesetzes und des
Produktsicherheitsgesetzes, Kultusan-
gelegenheiten und Stiftungsaufsicht

Bodenreform
Wirk!. Hofrat Mag. Kurt Wollinger
(0 27 42) 200 DW 2995, Fax DW 3050
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 12
Aufgabenbereiche: Angelegenheiten der
Bodenreform, soweit diese von der Lan-
desregierung zu besorgen sind, admini-
strative Angelegenheiten des Landes-
agrarsenates und Amtssachverständi-
gentätigkeit für den Landesagrarsenat,
technisch-finanzielle Endüberprüfung
der Baumaßnahmen für die Verkehrser-
schließung ländlicher Gebiete, Fachprü-
fung für den Agrardienst

Land- und
Forstwirtschaftsinspektion
Wirk). Hofrat Mag. Herbert Winter
(0 27 42) 200 DW 2980, Fax DW 3535
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 12
Aufgabenbereiche: Land- und Forstwirt-
schaftsinspektion

Gruppe Wirtschaft,
Sport und Tourismus
Leiter der Gruppe:
Dr. Walter Gamauf
(0 27 42) 200 DW 6110, Fax DW 6330
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 14

Abteilungen der Gruppe
- Gewerberecht
- Wirtschaftsförderung
- Tourismus
- Berufsschulen
- Sport
- Energie- und Strahlenschutz
- Sparkassen und Stiftungsaufsicht
- Technische Kraftfahrzeugangelegen-

heiten

Gewerberecht
Wirkl. Hofrat Dr. Leonhard Ruzicska
(0 27 42) 200 DW 2720, Fax DW 3625
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 14
Aufgaben: Angelegenheiten des Ge-
werbes und damit zusammenhängende
rechtliche Angelegenheiten des Strah-
lenschutzes, Prüfung der fachlichen Eig-
nung für den Kraftfahrlinienverkehr An-
gelegenheiten des gewerblichen
Rechtsschutzes, der öffentlichen Wäg-
und Meßanstalten und der Berufsord-
nung der Wirtschaftstreuhänder, Rohrlei-
tungsangelegenheiten, Angelegenhei-
ten des Berufsausbildungsgesetzes,
Buschenschank, Privatzimmervermie-
tung, Angelegenheiten des Außenhan-
delsgesetzes, soweit sie nicht einer an-
deren Abteilung zugewiesen sind

Gruppe Wasser
Leiter der Gruppe:
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Karl Dimmel
(0 27 42) 200 DW 4400, Fax DW 4325
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 15

Abteilungen der Gruppe
- Wasserrecht und Schiffahrt
- Wasserwirtschaft
- Wasserbau
- Siedlungswasserwirtschaft
- Hydrologie

Wasserrecht und Schiffahrt
Wirkl. Hofrat Dr. Johann Hahnl
(0 27 42) 200 DW 4370, Fax DW 4970
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 15
Aufgabenbereiche: Angelegenheiten des
Wasserrechtes, mit Ausnahme der Auf-
sicht über die Wasserleitungsverbände
„Triestingtal- und Südbahngemeinden“,
„Unteres Pittental“ und „Ternitz und Um-
gebung“, Verwaltung des öffentlichen
Wassergutes, Schiffahrtsangelegenheiten

Wasserwirtschaft
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Ludwig Lutz
(0 27 42) 200 DW 4509, Fax DW 4090
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 15
Aufgabenbereiche: Wasserwirtschaft
(wasserwirtschaftliche Grundlagenfor-
schung, Wasserbewirtschaftung, Pla-
nungsorgan gemäß § 55 des Wasser-
rechtsgesetzes 1959), Angelegenheiten
des NÖ Marchfeldkanalgesetzes mit
Ausnahme der rechtlichen Angelegen-
heiten, Amtssachverständigentätigkeit
für Wasserbau und Abfallwirtschaft,
technische Angelegenheiten der Ge-
wässeraufsicht
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Raumordnung und
Regionalpolitik
Vortr. Hofrat Dr. Gerhard Silberbauer
(0 27 42) 200 DW 4240, Fax DW 4170
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 16
Aufgabenbereiche: Grundlagenfor-
schung, technische Angelegenheiten
der Raumordnung ausgenommen Ge-
samtverkehrsangelegenheiten, Ge-
schäftsstelle des Landes NÖ für EU-Re-
gionalpolitik, Angelegenheiten der Dorf-
und Stadterneuerung, Regionalmanage-
ments, Dokumentation, Statistik und
Volkszählung

Umweltwirtschaft und
Raumordnungsförderung
Wirkl. Hofrat Dkfm. Dr. Harald Hofmann
(0 27 42) 200 DW 4360, Fax DW 4350
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 16
Aufgabenbereiche: Wirtschaftliche An-
gelegenheiten des Umweltschutzes, so-
weit diese Angelegenheiten nicht einer
anderen Abteilung zugewiesen sind,
Zweckzuschüsse an Gemeinden zur
Förderung des Umweltschutzes (§ 22
Abs. 1 Z. 2 FAG 1997), Angelegenheiten
der Abfallwirtschaft, ausgenommen die
rechtlichen Angelegenheiten sowie die
Amtssachverständigentätigkeit, recht-
liche Angelegenheiten des NÖ March-
feldkanalgesetzes, Angelegenheiten der
NÖ Umweltschutzanstalt, Förderung von
Raumordnungsmaßnahmen, soweit die-
se Angelegenheiten nicht einer anderen
Abteilung zugewiesen sind, Grunder-
werb, Baurechtsaktion des Landes NÖ,
Verwaltung von Anteilen des Landes an
Gesellschaften, die dem Umweltschutz
dienen

Umweltrecht und
Umweltkoordination
Wirkl. Hofrat Dr. Gottfried Krasa
(0 27 42) 200 DW 5270, Fax DW 5280
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 16
Aufgabenbereiche: Rechtliche Angele-
genheiten des Umweltschutzes, soweit
diese Angelegenheiten nicht einer an-
deren Abteilung zugewiesen sind, Koor-
dination der Angelegenheiten des Um-
weltschutzes, rechtliche Angelegen-
heiten der Abfallwirtschaft, ausge-
nommen die gemeindeaufsichtsbehörd-
lichen Angelegenheiten, . Angelegen-
heiten des Chemikaliengesetzes, aus-
genommen die Überwachung und die
Giftangelegenheiten, Angelegenheiten
der Umweltverträglichkeitsprüfung und
des konzentrierten Genehmigungsver-
fahrens

Naturschutz
Wirk). Hofrat Dipl.-Ing. Erich Wurzian
(0 27 42) 200 DW 4243, Fax DW 5220
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 16
Aufgabenbereiche: Angelegenheiten des
Naturschutzes, mit Ausnahme der Amts-
sachverständigentätigkeit, Tierschutzan-
gelegenheiten

Verkehrsrecht
ORegRat Dr. Heinz Bachbauer
(0 27 42) 200 DW 2900, Fax DW 3710
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 16
Aufgabenbereiche: Straßenpolizei, Kraft-
fahrwesen und Verkehrswesen, soweit
diese Angelegenheiten nicht einer an-
deren Abteilung zugewiesen sind

Wasserbau
Wirkt. Hofrat Dipl.-Ing. Karl Dimmel
(0 27 42) 200 DW 4400, Fax DW 4325
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 15
Aufgabenbereiche: Gewässerregulie-
rungen, Hochwasserschutz, Wasserver-
bände, Flußbauhöfe, Landwirtschaft-
liche Entwässerungen und Bewässe-
rungen, Vorflutbeschaffung, kulturtech-
nische Maßnahmen

Siedlungswasserwirtschaft
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Wolfgang Ketscher
(0 27 42) 200 DW 4420, Fax DW 4325
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 15a
Aufgabenbereiche: Großräumige Sied-
lungswasserwirtschaft, Erschließung von
Heilbädern und natürlichen Heilvorkom-
men, wasserbauliche Angelegenheiten
der Siedlungswasserwirtschaft (Einzel-
wasserversorgung, Wasserversorgung
und Abwasserbeseitigung von Ver-
bänden, Gemeinden und Genossen-
schaften), der betrieblichen Abwasser-
reinigungsanlagen, der Feuerlöschanla-
gen und der Bäder, NÖ Wasserwirt-
schaftsfonds

Hydrologie
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Erich David-Labor
(0 27 42) 200 DW 3181 , Fax DW 3040
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 15a
Aufgabenbereiche: Hydrologie (Oberflä-
chenhydrologie, Geohydrologie, Hydro-
graphie und Wasserstandsnachrichten-
dienst)

Gesamtverkehrsangelegenheiten
Wirkl. Hofrat Univ.-Doz. Dipl.-Ing.
Dr. Friedrich Zibuschka
(0 27 42) 200 DW 4320, Fax DW 4950
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 16
Aufgabenbereiche: Gesamtverkehrsan-
gelegenheiten: NÖ Landesverkehrskon-
zept, verkehrsträgerübergreifende Kon-
zepte und Studien, Aufbau von regio-
nalen Verkehrsgesellschaften, Weiter-
entwicklung der Verkehrsverbünde,
Grundlagenuntersuchungen und Kon-
zepte zu allen Fragen der Verkehrssi-
cherheit, Erstellung und Prüfung von
Raumverträglichkeitsgutachten im Ver-
kehrsbereich, Verwaltung der Anteile
des Landes in Gesellschaften, die dem
Verkehrsverbund dienen, NÖ Verkehrs-
beratung

Gruppe Hochbau
Leiter der Gruppe:
Vortr. Hofrat Dipl.-Ing. Wolfgang Schöller
(O 27 42) 200 DW 4100, Fax DW 5080
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 7

Abteilungen der Gruppe
- Landeshochbau A
- Landeshochbau B
- Bundeshochbau
- Haustechnik

Landeshochbau A
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Hans Kuhlang
(0 27 42) 200 DW 4130, Fax DW 4977
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 7
Aufgabenbereiche: Angelegenheiten
des Hochbaues des Landes für die Er-
richtung von Amtsgebäuden, landwirt-
schaftlichen Fach- und Berufsschulen,
Krankenanstalten und Musealbauten

Landeshochbau B
Vortr. Hofrat Dipl.-Ing. Wolfgang Schöller
(0 27 42) 200 DW 4100, FaxDW 5080
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 7
Aufgabenbereiche: Angelegenheiten
des Hochbaues des Landes für die Er-
richtung von Kindergärten, öffentlichen
Pflichtschulen, gewerblichen Berufs-
schulen, Jugend-, Pensionisten- und
Pflegeheimen und von Bauten, die keiner
anderen Abteilung zugewiesen sind

Bundeshochbau
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Peter Ehrenberger
(O 27 42) 200 DW 4160, Fax DW 4070
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 7-
Aufgabenbereiche: Angelegenheiten des
Hochbaues des Bundes und der Bun-
desgebäudeverwaltung

Gruppe Raumordnung
und Umwelt
Leiter der Gruppe:
Vortr. Hofrat Dr. Gerhard Silberbauer
(0 27 42) 200 DW 4240, Fax DW 4170
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 16

Abteilungen der Gruppe
- Bau- und Raumordnungsrecht
- Raumordnung und Regionalpolitik
- Umweltwirtschaft und Raumord-

nungsförderung
- Umweltrecht und Umweltkoordination
- Naturschutz
- Verkehrsrecht
- Gesamtverkehrsangelegenheiten

Bau- und Raumordnungsrecht
Wirk). Hofrat Dr. Franz-Xaver Wagner
(0 27 42) 200 DW 4590, Fax DW 5160
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 16
Aufgabenbereiche: Rechtliche Angele-
genheiten der überörtlichen und der ört-
lichen Raumordnung, Baurecht, Angele-
genheiten der Akkreditierung, Straßen-
recht

Mit dem Land billiger telefonieren. Wählen Sie die Telefonnummer Ihrer Bezirkshauptmannschaft, dann 800 und die gewünschte Klappe oder mit „9" die Vermittlung.
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Gruppe Baudirektion
Leiter der Gruppe:
Vortr. Hofrat Dipl.-Ing. Peter Kunerth,
Baudirektor
(0 27 42) 200 DW 4200, Fax DW 4670
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 13

Abteilungen der Gruppe
- Allgemeiner Baudienst
- Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik
- Maschinenbau- und Elektrotechnik
- Umwelttechnik
- Vermessung

Der Gruppe Baudirektion sind ange-
schlossen:
- NÖ Gebietsbauamt I - Korneuburg
- NÖ Gebietsbauamt II - Wiener

Neustadt
- NÖ Gebietsbauamt III - St. Pölten
- NÖ Gebietsbauamt IV - Krems an der

Donau
- NÖ Gebietsbauamt V - Mödling

Allgemeiner Baudienst
Vortr. Hofrat Dipl.-Ing. Peter Kunerth,
Baudirektor
(0 27 42) 200 DW 4200, Fax DW 4670
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 13
Aufgaben: Geologischer Dienst, Roh-
stofforschung, Technische Dienstprü-
fungen, Ziviltechnikerwesen mit Aus-
nahme der Verwaltungsstrafverfahren,
Zulassung zu Befähigungsprüfungen für
die Baugewerbe sowie die Gewerbe der
Elektrotechniker und der Gas- und Was-
serleitungsinstallateure, Allgemeine
Bau-wirtschaft, Förderung der Ortsbild-
pflege, Normenwesen, Amtssachver-
ständigentätigkeit für Naturschutz, Ge-
schäftsstelle für Energiewirtschaft ein-
schließlich der Angelegenheiten der
Fernwärmeförderung, Luftbildstelle, Ko-
ordination des geographischen Informa-
tionssystems in organisatorischer, geo-
graphischer und geodätischer Hinsicht

Bau-, Agrar- und
Verkehrstechnik
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Dr. Erwin Reidinger
(0 27 42) 200 DW 4510, Fax DW 4980
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 13
Aufgaben: Zulassung von Baustoffen,
Bauteilen, Bauweisen und bauchemi-
schen Mitteln, Amtssachverständigentä-
tigkeit für Sprengmittel- und Schießtech-
nik, für Verkehrstechnik, für Landwirt-
schaft und für Bau- und Brandschutz-
technik, Sachverständigentätigkeit im
Lawinenwarndienst, Bewertung von Lie-
genschaften im Bauland und von land-
wirtschaftlich genutzten Liegenschaften

Straßenbetrieb
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Rudolf Gruber
(0 27 42) 200 DW 4650, Fax DW 4060
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus

17
Aufgabenbereiche: Betrieb der Bundes-
und Landesstraßen einschließlich Ko-
stenrechnung, Verkehrsmanagement
(Baustellenkoordinierung, Winterdienst),
Straßenausrüstung, Maschinen und Ge-
räte, Grünverbau

Bundesstraßenbau
Wirk). Hofrat Dipl.-Ing. Helmut Kirchner
(0 27 42) 200 DW 4700, Fax DW 4060
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 17
Aufgabenbereiche: Bundesstraßenbau

Landesstraßenbau
Wirk). Hofrat Dipl.-Ing. Hansjörg Hirn
(0 27 42) 200 DW 4750, Fax DW 4060
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 17
Aufgabenbereiche: Landesstraßenbau
Technische Angelegenheiten der Ge-
meindestraßen

Brückenbau
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Dr. Herwig Klinke
(0 27 42) 200 DW 4550, Fax DW 4640
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 17
Aufgabenbereiche: Brückenbau (ein-
schließlich Objekte) für Bundes- und
Landesstraßen einschließlich Ausfüh-
rungsplanung

Straßenspezialtechnik
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Erich Liehr
(O 27 42) 200 DW 4600, Fax DW 4060
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 17
Aufgabenbereiche: Straßenspezialtech-
nik für Bundes- und Landesstraßen,
Hochbauten, Funkeinrichtungen und
sonstige Nachrichtentechnik, Verkehrs-
technik, Liegenschaftsverwaltung

Straßenplanung
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Günter Horn
(0 27 42) 200 DW 4730, Fax DW 4960
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 17
Aufgabenbereiche: Planung von Bun-
des- und Landesstraßen ausgenommen
Gesamtverkehrsangelegenheiten

Güterwege
Wirk). Hofrat Dipl.-Ing. Helmut Spiegl
(01) 53110 DW 3880, Fax DW 3890
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 12
Aufgabenbereiche: Technische Angele-
genheiten und Förderung der Verkehrs-
erschließung ländlicher Gebiete, der
landwirtschaftlichen Anlagen sowie Alm-
und Weideverbesserungen, landwirt-
schaftlicher Wege- und Anlagenbau Ver-
waltung des Bauhofes Absdorf, Bewer-
tung von Katastrophenschäden an Ge-
meinde- und Privatstraßen sowie an
landwirtschaftlichen Flächen und An-
lagen

Haustechnik
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Walter Mattern
(0 27 42) 200 DW 4150, Fax DW 5060
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 4
Aufgabenbereiche: Angelegenheiten der
Haustechnik, insbes. Angelegenheiten
der Gas-, Wasser-, Sanitär- und Elektro-
installation sowie der Heizungs-, Klima-,
Lüftungs- und Aufzugstechnik

Gruppe Straße
Leiter der Gruppe:
Vortr. Hofrat DipL-lng. Meinrad Stipek,
Straßenbaudirektor
(0 27 42) 200 DW 4800, Fax DW 4060
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 17

Abteilungen der Gruppe
- Allgemeiner Straßendienst
- Straßenbetrieb
- Bundesstraßenbau
- Landesstraßenbau
- Brückenbau
- Straßenspezialtechnik
- Straßenplanung
- Güterwege

Der Gruppe Straße sind angeschlossen:
- NÖ Straßenbauabteilung 1,

Hollabrunn
- NÖ Straßenbauabteilung 2, Tulln
- NÖ Straßenbauabteilung 3,

Wölkersdorf
- NÖ Straßenbauabteilung 4,

Wiener Neustadt
- NÖ Straßenbauabteilung 5, St. Pölten
- NÖ Straßenbauabteilung 6, Amstetten
- NÖ Straßenbauabteilung 7, Krems an

der Donau
- NÖ Straßenbauabteilung 8,

Waidhofen an der Thaya

Allgemeiner Straßendienst
Vortr. Hofrat Dipl.-Ing. Meinrad Stipek,
Straßenbaudirektor
(0 27 42) 200 DW 4800, Fax DW 6370
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 17
Aufgabenbereiche: Im Bereich des NÖ
Straßendienstes: Finanzplanung und
Rechnungswesen, Bürgerinformation,
EDV-Betreuung, Boden- und Baustoff-
prüfung, Dienstprüfungen, Dienstbeklei-
dung; Gemeindestraßenförderung, stra-
ßenrelevante Transportgenehmigungen
nach dem Kraftfahrgesetz und dem Ge-
fahrgutgesetz Straße, das ist vom Kraft-
fahrwesen die eingeschränkte Zulas-
sung (Routengenehmigung) sowie
Transporte und Fahrten, bei denen die
allgemein zulässigen Maße, Gewichte
und Achslasten überschritten werden
und das ist vom GGSt die einge-
schränkte besondere Zulassung und die
Ausstellung von Bescheinigungen für
eingeschränkt besonders zugelassene
Fahrzeuge, militärische Sondernutzung
von Straßengrund
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medizinische Angelegenheiten der
Krankenanstalten und Krankenpflege-
schulen, des Gemeindesanitätsdienstes
und des Rettungswesens, Landessani-
tätsrat, Amtssachverständigentätigkeit
für medizinische Angelegenheiten, so-
weit sie keiner anderen Abteilung zuge-
wiesen ist, medizinische Angelegen-
heiten der Verhütung und Bekämpfung
ansteckender Krankheiten und des Dro-
genmißbrauches (Drogenbeirat), der
Arzneimittel, des Leichen- und Bestat-
tungswesens, des Katastrophenschut-
zes sowie der Pensionisten- und Pflege-
heime

Umwelthygiene
Wirkl. Hofrat Dr. Georg Krasel
(0 27 42) 200 DW 2945, Fax DW 2875
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1,
Haus 15b
Aufgaben: Medizinische Angelegen-
heiten des Umweltschutzes (insbeson-
dere Trinkwasserversorgung, Abwasser-
beseitigung, Abfallwirtschaft, Chemika-
liengesetz, Lärmbekämpfung, Luftrein-
haltung und Strahlenschutz) sowie der
Bäder und Saunaanlagen einschließlich
der Amtssachverständigentätigkeit;
Trinkwasserhygiene und -kontrolle; Tu-
berkulosebekämpfung einschließlich der
Tuberkulosehilfe; Angelegenheiten der
Arbeitsmedizin; sanitäre Aufsicht über
Kurorte und natürliche Heilvorkommen

Lebensmittelkontrolle
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Emst
Neugschwandtner
(0 27 42) 200 DW 2905, Fax DW 5260
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1,
Haus 15b
Aufgabenbereiche: Angelegenheiten
des Ernährungswesens und der Nah-
rungsmittelkontrolle, der Qualitätsklas-
senkontrolle, der Weinkontrolle und der
Waschmittelkontrolle, soweit sie nicht
einer anderen Abteilung zugewiesen
sind, Amtssachverständigentätigkeit für
das Ernährungswesen, vom Chemika-
liengesetz die Überwachung

Sanitätsrecht und
Krankenanstalten
Wirkl. Hofrat Dr. Peter Ladenbauer
(0 27 42) 200 DW 2910, Fax DW 2785
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1,
Haus 15b
Aufgabenbereiche: Rechtliche Angele-
genheiten des Gesundheitswesens,
ausgenommen Strahlenschutz, recht-
liche Angelegenheiten der Tuberkulose-
bekämpfung, ausgenommen die Ge-
währung von Tuberkulosehilfe, der Nah-
rungsmittelkontrolle, der Kurorte und der
natürlichen Heilvorkommen, der Kran-
kenanstalten, des Leichen- und Bestat-
tungswesens, des Gemeindesanitäts-
dienstes mit Ausnahme der Angelegen-
heiten der Gemeindeärzte, Verwaltung

der Landeskrankenanstalten, Rettungs-
wesen, Angelegenheiten der Plasma-
pherese, Giftangelegenheiten des Che-
mikaliengesetzes, Angelegenheiten der
NÖ Patienten- und Pflegeanwaltschaft

Sozialhilfe
Wirk). Hofrat Dr. Elisabeth Gross
(0 27 42) 200 DW 6320, Fax DW 6150
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 14
Aufgabenbereiche: Opferfürsorge ein-
schließlich der Verwaltung des Ertrages
der Opferfürsorgeabgabe, Sozialhilfe,
ausgenommen jedoch die Angelegen-
heiten der Landespflegeheime, der Lan-
despensionistenheime und der privaten
Pensionistenheime und Pflegeheime,
Sozialhilfebeirat, Angelegenheiten der
Familien- und Heimhelfer

Jugendwohlfahrt
ORegRat Mag. Reinfried Gänger
(0 27 42) 200 DW 6415, Fax DW 6120
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 14
Aufgabenbereiche: Jugendwohlfahrt,
NÖ Kinderbetreuungsgesetz 1996, so-
weit diese Angelegenheit nicht einer an-
deren Abteilung zugewiesen ist

Heime
Wirk). Hofrat Dr. Otto Huber
(0 27 42) 200 DW 6380, Fax DW 6120
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 14
Aufgabenbereiche: Landessäuglings-
heime, Heilpädagogischer Kindergarten
des Landes Niederösterreich, Landesju-
gendheime, Angelegenheiten der Lan-
des-Pensionisten- und -Pflegeheime und
der privaten Pensionistenheime und
Pflegeheime, finanzielle Angelegenhei-
ten der Anstaltsfürsorge, Verpflegsko-
stenangelegenheiten, Studienbeihilfen
für Erzieher, Angelegenheiten der Alten-
helfer

Arbeitsrecht und
Sozialversicherung
Wirkl. Hofrat Dr. Wolfgang Schuldes
(0 27 42) 200 DW 2740, Fax DW 3050

3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 14
Aufgabenbereiche: Nichtlandwirtschaft-
liche Sozialversicherung einschließlich
Entgeltfortzahlungsangelegenheiten,
Soziale Verwaltung

Landwirtschaftliche
Sozialversicherung
Wirk). Hofrat Dr. Wolfgang Schuldes
(O 27 42) 200 DW 2740, Fax DW 3050
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 14
Aufgabenbereiche: Landwirtschaftliche
Sozialversicherung

Maschinenbau- und
Elektrotechnik
Wirk). Hofrat Dipl.-Ing. Erich Bauer
(0 27 42) 200 DW 4359, Fax DW 4385
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 13
Aufgaben: Amtssachverständigentätig-
keit für Fördertechnik, Dampfkessel-
wesen, Druckrohrbau, Maschinenbau,
Wärme- und Gewerbetechnik, Elektrizi-
tätswirtschaft und Elektrotechnik

Umwelttechnik
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Franz Schörghuber
(0 27 42) 200 DW 4250, Fax DW 4300,
4985
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 13
Aufgaben: Technische Angelegenheiten
des Umweltschutzes (Luftreinhaltung,
Lärm- und Erschütterungsschutz, Ge-
wässergüteuntersuchungen und Bäder-
technik, Strahlenschutz, Röntgen- und
Isotopentechnik), soweit diese keiner
anderen Abteilung zugewiesen sind,
Ozongesetz, ausgenommen Sanie-
rungspläne und die Vorbereitung von
Sofortmaßnahmen, Smogalarmgesetz,
ausgenommen Smogalarmpläne, tech-
nische Angelegenheiten der Luftfahrt
und Sicherheitstechnik im Gesundheits-
wesen

Vermessung
Wirkl. Hofrat Dipl.-Ing. Otto Aleksa
(0 27 42) 200 DW 2736, Fax DW 3888
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 13
Aufgaben: Vermessungsangelegenhei-
ten

Gruppe Gesundheit und
Soziales
Leiter der Gruppe:
Wirkl. Hofrat Dr. Otto Huber
(0 27 42) 200 DW 6380, Fax DW 6120
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 14

Abteilungen der Gruppe
- Gesundheitswesen
- Umwelthygiene
- Lebensmittelkontrolle
- Sanitätsrecht und Krankenanstalten
- Sozialhilfe
- Jugendwohlfahrt
- Heime
- Arbeitsrecht und Sozialversicherung
- Landwirtschaftliche Sozialversiche-

rung

Gesundheitswesen
Vortr. Hofrat Dr. Werner Hoffer,
Sanitätsdirektor
(0 27 42) 200 DW 2920, Fax DW 5340
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1,
Haus 15b
Aufgaben: Medizinische Angelegen-
heiten des Gesundheitswesens, soweit
sie keiner anderen Abteilung zuge-
wiesen sind (insbesondere Vorsorgeme-
dizin und Beratung für Mutter und Kind),
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Adreß- und Telefonverzeichnis

Verwaltungsbezirke (Bezirkshauptmannschaften und NÖ Gemeinden)

Verwaltungsbezirk
Baden
Gerichtsbezirke Baden, Ebreichsdorf,
Pottenstein

BH Baden
2500, Schwartzstraße 50
Tel. (0 22 52) 202, Fax DW 600
Parteienverkehr: Montag bis Freitag
8-12 Uhr, Dienstag auch 16-19 Uhr
Bezirkshauptmann: Wanzenböck
Richard
Mag. jur, W. HR d. NÖ LRg.
Außenstelle Berndorf,
PLZ 2560, Karl-Kieslinger-Platz 2,
Tel. (0 26 72) 82 4 70
Parteienverkehr: jeden 2. und 4.
Mittwoch im Monat 7.30-12 Uhr und
13-14.30 Uhr
Außenstelle Pottendorf,
PLZ 2486, Hauptstraße 9,
Tel. (0 26 23) 72 2 78
Parteienverkehr: jeden 1. und 3.
Donnerstag im Monat 7.30-12 Uhr und
13-14.30 Uhr
Außenstelle Pottenstein,
PLZ 2563, Hauptplatz 13,
Tel. (0 26 72) 82 4 24
Parteienverkehr: jeden 1. und 3.
Mittwoch im Monat 7.30-12 Uhr und
13-14 Uhr

Gerichtsbezirk Baden

Gemeinde Alland
PLZ 2534, Tel. (0 22 58) 22 45, 66 66
Stadtgemeinde Baden
PLZ 2500, Tel. (0 22 52) 86 8 00-0
Stadtgemeinde Bad Vöslau
PLZ 2540, Tel. (0 22 52) 76 1 61-0
Gemeinde Blumau-Neurisshof
PLZ 2602, Tel. (0 26 28) 485 70 oder
482 90
Marktgemeinde Günselsdorf
PLZ 2525, Tel. (0 22 56) 628 80
Gemeinde Heiligenkreuz
PLZ 2532, Tel. (0 22 58) 87 20
Gemeinde Klausen-Leopoldsdorf
PLZ 2533, Tel. (0 22 57) 236
Marktgemeinde Kottingbrunn
PLZ 2542, Tel. (0 22 52) 761 04, 713 42
Marktgemeinde Leobersdorf
PLZ 2544, Tel. (0 22 56) 623 96, 623 97
Marktgemeinde Pfaffstätten
PLZ 2511, Tel. (0 22 52) 88 9 85
Gemeinde Schönau an der Triesting
PLZ 2525, Tel. (0 22 56) 635 72
Marktgemeinde Sooß
PLZ 2500, Tel. (0 22 52) 87 5 73
Gemeinde Tattendorf
PLZ 2523, Tel. (0 22 53) 81 5 81
Marktgemeinde Teesdorf
PLZ 2524, Tel. (0 22 53) 81 4 40,
81 2 02
Stadtgemeinde Traiskirchen
PLZ 2514, Tel. (0 22 52) 52 6 11-14

Gerichtsbezirk Haag

Gemeinde Behamberg
PLZ 4441, Tel. (0 72 52) 310 00-11
Gemeinde Ennsdorf
PLZ 4482, Tel. (0 72 23) 820 12-7806
Gemeinde Ernsthofen
PLZ 4432, Tel. (0 74 35) 84 50
Stadtgemeinde Haag
PLZ 3350, Tel. (0 74 34) 424 23
Gemeinde Haidershofen
PLZ 4431, Tel. (0 74 34) 428 13
Gemeinde St. Pantaleon-Erla
PLZ 4303, Tel. (0 74 35) 72 71
Stadtgemeinde St. Valentin
PLZ 4300, Tel. (0 74 35) 521 02, 521
03, 527 72
Marktgemeinde Strengberg
PLZ 3314, Tel. (0 74 32) 22 14

Gerichtsbezirk Sankt Peter in der Au

Marktgemeinde Aschbach Markt
PLZ 3361, Tel. (0 74 76) 77 3 21
Gemeinde Biberbach
PLZ 3353, Tel. (0 74 76) 82 50
Gemeinde Ertl
PLZ 3352, Tel. (0 74 77) 72 01
Marktgemeinde St. Peter in der Au
PLZ 3352, Tel. (0 74 77) 421 11-0
Marktgemeinde Seitenstetten
PLZ 3353, Tel. (0 74 77) 422 24
Gemeinde Weistrach
PLZ 3351, Tel. (0 74 77) 423 63
Gemeinde Wolfsbach
PLZ 3354, Tel. (0 74 77) 82 40

Gerichtsbezirk Waidhofen
an der Ybbs

Marktgemeinde Allhartsberg
PLZ 3331, Tel. (0 74 48) 23 3 60
Gemeinde Höllenstein an der Ybbs
PLZ 3343, Tel. (0 74 45) 21 80
Marktgemeinde Kematen an der
Ybbs
PLZ 3331, Tel. (0 74 48) 23 12
Gemeinde Opponitz
PLZ 3342, Tel. (0 74 44) 280
Gemeinde St. Georgen am Reith
PLZ 3344, Tel. (0 74 84) 82 16
Gemeinde Sonntagberg
PLZ 3332, Tel. (0 74 48) 22 90
Marktgemeinde Ybbsitz
PLZ 3341, Tel. (0 74 43) 866 01

Verwaltungsbezirk
Amstetten
Gerichtsbezirke Amstetten, Haag,
St. Peter in der Au, Waidhofen/Ybbs

BH Amstetten
3300 Preinsbacher Straße 11
Tel. (0 74 72) 608, Fax DW 608
Parteienverkehr: Montag bis Freitag
8-12 Uhr und Dienstag 16-19 Uhr
Bezirkshauptmann: Lenze Hans-Heinz,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg. GrE
Außenstelle St. Valentin,
PLZ 4300, Hauptplatz 6,
Tel. (0 74 35) 543 05
Parteienverkehr: Donnerstag 8-12 Uhr
und 13-16 Uhr
Außenstelle Haag,
PLZ 3350, Höllriglstraße 7,
Tel. (0 74 34) 424 62
Parteienverkehr: jeden 1. und 3.
Mittwoch im Monat 8-12 Uhr und
13-16 Uhr
Außenstelle St. Peter/Au,
PLZ 3352, Graf-Segur-Platz 6,
Tel. (0 74 77)421 11-23
Parteienverkehr: jeden 2. und 4.
Mittwoch im Monat 8-12 Uhr und
13-16 Uhr
Außenstelle Waidhofen/Ybbs,
PLZ 3340, Oberer Stadtplatz 25,
Tel. (0 74 42)511-105
Parteienverkehr: Dienstag 8-12 Uhr

2

Gerichtsbezirk Amstetten

Stadtgemeinde Amstetten
PLZ 3300, Tel. (0 74 72) 601
Marktgemeinde Ardagger
PLZ 3321, Tel. (0 74 79) 43 12
Marktgemeinde Euratsfeld
PLZ 3324, Tel. (0 74 74) 240
Marktgemeinde Ferschnitz
PLZ 3325, Tel. (0 74 73) 82 97
Marktgemeinde Neuhofen
an der Ybbs
PLZ 3364, Tel. (0 74 75) 27 00, 24 85
Marktgemeinde Neustadtl
an der Donau
PLZ 3323, Tel. (0 74 71)22 40
Marktgemeinde Oed-Oehling
PLZ 3312, Tel. (0 74 75) 32 26
Marktgemeinde St. Georgen
am Ybbsfelde
PLZ 3372, Tel. (0 74 73) 23 12
Gemeinde Viehdorf
PLZ 3322, Tel. (0 74 72) 641 14
Marktgemeinde Wallsee-Sindelburg
PLZ 3313, Tel. (0 74 33) 22 16
Gemeinde Winklarn
PLZ 3300, Tel. (0 74 72) 643 19
Marktgemeinde Zeillern
PLZ 3311, Tel. (0 74 72) 68 8 66
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Verwaltungsbezirk
Bruck an der Leitha
Gerichtsbezirke Bruck an der Leitha
und Hainburg an der Donau

Verwaltungsbezirk
Gänserndorf
Gerichtsbezirke Gänserndorf,
Groß-Enzersdorf, Zistersdorf

Gerichtsbezirk Ebreichsdorf

Marktgemeinde Ebreichsdorf
PLZ 2483, Tel. (0 22 54) 722 18
Gemeinde Mitterndorf an der Fischa
PLZ 2441, Tel. (0 22 34) 784 13
Marktgemeinde Oberwaltersdorf
PLZ 2522, Tel. (0 22 53) 6292, 6682
Marktgemeinde Pottendorf
PLZ 2486, Tel. (0 26 23) 72 2 29
Marktgemeinde Reisenberg
PLZ 2440, Tel. (0 22 34) 80 2 71
Marktgemeinde Seibersdorf
PLZ 2444, Tel. (0 22 55) 62 31
Marktgemeinde Trumau
PLZ 2521, Tel. (0 22 53) 6245

Gerichtsbezirk Pottenstein

Marktgemeinde Altenmarkt
an der Triesting
PLZ 2571, Tel. (0 26 73) 22 00
Stadtgemeinde Berndorf
PLZ 2560, Tel. (0 26 72) 82 2 53
Marktgemeinde
Enzesfeld-Lindabrunn
PLZ 2551, Tel. (0 22 56) 81 2 51,
81 2 61
Gemeinde Furth an der Triesting
PLZ 2564, Tel. (0 26 74) 88 2 19
Gemeinde Hernstein
PLZ 2560, Tel. (0 26 33) 47 2 05
Marktgemeinde Hirtenberg
PLZ 2552, Tel. (0 22 56) 811 11-0
Marktgemeinde Pottenstein
PLZ 2563, Tel. (0 26 72) 824 24
Marktgemeinde Weissenbach
an der Triesting
PLZ 2564, Tel. (0 26 74) 86 3 38

BH Bruck an der Leitha
PLZ 2460, Hauptplatz 16
Tel. (0 21 62) 600, Fax DW 333
Parteienverkehr: Montag bis Freitag
8-12 Uhr und Dienstag 16-19 Uhr
Bezirkshauptmann: Stockinger Alois,
Dr„ W. HR d. NÖ LRg.
Außenstelle Hainburg,
PLZ 2410, Hauptplatz 23,
Tel. (0 21 65)62 1 11-22
Parteienverkehr: Mittwoch 8-12 Uhr
und 13-15 Uhr

Gerichtsbezirk Bruck an der Leitha
Marktgemeinde Au am Leithaberge
PLZ 2451, Tel. (0 21 68) 82 41
Stadtgemeinde Bruck an der Leitha
PLZ 2460, Tel. (0 21 62) 623 54-0
Marktgemeinde Enzersdorf
an der Fischa
PLZ 2431, Tel. (0 22 30) 84 66
Gemeinde Göttlesbrunn-Arbesthal
PLZ 2464, Tel. (0 21 62) 89 24
Marktgemeinde Götzendorf
an der Leitha
PLZ 2434, Tel. (0 21 69) 22 74, 26 62
Gemeinde Höflein
PLZ 2465, Tel. (0 21 62) 625 53-0
Marktgemeinde Hof am Leithaberge
PLZ 2451, Tel. (0 21 68) 623 93
Stadtgemeinde Mannersdorf
am Leithagebirge
PLZ 2452, Tel. (0 21 68) 622 52, 627 52
Marktgemeinde Rohrau
PLZ 2471, Tel. (0 21 64) 22 04
Marktgemeinde Sommerein
PLZ 2453, Tel. (0 21 68) 634 68
Marktgemeinde Trautmannsdorf
an der Leitha
PLZ 2454, Tel. (0 21 69) 22 46

Gerichtsbezirk Hainburg
an der Donau
Marktgemeinde Bad
Deutsch-Altenburg
PLZ 2405, Tel. (0 21 65) 624 78, 629 00
Stadtgemeinde Hainburg
an der Donau
PLZ 2410, Tel. (0 21 65) 621 11-0,
623 29
Gemeinde Berg
PLZ 2412, Tel. (0 21 43) 23 71
Gemeinde Haslau-Maria Eilend
PLZ 2402, Tel. (0 22 32) 80 2 00,
80 2 50
Gemeinde Hundsheim
PLZ 2405, Tel. (0 21 65) 626 18
Marktgemeinde Petronell-Carnuntum
PLZ 2404, Tel. (0 21 63) 22 28
Marktgemeinde Prellenkirchen
PLZ 2472, Tel. (0 21 45) 22 02
Gemeinde Scharndorf
PLZ 2403, Tel. (0 21 63) 23 03
Gemeinde Wolfsthal
PLZ 2412, Tel. (0 21 65) 626 76

BH Gänserndorf
2230, Schönkirchner Straße 1
Tel. (0 22 82) 84 02, Fax DW 230
Parteienverkehr: Dienstag 8-12 Uhr
und 13-19 Uhr und Donnerstag
8-12 Uhr
Bezirkshauptmann: Gruber Karl
Dr., OReg.Rat
Außenstelle Groß-Enzersdorf,
PLZ 2301, Dr.-Anton-Krabichler-Platz 1,
Tel. (0 22 49) 23 65
Außenstelle Zistersdorf,
PLZ 2225, Rathaus, Hauptstraße 35,
Tel. (0 25 32) 22 79, 22 70

2

Gerichtsbezirk Gänserndorf

Gemeinde Aderklaa
PLZ 2232, Tel. (0 22 47) 22 90
Marktgemeinde Angern an der March
PLZ 2261, Tel. (0 22 83) 22 41, 22 31
Marktgemeinde Auersthal
PLZ 2214, Tel. (0 22 88) 22 46
Marktgemeinde Bad Pirawarth
PLZ 2222, Tel. (0 25 74) 23 40, 23 39
Stadtgemeinde Deutsch-Wagram
PLZ 2232, Tel. (0 22 47) 22 09
Marktgemeinde Ebenthal
PLZ 2251, Tel. (0 25 38)8110
Stadtgemeinde Gänserndorf
PLZ 2230, Tel. (0 22 82) 26 51-0
Marktgemeinde Groß-Schweinbarth
PLZ 2221, Tel. (0 22 89) 23 02
Marktgemeinde Hohenruppersdorf
PLZ 2223, Tel. (0 25 74) 83 04
Marktgemeinde Matzen-Raggendorf
PLZ 2243, Tel. (0 22 89) 22 73
Marktgemeinde Prottes
PLZ 2242, Tel. (0 22 82) 21 82
Marktgemeinde
Schönkirchen-Reyersdorf
PLZ 2241, Tel. (0 22 82) 25 06, 24 06
Marktgemeinde Spannberg
PLZ 2244, Tel. (0 25 38) 84 97
Marktgemeinde Strasshof
an der Nordbahn
PLZ 2231, Tel. (0 22 87) 22 08, 22 85
Gemeinde Velm-Götzendorf
PLZ 2245, Tel. (0 25 38) 340
Marktgemeinde Weikendorf
PLZ 2253, Tel. (0 22 82) 22 18

Gerichtsbezirk
Groß-Enzersdorf

Gemeinde Andlersdorf
PLZ 2301, Tel. (0 22 15) 21 81
Marktgemeinde Eckartsau
PLZ 2305, Tel. (0 22 14) 22 02
Gemeinde Glinzendorf
PLZ 2282, Tel. (0 22 48) 23 11
Stadtgemeinde Groß-Enzersdorf
PLZ 2301, Tel. (0 22 49) 23 14
Gemeinde Großhofen
PLZ 2282, Tel. (0 22 48) 22 41
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Verwaltungsbezirk
Hollabrunn
Gerichtsbezirke Hollabrunn, Retz

BH Hollabrunn
2020, Mühlgasse 24
Tel. (0 29 52) 59 01, Fax DW 555
Parteienverkehr: Dienstag 8-12 Uhr
und 16-19 Uhr, Freitag 8-12 Uhr
Bezirkshauptmann: Wegl Adolf,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.
Außenstelle Haugsdorf,
(nur Jugendabteilung),
PLZ 2054, Laaer Straße 12,
Tel. (0 29 44) 24 77
Parteienverkehr: jeden 1. Dienstag im
Monat von 13-14 Uhr
Außenstelle Ravelsbach,
(nur Jugendabteilung),
PLZ 3720, Bachgasse 1,
Tel. (0 29 58) 82 7 85
Parteienverkehr: jeden 1. und 3.
Dienstag im Monat von 7.30-10 Uhr
Außenstelle Retz,
(nur Jugendabteilung),
PLZ 2070, Hauptplatz (Gemeindeamt),
Tel. (0 29 42) 25 83
Parteienverkehr: jeden 1. Dienstag im
Monat von 9-1 1 Uhr

Gerichtsbezirk Hollabrunn

Gemeinde Alberndorf im Pulkautal
PLZ 2054, Tel. (0 29 44) 23 33
Marktgemeinde Göllersdorf
PLZ 2013, Tel. (0 29 54) 22 65
Marktgemeinde Grabern
PLZ 2020, Tel. (0 29 52) 21 32
Marktgemeinde Guntersdorf
PLZ 2042, Tel. (0 29 51)22 47
Marktgemeinde Hadres
PLZ 2061, Tel. (0 29 43) 23 03
Marktgemeinde Haugsdorf
PLZ 2054, Tel. (0 29 44) 22 18
Gemeinde Heldenberg
PLZ 3704, Tel. (0 29 56) 25 53
Marktgemeinde Hohenwarth-
Mühlbach a. M.
PLZ 3472, Tel. (0 29 57)216
Stadtgemeinde Hollabrunn
PLZ 2020, Tel. (0 29 52) 21 02-0
Marktgemeinde Mailberg
PLZ 2024, Tel. (0 29 43) 22 53
Stadtgemeinde Maissau
PLZ 3712, Tel. (0 29 58) 822 71, 822 72
Marktgemeinde Nappersdorf-
Kammersdorf
PLZ 2033, Tel. (0 29 53) 23 14
Marktgemeinde Pernersdorf
PLZ 2052, Tel. (0 29 44) 82 75
Marktgemeinde Ravelsbach
PLZ 3720, Tel. (0 29 58) 824 14, 824 15
Marktgemeinde Seefeld-Kadolz
PLZ 2062, Tel. (0 29 43) 22 01
Marktgemeinde Sitzendorf
an der Schmida
PLZ 3714, Tel. (0 29 59) 22 03, 22 04
Marktgemeinde Wullersdorf
PLZ 2041, Tel. (0 29 51)84 33
Marktgemeinde Ziersdorf
PLZ 3710, Tel. (0 29 56) 22 04

Verwaltungsbezirk
Gmünd
Gerichtsbezirke Gmünd in
Niederösterreich, Litschau, Schrems,
Weitra

BH Gmünd
3950, Schremser Straße 8,
Tel. (0 28 52) 500, Fax DW 500
Parteienverkehr: Dienstag: 8-12 Uhr,
13-15 und 16-19 Uhr, Donnerstag
8-12 Uhr und 13-15 Uhr
Bezirkshauptmann: Scherz Franz,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Gerichtsbezirk Gmünd
in Niederösterreich

Stadtgemeinde Gmünd
PLZ 3950, Tel. (0 28 52) 52 5 06
Gemeinde Großdietmanns
PLZ 3950, Tel. (0 28 52) 82 62
Marktgemeinde Hoheneich
PLZ 3945, Tel. (0 28 52) 52 6 64
Gemeinde Waldenstein
PLZ 3961, Tel. (0 28 55) 498, 478

Gerichtsbezirk Litschau

Marktgemeinde Eggern
PLZ 3861, Tel. (0 28 63) 232
Marktgemeinde Eisgarn
PLZ 3862, Tel. (0 28 63) 336
Gemeinde Haugschlag
PLZ 3874, Tel. (0 28 65) 82 06
Stadtgemeinde Heidenreichstein
PLZ 3860, Tel. (0 28 62) 523 36, 523 37
Stadtgemeinde Litschau
PLZ 3874, Tel. (0 28 65) 219, 220
Gemeinde Reingers
PLZ 3863, Tel. (0 28 63) 82 08

Gerichtsbezirk Schrems

Gemeinde Amaliendorf-Aalfang
PLZ 3872, Tel. (0 28 62) 534 95
Marktgemeinde Brand-Nagelberg
PLZ 3871, Tel. (0 28 59) 72 17
Marktgemeinde Hirschbach
PLZ 3942, Tel. (0 28 54) 344
Marktgemeinde Kirchberg am Walde
PLZ 3932, Tel. (0 28 54) 284, 465
Stadtgemeinde Schrems
PLZ 3943, Tel. (0 28 53) 774 54, 774 55

Gerichtsbezirk Weitra

Marktgemeinde Bad Großpertholz
PLZ 3972, Tel. (0 28 57) 22 53
Marktgemeinde Großschönau
PLZ 3922, Tel. (0 28 15) 62 52
Marktgemeinde Moorbad Harbach
PLZ 3970, Tel. (0 28 58) 52 14
Marktgemeinde St. Martin
PLZ 3971, Tel. (0 28 57) 22 62
Gemeinde Unserfrau-Altweitra
PLZ 3970, Tel. (0 28 56) 25 40
Stadtgemeinde Weitra
PLZ 3970, Tel. (0 28 56) 23 78, 26 82

Gemeinde Haringsee
PLZ 2286, Tel. (0 22 14) 23 04
Marktgemeinde Leopoldsdorf
im Marchfelde
PLZ 2285, Tel. (0 22 16)22 16
Gemeinde Mannsdorf an der Donau
PLZ 2304, Tel. (0 22 12) 25 97, 28 00
Gemeinde Markgrafneusiedl
PLZ 2282, Tel. (0 22 48) 22 41
Marktgemeinde Obersiebenbrunn
PLZ 2283, Tel. (0 22 86) 22 18
Marktgemeinde Orth an der Donau
PLZ 2304, Tel. (0 22 12) 22 08
Gemeinde Parbasdorf
PLZ 2232, Tel. (0 22 47) 51 8 60
Gemeinde Raasdorf
PLZ 2281, Tel. (0 22 49) 89 3 92

Gerichtsbezirk Gänserndorf

Marktgemeinde Engelhartstetten
PLZ 2292, Tel. (0 22 14) 22 92
Marktgemeinde Lassee
PLZ 2291, Tel. (0 22 13) 23 11
Stadtgemeinde Marchegg
PLZ 2293, Tel. (0 22 85) 71 00
Gemeinde Untersiebenbrunn
PLZ 2284, Tel. (0 22 86) 23 20
Gemeinde Weiden an der March
PLZ 2295, Tel. (0 22 84) 22 04

Gerichtsbezirk Zistersdorf

Marktgemeinde Drösing
PLZ 2265, Tel. (0 25 36) 73 30
Marktgemeinde Dürnkrut
PLZ 2263, Tel. (0 25 38) 80 2 14
Gemeinde Hauskirchen
PLZ 2184, Tel. (0 25 33) 85 20
Marktgemeinde Hohenau an der
March
PLZ 2273, Tel. (0 25 35) 23 07
Marktgemeinde Jedenspeigen
PLZ 2264, Tel. (0 25 36) 82 24
Marktgemeinde Neusiedl an der Zaya
PLZ 2183, Tel. (0 25 33) 89 2 55
Gemeinde
Palterndorf-Dobermannsdorf
PLZ 2181, Tel. (0 25 33) 894 58, 892 26
Marktgemeinde Ringelsdorf-
Niederabsdorf
PLZ 2272, Tel. (0 25 36) 72 92
Marktgemeinde Sulz im Weinviertel
PLZ 2224, Tel. (0 25 34) 217
Stadtgemeinde Zistersdorf
PLZ 2225, Tel. (0 25 32) 24 01
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Verwaltungsbezirk
Korneuburg
Gerichtsbezirke Korneuburg, Stockerau

BH Korneuburg
2100, Bankmannring 5
Tel. (0 22 62) 705-0, Fax DW 212
Parteienverkehr: Dienstag 8-12.30 Uhr
und 13-19 Uhr, Freitag 8-12 Uhr
Bezirkshauptmann:
W. HR Dr. jur. Nebes Wolfgang
Außenstelle Stockerau,
2000, Flathausplatz 14,
Tel. (0 22 66) 625 91
Parteienverkehr: Montag bis Freitag
8-12.30 Uhr und Dienstag auch
15-19 Uhr

Gerichtsbezirk Korneuburg

Marktgemeinde Bisamberg
PLZ 2102, Tel. (0 22 62) 62 0 00
Gemeinde Enzersfeld
PLZ 2202, Tel. (0 22 62) 67 41 41
Marktgemeinde Ernstbrunn
PLZ 2115, Tel. (0 25 76) 23 01
Marktgemeinde Großrußbach
PLZ 2114, Tel. (0 22 63) 66 68
Gemeinde Hagenbrunn
PLZ 2102, Tel. (0 22 62) 67 22 67
Marktgemeinde Harmannsdorf
PLZ 2111, Tel. (0 22 64)236
Stadtgemeinde Korneuburg
PLZ 2100, Tel. (0 22 62) 770
Marktgemeinde Langenzersdorf
PLZ 2103, Tel. (0 22 44) 23 08
Marktgemeinde Leobendorf
PLZ 2100, Tel. (0 22 62) 66 1 51
Gemeinde Stetten
PLZ 2100, Tel. (0 22 62) 673 660

Gerichtsbezirk Stockerau

Marktgemeinde Großmugl
PLZ 2002, Tel. (0 22 68) 66 10
Marktgemeinde Hausleiten
PLZ 3464, Tel. (0 22 65) 72 67
Gemeinde Leitzersdorf
PLZ 2003, Tel. (0 22 66) 634 55
Marktgemeinde Niederhollabrunn
PLZ 2004, Tel. (0 22 69) 22 24
Gemeinde Rußbach
PLZ 3702, Tel. (0 29 55) 702 20
Marktgemeinde Sierndorf
PLZ 2011, Tel. (0 22 67) 22 25
Gemeinde Spillern
PLZ 2104, Tel. (0 22 66) 802 25
Marktgemeinde Stetteldorf am
Wagram
PLZ 3463, Tel. (0 22 78) 23 04
Stadtgemeinde Stockerau
PLZ 2000, Tel. (0 22 66) 695

Verwaltungsbezirk
Krems
Gerichtsbezirke Krems an der Donau,
Langenlois

BH Krems
3500, Körnermarkt 1
Tel. (0 27 32) 808-0, Fax DW 208
Parteienverkehr: Dienstag 8-12 Uhr
und 16-19 Uhr, Freitag 8-12 Uhr
Bezirkshauptmann: Hetzer Gerhard,
Dr., W. HR d. NÖ LRg.
Außenstelle Gföhl,
PLZ 3542, Hauptplatz 3,
Tel. (0 27 16) 63 26
Parteienverkehr: Donnerstag 8-12 Uhr

Gerichtsbezirk Retz

Stadtgemeinde Hardegg
PLZ 2082, Tel. (0 29 48) 84 50
Stadtgemeinde Pulkau
PLZ 3741, Tel. (0 29 46) 22 76
Stadtgemeinde Retz
PLZ 2070, Tel. (0 29 42) 22 23
Gemeinde Retzbach
PLZ 2074, Tel. (0 29 42) 25 13
Stadtgemeinde Schrattenthal
PLZ 2073, Tel. (0 29 42) 82 04
Marktgemeinde Zellerndorf
PLZ 2051, Tel. (0 29 45) 22 14

Verwaltungsbezirk Hom
Gerichtsbezirke Eggenburg, Horn

BH Horn
3580, Frauenhofner Straße 2
Tel. (0 29 82) 59 01, Fax DW 219
Parteienverkehr: Dienstag 8-12 Uhr,
Donnerstag 8-12 Uhr und 16-19 Uhr
Bezirkshauptmann: Opitz Gerhard
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Gerichtsbezirk Eggenburg
Marktgemeinde Burgschleinitz-
Kühnring
PLZ 3730, Tel. (0 29 84) 26 53
Stadtgemeinde Eggenburg
PLZ 3730, Tel. (0 29 84) 35 01, 35 02
Gemeinde Meiseidorf
PLZ 3744, Tel. (0 29 83) 23 19
Marktgemeinde Röschitz
PLZ 3743, Tel. (0 29 84) 27 01
Marktgemeinde Sigmundsherberg
PLZ 3751, Tel. (0 29 83) 22 03
Marktgemeinde Straning-Grafenberg
PLZ 3722, Tel. (0 29 84) 72 73

Gerichtsbezirk Horn
Gemeinde Altenburg
PLZ 3591, Tel. (0 29 82) 27 65
Gemeinde Brunn an der Wild
PLZ 3595, Tel. (0 29 89) 22 20
Stadtgemeinde
Drosendorf-Zissersdorf
PLZ 2095, Tel. (0 29 15) 22 13
Marktgemeinde Gars am Kamp
PLZ 3571, Tel. (0 29 85) 21 00
Stadtgemeinde Geras
PLZ 2093, Tel. (0 29 12) 216
Stadtgemeinde Horn
PLZ 3580, Tel. (0 29 82) 26 56
Marktgemeinde Irnfritz
PLZ 3754, Tel. (0 29 86) 62 28
Marktgemeinde Japons
PLZ 3763, Tel. (0 29 14) 62 02
Marktgemeinde Langau
PLZ 2091, Tel. (0 29 12) 401
Marktgemeinde Pernegg
PLZ 3753, Tel. (0 29 13) 257
Gemeinde Röhrenbach
PLZ 3592, Tel. (0 29 89) 82 54
Gemeinde Rosenburg-Mold
PLZ 3573, Tel. (0 29 82) 29 17
Gemeinde St. Bernhard-Frauenhofen
PLZ 3580, Tel. (0 29 82) 28 82, 33 21
Marktgemeinde Weitersfeld
PLZ 2084, Tel. (0 29 48) 82 75

Gerichtsbezirk Krems an der Donau

Marktgemeinde Aggsbach
PLZ 3641, Tel. (0 27 12)214
Marktgemeinde Albrechtsberg an
der Großen Krems
PLZ 3613, Tel. (0 28 76) 258
Gemeinde Bergern im
Dunkelsteinerwald
PLZ3512, Tel. (0 27 14) 72 20
Stadtgemeinde Dürnstein
PLZ 3601, Tel. (0 27 11)219
Gemeinde Droß
PLZ 3552, Tel. (0 27 19) 87 00
Marktgemeinde Furth bei Göttweig
PLZ 3511, Tel. (0 27 32) 84 6 22
Gemeinde Gedersdorf
PLZ 3494, Tel. (0 27 35) 82 41
Stadtgemeinde Gföhl
PLZ 3542, Tel. (0 27 16) 63 26-0
Gemeinde Jaidhof
PLZ 3542, Tel. (0 27 16) 63 50
Marktgemeinde Krumau am Kamp
PLZ 3543, Tel. (0 27 31) 82 30
Marktgemeinde Lichtenau im
Waldviertel
PLZ 3522, Tel. (0 27 18) 257
Marktgemeinde Maria Laach am
Jauerling
PLZ 3643, Tel. (0 27 12) 83 52
Stadtgemeinde Mautern an der
Donau
PLZ 3512, Tel. (0 27 32) 83 1 51,
84 9 58
Marktgemeinde Mühldorf
PLZ 3622, Tel. (0 27 13) 82 30, 84 84
Marktgemeinde Paudorf
PLZ 3511, Tel. (0 27 36) 65 75
Marktgemeinde Rastenfeld
PLZ 3532, Tel. (0 28 26) 289
Gemeinde Rohrendorf bei Krems
PLZ 3495, Tel. (0 27 32) 83 8 50
Marktgemeinde Rossatz-Arnsdorf
PLZ 3602, Tel. (0 27 14) 217
Marktgemeinde Senftenberg
PLZ 3541, Tel. (0 27 19) 23 19-0
Marktgemeinde Spitz
PLZ 3620, Tel. (0 27 13) 22 48, 24 48
Marktgemeinde Stratzing
PLZ 3552, Tel. (0 27 19) 82 87
Marktgemeinde St Leonhard am
Hornerwald
PLZ 3572, Tel. (0 29 87) 22 20
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Marktgemeinde Dunkelsteinerwald
PLZ 3122, Tel. (0 27 53) 275
Fax (0 27 53) 275
(Gansbach)
PLZ 3392, Tel. (0 27 52) 82 46, 82 30
Fax (0 27 52) 82 30-22
(Gerolding)
PLZ 3382, Tel. (0 27 54) 64 02
Fax (0 27 54) 64 02-4
(Mauer)
Marktgemeinde Emmersdorf
an der Donau
PLZ 3644, Tel. (0 27 52) 714 69
Fax (0 27 52) 714 69-3
Marktgemeinde Erlauf
PLZ 3253, Tel. (0 27 57) 62 21
Fax (0 27 57) 66 22
Marktgemeinde Golling an der Erlauf
PLZ 3381, Tel. (0 27 57) 22 40
Fax (0 27 57) TT 68
Marktgemeinde Klein-Pöchlarn
PLZ 3660, Tel. (0 74 13) 83 00
Fax (0 74 13) 83 00-20
Marktgemeinde Krummnußbaum
PLZ 3375, Tel. (0 27 57) 24 03
Fax (0 27 57) 88 24
Marktgemeinde Leiben
PLZ 3652, Tel. (0 27 52) 712 87
Fax (0 27 52) 712 97
Marktgemeinde Loosdorf
PLZ 3382, Tel. (0 27 54) 63 84-0
Fax (0 27 54) 22 82
Stadtgemeinde Melk
PLZ 3390, Tel. (0 27 52) 23 07
Fax (0 27 52) 23 07/27
Gemeinde Münichreith-Laimbach
PLZ 3662, Tel. (0 74 13) 61 04
Fax (0 74 13) 61 04-4
(Münichreith)
PLZ 3663, Tel. (0 27 58) 52 14
Fax (0 27 58) 52 14-4
(Laimbach)
Stadtgemeinde Pöchlarn
PLZ 3380, Tel. (0 27 57) 23 10
Fax (0 27 57) 23 10/66
Marktgemeinde Pöggstall
PLZ 3650, Tel. (0 27 58) 23 83, 23 87
Fax (0 27 58) 31 40
Marktgemeinde Raxendorf
PLZ 3654, Tel. (0 27 58) 72 32
Fax (0 27 58) 72 32
Marktgemeinde
Schönbühel-Aggsbach
PLZ 3642, Tel. (0 27 53) 82 69
Fax (0 27 53) 82 68
(Aggsdorf-Dorf)
PLZ 3392, Tel. (0 27 52) 86 19
(Schönbühel)
Gemeinde Schollach
PLZ 3382, Tel. (0 27 54) 69 29
Fax (0 27 54) 23 83
Marktgemeinde Weiten
PLZ 3653, Tel. (0 27 58) 85 55
Fax (0 27 58) 85 55/15
Gemeinde Zelking-Matzleinsdorf
PLZ 3393, Tel. (0 27 52) 520 20
Fax (0 27 52) 47 22
(Zelking)
Tel. (0 27 52) 521 73
Fax (0 27 52) 47 22
(Matzleinsdorf)

Verwaltungsbezirk Melk
Gerichtsbezirke Mank, Melk, Ybbs

BH Melk
3390, Abt-Karl-Straße 23 u. 25a
Tel. (0 27 52) 505, Fax DW 240
Parteienverkehr: Montag 13-19 Uhr,
Dienstag 8-12 Uhr und 13-15 Uhr,
Donnerstag und Freitag 8-12 Uhr
Bezirkshauptmann: Mayrhofer Elfriede,
Dr., OReg.Rat
Außenstelle Mank,
PLZ 3240, Wieselburger Straße 2,
Tel. (0 2755)29 90
Parteienverkehr: jeden 1. und 3.
Mittwoch im Monat von 8-12 Uhr und
von 13-15 Uhr
Außenstelle Pöggstall,
PLZ 3650, Raiffeisenplatz 3,
Tel. (0 27 58) 40 26, Fax DW 660
Parteienverkehr: Montag 13-19 Uhr,
Dienstag und Donnerstag 8-12 Uhr
und 13-15 Uhr
Außenstelle Ybbs an der Donau,
PLZ 3370, Rathausgasse 9,
Tel. (0 74 12) 524 33
Parteienverkehr: Mittwoch 8-12 Uhr
und 13-15 Uhr

Gerichtsbezirk Mank

Marktgemeinde Bischofstetten
PLZ 3232, Tel. (0 27 48) 82 18
Fax (0 27 48) 82 18-04
Gemeinde Hürm
PLZ 3383, Tel. (0 27 54) 82 39
Fax (0 27 54)81 63/15
Marktgemeinde Kilb
PLZ 3233, Tel. (0 27 48) 321, 327
Fax (0 27 48) 327/22
Gemeinde Kirnberg an der Mank
PLZ 3241, Tel. (0 27 55) 82 17
Fax (0 27 55) 20 70
Stadtgemeinde Mank
PLZ 3240, Tel. (0 27 55) 22 82, 24 82
Fax (0 27 55) 20 82
Marktgemeinde Ruprechtshofen
PLZ 3244, Tel. (0 27 56) 23 88
Fax (0 27 56) 22 27
Marktgemeinde St. Leonhard
am Forst
PLZ 3243, Tel. (0 27 56) 22 04-0
Fax (0 27 56) 22 26 od. 22 04-30
Gemeinde Texingtal
PLZ 3242, Tel. (0 27 55) 72 28
Fax (0 27 55) 72 28-4

Gerichtsbezirk Melk

Marktgemeinde Artstetten-Pöbring
PLZ 3661, Tel. (0 74 13) 82 35
Fax (0 74 13) 82 35

Gemeinde Weinzierl am Walde
PLZ 3521, Tel. (0 27 17) 82 01
Marktgemeinde Weißenkirchen
in der Wachau
PLZ 3610, Tel. (0 27 15) 22 32, 23 13

Gerichtsbezirk Langenlois

Marktgemeinde Etsdorf-Haitzendorf
PLZ 3492, Tel. (0 27 35) 24 45
Marktgemeinde
Hadersdorf-Kammern
PLZ 3493, Tel. (0 27 35) 23 09-0
Stadtgemeinde Langenlois
PLZ 3550, Tel. (0 27 34) 21 01
Marktgemeinde Lengenfeld
PLZ 3552, Tel. (0 27 19) 23 65-10
Marktgemeinde Schönberg am Kamp
PLZ 3562, Tel. (0 27 33) 227
Marktgemeinde Straß im Straßertale
PLZ 3491, Tel. (0 27 35) 24 95

Verwaltungsbezirk
Lilienfeld
Gerichtsbezirke Hainfeld, Lilienfeld

BH Lilienfeld
3180, Am Anger 2
Tel. (0 27 62) 503, Fax DW 444
Parteienverkehr: Dienstag 8-15 Uhr,
Donnerstag 8-19 Uhr
Bezirkshauptmann: Krizanic Herbert,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Gerichtsbezirk Hainfeld

Stadtgemeinde Hainfeld
PLZ 3170, Tel. (0 27 64) 22 46, 23 46
Marktgemeinde Kaumberg
PLZ 2572, Tel. (0 27 65) 282
Gemeinde Kleinzell
PLZ 3171, Tel. (0 27 66) 22 01
Gemeinde Ramsau
PLZ 3172, Tel. (0 27 64) 82 03
Gemeinde Rohrbach an der Gölsen
PLZ 3163, Tel. (0 27 64) 23 34, 31 02
Marktgemeinde St. Veit an der
Gölsen
PLZ 3161, Tel. (0 27 63) 22 12

Gerichtsbezirk Lilienfeld

Gemeinde Annaberg
PLZ 3222, Tel. (0 27 28) 82 45
Gemeinde Eschenau
PLZ 3153, Tel. (0 27 46) 72 30
Marktgemeinde Hohenberg
PLZ 3192, Tel. (0 27 67) 202
Stadtgemeinde Lilienfeld
PLZ 3180, Tel. (0 27 62) 522 12-0,
522 20-0, 523 67-0
Gemeinde Mitterbach am Erlaufsee
PLZ 3224, Tel. (0 38 82) 21 26
Marktgemeinde St. Aegyd am
Neuwalde
PLZ 3193, Tel. (0 27 68) 22 90
Marktgemeinde Traisen
PLZ 3160, Tel. (0 27 62) 522 84-11
Marktgemeinde Türnitz
PLZ3184, Tel. (0 27 69) 204
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Verwaltungsbezirk
Mistelbach
Gerichtsbezirke Laa an der Thaya,
Mistelbach, Poysdorf, Wölkersdorf

BH Mistelbach
2130, Hauptplatz 4-5
Tel. (0 25 72) 40 00, Fax DW 297
Parteienverkehr: Dienstag 7.30-12 Uhr
und 16-19 Uhr, Freitag 7.30-12.00 Uhr
Bezirkshauptmann: Foitik Herbert,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.
Außenstelle Laa an der Thaya,
PLZ 2136, Rathaus,
Tel. (0 25 22) 24 63
Parteienverkehr: Montag bis Freitag
8-12 Uhr
Außenstelle Wölkersdorf im Weinviertel,
PLZ 2120, Kirchenplatz 9,
Tel. (0 22 45) 24 70
Parteienverkehr: Montag bis Freitag
8-12 Uhr
Außenstelle Poysdorf,
PLZ 2170, Josefsplatz 1,
Tel. (0 25 52) 22 00 bis 13
Parteienverkehr: täglich 8.00-12.00 Uhr

Gerichtsbezirk Laa an der Thaya

Gemeinde Fallbach
PLZ 2133, Tel. (0 25 24) 84 66
Gemeinde Gartenbrunn
PLZ 2154, Tel. (0 25 22) 88 3 80
Gemeinde Gnadendorf
PLZ 2152, Tel. (0 25 25) 214
Marktgemeinde Großharras
PLZ 2034, Tel. (0 25 26) 73 15
Stadtgemeinde Laa an der Thaya
PLZ 2136, Tel. (0 25 22) 25 01 10
Marktgemeinde Neudorf bei Staatz
PLZ 2135, Tel. (0 25 23) 83 14
Marktgemeinde Staatz
PLZ 2134, Tel. (0 25 24) 22 12
Marktgemeinde Stronsdorf
PLZ 2153, Tel. (0 25 26) 73 09
Gemeinde Wildendürnbach
PLZ 2164, Tel. (0 25 23) 82 52
Gemeinde Unterstinkenbrunn
PLZ 2154, Tel. (0 25 26) 63 61

Gerichtsbezirk Mistelbach
Marktgemeinde Asparn an der Zaya
PLZ 2151, Tel. (0 25 77) 82 40
Marktgemeinde Gaweinstal
PLZ 2191, Tel. (0 25 74) 22 21
Marktgemeinde Ladendorf
PLZ 2126, Tel. (0 25 75) 22 50
Stadtgemeinde Mistelbach
PLZ 2130, Tel. (0 25 72) 25 15
Gemeinde Niederleis
PLZ 2116, Tel. (0 25 76) 23 05
Marktgemeinde Wilfersdorf
PLZ 2193, Tel. (0 25 73) 23 66

Gerichtsbezirk Poysdorf
Gemeinde Altlichtenwarth
PLZ 2144, Tel. (0 25 33) 80 18 06
Marktgemeinde Bernhardsthal
PLZ 2275, Tel. (0 25 57) 88 0 00
Gemeinde Drasenhofen
PLZ 2165, Tel. (0 25 54) 200, 451

Gerichtsbezirk Ybbs

Gemeinde Bergland
PLZ 3252 Tel. (0 74 16) 54 900
Fax (0 74 16) 54 900/24
Marktgemeinde Blindenmarkt
PLZ 3372, Tel. (0 74 73) 22 17-0
Fax (0 74 73) 22 17-19
Gemeinde Dorfstetten
PLZ 4392, Tel. (0 74 18) 82 55
Fax (0 74 18) 82 55
Gemeinde Hofamt Priel
PLZ 3680, Tel. (0 74 12) 524 21
Fax (0 74 12) 524 21-5
Marktgemeinde Marbach an der
Donau
PLZ 3671, Tel. (0 74 13)311
Fax (0 74 13) 376-77
Marktgemeinde Maria Taferl
PLZ 3672, Tel. (0 74 13) 302
Fax (0 74 13) 302-4
Marktgemeinde Neumarkt
an der Ybbs
PLZ 3371, Tel. (0 74 12) 526 42
Fax (0 74 12) 526 42/9
Marktgemeinde Nöchling
PLZ 3691, Tel. (0 74 14) 300
Fax (0 74 14) 77 64
Marktgemeinde
Persenbeug-Gottsdorf
PLZ 3680, Tel. (0 74 12) 522 06
Fax (0 74 12) 522 06-78
Marktgemeinde Petzenkirchen
PLZ 3252, Tel. (0 74 16) 521 09
Fax (0 74 16) 521 09-14
Gemeinde St. Martin-Karlsbach
PLZ 3371, Tel. (0 74 12) 589 02
Fax (0 74 12) 589 02-2
Gemeinde St. Oswald
PLZ 3684, Tel. (0 74 15) 291
Fax (0 74 15) 64 82-22
Stadtgemeinde Ybbs an der Donau
PLZ 3370, Tel. (0 74 12) 526 12
Fax (0 74 12) 526 12-555
Marktgemeinde Yspertal
PLZ 3683, Tel. (0 74 15) 67 67
Fax (0 74 15) 224-24

Marktgemeinde Falkenstein
PLZ 2162, Tel. (0 25 54) 340
Marktgemeinde Großkrut
PLZ 2143, Tel. (0 25 56) 72 00
Marktgemeinde Hausbrunn
PLZ 2145, Tel. (0 25 33) 80 13 20
Marktgemeinde Herrnbaumgarten
PLZ 2171, Tel. (0 25 55) 22 00
Gemeinde Ottenthal
PLZ 2163, Tel. (0 25 54)81 81
Stadtgemeinde Poysdorf
PLZ 2170, Tel. (0 25 52) 22 52, 22 00
Marktgemeinde Rabensburg
PLZ 2274, Tel. (0 25 35) 24 00
Gemeinde Schrattenberg
PLZ 2172, Tel. (0 25 55) 23 45

Gerichtsbezirk Wölkersdorf
Marktgemeinde Bockfließ
PLZ 2213, Tel. (0 22 88) 22 66
Gemeinde Großebersdorf
PLZ 2203, Tel. (0 22 45) 27 14
Marktgemeinde Groß-Engersdorf
PLZ 2212, Tel. (0 22 45) 88 2 01
Gemeinde Hochleithen
PLZ 2123, Tel. (0 22 45) 89 1 66
Gemeinde Kreuttal
PLZ 2123, Tel. (0 22 45) 89 2 60
Marktgemeinde Kreuzstetten
PLZ 2124, Tel. (0 22 63) 84 72
Marktgemeinde Pillichsdorf
PLZ 2211, Tel. (0 22 45) 24 21
Marktgemeinde Ulrichskirchen-
Schleinbach
PLZ 2122, Tel. (0 22 45) 24 32
Stadtgemeinde Wölkersdorf im
Weinviertel
PLZ 2120, Tel. (0 22 45) 24 01-0

2

Verwaltungsbezirk
Mödling
Gerichtsbezirk Mödling

BH Mödling
2340, Bahnstraße 2
Tel. (0 22 36) 208, Fax DW 250
Parteienverkehr: Dienstag 7.30-12 Uhr
und 16-19 Uhr, Freitag 7.30-12 Uhr
Bezirkshauptmann: Bischer Heinz,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Gerichtsbezirk Mödl ing

Gemeinde Achau
PLZ 2481, Tel. (0 22 36) 71 5 83
Fax (0 22 36) 72 6 22
Marktgemeinde Biedermannsdorf
PLZ 2362, Tel. (0 22 36) 71 1 31,
71 1 32, Fax (0 22 36) 71 1 31-85
Marktgemeinde Breitenfurt bei Wien
PLZ 2384, Tel. (0 22 39) 23 42-0,
31 33, 29 50, Fax (0 22 39) 23 42-23
Marktgemeinde Brunn am Gebirge
PLZ 2345, Tel. (0 22 36) 31 6 01-04
Serie, Fax (0 22 36)31 6 01-39
Gemeinde Gaaden
PLZ 2531, Tel. (0 22 37) 203, 81 30
Fax (0 22 37)514
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Gemeinde Prigglitz
PLZ 2640, Tel. (0 26 62) 435 16
Gemeinde Raach am Hochgebirge
PLZ 2640, Tel. (0 26 62) 439 01
Marktgemeinde Reichenau
an der Rax
PLZ 2651, Tel. (0 26 66) 22 06, 36 01
Marktgemeinde Schottwien
PLZ 2641, Tel. (0 26 63)213
Marktgemeinde Schwarzau im
Gebirge
PLZ 2662, Tel. (0 26 67) 238
Gemeinde Semmering
PLZ 2680, Tel. (0 26 64) 23 26, 23 27
Gemeinde Trattenbach
PLZ 2881, Tel. (0 26 41)82 20
Gemeinde Vöstenhof
PLZ 2630, Tel. (0 26 30) 365 35, 363 32
Marktgemeinde Wimpassing
im Schwarzatale
PLZ 2632, Tel. (0 26 30) 38 3 70,
37 1 97

Gerichtsbezirk Neunkirchen

Gemeinde Breitenau
PLZ 2624, Tel. (0 26 35) 632 54
Marktgemeinde Grünbach
am Schneeberg
PLZ 2733, Tel. (0 26 37) 22 00
Gemeinde Höflein an der
Hohen Wand
PLZ 2732, Tel. (0 26 20) 23 67
Gemeinde Natschbach-Loipersbach
PLZ 2620, Tel. (0 26 35) 628 83
Stadtgemeinde Neunkirchen
PLZ 2620, Tel. (0 26 35) 62 5 31-0
Marktgemeinde Pitten
PLZ 2823, Tel. (0 26 27) 822 12
Marktgemeinde Puchberg
am Schneeberg
PLZ 2734, Tel. (0 26 36) 22 0 10
Gemeinde St. Egyden am Steinfeld
PLZ 2731, Tel. (0 26 38) 74 03, 774 03
Marktgemeinde Scheiblingkirchen-
Thernberg
PLZ 2831, Tel. (0 26 29) 22 39
Gemeinde Schrattenbach
PLZ 2733, Tel. (0 26 37) 27 27, 22 09
Gemeinde Schwarzau am Steinfelde
PLZ 2625, Tel. (0 26 27) 823 46
Gemeinde Seebenstein
PLZ 2824, Tel. (0 26 27) 472 04
Stadtgemeinde Ternitz
PLZ 2630, Tel. (0 26 30) 38 2 40
Marktgemeinde Warth
PLZ 2831, Tel. (0 26 29) 22 45
Marktgemeinde Wartmannstetten
PLZ 2620, Tel. (0 26 35) 65 1 24
Gemeinde Willendorf
PLZ 2732, Tel. (0 26 20) 22 61
Gemeinde Würflach
PLZ 2732, Tel. (0 26 20) 24 10

Verwaltungsbezirk
Neunkirchen
Gerichtsbezirke Aspang, Gloggnitz,
Neunkirchen

BH Neunkirchen
2620, Peischinger Straße 17
Tel. (0 26 35) 707, Fax DW 360
Parteienverkehr: Dienstag 7.30-12 Uhr,
13-15 Uhr und 16-19 Uhr, Freitag
7.30-12 Uhr
Bezirkshauptmann: Hallbauer Karl
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.
Außenstelle Aspang-Markt,
PLZ 2870, Gemeindeamt,
Tel. (0 26 42) 52 6 30
Parteienverkehr: Mittwoch 8.30-12 Uhr
und 13.30-15.30 Uhr, Freitag
8.30-12 Uhr
Außenstelle Gloggnitz,
PLZ 2640, Wiener Straße 85,
Tel. (0 26 62)24 01-11
Parteienverkehr: Donnerstag
8.30-12 Uhr und 13.30-15.30 Uhr

Gerichtsbezirk Aspang

Gemeinde Aspangberg-St. Peter
PLZ 2870, Tel. (0 26 42) 52 3 52
Marktgemeinde Aspang-Markt
PLZ 2870, Tel. (0 26 42) 52 3 03,
52 6 60
Marktgemeinde Edlitz
PLZ 2842, Tel. (0 26 44) 72 50
Gemeinde Feistritz am Wechsel
PLZ 2873, Tel. (0 26 41) 21 63-4
Marktgemeinde Grimmenstein
PLZ 2840, Tel. (0 26 44) 72 03
Marktgemeinde Kirchberg am
Wechsel
PLZ 2880, Tel. (0 26 41)22 26
Marktgemeinde Mönichkirchen
PLZ 2872, Tel. (0 26 49) 225
Gemeinde St. Corona am Wechsel
PLZ 2880, Tel. (0 26 41)22 84
Gemeinde Thomasberg
PLZ 2842, Tel. (0 26 44) 26 00
Gemeinde Zöbern
PLZ 2871, Tel. (0 26 42) 87 77

Gerichtsbezirk Gloggnitz

Gemeinde Altendorf
PLZ 2632, Tel. (0 26 62) 83 80, 82 64
Gemeinde Breitenstein
PLZ 2673, Tel. (0 26 64) 24 13
Gemeinde Buchbach
PLZ 2630, Tel. (0 26 30) 33 0 33
Gemeinde Enzenreith
PLZ 2640, Tel. (0 26 62) 22 36
Stadtgemeinde Gloggnitz
PLZ 2640, Tel. (0 26 62) 24 01-0,
44 05 00
Marktgemeinde Grafenbach-St.
Valentin
PLZ 2632, Tel. (0 26 30) 37 2 16
Gemeinde Otterthal
PLZ 2880, Tel. (0 26 41)84 80
Marktgemeinde Payerbach
PLZ 2650, Tel. (0 26 66) 24 23

Gemeinde Gießhübl
PLZ 2372, Tel. (0 22 36) 26 4 64,
Kl. 20 DW (Wirtschaftshof)
Fax (0 22 36) 26 4 64/33
Marktgemeinde Gumpoldskirchen
PLZ 2352, Tel. (0 22 52) 62 1 01,
62 4 01,62 9 40,
Fax (0 22 52) 62 1 01-33
oder 62 4 01-33
Marktgemeinde Guntramsdorf
PLZ 2353, Tel. (0 22 36) 53 5 01-03
Serie, Fax (0 22 36) 53 5 01-32
Gemeinde Hennersdorf
PLZ 2332, Tel. (0 22 35) 81 2 30,
81 5 10, Fax (0 22 35) 81 51 05,
81 23 05
Marktgemeinde Hinterbrühl
PLZ 2371, Tel. (0 22 36) 26 2 49
Serie, Fax (0 22 36) 26 2 49-20
Marktgemeinde Kaltenleutgeben
PLZ 2391, Tel. (0 22 38) 71 2 13,
Fax (0 22 38)518
Gemeinde Laab im Walde
PLZ 2381, Tel. (0 22 39) 22 06, 30 57,
Fax (0 22 39) 24 77
Marktgemeinde Laxenburg
PLZ 2361, Tel. (0 22 36)71 1 01,
Fax 73 1 50
Marktgemeinde Maria Enzersdorf
am Gebirge
PLZ 2344, Tel. (0 22 36) 44 5 01-07
Serie, Fax (0 22 36) 44 5 01-46
Stadtgemeinde Mödling
PLZ 2340, Tel. (0 22 36) 400 Serie,
Fax (0 22 36) 23 3 73
Gemeinde Münchendorf
PLZ 2482, Tel. (0 22 59) 22 13, 22 14
Fax (0 22 59) 77 13
Marktgemeinde Perchtoldsdorf
PLZ 2380, Tel. (01)86 6 83
Fax (01) 86 6 83/60
Marktgemeinde Vösendorf
PLZ 2331, Tel. (01) 69 15 79, 69 16 66,
Fax (01)69 16 66-12
Marktgemeinde Wiener Neudorf
PLZ 2351, Tel. (0 22 36) 62 5 01,
62 5 02, 62 5 03, 63 0 14,
63 0 15,
Fax (0 22 36) 62 5 01-36
Gemeinde Wienerwald
PLZ 2392, Tel. (0 22 38) 81 06
Fax (0 22 38) 85 96
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Verwaltungsbezirk
Scheibbs
Gerichtsbezirk Scheibbs

BH Scheibbs
3270, Rathausplatz 5
Tel. (0 74 82) 604, Fax DW 215
Parteienverkehr: Montag bis Freitag
8-12 Uhr, Dienstag zus. 16-19 Uhr
Bezirkshauptmann: Panzenböck
Berthold, Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg

Verwaltungsbezirk
St. Pölten
Gerichtsbezirke Herzogenburg,
Neuiengbach, St. Pölten

BH St. Pölten
3100, Am Bischofteich 1
Tel. (0 27 42) 301, Fax DW 206
Parteienverkehr: Dienstag 8-12 Uhr
und 16-19 Uhr, Donnerstag und
Freitag 8-12 Uhr
Bezirkshauptmann: Josef Sodar,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg
Außenstelle Kirchberg/Pielach,
PLZ 3204, Schloßstraße 1,
Tel. (0 27 22) 73 09
Parteienverkehr: jeden 1. Freitag im
Monat 8-12 Uhr
Außenstelle Neulengbach,
PLZ 3040, Kirchenplatz 82,
Tel. (0 27 72) 52 2 46
Parteienverkehr: Mittwoch 8-12.30 Uhr

Gerichtsbezirk Herzogenburg

Stadtgemeinde Herzogenburg
PLZ 3130, Tel. (0 27 82) 83 31 50
Gemeinde Inzersdorf-Getzersdorf
PLZ 3131, Tel. (0 27 82) 831 66
(Inzersdorf)
Tel. (0 27 82) 827 50 (Getzersdorf)
Marktgemeinde Kapelln
PLZ 3141, Tel. (0 27 84) 22 66
Marktgemeinde Nußdorf
ob der Traisen
PLZ 3133, Tel. (0 27 83) 84 02
Gemeinde Obritzberg-Rust
PLZ 3123, Tel. (0 27 86) 22 92
Gemeinde Statzendorf
PLZ 3125, Tel. (0 27 86) 22 47
Stadtgemeinde Traismauer
PLZ 3133, Tel. (0 27 83) 86 5 10
Gemeinde Weißenkirchen
an der Perschling
PLZ 3142, Tel. (0 27 84) 23 56
Marktgemeinde Wölbling
PLZ 3124, Tel. (0 27 86) 23 09

Gerichtsbezirk Neulengbach

Marktgemeinde Altlengbach
PLZ 3033, Tel. (0 27 74) 22 69
Marktgemeinde Asperhofen
PLZ 3041, Tel. (0 27 72) 58 2 95
Gemeinde Brand-Laaben
PLZ 3053, Tel. (0 27 74) 83 38
Marktgemeinde Eichgraben
PLZ 3032, Tel. (0 27 73) 462 31, 462 32
Gemeinde Kirchstetten
PLZ 3062, Tel. (0 27 43) 82 06
Marktgemeinde Maria-Anzbach
PLZ 3034, Tel. (0 27 72) 524 81, 538 70
Marktgemeinde Neulengbach
PLZ 3040, Tel. (0 27 72) 521 05
Gemeinde Neustift-Innermanzing
PLZ 3052, Tel. (0 27 74) 22 98

Gerichtsbezirk St. Pölten

Marktgemeinde Böheimkirchen
PLZ 3071, Tel. (0 27 43) 23 1 80
Marktgemeinde Frankenfels
PLZ 3213, Tel. (0 27 25) 245, 252
Gemeinde Gerersdorf
PLZ 3385, Tel. (0 27 49) 26 21
Marktgemeinde Grünau
PLZ 3202, Tel. (0 27 23) 82 42
Marktgemeinde Hafnerbach
PLZ 3385, Tel. (0 27 49) 22 78
Gemeinde Haunoldstein
PLZ 3384, Tel. (0 27 49) 22 54
Marktgemeinde Karlstetten
PLZ 3121, Tel. (0 27 41)82 76
Gemeinde Kasten bei Böheimkirchen
PLZ 3072, Tel. (0 27 44)212
Marktgemeinde Kirchberg
an der Pielach
PLZ 3204, Tel. (0 27 22) 73 09, 75 33
Gemeinde Loich
PLZ 3211, Tel. (0 27 22) 82 25
Marktgemeinde
Markersdorf-Haindorf
PLZ 3385, Tel. (0 27 49) 22 61
Marktgemeinde Michelbach
PLZ 3074, Tel. (0 27 44) 82 20
Gemeinde Neidling
PLZ 3100, Tel. (0 27 41)82 86
Marktgemeinde Ober-Grafendorf
PLZ 3200, Tel. (0 27 47) 23 1 30
Marktgemeinde Prinzersdorf
PLZ 3385, Tel. (0 27 49) 22 23
Marktgemeinde Pyhra
PLZ 3143, Tel. (0 27 45) 22 08
Marktgemeinde Rabenstein
an der Pielach
PLZ 3203, Tel. (0 27 23) 22 50, 23 50
St. Margarethen an der Sierning
PLZ 3231, Tel. (0 27 47) 34 72
Gemeinde Schwarzenbach
an der Pielach
PLZ 3212, Tel. (0 27 24) 205
Gemeinde Stössing
PLZ 3073, Tel. (0 27 44) 352
Gemeinde Weinburg
PLZ 3200, Tel. (0 27 47) 26 16, 89 62
Stadtgemeinde Wilhelmsburg
PLZ 3150, Tel. (0 27 46) 23 1 50, 23 16

Gerichtsbezirk Scheibbs

Marktgemeinde Gaming
PLZ 3292, Tel. (0 74 85) 97 30 80
Marktgemeinde Göstling an der Ybbs
PLZ 3345, Tel. (0 74 84) 22 04, 24 40
Marktgemeinde Gresten
PLZ 3264, Tel. (0 74 87) 23 10, 23 34
Gemeinde Gresten-Land
PLZ 3264, Tel. (0 74 87) 22 40
Marktgemeinde Lunz am See
PLZ 3293, Tel. (0 74 86)310
Marktgemeinde Oberndorf
an der Melk
PLZ 3281, Tel. (0 74 83) 258, 358
Gemeinde Puchenstuben
PLZ 3214, Tel. (0 27 26) 238
Marktgemeinde Purgstall
an der Erlauf
PLZ 3251, Tel. (0 74 89) 27 11
Marktgemeinde Randegg
PLZ 3263, Tel. (0 74 87) 62 00
Gemeinde Reinsberg
PLZ 3264, Tel. (0 74 87) 23 51
Gemeinde St. Anton an der Jeßnitz
PLZ 3283, Tel. (0 74 82) 48 2 40
Gemeinde St. Georgen an der Leys
PLZ 3282, Tel. (0 74 82) 62 35
Stadtgemeinde Scheibbs
PLZ 3270, Tel. (0 74 82) 425 11,
425 12, 425 13
Marktgemeinde Steinakirchen
am Forst
PLZ 3261, Tel. (0 74 88) 325, 444
Marktgemeinde Wang
PLZ 3262, Tel. (0 74 88)517
Stadtgemeinde Wieselburg
PLZ 3250, Tel. (0 74 16) 523 19
Gemeinde Wieselburg-Land
PLZ 3250, Tel. (0 74 16) 522 69
Gemeinde Wolfpassing
PLZ 3261, Tel. (0 74 88) 200
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Verwaltungsbezirk
Wiener Neustadt
Gerichtsbezirk Wiener Neustadt

BH Wiener Neustadt
2700, Neuklosterplatz 1
Tel. (0 26 22) 318, Fax DW 207
Parteienverkehr: Dienstag 7.30-19 Uhr,
Freitag 7.30-12 Uhr
Bezirkshauptmann: Marady Herbert,
Mag. jur, W. HR d. NÖ LRg
Außenstelle Gutenstein,
PLZ 2770, Markt 15,
Tel. (0 26 34) 220
Parteienverkehr: Donnerstag 8-12 Uhr
Außenstelle Kirchschlag,
PLZ 2860, Hauptplatz 1,
Tel. (0 26 46) 22 13
Parteienverkehr: Mittwoch 8-12 Uhr
und 13-15 Uhr, Freitag 8-12 Uhr

Gerichtsbezirk Wiener Neustadt

Marktgemeinde Bad Fischau-Brunn
PLZ 2721, Tel. (0 26 39) 22 13
Gemeinde Bad Schönau
PLZ 2853, Tel. (0 26 46) 82 84
Marktgemeinde Bromberg
PLZ 2833, Tel. (0 26 29) 82 22
Stadtgemeinde Ebenfurth
PLZ 2490, Tel. (0 26 24) 522 50, 531 55
Gemeinde Eggendorf
PLZ 2492, Tel. (0 26 22) 73 2 34
Gemeinde Erlach
PLZ 2822, Tel. (0 26 27) 482 61, 482 14
Marktgemeinde Felixdorf
PLZ 2603, Tel. (0 26 28) 63 7 11
Marktgemeinde Gutenstein
PLZ 2770, Tel. (0 26 34) 220
Gemeinde Hochneukirchen-Gschaidt
PLZ 2852, Tel. (0 26 48) 206
Gemeinde Hochwolkersdorf
PLZ 2802, Tel. (0 26 45) 82 22
Gemeinde Hohe Wand
PLZ 2724, Tel. (0 26 38) 83 48
Gemeinde Hollenthon
PLZ 2812, Tel. (0 26 45) 72 00
Gemeinde Katzelsdorf
PLZ 2801, Tel. (0 26 22) 78 2 00
Marktgemeinde Kirchschlag in der
Buckligen Welt
PLZ 2860, Tel. (0 26 46) 22 13
Marktgemeinde Krumbach
PLZ 2851, Tel. (0 26 47) 22 38
Marktgemeinde Lanzenkirchen
PLZ 2821, Tel. (0 26 27) 454 32
Gemeinde Lichtenegg
PLZ 2813, Tel. (0 26 43) 22 09
Marktgemeinde Lichtenwörth
PLZ 2493, Tel. (0 26 22) 75 2 27
Marktgemeinde Markt Piesting
PLZ 2753, Tel. (0 26 33) 42 2 41
Gemeinde Matzendorf-Hölles
PLZ 2751, Tel. (0 26 28) 62 9 07
Gemeinde Miesenbach
PLZ 2761, Tel. (0 26 32) 82 35
Gemeinde Müggendorf
PLZ 2763, Tel. (0 26 32) 743 30
Marktgemeinde Pernitz
PLZ 2763, Tel. (0 26 32) 722 19, 722 20

Verwaltungsbezirk
Waidhofen an der Thaya
Gerichtsbezirk Waidhofen an der Thaya

BH Waidhofen an der Thaya
3830, Aigner Straße 1
Tel. (0 28 42) 501, Fax DW 300
Parteienverkehr: Montag-Donnerstag
8-12 Uhr, Donnerstag zus. 16-19 Uhr
Bezirkshauptmann: Proißl Gerhard,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg

Gerichtsbezirk Waidhofen an der
Thaya

Marktgemeinde Dietmanns
PLZ 3813, Tel. (0 28 47) 24 64, 24 65
Marktgemeinde Dobersberg
PLZ 3843, Tel. (0 28 43) 23 32-0
Marktgemeinde Gastern
PLZ 3852, Tel. (0 28 64) 23 38
Stadtgemeinde Groß-Siegharts
PLZ 3812, Tel. (0 28 47) 23 71, 23 72
Marktgemeinde Karlstein
an der Thaya
PLZ 3822, Tel. (0 28 44) 279
Marktgemeinde Kautzen
PLZ 3851, Tel. (0 28 64) 22 41
Marktgemeinde Ludweis-Aigen
PLZ 3762, Tel. (0 28 47) 802 84
Gemeinde Pfaffenschlag bei
Waidhofen an der Thaya
PLZ 3834, Tel. (0 28 48) 222
Stadtgemeinde Raabs an der Thaya
PLZ 3820, Tel. (0 28 46) 365, 366
Marktgemeinde Thaya
PLZ 3842, Tel. (0 28 42) 526 63
Marktgemeinde Vitis
PLZ 3902, Tel. (0 28 41)214
Stadtgemeinde Waidhofen
an der Thaya
PLZ 3830, Tel. (0 28 42) 503
Gemeinde Waidhofen an der
Thaya-Land
PLZ 3830, Tel. (0 28 42) 523 37
Marktgemeinde Waldkirchen
an der Thaya
PLZ 3844, Tel. (0 28 43) 22 82
Marktgemeinde Windigsteig
PLZ 3841, Tel. (0 28 49) 23 03

Verwaltungsbezirk Tulln
Gerichtsbezirke Kirchberg am Wagram,
Tulln

BH Tulln
3430, Hauptplatz 33
Tel. (0 22 72) 603, Fax DW 222
Parteienverkehr: Dienstag und Freitag
8-12 Uhr, Donnerstag 16-19 Uhr
Kfz-Zulassungen Montag, Mittwoch
und Donnerstag 8-1 2 Uhr
Außenstelle Kirchberg/Wagram,
PLZ 3470, Marktplatz 5,
Tel. (0 22 79) 25 02
Parteienverkehr: Mittwoch 8-12 Uhr
Bezirkshauptmann: Partik Peter,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg

Gerichtsbezirk Kirchberg am
Wagram

Marktgemeinde Absdorf
PLZ 3462, Tel. (0 22 78) 22 03
Marktgemeinde Fels am Wagram
PLZ 3481, Tel. (0 27 38) 23 81, 23 83
Marktgemeinde Grafenwörth
PLZ 3484, Tel. (0 27 38) 22 12, 21 63
Gemeinde Großriedenthal
PLZ 3471, Tel. (0 22 79) 72 46
Marktgemeinde Großweikersdorf
PLZ 3701, Tel. (0 29 55) 70 2 04
Marktgemeinde Kirchberg
am Wagram
PLZ 3470, Tel. (0 22 79) 23 32
Marktgemeinde Königsbrunn
am Wagram
PLZ 3465, Tel. (0 22 78) 23 38

Gerichtsbezirk Tulln

Marktgemeinde Atzenbrugg
PLZ 3452, Tel. (0 22 75) 52 34
Marktgemeinde
Judenau-Baumgarten
PLZ 3441, Tel. (0 22 74) 72 16
Marktgemeinde Königstetten
PLZ 3433, Tel. (0 22 73) 22 23
Marktgemeinde Langenrohr
PLZ 3442, Tel. (0 22 72) 72 00
Marktgemeinde Michelhausen
PLZ 3451, Tel. (0 22 75) 52 41
Marktgemeinde Muckendorf-Wipfing
PLZ 3424, Tel. (0 22 42) 312 30/10
Marktgemeinde St. Andrä-Wördern
PLZ 3423, Tel. (0 22 42) 322 23
Marktgemeinde Sieghartskirchen
PLZ 3443, Tel. (0 22 74) 22 18
Gemeinde Sitzenberg-Reidling
PLZ 3454, Tel. (0 22 76) 22 41, 25 55
Gemeinde Tulbing
PLZ 3434, Tel. (0 22 73) 22 49
Stadtgemeinde Tulln
PLZ 3430, Tel. (0 22 72) 42 85
Gemeinde Würmla
PLZ 3042, Tel. (0 22 75) 82 00
Gemeinde Zeiselmauer
PLZ 3424, Tel. (0 22 42) 70 4 02
Marktgemeinde Zwentendorf
an der Donau
PLZ 3435, Tel. (0 22 77) 22 09, 23 01
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Verwaltungsbezirk
Zwettl
Gerichtsbezirk Zwettl

Gerichtsbezirk Purkersdorf

Marktgemeinde Gablitz
PLZ 3003, Tel. (0 22 31) 34 6 60
Marktgemeinde Mauerbach
PLZ 3001, Tel. (01)97 91 677
Marktgemeinde Pressbaum
PLZ 3021, Tel. (0 22 33) 52 2 32
Stadtgemeinde Purkersdorf
PLZ 3002, Tel. (0 22 31) 36 01, 36 02
Marktgemeinde Tullnerbach
PLZ 3013, Tel. (0 22 33) 52 2 88,
52 6 07
Gemeinde Wolfsgraben
PLZ 3012, Tel. (0 22 33) 72 12

Gerichtsbezirk Schwechat

Gemeinde Ebergassing
PLZ 2435, Tel. (0 22 34) 72 2 86
Stadtgemeinde Fischamend
PLZ 2401, Tel. (0 22 32) 76 3 23,
76 3 59
Gemeinde Gramatneusiedl
PLZ 2440, Tel. (0 22 34) 72 2 05,72 2
12
Marktgemeinde Himberg
PLZ 2325, Tel. (0 22 35) 86 2 13,
86 3 12
Gemeinde Klein-Neusiedl
PLZ 2431, Tel. (0 22 30) 82 44
Gemeinde Lanzendorf
PLZ 2326, Tel. (0 22 35) 42 3 11
Gemeinde Leopoldsdorf
PLZ 2326, Tel. (0 22 35) 42 4 36
Gemeinde Maria-Lanzendorf
PLZ 2326, Tel. (0 22 35) 42 2 04
Gemeinde Moosbrunn
PLZ 2440, Tel. (0 22 34) 73 3 27
Gemeinde Rauchenwarth
PLZ 2320, Tel. (0 22 30) 23 57, 27 77
Marktgemeinde Schwadorf
PLZ 2432, Tel. (0 22 30) 22 40
Stadtgemeinde Schwechat
PLZ 2320, Tel. (01) 70 1 08
Gemeinde Zwölfaxing
PLZ 2324, Tel. (01) 70 77 342

Gemeinde Rohr im Gebirge
PLZ 2663, Tel. (0 26 67) 82 01
Marktgemeinde Schwarzenbach
PLZ 2803, Tel. (0 26 45) 52 01
Marktgemeinde Sollenau
PLZ 2601, Tel. (0 26 28) 72 85, 74 85
Marktgemeinde Theresienfeld
PLZ 2604, Tel. (0 26 22)71 2 10
Gemeinde Waidmannsfeld
PLZ 2761, Tel. (0 26 32) 722 31
Marktgemeinde Waldegg
PLZ 2754, Tel. (0 26 33) 42 2 85,
42 8 89
Gemeinde Walpersbach
PLZ 2822, Tel. (0 26 27) 483 44
Gemeinde Weikersdorf am Steinfelde
PLZ 2722, Tel. (0 26 38) 22 26
Marktgemeinde Wiesmath
PLZ 2811, Tel. (0 26 45) 22 31
Marktgemeinde Winzendorf-
Muthmannsdorf
PLZ 2722, Tel. (0 26 38) 22 12
Marktgemeinde
Wöllersdorf-Steinabrückl
PLZ 2752, Tel. (0 26 33) 42 3 20
Marktgemeinde Zillingdorf
PLZ 2492, Tel. (0 26 22) 73 2 90

Verwaltungsbezirk
Wien-Umgebung
Gerichtsbezirke Klosterneuburg,
Purkersdorf, Schwechat

BH Wien-Umgebung
3400 Klosterneuburg, Leopoldstraße 21
Tel. (0 22 43) 405, Fax DW 405
Parteienverkehr: Montag bis Freitag
8-12 Uhr, Dienstag zus. 13-19 Uhr
Bezirkshauptmann: Leiss Helmut,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg
Außenstelle Purkersdorf,
PLZ 3002, Hauptplatz 4,
Tel. (0 22 31) 621 01, 621 02,
Parteienverkehr: Montag bis Freitag
8-12 Uhr, Dienstag zus. 13-19 Uhr
Außenstelle Schwechat,
PLZ 2320, Hauptplatz 4,
Tel. (01) 707 82 85
Parteienverkehr: Montag bis Freitag
8-12 Uhr, Dienstag zus. 13-19 Uhr
Außenstelle Gerasdorf bei Wien,
PLZ 2201, Kuhngasse 2,
Tel. (0 22 46) 40 39, 40 41
Parteienverkehr: Dienstag bis
Donnerstag 8-12 Uhr

Gerichtsbezirk Klosterneuburg

Marktgemeinde Gerasdorf bei Wien
PLZ 2201, Tel. (0 22 46) 22 72
Stadtgemeinde Klosterneuburg
PLZ 3400, Tel. (0 22 43) 67 95

BH Zwettl
3910, Am Statzenberg 1
Tel. (0 28 22) 505, Fax DW 200
Parteienverkehr: Montag 8-12 Uhr und
16-19 Uhr, Dienstag bis Freitag
8-12 Uhr
Bezirkshauptmann: Werner Nikisch
Dr. jur, W. HR

2

Gerichtsbezirk Zwettl

Stadtgemeinde Allentsteig
PLZ 3804, Tel. (0 28 24) 23 10
Marktgemeinde Altmelon
PLZ 3925, Tel. (0 28 13) 292
Marktgemeinde Arbesbach
PLZ 3925, Tel. (0 28 13) 213
Gemeinde Bärnkopf
PLZ 3665, Tel. (0 28 74) 82 12
Marktgemeinde Echsenbach
PLZ 3903, Tel. (0 28 49) 82 18
Marktgemeinde Göpfritz an der Wild
PLZ 3800, Tel. (0 28 25)310
Marktgemeinde Grafenschlag
PLZ 3912, Tel. (0 28 75) 325
Stadtgemeinde Groß-Gerungs
PLZ 3920, Tel. (0 28 12) 353
Marktgemeinde Großgöttfritz
PLZ 3913,Tel. (0 28 75) 362
Marktgemeinde Gutenbrunn
PLZ 3665, Tel. (0 28 74) 242
Marktgemeinde Kirchschlag
PLZ 3631, Tel. (0 28 72) 226
Marktgemeinde Kottes-Purk
PLZ 3623, Tel. (0 28 73) 228
Marktgemeinde Langschlag
PLZ 3921, Tel. (0 28 14)218
Marktgemeinde Martinsberg
PLZ 3664, Tel. (0 28 74) 278
Marktgemeinde Ottenschlag
PLZ 3631, Tel. (0 28 72) 330
Marktgemeinde Pölla
PLZ 3593, Tel. (0 29 88) 220
Marktgemeinde Rappottenstein
PLZ 3911, Tel. (0 28 28) 240
Marktgemeinde Sallingberg
PLZ 3525, Tel. (0 28 77) 344, 273
Marktgemeinde Schönbach
PLZ 3633, Tel. (0 28 27) 246, 288
Marktgemeinde Schwarzenau
PLZ 3900, Tel. (0 28 49) 22 47
Marktgemeinde Schweiggers
PLZ 3931, Tel. (0 28 29) 82 34
Marktgemeinde Traunstein
PLZ 3632, Tel. (0 28 78) 217, 247
Marktgemeinde Waldhausen
PLZ3914, Tel. (0 28 77) 71 55
Stadtgemeinde Zwettl
PLZ 3910, Tel. (0 28 22) 52 4 14
bis 16 Serie
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Städte mit eigenem Statut

Gemeinderat und Magistrat
3340, Oberer Stadtplatz 28,
Tel. (0 74 42)511
Bürgermeister: Sobotka Wolfgang, Mag.
Magistratsdirektor: Höblinger Franz,
Dr. iur, SenR

Wiener Neustadt
Gerichtsbezirk, Finanzamt,
Vermessungsbezirk

St. Pölten
Gerichtsbezirk, Finanzamt,
Vermessungsbezirk

Gemeinderat und Magistrat
3100, Rathausplatz 1,
Tel. (0 27 42) 333
Bürgermeister: Gruber Wilhelm
Magistratsdirektor: Karner Karl,
Dr. iur, OSenR, Hofrat

Krems an der Donau
Gerichtsbezirk, Finanzamt,
Vermessungsbezirk

Gemeinderat und Magistrat
3500, Rathaus, Obere Landstraße 4,
Tel. (0 27 32) 801
Bürgermeister: Hölzl Franz
Magistratsdirektor: Poyßl Bernd,
Dr. iur, OSenR

Gemeinderat und Magistrat
2700, Hauptplatz 1-3,
Tel. (0 26 22) 23 5 31-0
Bürgermeister: Dirdort Traude
Magistratsdirektor: Stickler Gerhard
DDr., SenR.

Waidhofen an der Ybbs
Gerichtsbezirk Waidhofen an der Ybbs,
Finanzamt und Vermessungsbezirk
Amstetten

Service- und Informationsstellen beim Amt der NÖ Landesregierung

Telefoninformationen
Abfall- und Komposttelefon
(0 27 42) 200-5214
Ortsbildtelefon
(0 27 42) 200-3220
Waldtelefon
(0 27 42) 200-2999
Kinderkummernummer
(0 27 42) 200-1709
Kinder-Ortsbildtelefon
(0 27 42) 200-5656

Aktuelle
Tonbanddienste
Wasserstandsinformationen
(0 27 42) 200-3666
Hochwasserinformationen
(01) 15 58
Luftgüteinformationen
(0 27 42) 200-4444
Herbst- und Wintertelefon
(01)535 05 05

Beratungen,
Informationen,
Beschwerden
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1,
Haus 1a
Tel. (0 27 42) 200/25 25, 25 26
(außerhalb der Amtsstunden
Tonbanddienst)

Weitere Adressen (Auswahl)

Agrarbezirksbehörde
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1,
Haus 12
Tel. (0 27 42) 200
Fax (0 27 42) 200-6190
Amtsvorstand: W. HR
Dr. Dietmar Annacker, DW 6080
Kanzlei: DW 6085

ABB-Außenstellen:
2020 Hollabrunn, Harrgasse 24
Tel. (0 29 52) 54 01
Fax (0 29 52) 54 01-200

Allgemein-öffentliche
Krankenhäuser
Allentsteig
3804, Tel. (0 28 24) 22 35, 22 36
Amstetten
3300, Tel. (0 74 72) 604 Serie
Baden
2500, Tel. (0 22 52) 205
Eggenburg
3730, Tel. (0 29 84) 35 36-35 38
Gmünd
3952, Tel. (0 28 52) 525 25
Hainburg
2410, Tel. (0 21 65) 601-0
Hollabrunn
2020, Tel. (0 29 52) 22 75
Horn
3580, Tel. (0 29 82) 26 61
Klosterneuburg
3400, Tel. (0 22 43) 470
Korneuburg
2100, Tel. (0 22 62) 780
Krems an der Donau
3500, Tel. (0 27 32) 804

Lilienfeld
3180, Tel. (0 27 62) 501
Melk
3390, Tel. (0 27 52) 21 21, 21 22
Mistelbach
2130, Tel. (0 25 72) 33 41
Neunkirchen
2620, Tel. (0 26 35) 602-0
St. Pölten
3100, Tel. (0 27 42) 300
Scheibbs
3270, Tel. (0 74 82) 404
Stockerau
2000, Tel. (0 22 66) 609
Waidhofen/Thaya
3830, Tel. (0 28 42) 504
Waidhofen/Ybbs
3340, Tel. (0 74 42) 504
Wiener Neustadt
2700, Tel. (0 26 22) 23 5 21-0,
23 6 24-0
Zwettl
3910, Tel. (0 28 22) 50 40
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A. ö. NÖ Landeskrankenhaus
Mödling
2340, Tel. (0 22 36) 204
A. ö. NÖ Landeskrankenhaus Tulln
3430, Tel. (0 22 72) 601
NÖ Landesnervenklinik Ost
Klosterneuburg-Gugging
3400, Tel. (0 22 43) 401-0
NÖ Landesnervenklinik West Mauer
bei Amstetten
3362, Tel. (0 74 75) 32 33
Öffentliche NÖ Krankenanstalt und
Heilstätte Grimmenstein
2840, Tel. (0 26 44) 82 31, 82 34

Bauhöfe
Bauhof Absdorf
3462, Kremser Straße 87,
Tel. (0 22 78) 29 09, 29 08
Fax 29 09/24
Bauabteilung 1 - Groß Gerungs
3920, Thailerstraße 363
Tel. (0 28 12) 82 34
Fax (0 28 12) 82 34-230
Bauabteilung 2 - Eggenburg
3730, Rechpergerstraße 1
Tel. (0 29 84) 35 51, 31 29
Fax (0 29 84) 42 91 9
Bauabteilung 3 - Korneuburg
2100, Mechtlerstraße 3
Tel. (0 22 62) 73 6 31, 73 5 28
Fax (0 22 62) 73 6 31 9
Bauabteilung 4 - Langenlois
3550, Bahnstraße 62
Tel. (0 27 34) 35 80, 35 81
Fax (0 27 34) 35 81-9
Bauabteilung 5 - Waidhofen/Ybbs
3340, Reichenauerstraße 24
Tel. (0 74 42) 55 510
Fax (0 74 42) 55 5 10 17
Bauabteilung 6 - Scheibbs
3270, St. Georgner Straße 22
Tel. (0 74 82) 435 20, 435 21
Fax (0 74 82) 435 20-90
Bauabteilung 7 - St. Pölten
3100, Linzerstraße 106
Tel. (0 27 42) 785 15
Fax (0 27 42) 785 15-5821
Bauabteilung 8 - Neunkirchen
2620, Schubertstraße 36
Tel. (0 26 35) 641 67, 641 23
Fax (0 26 35) 641 23-20
Flußbauhof Plosdorf
3071 Böheimkirchen, Plosdorf 20,
Tel. (0 27 43) 23 07

Gewerblicher
Berufsschulrat für NÖ
3109 St. Pölten, Wiener Straße 54
Tel. (0 27 42) 200-800
Fax (0 27 42) 200-6969
Amtsleiter: RegRat
Mag. Josef Staar, DW 6960
Kanzlei: DW 6977, 6976

MaterialamtGleichbehandlungs-
beauftragte im Land
Niederösterreich
3109 St. Pölten, Rennbahnstraße 29
(Tor zum Landhaus), Stiege C, 3. Stock
Tel.(0 27 42)200-6212

Heilpädagogischer
Kindergarten des
Landes NÖ
2380 Perchtoldsdorf,
Leonhardiberggasse 16,
Tel (01)869 00 50

Interessenvertretung
der NÖ Familien

Mag. Elisabeth Eppel-Gatterbauer
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1,
Haus 8,
Tel. (0 27 42) 200-6495

Kraftfahrzeugprüfstellen
der Abteilung Tech-
nische Kraftfahrzeug-
angelegenheiten
Amstetten
3300, Preinsbacher Straße 13
Tel. (0 74 72) 76 18-77
Brunn/Wild
3595, Betriebsgebiet
Tel. (0 29 89) 26 40
St. Pölten
3100, Linzer Straße 106
Tel. (0 27 42) 78 5 15/58 90
Fax (0 27 42) 78 5 15/59 30
Wokersdorf
2120, Industriestraße 5
Tel. (0 22 45) 4747
Wr. Neudorf
2351, Straße 3, Objekt 25
Tel. (0 22 36) 62 4 15
Fax (0 22 36) 62 4 15-75
Weikersdorf
2722, Industriestraße 275
Tel. (0 26 22) 82 8 29
Fax (0 26 22) 82 8 29-29

Landesstelle für
Brandverhütung für NÖ

3430 Tulln, Minoritenplatz 1
Tel. (0 22 72) 619 10-12 DW 6688
Fax (0 22 72) 619 10-12 DW 6680

Landesgesetzblatt, div. Drucksorten,
Einreichunterlagen, Antragsformulare
für Wohnbauförderung
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1
Tel. (0 27 42) 200-2405

2NÖ Gebietsbauämter
NÖ GBA I - Korneuburg
2100, Bankmannring 19,
Tel. (0 22 62) 756 69
NÖ GBA II - Wiener Neustadt
2700, Grazer Straße 52,
Tel. (0 26 22) 27 8 56, 27 8 57
NÖ GBA III - St. Pölten
3100, Klostergasse 31,
Tel. (0 27 42) 31 19 00
NÖ GBA III - Außenstelle Amstetten
3300, Preinsbacherstraße 13,
Tel. (0 74 72) 65 5 75, 65 5 76
NÖ GBA IV - Krems/Donau
3500, Dreifaltigkeitsplatz 4,
Tel. (0 27 32) 82 4 58, 83 2 77
NÖ GBA V - Mödling
2340, Bahnstraße 2,
Tel. (0 22 36) 208/337

NÖ Kinder- und
Jugendanwalt
Dr. Walther Launsky-Tieffenthal
3109 St. Pölten, Tor zum Landhaus
Rennbahnstraße 29
Tel. (0 27 42) 17 08

NÖ Landes-Feuerwehr-
schule Tulln
3430 Tulln, Nußallee 14,
Tel. (0 22 72) 692
Fax (0 22 72) 692-181

NÖ Landes-
Pensionisten-
und -Pflegeheime -
Vertragsheime

Bezirk Amstetten

Amstetten
NÖ Landes-Pensionistenheim
Amstetten
3300, Stefan-Fadinger-Straße 32,
Tel. (0 74 72) 621 03
Fax (0 74 72) 621 03-42
St. Peter/Au
NÖ Landes-Pensionistenheim
St. Peter/Au
3352, Steyrer Straße 1,
Tel. (0 74 77) 421 02
Fax DW 17
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Mautem
NÖ Landes-Pensionistenheim
Mautern - „Severinheim“
3512, Schubertstraße 84,
Tel. (0 27 32) 829 02
Fax (0 27 32) 75 4 88

Bezirk Lil ienfeld

Hainfeld
NÖ Landes-Pensionistenheim Hainfeld
3170, Bräuhausgasse 13a
Tel. (0 27 64) 75 53, 75 54
Fax (0 27 64) 75 53-9
Türnitz
NÖ Landes-Pensionistenheim Türnitz
3184, Markt 66,
Tel. (0 27 69) 290, 294
Fax (0 27 69) 290/9

Bezirk Melk

Mank
NÖ Landes-Pensionistenheim
Mank - „Marienheim“
3240, Friedhofweg 1,
Tel. (0 27 55) 22 87
Fax DW 15
Melk/Donau
NÖ Landes-Pensionisten- und
-Pflegeheim
3390, Dorfnerstraße 34-36,
Tel. (0 27 52) 526 80, 526 20
Fax (0 27 52) 526 80-5
Ybbs/Donau
NÖ Landes-Pensionistenheim
Ybbs/Donau - „Nibelungenheim“
3370, Klosterhofstraße 9,
Tel. (0 74 12) 524 40
Fax (0 74 12) 524 40-22

Bezirk Mistelbach

Laa/Thaya
NÖ Landes-Pensionistenheim
Laa/Thaya - „Vitusheim“
2136, Gärtnerstraße 33,
Tel. (0 25 22) 22 28, 76 20
Telafax (0 25 22) 22 28-13
Mistelbach
NÖ Landes-Pflege- und
Pensionistenheim Mistelbach -
„Franziskusheim“
2130, Liechtensteinstraße 71,
Tel. (0 25 72) 24 02
Fax (0 25 72) 24 02-40
Wölkersdorf
NÖ Landes-Pensionistenheim
Wölkersdorf - „Margarethaheim“
2120, Johann-Degen-Straße 21,
Tel. (0 22 45) 23 22
Fax (0 22 45) 23 22-34

Bezirk Gmünd

Schrems
NÖ Landes-Pensionistenheim Schrems
3943, Berggasse 5,
Tel. (0 28 53) 772 25
Fax (0 28 53) 724 17
Weitra
NÖ Landes-Pensionistenheim Weitra
3970, Zwettler Straße 1,
Tel. (0 28 56) 22 75, 21 59, 21 81
Fax (0 28 56) 22 75-30

Bezirk Hollabrunn

Hollabrunn
NÖ Landes-Pensionistenheim
Hollabrunn
2020, Rapfstraße 12,
Tel. (0 29 52) 23 75
Fax DW 9
Retz
NÖ Landes-Pensionistenheim Retz
2070, Rudolf-Resch-Gasse 6,
Tel. (0 29 42) 22 48
Fax DW 17

Bezirk Horn

Eggenburg
NÖ Landes-Pensionistenheim
und -Pflegeheim
3730, Rechpergerstraße 2
Tel. (0 29 84) 41 74
Fax (0 29 84) 41 74-40
Horn
„Stephansheim“ der Stiftung
Bürgerspital zu Horn
3580, Stephansberg 12,
Tel. (0 29 82) 26 47

Bezirk Korneuburg

Korneuburg
NÖ Landes-Pensionistenheim
Korneuburg - „Augustinerheim“
2100, Im Augustinergarten 1,
Tel. (0 22 62) 72 9 15
Fax DW 3
Stockerau
NÖ Landes-Pensionistenheim
Stockerau - „Kolomansheim“
2000, Roter Hof 5,
Tel. (0 22 66) 639 45, 632 56
Fax (0 22 66) 639 45-6

Bezirk Krems

Krems
Dr.-Thorwesten-Seniorenwohnheim
3500, Alauntalstraße 80,
Tel. (0 27 32) 86 5 96
Altenwohnheim Hohenstein
3500, Hohensteinstraße 71,
Tel. (0 27 32) 848 25
Krems-Brunnkirchen
Alten- und Pflegeheim Brunnkirchen
3511, Krems-Brunnkirchen 5,
Tel. (0 27 39) 22 47

Wallsee
NÖ Landes-Pensionistenheim Wallsee
3313, Bergern 4,
Tel. (0 74 33) 22 41
Fax DW 25
Waidhofen/Ybbs
NÖ Landes-Pensionistenheim
Waidhofen/Ybbs
3340, Im Vogelsang 9
Tel. (0 74 42) 552 27
Fax (0 74 42) 552 27-26

Bezirk Baden

Baden
NÖ Landes-Pensionistenheim Baden
2500, Wiener Straße 70,
Tel. (0 22 52) 848 01-11
Fax (0 22 52) 848 01-14
Bad Vöslau
NÖ Landes-Pensionistenheim
Bad Vöslau - „Jakobusheim“
2540, Sooßer Straße 25,
Tel. (0 22 52) 75 3 92
Fax (0 22 52)714 60
Berndorf
NÖ Landes-Pensionistenheim
Berndorf - „Haus Theaterpark''
Tel. (0 26 72) 88 5 90
Fax (0 26 72) 88 5 90
Rottendorf
NÖ Landes-Pensionistenheim
Pottendorf
2486, Esterhazystraße 27,
Tel. (0 26 23) 75 2 15
Fax (0 26 23) 75 2 15-79

Bezirk Bruck/Leitha

Hainburg
NÖ Landes-Pensionistenheim
Hainburg - „Ulrichsheim"
2410, Landstraße 20,
Tel. (0 21 65) 621 00, 629 37
Fax (0 21 65) 621 00-33

Bezirk Gänserndorf

Gänserndorf
NÖ Landes-Pensionistenheim
Gänserndorf - „Barbaraheim"
2230, Wiesengasse 17,
Tel. (0 22 82) 25 95, 26 11
Fax (0 22 82) 26 11-13
Orth an der Donau
NÖ Landes-Pensionisten- und
Pflegeheim Orth an der Donau
2304, Zwenge Nr. 3
Tel. (0 22 12) 31 40, 31 41
Fax (0 22 12) 31 40-13
Zistersdorf
NÖ Landes-Pensionistenheim
Zistersdorf - „Elisabethheim"
2225, Umfahrungsstraße 14-20,
Tel. (0 25 32) 22 05, 22 06
Fax (0 25 32) 22 05-30
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Bezirk Wien-Umgebung

Himberg
NÖ Landes-Pensionistenheim
Himberg - „Laurentiusheim"
2325, Laurentiusgasse 1,
Tel. (0 22 35) 86 2 88, 86 7 85
Fax (0 22 35) 86 2 88-25
Klosterneuburg
NÖ Landes-Pensionistenheim
Klosterneuburg - „Agnesheim"
3400, Hofkirchnergasse 3,
Tel. (0 22 43) 37 5 47
Fax (0 22 43) 37 5 47-26
Preßbaum
NÖ Landes-Pensionistenheim
Preßbaum - „Wienerwaldheim"
3021, Hauptstraße 119,
Tel. (0 22 33) 55 4 00
Fax (0 22 33) 55 4 00-38

Bezirk Zwettl

Zwettl
Altenheim Zwettl
3910, Klosterstraße 2,
Tel. (0 28 22) 52 5 98
NÖ Landes-Pensionisten- und
Pflegeheim Zwettl
3910, Propstei 44,
Tel. (0 28 22) 51 5 65, 51 5 67
Fax (0 28 22)51 5 65-34

NÖ Landesbildstelle

Wilhelmsburg
Nö Landespensionisten- und
-Pflegeheim Wilhemsburg
3150, Mühlgasse 14
Tel. (0 27 46) 60 33
Fax (0 27 46) 60 33

Bezirk Scheibbs

Scheibbs-Neustift
NÖ Landes-Pensionistenheim Scheibbs
3272, Gaminger Straße 51,
Tel. (0 74 82) 423 25, 423 54
Fax (0 74 82) 42 3 25-13

Bezirk Tulln

Tulln
NÖ Landes-Pensionisten- und
-Pflegeheim
3430, Frauenhofner Straße 54,
Tel. (0 22 72) 647 35, 647 36
Fax (0 22 72) 647 35-16
NÖ Landes-Pensionistenheim
Tulln - „Leopoldsheim“
3430, Bahnhofstraße 46,
Tel. (0 22 72) 68 2 68
Fax DW 4
NÖ Landes-Pensionistenheim
Tulln - „Theresiaheim“
3430, Siegmundgasse 13,
Tel. (0 22 72) 623 34
Fax DW 17

Bezirk Waidhofen/Thaya

Raabs/Thaya
NÖ Landes-Pensionistenheim
Raabs/Thaya
3820, Hameriingstraße 8,
Tel. (0 28 46) 72 93, 72 94
Fax (0 28 46) 72 93-17
Waidhofen/Thaya
NÖ Landes-Pensionisten- und
-Pflegeheim
3830, Moritz-Schadek-Gasse 32,
Tel. (0 28 42) 524 21, 524 22
Fax (0 28 42) 524 21-30

Bezirk Wiener Neustadt

Gutenstein
Landes-Pensionistenheim Gutenstein -
„Ferdinand-Raimund-Heim“
2770, Vorderbruck 38,
Tel. (0 26 34) 72 67-0, 72 73-0
Fax (0 26 34) 72 67-33
Wiener Neustadt
Stadtheim Wiener Neustadt
2700, Lazarettgasse 5,
Tel. (0 26 22) 89 8 20
Wiener Neustadt
NÖ Landes-Pensionisten- und
-Pflegeheim
2700, Neudörfler Straße 50,
Tel. (0 26 22) 278 95,
Fax (0 26 22) 278 95-28

Bezirk Mödl ing

Mödling
NÖ Landes-Pensionistenheim Mödling
2340, Ferdinand-Buchberger-Gasse 4,
Tel. (0 22 36) 243 34, 446 64
Fax (0 22 36) 243 34-33
Perchtoldsdorf
NÖ Landes-Pensionistenheim
Perchtoldsdorf - „Beatrixheim“
2380, Elisabethstraße 30,
Tel. (01)86 98 361, 86 98 362
Fax (01) 86 98 361-90
Vösendorf
NÖ Landes-Pensionisten- und
-Pflegeheim Schloßpark Vösendorf
2331, Prof.-Peter-Jordan-Straße 96
Tel. (01) 699 18 40
Fax (01) 699 18 40-10

Bezirk Neunkirchen

Gloggnitz
NÖ Landes-Pensionistenheim
Gloggnitz
2640, Wiener Straße 32-34,
Tel. (0 26 62) 423 03
Fax DW 150
Neunkirchen
NÖ Landes-Pensionisten- und
-Pflegeheim Neunkirchen
2620, Ferdinand-Raimund-Weg 3a
Tel. (0 26 35) 71 6 62
Fax (0 26 35) 71 6 62-500
Außenstelle des Pensionistenheimes
Gloggnitz
2620, Peischingerstraße 19,
Tel. (0 26 35) 602/20 95, 20 96
Hochegg
NÖ Landes-Pensionisten- und
-Pflegeheim
2840 Grimmenstein,
Tel. (0 26 44) 82 31-371
Fax (0 26 44) 82 31-539
Scheiblingkirchen
NÖ Landes-Pensionistenheim
Scheiblingkirchen
2831, Scheiblingkirchen 99,
Tel. (0 26 29) 23 81,21 60
Fax (0 26 29) 23 81-55

Bezirk St. Pölten

Herzogenburg
NÖ Landes-Pensionistenheim
Herzogenburg - „Martinsheim"
3130, Schillerring 7,
Tel. (0 27 82) 833 60, 833 61
Fax (0 27 82) 821 95
St. Pölten
NÖ Landes-Pensionistenheim St. Pölten
3100, Trautsonstraße 1,
Tel. (0 27 42) 36 73 83
Fax (0 27 42) 34 62 45
Seniorenwohnheim Stadtwald
3100, Goethestraße 23a,
Tel. (0 27 42) 73 1 83

2

3109 St. Pölten, Rennbahnstraße 29
(Tor zum Landhaus), 4. Stock
Tel. (0 27 42) 200/6500, 6501
Fax (0 27 42) 200/6530

NÖ Landesfeuerwehr-
kommando
3430 Tulln, Minoritenplatz 1,
Tel. (0 22 72)61 3 03 DW3170
Fax (0 22 72) 61 3 03 DW 3135

NÖ Landeshauptstadt
Planungsgesellschaft
m. b. H.

3100 St. Pölten, Kremser Landstraße 5,
Tel. (0 27 42) 305
Fax (027 42) 305-17
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NÖ UmweltanwaltNÖ Landesjugendheime NÖ Landesschulrat
3109 St. Pölten, Rennbahnstraße 29
Tel. 80 27 42) 280
Fax 80 27 42) 280-1111

NÖ Lebensmittel-
inspektion
2100 Korneuburg,
Kreuzensteinstraße 18
Tel. (0 22 62) 73 9 65
Fax (0 22 62) 73 9 65-5

NÖ Patientenanwalt
Dr. Richard Wandl
3100 St. Pölten, Neugebäudeplatz 1
Tel. (0 27 42) 200-5575

NÖ Straßenbau-
abteilungen
StrBA 1
2020 Hollabrunn,
Aspersdorfer Straße 28,
Tel. (0 29 52) 23 81, 23 82,
Fax (0 29 52) 20 5 88-30
StrBA 2
3430 Tulln, Bahnhofstraße 35,
Tel. (0 22 72) 624 68, 28 68, 26 12,
Fax (0 22 72) 624 68-40
StrBA 3
2120 Wölkersdorf, Haasgasse 6,
Tel. (0 22 45) 23 52, 23 75, 23 02,
Fax (0 22 45) 23 52-90
StrBA 4
2700 Wiener Neustadt,
Günserstraße 88,
Tel. (0 26 22) 22 1 92, 24 8 92,
Fax (0 26 22) 24 8 92-35
StrBA 5
3100 St. Pölten, Linzer Straße 106,
Postfach 18,
Tel. (0 27 42) 78 5 15
Fax (0 27 42) 78 5 15-5821
StrBA 6
3300 Amstetten, Wagmeisterstraße 9,
Tel. (0 74 72) 64 5 55, 64 5 47, 64 6 81
Fax (0 74 72) 64 5 55-50
StrBA 7
3500 Krems/Donau, Bahnhofplatz 6,
Tel. (0 27 32) 82 1 25, 82 1 67, 81 6 20
Fax (0 27 32) 82 1 25-45
StrBA 8
3830 Waidhofen/Thaya,
Heidenreichsteiner Straße 42,
Tel. (0 28 42) 52 6 91, 52 6 92, 54 2 87
Fax (0 28 42) 52 6 91-60

Univ.-Prof. Dr. Harald Rossmann
1014 Wien, Herrengasse 13,
Tel. (01) 531 10-2972

NÖ Umweltschutz-
anstalt
2344 Maria Enzersdorf
Südstadtzentrum 4/4
Tel. (0 22 36) 44 5 41-0
Fax (0 22 36) 44 5 41-220, 333

Shedhalle St. Pölten
Auskünfte: (0 27 42) 200 DW 5011,
5012

Statistik (Abteilung
Raumordnung)
2344 Ma. Enzersdorf,
Südstadtzentrum 4/4
Tel. (0 22 36) 44 9 86, 44 9 87

Unabhängiger
Verwaltungssenat
für das Land NÖ
Dr. Herbert Boden
3109 St. Pölten, Wiener Straße 54,
Tel. (0 27 42) 200-5530
Fax (0 27 42) 200-5540
UVS-Außenstellen
2700 Wr. Neustadt, Neuklostergasse 4
Tel. (0 26 22) 318
Fax (0 26 22) 318-11
2130 Mistelbach,
Liechtensteinstraße 44
Tel. (0 25 72) 47 63
Fax (0 25 72) 47 63-18

Verbindungsstelle der
österreichischen
Bundesländer beim Amt
der NÖ Landesregierung
1014 Wien, Schenkenstraße 4
Tel. (01) 535 37 61

Weinviertier
Jugendservice
2136 Laa/Thaya, Bürgerspitalgasse 1,
Tel. (0 25 22) 89 90
Fax (0 25 22) 74 08

Allentsteig
3804, Ottensteiner Straße 36,
Tel. (0 28 24) 23 08
Fax (0 28 24) 23 08-9
Hinterbrühl
2371, Urlaubskreuzstraße 15,
Tel. (0 22 36) 48 5 21
Fax (0 22 36) 48 5 21-100
Heilpädagogische Station,
Fürstenweg 8,
Tel. (0 22 36) 22 6 73
Fax (0 22 36) 22 6 73-200
Hochwolkersdorf
2802, Nr. 11,
Tel. (0 26 45) 82 05
Hollabrunn
2020, Elsa-Brandström-Straße 1,
Tel. (0 29 52) 21 16
Fax (0 29 52) 25 10-30
Mutter-Kind-Haus
2020, Brünnlgasse 2
Tel. (0 29 52) 20 7 98, 20 7 99
Korneuburg
2100, Stockerauer Straße 80,
Tel. (0 22 62) 72 5 91,72 5 92
Fax 72 5 92-190
Lunz am See
3293, Dr.-C.-Kupelwieser-Promenade 5,
Tel. (0 74 86) 80 97 .
Matzen
2243, Hauptstraße 16,
Tel. (0 22 89) 22 29
Fax (0 22 89) 32 69
Pottenstein
2563, Gutensteinerstraße 65,
Tel. (0 26 72) 82 4 23
Fax (0 26 72) 82 4 23-23
Puchberg am Schneeberg
2734, Ehrbarweg 2,
Tel. (0 26 36) 22 13
Fax (0 26 36) 22 13
Schauboden/Erlauf
3251, Nr. 26,
Tel. (0 74 89) 29 68
Fax (0 74 89) 22 46-10
Schwedenstitt
(NÖ Landes-Kinderheim)
2380 Perchtoldsdorf,
Leonhardiberggasse 10-12,
Tel. (01) 86 90 127, Fax DW 33
Waidhofen an der Ybbs
3340, Reichenauerhof, Weyrerstraße 81,
Tel. (0 74 42)55 5 11, 55 5 12,
Fax (0 74 42) 55 5 11-13

NÖ Landesreisebüro
1014 Wien, Heidenschuß 2,
Tel. (01)534 02,
Fax 535 03 19
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Gruppe Landesamtsdirektion

Abteilung Landesamtsdirektion

Bürgerinformation,
Beratungsstelle

Aufgaben und
Schwerpunkte 1996

Die Beratungsstelle beim Amt der NÖ
Landesregierung war auch im Jahr 1997
von dem Bemühen getragen, dem Lan-
desbürger zu dienen.
Eine der vordringlichsten Aufgaben der
Beratungsstelle bestand in der Herstel-
lung des Kontaktes zwischen dem Lan-
desbürger und der Behörde bzw.
Dienststelle, welche für die Lösung des
Problems zuständig ist.
Die erforderliche Zusammenarbeit mit
den Bezirkshauptmannschaften des
Landes Niederösterreich sowie den
Gruppen und Abteilungen des Amtes
der NÖ Landesregierung verlief erfolg-
reich. Viele Probleme konnten weitge-
hend zur Zufriedenheit der Landes-
bürger geklärt werden. Schwerpunkte
der Anfragen waren auch heuer die viel-
fältigen Förderungen des Bundeslandes
Niederösterreich, wie die Wohnbauför-
derung, Familienförderung, Gewerbeför-
derung, Arbeitnehmerförderung und vor
allem die Förderungen im Sozialbereich.
Bei der Beratungsstelle haben im Jahr
1997 zu folgenden Förderungen nach-
gefragt:

Koo rd in i e rung  und Auswer tung
von P rü fbe r i ch ten  ande re r
Kon t ro l l e i n r i ch tungen

Der Rechnungshof sowie der Finanz-
kontrollausschuß des Landtages von
Niederösterreich legen ihre Ergebnisbe-
richte der NÖ Landesregierung zur Ab-
gabe einer Äußerung vor. Aufgabe der
Innenrevision ist es, von den geprüften
Dienststellen Stellungnahmen abzuver-
langen, diese zu koordinieren und zur
Beschlußfassung durch die NÖ Landes-
regierung vorzubereiten.
Die Berichte anderer Kontrolleinrichtun-
gen (Fachabteilungen, Buchhaltungsab-
teilungen) sowie die Stellungnahmen
der betroffenen Dienststellen werden
ausgewertet und - wenn notwendig -
Nachkontrollen vorgenommen.

B r i e fbomben

Seit der ersten Briefbombenserie im
Dezember 1993 werden die Mitarbeiter
der Landesverwaltung von der Innenre-
vision laufend auf den richtigen Umgang
mit verdächtigen Postsendungen hinge-
wiesen.

Dezen t ra l i s i e rung

1997 wurden insgesamt 48 Dienstposten
dezentralisiert. Es handelt sich dabei um
Mitarbeiter in Baden (Abteilungen Touris-
mus, Umwelttechnik), in Gmünd (Woh-
nungsförderung, Umwelthygiene), Kor-
neuburg (Allgemeine Förderung), Maria
Enzersdorf (Sport, Agrarrecht), Mistel-
bach (Umweltrecht und Umweltkoordi-
nation, Vermessung), Oeynhausen (All-
gemeiner Straßendienst, Brückenbau),
Tulln (Wasserrecht und Schiffahrt), Wie-
ner Neudorf (Straßenspezialtechnik) und
Wiener Neustadt (Siedlungswasserwirt-
schaft, Wasserbau).

Innenrevision

Schwerpunkte und
Probleme 1997

Im Bereich der Innenrevision wird die
Aktenbearbeitung seit Februar 1997
elektronisch durchgeführt (ELAK). Die
Umstellung erforderte in den ersten Wo-
chen einen administrativen Mehrauf-
wand. Die elektronische Aktenbearbei-
tung im LAKIS erfolgt seither jedoch pro-
blemlos.

Übe rp rü fung  von D iens t s te l l en

Aufgabe der Innenrevision ist die Über-
prüfung sämtlicher Landesdienststellen
und der dort tätigen Mitarbeiter im Auf-
trag des Landesamtsdirektors. Um für
einen einheitlichen und geregelten Ge-
schäftsgang zu sorgen, wird dabei vor
dem Hintergrund der Gesetzmäßigkeit,
Zweckmäßigkeit, möglichsten Einfach-
heit, Raschheit und Sparsamkeit auf
einen entsprechenden Geschäftsablauf
in administrativer, kostenmäßiger und or-
ganisatorischer Hinsicht geachtet. Im
Zuge dieser Prüfungen werden auch Ra-
tionalisierungsvorschläge unterbreitet.
Bei folgenden Dienststellen wurden Ein-
schauen vorgenommen bzw. abge-
schlossen:
• Abteilung Gesundheitswesen
• Abteilung Umwelthygiene
• Abteilung Lebensmittelkontrolle
• Abteilung Gewerberecht
• Abteilung Technische Kraftfahrzeug-
angelegenheiten
• Landwirtschaftliche Fachschulen
(Sooß, Langenlois, Obersiebenbrunn,
Bruck an der Leitha, Hollabrunn, Retz,
Krems, Tullnerbach, Gumpoldskirchen)
Bei mehreren Bezirkshauptmannschaf-
ten wurden die Strafabteilungen über-
prüft. Schwerpunkte der Erhebungen
waren dabei Verfahrensverzögerungen
und Verjährungen sowie die Vorgangs-
weise bei der Erteilung von Ermah-
nungen.
Wegen der ständig steigenden Bedeu-
tung der Vollziehung des Fremdenrechts
wurden bei einer Bezirkshauptmann-
schaft Bearbeitungsgrundlagen erhoben.
Wegen der notwendigen Kostenein-
schränkungen im öffentlichen Sektor
wurde bei mehreren Dienststellen die
Notwendigkeit der Nachbesetzung frei-
gewordener Dienstposten geprüft.

Allgemeine Förderung
(früher Familienförderung) 2.400 Personen
Arbeitnehmerförderung 550 Personen
Wohnbauförderung 3.000 Personen
Energiesparförderung 350 Personen
Wirtschaftsförderung 600 Personen
Tourismusförderung 200 Personen

In der langjährigen Zusammenarbeit mit
Tageszeitungen, insbesondere der
Kronen-Zeitung, konnten zahlreiche Hil-
festellungen für die Landesbürger er-
reicht werden. Angemerkt muß hier
werden, daß sich Anfragen zu Sozial-
fällen in letzter Zeit stark vermehrt
haben.
Rege war auch die Zusammenarbeit,
primär auf dem Sektor Soziales, mit der
Österreichischen Präsidentschaftskanz-
lei.
Desgleichen wurden alle von der Volks-
anwaltschaft der Republik Österreich an
Landeshauptmann Erwin Pröll herange-
tragenen Beschwerden im Zusammen-
wirken mit den NÖ Bezirkshauptmann-
schaften sowie den Gruppen und Abtei-
lungen des Amtes der NÖ Landesregie-
rung bearbeitet und die erforderlichen
Stellungnahmen den Volksanwälten vor-
gelegt.

Ziele 1998

Der Schwerpunkt der Prüftätigkeit wird
sich weiter von Systemprüfungen zu
Querschnittsprüfungen verlagern. Im
Hinblick auf einen sparsamen Personal-
einsatz bei den Landesdienststellen
kommt dabei der Effizienzprüfung be-
sondere Bedeutung zu.
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temberg vor Ort über die Details infor-
miert hat. Die Größe des Netzes und die
Komplexität führt dazu, daß es kaum
mehr Experten in Österreich gibt, die bei
Problemen entsprechende Unterstüt-
zung liefern können. Es werden daher
mittlerweile vor allem die europäischen
Top-Mitarbeiter der einzelnen Firmen zur
Unterstützung eingesetzt.
Aufbau von zwei ACCESS-Datenbanken
zur Dokumentation von Räumlichkeiten,
Personen, Verkabelung (inkl. Meßwerte),
Aktivkomponenten (mit angeschlosse-
nen Endgeräten), EDV-Endgeräten
(Drucker, PC usw.), Telefon-Endgeräten
(Telefon, Fax usw.) sowie der Patchun-
gen aller Endgeräte zwecks späterer
Übernahme in das CONDIS CMS (Cab-
lingManagementSystem).
Da Informationen auf CDs immer mehr
an Bedeutung gewinnen, wurden für ei-
nige Gruppen und Abteilungen CD-Ser-
ver installiert, die es mehreren Mitarbei-
tern ermöglichen, auf die Informationen
zuzugreifen. Da ein derart großen Netz-
werk ohne Werkzeug nicht mehr zu be-
treuen ist, wurde das Produkt Netware-
Managewise der Fa. Novell zur Unter-
stützung installiert. 1998 wird dazu die-
nen, die Möglichkeiten dieses Produktes
weiter auszuloten und den Betreuungs-
aufwand auf diese Art zu minimieren.

NÖWAN
(N iede rös te r re i ch i sches  Wide
Area Ne two rk )

Im ersten Halbjahr erfolgte aufbauend
auf Vorarbeiten aus dem Jahre 1996 in
enger Zusammenarbeit mit der Abtei-
lung Allgemeine Verwaltungsangelegen-
heiten die Planung, EU-weite Ausschrei-
bung und Vergabe der Errichtung eines
landesweiten Netzwerkes für Sprache
und Daten mit schnellen Übertragungs-
geschwindigkeiten. In beispielloser
Schnelligkeit wurde dieses Netz nach
der Detailplanung zwischen Oktober
und Dezember 1997 mit der Firma
NÖKOM (NÖ Telekommunikationsges.
m. b. H.) realisiert, so daß nunmehr
außer den 21 Bezirkshauptmannschaf-
ten weitere 27 Standorte der Landesver-
waltung vernetzt sind und damit auch
am weltweiten Datenhighway Anteil neh-
men können. An allen diesen Standorten
kann EDV-mäßig so gearbeitet werden,
als würde die Mitarbeiterin oder der Mit-
arbeiter in St. Pölten sitzen - ein wesent-
licher Vorteil für die Dezentralisierung
sowie das flächendeckendste Telewor-
kingkonzept, das es dzt. in Österreich
gibt. Durch diese neue Vernetzung, die
nur mehr auf Basis von Glasfaserkabeln
realisiert wurde, ist eine weitaus bes-
sere, schnellere und störungsfreie Da-
tenübertragung gewährleistet, als dies
bisher der Fall war. Die Standorte sind
nicht nur über Datenleitungen, sondern
auch über Telefon vernetzt (siehe dazu
auch den Beitrag der Abteilung All-
gemeine Verwaltungsangelegenheiten).

Für 1998 ist eine Erweiterung des Net-
zes für die Bereiche Straße, Güterwege
sowie technische Kraftfahrzeugangele-
genheiten geplant. Mit der Realisierung
dieses Netzes sind die Voraussetzun-
gen dafür geschaffen, daß über einen
zur Post alternativen Netzbetreiber auch
periphere Regionen Niederösterreichs
zu günstigen Bedingungen Anschlüsse
an den weltweiten Datenhighway erhal-
ten können. Geographische Nachteile
können damit ausgeglichen werden, wie
dies bereits im Bangemann-Report der
EU ausgeführt ist.

Ziele 1998

Die Beratungsstelle beim Amt der NÖ
Landesregierung wird auch in Zukunft
bemüht sein, dem NÖ Landesbürger
jede Hilfestellung im Rahmen des Mögli-
chen zuteil werden zu lassen.

Informationstechnologie

Aufgaben und
Schwerpunkte 1997

Neues Landhaus

Im neuen Landhaus ist das dzt. in Eu-
ropa größte Lokale PC-Netzwerk (LAN)
mit 4.176 Bodentankdosen und 11.909
Anschlüssen in 8.375 Räumen in Be-
trieb. Im Netz sind dzt. insgesamt 20
Server (Novell, Unix, Internet) integriert,
wobei an diese Server ca. 2000 PCs und
etwa 1400 Drucker angeschlossen sind.
Aus Wien wurden davon ca. 900 PCs
und 700 Drucker übersiedelt, der Rest
wurde in St. Pölten neu angeschafft.
Die Novell-Server sind als sogenannte
SFrill-Server installiert, was eine er-
höhte Ausfallsicherheit bedeutet. In den
Serverräumen und Verteilerräumen wur-
den Feuchtigkeitsfühler mit Fernüberwa-
chung installiert. Über 1.000 Mitarbeiter
im neuen Landhaus verfügen mittler-
weile über einen Internetzugang mit in-
dividueller elektronischer Post. Auch die
Landesverwaltung als Gesamtheit sowie
die einzelnen Dienststellen verfügen
über E-mail-Adressen. Um den Internet-
betrieb möglichst sicher zu halten,
wurde im Firewallbereich einiges neu
implementiert, sowie die Anti-Virus-Soft-
ware einer vollkommenen Neugestal-
tung unterzogen. Im Zusammenhang
mit der Übersiedlung wurden im Haus
Herrengasse 11 in Wien 5 Telearbeits-
plätzen eingerichtet, über die Mitarbei-
ter, die in Wien zu tun haben, vor oder
nach ihrer Tätigkeit in Wien, ihre elektro-
nische Post bearbeiten können bzw.
ganz allgemein die Möglichkeiten des
EDV-Netzes wie in St. Pölten nutzen
können.
Die Übersiedlung der Bediensteten bis
Ende August 1997 wurde glänzend be-
wältigt, in über 90 Prozent der Fälle
konnten die Mitarbeiter nach nur einem
Übersiedlungstag in St. Pölten mit der
EDV wieder arbeiten. Im Zusammen-
hang mit der Übersiedlung sowie durch
die laufende Wartung und Erweiterung
des Netzwerkes in St. Pölten ist es not-
wendig, daß einige Mitarbeiter fast jeden
Mittwoch bis weit in die Nacht hinein tätig
sind und außerdem mindestens einmal
monatlich ein Wochenende im Interesse
eines möglichst ungestörten Netzbetrie-
bes arbeiten. Das Ausmaß und die Funk-
tionalität des Netzes sind international
anerkannt, so daß sich unter anderem
auch eine Delegation aus Baden Würt-

NÖ LAKIS
(N iede rös te r re i ch i sches
Landeskommun ika t i ons -  und
In fo rma t i onssys tem)

1997 erfolgte die Vollausstattung der
Abteilungen Landesamtsdirektion, Fi-
nanzen, Buchhaltung, Pressedienst, All-
gemeine Verwaltungsangelegenheiten
und Gemeinden. Weiters wurden im
Zuge der Übersiedlung nach St. Pölten
die Landtagsdirektion die Landtags-
klubs, die Fraktion des LIF sowie die
Büros von Landeshauptmann Dr. Pröll,
Landesrat Schimanek und Landesrat
Freibauer ausgestattet. Die Ausstattung
der restlichen Regierungsmitglieder ist
für 1998 geplant. Dzt. sind bereits ca.
950 Arbeitsplätze (inkl. Test- und Schu-
lungsplätzen) mit dem System ausgerü-
stet. 160 Mitarbeiter arbeiten bereits
ausschließlich mit dem elektronischen
Akt (VAIS), der um eine Volltextabfrage
erweitert wurde. Für 1998 ist die Umstel-
lung der Arbeitsplatz-PCs auf das Be-
triebssystem Windows-NT-Workstation
geplant. Weiters wird der Schwerpunkt
1998 in der weiteren Einführung des
elektronischen Aktes liegen.

Bez i r kshaup tmannscha f t en

• Strafwesen
- Einführung der elektronischen Schnitt-
stelle für die Anlieferung von Radaran-
zeigen vom Landesgendarmeriekom-
mando NÖ an die Bezirkshauptmann-
schaften
- Festlegung der Schnittstelle zur elek-
tronischen Datenanlieferung von Organ-
mandatsausstellungen an die BHs mit
anschließender Anzeigeerstellung bei
Nichteinzahlung gemeinsam mit der
Wirtschaft (Bewachungsgewerbe)
• Gewerbe
- Ausbau der Anwendung im Bereich
des Anmeldeverfahrens.
Automationsunterstützte Überleitung der
elementaren Daten der Gewerbebe-
rechtigungen und der laufenden Anmel-
deverfahren in die Textverarbeitung zur
Beschleunigung der Schriftguterstel-
lung.
- Einspeicherung der noch ausständi-
gen Gewerberegister in das Zentrale
Gewerberegister und Aufnahme des
Normalbetriebes beim Datenaustausch.
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Feue rweh r

Zusätzliche Auswertungen für die Abtei-
lung Feuerwehr und Zivilschutz, Ände-
rung der Mindestausrüstungsverord-
nung. Planung der Umstellung von DOS
auf Windows-NT-Programme, Datenaus-
tausch von den Feuerwehren zum Lan-
desfeuerwehrkommando.

Lebensm i t t e i kon  t ro l le

Umfangreiche Änderungen, um die Er-
stellung der Jahresberichte an die EU-
Kommission zu ermöglichen. Ankauf
des Programmes ANDULÜ, das mit Jän-
ner 1998 in Echtbetrieb geht.

A rch i vsys tem

Ein Archivsystem zum Einsatz in der
Kulturabteilung sowie den Landesmu-
seen wurde ausgewählt.

Mus i kschu len

Gemeinsam mit der HTL St. Pölten wurde
ein Programmsystem zur Verwaltung
aller niederösterreichischen Musikschu-
len entwickelt und zum Einsatz gebracht.

Geme inden

• Katastrophenfonds. Ergänzung zum
bestehenden Programmpaket für die Er-
fassung und Bearbeitung von Scha-
densmeldungen und die Anweisung der
Zuschüsse zur Schadensbehebung.
• Aufwendungen für Tagesmütter.
Durch Adaptierung der Programme kön-
nen nun die Aufwendungen für Tages-
mütter direkt durch die dafür zuständige
Abteilung Allgemeine Förderung von
den Ertragsanteilen der Gemeinden ein-
behalten werden.

Eu ropa -Wäh le rev idenzen

Eine Access-Anwendung zur Sammlung
bzw. Erfassung der von den Gemeinden
gelieferten Daten und der Transfer an das
Innenministerium wurde fertiggestellt und
bereits erfolgreich eingesetzt. Probleme
bestehen bezüglich Qualität der geliefer-
ten Daten. Bei der Bereinigung der Daten
wurde die Fachabteilung unterstützt.

Baud i rek t i on

Für die Bearbeitung und Abfrage der
Standortverzeichnisse für Normen und
Richtlinien wurde eine Access-Anwen-
dung entwickelt. Diese wird in der Bau-
direktion, den Bauabteilungen und Ge-
bietsbauämtern eingesetzt.

Landesgese tzb la t t

Die Grundvoraussetzungen für die Da-
tenübergabe des Landesrechtes an den
Bund zur Übernahme ins RIS wurden
geschaffen.

Vo rbe re i t ung  der Wahlen  1998

Zu den bisherigen Möglichkeiten wer-
den ab 1998 bei Wahlen alle Ergebnisse
mit Grafiken laufend im Internet veröf-
fentlicht werden. Das Endergebnis wird
ca. 30 Minuten nach Vorliegen im Inter-
net verfügbar sein. Im Vorfeld der Wahl
wurden der Wahlkalender sowie weitere
Informationen zur Wahl für den Bürger
im Internet zur Verfügung gestellt.

Fö rde rungsbe re i ch

Wohnbauförderung: Diverse Programm-
adaptierungen für neue Außenstelle Tele-
arbeit BH Gmünd, Integration der Basis-
förderung in die bestehenden Abläufe
sowie Realisierung der Ökoförderung.
Realisierung und Einsatz der Superförde-
rung, Standortausgleichsförderung, Not-
standsbeihilfe u. Familiennotstand wurde
in Zusammenarbeit mit der HTL St. Pölten
entwickelt. Nach der Übernahme von der
HTL erfolgte der Test, die Adaptierung
und Erweiterungen (automatische Daten-
übergabe an die Kreditverwaltung, Da-
tenabgleich zwischen Außenstelle Kor-
neuburg und St. Pölten zwecks Überprü-
fung auf Doppeleinreichungen, Prüfung
auf Doppelförderungen und Bezüge).
1998 soll in Zusammenarbeit mit den För-
derungsabteilungen versucht werden,
ein System für das Internet zu entwickeln.

Meh rphasenbuch füh rung
(MPB) ,  K red i t ve rwa l t ung ,
Ve r l ags füh rung

Nach Umstellung der MPB für Buchun-
gen ab dem Jahr 2000 im Jahr 1996,
wurden heuer erstmals seit dem Beste-
hen der MPB (19811) Verbesserungen in
der Handhabung durchgeführt (Menü-
führung, einfacherer Programmwech-
sel). Automatisierung der Schnittstelle
zwischen Verlagsstellen (Bauabteilun-
gen) und der Buchhaltung 3. Weiters
wurde eine automatische Schnittstelle
zwischen der MPB und dem Kreditver-
waltungspaket YK zur Übernahme von
Buchungen realisiert. Mit Jänner 1998
wird in der Gruppe Straße komplett auf
das Kreditverwaltungspaket und Ver-
lagsprogramm umgestellt.

Landw i r t scha f t l i che  Schu len

• Lehrerteil: Echteinsatz der Anwen-
dung für die Erfassung der Diensteintei-
lungen der Lehrer und der Eröffnungs-
berichte an den 25 landwirtschaftlichen
Fach- und Berufsschulen mit anschlie-
ßender Kontrolle durch die Abteilung
„Landwirtschaftliche Bildung und Wein-
wirtschaft".
• Schülerteil: Für die Abteilung „Land-
wirtschaftliche Bildung und Weinwirt-
schaft" wurde eine Accessanwendung
zur Übernahme und Verwaltung der
Schülerdaten von den landwirtschaftli-
chen Fach- und Berufsschulen erstellt.

- Begonnen wurde die Erarbeitung von
Vorschlägen, wie gemeinsam mit der
Wirtschaftskammer NÖ im Bereich der
Gewerbeanmeldeverfahren Beschleuni-
gungen und Vereinfachungen (z. B.
auch durch einen elektronischen Daten-
austausch) umgesetzt werden können.
- Für den Verfahrensexpreß? wurde ein
Monitoringsystem entwickelt.
• Führerschein
- Ausbau des Systems insbesondere
auf die neuen Führerscheingruppen
sowie im Bereich des Entzuges und der
Nachschulung
- Vorbereitung der Zusammenführung
der Daten zu einer NÖ Zentraldaten-
bank und damit Schaffung der Möglich-
keit, die künftige Zentrale Führerschein-
datenbank zu beliefern
• Fremdenpolizei
- Ausbau des Systems im Bereich aller
fremdenpolizeilichen Maßnahmen und
Unterstützung der Kommunikation mit
der Sicherheitsdirektion NÖ
- Adaptierung des Systems für die be-
reits anzuwendenden Bestimmungen
des neuen Fremdenrechtsgesetzes
- Vorbereitung der Einbindung der Da-
tenstation der Sicherheitsdirektion NÖ in
unser System (Abfragemöglichkeit).
• Kfz-Zulassung. Vorbereitung der or-
ganisatorischen und technischen Um-
setzung der Privatisierung im Rahmen
der Mitarbeit im Länderarbeitskreis Kfz-
Zulassung.
• Für den Neubau bzw. größere Um-
bauten von BHs wurde die Verkabe-
lungs- und Netzwerkplanung durchge-
führt (Wien-Umgebung in Klosterneu-
burg, Wiener Neustadt, Bruck/Leitha,
Mistelbach, Korneuburg, Amstetten).
• 1998 wird es vor allem darum gehen,
die letzten Anwendungen für den Jahr-
tausendwechsel fit zu machen.

Pe rsona lbe re i ch

Der Verwaltungsteil des neuen Personal-
systems IPA (integrierte Personalverwal-
tung- und Abrechnung) ist im Volleinsatz,
die Gehaltsverrechnung wird über das
neue System dzt. bereits parallel zum
alten getestet, der Echteinsatz wird mit
Jänner 1999 erfolgen. Abrechnung der
privaten Telefongespräche über eine au-
tomatische Schnittstelle zum Telefonsy-
stem.

M i ta rbe i t e r ve rwa l t ung

Erstellung der Anwendung für die Ver-
waltung mitarbeiterbezogener Daten,
damit verbundenen administrativen Tä-
tigkeiten und zur Führung des Absen-
zenvormerks für die Bezirkshauptmann-
schaften. Diese Anwendung wurde auf
Basis eines Prototyps der BH Melk er-
stellt.
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Es wurden die Schreibstelle Opern-
gasse, die Postsammelstelle Opern-
gasse und die Poststelle Bundesländer-
haus aufgelassen. Durch die wesentlich
verbesserte Unterbringung und Ausstat-
tung der zentralen Dienste in St. Pölten
konnten 12 Dienstposten eingespart
werden.
Im ständigen Bestreben zu einer kun-
denorientierten Verwaltung wurden in
den Amtsgebäuden in St. Pölten Ser-
vicestellen eingerichtet, die jeweils von
einer im Haus untergebrachten Dienst-
stelle betreut werden. Die Haupt-
aufgabe dieser Servicestellen ist, unse-
ren Kunden die gewünschten Aus-
künfte zu erteilen oder sie an die für
ihre Anliegen zuständige Stelle weiter-
zuleiten. Diese Einrichtungen konnten
ohne zusätzliches Personal realisiert
werden.
Über Antrag der Abteilungen Personal-
angelegenheiten wurden zu Anträgen
um Zuteilung von Kanzleipersonal bzw.
zu dienstrechtlichen Maßnahmen Erhe-
bungen durchgeführt und Stellungnah-
men abgegeben.
Im Rahmen der Textkoordinierungsstelle
wären, wie in den letzten Jahren, Ände-
rungen bzw. Ergänzungen der Dienstan-
weisung Texthandbuch wegen weiterer
Textprogramme bzw. Gesetzesänderun-
gen erforderlich.

Aus- und We i t e rb i l dung

Ergänzend zur praktischen Ausbildung
des Kanzleipersonals bei den Dienst-
stellen wurde bei Einführungskursen für
Neuaufnahmen und Vorbereitungskur-
sen für die Kanzleiprüfung vorgetragen.
Bei Kursen für Techniker aus Anlaß ihrer
Dienstprüfung sowie in Seminaren der
Aus- und Weiterbildung wurde die Mate-
rie Kanzleiordnung behandelt.
Bei den Prüfungen für den Dienstzweig
Kanzleidienst hat die Kanzleiaufsicht
ebenfalls mitgewirkt.
Mit den Bürodirektoren wurde wieder ein
Seminar im Rahmen der Aus- und Wei-
terbildung abgehalten. In diesem Semi-
nar wurden aktuelle Problembereiche
der Bezirkshauptmannschaften behan-
delt und Lösungsvorschläge erarbeitet.
Mit den Kanzleileitern des Amtes der
NÖ Landesregierung wurden in Dienst-
besprechungen die aktuellen Anliegen
besprochen.

Übe rp rü fung  von
Landesd iens t s te l l en

Von der Kanzleiaufsicht wurden, wie in
den Vorjahren, Kanzleien des Amtes hin-
sichtlich Personalbedarf sowie rationelle
Abwicklung der Kanzleigeschäfte und
Einhaltung der für den Kanzleidienst
geltenden Vorschriften überprüft. Dabei
konnten wieder Personaleinsparungen
erzielt bzw. Personalanforderungen ver-
mieden werden. Diese Überprüfungen
erfolgten teilweise in Zusammenarbeit

mit der Abteilung Landesamtsdirektion/
Innenrevision.
Durch die Umsetzung des Gruppenkon-
zeptes waren organisatorische Ände-
rungen des Zuständigkeitsbereiches
von Kanzleien erforderlich.

Ums te l l ung  auf den Euro

Momentan geht es primär um das Sam-
meln aller verfügbaren Informationen
und erste Planungsüberlegungen für
den konkreten Umstellungsprozeß. We-
sentlich ist, daß es zu einer stichtagsmä-
ßigen Umstellung kommt und die Paral-
lelführung für eine gewisse Zeit vermie-
den wird. Leider sind für konkrete Um-
setzungen dzt. zu wenige Informationen
verfügbar, so daß eine Planung kaum
möglich ist. Jedenfalls läßt sich abse-
hen, daß ein Schwerpunkt der Tätigkeit
bei vielen Anwendungen im Jahr 1998
die Euro-Umstellung sein wird.

Neues Vo rgehensmode l l

Einführung eines neuen Werkzeugs
(CASE) für die Unterstützung der Soft-
wareentwicklung im Bereich der Landes-
amtsdirektion - Informationstechnoiogie
und Anpassen der entsprechenden
Dienstanweisungen und Richtlinien.
Dabei wird nun zwischen Norm- und Mi-
niprojekten unterschieden und eine an-
gepaßte Vorgehensweise und Dokumen-
tation gewährleistet.

Qua l i t ä t ss i che rung

Alle Programmentwicklungen werden -
soweit es die Kapazität erlaubt - einer
internen Qualitätssicherung unterzogen,
was ein hohes Ausmaß an Fehlerfreiheit
der Anwendungen gewährleistet und
hilft, die laufende Betreuung der Benut-
zer zu minimieren.

Schu lung

An insgesamt ca. 1000 Schulungshalb-
tagen wurde die MS-Office-Palette
sowie LAKIS geschult.

A l l geme ine  Sch re ibs te l l e

In der Allgemeinen Schreibstelle wurde
als wichtigste Aufgabe die Schulung
von Kanzleibediensteten wahrgenom-
men. Dabei wurde besonders auf die ra-
tionelle, ordnungsgemäße und saubere
Herstellung von Schriftstücken geachtet.
Von der Allgemeinen Schreibstelle wur-
den auch 1997 wieder Aufnahmetests
für Bewerber um Aufnahme in den Lan-
desdienst durchgeführt.
Beispielhaft wird angeführt, daß darüber
hinaus ca. 25.000 Schriftstücke angefer-
tigt, rund 5.000 Schriftstücke mit Adres-
sen versehen und versandfertig ge-
macht wurden. Weiters wurden fast
2.500 Fernschreiben und rund 8.500
Telekopien abgesendet.

3

Pos ts te l l e

Der Poststelle obliegt die Übernahme
und Aufteilung der einlangenden Post
für den gesamten Bereich des Amtes
der NÖ Landesregierung sowie der
Postversand. Von der Poststelle wird
auch der Postdienst zwischen St. Pölten
und Wien sowie zu den dezentralisierten
Standorten des Amtes der NÖ Landes-
regierung und allen Bezirkshauptmann-
schaften organisiert und abgewickelt.
An Portogebühren mußten für die
Dienstpost rund 12 Mio. S aufgewendet
werden. Durch die Ausweitung des
Postdienstes zu allen Bezirkshaupt-
mannschaften und der damit möglichen
verstärkten Nutzung von Sammelpost
etc. konnte der Aufwand für Portoge-
bühren beim Amt trotz der Portogebüh-
renerhöhung mit Juli 1997 um ca.
S 800.000,- gesenkt werden.
Mit dem Verkauf von Ausschreibungsun-
terlagen und Wohnbauförderungsformu-
laren wurden ca. S 600.000,- an Einnah-
men erzielt.

Kanzleiaufsicht

Aufgaben und
Schwerpunkte 1997

Der Kanzleiaufsicht obliegt die Besor-
gung der Aufgaben des Inneren Dien-
stes im Bereich des Kanzleidienstes
(Sorge für einen einheitlichen und gere-
gelten Geschäftsgang in der Verwal-
tung). Die Änderungen in den Anforde-
rungen und das Fortschreiten der tech-
nischen Entwicklung sowie eine geän-
derte Gesetzeslage bedingen eine stän-
dige Aktualisierung der für den Kanzlei-
dienst geltenden Regelungen.
Die Übersiedelung des Amtes der NÖ
Landesregierung war im Jahre 1997 ein
besonderer Schwerpunkt der Kanzlei-
aufsicht und erforderte einen beträchtli-
chen Zeitaufwand.
Im Zuge der Übersiedelungen konnten
im Bereich der „Zentralen Dienste“ Struk-
turveränderungen durchgeführt werden.

Zen t ra l r eg i s t r a tu r

Die Zentralregistratur hat die Aufgabe
alle Akten und Schriftstücke der Grup-
pen und Abteilungen des Amtes der NÖ
Landesregierung bis zu deren Über-
gabe an das Landesarchiv zu verwah-
ren.
Von 58 Gruppen bzw. Abteilungen wur-
den 1997 1370 Aktenkartons zur weite-
ren Aufbewahrung übernommen. Zur
Reduzierungen des Lagerbedarfes
konnte der Inhalt von 473 Aktenkartons
zur Verfilmung vorbereitet und der Mi-
krofilmstelle weitergeben werden.
Mit dem Papierwolf wurden über
80.000 kg ausgeschiedenes Aktenmate-
rial zerkleinert und der Altpapierverwer-
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Verwaltungsinnovation
Aufgaben und
Schwerpunkte 1997

Pro jek t  „Ve r fah rensexp reß “  -
Besch leun igung  von Be t r i ebs -
an lagengenehmigungsve r fah ren

• Projektinhalt. Die Situation bei Be-
triebsanlagengenehmigungsverfahren
wurde in zwei Pilotbezirken erhoben und
untersucht (Istzustandsanalyse). Auf-
grund dieser Analyse wurde ein Kon-
zept erstellt, wie künftig die Abwicklung
von Verfahren vom Erstkontakt des Ein-
reichers bis zum endgültigen Bescheid
aussehen soll sowie welche Rahmenbe-
dingungen geschaffen und welche Be-
gleitmaßnahmen getroffen werden müs-
sen. In weiterer Folge ist dieses Konzept
flächendeckend bei allen Bezirksverwal-
tungsbehörden in Niederösterreich um-
zusetzen.
• Projektziel. Grobziel im Rahmen
dieses Projektes ist die rasche und effi-
ziente Verfahrensabwicklung unter Be-
rücksichtigung eines optimalen Res-
sourceneinsatzes.
• Weitere Vorgangsweise. Mittlerweile
ist das Pilotprojekt in Amstetten und
Baden abgeschlossen. Im Rahmen
einer Großveranstaltung durch Herrn
Landeshauptmann Dr. Pröll und Lan-
desrat Gabmann wurde der Start für die
Ausweitung auf alle Bezirke Nieder-
österreichs bekanntgegeben.
Selbstverständlich sind dabei im Sinne
der immer erfolgreich praktizierten Sozi-
alpartnerschaft auch alle zuständigen
Interessenvertretungen eingebunden.
Um in Zukunft die in diesem Projekt for-
mulierten Ziele messen zu können,
wurde ein Kennzahlensystem entwickelt.
Mit Unterstützung dieses Systems
können auch Defizite rechtzeitig erkannt
und sofort Steuerungsmaßnahmen ge-
setzt werden.

P ro jek t
„Kompe tenzve r l age rung
Wasser  - Gewerbe “

Aufgrund der Novellen zum Wasser-
rechtsgesetz und zur Gewerbeordnung
kommt es zu Kompetenzverlagerungen
vom Landeshauptmann zu den Bezirks-
verwaltungsbehörden und auch umge-
kehrt.
Um die damit verbunden Organisations-
änderungen optimal abzuwickeln, wurde
vorerst der Ist-Zustand (Mengengerüst
der Akte/Verfahren und die damit ver-
bundene Personalkapazität) erhoben.
In dieses Projekt sind alle betroffenen
Gruppen und Abteilungen des Amtes,
die Bezirkshauptmannschaften und die
Gebietsbauämter sowie die Dienst-
stellen- und die Zentralpersonalvertre-
tung eingebunden. Das Projektmanage-
ment liegt bei der Landesamtsdirektion
- Verwaltungsinnovation.

Die tatsächlich notwendige Personalver-
lagerung und der Zeitplan für die Um-
setzung zwischen den betroffenen
Dienststellen wird in den Abteilungen
Wasserrecht und Gewerberecht und auf
den Bezirkshauptmannschaften Anfang
1998 fixiert.
Im nächsten Schritt wird die Seite der
betroffenen technischen Abteilungen
behandelt, inwieweit es auch in diesem
Bereich sinnvoll ist, Personal zu dezen-
tralisieren.

P ro jek t  Landeshaup ts tad t

• Abschluß der Besiedelung. In der
dritten Augustwoche fand die Übersie-
delung der Dienststellen von Wien nach
St. Pölten ihr „glückliches Ende“. Nun-
mehr sind alle vorgesehenen Abtei-
lungen in der Landeshauptstadt anwe-
send.
• Beteiligung an den Tagen der Of-
fenen Türen. Am 13. und 14. Sep-
tember 1997 sorgte die Landesamtsdi-
rektion für die Präsentation von Büros
mit eingehenden Führungen und Erläu-
terungen.
• Mängelbehebung. Die Nachwehen
der Mängelfeststellung und Behebung
(z. B. Fluchtweg- und Sicherheitskon-
zept Garage) sind, soweit heute ab-
sehbar, noch längere Zeit nicht über-
standen, da in diesem Zusammenhang
eine Fülle von rechtlichen Fragen zu
klären ist.
• Wieselbusse. Auf einigen Linien - vor
allem Linie L Wien - kam es zu Kapazi-
tätsengpässen, da offensichtlich we-
sentlich mehr Personen vom Wieselan-
gebot Gebrauch machten, als vorher in
allen Umfragen erhoben wurde. Dank
einer Sofortentscheidung durch Landes-
hauptmann Dr. Pröll konnte dieses Pro-
blem kurzfristig durch Einsatz zusätzli-
cher Verstärkerbusse gelöst werden.
• Broschüre Neues NÖ Landhaus. Die
wesentlichen Schritte im Rahmen des
Projektes Landeshauptstadt wurden in
einer Broschüre dokumentiert.

I n t e rne t :  Homepage

Am 31. Jänner 1997 wurde erstmals die
„Homepage“ des Landes Niederöster-
reich im Internet angeboten. Bis Jahres-
ende 1997 haben bereits weit über
40.000 Besucher diese Homepage auf-
gerufen.
Die Rubrik „Politik“ beschreibt die Auf-
gaben des Landtages und beinhaltet
eine Kurzbiographie aller Regierungs-
mitglieder sowie eine Liste aller Abge-
ordneten.
Der Bereich „Verwaltung" gibt einen
Überblick über die Geschäftseinteilung
des Amtes der NÖ Landesregierung
und die Organisation der Landesverwal-
tung (Amt der Landesregierung mit der
Gruppenorganisation, Bezirkshaupt-
mannschaften mit Außenstellen, Ge-
bietsbauämter).

tung zugeführt. Weiters wurden Mikro-
filme und EDV-Bänder mit einem Mikro-
filmvernichter entsprechend den Be-
stimmungen des Datenschutzes ver-
nichtet.
Im Jahr 1997 wurde die Übersiedelung
der Zentralregistratur nach St. Pölten
fortgesetzt und abgeschlossen. Dabei
wurden die in Wien 1, Bankgasse 1 und
2, und in der Teinfaltstraße 8 gelagerten
Aktenbestände sowie die dazugehöri-
gen Nachschlagebücher und Karteikar-
ten übersiedelt. Das Übersiedelungsgut
umfaßte 556 Paletten und wurde mit 31
Lkw-Transporten durchgeführt.

Ziele 1998

• Überprüfung von Landesdienststellen
hinsichtlich Arbeitsabläufe und Perso-
naleinsparungsmöglichkeiten teilweise
gemeinsam mit der Innenrevision vor-
rangig bei den Kanzleien beim Amt der
NÖ Landesregierung;
• Vorschläge für rationellere Arbeitsab-
läufe auszuarbeiten und Einsparungs-
möglichkeiten vorzuschlagen;
• Mitwirkung bei der Einführung des NÖ
Landeskommunikations- und Informa-
tionssystem - NÖ LAKIS - bei den
Dienststellen des Amtes;
• Mitarbeit bei der Einführung des elek-
tronischen Aktes in der Abteilung Lan-
desamtsdirektion;
• Ausarbeitung einer Neufassung der
DA Kanzleiordnung unter Berücksichti-
gung der Anforderungen durch das NÖ
LAKIS;
• Aktualisierung der „Handbücher für
Bürodirektoren und Kanzleileiter“;
• Wartung und Ergänzung der für den
Betrieb der Servicestellen erforderlichen
Unterlagen im NÖ LAKIS „Handbuch für
die Servicestellen";
• Änderungen bzw. laufende Aktualisie-
rung der für den Kanzleidienst maßgeb-
lichen Dienstanweisungen (z. B. Mate-
rienverzeichnisse);
• Durchführung der Änderungen des
Texthandbuches der Bezirkshaupt-
mannschaften auf Grund von Anträgen
der Berichterstatter;
• Vorbereitung der Umstellung der Text-
bausteine von TEXASS auf WinWord;
• Mitwirkung bei der Aus- und Weiterbil-
dung - Schwerpunkt „Anwendung der
Kanzleiordnung";
• Ausbildung von neu aufgenommenen
Kanzleibediensteten.
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• NÖ Pflichtschulgesetz, LGBI. 5000-12
• DPL 1972 Dienstpragmatik der Lan-

desbeamten, LGBI. 2200-43
• NÖ Abgabenordnung 1977 (NÖ AO

1977), LGBI. 3400-5
• NÖ Gemeindebeamtendienstordnung

1976 (GBDO), LGBI. 2400-29
• NÖ Gemeinde-Vertragsbediensteten-

gesetz 1976 (GVBG), LGBI. 2420-34
• NÖ Gemeindebeamtengehaltsord-

nung 1976 (GBGO), LGBI. 2440-34
• NÖ Landeslehrer-Diensthoheitsge-

setz 1976, LGBI. 2600-3
• NÖ Schulaufsichts-Ausführungsge-

setz 1975, LGBI. 5010-7
• NÖ Wohnungsförderungsgesetz (NÖ

WFG), LGBI. 8304-6
• NÖ Bezügegesetz, LGBI. 0030-13
• NÖ Gemeinde-Bezügegesetz (NÖ

GBezG), LGBI. 1005-10
• KremserStadtrecht 1977, LGBI. 1010-7
• St. Pöltner Stadtrecht 1977, LGBI.

1015-8
• Waidhofner Stadtrecht 1977, LGBI.

1020-7
• Wiener. Neustädter Stadtrecht, LGBI.

1025-7
• NÖ Landwirtschaftskammergesetz,

LGBI. 6000-7
• NÖ Krankenanstaltengesetz 1974

(NÖ KAG 1974), LGBI. 9440-12

Das Kapitel „Service" ist für die Bürger
Niederösterreichs besonders wichtig. Es
enthält Informationen über Wirtschafts-
förderung, Tourismusförderung, Fami-
lienförderung, Angebote zum Thema
Raumordnung und Umweltschutz und
vieles mehr. Jede Person, die über einen
Internetzugang verfügt, kann daher je-
derzeit nicht nur Informationen abrufen,
sondern gleichzeitig auch allenfalls be-
nötigte Formulare am Drucker zu Hause
ausdrucken.
Im Zusammenhang mit der ständigen
Ausweitung der Internetaktivitäten
wurden auch begleitende Organisa-
tionsmaßnahmen wiez. B. die laufenden
Kontakte mit den Internetbetreuern in
den Gruppen organisiert.

LAK IS /E lek t ron i sche r  Akt
(ELAK)

Mit der Einführung des Elektronischen
Aktes (ELAK) in LAKIS ist auch das Per-
sonaleinsparungspotential festzusetzen.
Dazu erfolgten entsprechende Erhe-
bungsarbeiten der Personalzahlen.
Der Elektronische Akt wurde mittlerweile
bei der Landesamtsdirektion in fast allen
Bereichen erfolgreich eingeführt.

Test von neuen EDV-Sys temen

Als Alternative für das Diktieren auf Ton-
band wurde im Jahr 1997 das IBM
Voice-System einigen weiteren Tests un-
terzogen.

M i t a rbe i t e r ve rwa l t ung

Für die Entwicklung einer „Mitarbeiter-
verwaltung" bei Bezirkshauptmann-
schaften wurde Grundlagenmaterial zu-
sammengetragen. Darüber hinaus wur-
den Stellenbeschreibungen, Arbeitsver-
teilungspläne und Organigramme für
alle Dienststellen des Landes bearbeitet.

Ö f f en t l i chke i t sa rbe i t

1997 sind in der Reihe der „NÖ
Schriften" folgende Broschüren er-
schienen:
Nr. 92: Buchschmuck in Lilienfelder
Handschriften, Martin Roland, NÖ In-
stitut für Landeskunde (= Studie und
Forschung aus dem NÖ Institut für Lan-
deskunde Band 22)
Nr. 93: Ein Rechnungsbuch Albrechts
III, Christian Lackner - Edition und Text-
analyse, NÖ Institut für Landeskunde
(= Studie und Forschung aus dem NÖ
Institut für Landeskunde Band 23)
Nr. 94: Der Landtag von Niederöster-
reich, NÖ Landtagsdirektion
Nr. 95: NÖ Kinderstudie, Teil 1: Kind sein
- Fakten in der Fachliteratur; Martin
Peter
Nr. 96: Agenden/Aktivitäten 1996/1997
Nr. 97: Der Landtag von Niederöster-
reich: Abschied von Wien - Beginn in St.
Pölten

Nr. 98: Jugendwohlfahrt - Analyse und
Planung; Bedarfsanalyse, Organisa-
tionsstruktur, New Public Management -
eine wirkungsorientierte Verwaltungsfüh-
rung
Nr. 99: Festschrift zur Eröffnung des
Neubaues der NÖ Landesbibliothek
Nr. 100: Neues NÖ Landhaus - Aus
dem Haus der Stände in das Haus der
Bürger - Eine Landesverwaltung zieht
um, Landesamtsdirektion
Nr. 101: Mit Kindern wachsen - Montes-
sori-Werkstatt 18.-20. April 1996, Em-
mersdorf an der Donau
Nr. 102: Statistisches Handbuch des
Landes NÖ; 21. Jahrgang; 1996/97
Nr. 103: Mit Kindern auf dem Weg II -
Referate anläßlich der Kindergartensym-
posien 1993/94/95

Verfassungsdienst

Aufgaben und
Schwerpunkte 1997

Leg i s t i k

Im Bereich Legistik sind sowohl die Fach-
abteilungen, die Gesetz- und Verord-
nungsentwürfe erstellen, zu betreuen, als
auch die vom Bund ausgesendeten Ent-
würfe zu begutachten. Darüber hinaus ist
die Teilnahme an Besprechungen mit
den Fachabteilungen des Amtes der NÖ
Landesregierung sowie mit den Bundes-
dienststellen erforderlich.

Landes rech t

Aus der Fülle der landesrechtlichen Vor-
schriften, an denen der Verfassungs-
dienst mitgewirkt hat, wird auf folgende
Gesetze und Verordnungen hingewiesen:

Neue Gesetze

• NÖ Gesundheits- und Sozialfondsge-
setz, LGBI. 8450-0

• NÖ Landeshauptstadt-Errichtungsge-
setz, LGBI. 0007-0

• NÖ Sportgesetz, LGBI. 5710-0
• NÖ Gleichbehandlungsgesetz, LGBI.

2060-0
• NÖ Landes- und Gemeindebezüge-

gesetz 1997, LGBI. 0032-0

Novellen von Gesetzen

Folgende Gesetze wurden geändert:
• Gesetz über die Gliederung des Lan-

des Niederösterreich in Gemeinden,
LGBI. 1030-70, -71 und -72

• NÖ Landarbeiterkammergesetz,
LGBI. 9000-5

• NÖ Buschenschankgesetz, LGBI.
7045-2

• NÖ Landarbeitsordnung 1973, LGBI.
9020-16

• NÖ Landwirtschaftliches Schulge-
setz, LGBI. 5025-5

Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG

Im Jahr 1997 wurde folgende Vereinba-
rung gemäß Art. 15a B-VG abgeschlos-
sen:
Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwi-
schen dem Bund und den Ländern Nie-
derösterreich und Wien zur Errichtung
und Erhaltung eines Nationalpark
Donau-Auen, LGBI. 5506-0.

Neue Verordnungen

• NÖ Tagesmütter/-Väter-Verordnung,
LGBI. 5065/1-0
• NÖ Tagesbetreuungsverordnung,
LGBI. 5065/2-0
• Verordnung über die Umlegung von
Landeshaupt- und Landesstraßen,
LGBI. 8500/92-0
• Verordnung über die Übernahme von
Straßen in das Landesstraßennetz,
LGBI. 8500/93-0
• Verordnung: Aufteilung Mandate Voll-
versammlung NÖ Landarbeiterkammer,
LGBI. 9000/10-0
• NÖ Hortverordnung, LGBI. 5065/3-0
• Verordnung über die Geschäftsfüh-
rung des NÖ Kultursenates, LGBI.
5301/1-0
• Verordnung über Wildtierarten, deren
Haltung beschränkt ist, LGBI. 4610/3-0
• NÖ Krankenanstaltengebühren 1997,
LGBI. 9440/1-0
• Verordnung über die Höhe der Bei-
tragsleistungen der Gemeinden an die
Interessenvertretungen für das Jahr
1998, LGBI. 1005/1-0
• Verordnung über ein Assanierungsge-
biet in Neunkirchen, LGBI. 8315/7-0
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• NÖ Pflegebeitragsverordnung, LGBI.
9270/1-5
• NÖ Heim- und Tagesbetreuungsver-
ordnung, LGBI. 9270/10-2
• Gemeinde-Ergänzungszulagenver-
ordnung, LGBI. 2400/20-1
• Verordnung über die Festsetzung von
Höchsttarifen für das Gewerbe der
Rauchfangkehrer in Niederösterreich,
LGBI. 7000/50-13
• Verordnung über die Aufteilung der
Mandate der Vollversammlung der NÖ
Landarbeiterkammer, LGBI. 9000/10-1
• Verordnung über die Änderung von
Bezirksbauernkammerbereichen, LGBI.
6000/1-3
• Verordnung über ein regionales
Raumordnungsprogramm NÖ Zentral-
raum, LGBI. 8000/76-1
• NÖ Kehrgebietsverordnung 1991,
LGBI. 7000/51-2
• Verordnung über die Trennung der
Gemeinde Wolfsthal-Berg, LGBI. 1000/8-1
• Gemeinde-Verwaltungsabgabenver-
ordnung 1973, LGBI. 3800/2-3
• NÖ Fleischuntersuchungsgebühren-
verordnung, LGBI. 6401/1-3
• Verordnung über die Organisa-
tion und die Lehrpläne der öffentli-
chen Land- und forstwirtschaftlichen
Berufs- und Fachschulen, LGBI. 5025/
1-11
• Verordnung über die Bestellung der
Vertreter der land- und forstwirtschaftli-
chen Landeslehrer für den Landwirt-
schaftlichen Schulbeirat, LGBI. 5025/2-1
• NÖ Schülerheim-, Lern- und Arbeits-
mittelbeitragsverordnung, LGBI 5025/3-8
• Verordnung über den Schulversuch
„Betriebs- und Dorfhelferinnen-Ausbil-
dung“, LGBI. 5025/25-1
• Verordnung über den Kostenbeitrag
für die feuerpolizeiliche Beschau, LGBI.
4400/9-1
• Verordnung über die Neufestsetzung
der schulfesten Lehrerstellen an Volks-,
Haupt- und Sonderschulen sowie an
Schulen des Polytechnischen Lehrgan-
ges, LGBI. 2600/10-8
• Landes-Verwaltungsabgabenverord
nung 1984, LGBI. 3800/1-7
• Verordnung über die Schulsprengel
der Hauptschulen und die Hauptschul-
gemeinden in Niederösterreich, LGBI.
5000/10-14
• Verordnung über Berechtigungs-
sprengel für Hauptschulen und Haupt-
schulklassen mit besonderer Berück-
sichtigung der sportlichen Ausbildung in
Niederösterreich, LGBI. 5000/11-1
• Verordnung über die Schulsprengel
der Volksschulen und die Volksschulge-
meinden in Niederösterreich, LGBI.
5000/20-14
• Verordnung über die Schulsprengel
der Sonderschulen und die Sonder-
schulgemeinden in Niederösterreich,
LGBI. 5000/30-11
• Verordnung über die Schulsprengel
und Schulgemeinden der Polytechni-
schen Lehrgänge in Niederösterreich,
LGBI. 5000/40-10

• Verordnung über die Herabsetzung
des Kostenbeitrages der Eltern, LGBI.
5060/3-1
• NÖ Jagdverordnung, LGBI. 6500/1-30
• Verordnung über die Fachprüfung für
den Staatsbürgerschaftsdienst, LGBI.
2400/8-1
• Verordnung über die Auflassung von
Landesstraßen, LGBI. 8500/41-29
• NÖ Bau-Übertragungsverordnung,
LGBI. 1090/2-1
• Verordnung über Betriebszeiten von
Gewerbebetrieben an Sonn- und Feier-
tagen, LGBI. 7005/1-3
• Verordnung über das zulässige
Höchstausmaß der Aufwandsentschädi-
gung für Funktionäre eines Gemeinde-
verbandes, LGBI. 1600/1-1
• Verordnung über die Fachprüfung für
den Standesbeamtendienst, LGBI.
2400/7-1 und -2
• Verordnung über die Fachprüfung für
den Staatsbürgerschaftsdienst (NÖ
StbPO), LGBI. 2400/8-2
• NÖ Gemeinde-Ruhegenußbemes-
sungsverordnung, LGBI. 2400/15-2
• Verordnung über die Auflassung von
Landstraßen, LGBI. 8500/41-30
• Verordnung über die Umlegung von
Landeshaupt- und Landesstraßen,
LGBI. 8500/92-1
• Hausbesorgerentgeltverordnung
1972, LGBI. 9100/1-19
• Verordnung über Sozialhilfen, LGBI.
9200/1-26
• NÖ Pflegebeitragsverordnung, LGBI.
9270/1-6
• NÖ Gemeindeverbändeverordnung,
LGBI. 1600/2-30

Im Zuge der Deregulierung des Landes-
rechtes wurden folgende Rechtsvor-
schriften aufgehoben:
Folgende Verordnungen wurden dere-
guliert, indem sie inhaltlich in die NÖ
Bautechnikverordnung 1997 (NÖ BTV
1997), LGBI. 8200/7-0, eingearbeitet
wurden:
• Verordnung über die periodische

Überprüfung von Feuerungsanlagen,
LGBI. 8100/1-1

• Verordnung über die Ausführung der
Baupläne (Bauplanverordnung),
LGBI. 8200/2-1

• NÖ Garagenverordnung, LGBI.
8200/3-2

• NÖ Heizungsverordnung, LGBI.
8200/4-1

• NÖ Schutzraumverordnung, LGBI.
8200/6-3

• Verordnung über den hochstzulässi-
gen Schwefelgehalt von Heizöl, LGBI.
8200/10-5

Bundes rech t

Im Jahr 1997 wurden 123 Gesetzesent-
würfe des Bundes begutachtet (im Jahr
1996 waren es 124). Dazu kommt, daß
der Verfassungsdienst des Landes Nie-
derösterreich auch zu grundlegenden
Vorhaben des Bundes beigezogen wird,

• Verordnung über ein Assanierungsge-
biet in Krems an der Donau, LGBI.
8315/8-0
• NÖ Bau-Übertragungsverordnung,
LGBI. 1090/2-0
• NÖ Luftfahrthindernisverordnung, LGBI.
8760/1-0
• Verordnung über die Vollziehung der
StVO 1960 in Amstetten, LGBI. 8790/8-0
• Verordnung über ein regionales
Raumordnungsprogramm Untere Enns,
LGBI. 8000/35-0
• Verordnung über die Festlegung der
Wahltage für die Wahl der Organe der
Personalvertretung für die Bediensteten
der Gemeinden und Gemeindever-
bände des Landes Niederösterreich,
LGBI. 2002/2-0
• Verordnung über die Haltung von
Pelztieren, LGBI. 4610/4-0
• Verordnung über den Schulversuch
„Fachschule für Biologischen Landbau
und Direktvermarktung“, LGBI. 5025/27-0
• Verordnung über die Geschäftsfüh-
rung der Fachbeiräte und Gutachtergre-
mien, LGBI. 5301/2-0
• NÖ Landwirtschaftliche Schulorgani-
sationsverordnung, LGBI. 5025/1-0
• Verordnung über die Trennung der Ge-
meinde Zeiselmauer, LGBI. 1000/10-0
• Verordnung über eine gebietsweise
Änderung der Schuß- und Schonzeiten
für die Fasanhenne im Jagdjahr 1997,
LGBI. 6500/5-0
• Verordnung über das Schlachten und
Töten von Tieren, LGBI. 4610/1-0
• Verordnung über die Geltung von Ver-
ordnungen auf Grund der NÖ Bauord-
nung 1996 und der NÖ Aufzugsordnung
1995 für bundeseigene, öffentlichen
Zwecken dienende Gebäude, LGBI.
8200/5-0
• NÖ Bautechnikverordnung 1997 (NÖ
BTV 1997), LGBI. 8200/7-0
• Verordnung über die Übernahme
einer Straße in das Landesstraßennetz,
LGBI. 8500/94-0
• NÖ Kormoranverordnung, LGBI.
6500/12-0
• NÖ Mopedausweisverordnung, LGBI.
8785/1-0
• NÖ Gemeinde-Ergänzungszulagen-
verordnung 1998, LGBI. 2400/20-0
• Verordnung über die Vollziehung des
Fremdengesetzes 1997, LGBI. 4020/1-0
• NÖ Ergänzungszulagenverordnung
1998, LGBI. 2200/2-0
• NÖ Gemeinde-Überleitungsausgleich-
zulagenverordnung, LGBI. 2440/1-0
• Verordnung über die Ausschreibung
der Wahl des Landtages von Nieder-
österreich, LGBI. 0300/12-0

Novellen von Verordnungen

Folgende Verordnungen wurden geän-
dert:
• Verordnung über die Schulsprengel
der berufsbildenden Pflichtschulen in
Niederösterreich, LGBI. 5000/60-11
• Verordnung über die Auflassung von
Landesstraßen, LGBI. 8500/41-28
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Schwerpunkte 1997so z. B. bei den Verhandlungen über
den Konsultationsmechanismus und die
Bundesstaatsreform.

Ve r l au tba rung  von
Rech tsvo rsch r i f t en

1997 wurden im Landesgesetzblatt 146
Rechtsvorschriften in 18 Lieferungen
verlautbart (1996 waren es 175 Rechts-
vorschriften in 13 Lieferungen).

Eu ropa rech t

• Mitteilung der Umsetzung von
EG-Richtlinien im NÖ Landesrecht. Im
Jahre 1997 wurde die Umsetzung von
16 EG-Richtlinien in 12 NÖ Rechtsvor-
schriften der europäischen Kommission
im Wege des Bundeskanzleramtes mit-
geteilt.
• Verfahren vor dem Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften. Im
Jahre 1997 wurden durch den Verfas-
sungsdienst verschiedene Vorabent-
scheidungs- und Vertragsverletzungs-
verfahren betreut.
• Informationsverfahren. Weiters wur-
den die Rechtsabteilungen bei der Mit-
teilung von Entwürfen von technischen
Vorschriften nach der EG-Richtlinie
83/189/EWG in der Fassung 94/10/EG
betreut.

Da tenschu tz

Der Einsatz der automationsunterstütz-
ten Datenverarbeitung nimmt bei den
Dienststellen des Landes weiter zu. Der-
zeit sind beim Datenverarbeitungsregi-
ster insgesamt 667 Verarbeitungen regi-
striert (vgl. Tabelle am Fuß der Seite).

Ve r fah ren  vor den
Höchs tge r i ch ten

• Verfassungsgerichtshof. Im Jahre
1997 wurden 46 Verfahren mit Bezug zu
Niederösterreich entschieden (1996
waren es 57 Verfahren), davon 4 Geset-
zesprüfungsverfahren. Bei den Geset-
zesprüfungsverfahren führte ein Fall zu
einer Aufhebung.
Von 42 Beschwerdeverfahren gemäß
Art. 144 B-VG wurden 5 Beschwerden
abgewiesen, bei 29 Beschwerden die
Behandlung abgelehnt; 1 Beschwerde
wurde zurückgewiesen, bei 7 Beschwer-
den wurde der angefochtene Bescheid
aufgehoben.

• Verwaltungsgerichtshof. Im Jahr
1997 wurden 237 Beschwerdefälle mit
Bezug zu Niederösterreich entschieden
(im Jahr 1996 waren es 274 Verfahren). Nachwuchs füh rungsk rä f t e -

l eh rgang

Die Lehrgänge für Nachwuchsführungs-
kräfte des NÖ Landesdienstes werden
kontinuierlich fortgesetzt.
Heuer wurden wieder zwei Gruppen mit
insgesamt 39 Teilnehmer/innen begon-
nen.
1997 wurde eine umfassende Evalua-
tionsstudie zur Überprüfung der Qualität
des Führungskräftelehrganges in Auf-
trag gegeben. Die Ergebnisse werden
im Jahr 1998 vorliegen und Rück-
schlüsse auf mögliche Adaptionen des
Führungskräftelehrganges zulassen.

Ergebnis der Verfahren Anzahl
Abweisung der Beschwerde 112
Zurückweisung der Beschwerde 28
Einstellung des Verfahrens 44
Aufhebung des angefochtenen Bescheides 30
Ablehnung der Behandlung der Be-
schwerde 23

Aus- und Weiterbildung

Im Jänner 1997 übersiedelte die Stabs-
stelle Aus- und Weiterbildung von Wien
in das neue Landhaus (Haus 3) nach
St. Pölten.
Im Jahr 1997 begann die Neustrukturie-
rung der ehemaligen NÖ Verwaltungs-
akademie voll zu greifen.
Als unmittelbare Nachfolgeorganisa-
tionseinheit der NÖ Verwaltungsakade-
mie wurde bei der Landesamtsdirektion
die Stabsstelle „Aus- und Weiterbildung“
(kurz LAD1 - AW) gegründet. Diese
Stabsstelle nimmt folgende Aufgaben
wahr:
• die Planung, Organisation, Durchfüh-
rung und Kontrolle aller Ausbildungs-
maßnahmen in der NÖ Landesverwai-
tung, insbesondere die Durchführung
der Ausbildungsseminare (Einführungs-,
Pflicht- und Wahlseminare It. den jeweili-
gen Ausbildungsvorschriften);
• die Betreuung und Beratung der
Gruppen und Dienststellenleiter bzw.
der Ausbildungsbeauftragten in Sachen
„Aus- und Weiterbildung“;
• die ständige Adaption und Überarbei-
tung der Ausbildungssysteme gemein-
sam mit Vertretern des jeweiligen
Dienstzweiges;
• die Erarbeitung neuer Ausbildungssy-
steme (gemeinsam mit kompetenten Ar-
beitskreisen);
• die Planung und Durchführung einer
jährlichen Bildungsbedarfserhebung bei
allen Dienststellen des NÖ Landesdien-
stes, die als Grundlage der Beauftra-
gung der NÖ Landesakademie dient;
• die Evaluation von Bildungsmaßnah-
men und
• die Kontrolle jener Bildungsmaßnah-
men, die auftragsgemäß von der NÖ
Landesakademie durchgeführt werden.

Aus- und We i t e rb i l dung

Die Stabsstelle Aus- und Weiterbildung
führte auch 1997 zahlreiche Einfüh-
rungs-, Pflicht- und Wahlseminare für
neu aufgenommene Mitarbeiter/innen im
NÖ Landesdienst durch.
Erstmalig wurden die neuen Landesbe-
diensteten unabhängig von ihrer Ver-
wendungsgruppe in gemeinsamen Ein-
führungsseminaren betreut und einge-
schult.

Ab te i l ungs in te rne  und
ab te i l ungsübe rg re i f ende
K lausu ren

Ein immer wiederkehrender Schwer-
punkt der Arbeit der Abteilung Landes-
amtsdirektion/Aus- und Weiterbildung ist
die Organisation und Durchführung von
Problemlöseklausuren und die Mitwir-
kung in Projektgruppen.
Dieser Schwerpunkt wurde zwar teil-
weise an die Abteilung Landesamtsdi-
rektion/Verwaltungsinnovation abgege-
ben. Es zeigt sich jedoch ein kontinuier-
lich steigender Bedarf an Problemlöse-
und Konfliktklausuren.
Insgesamt wurden 1997 12 solcher
Klausuren von der Stabsstelle organi-
siert und durchgeführt.

Sonde rp rog ramm

Aufgrund spezieller Anlässe bzw. bei Si-
tuationen, die rasch aktuelle Informatio-
nen verlangen, wurden Informationsver-
anstaltungen im Rahmen des „Sonder-
programmes“ organisiert.
Hier ein Auszug der Themen:
• „Die Rechtschreibreform“
• „Effiziente Mitarbeiter- und Dienstbe-
sprechung - ein Erfolgsfaktor“
• 21. Landhausgespräch: „Wie verträg-
lich ist der Donauausbau mit dem Natio-
nalpark Donauauen“
• 22. Landhausgespräch: „Europadi-
plom der Wachau”

Datenverarbeitungsregister - Verarbeitungen 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997
Amt der NÖ Landesregierung 88 98 107 111 119 123 123
Bezirkshauptmannschaften in Nieder-
österreich 286 304 314 362 372 436 446
Sonstige Dienststellen des Landes (wie
z. B. ABB, Landeskrankenhäuser, Berufs-
schulen) 49 97 100 102 102 102 98
Summe 423 499 521 575 593 661 667
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Statistik 1997

Siehe Tabellen auf der gegenüberlie-
genden Seite.

B i l dungsangebo t

Im Jahre 1997 führte die Abteilung Lan-
desamtsdirektion/Aus- und Weiterbil-
dung gemeinsam mit der NÖ Landes-
akademie - Bereich Politik und Verwal-
tung, trotz sehr knapper Budgetmittel,
zahlreiche Ausbildungsseminare aus
den Bereichen
• Beamter und Bürger,
• Führungskräfte,
• Öffentlichkeitsarbeit und
• Sozialarbeit - Kindergarten - Erzie-

hung und Ausbildung für spezielle
Zielgruppen

durch.
Neu in das Bildungsprogramm wurden
die Bereiche
• Amtssachverständige und Techniker

bzw.
• Bezirksverwaltungsbehörden (Semi-

nare für Mitarbeiter/innen an den Be-
zirkshauptmannschaften)

aufgenommen.
Ein besonderer Schwerpunkt wurde im Fort-
bildungsbereich „Europäische Union“, ins-
besondere in der Weiterbildung der Lan-
desbediensteten in ihrer Fähigkeit, engli-
sche Texte zu bearbeiten, gesetzt.

Dezen t ra l e
Schu lungsmaßnahmen

• Trainings für die Straßenverwaltungen
und für Bezirksverwaltungsbehörden
wurden entweder vor Ort oder viertels-
weise verstärkt durchgeführt.
• Die Seminare „Telefonieren als Visit-
karte der Verwaltung“ und „Umgang mit
Bürgern“ wurde dezentral an Bezirks-
hauptmannschaften organisiert und
durchgeführt. In diesem Zusammen-
hang wurden zwei Telefonuntersuchun-
gen an Bezirkshauptmannschaften in
Auftrag gegeben. Die Ergebnisse zei-
gen, daß die Serviceorientierung der NÖ
Landesverwaltung im Vergleich zu Un-
tersuchungsergebnissen der Privatwirt-
schaft absolut vorzeigbar ist.

Be re i ch  Soz ia l es

• Im Bereich „Kindergarten“ wurden die
erfolgreichen und intensiven Weiterbil-
dungsmaßnahmen fortgeführt.
• Das Interesse an Supervisionen von
Landesbediensteten, die im beruflichen
Umgang mit Menschen besonderen
psychologischen Belastungen ausge-
setzt sind und kontinuierliches Lernen
im Umgang mit „schwierigen“, leiden-
den und verhaltensgestörten Menschen
benötigen, nimmt weiter zu. Das Perso-
nal der Landeskrankenhäuser, der Lan-
despensionisten- und -Pflegeheime, So-
zialarbeiter aus der Jugendwohlfahrt,
der Sozialhilfe und dem Psychosozialen
Dienst sowie Kindergärtnerinnen und
Kindergarteninspektorinnen nahmen an
Supervisionen teil. Leider konnten aus
budgetären Gründen einige Gruppen
nicht genehmigt werden.
Im Anschluß an das tragische Messerat-
tentat Mitte Februar 1996 auf der Be-
zirkshauptmannschaft Wiener Neustadt,
durch das ein Mitarbeiter und eine Mitar-
beiterin der Sozialabteilung sehr schwer
verletzt wurden, wurden folgende Maß-
nahmen ergriffen:
• Sofortige „Krisenintervention“ durch
einen Therapeuten und einen Psycholo-
gen. - Ziel: Betreuung jener Mitarbei-
ter/innen, die das Attentat unmittelbar
bzw. mittelbar erlebten.
• Intensive therapeutische Betreuung
der beiden Opfer.
• Gründung des Arbeitskreises „Sicher-
heit und Bürgerservice“. In zwei Klau-
surtagen wurde ein Unterstützungspro-
gramm für jene Mitarbeiter/innen des
Landesdienstes erarbeitet, die intensiv
mit ausländischen Bürgern zu tun
haben.
Die Lösungen beziehen sich auf drei
Schwerpunkte:
1. Sicherheitsmaßnahmen für die Mitar-
beiter/innen an den Dienststellen;
2. Schulungsmaßnahmen, die das Ziel
haben, die betroffenen Mitarbeiter/innen
besser auf den Umgang mit Ausländern
vorzubereiten.
2.1. Im Auftrag der Abteilung Landes-
amtsdirektion wurde von der NÖ Lan-
desakademie - Bereich Politik und Ver-
waltung das Seminar „Umgang mit Aus-
ländern“ ausgearbeitet. Dieses Seminar
wird allen BH-Mitarbeiter/innen angebo-
ten.
2.2. Die Abteilung Polizeiangelegenhei-
ten hat das Seminar „Fremdengesetz,
Aufenthaltsgesetz und Ausländerbe-
schäftigungsgesetz“ in Zusammenarbeit
mit dem Bundesministerium für Inneres
für BH-Mitarbeiter/innen organisiert. Die-
ses Seminar wurde über die Abteilung
Landesamtsdirektion/Aus- und Weiter-
bildung angeboten.
3. Das Angebot von Supervision für
jene Mitarbeiter/innen, die unter großem
psychischen Druck stehen.

Regierungsdienst

Dem „Regierungsdienst“ obliegt die Or-
ganisation der Vorbereitung, Durchfüh-
rung und Dokumentation von Regie-
rungssitzungen sowie von Beschlußfas-
sungen im Umlaufwege. Diese Stabs-
stelle dient als Servicestelle für die Re-
gierungsmitglieder sowie für die Grup-
pen und Abteilungen des Amtes der NÖ
Landesregierung.

Statistik 1997

Im Jahr 1997 haben 36 Sitzungen der
NÖ Landesregierung stattgefunden. Zu-
sätzlich erfolgten 9 Beschlußfassungen
im Umlaufwege (davon 8 während der
Urlaubszeit).
Dabei wurden rund 1.670 Sitzungsbö-
gen und 188 Umlaufbögen behandelt.
15 Gesetzesentwürfe sowie 82 sonstige
Landtagsvorlagen wurden an den NÖ
Landtag als Regierungsvorlagen weiter-
geleitet. Ferner wurden 50 Verordnun-
gen kollegial beschlossen.

Europareferat

Schwerpunkte 1997

Europä i sche  I n teg ra t i on

Auch wenn diesem Thema ein dauern-
der Prozeß immanent ist, gibt es derzeit
doch eine Fülle von Interessen- bzw.
Problembereichen in Europa, und daher
auch in Österreich und in unserer Re-
gion.
So tritt die Einführung des EURO 1998 in
ein entscheidendes Stadium, wobei sich
die allgemeine Erwartung, daß Öster-
reich und 10 weitere EU-Mitgliedstaaten
mit 1. 1. 1999 in die 3. und damit letzte
Phase der Realisierung dieser neuen
Währung eintreten werden, bestätigt
hat.
Das im Juli 1997 von der Europäischen
Kommission vorgelegte Dokument
„Agenda 2000“ stellt ein detailliertes
Strategiepapier für die Stärkung und Er-
weiterung der Europäischen Union in
den ersten Jahren des 21. Jahrhunderts
dar.
• Wie können die Politiken der Union so
gestärkt und reformiert werden, daß die
Erweiterung möglich ist und Wachstum,
mehr Beschäftigung und bessere Le-
bensbedingungen für die Bürger Euro-
pas geschaffen werden?
• Wie können die Beitrittsverhandlun-
gen geführt und gleichzeitig die Beitritts-

Ziele 1998

• Weiterführung der „Bildungsoffensive
Neues Landhaus“ als Grundlage für
eine gute Aus- und Weiterbildung der
NÖ Landesbediensteten;
• Weiterführung EU-Grundausbildung
und der weiterführenden Ausbildung in
diesem Bereich;
• Schwerpunkt „Weiterbildung der Mit-
arbeiter/innen an Bezirksverwaltungsbe-
hörden";
• Durchführung einer Bildungsbedarfs-
erhebung als Grundlage des weiteren
Bildungs- und Seminarangebotes;
• Verstärkte konzeptive Arbeit zum The-
menkreis „Personalentwicklung in der
öffentlichen Verwaltung";
• Umfassende Einführung des „periodi-
schen Einzelgespräches“ an den
Dienststellen der NÖ Landesverwaltung.
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material zur Entnahme oder Ansicht für
interessierte Vorsprechende und/oder
Landhaus-Besucher bereitgehalten
wird, einem „Techno-Turm“ mit einem
Fernsehgerät (der u. a. mit Hilfe einer
SAT-Anlage Konferenzen, Sitzungen aus
Brüssel direkt und life übertragen kann)
und aus einem PC-Arbeitsplatz (der
über einen Internet-Anschluß verfügt).
Der IPE wird von Bediensteten der Ab-
teilung Landesamtsdirektion/Europare-
ferat betreut und ist als Informationsre-
lais für die niederösterreichische Bevöl-
kerung in EU-Agenden gedacht; und
zwar sowohl in „passiver“ Hinsicht, d. h.
zur Informationsbeschaffung für Interes-
sierte (Beschaffen von Informationsma-
terial, aber auch Einholen von persönli-
chen Auskünften) als auch in „aktiver“
Hinsicht, d. h. Anbieten von Informatio-
nen, wie
• Teilnahme an Messen (Seniorenmes-
se in Krems) und Ausstellungen (der
Österr. Nationalbank) durch die Errich-
tung eines Informationsstandes und Teil-
nahme von Bediensteten, die für Infor-
mationen zur Verfügung stehen,
• Organisieren von Informationsveran-
staltungen (EURO-Informationsveran-
staltung mit Hilfe der Hypo Bank, der
Nationalbank und der EU-Kommission).
Um dem Ziel eines optimalen Informa-
tionsangebotes näher zu kommen, muß
viel Zeit und Engagement investiert wer-
den.
• Ausschuß der Regionen (AdR). Es
fanden 5 Plenartagungen des Aus-
schusses der Regionen statt. Nieder-
österreich ist Mitglied in der Fachkom-
mission 3 „Verkehr- und Kommunika-
tionsnetze“ und in der Fachkommission
5 „Raumordnung, Umwelt, Energie“.
In der Fachkommission 5 hat Nieder-
österreich als berichterstattendes Land
die Aufgabe, für die anderen Bundes-
länder und den Städte- und Gemeinde-
bund einen Bericht über den Verlauf
jeder Fachkommissionssitzung zu ver-
fassen und Arbeitspapiere über die Stel-
lungnahmeentwürfe, die zur Beschluß-
fassung in einer Plenartagung anstehen,
zu erstellen.
Im Jahr 1997 wurden in der Fachkom-
mission 5 beispielsweise die Wasserrah-
men-Richtlinie, der Richtlinienentwurf
über die strategische Umweltverträg-
lichkeitsprüfung, Altener II, der Richtlini-
enentwurf über Abfalldeponien, das
Grünbuch über erneuerbare Energien
etc. behandelt. Dies alles sind Themen,
die sowohl für Niederösterreich als auch
für Österreich von ganz besonderer Be-
deutung sind und einen hohen Koordi-
nierungsaufwand zur Erarbeitung einer
österreichischen Delegationsposition
bzw. Abstimmung der österreichischen
Änderungsanträge erfordern.
Die Fachkommission 5 ist sicher eine
der arbeitsaufwendigsten Fachkommis-
sionen.

Veransta l tungen der Stabsste l le  Aus- und Wei te rb i ldung

Veranstaltungen Anzahl Tage Teilnehmer
Ausbildungsseminare 15 35 256
Informationsveranstaltungen 5 5 173
Klausuren 23 35 303
Seminare 9 15 115
Sonderprogramme 6 6 441
Insgesamt 58 96 1.288

Veransta l tungen der NÖ Landesakademie  - Bere ich  Pol i t ik  und
Verwaltung im Auf t rage der Ab te i l ung

Veranstaltungen Anzahl Tage Teilnehmer
Bereich: NÖ Landesbedienstete
Seminare 123 204 1.649
Führungskräfteschulungen 34 89 543
Fachtagungen 0 0 0
Klausuren 1 2 24
Sonderprogramme 0 0 0
Bereich: Kindergarten
Seminare 187 309 3.442
Symposium 1 2 800
Fachtagungen 91 91 1.975
Bereich: Soziales
Seminare 11 24 258
Arbeitsgruppen 3 3 37
Supervisionsgruppen 31 0 242
Sozialabteilungs-Leiter-Lehrgang 4 16 91
Bereich: Öffentliche Funktionäre
Seminare 2 2 32
Fachtagungen 0 0 0
Enqueten 0 0 0
Symposium 0 0 0
Insgesamt 488 742 9.093

3

Anstrengungen, bietet auf Sicht gese-
hen aber große Chancen sowohl in wirt-
schaftlicher als auch in sicherheitspoliti-
scher Hinsicht. Zum grundsätzlichen
Bekenntnis zur EU-Osterweiterung
braucht es noch viel Aufklärungsarbeit
bei der Bevölkerung, die am besten
durch offene, durchaus kritische, aber
auch weitblickende Diskussion erreicht
werden kann. Dabei sind weder Angst-
macherei noch Schönfärberei hilfreich.
Um diese zweifellos vorhandene Proble-
matik zu entschärfen, wird als Ergebnis
vieler Diskussionen die Schaffung einer
besonders von den Strukturfonds zu för-
dernden Zone entlang der derzeitigen
Ostgrenze der Europäischen Union ge-
sehen.
All dies ist nicht zuletzt unter dem Blick-
winkel zu sehen, daß Österreich in der 2.
Hälfte 1998 die EU-Ratspräsidentschaft
innehat und dabei auch alle Bundeslän-
der als Tagungsorte für die informellen
Ministerräte mit eingeschlossen sind.
Am 26. 6. wurde der Euro-Info-Point
St. Pölten eröffnet, der im Zuge der Er-
richtung des NÖ Landhauses mit finan-
zieller Unterstützung der Europäischen
Kommission installiert wurde.
Der Euro-Info-Point (= „Info Point
Europe/IPE“) St. Pölten besteht aus
einer Regalwand, an der Informations-

kandidaten wirksam auf den Beitritt vor-
bereitet werden?
• Wie können die Erweiterung, die Vor-
bereitung auf die Erweiterung und der
Ausbau der internen Politikbereiche der
Union finanziert werden?
Diese dreifache Herausforderung ver-
langt von allen Institutionen, daher auch
von den österreichischen Ländern,
ganze Arbeit.
In diesem Zusammenhang ist zu erwäh-
nen, daß sich die Länder bei der am
17. November abgehaltenen Integra-
tionskonferenz der Länder (IKL) auf eine
gemeinsame Stellungnahme zum
Thema Agenda 2000 geeinigt und die
Bundesregierung um entsprechende
Berücksichtigung dieses Papiers bei
den weiteren Verhandlungen ersucht
haben. Schwerpunkte dieser Stellung-
nahme sind dem Thema angemessen
die Bereiche Strukturpolitik, gemein-
same Agrarpolitik, EU-Erweiterung und
der neue Finanzrahmen 2000-2006.
Gerade die EU-Osterweiterung - be-
kanntlich wurden von der Kommission
u. a. die an Österreich direkt angrenzen-
den Staaten Tschechien, Ungarn und
Slowenien (neben Polen, Estland und
Zypern) „in die 1. Reihe gestellt“ - ver-
langt von den derzeit an der EU-Außen-
grenze gelegenen Regionen besondere
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Bildung, Jugend, Medien und Sport be-
stellt und ist damit Kraft Funktion Vizeprä-
sidentin der VRE. Die Betreuung der
Agenden von Frau Landeshauptmann-
Stv. Liese Prokop im Präsidium und Vor-
stand (die Kommission VI wird von der
Kulturabteilung betreut) hat einen erheb-
lichen Arbeitsaufwand bewirkt. Am 21.
und 22. Oktober 1997 fand in St. Pölten
eine Sitzung der Kommission VI statt.
Vom 23.-24. Oktober 1997 tagte das Prä-
sidium und der Vorstand über Einladung
von Niederösterreich in Baden/ Wien.
Die wesentlichen Themen waren die an-
gespannte Budgetsituation der VRE und
damit im Zusammenhang die Frage des
Standortes. Die Umsetzung der von der
Hauptversammlung 1996 verabschiede-
ten Erklärung zum Regionalismus sowie
die Vorbereitung des Europäischen
Rates von Amsterdam und damit eine
Stärkung des Subsidiaritätsprinzips
(AdR) waren und sind Dauerthemen im
Vorstand.
• Flandern (Belgien). Seit dem Jahr
1963 bestehen Verbindungen zu Flan-
dern. Nach Eröffnung der Flämischen
Repräsentanz in Wien am 24. 11. 1994
(Verfassungsreform in Belgien - die Re-
gionen erhalten „außenpolitische Kom-
petenz“) wurde im Jahr 1996 ein ge-
meinsamer „Technologietag" durchge-
führt. Besonders hat sich die Zusam-
menarbeit im Fachhochschulbereich
entwickelt. Es wird an gemeinsamen
Projekten wie einem Schüler und Profes-
sorenaustausch gearbeitet.
• Interessengebiet der Tschechi-
schen Republik (Südmähren). Seit
dem Jahr 1987 bestehen zu diesem Ge-
biet intensive Beziehungen (Rahmen-
und Arbeitsprogramme), und es kam in
Fortsetzung dieser Zusammenarbeit auf
der Basis des am 20. 8. 1996 in Brünn
unterfertigten 5. Arbeitsprogrammes
1996-1998 zu etlichen Treffen der ein-
gesetzten Arbeitsgruppen.
In der ersten Jahreshälfte 1998 soll ein
Treffen auf hoher Beamtenebene stattfin-
den, um die Arbeit zu überprüfen und
allfällige Korrekturen für die restliche
Laufzeit des Arbeitsprogrammes durch-
zuführen.
Schwerpunkte des Vertrages:
- Umweltschutz
- Kultur, Erziehung und Sport
- Wirtschaft und Tourismus
- Verkehr
- Gesundheitswesen
- Katastrophenschutz
- Raumordnung im Grenzgebiet
- Dorf- und Stadterneuerung
- Zusammenarbeit bei EU-Förderungen
• Ungarn. In einem Gespräch mit dem
neuen österreichischen Botschafter in
Ungarn, Dr. Hannes Porias, wurde ver-
einbart, die Zusammenarbeit mit Ungarn
weiter zu intensivieren und für 1998
einen Besuch von Landeshauptmann
Dr. Erwin Pröll in Aussicht zu nehmen.
• Südafrika. Über Einladung von Lan-
deshauptmann Dr. Erwin Pröll besucht

Auftrag gegeben, im Sinne ihrer Ge-
meinsamen Erklärung zu einem infor-
mellen Treffen der verschiedenen Institu-
tionen und Organisationen einzuladen,
um Programme zu diskutieren, die sich
mit der Entwicklung des Donauraums
beschäftigen. Ziel ist es, Parallelarbeiten
und unnötige Konkurrenzsituationen
sowie den Verlust von möglichen Syner-
gieeffekten zu vermeiden.
Sehr positiv nahmen die Regierungs-
chefs den Bericht über den Abschluß
der Arbeiten an der Erstellung der Do-
naucharta des Europarates zur Kennt-
nis. Die Arbeitsgemeinschaft hat durch
ihre Stellungnahmen wesentlichen Ein-
fluß auf den Entwurf dieses Dokuments
genommen, das derzeit vom Ministerko-
mitee des Europarates beraten wird.
Mit der Konferenz der Regierungschefs
in Odessa ging der erfolgreiche und von
Kooperation geprägte Vorsitz der ukrai-
nischen Region Odessa zu Ende.
Nun hat Burgenland den Vorsitz in der
Arbeitsgemeinschaft übernommen.
Seine Vertreter haben angekündigt, den
EU-Vorsitz Österreichs in der zweiten
Jahreshälfte 1998 zu nützen, um The-
men, die im Interesse der ARGE Donau-
länder liegen, mit Unterstützung der Eu-
ropäischen Union zu behandeln. Ge-
rade für die ostösterreichischen Bun-
desländer als heutige EU-Grenzregio-
nen bedeutet die anstehende Beschluß-
fassung über die AGENDA 2000 sowie
die Aufnahme der Verhandlungen mit
einer Reihe von Ländern aus Mittel- und
Osteuropa über den EU-Beitritt eine
neue und große Herausforderung. Denn
diese Region, und damit auch das Bur-
genland - insbesondere als derzeitiges
Ziel-1-Gebiet und Nachbar zu Ungarn -
bildet die Schnittstelle zwischen der EU
und den Reformländern und ist daher im
hohen Maße sowohl von den Chancen
als auch von den Risken einer Osterwei-
terung betroffen. Dieses Thema wird
daher gemeinsam zu erörtern sein, da
die EU innerhalb des geeinten Europas
den Regionen eine bedeutende Rolle
zugedacht hat.
Die Arbeitsgemeinschaft Donauländer
als Plattform der regionalen Zusammen-
arbeit und Mitstreiterin für die Durchset-
zung des Subsidiaritätsprinzips zur Wei-
terentwicklung eines Europas der Regio-
nen wird unter dem Vorsitz von Burgen-
land versuchen, dieser Vermittlerrolle
gerecht zu werden.
• Versammlung der Regionen Euro-
pas (VRE). Bei der Hauptversammlung
vom 3.-5. 12. 1996 in Basel wurde der
flämische Ministerpräsident Dr. Luc Van
den Brande zum Präsident der VRE ge-
wählt.
Frau Landeshauptmann-Stv. Liese Pro-
kop wurde von den österreichischen
Bundesländern in den Vorstand nomi-
niert (neben dem oberösterreichischen
Landeshauptmann-Stv. Christoph Leitl)
und vom Vorstand zur Präsidentin der
Kommission VI - Kultur, Erziehung und

Aus landsbez iehungen

• ARGE Donauländer. Unter Vorsitz
von Landesamtsdirektor Dr. Karl Kern
fand am 13. Juni die Sitzung der Ar-
beitsgruppe der Leitenden Beamten der
Arbeitsgemeinschaft Donauländer in
Odessa zur Vorbereitung der Konferenz
der Regierungschefs statt. Neben Be-
richten über den Fortgang der Tätigkei-
ten in den einzelnen Arbeitskreisen
stand auch die Nutzung neuer Technolo-
gien auf der Tagesordnung. Da bereits
viele Regionen über Internet-An-
schlüsse verfügen, wird diskutiert, inwie-
weit sich dieses moderne Kommunika-
tionsmedium auch für die Zwecke der
Arbeitsgemeinschaft nutzen läßt.
Unter reger Beteiligung der Mitglieder
tagte die 8. Konferenz der Regierungs-
chefs der ARGE Donauländer am
10. Oktober in Odessa. An der Spitze
der niederösterreichischen Delegation
stand Frau Landeshauptmann-Stellver-
treter Liese Prokop. In ihrer Eigenschaft
als Vizepräsidentin der Versammlung
der Regionen Europas (VRE) verwies sie
auf die gute Zusammenarbeit beider Or-
ganisationen besonders bei der Förde-
rung des Regionalismus.
So unterstützt die Arbeitsgemeinschaft
die von der VRE beschlossene Erklä-
rung zum Regionalismus, die sehr weit-
gehende Forderungen zur Durchset-
zung des Subsidiaritätsprinzips stellt,
vor allem auch für die Regionen in den
mittel- und osteuropäischen Staaten.
Breiten Raum nahm auch die Diskussion
über die Beteiligung der Arbeitsgemein-
schaft Donauländer am Förderungspro-
gramm der Europäischen Union INTER-
REG II C ein.
Ziel dieses zwischen den vier EU-Mit-
gliedstaaten Österreich, Deutschland,
Italien und Griechenland abgestimmten
Programms ist es, im Donau- und Südost-
europäischen Raum, die vertiefte Zusam-
menarbeit der Donau-Anrainerstaaten
auch im Hinblick auf die EU-Osterweite-
rung zu fördern. Von großem Vorteil sind
dabei die umfangreichen Vorarbeiten der
Arbeitskreise der Arbeitsgemeinschaft,
die bereits konkrete Projekte zur Förde-
rung einreichen können. Beispielhaft sei
hier das vom von Niederösterreich gelei-
teten Arbeitskreis Kultur und Wissen-
schaft vorbereitete Projekt „Kulturstraße
Donau“ genannt. Neben einer themati-
schen Karte werden zahlreiche Veran-
staltungen und Seminare angeboten wer-
den, die insbesondere die wissenschaft-
liche und kulturelle Zusammenarbeit im
Donauraum zum Inhalt haben.
Ein weiteres interessantes Projekt stellt
die Fortsetzung der Verkehrsstudie dar,
die in ihrer zweiten Phase eine genaue
Analyse der Verkehrsprobleme im Do-
naubereich durchführen wird. In einer
dritten Phase soll ein Verkehrskonzept
erstellt werden.
Die 8. Konferenz der Regierungschefs
der ARGE Donauländer hat auch den
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- zu „Kurzstagen“ im NÖ VBB
- sowie beim Besuch von Seminaren
hochqualifizierter Veranstalter (wie z. B.
EIPA).
• Ebenso besteht die Bereitschaft, wei-
terhin bei der „Kompaktschulung“
(Abteilung Landesamtsdirektion/Aus-
und Weiterbildung) mitzuwirken.
• Die permanente Informationstätigkeit
hat durch den Euro-Info-Point St. Pölten
eine gravierende Erweiterung erfahren:
Neben der persönlichen Beratung ist
das Auflegen und die Weitergabe von
Info-Material zu besorgen; der Euro-
Info-Point erfordert auch die Teilnahme
an „Out-door“-Veranstaltungen (Präsen-
tation des Euro-Info-Points) sowie die
Durchführung von Veranstaltungen.
• Die aktive EU-Ratspräsidentschaft
Österreichs in der 2. Hälfte 1998 läßt ein
weiteres Ansteigen der Dokumentenflut
erwarten. In Niederösterreich wird, so
wie in jedem anderen Bundesland, ein
informeller Rat, nämlich die Bildungsmi-
nisterkonferenz, am 23. und 24. Oktober
1998 in Baden abgehalten.

durchzuführen. Unter diesem Aspekt
lassen sich auch die Anfragen seitens
der NÖ Wirtschaft verstehen, wobei das
NÖ VBB ergänzend zur Beratungsfunk-
tion der Wirtschaftskammer und der In-
dustriellenvereinigung, die eigene, mit
Spezialisten besetzte Büros in Brüssel
unterhalten, tätig wird. Abgesehen da-
von ist die NÖ Landesverwaltung ohne-
dies um weitere Intensivierung der Ko-
operation Verwaltung/Wirtschaftskam-
mer in EU-Angelegenheiten (aber auch
darüber hinaus) bemüht.
Heuer ist das NÖ VBB ganz besonders
durch die Realisierung des Modells des
Stiftes Melk in Mini-Europe beansprucht
worden. Mini-Europe verfügt über ein
Grundstück der Stadt Brüssel im Aus-
maß von 2,5 ha, auf dem bisher 75 Mo-
delle aus den 15 Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union ausgestellt sind. Die-
ses Gelände liegt im BRUPARK in unmit-
telbarer Nachbarschaft zu den Brüsseler
Anziehungspunkten Atomium, Heysel-
Stadion, Messegelände etc. Der BRU-
PARK wird jährlich von ca. 4 Mio. Men-
schen besucht, Mini-Europe etwa von
300.000, wobei ca. die Hälfte ausländi-
sche Besucher sind. Das Modell ist eine
detailgetreue Wiedergabe des Benedik-
tinerstiftes Melk im Maßstab von 1 : 25,
hat eine Länge von 13 m, eine Breite
von 12 m und ist 2,8 m hoch.
Dieses erste aus Österreich stammende
Modell wurde am 16. Juli 1997 in Anwe-
senheit von Landeshauptmann Dr. Erwin
Pröll der Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht.

Ausb i l dung

Auch im abgelaufenen Jahr wurden alle
Möglichkeiten aufgegriffen, der Kolle-
genschaft wertvolles Informationsmate-
rial an die Hand zu geben und Einladun-
gen zu Informationsveranstaltungen zu-
zuleiten. Bediensteten konnte es wieder
ermöglicht werden, die 1-wöchigen In-
tensivkurse bei der Europäischen Kom-
mission, Kommissions-Beamtenstagen
und Kurzpraktika im NÖ Verbindungs-
büro zu absolvieren.

der persönliche Berater des Premiers
der südafrikanischen Provinz Eastern
Cape, P. Ntobeko Maqubela, am 17. und
18. November 1997 Niederösterreich.
Seit der Verfassungsreform im Jahr
1993 in Südafrika gibt es neun Provin-
zen, die derzeit dabei sind, neue Verwal-
tungsstrukturen aufzubauen. Daher be-
steht großes Interesse, den Aufbau der
Landes- und Gemeindeverwaltung Nie-
derösterreichs kennenzulernen.
Als Ergebnis dieses Gespräches wurde
die Einladung ausgesprochen, Fachbe-
amte der Provinz Eastern Cape zu Ver-
waltungspraktiken nach Niederöster-
reich einzuladen.
Weiters wurden Ansätze für einen Kul-
turaustausch gefunden. Die Provinz
Eastern Cape veranstaltet jährlich ein
großes Kulturfestival, und es soll zu Kon-
takten mit dem Donaufestival kommen.
In der Provinz Eastern Cape besteht
großer Bedarf hinsichtlich der Ausbil-
dung von Tourismusmanagern. Eine Ko-
operation zwischen Tourismusschulen
und der Austausch von Praktikanten
wird geprüft. Auch im Bereich der Wirt-
schaft besteht großes Interesse an
einem Erfahrungsaustausch zwischen
den Wirtschaftskammern und Gründer-
zentren. Besonderes Augenmerk legte
der Gast auf den landwirtschaftlichen
Bereich, wobei insbesondere das nie-
derösterreichische landwirtschaftliche
Ausbildungssystem größte Aufmerk-
samkeit erweckte. In weiterer Folge wird
zu prüfen sein, ob und in welcher Form
Landwirten aus der Provinz Eastern
Cape eine Teilnahme an Ausbildungs-
veranstaltungen der niederösterreichi-
schen landwirtschaftlichen Schulen er-
möglicht werden kann.
Großes Interesse zeigte der Gast am
neuen Regierungsviertel in St. Pölten;
die Verwaltung der Provinz Eastern
Cape ist nämlich auf mehrere dezentrale
Gebäude in der Hauptstadt Bisho auf-
geteilt.
Eastern Cape ist mit fast 6,5 Mio. Ein-
wohnern und 169.600 Quadratkilome-
tern die zweitgrößte Provinz Südafrikas.
Bedeutende Zentren sind neben der
Hauptstadt Bisho und den Hafen- und
Industriestädten Port Elizabeth und East
London v. a. Queenstown, Uitenhage,
Grahamstown und Graaff-Reinet.

Ausschuß  der Reg ionen  (AdR)

Niederösterreich strebt für die neue Pe-
riode des Ausschusses der Regionen
(konstituierende Sitzung: 18./19. 2.
1998) die Mitgliedschaft in der zukünfti-
gen Fachkommission 4 „Raumordnung,
städtepolitische Fragen, Umwelt, Ener-
gie“ sowie in der Fachkommission 7 „Bil-
dung, Berufsbildung, Kultur, Jugend,
Sport, Bürgerrechte“ an.
In welcher der genannten Fachkommis-
sionen Niederösterreich die Aufgabe als
berichterstattendes Land übernehmen
wird, ist noch offen.

NÖ Ve rb indungsbü ro  (VBB)

Das NÖ Verbindungsbüro in Brüssel
wird neben seinen ihm zugedachten
Aufgaben auch im Jahr 1998 um die Be-
treuung der NÖ Beamten bei der Absol-
vierung der Kommissions-Praktika sowie
der „Kurzstagen“ bemüht sein, Informa-
tionsveranstaltungen durchführen, NÖ-
Stellen bei der Durchführung solcher
Veranstaltungen behilflich sein etc.

Ziele 1998

Europä i sche  I n teg ra t i on

Im Rahmen der Europäischen Integra-
tion ergeben sich für das Jahr 1998 fol-
gende Schwerpunkte:
• Versendung von Informationsmaterial
über die gegebenen externen und inter-
nen Schulungs- sowie Informationsver-
anstaltungen und Unterstützung bei der
Anmeldung
- zu den in der Regel 2mal jährlich vom
Bund durchgeführten einwöchigen In-
tensivkursen bei der Europäischen
Kommission,
- zur Absolvierung der 3monatigen Be-
amtenpraktika in der Kommission,

NÖ Ve rb indungsbü ro  B rüsse l

Das NÖ VBB hat auch in diesem Jahr
seine an ihn gestellten Anforderungen
zur vollsten Zufriedenheit erfüllt. Es hat
sich wieder gezeigt, daß das Büro auch
von nicht-verwaltungsnaher Seite in ver-
stärktem Maße in Anspruch genommen
wird, wobei es seine Funktion als Ver-
mittler von Informationen bzw. Kontakten
voll ausspielen konnte; primäre Aufgabe
des Büros ist das Herstellen von Kontak-
ten zu Spezialisten und das Schaffen
von Informationszugängen, nicht jedoch
selbst fachspezifische Beratungen
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Abteilung Personalangelegenheiten A, B, C

In der nachstehenden Übersicht wird
der Personalstand der Bediensteten des
Landes Niederösterreich einschließlich
der Pensionsparteien, soweit diese vom
Amt betreut werden, mit Stichtag 1. April
1997 bzw. 1. Februar 1998 aufgezeigt.

1 .4 .1997 1 .2 .1998
Pragmatische Bedienstete
(einschl. Iw. Lehrer und Landeskindergärtnerinnen) 7.190 7.318
Beamte im zeitlichen Ruhestand 17 18
Empfänger von Ruhe- und Versorgungsgenüssen
(einschl. Lehrer und Landeskindergärtnerinnen) 4.819 4.767
Vertragsbedienstete der Entlohnungsschemata I, II,
I L und II L (einschl. Kindergärtnerinnen weltlichen
und geistlichen Standes, Aushilfskräfte, Mutter-
beratungsärzte, Konsiliarfachärzte, Heimärzte,
Apotheker, Ausbildungsärzte und Primarärzte) 13.617 13.630
Insgesamt 25.643 25.733

Aus dieser Übersicht ist zu ersehen, daß
sich der Stand bei den aktiven Beamten
(einschließlich der im zeitlichen Ruhe-
stand) um 129 Personen erhöht sowie
bei den Vertragsbediensteten um 13
Personen erhöht und bei den Pensions-
parteien um 52 Personen vermindert
hat.

Abteilung Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten

eingerichteten Schlichtungsstelle für öf-
fentliche Aufträge vor.
Kommt im Schlichtungsverfahren keine
gütliche Einigung zwischen den Streittei-
len zustande, kann der Bewerber oder
Bieter ein förmliches Nachprüfungsver-
fahren vor dem Unabhängigen Verwal-
tungssenat beantragen.
1997 wurden 11 Schlichtungsverfahren
durchgeführt. In 5 Fällen konnte eine
gütliche Einigung erzielt werden bzw.
hat der die Nachprüfung begehrende
Bieter von einer Anrufung des Ünabhän-
gigen Verwaltungssenates Abstand ge-
nommen. Ein Schlichtungsverfahren war
zum Ende des Berichtszeitraumes noch
anhängig. In den übrigen Fällen wurde
das Nachprüfungsverfahren beim Unab-
hängigen Verwaltungssenat beantragt.
Von den durchgeführten Schlichtungs-
verfahren entfiel der überwiegende Teil
(8 Fälle) auf Bauaufträge.

Kopier- und
Mikrofilmstelle
1997 wurden 1,534.212 Aktenseiten für
die Mikroverfilmung vorbereitet und ver-
filmt sowie 259.678 Aktenseiten ge-
scannt und auf 24 CDs gebrannt.
Die Kopierstelle fertigte 1997 folgende
Ablichtungen und Drucke von Schrift-
stücken für die einzelnen Dienststellen an:

Kopierstelle Herrengasse 11 2,628.083
Kopierstelle Operngasse 21
Drucksysteme und A3-Kopiergerät 2,212.558
Dezentrale Kopiergeräte 6,680.078
Insgesamt 11,520.719

Ferner wurden am Großflächenkopierer
in der Operngasse 21 und St. Pölten
10.454 Pläne angefertigt.

Gebäude- und Liegen-
schaftsverwaltung

Amtsgebäude des Amtes der
NÖ Landesregierung

• Durchführung laufender Instandhal-
tungs- und Instandsetzungsarbeiten
• Dezentralisierung von Bediensteten
der Gruppe Wasser, Abteilung Allge-
meine Förderung und Abteilung Woh-
nungsförderung
• Schaffung von Telearbeitsplätzen in
Mistelbach
• Abschluß der Übersiedlung der
Dienststellen des Amtes der NÖ Lan-
desregierung von Wien nach St. Pölten
• Abschluß der Verkaufsverhandlungen
betreffend einer Liegenschaft im Bereich
des ehemaligen Krankenhauses Tulln
• Fertigstellung der Kfz-Prüfhalle Brunn/
Wild
• Teilnahme an verschiedenen Projekt-
gruppen betreffend das Regierungsvier-
tel
• Übernahme eines Teiles der Außen-
anlagen betreffend das Regierungsvier-
tel
• Erstellung eines Einsatzplanes für den
Winterdienst
• Einbindung der Bezirkshauptmann-
schaften in das Landesnetz NÖWAN

• Fertigstellung des Zubaues zum
Amtsgebäude der Bezirkshauptmann-
schaft Korneuburg
• Abschluß der Planungsarbeiten be-
treffend den Zubau zum Amtsgebäude
der Bezirkshauptmannschaft Zwettl

Ziele 1998

• Übernahme der restlichen Bereiche
im Regierungsviertel St. Pölten
• Abschluß der Baumaßnahmen betref-
fend die Bezirkshauptmannschaft Am-
stetten
• Abschluß der Baumaßnahmen betref-
fend die Bezirkshauptmannschaft
Bruck/Leitha
• Beginn des Zubaues zur Bezirks-
hauptmannschaft Zwettl
• Beginn der Baumaßnahmen betref-
fend die Bezirkshauptmannschaft Wie-
ner Neustadt
• Weiterführung des Verkaufes nicht
benötigter Liegenschaften
• Verlegung diverser Dienststellen in
das „Tor zum Landhaus“
• Mitarbeit in verschiedenen Projektgrup-
pen betreffend das Regierungsviertel

Vergabekontrolle

Seit Inkrafttreten des NÖ Vergabegeset-
zes am 1. Juni 1995 kann ein Bewerber
oder Bieter eines bestimmten Vergabe-
verfahrens die Nachprüfung einer Ent-
scheidung des Auftraggebers begeh-
ren, sofern der Auftragswert oberhalb
der im Vergabegesetz normierten
Schwellenwerte liegt.
Das Vergabegesetz sieht zunächst ein
obligatorisches Schlichtungsverfahren
der beim Amt der NÖ Landesregierung

Amtsgebäude der
Bezirkshauptmannschaften und
Gebietsbauämter

• Weiterführung des Zubaues zum
Amtsgebäude der Bezirkshauptmann-
schaft Amstetten
• Beginn der Baumaßnahmen betref-
fend die Amtsgebäude der Bezirks-
hauptmannschaft Bruck/Leitha und Wie-
ner Neustadt
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Goldene Hochzeit 2.890
Diamantene Hochzeit 226
Eiserne Hochzeit 45
Steinerne Hochzeit 16
Gnadenhochzeit 3
Juwelenhochzeit 1

90. Geburtstag 2.168
95. Geburtstag 433

100. Geburtstag 48
101. Geburtstag 26
102. Geburtstag 20
103. Geburtstag 8
104. Geburtstag 4
105. Geburtstag 6

Auszeichnungen und
Ehrungen

Auszeichnungen

1997 wurden verliehen:

wurden in 5 Dienststellen Teilbereiche
kontrolliert.
Im neuen Landhaus in St. Pölten hat die
Kommission die Zentralregistratur, die
Druckerei, die Poststelle, die Telefonzen-
trale und die Fluchtstiege im Haus 4
sowie die Trinkwasserversorgungsan-
lage überprüft.
Neu in die Überprüfungen einbezogen
wurden die Landesberufsschulen. Weg-
gefallen sind hingegen die Überprüfun-
gen der Landes-Pensionisten- und -Pfle-
geheime. Da diese Heime als Betriebe
im Sinne des Arbeitsinspektionsgeset-
zes 1993 gelten, fallen sie hinsichtlich
des Arbeitnehmerschutzes in die Zu-
ständigkeit der Arbeitsinspektorate.

Ehrenzeichen für Verdienste um die
Republik Österreich 87
Ehrenzeichen für Verdienste um das
Bundesland Niederösterreich 359
Sportehrenzeichen 185
Ehrenring des Landes Niederösterreich 1
Ehrenstatuetten „Heiliger Leopold“ des
Landes Niederösterreich 10
KatastropheneinsatzmedaiIlen 2.550
Dank- und Anerkennungsschreiben
anläßlich Katastropheneinsatz 6.669
Gedenkmedaillen des Landes Niederöster-
reich in der Variante „Dank für freiwillige
Tätigkeit“ 6
Gedenkmedaillen des Landes Nieder-
österreich in der Variante „Dank für
verdienstvolle Tätigkeit“ 2

Beschaffungs-
angelegenheiten

In diesem Bereich obliegt der Abteilung
Allgemeine Verwaltungsangelegenhei-
ten der Einkauf von Bedarfsartikeln, aus-
genommen die Beschaffung von Kraft-
fahrzeugen, Kunstgegenständen und
Baumaterialien.
Der Einkauf der Waren erfolgt auf Grund
von schriftlichen, mündlichen oder tele-
fonischen Bestellungen der einzelnen
Dienststellen, die für die voranschlags-
mäßige Deckung ihrer Erfordernisse ver-
antwortlich sind.
Die Rechnungen werden aus den Mit-
teln eines Warenbeschaffungsvorschus-
ses beglichen und im Refundierungs-
wege auf die in Betracht kommenden
Positionen des Landesvoranschlages
überrechnet. Dieser Zahlungsweg er-
scheint deswegen gerechtfertigt, da
durch termingerechte Bezahlung nam-
hafte Preisnachlässe oder Rabatt- bzw.
Skontobeträge erzielt werden können.
Die Refundierung zugunsten des Wa-
renbeschaffungsvorschusses erfolgt
durch Ausstellung von Refundierungs-
noten an die einzelnen Warenempfän-
ger.

Statistik 1997

1997 wurden 1.096 Eingangsfakturen
mit einer Gesamtsumme von
S 13,822.741,26 angewiesen und 1.094
Refundierungsnoten mit insgesamt
S 13,476.793,03 ausgestellt.

Zivildienst-
angelegenheiten

Wehrpflichtige, die aus Gewissensgrün-
den von der Erfüllung der Wehrpflicht
befreit werden, haben einen Ersatz-
dienst, den Zivildienst, zu leisten. Der Zi-
vildienst ist in Einrichtungen zu leisten,
die als geeignete Träger des Zivildien-
stes anerkannt sind, wobei der Zivil-
dienstleistende zu Dienstleistungen her-
anzuziehen ist, die dem allgemeinen Be-
sten, insbesondere der Zivilen Landes-
verteidigung, dienen. 1997 betrug die
Dauer des Zivildienstes zwölf Monate.
1997 wurden fünf Einrichtungen mit ins-
gesamt 21 Zivildienstplätzen neu aner-
kannt. Somit können in Niederösterreich
derzeit bei 82 Einrichtungen Zivildienst-
leistende eingesetzt werden. Die geneh-
migten Zivildienstplätze stehen fast aus-
schließlich im Bereich des Rettungswe-
sens, in der Sozial- und Behinderten-
hilfe, in Krankenanstalten sowie im Rah-
men der Katastrophenhilfe zur Verfü-
gung.
Alle Zivildienstleistenden absolvieren
am Beginn ihres Zivildienstes einen
Grundlehrgang. Dieser hat die Aufgabe,
jene Fertigkeiten und grundsätzlichen
Informationen zu vermitteln, die Zivil-
dienstleistende für die Leistung eines
außerordentlichen Zivildienstes (Einsatz
bei Elementarereignissen, Unglücksfäl-
len außergewöhnlichen Umfanges und
außerordentlichen Notständen) benöti-
gen. Die praktische Umsetzung der
Lehrinhalte erfolgt in enger Zusammen-
arbeit mit den Rettungsorganisationen,
dem Zivilschutzverband und der Feuer-
wehr. Der Unterricht soll möglichst pra-
xisbezogen gestaltet werden; daher
sind im Stundenplan zahlreiche Übun-
gen und Exkursionen vorgesehen.
1997 wurden in vier Kursorten insge-
samt 34 Grundlehrgänge durchgeführt
und dabei 1.059 Zivildienstleistende
ausgebildet. Die Kurse verliefen rei-
bungslos und brachten ein zufrieden-
stellendes Ergebnis.
Bei Seminaren wurden Einrichtungen
und Vorgesetzte der Zivildienstlei-

Im gleichen Zeitraum wurden 53 Berufs-
titel durch den Herrn Bundespräsiden-
ten verliehen und die entsprechenden
Verleihungsdekrete ausgefolgt.
Für die Rettung von Menschen aus Le-
bensgefahr unter Einsatz des eigenen
Lebens wurden 6 Rettungsmedaillen
verliehen und je eine Ehrengabe von S
5.000,- übergeben. An 21 Personen, die
die Rettung nicht unter Einsatz des eige-
nen Lebens durchgeführt haben, wur-
den Dank- und Anerkennungsschreiben
übermittelt.
2 Lebensrettern wurden Ehrengaben
von insgesamt S 1O.OOO- zuerkannt. 24
Personen wurde für anerkennenswerte
Leistungen ein Dank- und Anerken-
nungsschreiben des Herrn Landes-
hauptmannes übermittelt.

Ehrungen

Anläßlich der Geburt von Drillingen er-
hielten 1997 2 Ehepaare bzw. anläßlich
der Geburt von Vierlingen 1 Ehepaar je-
weils eine Ehrengabe von S 10.000,-.
1997 wurden 3.746 NÖ Jugendsportab-
zeichen verliehen.

Ehrenzeichen für vieljährige Tätigkeit auf
dem Gebiete des Feuerwehr- und Ret-
tungswesens
für 25jährige Tätigkeit 1.586
für 40jährige Tätigkeit 903
für 50jährige Tätigkeit 1.064
insgesamt 3.553

Innere Organisation

Bedienstetenschutz

Die Kommission gemäß § 6 NÖ Bedien-
steten-Schutzgesetz, LGBI. 2015-1, der
die Überprüfung der Einhaltung der Be-
stimmungen des NÖ Bediensteten-
Schutzgesetzes obliegt, hat im Jahr
1997 28 Dienststellen mit einer Anzahl
von 824 Bediensteten (596 männlich
und 228 weiblich) überprüft. Weiters

Anläßlich der Feier von Festtagen wur-
den 1997 5.894 Ehepaare bzw. Perso-
nen geehrt. Es handelt sich hiebei um
folgende Jubiläen:
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diener. Die Zuständigkeit zur Entschei-
dung über die Ansprüche liegt bei den
Bezirksverwaltungsbehörden; über Be-
rufungen entscheidet der Landeshaupt-
mann.

sollen im nächsten Jahr fortgesetzt
werden. Hinsichtlich der Zuerkennung
von Familienunterhalt und Wohnkosten-
beihilfe hat der Zivildienstleistende die
gleichen Ansprüche wie ein Präsenz-

stenden sowie Bezirksverwaltungsbe-
hörden über die wesentlichen Inhalte
des Zivildienstgesetzes, insbesondere
im Hinblick auf die behördliche Über-
wachung, informiert. Diese Aktivitäten

Abteilung Rechtsbüro

grundbücherlichen und abgabenrechtli-
chen Vorkehrungen getroffen. Ferner
sind Forderungen des Landes zu betrei-
ben bzw. solche an das Land abzuweh-
ren, speziell aus dem Titel Schadener-
satz und Amtshaftung.

Die Beratung erstreckt sich auf alle Pha-
sen von der Vorbereitung bis zum Ab-
schluß von Rechtsgeschäften und die
Vermeidung bzw. Beilegung von
Rechtsstreitigkeiten; insbesondere wer-
den die entsprechenden Verträge er-
richtet bzw. begutachtet sowie die

Der Aufgabenbereich des Rechtsbüros
umfaßt die Beratung von Landesdienst-
stellen in Angelegenheiten des Zivil-
rechtes und des Strafrechtes sowie die
Vertretung von zivilrechtlichen Interes-
sen des Landes, insbesondere vor Ge-
richten.

3

Abteilung Pressedienst

lage 610 Stück), die färbige Wandzei-
tung NÖ im Bild (Auflage 3.770 Stück,
monatlich), die Amtlichen Nachrichten
(Auflage 3.200 Stück, vierzehntägig),
die NÖ Kulturberichte (Auflage 6.300
Stück, monatlich), die NÖ Perspektiven
(Auflage 65.000 Stück, vierteljährlich),
die Zeitschrift „Raumordnung aktuell“
(Auflage 6.050 Stück, vierteljährlich)
sowie den täglichen Pressespiegel (Auf-
lage 295 Stück) und den wöchentlichen
Europa-Pressespiegel (Auflage 210
Stück).
Die Werbeaktivitäten des Landes stan-
den, wie bereits erwähnt, stark im Zei-
chen des „Jahres der Freiwilligen und
Ehrenamtlichen in Niederösterreich“.
Eine weitere Plakatkampagne im Herbst
hat sich das Ziel gesetzt, durch das Auf-
zeigen positiver Leistungen der Landes-
politik einer Stimmung der Resignation
entgegenzuwirken. Themen waren Ju-
gend, Natur, Unternehmensgründun-
gen, Innovation und Nahverkehr. Dazu
kamen laufend Insertionen und sonstige
Einschaltungen über Schwerpunkte der
NÖ Landespolitik, besonders über die
Verwaltungsreform unter dem Motto
„Näher zum Bürger - schneller zur
Sache“. Auch dabei wurden die nieder-
österreichischen Lokal- und Regional-
zeitungen in besonderer Weise berück-
sichtigt. Darüber hinaus wurden Werbe-
und Imageaktivitäten, auch im Zusam-
menhang mit sportlichen Großveranstal-
tungen im Land, z. B. das ATP-Turnier in
St. Pölten, entfaltet. Schließlich wurde
auch in diesem Jahr wieder eine ent-
sprechende Presseförderung realisiert.
Personalstand: 5 A, 1 B, 1 b, 2 C, 5 d

Ziele 1998

Nachdem das erste Vierteljahr vor allem
im Zeichen der Landtagswahl steht -
eine besondere Herausforderung für die
Abteilung ist z. B. die erstmalige Einrich-
tung eines Wahl-Pressezentrums in
St. Pölten -, ergibt sich im zweiten Quar-
tal insofern ein neues „Umfeld“, als meh-
rere Privat-Radiosender ihre Tätigkeit
aufnehmen. Erste Kontakte mit den Be-
treibern und Redakteuren wurden be-
reits geknüpft.
Die technische Ausstattung der Abtei-
lung soll weiter auf dem bestmöglichen
Stand gehalten werden. Ausgezeichnet
bewährt hat sich dabei die Bildübertra-
gung ISDN, die es ermöglicht, auch von
St. Pölten aus die Wiener Redaktionen
schnellstmöglich mit aktuellen Fotos zu
bedienen.

Pressedienst

Schwerpunkte 1997

Ein Schwerpunkt' der Werbeaktivitäten
der Abteilung war 1997 das „Jahr der
Freiwilligen und Ehrenamtlichen in
Niederösterreich". Die Plakat- und Inse-
ratenkampagne im Frühjahr hat enor-
mes Echo gefunden und die Aktion eine
Eigendynamik entwickelt, die sowohl ar-
beits- als auch kostenmäßig einen er-
heblichen Aufwand bedingte. In der Be-
richterstattung war die Übersiedlung
des Landtages, der Landesregierung
und der Landesverwaltung eine beson-
dere Herausforderung, zumal gleichzei-
tig die eigene Übersiedlung bewältigt
werden mußte. Weitere Bereiche, die in
der Pressearbeit ihren Niederschlag fan-
den, waren vor allem die Sicherheit in
allen Bereichen, der Wohnbau, die Ge-
sundheits-, Sozial- und Familienpolitik,
die Kultur, die Landes-Außenpolitik und
Verkehrsfragen.
Die Abteilung hat bei weiterer techni-
scher Verbesserung ihren Aufgabenbe-
reich quantitativ und qualitativ neuerlich
ausgeweitet, die Kapazitätsgrenzen
sind erreicht. Dieses weitere Ansteigen
der Innen- und Außendienste einschließ-
lich regelmäßiger Wochenend- und Fei-
ertagsdienste findet vor allem in der täg-
lich erscheinenden NLK seinen Nieder-
schlag, darüber hinaus wurden die me-
dialen Kontakte mit APA, ORF und ins-
besondere den Lokal- und Regionalzei-
tungen weiter verstärkt. Gute Kontakte
bestehen auch mit dem privaten St. Pölt-
ner Fernsehsender P3.
Die Presseabteilung gibt derzeit acht
laufende Publikationen heraus: die tägli-
che Landeskorrespondenz (NLK, Auf-

Bildstelle

Die Einsätze der Bildstelle mit allen
damit verbundenen Ausarbeitungs- und
Archivierungsarbeiten haben gemäß
dem Ansteigen der Gesamttätigkeit neu-
erlich zugenommen. Es gibt weiterhin
rege Nachfrage nach aktuellem und ar-
chiviertem Fotomaterial. Zahlreiche Me-
dien, Gemeinden, Verlage, Autoren, Pri-
vate etc. nutzen die vielfältigen Möglich-
keiten der Bildstelle, die technisch lau-
fend nachadjustiert wird. Die bewährte
Art des Vertriebs und Versands von ak-
tuellem Fotomaterial wird durch viele
persönliche Kontakte mit den Medien
noch vertieft.
Personalstand: 2 C (1 als Fotograf, 1 in
der Archivverwaltung), 5 p
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Abteilung Finanzen

chen darin, auf eine sparsame Verwen-
dung der Landesmittel zu achten.
Von besonderer Bedeutung für diese
Tätigkeit ist dabei der in jeder Baubei-
ratssitzung zu erstattende Bericht über
die Finanzierungssituation, die durchge-
führten und beabsichtigten Vergaben
sowie über die Kostenentwicklung im
Vergleich zu den veranschlagten Kosten
und zum Baufortschritt.

• Beteiligungen des Landes an wirt-
schaftlichen Unternehmungen. Im
Rahmen des Tätigkeitsbereiches wird
vom Land Niederösterreich ein wesentli-
cher Beitrag zur Belebung der Wirt-
schaft und Sicherung der Arbeitsplätze
im Landesgebiet geleistet. Die Projekte
und damit die Investitionskosten haben
meist eine Größenordnung, die von pri-
vatrechtlich organisierten Gesellschaf-
ten ohne zusätzliche Hilfe nicht bewäl-
tigt werden können. Die Tätigkeit der
Abteilung Finanzen umfaßt in diesem
Bereich die Beurteilung der wirtschaftli-
chen Entwicklung der Unternehmen, die
Auswertung des betriebswirtschaftli-
chen Datenmaterials und die damit zu-
sammenhängende Vorbereitung der
Entscheidungen über die Art und Form
notwendiger Mittelzuführungen bzw. der
Gewinnverwendung. Im administrativen
Bereich werden die erforderlichen Re-
gierungs- und Landtagsvorlagen erstellt
sowie die Vollmachten des jeweiligen
Machthabers des Landes bei den
Haupt- und Generalversammlungen
ausgefertigt.
• Regional-, Öko- und Strukturson-
deraktion. Mit Beschluß der NÖ Lan-
desregierung vom 25. September 1990
wurden die Mittel aus den neuen drei
Sonderaktionen verteilt.
Die Abwicklung erfolgt über die jeweils
zuständige Fachabteilung im Einverneh-
men mit der Finanzabteilung.

Überregionale und
internationale Angelegenheiten

Der Beitritt Österreichs zur Europäischen
Union erfordert umfangreiche Arbeiten
im Rahmen der Finanzverwaltung wie
Vorarbeiten zur Abwicklung der Land-
wirtschaftsförderung, Vorbereitungsar-
beiten für die EU-Regionalpolitik, Begut-
achtungsverfahren bei Harmonisierun-
gen an das bestehende EU-Rechtssy-
stem und bei beabsichtigten EU-Vor-
schriften.
In den Bereich der Finanzabteilung fällt
auch die Verwaltung der Kredite für
„Entwicklungs- bzw. Katastrophenhilfe
im Ausland“.

Schwerpunkte 1997

Budgetgruppe

• Den Schwerpunkt der ersten Jahres-
hälfte bildete die Erstellung des Voran-
schlages 1998, der im Juni 1997 vom
Landtag beschlossen wurde.
• In der zweiten Jahreshälfte wurde ein
Umschichtungsbudget für 1997 erstellt,
das im November 1997 vom Landtag
beschlossen wurde. Die Nichtaufhe-
bung eines Teiles der Kreditkürzung,
sonstige Einsparungen und Mehrein-
nahmen, die mit Mehrausgaben in
einem ursächlichen Zusammenhang
stehen, ermöglichten Ausgaben von
mehr als 1 Mrd. S, von denen mehr als
ein Viertel auf den Landesanteil zur För-
derung der Behebung der Hochwasser-
schäden vom Juli 1997 entfiel.
• Bei der Verwaltung des Voranschla-
ges 1997 wurde als weitere Absiche-
rung der Erfüllung der finanziellen Maas-
tricht-Kriterien ab Juli 1997 die Bewirt-
schaftung der Rücklagen neu geregelt.
• Abwicklung des Schuldendienstes für
vom Land aufgenommene Darlehen.
• Mitwirkung bei der Abwicklung von
Sonderfinanzierungen wie Leasingver-
trägen.

Wirtschaftsgruppe

• NÖ Landes-Finanzsonderaktion für
Gemeinden. Niederösterreichische Ge-
meinden können gemäß Landtagsbe-
schluß vom 25. Jänner 1973 durch Über-
nahme der Haftung gemäß § 1356 ABGB
und Gewährung eines 5%igen Zinsenzu-
schusses für Kredite, die zur Durchfüh-
rung außerordentlicher Vorhaben aufge-
nommen werden, gefördert werden.
Schwerpunktmäßig umfaßt die Tätigkeit
die Beratung der Gemeinden in Zusam-
menarbeit mit anderen Abteilungen, Be-
arbeitung der Anträge und Weiterleitung
der Anträge an die Landesregierung zur
Genehmigung.
• Energiekostensenkung. Der Land-
tag von Niederösterreich hat in seiner
Sitzung am 1. Dezember 1983 die Ein-
führung dieser Untersektion der Landes-
Finanzsonderaktion für Gemeinden be-
schlossen.
• Landeshaftung für Industriebe-
triebe/Landeshaftung für Innovation.
Es werden derzeit nur noch bestehende
Haftungsfälle abgewickelt. Die Tätigkeit
besteht aus der ständigen Betreuung
des Förderungswerbers auf Dauer der
Landeshaftung, der Überwachung des
Eingangs der Haftungsbeiträge sowie
Durchführung der Überweisung im Rah-
men der Aktion.

Stellungnahmen, insbesondere
zu Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen

Im Rahmen des Begutachtungsverfah-
rens ist es in erster Linie Aufgabe der
Abteilung Finanzen zu prüfen, ob durch
Bestimmungen in Gesetzes- und Verord-
nungsentwürfen finanzielle Interessen
des Landes NÖ berührt werden und
sich dadurch Auswirkungen auf das
Landesbudget ergeben.

Probleme 1997

Budgetgruppe

Das Problem, neben dem herkömmli-
chen („administrativen“) Defizit auch das
in Folge der Mitgliedschaft Österreichs in
der EU zu berechnende „Maastricht-De-
fizit“ darzustellen, wurde bei der Erstel-
lung des Voranschlages 1998 gelöst.

Wirtschaftsgruppe

• NÖ Landes-Finanzsonderaktion für
Gemeinden. Probleme traten insofern
auf, als durch die außergewöhnlich hohe
Anzahl der Anträge bei weitem nicht alle
Ansuchen berücksichtigt werden konn-
ten.
• Energiekostensenkung. Probleme
traten hier auf, weil energiesparende In-
vestitionen aus den Anträgen für die all-
gemeine Aktion ausgegliedert werden
müssen, da sie nur im Rahmen der Lan-
des-Finanzsonderaktion für Gemeinden
- Energiekostensenkung gefördert wer-
den können.
• Landeshaftung für Industriebe-
triebe/Landeshaftung für Innovation.
Probleme entstehen dadurch, daß Be-
triebe trotz Landeshaftung in finanzielle
Schwierigkeiten geraten.

Teilnahme an Baubeiräten

Für den Vertreter der Abteilung Finanzen
ist es mangels technischer oder medizi-
nischer Spezialkenntnisse nicht immer

Teilnahme an Baubeiräten

Gemäß der Dienstanweisung der Lan-
desamtsdirektion vom 20. März 1984,
Systemzahl 01-01/00-0750, über die
Planung und Ausführung von Bauvorha-
ben, ist der Leiter der Abteilung Finan-
zen bzw. sein entsendeter Vertreter in
jedem Baubeirat Mitglied. Die Tätigkeit
des Vertreters der Abteilung Finanzen in
den Baubeiräten besteht im wesentli-
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Statistik 1997Wirtschaftsgruppe

• NÖ Landes-Finanzsonderaktion für
Gemeinden. Ziel der Aktion ist es, Ein-
richtungen zu fördern, die der Verbesse-
rung der Kommunikation innerhalb der
Gemeinde dienen. Der Schwerpunkt der
Anträge liegt bei Straßenbauten, Mehr-
zweckhallen, Amtsgebäuden und Bad-
sanierungen.
• Energiekostensenkung. Ziel dieser
Aktion ist es, den Energieverbrauch in
gemeindeeigenen Gebäuden, die öf-
fentlichen Zwecken dienen, sowie in
Schulen und Kindergärten zu minimie-
ren.

möglich, die Fragen der Notwendigkeit
bzw. Zweckmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit von in Baubeiratssitzungen zur
Diskussion stehenden Baumaßnahmen
bzw. Anschaffungen zu beurteilen. In
diesem Fall muß auf die Wohlmeinung
des Sachverständigen vertraut werden.

Budgetgruppe

Der Voranschlag 1998 wurde vom Land-
tag im Juni 1997 mit folgenden Gesamt-
beträgen genehmigt:

Voranschlag 1998
Einnahmen S 45.926,531.000,-
Ausgaben S 50.043,303.000,-
Administratives Defizit s 4.116,772.000-
Maastricht-Defizit s 9.948.000,-

Stellungnahmen, insbesondere
zu Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen

Die von den Bundesdienststellen einge-
räumten Begutachtungsfristen werden -
auch bei wichtigen Gesetzen - oft zu
kurz bemessen. Weiters fehlen gele-
gentlich in den erläuternden Bemerkun-
gen Angaben darüber, wie sich der vor-
geschlagene Gesetzes- bzw. Verord-
nungsentwurf auf die Länder finanziell
auswirken wird.

Das im November 1997 vom Landtag
beschlossene Umschichtungsbudget
1997 war abgangsneutral, da die zusätz-
lichen Ausgaben von S 1.057.030.000
nicht durch Schuldaufnahmen, sondern
durch anderweitige Minderausgaben
und mit den zusätzlichen Ausgaben zu-
sammenhängende Mehreinnahmen zu
bedecken waren.

Teilnahme an Baubeiräten

Ziel ist es, daß die vorhandenen Mittel
am zweckmäßigsten und wirtschaftlich-
sten eingesetzt und die für das jeweilige
Projekt genehmigten Gesamtbaukosten
nicht überschritten werden.Ziele 1997

Wirtschaftsgruppe

• NÖ Landes-Finanzsonderaktion für
Gemeinden. In der Zeit von 1. Jänner bis
31. Dezember 1997 genehmigte die NÖ
Landesregierung in 2 Sitzungen im Rah-
men der Landes-Finanzsonderaktion für
Gemeinden 172 Anträge mit einem Kre-
ditvolumen von S 132,920.000,-.
• Landes-Finanzsonderaktion für Ge-
meinden - Energie. In der Zeit von
1. Jänner bis 31. Dezember 1997 ge-
nehmigte die NÖ Landesregierung in
3 Sitzungen im Rahmen der Landes-Fi-
nanzsonderaktion für Gemeinden 7 An-
träge mit einem Kreditvolumen von
S 7,229.000,-.

Stellungnahmen, insbesondere
zu Gesetzes- und Verordnungs-
entwürfen

Zielvorgabe ist es, die finanziellen Inter-
essen des Landes wirksam durchzu-
setzen.

Budgetgruppe

Das Ziel einer benutzerfreundlichen Ge-
staltung des Voranschlages konnte mit
der Zusammenfassung der - ohne den
Dienstpostenplan - jahrelang vier und
für den Voranschlag 1997 noch zwei
Voranschlagshefte in einem einzigen
Voranschlagsheft für das Jahr 1998
weitgehend erreicht werden.
Das für die Jahre 1996 bis 1998 gel-
tende Budgetprogramm soll durch ein
voraussichtlich für fünf weitere Jahre be-
stimmtes Budgetprogramm fortgesetzt
werden.

NÖ Landesbuchhaltung

Gesamteinnahmen
Ordentliche Einnahmen
Außerordentliche

S 43.447,493.004,08

Einnahmen S 6.273,321.890,22
Summe S 49.720,814.894,30
Gesamtausgaben
Ordentliche Ausgaben S 47.638,895.548,32
Außerordentliche Ausgaben S 7.174,999.715,75
Summe S 54.813,895.264,07
Gesamtabgang S 5.093,080.369,77

Schwerpunkte 1997

Die NÖ Landesbuchhaltung hat im Rah-
men der Vollziehung der Landesgeba-
rung, der Gebarung der mittelbaren
Bundesverwaltung und der Auftragsver-
waltung des Bundes sowie von Geba-
rungen der von einzelnen Abteilungen
des Amtes der NÖ Landesregierung
verwalteten Fonds mit Rechtspersön-
lichkeit den Buchhaltungsdienst zu be-
sorgen, das ist:
• die gesamte Buchführung über die vor-
anschlagswirksame und voranschlags-
unwirksame (durchlaufende) Gebarung;

• die Erstellung des Vermögensstandes
aus der Bestands- und Erfolgsverrech-
nung;
• die Einleitung und Überwachung des
Vollzuges der Zahlungen;
• die Zahlbarstellung der Bezüge sowie
der Ruhe- und Versorgungsgenüsse der
Landeslehrer wie auch die Prüfung
deren Reisegebühren im Sinne der
Reisegebührenvorschrift des Bundes;
• die Verfassung fallweiser Berechnun-
gen und die Verfassung von Monatsab-
schlüssen und des Jahresrechnungsab-
schlusses mit den erforderlichen Beila-
gen, der für das Jahr 1996 nachstehen-
des Ergebnis vor dem Haushaltsaus-
gleich aufweist:

• die laufende Nachprüfung der Geld-,
Wertpapier- und Sachgebarung der kre-
ditverwaltenden Stellen und der ihnen
unterstehenden Kassen, Anstalten,
Heime, Schulen, Stiftungen und Fonds;
• die Einhaltung des finanziellen Wir-
kungskreises und der Gebarungs- und
Verrechnungsvorschriften durch die kre-
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• Einbindung weiterer Bereiche der NÖ
Landesbuchhaltung in das Projekt „NÖ
LAKIS“ (NÖ Landeskommunikations-
und Informationssystem);
• Mitarbeit bei der Entwicklung eines
EDV-Programmes für die Amtskassen
der Bezirkshauptmannschaften;
• Mitarbeit bei der Realisierung des
EDV-Projektes „Sozialwesen“;
• Mitarbeit in der Projektgruppe für die
Aus- und Weiterbildung der
B/C/D-Bediensteten;
• Überarbeitung der Richtlinien für die
Verwaltung des unbeweglichen Landes-
vermögens („RUL“);
• Einführung von Telebanking bei kas-
senführenden nachgeordneten Dienst-
stellen und in der zentralen Kassenver-
waltung (Buchhaltungsabteilung 9);
• Vorbereitung der Änderung und Er-
gänzung der Vorläufigen Verrechnungs-
und Zahlungsordnung (WZO) auf
Grund praktischer Erfahrungen;

• Erstellung der EDV-Programme für die
großvolumigen Darlehen aus der Wohn-
bauförderung 1968/73/84/89/90 und
Vorbereitung der entsprechenden Maß-
nahmen für die Auslagerung (Privatisie-
rung) an ein Kreditinstitut (Bank);
• Schwerpunktmäßige Schulungen des
Buchhaltungspersonals;
• Testen der Programme für Haftungen
und organisatorische Vorbereitung der
Anwendung;
• Entwicklung von Programmen für die
Inventar- und Liegenschaftsverwaltung
im Zusammenhang mit dem Mehrpha-
senbuchhaltungssystem (MPB);
• EDV-mäßige Adaptierung und War-
tung des Mehrphasenbuchhaltungssy-
stems auf Grund der Buchhaltungs- und
Kreditverwalterwünsche;
• Vorbereitungsarbeiten zur EURO-Um-
stellung im Buchhaltungssystem.

ditverwaltenden Stellen und der ihnen
unterstehenden Kassen, Anstalten,
Heime, Schulen, Stiftungen und Fonds;
• die Evidenz von Darlehen und Förde-
rungen des Landes, ausgenommen der
Gehaltsvorschüsse und die Darlehen
aus Bedarfszuweisungen sowie die Ver-
pflegskostenverrechnung und
• die Überwachung der Liquidität aller
Landeskonten, Erstellung von Entschei-
dungsgrundlagen für Darlehensaufnah-
men sowie die Veranlagung nicht sofort
benötigter Gelder über Auftrag der Fi-
nanzabteilung. 3

Ziele 1998

• Einführung einer EDV-unterstützten
Personalverwaltung und -abrechnung
(Projekt „IPA") für den Bereich der Lan-
deslehrer;

Landesabgabenamt

Das Landesabgabenamt am Sitze des
Amtes der NÖ Landesregierung ist, bis
zum Wirksamwerden der Aufhebung
(30. 12. 1997), in I. Instanz mit der Voll-
ziehung der die Rundfunkabgabe be-
treffenden Tatbestände des NÖ Anzei-
genabgabegesetzes befaßt.

rundfunk oder Fernsehrundfunk) verbrei-
tet wird, einer Abgabe unterworfen.
Mit Erkenntnis vom 4. Oktober 1997,
G-322, 323/97-8, wurde die diesen Ab-
gabentatbestand normierende Bestim-
mung des NÖ Anzeigenabgabegeset-
zes als verfassungswidrig aufgehoben.

Der Landtag von Niederösterreich hat
am 15. Dezember 1994 eine Änderung
des NÖ Anzeigenabgabegesetzes be-
schlossen, die am 25. Februar 1995 in
Kraft getreten ist.
Mit dieser Novelle wurde Werbung, die
gegen Entgelt durch den Rundfunk (Hör-

Abteilung Wohnungsförderung A/B

Im Internet werden sämtliche Förde-
rungsbereiche dargestellt werden.
Mit der Einführung des EURO werden
vor allem im EDV-Bereich zahlreiche
Programmänderungen schon im Kalen-
derjahr 1998 notwendig sein.

Schwerpunkte 1997

Einführung der
ÖKO-Eigenheimförderung

Das Land Niederösterreich ist dem Kli-
mabündnis beigetreten und hat sich
somit zu einer 50%igen Reduktion der
CO2-Emissionen verpflichtet. Die CO2-
Emission und deren Begrenzung durch
geeignete technische Maßnahmen
lassen sich aus Energiekennwerten
(Energiekennzahl) von Gebäuden und
deren gesamter technischer Ausrüstung
schlüssig ableiten. Unter Berücksichti-
gung dieser Gesichtspunkte ist von der
Landesregierung am 9. September
1997 für die Verbesserung der thermi-
schen Qualität der Gebäudehülle (Wär-
meschutz) und die Ausnutzung der Al-
ternativ- und Umweltenergie sowie die
technische Ausführung des Gebäudes
eine sogenannte ÖKO-Eigenheimförde-
rung beschlossen worden.
Diese tritt als Zusatzförderung für alle Ei-
genheimförderungsansuchen ab 1. 1.
1998 in Kraft, und es können zusätzliche

unverzinsliche Direktdarlehen mit einer
25jährigen Laufzeit von bis zu
S 178.000,- vergeben werden.

Eröffnung des
TELE-Arbeitsplatzes Gmünd
Am 3. 11. 1997 ist ein Telearbeitszen-
trum der Wohnungsförderung im Be-
reich der Bezirkshauptmannschaft
Gmünd eingerichtet worden. Von zwei
Mitarbeitern wird die gesamte Solaranla-
genförderung abgewickelt.

Internet
Am 24. November 1997 startete das
Internet-e-mail-Angebot der Wohnungs-
förderung mit der Solaranlagenförde-
rung.

Ziele 1998
Die gesamte Wohnungsförderung sollte
in das LAKIS möglichst rasch einge-
bunden werden, beginnend mit dem
kleinvolumigen Bereich.

Statistik 1997

Eigenheime

Insgesamt sind 5.559 NÖ WFG-Be-
gehren gestellt worden. Im Rahmen der
„Sonderaktion Dorferneuerung“ wurden
25 Ansuchen eingebracht.
Vergabe: 4 Regierungssitzungen

Begehren 6.741
Wohneinheiten 7.425
NÖ WFG S 2.233,435.000,-
Landesfonds 8121,260.000,-

Aufgrund des Baufortschrittes wurden
an WBF 1968, WBF 1984 und NÖ WFG-
Mitteln S 2.427,745.000,- und an Lan-
deswohnbauförderungsmitteln
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Übersiedlerförderung

Für Bedienstete, die auf Grund der Verle-
gung des Dienstortes in die Landes-
hauptstadt St. Pölten bzw. in dezentrale
Außenstellen übersiedeln, wurden 29 An-
suchen sowie 3 Aufstockungen mit Dar-
lehen in der Höhe von 6,227.000,- bewil-
ligt und für 28 Ansuchen S 6,159.000,-
angewiesen. Insgesamt sind 23 Ansu-
chen gestellt worden.

A l t haussan ie rung

Im großvolumigen Bereich der NÖ Alt-
haussanierung wurden in 7 Sitzungen
für 231 Ansuchen mit 2.470 Woh-
nungen, 8 Ordinationen, 25 Stellplätze
für Pkw, 3 Heime und diverse Nachför-
derungen, Umlegungen und Ergän-
zungen insgesamt S 15,435.000,- als
Darlehen und weiters insgesamt
S 19,563.064,- als jährlichen Zuschuß
auf die Dauer von 10 bis 25 Jahren be-
willigt. Das ergibt im neuen Basisförde-
rungsbereich MHAS 1993 auf die Dauer
der Förderung einen Gesamtzuschuß-
betrag von S 428,650.545,-. Insgesamt
gelangten an Darlehen S 49,517.447,-
sowie Zuschüsse in der Höhe von
S 80,694.790,- zur Auszahlung.

S 157,303.760,- ausbezahlt. Für bereits
fertiggestellte Eigenheime wurden An-
nuitätenzuschüsse für Kapitalmarktdar-
lehen in Höhe von S 639.839,- aus Mit-
teln der WBF 1968 zum Einzug freige-
geben.
Im Bereich der „Sonderaktion Dorfer-
neuerung" wurden S 6,002.332,- ausbe-
zahlt.

Gruppenwohnbau

Insgesamt wurden 5 Begehren mit 31
Wohneinheiten eingereicht. In 2 Regie-
rungssitzungen wurden für 4 Begehren
mit 22 Wohneinheiten ein Darlehen mit
einer Gesamtsumme von S 7,405.000,-
bewilligt. Auf Grund des Baufortschrittes
gelangten S 15,300.200,- zur Auszah-
lung.

Wohnbauforschung

Für die in Niederösterreich eingerichtete
Wohnbauforschung sind 9 Ansuchen ein-
gelangt und 14 Forschungsvorhaben mit
einem nicht rückzahlbaren Zuschuß in der
Höhe von S 6,644.600,- bewilligt worden.
Für 13 Vorhaben sind S 3,925.267,- aus-
bezahltworden.Althaussanierung im

kleinvoiumigen Bereich

Insgesamt sind 5.739 Förderungsbe-
gehren gestellt worden. In 5.488 Fällen
wurde bereits ein Zuschuß mit einer jährli-
chen Gesamtsumme von S 44,670.446,-
bewilligt.
An Zuschüssen sind S 1,052,888.803,-
angewiesen worden.

Hauskauf

Ab 1. Jänner 1995 sind auf Grund der
Aussetzung der Förderung mit diesem
Datum keine Förderungsbegehren ein-
gereicht worden. Für den Ankauf von
Häusern und Wohnungen wurden insge-
samt S 9,440.000,- ausbezahlt.

Mehrfamilienhäuser

Neubau ten

Es wurden in 9 Sitzungen für 378 Ansu-
chen mit 4.679 Wohnungen, 3 Ordina-
tionen und 1 Heim sowie diversen Nach-
förderungen S 222,404.000,- als jährli-
cher Annuitätenzuschuß auf 25 Jahre
(das ergibt auf die Dauer der Förderung
einen Gesamtzuschußbetrag von
S 5,560,100.000,-) im Rahmen des För-
derungsmodells 1993 sowie weiters
S 12,143.000,- als Darlehen jeweils aus
Mitteln des NÖ WFG sowie S 106.000,-
als Darlehen aus Mitteln des Wohnbau-
förderungsfonds für das Bundesland
Niederösterreich bewilligt. Aufgrund des
Baufortschrittes wurden an WBF 1984
bzw. NÖ WFG Darlehen S 178,747.000,-
und an Landesfondsdarlehen S 11,
182.000,- angewiesen.
Bei den bereits fertiggestellten Bauvor-
haben gelangten Annuitätenzuschüsse
in der Höhe von S 11,800.437,- bzw. im
Rahmen des Bundessonderwohnbau-
programmes 1983 S 95,045.517,- zur
Auszahlung. Bei der Basisförderung
sind S 406,655.826,- bezahlt worden.

Wohnbeihilfe

6.662 Antragstellern wurde Wohnbeihilfe
in der Höhe von S 122,011.601,- be-
scheidmäßig zugesprochen und insge-
samt S 117,916.613,- angewiesen. Ins-
gesamt wurden 8.842 Bescheide er-
lassen.

Superförderung

4.242 Förderungswerbern wurde Super-
förderung in der Höhe von
S 118,774.118,- zugesichert und insge-
samt S 95,363.421,- angewiesen.

Eigenmittelersatzdarlehen

In 3 Regierungssitzungen wurden 5 För-
derungswerbern S 490.000,- bewilligt
und insgesamt S 793.000,- ange-
wiesen.

Solar-, Wärmepumpen- und
Photovoltaikanlagenförderung

Es sind 2.742 Förderungsbegehren ein-
gereicht worden. Für diese Förderung
wurden insgesamt S 60,327.740,- bewil-
ligt und S 60,378.795,- ausbezahlt.

Abteilung Allgemeine Förderung

Ein weiterer Schwerpunkt der NÖ Arbeit-
nehmerförderung liegt in der Unterstüt-
zung von Arbeits- und Ausbildungsin-
itiativen, die durch ihre Arbeit die Wie-
dereingliederung von arbeitslosen Men-
schen aus und in Problemregionen des
Landes erleichtern sollen. Im Jahr 1997
wurden dafür Mittel in Höhe von insge-
samt S 13,413.353,- bewilligt.
Im Jahr 1997 fanden 9 Sitzungen des
Arbeitsausschusses des Arbeitnehmer-
förderungsbeirates statt. In diesen Sit-
zungen wurden für 9 Förderungswerber,

Arbeitnehmerförderung

Der Schwerpunkt dieser Förderung liegt
nach wie vor in der Unterstützung von
folgenden Personengruppen:
• Lehrlinge, die außerhalb ihres Haupt-
wohnsitzes einen Beruf erlernen oder
die aus sozial schwächeren Bevölke-
rungsschichten stammen;
• Arbeitnehmerinnen, die sich berufs-
spezifisch weiterbilden wollen;

• Arbeitnehmerinnen, die unverschul-
det in finanzielle Schwierigkeiten gera-
ten sind;
• Arbeitnehmerinnen, die im 2. Bil-
dungsweg eine Ausbildung im Gesund-
heitsdienst absolvieren.
Zusätzlich zu diesen Maßnahmen wer-
den seit 1992 Arbeitgeber gefördert, die
ältere bzw. weibliche Arbeitsuchende,
die wieder in das Berufsleben einstei-
gen wollen, einstellen. 1997 wurde für
10 Personen ein Forderungsbetrag von
S 149.403,94 bereitgestellt.
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Insgesamt wurden somit in 6 Sitzungen
5.034 Anträge mit einer Gesamtförde-
rungssumme von S 12,233.353,- bewil-
ligt.
Ziel dieser Förderung, die von Mitte
1996 bis Ende 1998 ausgesetzt ist, war
es, jungen Menschen Hilfe bei der oft
schwierigen Situation der Hausstands-
gründung anzubieten.

dienst zu qualifizieren. Im Anschluß an
das erste Beschäftigungsjahr wurden
bereits 5 Personen in den Landesdienst
übernommen.

die eine Ausbildung im Gesundheits-
dienst im 2. Bildungsweg anstreben,
Darlehen in der Höhe von S 1,066.000,-
bewilligt. Im gleichen Jahr wurden rd.
S 1,800.000,- aus den in den Vorjahren
bewilligten Darlehen an Raten zurücker-
stattet.
Daneben wurden 3.544 Anträge um
Fahrtkostenzuschuß (ehern. Standort-
ausgleichsförderung-AB) mit einem Be-
trag von S 5,410.726,- positiv erledigt.
Im Rahmen der NÖ Lehrlingsförderung
wurden 1.473 Anträge mit einem Gesamt-
förderungsbeitrag von S 8,147.300,- be-
willigt. Davon sind 847 Anträge um Zu-
schüsse zu den Verpflegungskosten für
Lehrlinge mit einem Betrag von
S 3,608.500,- und 626 Anträge um Lehr-
lingsbeihilfe mit einem Gesamtbetrag von
S 4,538.800,-.
634 Ansuchen von Arbeitnehmerinnen,
die in finanzielle Schwierigkeiten geraten
sind, wurden positiv erledigt; für diese
wurde eine Forderungssumme von
S 8,611.912,04 zur Verfügung gestellt.
Darüber hinaus wurde ein Betrag von
S 108.960,- für 634 Arbeitnehmerinnen
für die Übernahme des Zinsendienstes
für Kontobelastungen (Arbeitnehmerin-
nen, deren Arbeitgeber ein Insolvenzver-
fahren beantragen mußte) bereitgestellt.
Zur Unterstützung von arbeitslosen
bzw. karenzierten Besuchern von Mei-
ster- bzw. Konzessionsprüfungskursen
wurden Förderungsbeiträge von
S 198.500,- für 19 Antragstellerinnen
bereitgestellt.
Für 9 Lehrlinge, die während ihrer Aus-
bildung unverschuldet ihre Arbeitsstelle
verloren haben und die Kosten des Be-
suches der Berufsschule selbst zu tra-
gen hatten, wurden Unterstützungen
von insgesamt S 37.000,- bewilligt.
Zusammenfassend ergibt dies bei der
Notstandsbeihilfe 887 positiv erledigte
Ansuchen mit einer Gesamtförderungs-
summe von S 8,956.372,04.

Lehrerbörse

Bedingt durch einen Überhang an aus-
gebildeten Lehrern können junge Absol-
venten der Pädagogischen Akademien
sowie der Lehramtsstudien erst nach
längerer Wartezeit mit einer Anstellung
im Schuldienst rechnen. Für diese Jung-
lehrer wurde die Lehrerbörse geschaf-
fen.
Bis zu zwei Jahre lang können 150
Jungpädagogen beim Verein angestellt
werden. Die Tätigkeiten reichen von Kin-
derbetreuung über Behindertenbetreu-
ung und Altenbetreuung bis zur Erstel-
lung von Lehrmaterialien.

Gemeinnütziges
Wohnungswesen

Die Tätigkeit der Aufsichtsbehörde über
die gemeinnützigen Bauvereinigungen
in Niederösterreich umfaßt unter ande-
rem die Teilnahme an den Schlußbe-
sprechungen, an den General- bzw.
Hauptversammlungen der Bauvereini-
gungen. Die vom Österreichischen Ver-
band gemeinnütziger Bauvereinigun-
gen-Revisionsverband verfaßten Prü-
fungsberichte werden durchgearbeitet
und erforderlichenfalls aufsichtsbehörd-
liche Maßnahmen veranlaßt.
In erster Linie ist die Aufsichtsbehörde
bestrebt, daß die den gemeinnützigen
Bauvereinigungen gesetzlich vorge-
schriebenen Vorschriften - die Grund-
sätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit
und Zweckmäßigkeit - eingehalten wer-
den. Dies ist im Hinblick auf die Vergabe
von Förderungsmitteln aus der Woh-
nungsförderung besonders hervorzuhe-
ben. 1997 wurden 18 Prüfungsberichte
kontrollierend eingesehen. Weiters nah-
men Vertreter der Aufsichtsbehörde an
17 Schlußbesprechungen über gesetzli-
che Prüfungen von Bauvereinigungen
teil.
Am Verbandstag hat ein Vertreter der
Aufsichtsbehörde teilgenommen.

Flying Nannies

Ähnlich wie bei den Junglehrern ist es
auch für junge Kindergärtnerinnen der-
zeit sehr schwer, eine Anstellung in
ihrem Beruf zu erlangen.
Als „Übergangsprojekt'' werden 30
junge Kindergärtnerinnen als Flying
Nannies eingesetzt. Sie betreuen Kin-
der, deren Eltern wegen untypischer Ar-
beitszeiten die üblichen Kinderbetreu-
ungseinrichtungen nicht in Anspruch
nehmen können, in der Wohnung der
Eltern.

Wiedereinstiegsprojekt für
Kindergärtnerinnen

25 Kindergärtnerinnen, die nach länge-
rer „Familienpause“ wieder in das Be-
rufsleben einsteigen wollen, werden in
Theoriekursen und Praxiseinsätzen in
ihren Beruf zurückgeführt und mit den
neuesten Entwicklungen in diesem Be-
reich vertraut gemacht.

Verein „Jugend
und Arbeit“

Im Jahr 1997 hat der Verein „Jugend
und Arbeit“ seine Arbeit in gleicher
Weise fortgesetzt wie in den Jahren seit
seiner Gründung 1986. Seit Bestehen
erhielten rund 1100 Personen einen vor-
übergehenden Arbeitsplatz. Sie er-
brachten ihre Arbeitsleistung vorwie-
gend bei gemeinnützigen Institutionen,
Gemeinden oder dem Land Nieder-
österreich. Neue Wege wurden in der
Überlassung von Arbeitskräften an Be-
triebe gegangen.
Die Projekte im Jahr 1997:

NÖ Pendlerhilfe

Im Jahre 1997 wurden 3.437 Anträge um
NÖ Pendlerhilfe eingebracht; von diesen
sind 1.112 Erstansuchen. Es wurden
2.276 Ansuchen mit einer Gesamtförde-
rungssumme von S 6,459.634,- positiv
erledigt.

Telefit

Auch dieses Projekt richtet sich an Wie-
dereinsteigerinnen. 17 Frauen wurden in
intensiven Schulungen mit den Möglich-
keiten der „Telearbeit“, also der Arbeit
von zu Hause oder einem Telezentrum
aus für einen Betrieb, vorbereitet.

Hausstandsgründung
Um jungen Menschen die erstmalige
Hausstandsgründung in Nieder-
österreich zu ermöglichen bzw. zu er-
leichtern, wurden im Jahre 1997 4.567
Anträge mit einem Betrag von
S 9,898.353,- als Zinsenzuschüsse und
467 Anträge mit einem Betrag von
S 2,335.000,- als Kinderzuschüsse be-
willigt.

Teilzeitstudie

Zwei Dienstnehmerinnen untersuchten
die Bedürfnisse nach Teilzeitarbeit
sowie das Angebot solcher Arbeits-
plätze in drei Regionen Niederöster-
reichs. Im Anschluß wurde ein Beschäf-
tigungsprojekt ausgearbeitet, das eben-
falls für Frauen die Möglichkeit auf Teil-
zeitarbeitsplätze schaffen soll.

Qualifizierung für den NÖ
Landesdienst

Ein dreijähriges Projekt, das insgesamt
behinderten Personen die Chance
geben soll, sich durch „Training on the
Job“ für eine Anstellung im NÖ Landes-
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Eltern-Kind-Zentren und NÖ Elternschu-
len gefördert.
• Zuschuß zu den Beförderungsko-
sten der Kinder zum Kindergarten.
Das Land Niederösterreich hat an Eltern
und Gemeinden Zuschüsse in der Ge-
samthöhe von S 9,392.000,- überwie-
sen.
• Verwaltungsfonds zur Hilfe für NÖ
Familien. Es wurden an 373 in Not gera-
tene NÖ Familien nicht rückzahlbare
Beihilfen im Gesamtbetrag von
S 4,640.022,58 angewiesen.
• Familienreferenten auf Gemeinde-
ebene. Auf Gemeindeebene wurden eh-
renamtliche Familienreferenten einge-
setzt. Die derzeit 383 Familienreferenten
werden vom Familienreferat fachlich be-
treut und geschult und sollen als Kon-
takt- und Anlaufstelle für die örtlichen
Familien fungieren.
Seit Mitte 1996 erscheinen die „Informa-
tionen für Gemeinde-Familienreferenten“
regelmäßig monatlich und beinhalten
aktuelle Themen. Zusätzlich erhalten
alle Familienreferenten den Pressedienst
„beziehungsweise“ des Österreichi-
schen Institutes für Familienforschung.
• Elternbildungskalender. In diesem
Kalender erfolgte eine Vernetzung der
vielfältigen Angebote der Eltern- und Fa-
milienbildung (Terminübersicht, Kontakt-
adressen, Vorstellung der einschlägig
tätigen Organisation).
Der Elternbildungskalender wurde An-
fang 1997 auf den neuesten Stand ge-
bracht und aktualisiert. Die Auflage be-
trug 11.000 Exemplare und wurde über
die Familienorganisationen und Eltern-
bildungseinrichtungen verteilt.
• NÖ Elternschule. Die NÖ Eltern-
schule ist eine Initiative der Abteilungen
Jugendwohlfahrt, Sanitätsdirektion und
Allgemeine Förderungen - Familienrefe-
rat. Gemeinsam mit verschiedenen Or-
ganisationen der Erwachsenenbildung
werden vier Modelle der „Elternschule“
gefördert. Die Modelle betreffen wer-
dende Eltern und Eltern von Kleinkin-
dern, Eltern von Kindergartenkindern,
Eltern von Volksschulkindern und Eltern
von Kindern von 10 bis 15 Jahren. In
allen Modellen werden von qualifizierten
Referenten an drei bis fünf Abenden die
jeweilige Entwicklung der Kinder und
besondere Fragen und Probleme be-
handelt.
Im Jahr 1997 fanden 33 Modellreihen
statt. Aus dem Budget des Familienrefe-
rates wurden die Organisationskosten in
der Höhe von rund S 90.000,- gefördert.
• NÖ Familiensonntag. Am 22. Juni
1997 fand der 12. NÖ Familiensonntag
statt, diesmal war die Stadtgemeinde
Horn der Gastgeber für diese Großver-
anstaltung des NÖ Familienreferates.
Hauptattraktion war „Müller's Zauberzir-
kus“, der mit den Horner Kindern drei
Tage lang für die große Galavorstellung
am Familiensonntag geprobt hatte. Pro-
fessionelle und unterhaltende Darbie-
tungen begeisterten die Besucher des

nen (NÖ Hilfswerk, NÖ Volkshilfe, Kath.
Familienverband St. Pölten und Caritas
St. Pölten) bisher Förderungsmittel von
S 25,156.000,- zur Verfügung gestellt.
(Zuschuß zum Pflegebeitrag, je nach Fa-
milieneinkommen bis zu S 4.000,- mo-
natlich.)
Derzeit werden in Niederösterreich rund
3.700 Kinder von Tagesmüttern betreut.
• Tagesbetreuungsförderung. Für die-
se Förderung wurden Förderungsmittel
in der Höhe von S 3,420.356,- zur Verfü-
gung gestellt. (Zuschuß zum Pflegebei-
trag, je nach Familieneinkommen bis zu
S 4.000,- monatlich). Insgesamt werden
in ganz Niederösterreich rund 800 Kin-
der in Tagesbetreuungseinrichtungen
(z. B. Kindergruppen) betreut.
• NÖ Hortförderung. Für diese Förde-
rung wurden Förderungsmittel in der
Höhe von S 491.730,52 zur Verfügung
gestellt. (Zuschuß zum Pflegebeitrag, je
nach Familieneinkommen bis zu
S 4.000,- monatlich).
• NÖ Kinderbetreuungsgesetz 1996.
Förderung der Tagesmütter-/väter-
Rechtsträger, der Tagesbetreuungsein-
richtungen wie auch der Hortbetreiber
durch Zuschüsse zum Personalaufwand
sowie zum Schulungs- und Ausbil-
dungsaufwand und zum Aufwand für
begleitende Kontrolle und Supervision
(S 310,- pro betreutem Kind und
Monat). Der Gesamtauszahlungsbetrag
betrug 1997 S 16,760.000,-.
• NÖ Familienhilfe. Seit 1. Jänner 1989
fördert das Land Niederösterreich auf
Grund des NÖ Familiengesetzes Fami-
lien durch einen Zuschuß. Die NÖ Fami-
lienhilfe wird Kindern von NÖ Familien
im Anschluß an den Karenzurlaub (bzw.
an die Teilzeitbeihilfe) bis zur Vollendung
des 3. Lebensjahres gewährt. Kinder,
deren Mütter kein Karenzurlaubsgeld
etc. beziehen, werden schon ab der Ge-
burt gefördert. Die Höhe der NÖ Fami-
lienhilfe ergibt sich auf Grund des ge-
wichteten Pro-Kopf-Einkommens der Fa-
milie. Die NÖ Familienhilfe wurde per
1. Jänner 1995 auf maximal S 3.500,-
monatlich angehoben, im Jahr 1997
konnten S 87,318.473,49 angewiesen
werden.
Da das Karenzgeld des Bundes für Kin-
der, die nach dem 1. 7. 1996 geboren
wurden, nur noch 18 Monate lang be-
zahlt wird, kann ab diesem Zeitpunkt,
also ein halbes Jahr früher, die NÖ Fami-
lienhilfe beantragt werden. Im Dezem-
ber 1997 wurden rund 7.000 Inhaberfa-
milien des NÖ Familienpasses darüber
mit einem Brief informiert.
• Förderung von Organisationen und
Privatinitiativen im Rahmen des NÖ
Familiengesetzes. An 45 Förderungs-
werber wurden S 1,754.450,- ausbe-
zahlt. So wurde z. B. die Arbeit der Inter-
essenvertretung der NÖ Familien unter-
stützt, Familienorganisationen, wissen-
schaftliche Familienarbeit (Österreichi-
sches Institut für Familienforschung, In-
stitut für Ehe und Familie), Elternbildung,

Job 2000

Mit diesem Projekt wird ein neuer Weg in
der Zusammenarbeit mit Betrieben be-
schritten. Zu üblichen Tarifen werden
vormals langzeitarbeitslose Arbeits-
kräfte an Firmen zur Arbeitsleistung
überlassen. Der Unterschied zu den ge-
werblichen Überlassern besteht in der
Weiterbeschäftigung der Dienstnehmer
für bis zu 12 Monaten auch während der
„Stehzeiten“. In dieser Zeit haben die
Dienstnehmer aber auch die Verpflich-
tung, an Fortbildungsveranstaltungen
teilzunehmen und somit ihre Chancen
auf die Wiedereingliederung in den Ar-
beitsmarkt zu erhöhen.

start up

Ähnlich Job 2000 geht es auch hier um
Arbeitskräfteüberlassung, allerdings
sind die Dienstnehmer Absolventen von
mittleren und höheren Schulen sowie
Jungakademiker. Für diese Personen
wird die Chance auf dem freien Arbeits-
markt allein dadurch erhöht, daß sie im
Verein Berufserfahrung sammeln kön-
nen.
Finanziert wird der Verein „Jugend und
Arbeit“ durch Mitteln des Arbeitnehmer-
förderungsfonds des Landes NÖ, der
Arbeitsmarktverwaltung, des Europä-
ischen Sozialfonds sowie Beiträge jener
Institutionen und Betriebe, an die die
Dienstnehmer überlassen werden.

Landesfamilienreferat

Bei der Vollziehung des NÖ Familienge-
setzes lagen im Jahre 1997 die Schwer-
punkte in folgenden Tätigkeitsberei-
chen:
• NÖ Familienpaß (mit Unfallversiche-
rung gegen Unfälle im Haushalt, Zu-
schuß für eine Begleitperson beim Spi-
talsaufenthalt eines Kindes, Initiativen
zur gemeinsamen Freizeitgestaltung
usw.) 62.652 Familien besitzen derzeit
den NÖ Familienpaß.
• NÖ Familienurlaubsaktion. An 583
NÖ Familien wurden Urlaubszuschüsse
mit einem Gesamtbetrag von
S 1,251.390,- angewiesen.
• Familienjournal Niederösterreich.
Die Zeitschrift des NÖ Familienreferates
erscheint vierteljährlich und informiert
Familienpaßinhaber und alle interessier-
ten Landesbürger über Familienförde-
rung, Initiativen und Familienpolitik in
Niederösterreich. Die Ausgaben haben
bereits eine Auflage von 70.000 Stück,
die unter anderem an alle Inhaber des
NÖ Familienpasses gehen, die aber
auch durch den Informationsfalter „Ser-
vice für unsere Familien“ anzufordern
sind.
• Aktion Tagesmütter Insgesamt wur-
den den durchführenden Organisatio-
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- 3.-5. Oktober 1997: „Bewußtsein ’97“
(Messe) - VAZ St. Pölten
- 17. Oktober 1997: Expertengespräch
„Familien- und Fertilitäts-Survey 1996“ -
Industrieviertelsaal, Landhaus
- 3. November 1997: Konferenz der be-
amteten Landesfamilienreferenten - St.
Pölten
- 7. November bis 3. Dez. 1997: „(K)ein
sicherer Ort - sex. Gewalt an Kindern“ -
Wiener Neustadt
- 12.-16. November 1997: Familien-
und Seniorenmesse - Krems
• NÖ Landesfamiliensingen 1997. In
Zusammenarbeit mit dem NÖ Bildungs-
und Heimatwerk fanden folgende Veran-
staltungen statt:
- 12. April 1997: Karlstetten
- 22. Juni 1997: Horn
- 22. August 1997: Traunstein
- 14. September 1997: Asparn a. d.
Zaya
- 19. Oktober 1997: Zillingdorf
- 26. Oktober 1997: Ybbs/Donau
• Landesstelle für Sektenfragen. Mit
1. Februar 1997 hat Frau Landeshaupt-
mann-Stv. Liese Prokop die Landesstelle
für Sektenfragen beim NÖ Familienrefe-
rat eingerichtet.
Die Mitarbeiter der Landesstelle für Sek-
tenfragen stehen gemeinsam mit exter-
nen Sektenexperten als Kontaktadresse
für Anfragen zur Verfügung.
Das Land Niederösterreich leistet über
die Sektenstelle Aufklärungsarbeiten in
den Bezirken und Gemeinden.
- Information und Dokumentation zu
verschiedenen Gruppen und Organisa-
tionen;
- Vermittlung von Referenten für Aufklä-
rungs- und Fortbildungsveranstaltun-
gen;
- Bestandsaufnahme der in Nieder-
österreich existierenden Sekten und
sonstigen Gruppierungen;
- Abhalten von Vorträgen;
- Beratung und Information von Behör-
den und Privatpersonen (nach telefoni-
scher Terminvereinbarung);
- Informationsaustausch über Internet
und e-mail;
- Zusammenarbeit mit Sektenberatun-
gen anderer Länder, des Bundes und
kirchlicher Einrichtungen.
Im Jahr 1997 erledigte die Landesstelle
350 telefonische Anfragen, davon 180 Te-
lefonate betreffend Esoterik, der Rest be-
trifft vor allem Sahaja Yoga, Sri Chinmoy,
Scientology, Satanismus, Humana, etc.
Die Homepage der Sektenstelle ist unter
http://www.sektenstelle.at erreichbar.
• Spiellandschaft Niederösterreich.
Die im Jahr 1995 ins Leben gerufenen
Aktion „Spiellandschaft Niederöster-
reich“ wurde auch 1997 erfolgreich fort-
gesetzt. Vier Seminare zu den Themen
„Kinderbeteiligung“, „Spielraumgestal-
tung“ und „Belebung von Spiel-T-Räu-
men" vermittelten konkrete Methoden an
interessierte Erwachsene, die in ihrer
Gemeinde etwas für und mit Kindern tun
möchten.

Bereits zum dritten Mal wurde der Wett-
bewerb „Spiel-T-Räume“ durchgeführt.
Auch diesmal beteiligten sich wieder
viele Gemeinden an diesem Wettbe-
werb. Als Sieger gingen die Gemeinden
Alland, Poisbrunn und Stranzendorf her-
vor. Die Siegergemeinden wurden heuer
in Zistersdorf prämiert.
„Spiel-T-Räume - Freiräume für Kinder“
ist der Titel der neuen Zeitschrift, die von
der Spiellandschaft NÖ veröffentlicht
wird. Sie erscheint vierteljährlich und
bietet eine Plattform der Vernetzung und
Information unter Spielrauminitiativen in
Niederösterreich und über Landesgren-
zen hinaus.
• Schüler-Unfallversicherung.
Auch im Schuljahr 1997/98 bot die Nie-
derösterreichische Versicherung in Zu-
sammenarbeit mit dem Land Nieder-
österreich wieder die kostengünstige
Schüler-Unfallversicherung an. Neu ist,
daß die Versicherung auch für Kinder-
gartenkinder und Kinder, die zu Hause
betreut werden, möglich ist. Bisher lang-
ten rd. 61.000 Ansuchen bei der Versi-
cherung ein. Ab dem dritten Kind über-
nimmt das NÖ Familienreferat die Prämi-
enzahlung.
• Förderung von Kinderbetreuungs-
einrichtungen. Aus den Bundesmitteln
zur Förderung von Kinderbetreuungs-
einrichtungen wurden Niederösterreich
16,46%, das sind 98,760.000,- bereitge-
stellt. Für die Vergabe hat der Bund
Richtlinien beschlossen. Der Bundeszu-
schuß erfolgt maximal in jener Höhe, in
der das Land oder die Gemeinde die
jeweiligen Projekte fördern. Die Admini-
stration seitens des Landes erfolgte
über das NÖ Familienreferat.
Am 25. Februar 1997 erfolgte die Be-
schlußfassung der NÖ Landesregierung
für den 1. Sammelantrag an den Bund,
der am 3. Oktober von einer Bundes-
kommission behandelt wurde.
Dabei wurden von beantragten
94,000.000,- Förderungsmittel in der
Höhe von S 72.497.789,- bewilligt (und
zwar für Kindergartenausbau 50 Mio.,
für Integrationsprojekte 20 Mio., für Aus-
und Fortbildung von Tagesmüttern an
die Caritas S 974.000,-, an den Kath.
Familienverband S 314.800,-, an die
Volkshilfe S 311.700,-, weiters für die
Ausbildung von Kindergruppen-Be-
treuerinnen an die Volkshilfe S 423.800,-
und an den Landesverband der Kinder-
gruppen S 318.900,-). Telefonisch wur-
den ein Nachtrag für das NÖ Hilfswerk
(Aus- und Fortbildung von Tagesmütter)
in der Höhe von S 13,811.400,- ange-
kündigt.
Somit verblieben für den 2. Sammelantrag
der Landesregierung S 12.450.811,-.
Dieser Antrag wurde am 9. 12. 1997 von
der Landesregierung beschlossen und
teilt sich auf 36 Gruppen bzw. Institutionen
auf. Dabei wurden S 16,236.050,- bean-
tragt (weil erfahrungsgemäß einzelne Po-
sten gekürzt werden und kein Geld verfal-
len soll).

Familiensonntages im großen Zirkuszelt,
das bis auf den letzten Stehplatz gefüllt
war. Die Veranstaltung wurde von rd.
4.000 Besuchern besucht.
• Veranstaltungen. Im Rahmen der
Elternbildung organisierte das NÖ Fa-
milienreferat Informationsveranstaltun-
gen für Eltern zu Themen wie Drogen-
prävention und Sektengefahr. Bei vielen
Großveranstaltungen und Messen be-
treute das Familienreferat Informations-
stände.
• „Sucht und Sehnsucht“
- 14. Februar 1997: Wiener Neustadt -
Bildungshaus St. Bernhard
- 21. Februar 1997: Zwettl - Bildungs-
haus Stift Zwettl
- 28. Februar 1997: Seitenstetten - Stift
Seitenstetten
- 7. März 1997: St. Pölten - Bildungs-
haus St. Hippolyt
- 3. April 1997: Hadres
- 4. April 1997: Wieselburg
- 16. April 1997: Perschling
- 25. April 1997: St. Veit/G.
- 14. Mai 1997: Baden
- 2. Juni 1997: St. Andrä-Wördern
- 18. Juni 1997: Angern/March
- 24. Juni 1997: Kottingbrunn
- 23. September 1997: Michelhausen
- 29. September 1997: Wullersdorf
- 24. Oktober 1997: Erlauf
- 29. Oktober 1997: Maissau
- 4. November 1997: Gemeinlebarn
(bei Traismauer)
• „Sekten - Wissen schützt!“
- 21. März 1997: Loosdorf
- 6. Juni 1997: Pernegg
- 16. Juni 1997: St. Andrä-Wördern
- 27. Juni 1997: Schweiggers
- 30. Oktober 1997: Perschling
- 6. November 1997: Prinzersdorf
- 14. November 1997: Ravelsbach
- 20. November 1997: St. Pölten
- 27. November 1997: Pöggstall
• „Diverse Infostände“
- 4. März 1997: Enquete „Versorgungs-
ausgleich“ - Wien, Marmorsaal
- 17.-20. April 1997: „Wisa 97" (Messe)
- St. Pölten
- 4. Mai 1997: Familienfest in Eggen-
burg
- 17. Mai 1997: NÖ Spiellandschaft -
Hollabrunn
- 29. Mai bis 1. Juni 1997: „Bioem“
(Messe) - Groß Schönau
- 5. Juni 1997: Info-Veranstaltung „Ich
war ein Abtreibungsarzt . . . "  - St. Pölten
- 5.-8. Juni 1997: Sozial- und Gesund-
heitsmesse - Krems (Österreichhaile)
- 10. Juni 1997: Enquete „Sekten -e ine
Gefahr?“ - Wien
- 22. Juni 1997: NÖ Familiensonntag -
Horn
- 13.-17. August 1997: Hollabrunner
Weinlandmesse - Hollabrunn
- 22.-24. August 1997 und 29.-31. Au-
gust 1997: „NÖ Kinder-Sommerspiele“
Herzogenburg
- 1. Okt. bis 2. November 1997: „(K)ein
sicherer Ort-sex. Gewalt an Kindern“ -
Amstetten
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• Familienpressespiegel. Alle 2 Mo-
nate erscheint ein nach Stichworten ge-
ordneter Pressespiegel, der familienrele-
vante Artikel aus verschiedenen Tages-
und Fachzeitungen enthält.
Dieser ergeht an Gemeindefamilienrefe-
renten, Mandatare und an Familienthe-
men Interessierte.

mentation, Pressespiegei, Nachberei-
tung. Der erste Wettbewerb, an dem
sich 69 Betriebe aus NÖ beteiligt haben,
war ein großer Erfolg.
• Familiensonntag in Horn. Neben
einem Informationsstand wurden Kin-
dern Vorlagen zum Lösen von Rätseln
und Knobelaufgaben geboten.
• Aktion: Familienfreundlicher Gast-
wirt. Erfolgreiche Tischset-Aktion. An-
sprechende, bunte Tischvorlagen mit
Rätsel- und Knobelaufgaben für Kinder
werden den Gastwirten kostenlos zur
Verfügung gestellt. Mit dieser Aktion sol-
len Gastwirte in Niederösterreich zu Kin-
der- und Familienfreundlichkeit motiviert,
familienfreundliche Gastwirte ermittelt
und prämiert werden. Ein Abschnitt der
Tischvorlage dient der Teilnahme am
Gewinnspiel und Bewertung der Fami-
lienfreundlichkeit des Gastwirtes. Es
wurden über 1000 Gewinnkarten (Ab-
schnitt des Tischsets) eingesandt.
• Medienarbeitskreis „Kinder + Fern-
sehen“. Ein auf Wunsch von Eltern ein-
gerichtetes Informations- und Diskus-
sionsforum, dem neben Elternvertretern,
Pädagoginnen und Vertretern aus Fami-
lienorganisationen auch Medienverant-
wortliche angehören. Ziele: Wirkung und
Einwirkung des Fernsehens auf die Fa-
milie, Sendungsanalysen, Erarbeiten
von Qualitätskriterien für Kindersendun-
gen, Erstellung von Orientierungshilfen
für Eltern, Förderung der Medienkompe-
tenz, Initiierung von Medienprojekten in
Schulen u. a.
Aufgrund des Vorfalls in Zöbern galt und
gilt dem Thema Gewalt ein spezielles In-
teresse. Neben der Auseinandersetzung
mit Gewalt wurde ein Grundsatzpapier
für Eltern, Pädagoginnen und Me-
dien/Programmverantwortliche, Politike-
rinnen „Gesichtspunkte zur Gewaltprä-
vention“ und eine Presseaussendung
„Gewalt in Medien - Gewalt durch Me-
dien? Verantwortungsvolle Medienpolitik
und Medienerziehung als Gewaltprä-
vention“ erstellt sowie die Hauptthesen
einer Studie zusammengestellt „Wie Kin-
der mit Gewaltdarstellungen in Nach-
richten umgehen".
Produkte des Medienarbeitskreises:
- Eltern TV-Ratgeber. Wöchentlich „Tips
for kids“ in der NÖN. Beschreibung von
Kindersendungen und Kindervideos.
Eine Orientierungshilfe für Eltern.
- Eine Liste mit empfehlenswerten Vi-
deos für 3 bis 10jährige wird ständig er-
weitert.
- Sendungsanalysen von Eigenproduk-
tionen bzw Auftragsproduktionen für das
Kinderfernsehen des ORF nach folgen-
den Punkten: Kurzcharakteristik, Plus,
Minus, Gesamtbewertung.
- „Medienführerschein“ - Mitarbeit am
Konzept und Bewerbung des Ausbil-
dungslehrganges für Medienpädago-
ginnen, um Multiplikatorlnnen und Refe-
rentinnen auszubilden, Zusammenarbeit
mit „Lobby für Kinder“ und „Initiative
gegen Gewalt am Bildschirm“.

Insgesamt langten für den 2. Sammelan-
trag 53 Ansuchen beim Familienreferat
ein. 17 Anträge mußten ausgeschieden
werden, da sie - auch nach Verbesse-
rungsaufträgen - nicht den Richtlinien
des Bundes entsprochen haben.
Durch die Förderung werden rund 8.500
neue Kinderbetreuungsplätze in Nieder-
österreich geschaffen sowie in 208 Kin-
dergartengruppen Integrationsaktivitä-
ten gefördert.
• NÖ Familienreferat im Internet. Seit
15. Mai 1997, dem Internationalen Tag
der Familie, ist das NÖ Familienreferat mit
einer umfangreichen Homepage im Inter-
net vertreten. Die Seiten informieren über
unsere Förderungen (alle Richtlinien, alle
Antragsformulare zum Download), un-
sere Aktivitäten (Presseaussendungen,
Elternschule, Vorträge etc.), die rechtli-
chen Grundlagen unserer Arbeit und
über unsere Mitarbeiter und Partner. Auf
allen Seiten kann man über email direkt
mit dem Bearbeiterin Kontakt treten.
Die Adresse unserer Homepage lautet:
http://www.noel.gv.at/service/f/f3/index.html,
die email-Adresse lautet: familienreferat
@noel.gv.at.
• Reihe „Blickpunkt“. Im Jahr 1997 er-
schienen zwei Kartonschieber der
neuen Reihe „Blickpunkt“, und zwar der
„Blickpunkt Sekten“ mit Informationen
über Gruppen, die uns gefährlich wer-
den können, und der Blickpunkt „Dro-
gen“, der Informationen über die ver-
schiedensten Suchtmitteln liefert.

Landesbeirat für
Jugend- und
Familienpolitik

1997 wurde eine Sitzung des Landes-
beirates für Jugend- und Familienpolitik
sowie zur Wahrung der Interessen der
älteren Generation abgehalten, in der
über die NÖ Sektenstelle, den NÖ Lehr-
lingsgipfel sowie über Förderungen in
der EU beraten wurde.

Auslandsösterreicher-
Referat

Im Sommer 1997 konnten sich Aus-
landsösterreicher an insgesamt 11 ver-
schiedenen Aktionen beteiligen: Zigeu-
nerlager Langau, Familiensingen Ho-
henlehen, Wassersportwochen in Wall-
see, Reitwochen Weistrach, Computer +
Tenniscamp Annaberg, Intensivsprach-
kurs in Großpertholz, Sprachkurs im
Schloß Haindorf, Ferien in niederöster-
reichischen Privatfamilien, Ferialjobs in
NÖ Wirtschaftsbetrieben.
Das AÖ-Jugendtreffen und das VIP-Aus-
landsösterreicher-Treffen wurden vom
AÖ-Referat direkt veranstaltet.
Das Thema des AÖ-Jugendtreffens war:
„Umwelt und Kultur ist Umweltkultur“. 30
AÖ-Jugendliche aus 17 Ländern be-
sichtigten eine Reihe von Umweltprojek-
ten in Wald- und Weinviertel.
Das VIP-AuslandsNiederösterreicher-
Treffen fand nach Baden und Tulbinger-
kogel in St. Pölten statt. In den Arbeits-
gruppen Wirtschaft, Kunst und Kultur,
Jugend und Erziehung, Tourismus wur-
den Möglichkeiten der Zusammenarbeit
mit niederösterreichischen Fachleuten
aus den gleichen Bereichen erarbeitet
und am dritten Tag des Treffens direkt mit
den Niederösterreichern besprochen.
Die verschiedenen AÖ-Gruppen waren
zu Gast bei Landeshauptmann Dr. Pröll,
Landtagspräsident Mag. Romeder, und
Landesrat Blochberger kam zu einem
Umweltgespräch mit den Jugendlichen
auf die Kaiserkogelalm.
Insgesamt kamen 138 Auslandsösterrei-
cher nach Niederösterreich, aus 36 Län-
dern in 4 Kontinenten, darunter China,
Singapur, Thailand, Philippinen, Indone-
sien, Indien, Israel, Vereinigte Arabische
Emirate, Türkei. Ägypten, Namibia, USA,
Kanada, Guatemala . . . und diversen
europäischen Staaten.

„Interessenvertretung
der NÖ Familien (IV)“

Niederösterreich ist nach wie vor das
einzige Bundesland mit einer im Gesetz
verankerten Interessenvertretung für Fa-
milien. Die Interessenvertretung der NÖ
Familien (IV) - ein Zusammenschluß der
drei größten Familienorganisationen: Ka-
tholischer Familienverband, NÖ Fami-
lienbund und Kinderfreunde NÖ - vertritt
Familienanliegen auf Landes- und Bun-
desebene - wirtschaftlich, rechtlich, so-
zial und ideell. Hauptziele sind, für die
Anliegen der Familien einzutreten, die
Familien in der Erfüllung ihrer Aufgaben
zu unterstützen, den NÖ Familien Le-
bensqualität zu sichern und ein familien-
freundliches Klima zu fördern.
• TATEN statt WORTE. Organisation
des erstmals in Niederösterreich durch-
geführten Wettbewerbs „Frauen- und fa-
milienfreundlichste Betriebe in Nieder-
österreich“: Konzepterstellung, Schwer-
punktsetzung, Sponsoring, Erstellung
eines Fragebogens, Entwurf der Werbe-
linie und der Werbeträger, Werbekam-
pagne, Pressekonferenz, permanente
Öffentlichkeitsarbeit, Motivation und Ak-
quisition von Betrieben zur Teilnahme,
Auswertung der Fragebogen, Betriebs-
besuche, Jurysitzung, Endauswahl der
Siegerbetriebe, Preisverleihung, Doku-
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Frauenpolitischen Föderationsplattfor-
men stellen einen wichtigen Beitrag zur
überregionalen Zusammenarbeit mit
den Frauenreferaten der anderen Bun-
desländer, dem Bund bzw. der politi-
schen Ebene dar.
Nicht zuletzt tragen viele Frauen in
schwierigen Situationen ihre Probleme
an uns heran. Wir versuchen zu helfen
soweit es geht. Jedenfalls zeigt uns ge-
rade diese Tätigkeit, wie Frauen auch
heute noch behandelt werden und was
sie alles hinnehmen müssen.

Berndorf, Neunkirchen, Wiener Neu-
stadt, Mistelbach und Zwettl. Angeboten
wurden Gründerinnentage, Workshops,
individuelle Beratung und Nachbetreu-
ung. Wichtige Effekte sind der Abbau
von Arbeitslosigkeit und die Schaffung
neuer Arbeitsplätze und die Förderung
von Eigeninitiative und Selbsthilfe und
eigenverantwortliches Handeln.
Zwei weitere arbeitsmarktpolitische Pro-
jekte für Frauen in diesem Jahr waren das
Kindergärtnerinnen-Wiedereinstiegspro
jekt und Telefit. Beide wurden aus Mitteln
des Arbeitnehmerförderungsfonds, des
Arbeitsmarktservice NÖ und dem Euro-
päischen Sozialfonds gefördert.
Das Wiedereinstiegsprojekt für Kinder-
gärtnerinnen wurde zum zweitenmal
durchgeführt. Es soll den arbeitssu-
chenden Kindergärtnerinnen nach einer
familienbedingten Berufsunterbrechung
den Wiedereinstieg ins Berufsleben er-
leichtern. Geboten wird praxisbeglei-
tende Weiterbildung und das Erarbeiten
pädagogischer und systembezogener
Veränderungen.
Bei Telefit ist es Ziel, Telearbeitsplätze in
Kooperation mit Unternehmen, Organi-
sationen, Vereinen oder Institutionen öf-
fentlichen Rechts zu schaffen. Die Aus-
bildung beinhaltet neben dem rein fach-
lichen Aspekt auch eine Schulung der
sozialen und kommunikativen Fähigkei-
ten.
Erfolgreich fortgesetzt wurden auch die
Online-Kurse für Frauen, die gemeinsam
mit der Wirtschaftskammer NÖ durchge-
führt werden. Es wurden insgesamt 10
Kurse angeboten.
Die Chancengleichheit auf dem Arbeits-
markt ist ein zentrales Thema im Frauen-
referat. Darum haben wir uns auch für die
Schaffung eines NÖ Gleichbehandlungs-
gesetzes eingesetzt bzw. an der Textge-
staltung mitgewirkt. Dieses Gesetz ist am
12. Juli 1997 in Kraft getreten. Es gilt für
den Landes- und Gemeindedienst.
Die Kinderferienbetreuung für Kinder
von NÖ Landesbediensteten wurde
heuer zum ersten Mal in St. Pölten abge-
halten. Es konnte auch unter den neuen
Bedingungen ein interessantes Pro-
gramm zusammengestellt werden. Ei-
nige Highlights: Ausflug in die Wachau
mit Donauschiffahrt, Besuch eines Tier-
parks, Waldjugendspiele, Rätselralley
durch St. Pölten etc.
Die referatseigene Bibliothek wurde be-
sonders häufig von Schülerinnen und
Pädagoginnen in Anspruch genommen.
Es wurden auch viele Subventionsansu-
chen an uns gerichtet. So förderten wir
wieder die 7 Frauenberatungsstellen in
Niederösterreich.
Wir förderten auch Veranstaltungen mit
einem frauenspezifischen Schwerpunkt.
Bei der Aktion „Kinderferienbetreuung“
gab es eine finanzielle Unterstützung für
Personen, die eine solche Betreuung in
den Ferien organisiert haben.
Die Landesfrauenreferentinnen-Konfe-
renz, die heuer in Wien stattfand und die

Jugendlichen aus Albanien konnte ein
Aufenthalt in einer Privatfamilie angebo-
ten werden, und aus Namibia konnte
eine Studentin im Landwirtschaftlichen
Forschungszentrum weiterführende Stu-
dien betreiben.
500 Kulturpakete mit deutschsprachi-
gem Lesestoff wurden an AÖ-Kinder
und Jugendliche in aller Welt verschickt.
Gefördert wurde der „Fonds zur Unter-
stützung österreichischer Staatsbürger
im Ausland“ und das Auslandsösterrei-
cher-Werk in der jeweiligen Höhe des
Bundesländer-Anteils.
In arbeitsintensiver Überzeugungsarbeit
konnten Sponsoren für die Unterstüt-
zung der Auslandsösterreicher-Aktionen
gewonnen werden.
Die Reaktionen in der Presse waren be-
achtlich und schlugen sich in zahlrei-
chen Artikeln und Berichterstattungen
nieder.

3

Landesjugendreferat

Das Jugendreferat wurde 1947 als Ser-
vice- und Förderungsstelle für die außer-
schulischen Belange und die Förderun-
gen nach dem NÖ Jugendgesetz ge-
gründet. Das Jugendreferat versteht
sich in erster Linie als Förderungs-, Ko-
ordinations-, Grundlagenforschungs-
und Entwicklungsstelle für neue Ideen in
der Jugendarbeit.
Der direkte Kontakt des Jugendreferates
zu den Multiplikatoren in den einzelnen
Gemeinden in Niederösterreich (Gemein-
dejugendreferenten, Obmänner von loka-
len Jugendorganisationen) ist in den ver-
gangenen Jahren ein immer wesentliche-
rer Faktor der Jugendarbeit geworden.
1988 wurde als weitere Maßnahme dazu
in Laa/Thaya die Außenstelle des Ju-
gendreferates eröffnet. Dieses Wein-
viertler Jugendservice hat nicht nur ver-
schiedene Jugendgruppen, Gemeinde-
jugendreferenten und Gemeinden hin-
sichtlich konkreter Förderungsprojekte
informiert und beraten, sondern ist zu
einem fixen Bestandteil der Jugendar-
beit im Weinviertel geworden.

Landesfrauenreferat

Die Tätigkeiten des Landes-Frauenrefe-
rates umfaßte 1997 folgendes Spektrum:
An eigenen Veranstaltungen standen
das Symposium „Frauen im Fokus -
mehr Weiblichkeit an den technischen
Fachhochschulen“ in Wiener Neustadt
und die 2tägige Veranstaltung „Stress
lass nach“ - Frauen in einer männlich
dominierten Berufswelt, im Kongreßzen-
trum Baden im Vordergrund. In beiden
Fällen gab es Vorträge von Fachleuten
und Workshops.
In den verschiedenen Städten der nie-
derösterreichischen Viertel wurden die
Informationsveranstaltungen zum
Thema „Klimakterium - Wechseljahre“
fortgesetzt. Eine Psychotherapeutin und
der leitende Gynäkologe des Kranken-
hauses hielten die Fachreferate. Das In-
teresse der Teilnehmerinnen war über-
wältigend.
Das Frauenreferat war auch Mitveran-
stalter der 1. internationalen Bodensee-
Dreiländer-Frauenkonferenz in Konstanz
im April 1997. Sie stand unter dem Motto
„Vernetzen - Verbinden - Verbünden“.
Es nahmen daran ca. 150 Expertinnen
aus der Schweiz, Deutschland und
Österreich teil. Der inhaltliche Fokus war
auf den Arbeitsmarkt gerichtet. Es wur-
den gemeinsame Strategien erarbeitet
bzw. andiskutiert.
Gemeinsam mit der NÖ Landjugend
wurden Persönlichkeitsbildungssemina-
re veranstaltet, die sich speziell an junge
Frauen in ländlichen Regionen richten.
• EU-Förderung. Im sogenannten ein-
heitlichen Dokument für die Programm-
planung sind auch Maßnahmen für
Frauen in den Zielgebieten 2 und 5b
verankert. Um die Lage in diesen Gebie-
ten zu verbessern, wurde heuer gemein-
sam mit dem AMS NÖ ein Pilotprojekt zu
einem Existenzgründerinnen-Programm
durchgeführt, und zwar an 5 Standorten:

Kommunale Jugendarbeit

Eine Veranstaltungsreihe auf verschie-
denen Ebenen hat dieses Jahr den Be-
reich der Kommunalen Jugendarbeit er-
weitert.
Es fanden Bezirkstreffen (10 Bezirke)
der Gemeindejugendreferenten sowie 4
Landesviertelskonferenzen (Mödling,
Ernstbrunn, Zwettl, Schallaburg) und
der 3. Jugendkommunalkongreß in Tulln
statt.
Die durchwegs gut besuchten Veran-
staltungen verbreitern die Basis der In-
formation über das Thema kommunale
Jugendarbeit.

Kommunaler Jugendkongreß

Zum Thema „Jugendarbeit in der Ge-
meinde“ hat am 8. 11. 1997 ein Kongreß
im Stadtsaal von Krems stattgefunden.
Namhafte Referenten aus Deutschland
und Österreich, aus Forschung und
Wirtschaft haben Referate gehalten.
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Volkslieder und Volkstänze werden bei
diesen Seminaren behandelt.
Etwa 200 Chorleiter, die ihrerseits wieder
für je 30 bis 50 junge Chorsänger/innen
verantwortlich sind, nehmen pro Jahr an
den Seminaren teil. Dadurch vervielfa-
chen sich die positiven Effekte der Aus-
bildungsarbeit.
Diese langjährige, konsequente päd-
agogische Arbeit hat dazu geführt, daß
NÖ Jugendchöre immer wieder Spitzen-
plätze beim Österreichischen Jugend-
singen erreichen. Die Chorleiter selbst
haben mittlerweile ein hohes gesangli-
ches Niveau erreicht.
Aus diesen Aktivitäten entstand die
Idee, gelegentlich große Festkonzerte
zu veranstalten, bei denen die zahlrei-
chen Chorleiter/innen ihr Können der Öf-
fentlichkeit präsentieren.
Am 16. November 1997 fand im Golde-
nen Saal des Wiener Musikvereines ein
eindrucksvolles Chorkonzert der NÖ
Chorleiter statt. Es wurde im „Goldenen
Saal“ des Musikvereines „Ein deutsches
Requiem“ von Johannes Brahms gemein-
sam mit dem Wiener Madrigalchor, dem
Wiener Oratoriumsorchester, lldiko Rai-
mondi (Sopran) sowie Georg Tichy (Bari-
ton) aufgeführt. Dirigent und künstleri-
scher Leiter war wieder Prof. Xaver Meyer.
Für 1998 haben die Vorbereitungen für
das „Jugendsingen 1998“ begonnen.
Vorbesprechungen mit dem Päd. Insti-
tut, den Bezirksverantwortlichen, den
Referenten sowie mit einzelnen Juroren
wurden abgehalten. Auch wurden Infor-
mationsschreiben an Musikerzieherin-
nen, Chorleiterinnen und außerschuli-
sche Chöre weitergeleitet.

Volkskultur
Die Pflege und Weitergabe von Volkskul-
tur, Brauchtum und traditionellem Frei-
zeitgut ist ebenfalls ein wichtiger Teil der
kulturellen Jugendarbeit. Durch aktive
Pflege der Volkskultur kann die Weiter-
gabe von traditionellen Lebensformen
gesichert werden.
Darunter versteht man unter anderem:
Volkstänzen, Volksliedersingen, Volks-
musik in verschiedenen Besetzungen,
Laienspiele, Musikantenstammtische,
Mundartaufführungen, Trachtentragen,
also alle Aktivitäten, die der Pflege und
Erhaltung typisch niederösterreichi-
schen Brauchtums gewidmet sind.

Vo l ksku l t u re l l e  We i t e rb i l dungs -
ve rans ta l t ungen  1997

- Seminar für Tänze, Spiele und Lieder
für das Pflichtschulalter vom 19. bis
20. 4. 1997 in Tullnerbach.
- Seminar für Gesellige Tänze aus allen
Bundesländern - Zielgruppe: Anfänger
und Tanzleiter - Tänze lehren lernen
vom 24. bis 25. 5. 1997.
- Seminar für Tänze, Lieder mit Kindern
und Jugendlichen vom 11. bis 12. 10.
1997 in St. Pölten.

- Rhetorik und Verhaltenstechnik I: vom
26. bis 28. 9. 1997 in Böheimkirchen
- Konfliktmanagement: vom 3. bis
5. 10. 1997 in Neuhofen/Ybbs
- Teamwork-und-Aufgabenteilung „Ein
Fall für Alle“: vom 17. bis 19. 10. 1997 in
Böheimkirchen
- Trendseminar: vom 7.11. bis 8. 11.
1997 in Laaben
- Internet für Non-Profit-Organisationen:
vom 21. bis 22. 11. 1997 in Böheimkir-
chen
- Werbung IV: Jugendzeitungsseminar
„Gestaltung am Computer“: vom 5. bis
6. 12. 1997 in Hollabrunn

Schülerzeitungswettbewerb
1997 wurde bereits der 7. Schülerzei-
tungswettbewerb in Zusammenarbeit
mit NÖN, dem Raiffeisen-Jugendclub
und der ÖKISTA durchgeführt.
An dem landesweiten Wettbewerb betei-
ligten sich 35 Schülerzeitungsteams.
Die Preisverleihung wurde am 21. April
1997 in Wien durchgeführt.

Jugendorganisationen
1997 haben die Untergruppierungen
des Landesbeirates für Jugend und Fa-
milienpolitik sowie zur Wahrung der In-
teressen der älteren Generation entspre-
chend ihrer Geschäftsordnung 4 Sitzun-
gen und eine außerordentliche Sitzung
abgehalten, Beratungen geführt und An-
träge beschlossen.

Jungbürgerfeiern
1997 wurden 54 Jungbürgerfeiern mit
ca. 4.500 Teilnehmern durchgeführt.
Das Landesjugendreferat beteiligte sich
an der Durchführung, Mitgestaltung und
Mitfinanzierung.
Heuer wurden 32 Jungbürgerfeiern in
der Höhe von S 158.318,58,- gefördert.

Jugendredewettbewerb
Der Jugendredewettbewerb1997 wurde
in 6 Gruppen (Höhere Schulen, Mittlere
Schulen, Berufsschulen und Werktätige
Jugend, Polytechnische Lehrgänge,
Landjugend und Bundesheer) durchge-
führt und brachte ausgezeichnete Lei-
stungen.
Monatelang wurden von Schulen, Ju-
gendorganisationen usw. Orts- und Be-
reichsbewerbe in festlichem Rahmen
veranstaltet.
Der Bundesredewettbewerb wurde im
Juni 1997 im Burgenland abgehalten.

Chorleiter-Seminare
Dabei treffen einander die Jugendchor-
leiter Niederösterreichs, um sich in
Chorleitung und Stimmbildung weiter zu
verbessern und um alte und neue Chor-
literatur zu erarbeiten. Auch traditionelle
und moderne Tänze für junge Leute,

Jugendfreundlichste Gemeinde

Der Bewerb Jugendfreundliche Ge-
meinde verzeichnete 1997 die Rekord-
teilnehmerzahl von 160.
Folgende Neuerungen sind 1997 beim
Bewerb Jugendfreundlichste Gemeinde
eingetreten:
- neuer Name: Jugendfreundliche Ge-
meinde;
- neues Briefpapier, eigenes Logo;
- neue Kategorieeinteilung: Kategorie A
für Neueinsteiger, Kategorie B für Vier-
telssieger, Kategorie C für Modellge-
meinde;
- verstärkte Bewerbung des Bewerbes.
Die Preisverleihung fand am 25. 11.
1997 erstmals im neuen Landhaus in
St. Pölten statt.

Gemeindejugendreferenten -
Jugendleiterausbildung

Die Einführung der Gemeindejugendre-
ferenten in Niederösterreich, die als Bin-
deglied zwischen den Jugendlichen
und Jugendvertretern der Gemeinden
zu den Gemeinden sowie in weiterer
Folge zum Landesjugendreferat fungie-
ren, hat sich als richtig erwiesen. Mehr
als 520 Gemeindejugendreferenten
gehen dieser Aufgabe landesweit nach.
Als Unterstützung für ihre Tätigkeit bietet
das Landesjugendreferat Seminare zu
verschiedenen Themenbereichen an,
ebenso spezifische Seminare, in denen
Jugendaktivitäten vorgestellt und disku-
tiert werden und auch Seminare zur per-
sönlichen Weiterbildung. Die periodisch
erscheinende Gemeindejugendreferen-
tenzeitung ergänzt das Informationsan-
gebot des Jugendreferates für Gemein-
dejugendreferenten.
Folgende Seminare wurden durchge-
führt:
- Rhetorik und Verhaltenstechnik I: vom
21. bis 23. 2. 1997 in Laaben
- Öffentlichkeitsarbeit für Non-Profits im
regionalen Bereich: vom 28. 2. bis 1. 3.
1997 in Maissau
- Teamwork und Aufgabenteilung: vom
14. bis 16. 3. 1997 in Laaben
- Rhetorik II: vom 11. bis 13. 4. 1997 in
Laaben
- Der Jugendtreff der Zukunft: vom 11.
bis 13. 4. 1997 in Laaben
- Werbung I - Einführung in die Grund-
lagen der Werbung: vom 18. bis 19. 4.
1997 in Böheimkirchen
- Subvention - Anträge erfolgreich stel-
len: am 26. 4. 1997 Langenlois
- Marketing I für Non-Profit Organisatio-
nen: vom 23. bis 24. 5. 1997 im Schloß
Haindorf
- Werbung II - Werbegestaltung am
Computer: vom 6. bis 7. 6. 1997 in
Hollabrunn
- Schülerzeitungsseminar 27. bis
28. Oktober 1997 für Schüler und Ju-
gendzeitungsredakteure
- Werbung III: am 11. 9. 1997 in Wien
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- Ungarn/Zala vom 2. bis 9. August
1997

- Europäisches Jugendleitercamp in
Krems/D. vom 28. Juni bis 5. Juli
1997

- Ägyptische Delegation in Nieder-
österreich vom 7. bis 15. September
1997

- Frankreich/Bordeaux vom 21. bis 28.
September 1997

- EU-Enquete vom 24. bis 27. Novem-
ber 1997

Im Rahmen eines Informationsbesuchs
der NÖ Partnerorganisationen auf dem
Gebiet der internationalen Jugendarbeit
wurde für die Teilnehmer aus Nieder-
österreich, Ungarn, Polen, der Slowakei
und der Tschechischen Republik eine
EU-Enquete mit Referenten vom Europa-
zentrum, von Eurodesk und vom Sokra-
tes-Büro in Melk organisiert.
Der Schwerpunkt lag dabei besonders
in den aktuellen EU-Förderungsmöglich-
keiten für bilaterale und multilaterale Ju-
gendaustauschprogramme.

Kulturelle Jugendarbeit

Das Landesjugendreferat Niederöster-
reich veranstaltet gemeinsam mit dem
Landesverband Niederösterreich für
Schulspiel, Jugendspiel und Amateur-
theater nachstehende Jugendtheaterse-
minare 1997:

ARGE Jugend thea te r

Sitzungen: Die ARGE Jugendtheater hat
1997 3 Sitzungen zur Vorbesprechung
der nachstehenden Veranstaltungen ge-
halten.
• Spielbegegnungen/Festivals
- 27. 3. 1997 - Welttheatertag
- 25. 4. 1997 - Finale des 1. NÖ Ju-
gendtheaterwettbewerbes „Kabarett" im
Festsaal Langenzersdorf
- 22. 5. 1997 - Theater mit Partnern -
Internationales Jugendtheaterfestival im
Stadttheater St. Pölten
- 24. 5. 1997 - 14. NÖ Kindertheatertag
im Stadtsaal Tulln
- 21. bis 22. 6. 1997 - Theater total, NÖ
Theaternacht in Guntersdorf bei Holla-
brunn, Theater im Stadl
- 4. bis 7. 9. 1997 - Theater grenzenlos
- internationales Theaterfestival in Waid-
hofen/Thaya
- 16. bis 19. 10. 1997 - 19. Internatio-
nale NÖ Jugendtheatertage in Heiden-
reichstein mit Gruppen aus Niederöster-
reich
- 14. bis 16. 11. 1997 - Musical live im
Bildungshaus St. Hippolyt

3. bis 7. Februar 1997 in St. Peter/Au
statt.
Die Mädchen-Landesmeisterschaft U18
fand vom 6.-8. 12. 1997 in Litschau statt.
Über Anregung des NÖ Schachverban-
des sowie der ARGE Jugendschach
führt das Jugendreferat gemeinsam mit
dem NÖ Landesschulrat und dem Päd-
agogischen Institut des Bundes für das
Land Niederösterreich gebiets- und ty-
pengetrennte Veranstaltungen in den
Landesvierteln für folgende Altersgrup-
pen durch:
• Minimeisterschaften bis 10 Jahre
• Fohlenmeisterschaften bis 12 Jahre
• Schülermeisterschaften bis 14 Jahre
Die Ergebnisse werden für die Staats-
meisterschaftsqualifikationsturniere U 10
und U 12 herangezogen.
Der NÖ Landesjugendschachtag wurde
am 18. April 1997 in Krems/D. ausgetra-
gen.
Bei dieser landesweiten Jugendschach-
veranstaltung haben ca. 400 Jugendli-
che zu 100 Mannschaften teilgenom-
men. Es wurde auch eine Broschüre
von dieser landesweiten Jugendveran-
staltung angefertigt, die an sämtliche
Schulen in Niederösterreich versandt
wurde.

Krankenversicherung für Kinder
aus Osteuropa

Wie in den vergangenen Jahren wurde
auch 1997 eine kurzfristige Krankenver-
sicherung für die Aktion Erholungsauf-
enthalte für Kinder aus Osteuropa abge-
schlossen. Dies ist eine Serviceleistung
des NÖ Landesjugendreferates.
Im weiteren wurde auch die Jugendlei-
terversicherung bei der NÖ Brandscha-
denversicherung in der üblichen Weise
fortgeführt.

Jugendaustauschförderungen

Für insgesamt 17 internationale Jugend-
austauschprojekte wurden Förderungs-
mittel in der Höhe von S 244.800,- vom
Landesjugendreferat Niederösterreich
vergeben.
1 nationaler Jugendaustausch wurde mit
einem Betrag von S 13.680,- finanziell
unterstützt.

Jugendschach

Die ausgezeichnete Zusammenarbeit
des Landesjugendreferates mit dem NÖ
Landesschulrat, dem NÖ Schachver-
band, den Funktionären und freien Mit-
arbeitern im Jugendschachbereich er-
möglichte die Durchführung einer Viel-
zahl von Jugendschachveranstaltungen
im Schuljahr 1996/97.
Um einen Überblick über die Aktivitäten
im Jugendschachbereich zu haben,
wurde ein Schachfalter in der Auflage
von 4.000 Stück für das Schuljahr
1996/97 erstellt. Die Schachfalter wur-
den an alle NÖ Schulen, Jugendorgani-
sationen, Gemeindejugendreferenten
sowie Gemeinde- und Basisfunktionäre
versandt.
Für die Qualifikation des NÖ Landesfina-
les der Kadetten- und Schülermeister-
schaften 1996/97 wurden Gebietsmei-
sterschaften in den einzelnen Landes-
vierteln durchgeführt.
Das NÖ Landesfinale der Kadetten- und
Schülermeisterschaften 1996/97 wurde
vom 2. bis 6. Jänner 1997 in Bad Groß-
pertholz abgehalten. Zur Ermittlung der
NÖ Junioren- und Jugendlandesmeister
fanden in allen Landesvierteln Gebiets-
meisterschaften statt.
Das NÖ Landesfinale der Junioren- und
Jugendmeisterschaft 1996/97 fand vom

Verkehrserziehung

• Fahrradbewerb „Wer ist Meister auf
zwei Rädern?" Es nahmen im Schuljahr
1996/97 110 Schulen mit Schülern der
5. Schulstufe an diesem Bewerb teil. Es
wurde in jedem Bezirk ein Bezirksbe-
werb abgehalten.
Die Landesmeisterschaft fand am
12. Juni 1997 in Hollabrunn statt. Der
Bundesbewerb fand am 18. Juni 1997 in
Linz in Oberösterreich statt.
• Mopedbewerb „Wer fährt am be-
sten?" Diese Aktion betrifft die Schüler
der 9. Schulstufe. Die Landesmeister-
schaft fand am 11. Juni 1997 in Holla-
brunn statt.

Internationale Jugendarbeit

Ein wesentlicher Teil des Aufgabenbe-
reiches in der Jugendarbeit ist die inter-
nationale Jugendarbeit, die als ein be-
sonderer Teil für die Persönlichkeitsent-
wicklung des jungen Menschen und als
Beitrag zur Friedenserziehung angese-
hen werden kann.
Ziel der internationalen Jugendarbeit ist
die Änderung von Einstellungen unter
ganz bestimmten Bedingungen.
Der internationale Jugendaustausch er-
gibt sich aus den pädagogischen und
bildungspolitischen geplanten Absich-
ten von gemeinsamen Veranstaltungen
junger Menschen verschiedener Natio-
nen.
Im Jahre 1997 wurden folgende Jugend-
austauschprojekte durchgeführt:
- Italien vom 23. bis 30. August 1997 in

Bibione
- Polen vom 19. bis 26. Juli 1997 in

Krakau
- Slowakei vom 12. bis 19 Juli 1997 in

Senica
- Ungarn/Vesprem vom 27. Juli bis

3. August 1997

Medienerziehung

Über die beim Landesjugendreferat Nie-
derösterreich geführte ARGE Jugend
und Massenmedien wurden an 55 Schu-
len Filme vorgeführt.
An den Vorführungen nahmen 8.320
Schüler teil.
• NÖ Medientag. Im Zusammenhang
mit der Medienerziehung des Jugendre-
ferates wurde am 30. Oktober 1997 der
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Aktion Kind sein in NÖ

Im Jahre 1993 wurde die Aktion Kind
sein in NÖ gestartet.
Zielsetzung ist, die Lebensräume von
Kindern kindergerechter zu gestalten
und Kinder stärker in Entscheidungspro-
zesse in demokratischer Weise einzu-
binden, um sie frühzeitig zu einer demo-
kratischen Lebenshaltung zu erziehen.

Ak t i onen  und Angebo te  1997

• Animationsberatung, Ideen, Spiele
und Aktionen für Feste. Die Animations-
berater erarbeiten gemeinsam mit dem
Veranstalter ein Motto oder Gesamtkon-
zept und achten auf die Realisierbarkeit
der Ideen.
• Träumen, lesen, kreativ sein . . . Be-
sondere Förderung des guten Kinder-
und Jugendbuches und Förderung der
Lesefreudigkeit, Wanderbuchausstel-
lung mit 300 Büchern.
• Keine Angst vor Kindern! Kommunale
Kinderbeteiligung; in dieser Beratung
werden die vielfältigen Möglichkeiten,
Kinder mitreden, mitgestalten und mit-
entscheiden zu lassen, vorgestellt.
• Spielraumgestaltung. Kinder benöti-
gen ein Umfeld, das ihre Kreativität för-
dert, ihnen Zeit und Raum zum Austo-
ben bietet und wo sie Freunde treffen
können. Welche Geräte diese kindlichen
Bedürfnisse befriedigen, was sie kosten
und auf welche Vorschriften zu achten
ist, bietet die Beratung Spielraumgestal-
tung an.
• Spieleausstellung . . . Ausstellung mit
ca. 40 Spielen für Kinder.

1997 wurden 115 Arbeiten eingereicht,
die Jurysitzung war am 5. August 1997
im Landhaus in St. Pölten.
Die Schlußveranstaltung fand am 6. No-
vember 1997 in der Synagoge in St. Pöl-
ten statt.

diesjährige Medientag zum Thema „Me-
dien im Kreuzfeuer" veranstaltet.
Veranstaltungsort war das ORF-Zentrum
am Küniglberg in Wien.

Publikationen

Suchtprävention

Suchtprävention ist seit 1994 ein wichti-
ges Thema des Jugendreferates, das
versucht, alle, die an dem Thema inter-
essiert sind, miteinander zu vernetzen.
Das Jugendreferat ist Veranstalter des
Basis-Lehrganges zur Weiterbildung
von regionalen Ansprechpartnerinnen in
der primären Suchtvorbeugung. Der
Lehrgang wird in diesem Jahr weiterge-
führt. Darüber hinaus werden Grundse-
minare für Multiplikatoren zur primären
Suchtprävention veranstaltet.

Die vom Landesjugendreferat Nieder-
österreich herausgegebene Gemeindeju-
gendreferentenzeitung Jugend in der Ge-
meinde erscheint alle 2 Monate in einer
Auflage von 3.800 Stück. Diese ergeht an
NÖ Gemeindejugendreferenten, Jugend-
leiter, Schulen und Jugendorganisationen
und informiert diese über Aktuelles in der
NÖ Jugendarbeit. Redaktionsschluß ist
jeweils der 20. Februar, April, Juni, Au-
gust, Oktober, Dezember. Seit heuer neu
gibt es die Rechtsbroschüre. Diese uner-
läßliche Orientierungshilfe bietet wichtige
Grundinformationen und einen rechtli-
chen Leitfaden durch die Jugendgesetze.
Durch die anschaulichen Beispiele ist der
Führer eine unersetzliche Hilfe für die täg-
liche Jugendarbeit. Für Jugendleiter im
Jugendreferat gratis erhältlich.

Außenstelle des
Landesjugendreferates
Laa/Thaya

• Jugendschachsitzung in Laa/Thaya.
Organisation von diversen Jungschach-
turnieren im Weinviertel (Poysdorf, Wöl-
kersdorf);
• Filmaktionen im Stadtkino Laa in Zu-
sammenarbeit mit dem Jugendring, der
Stadtgemeinde und der Volksbank Laa
für Schulen in Laa und Umgebung -
(verschiedene Filmaktionen);
• Delegationsleitung im Austauschpro-
gramm mit Jugendleitern aus NÖ in
Polen und Ungarn;
• Organisation und Durchführung der
Fahrrad- und Mopedbewerbe (Verkehrs-
erziehungsprogramm von JNÖ und
ÖAMTC) für Schulen in Niederöster-
reich;
• Vorbereitung und Organisation der in-
ternationalen Jugendveranstaltung
(Folkfestival in Mistelbach);
• Mitorganisation des internationalen
Sommerjugendcamps in Krems im Juli
1997;
• Organisation und Bestellung eines
Theaterfolders für Jugendtheatergrup-
pen des Weinviertels in Zusammenar-
beit mit der Weinviertier Kulturvernet-
zungsstelle, dem Landesverband für
Amateurtheater und dem NÖ Bildungs-
und Heimatwerk;
• Verkehrserziehungstagung in Krems
für Bezirksschulinspektoren und Be-
zirksverkehrsreferenten in Niederöster-
reich;
• Entwurf und Herausgabe eines Infor-
mationsfolders über Angebote und
Möglichkeiten der Jugendverkehrserzie-
hung in Niederösterreich;
• Neben Auskünften und den diversen
Förderungsmöglichkeiten des Jugend-
referates, erfolgte auch eine organisato-
rische und beratende Unterstützung für
Jugendgruppen und -vereine bei Veran-
staltungen;

Dokumentationen

Für Interessierte steht die umfangreiche
Bibliothek des Österreichischen Institutes
für Jugendforschung für die Jugenddoku-
mentation zur Verfügung. Damit kann ein
reichhaltiger, systematisch zum Thema
aufgebauter Literaturfundus kostengün-
stig benützt werden. Im Landesjugendre-
ferat wurden Videobänder mit Aufzeich-
nungen von TV-Berichten über Veranstal-
tungen des Landesjugendreferates zu
Dokumentationszwecken angelegt.
Ebenso besteht eine kleine Handbiblio-
thek, die laufend um einschlägige
Werke erweitert wird (Ausgaben 1997:
S 8.880,97)

NÖ Jugendfußball-
Landesmeisterschaft der
Polytechnischen Lehrgänge

Von 110 Schulen der Polytechnischen
Lehrgänge haben sich die besten 4 Ju-
gendfußballmannschaften über Bezirks-
bzw. Viertelsmeisterschaften für das Lan-
desfinale qualifiziert. Das Poly-Cup-Lan-
desfinale wurde am 5. Juni 1997 in Wie-
ner Neustadt ausgetragen. Das Poly-
Cup-Bundesfinale wurde vom 12. bis
14. Juni 1997 in Kärnten ausgetragen.
Bei der Landesfußballmeisterschaft der
Polytechnischen Lehrgänge wurden
auch Jugendvereine in die einzelnen
Rahmenprogramme eingebunden, die
die Möglichkeit hatten, für ihren Jugend-
verein zu werben. Mehr als 500 Jugend-
liche waren bei dieser landesweiten Ju-
gendveranstaltung als Mitwirkende aktiv
tätig. 6.000 Jugendliche waren bei der
Jugendfußball-Landesmeisterschaft als
Zuschauer anwesend.

Enquete „Sexuelle Gewalt an
Kindern“

Zu diesem aktuellen und dramatischen
Thema wurde eine Enquete vorbereitet,
die am 16. September 1997 im St. Hip-
polythaus in St. Pölten stattgefunden
hat.
Zum Thema „Gegen sexuelle Gewalt an
Kindern" sei noch anzumerken, daß
eine Infostelle im Aktionsbüro „Kind
sein in NÖ" eingerichtet wurde, wo man
sich zum Thema Infos aus NÖ holen
kann. Ebenso gibt es einen Infoständer,
wo Broschüren über Hilfseinrichtungen,
Referenten, Bücherliste, wichtige Tele-
fonnummern und Arbeitshefte auf-
liegen.

Plakatwettbewerb (seit diesem
Jahr „Bertha von Suttner Preis“)

Thema; „Nachbar". Teilnahmeberechtigt
sind alle NÖ Schüler ab der 10. Schul-
stufe. Ausschreibungen an die entspre-
chenden Schulen. Die Organisation und
Abwicklung der großen Schlußveranstal-
tung mit Preisverleihung erfolgte ge-
meinsam mit „heimatwerbung nö".
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• An den Bezirkshauptmannschaften,
Außenstellen und Magistraten hielt die
NÖ KJA insgesamt 22 Sprechtage ab.
Die Bevölkerung wurde von diesen
Sprechtagen durch die NLK, Amtsblät-
ter, Gemeindezeitungen und die lokale
Presse informiert.
• Organisation und Präsentation der
Ausstellung „(K)ein sicherer Ort“ in Am-
stetten und Wiener Neustadt.
• Eine weitere Werbeaktion (Plakat, Pik-
kerl und Folder) wurde an allen NÖ Kin-
dergärten, Jugendorganisationen und
NÖ Gemeinden sowie an den NÖ Schu-
len durchgeführt.
• Die Seminarreihe „Suchtgefährdete
Jugend - Neue Chancen des vernetzten
Handelns“ wurde gemeinsam mit dem
Pädagogischen Institut Baden und der
Abteilung Jugendwohlfahrt für die Be-
zirke Neunkirchen und Wiener Neustadt
abgehalten.
• Erstellung des 5-Jahres-Berichtes der
NÖ KJA.
• Ausbau der Sprechtage in der Außen-
stelle in Baden und Vorarbeiten für fixe
monatlichen Sprechtage in Amstetten
und Hollabrunn.

Ö f fen t l i chke i t sa rbe i t

Um die Einrichtung und Arbeit der NÖ
KJA weiterhin in der Öffentlichkeit be-
kannt zu machen, wurden die Kontakte
zu den Medien (Presse, Rundfunk) wei-
ter ausgebaut.
Am 14. Mai 1997 wurde im Rahmen
einer Pressekonferenz der „5-Jahres-
Bericht“ der NÖ KJA präsentiert. Presse,
Rundfunk und regionale Fernsehsender
berichteten laufend über die Schwer-
punkte der Ausstellung „(K)ein sicherer
Ort“.
Zu aktuellen Themen wurden Pressein-
terviews gegeben.
Bei Veranstaltungen errichtete die NÖ
KJA Infostände (z. B.: „Eine-Welt-Fest“
in St. Pölten, Gesundheitstag in Möd-
ling, „1. Wolkersdorfer Musik- und Ju-
gendinfoEvent“) bei denen den Veran-
staltungsbesuchern gleichzeitig die
Möglichkeit zu Anfragen geboten wurde.

Thema t i sche  A rbe i t

• Sitzungen der Arbeitsgruppe „Gewalt
in der Familie“ für den Bezirk St. Pölten;
• Diskussionsveranstaltungen zu den
Themen „Radikalismus/Extremismus“,
„Partnerschaft/Trennung/Trauerarbeit“,
„Jugendschutz/Jugendrechte“ in Schu-
len und Jugendgruppen;
• Informationsgespräche bei Fortbil-
dungen von Lehrerinnen, Gemeindever-
treterinnen, Jugendgruppenleiterinnen.

Ve rans ta l t ungen ,  Tagungen ,
Enque ten

Mitveranstaltet:
• Ständige Konferenz der Kinder- und

Jugendanwäitlnnen in Feldkirch

• Förderungen von Jugendtreffs, Ju-
gend- und Schülerzeitungen, Jugend-
austausch, Ferienspiele und Jungbür-
gerfeiern;
• Mitorganisation bei der Einreichung
des Projektes „Lesen ohne Grenzen“ -
Jugendzeitung für die Region nördliches
Wald-Weinviertel und Südböhmen und
Südmähren für die Förderung aus Inter-
reg-Mitteln.

Jugendförderung nach dem
NÖ Jugendgesetz

• Jugendtreffs sind Einrichtungen, die
von Jugendgruppen selbst errichtet und
betrieben werden, also autonome Treff-
punkte ohne Konsumationszwang. Für
den Neubau, Umbau, Ausbau und die
Adaptierung sowie für den Ankauf von
Einrichtungsgegenständen haben
48 Jugendgruppen zur Realisierung
ihrer Projekte Zuschüsse von insgesamt
S 1,501.285,49 erhalten.
• Jugend- und Schülerzeitungen wer-
den durch Einschaltung von Inseraten
des Landesjugendreferates unterstützt.
Auf diese Weise haben 27 Herausgeber
von Schülerzeitungen bzw. Jugendzeit-
schriften, insgesamt S 84.388,84 ausbe-
zahlt bekommen.
• Förderung von wissenschaftlichen
Untersuchungen. Die NÖ Jugendstu-
die wurde bisher in einem zeitlichen In-
tervall von etwa drei Jahren vom NÖ Ju-
gendreferat regelmäßig herausgegeben
und bildet eine wesentliche wissen-
schaftliche Grundlage für die praxisbe-
zogene Jugendarbeit in Niederöster-
reich. Die Herausgabe der NÖ Jugend-
studie 1997 „Neuer Zeitgeist - Neue Ju-
gend“ wurde mit einem finanziellen Zu-
schuß von S 200.000,- sichergestellt. Im
Juli 1997 hat Frau Landeshauptmann-
stellvertreter Liese Prokop die neue Stu-
die der Öffentlichkeit präsentiert.
• Förderung von Jugendverbänden.
In der Sitzung der NÖ Landesregierung
vom 25. November 1997 wurde die Ver-
teilung der für das Jahr 1997 zur Verfü-
gung stehenden Mittel von S 900.000,-
an 16 NÖ Jugendorganisationen be-
schlossen und anschließend die Förde-
rungsverträge an die Jugendorganisa-
tionen überwiesen.

die gewährten Subventionen aus dem
Jahr 1996;
• Förderung des NÖ Schachverban-
des;
• Förderung des NÖ Sängerbundes;
• Förderung der AG Seniorentanz NÖ;
• Sitzung des Unterausschusses Senio-
ren des Landesbeirates für Jugend und
Familienpolitik sowie zur Wahrung der
Interessen der älteren Generation;
• Herausgabe der Seniorenbroschüre
1998 (400.000 Exemplare);
• Organisation eines Seniorenpreisrät-
sels im Zusammenhang mit einer Preis-
verleihung, die in Form einer Veranstal-
tung im Frühjahr 1998 stattfindet;
• Durchführung der Seniorenurlaubsak-
tion. Überprüfung der Anträge bezüglich
Einkommen, Urlaubszeitraum und Min-
destentfernung. 4.300 Anträge wurden
im Jahr 1997 positiv erledigt;
• Teilnahme an der Seniorenmesse in
Krems im November 1997;
• Organisation der Seniorenevidenz.
Das für das Jahr 1997 zur Verfügung
gestellte Budget betrug S 6,150.000,-.

NÖ Kinder- und
Jugendanwaltschaft
Die Kinder- und Jugendanwaltschaft
(KJA) wurde erstmals im JWG 1989
BGBl. 161/89 festgelegt. In Ausführung
dieses Grundsatzgesetzes wurde im NÖ
JWG 1991 vom 20. 12. 1990 LGBI 9270-
0 in den §§ 6-8 die Errichtung einer wei-
sungsfreien NÖ KJA normiert.
Der Sitz der NÖ KJA ist vom Beginn
ihrer Tätigkeit in der Landeshauptstadt
St. Pölten. Die 1. Außenstelle der NÖ
KJA wurde am 17. Juli 1996 an der BH
Baden eröffnet. An der Außenstelle war
aus personellen Gründen nur einmal wö-
chentlich ein Sprechtag.
Erst die Aufnahme einer weiteren Mitar-
beiterin am 1. Oktober 1997 hat es er-
möglicht, seit 4. November 1997 die Au-
ßenstelle an vier Tagen in der Woche zu
besetzen.

Aufgaben
undSchwerpunkte 1997

• Aufgaben der NÖ KJA sind unter an-
derem die Beratung von Minderjährigen,
Erziehungsberechtigten und gesetzli-
chen Vertretern in allen Angelegenhei-
ten und Konflikten aus dem Erziehungs-
bereich; Mittler zwischen Eltern, Schule,
Lehrbeauftragten, Einrichtungen der Ju-
gendwohlfahrt und den Kindern und Ju-
gendlichen. Anregungen zur Schaffung
besserer Lebensbedingungen für Kin-
der und Jugendliche sowie Anregungen
von gesetzlichen Bestimmungen aus
der Sicht der Kinder und Jugendlichen.
• Begutachtung und Stellungnahme zu
allen NÖ Gesetzen und Verordnungen,
die Belange von Kindern und Jugendli-
chen direkt betreffen.

Seniorenförderung

Aufgrund des NÖ Seniorengesetzes
wurden 1997 folgende Aktivitäten ge-
setzt:
• Organisation der Schiffsreise für
Nachbarschaftshelfer am 27. August
1997;
• Förderung der Seniorenorganisatio-
nen gemäß § 4 des NÖ Seniorengeset-
zes;
• Überprüfung der Verwendungsnach-
weise der Seniorenorganisationen über
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• Hauptversammlung des NÖ Familien-
bundes

• Enquete „Sexuelle Gewalt an Kin-
dern“ in St. Pölten

• „Tag der offenen Tür" im Kinder-
schutzzentrum St. Pölten

• Fachtagung „Der Wind weht schärfer
- immer mehr Jugendliche verlieren
im Kampf um Ausbildung und Arbeit“
in Regensburg

• Expertengespräch „Family Fertility
Survey" im Landhaus

• Fachtagung „Gemeinsam mit Eltern
etwas bewegen“ im Schloß Judenau

• Fachtagung „Arbeitlos - Los der Ju-
gend?“ im VAZ St. Pölten

• „Medienenquete“ im NÖ Landhaus
• Jurysitzung zum „11. NÖ Umweltpreis“
• 3. Jugendkommunalkongreß in Tulln
• Enquete „Angst vor dem mißhandel-

ten Kind?“ in Wien
• Plattform-Sitzung „Sexuelle Gewalt an

Kindern“ im NÖ Landhaus

Ziele 1998

• Organisation und Durchführung der
Wanderausstellung „(K)ein sicherer Ort“
in Hollabrunn (Juni 1998)

• Schwerpunktveranstaltungen zum
Thema Partizipationsmöglichkeiten von
Kindern und Jugendlichen im kommu-
nalen Bereich
• Installierung fixer monatlicher Sprech-
tage in den Bezirken Amstetten und
Hollabrunn
• Mitveranstaltung der Tagung „Partei-
stellung von Kindern“ in Wien
• Verbesserung der Personalsituation
der Kinder- und Jugendanwaltschaft

• Ständige Konferenz der Kinder- und
Jugendanwältinnen in Klagenfurt

• Ständige Konferenz der Kinder- und
Jugendanwältinnen in Linz

• Arbeitskreis „Gemeinsame Obsorge“
in Graz

• 7 Sitzungen des Arbeitskreises „Ge-
walt in der Familie“ für den Bezirk
St. Pölten

Teilnahme:
• Fortbildungstreffen für Praxisanleite-

rinnen an der Bundesakademie für
Sozialarbeit

• Enquete „Jugend und Drogen, Von
Drogen betrogen - Wege aus der
Sucht“ im NÖ Landhaus

• Enquete „Sekten - Wissen schützt!" in
Wien

• Tagung „Sexuelle Gewalt an Kindern
- zur Notwendigkeit von Rechtsinter-
ventionen für therapeutische Maßnah-
men bei sexueller Gewalt“

• Diskussionsabend zum Thema „Alles
was Recht ist!“ in Wiener Neustadt

• „3. NÖ Zukunftstag" in Klosterneu-
burg

• Eröffnung der Fachstelle für primäre
Suchtvorbeugung und Suchtkoordi-
nation in Niederösterreich

Statistik 1997

1997 erfolgten 1.331 telefonische Anfra-
gen. 100 Personen wandten sich wäh-
rend unserer Beratungsstunden in
St. Pölten persönlich an uns. In der Au-
ßenstelle in Baden hatten wir zusätzlich
426 telefonische Anfragen und 62 per-
sönliche Beratungsgespräche.
In 6 Fällen erfolgte eine Kontaktnahme
und Beratung vor Ort, 10mal nahmen
Mitarbeiterinnen der NÖ KJA bei Tagsat-
zungen im Außerstreitverfahren bzw.
Gerichtsverhandlungen teil.

Abteilung Stiftungsverwaltung

Ziele 1998
• Verbesserung der Ertragssituation
einzelner Stiftungen, um eine weitere
Steigerung der Stiftungsleistungen zu
ermöglichen.
• Modernisierung des bestehenden
EDV-Programmes zur Optimierung der
abteilungsinternen Arbeitsabläufe.
• Beschaffung von ertragreichen Er-
satzobjekten für den Haus- und Grund-
stücksverkauf.
• Baubeginn der Sockelsanierungen in
den Häusern Neustiftgasse 9 und
Kranzgasse 11

verwaltet. 21 Objekte werden von Haus-
besorgern betreut. Die übrigen Objekte
werden von den Mietern selbst oder von
Reinigungsfirmen gesäubert. Weiters
sind 2 Grundstücke im Gesamtausmaß
von rund 20.000 m2 mittels Baurechts-
vertrag vergeben.
• Für die beiden Sockelsanierungen
Wien 7, Neustiftgasse 9, und Wien 15.,
Kranzgasse 11, wurden die Zusicherun-
gen der Förderungsmittel erwirkt.
• Aus wirtschaftlichen Gründen wurden
ein Haus und ein Grundstück zu günsti-
gen Konditionen veräußert.
• Im Stiftungshaus Wien 9, Nußdorfer
Straße 29, wurde im Zuge des Dachbo-
denausbaues eine Aufzugsanlage er-
richtet. Der Wert dieses Objektes ist da-
durch erhöht worden.
• In 10 Fällen mußten die Gerichte über
die Finanzprokuratur zur Eintreibung von
Zahlungsrückständen bemüht werden.
• Aus den Hauseinnahmen wurden
1997 S 8,140.000,- für Stiftungsleistun-
gen zur Verfügung gestellt.
• Als Ersatz für Personalkosten wurde
das Hausverwaltungspauschale aller
Stiftungshäuser in der Höhe von
S 1,910.402,93 dem Land refundiert.
• 1997 wurden 127 Versicherungsfälle
mit einer Gesamtschadenssumme von
S 1,860.000,- abgehandelt.
• Durch die Erweiterung der EDV-Anlage
konnte die durch die Personalreduzie-
rung herbeigeführte Mehrbelastung teil-
weise vermindert werden.

Schwerpunkte 1997
Stiftungsleistungen

Die Abteilung verwaltet 14 Bundes- und
4 Landesstiftungen, deren Vermögen
vorwiegend aus Haus- und Grundbesitz,
Wertpapieren und einem Forstgut in
Ottenstein besteht.
Die Erträgnisse dieser Stiftungen dienen
gemäß den Bestimmungen des Bundes-
Stiftungs- und Fondsgesetzes, BGBL.
Nr. 11/1975 bzw. des NÖ Landes-Stif-
tungs- und Fondsgesetzes, LGBL.
4700-0, der Erfüllung gemeinnütziger
oder mildtätiger Zwecke.
Die Stiftungsleistungen bestehen daher -
entsprechend den Anordnungen des je-
weiligen Stifters in den Stiftsbriefen - aus
- verschiedenen Stipendien,
- Kuraufenthalten,
- Sozialbeihilfen und
- Internatsfreiplätzen.
Darüber hinaus wurden im Jahr 1997 20
Leistungsstipendien zu je S 20.000,-
aus der „Windhag Stipendienstiftung“
für besondere Leistungen von Studen-
ten an der Universität Wien, der Univer-
sität für Bodenkultur Wien und der Tech-
nischen Universität Wien verliehen.

Stiftungshausverwaltung

Es werden insgesamt 32 Stiftungshäu-
ser in Wien und Niederösterreich sowie
das Orthopädische Spital in Wien 13,

Statistik 1997

1. Stiftungshausverwaltung
Stiftungs-Liegenschaften
zu betreuende Mieter
neu abgeschlossene Mietverträge

35
ca. 700

33
2. Stiftungsleistungen
1.090 Stipendien S 5,791.500,—

620 Beihilfen S 3,135.500,—
52 Kurfreiplätze S 878.468,-
13 Schülerinternatsplätze S 218.249,35
10 Studentenheimfreiplätze S 184.020,-

S 10,207.737,35

68



Gruppe Innere Verwaltung

Abteilung Polizeiangelegenheiten

Ziele 1998

Die Ziele für das Jahr 1998 sind eine
weitere Aktivierung der Tätigkeiten auf
dem Gebiet der Geistigen und Wirt-
schaftlichen Landesverteidigung und
die verstärkte Überwachungstätigkeit
betreffend die Einhaltung des Prostitu-
tionsgesetzes und auf dem Gebiet des
Glücksspiel- und Sammlungswesens.

• Quotenverwaltung für das auf das
Land Niederösterreich entfallende Aus-
länderkontingent;
• Koordinierung der Entscheidungen
der Bezirksverwaltungsbehörden.

Schwerpunkte 1997

Vollziehung des
Aufenthaltsgesetzes

Die Vollziehung des Aufenthaltsgeset-
zes, welches seit 1. Juli 1993 in Kraft ist,
stellt die Hauptaufgabe der Abteilung
Polizeiangelegenheiten dar.
Für den Bereich der Städte St. Pölten
und Wiener Neustadt werden die An-
träge von Fremden auf Erteilung einer
Aufenthaltsbewilligung (Erstanträge und
Verlängerungsanträge) als Aufenthalts-
behörde erster Instanz bearbeitet.
Als Aufsichtsbehörde nach dem Aufent-
haltsgesetz erwachsen umfangreiche
zusätzliche Aufgaben wie beispiels-
weise
• Stellungnahmen in den Begutach-
tungsverfahren zu den Ausländergeset-
zen und den bezughabenden Verord-
nungen. Dieses Aufgabengebiet gestal-
tet sich besonders umfangreich, da mit
1. Jänner 1998 das Fremdengesetz
1997 - das grundlegende Änderungen
im Aufenthaltsbereich nach sich zieht -
in Kraft tritt.

Ausschüsse

Als Vertreter des Bundeslandes Nieder-
österreich wurde in verschiedenen Aus-
schüssen der Wirtschaftlichen Landes-
verteidigung mitgearbeitet.

Statistik 1997
Weitere Tätigkeiten

Weitere Tätigkeiten waren die landes-
weite Überwachung und Koordination der
Abstellung von Mißständen auf dem Ge-
biet der Prostitution und des Glücksspiel-
wesens in Zusammenarbeit mit der Si-
cherheitsdirektion, der Vorschlag von Per-
sonen für die Strafvollzugskommission,
die Erteilung von Buchmacherbewilligun-
gen, Bewilligungen von Sammlungen,
Stellungnahmen zu Vereinsstatuten. In er-
ster Instanz wurden Strafverfahren nach
dem Datenschutzgesetz erledigt.

Strafakte 2
Sammelbewilligungen 19
Buchmacherbewilligungen 85
Aufenthaltsbewilligungen für den Bereich
der Städte St. Pölten und Wiener Neustadt 4.945

Erstanträge 453
Verlängerungsanträge 2.492

Bearbeitete Erstanträge für ganz
Niederösterreich (Zuweisung an die
Bezirksverwaltungsbehörden im
Rahmen der Quotenverwaltung) 3.378

Abteilung Staatsbürgerschaft und Wahlen

zunehmend Verzögerungen und Rück-
stände.
Seit 1989 erhöhten sich die Anträge auf
Verleihung der Staatsbürgerschaft bei
gleichbleibendem Personalstand von
467 auf 2.023 Anträge.
Siehe dazu auch die vergleichende
Übersicht.

Schwerpunkte 1996

Staatsbürgerschaft

• Staatsbürgerschaftsverleihungsver-
fahren, Feststellungen und -erklärun-
gen;
• Erteilung von Rechtsauskünften aus
dem Aufgabenbereich;
• Berichte über Einbürgerung an das
Statistische Zentralamt, Militärkom-
mando für Niederösterreich und an Ver-
tragsstaaten sofern ein Internationales
Abkommen besteht;
• Umstrukturierung und vermehrter Ein-
satz der EDV;
• Überprüfung der Staatsbürger-
schaftsevidenzstellen;
• Beratung der Bediensteten der
Staatsbürgerschaftsevidenzstellen in
Rechtsfragen;
• Aus- und Weiterbildung der mit
Staatsbürgerschaftsangelegenheiten
befaßten Bediensteten der Gemeinden
(Gemeindeverbände) und der Bezirks-
verwaltungsbehörden sowie der Stan-
desbeamten;
• Abhaltung von kommissionellen Fach-
prüfungen für Staatsbürgerschaftsevi-
denzführer;

• Stellungnahmen zu Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen;
• Beratung der Staatsbürgerschaftsver-
bände in organisations- und haushalts-
rechtlichen Fragen.

Kriegsgräberfürsorge

Instandhaltung und Instandsetzung der
Kriegsgräber und Denkmäler der alliier-
ten Mächte und jener anderer Nationen,
die sich mit dem Deutschen Reich im
Kriegszustand befunden hatten, sowie
Instandhaltung und -Setzung der Kriegs-
gräber und der Lagerfriedhöfe des I.
und des II. Weltkrieges - soweit sie nicht
in Sammelfriedhöfe verlegt wurden - in
Kooperation mit dem Österreichischen
Schwarzen Kreuz.

Ziele 1998

Staatsbürgerschaft

Ziel der Abteilung ist es, durch ein ra-
sches und verwaltungsökonomisches
Verfahren, Anträge auf Verleihung der
österreichischen Staatsbürgerschaft bei
Vorliegen der entsprechenden Voraus-
setzungen in einem möglichst kurzen
Zeitraum von etwa sechs Monaten abzu-
schließen. Leider kann dieser Zielvor-
stellung infolge der aufgezeigten Pro-
bleme nicht entsprochen werden.
Optimale Zielvorstellung ist weiters eine
wirtschaftliche, zweckmäßige, sparsame
und richtige Evidenzführung aller Evi-
denzstellen, um der Bevölkerung ein ra-
sches und hochqualifiziertes Service an-
bieten zu können. In diesem Sinne ist es

Probleme 1997

Staatsbürgerschaft

Infolge fehlender Personalzuteilung und
weiterhin erhöhtem Anfall von Verlei-
hungsanträgen ergeben sich bei der
Bearbeitung der zugeteilten Aufgaben
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Kriegsgräber

Das vorherrschende Ziel der Abteilung
ist es, im Sinne der BGBl. Nr. 175 und
176/1948 sowie des Art. 19, BGBl.
Nr. 152/1955, für einen würdigen und
gepflegten Zustand sämtlicher Kriegs-
gräber und Denkmäler auch unter
schwierigen finanziellen Situationen
Sorge tragen zu können.

Wählerevidenz, Kostenersätze

Auf diesem Gebiet wird die Abteilung
die Anstrengungen weiterhin verstärken,
die Gemeinden optimal zu informieren
und zu beraten.
Bezüglich der Kostenersatzanträge ist
es Zielvorstellung der Abteilung, diese
weiterhin so rasch wie möglich auf ihre
sachliche und rechnerische Richtigkeit
zu überprüfen und anzuweisen.

Statistik 1997

auch erforderlich, die Evidenzstellen zu-
mindest alle zwei Jahre zu überprüfen.
Im besonderen sind im Rahmen der
Überprüfung der Staatsbürgerschafts-
evidenzstellen deren Bedienstete zu be-
raten und zu schulen.
Ein Schwerpunkt der Tätigkeit der Abtei-
lung liegt in der Schulung der Bedien-
steten der Staatsbürgerschaftsevidenz-
stellen und auch der mit Staatsbürger-
schaftsangelegenheiten befaßten Be-
diensteten der Bezirksverwaltungsbe-
hörden sowie der Standesbeamten.

Vergleich 1994 1995 1996 1997
Verleihungsanträge 1.685 1.985 2.013 2.023
erfolgte Verleihungen 1.596 2.004 1.732 2.830
erfolgte Zusicherungen der Verleihung 959 1.816 2.582 3.294
Erklärungen, Anzeigen (§§ 25 Abs. 2 und 58 c StbG) 35 21 6 8
Genehmigungen der Beibehaltung 7 7 4 4
Verzichtserklärungen 2 - - 2

Wahlen, Volksabstimmungen,
Volksbegehren,
Volksbefragungen

Als Zielvorstellung wird in vermehrtem
Umfang das Service für die wahlwer-
benden Parteien, dieses inkludiert die
Unterstützung, Durchführung und Doku-
mentation der Wahl, die Erstellung aus-
sagefähiger Unterlagen in kürzester Zeit
und die Beratung und Unterstützung der
Organe der politischen (wahlwerben-
den) Parteien in Fragen des Wahlrech-
tes, ausgebaut werden.

Abteilung Gemeinden

den vollzogen. In den meisten Fällen
war jedoch nur eine schwerpunktmäßige
Prüfung möglich. Auch die bisher er-
folgte Schlußbesprechung in Gemein-
den mit mehr als 5.000 Einwohnern
konnte auf Grund von Einsparungsmaß-
nahmen nicht mehr in vollem Umfang
durchgeführt werden.
Die Überprüfungsergebnisse werden
dem Bürgermeister oder dem Verbands-
obmann bzw. dem Obmann einer Schul-
gemeinde in Form eines schriftlichen
Berichtes zur Vorlage an das zuständige
Organ mitgeteilt.

tung von Finanzierungsplänen für außer-
ordentliche Vorhaben.
Diese Serviceleistung gewinnt auf
Grund des immer kleiner werdenden
budgetären Freiraumes der Gemeinden
immer mehr an Bedeutung.
Weiters wurde 1997 nach den Ergebnis-
sen der Rechnungsabschlüsse 1996 die
Broschüre „Die finanzielle Lage der Ge-
meinden Niederösterreichs“ erstellt.

Die Gemeindeabteilung war auch 1997
überwiegend mit aufsichtsbehördlicher
Tätigkeit befaßt. Diese Aufgabenstellung
ergibt sich in erster Linie auf Grund der
Bestimmungen der NÖ Gemeindeord-
nung sowie zahlreicher anderer Landes-
gesetze. Gemeinderats- bzw. Gemein-
devorstandsbeschlüsse sowie eine Viel-
zahl von Verordnungen wurden auf ihre
Gesetzmäßigkeit hin überprüft. In eini-
gen Fällen mußte auch vom Aufsichts-
mittel der Aufhebung von Beschlüssen
Gebrauch gemacht werden, wenn Be-
schlüsse Gesetze oder Verordnungen
verletzten.
Ein weiterer Schwerpunkt stellte die Be-
ratung der Gemeinden bei der Umglie-
derung von Wasserversorgungs- und
Abwasserbeseitigungsanlagen, von Ein-
richtungen der Abfallwirtschaft und von
Wohn- und Geschäftsgebäuden zu Be-
trieben mit marktbestimmter Tätigkeit
dar. Durch diese Umgliederungen konn-
ten die Gemeinden dazu beitragen, daß
die Maastricht-Kriterien erfüllt wurden.
Die Gemeindeaufsichtsbehörde hat ins-
besondere die Aufgabe, die Gebarun-
gen der Gemeinden einschließlich ihrer
wirtschaftlichen Unternehmungen sowie
Gemeindeverbände und Schulgemein-
den auf ihre Wirtschaftlichkeit, Sparsam-
keit und Zweckmäßigkeit hin zu prüfen.
Diese Aufgabenstellung wurde 1997 bei
insgesamt 167 Gemeinden, 6 Gemein-
deverbänden und bei 19 Schulgemein-

Kommunale
Aufgabengebiete

Anträge zur Genehmigung von Darle-
hensaufnahmen, Kassenkrediten und
Haftungsübernahmen sowie Leasing-
verträgen wurden geprüft und für die Sit-
zungen der Landesregierung vorberei-
tet. Ebenso wurden die Ansuchen der
Gemeinden um Zuteilung von Mitteln
aus den Bedarfszuweisungen nach den
erstellten Richtlinien der Landesregie-
rung behandelt und auf die Vollständig-
keit aller erforderlichen Unterlagen ge-
prüft sowie die diesbezüglichen Anträge
gestellt.
Die Berechnung der jährlichen Voran-
schlagsbeträge auf Grund des Finanz-
ausgleiches sowie die monatlichen An-
weisungen der Ertragsanteile bilden
eine ständige Pflichtleistung für alle Ge-
meinden. Die jedes Jahr anfallende

Voranschläge und
Rechnungsabschlüsse

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die
jährliche Kontrolle der Voranschläge,
Nachtragsvoranschläge und Rech-
nungsabschlüsse aller niederösterrei-
chischen Gemeinden und der Gemein-
deverbände und Schulgemeinden.
Dabei waren in vielen Fällen Rückfragen
erforderlich.
Großen Anteil hat auch die Beratungstä-
tigkeit der Beamten der Aufsichtsabtei-
lung für Bürgermeister und Gemeinde-
amtsleiter. Diese bezieht sich sowohl auf
allgemeine als auch auf spezielle Ge-
biete des Gemeinderechtes, auf Voran-
schlagserstellungen und die Ausarbei-

70



Gruppe Innere Verwaltung

Amtshaftungs- Legistische Vorhaben
ausgleichsfonds

Gemeinderecht

Endabrechnung der Abgabenertragsan-
teile ist dabei eingeschlossen.
Weiters mußten die Vorarbeiten zur Er-
stellung des Voranschlages 1998 und
der damit verbundenen Anpassung an
die „Maastricht-Kriterien“ durchgeführt
werden.
Weitere Aufgabengebiete ergaben sich
durch Vorstellungen gegen Berufungs-
entscheidungen des Gemeinderates,
durch die Ausarbeitung von Vorschlä-
gen für Gesetzes- und Statutenänderun-
gen, Stellungnahmen zu Finanzierungs-
plänen und Ansuchen um Förderung
aus der Finanzsonderaktion des Landes
für Gemeinden, aus dem Schul- und
Kindergartenfonds, dem NÖ Wasser-
wirtschaftsfonds sowie zu sonstigen För-
derungen des Landes.

Der Beirat des Fonds, der zweimal pro
Jahr Zusammentritt, hat Vergütungen an
jene Gemeinden beschlossen, die nach
dem Amtshaftungsausgleichsfondsge-
setz schadenersatzpflichtig geworden
sind. Auf die Einhebung einer Umlage
wurde wie im Vorjahr verzichtet.

Die vom NÖ Landtag eingesetzte Ar-
beitsgruppe zur Änderung des Gemein-
derechts erstellte einen Entwurf, der den
Interessenvertretungen der niederöster-
reichischen Gemeinden und den Land-
tagsklubs als weitere Diskussionsgrund-
lage übermittelt wurde.

GemeindetrennungEuroparecht

Neben der Erstellung von Informationen
zu wichtigen kommunalpolitischen Er-
eignissen im Rahmen der europäischen
Union und der Mitwirkung bei der Um-
setzung der Regionalpolitik der europä-
ischen Union im Rahmen der ECO-Plus
gehörte die Beratung von diesbezügli-
chen Anfragen zur Haupttätigkeit in die-
sem Bereich.
Weiters wurde eine Arbeitsgruppe kon-
stituiert, welche sich in der Folge mit der
bevorstehenden Umstellung der Ge-
meinden und Gemeindeverbände auf
den EURO im Zuge der bundesweiten
Etablierung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion und der damit verbundenen
rechtlichen, technischen und wirtschaft-
lichen Probleme befassen wird.
Für das Jahr 1998 ist geplant, die Ge-
meinden und die Gemeindeverbände
umfassend über die bevorstehende No-
velle des NÖ Vergabegesetzes, welche
vor allem den Bereich der öffentlichen
Dienstleistungsaufträge genau regeln
wird, zu informieren.

Infolge der Trennung der Gemeinde Zei-
selmauer per 1. Jänner 1998 wurde eine
Novelle des Gesetzes über die Gliede-
rung des Landes Niederösterreich in
Gemeinden vorbereitet.

Prüflings- und
Beratungstätigkeit

Wie in den Vorjahren wurden in den ein-
zelnen Verwaltungsbezirken Beratungen
der Gemeinden zur Erstellung der Vor-
anschläge 1997 und der Rechnungsab-
schlüsse 1996 durchgeführt. Bereits im
Herbst 1997 wurden bedingt durch die
Umstellung auf eine „Maastricht“-kon-
forme Budgetierung auch die Beratun-
gen zur Erstellung des Voranschlages
für das Jahr 1998 durchgeführt. Fast alle
Gemeinden haben davon Gebrauch ge-
macht, da dadurch einerseits bereits vor
der Beschlußfassung des Voranschla-
ges bzw. des Rechnungsabschlusses
Fehler bereinigt, andererseits Probleme
bei der Umgliederung der Betriebe mit
marktbestimmter Tätigkeit und Möglich-
keiten für verschiedene Förderungen
besprochen werden konnten.

Gemeindeverbands-
angelegenheiten

In den Angelegenheiten der Gemeinde-
verbände waren für die Genehmigung
durch die Landesregierung Verordnun-
gen zur Genehmigung der Änderung
der Satzung von 19 Gemeindeverbän-
den vorzubereiten.

Wahlangelegenheiten

In sieben Gemeinden war die Abwick-
lung von Neuwahlen des Gemeindera-
tes organisatorisch zu betreuen. In den
Statutarstädten Waidhofen/Ybbs, Krems
und St. Pölten (teilweise Wahlwiederho-
lung) wurden die Gemeinderatswahlen
erstmals nach den Bestimmungen der
NÖ Gemeinderatswahlordnung 1994
durchgeführt und beratend unterstützt.

Legistische Änderungen

Gemeinderecht

Nach langen Verhandlungen der Sozial-
partner wurde vom NÖ Landtag im Juni
1997 die Besoldungsreform für die NÖ
Gemeindebediensteten beschlossen.
Am 9. Oktober 1997 wurde die Neure-
gelung der Bezüge der Gemeindeman-
datare in Anlehnung an die „Bezügepy-
ramide“ des Bundes, am 27. November
1997 eine Änderung des NÖ Kurzpark-
zonenabgabegesetzes beschlossen.
Zahlreiche NÖ Gemeinden haben von
der Möglichkeit zur Übertragung der
Angelegenheiten der örtlichen Baupoli-
zei bei gewerblichen Betriebsanlagen
an die jeweilige Bezirkshauptmann-
schaft Gebrauch gemacht.

Budgetsanierungen

Ein spezieller Teil der Prüfungs- und Be-
ratungstätigkeit erstreckt sich auf die so-
genannten „Abgangsgemeinden“. Dar-
unter sind jene Gemeinden zu verste-
hen, die nicht in der Lage sind, den
Haushalt ausgeglichen zu erstellen.
Die Aufgabenstellung für die Aufsichts-
behörde umfaßt die Klärung der Ursa-
chen für die Budgetabgänge, die Erstel-
lung von Sanierungskonzepten zur Ver-
besserung der Finanzlage sowie die lau-
fende Überprüfung und Beratung.
Im Rahmen der Finanzberatungen wer-
den verschiedene Empfehlungen abge-
geben, durch deren Realisierung eine
Budgetkonsolidierung erreicht werden
soll.
Von der Verwirklichung dieser vorge-
schlagenen Maßnahmen kann die Höhe
eventuell zu gewährender Bedarfszu-
weisungen abhängig gemacht werden.

Gemeindemandatare

Die organisatorische Abwicklung des
Bezügewesens der Gemeindemanda-
tare - wozu auch Beitragsleistungen der
Gemeinden an die Gemeindevertreter-
verbände zählen - bereitet auf Grund
der Tatsache, daß es neben den Ge-
meindevertreterverbänden der im Land-
tag vertretenen Parteien weitere sieben
Gemeindevertreterverbände gibt, sowie
des Umstandes, daß zwischen diesen
Verbänden eine relativ hohe Fluktuation
der Mitglieder stattfindet, einen großen
organisatorischen Aufwand.
In 80 Fällen wurden Auskünfte über die
Funktionszeiten von Gemeindemandata-
ren für die Verleihung von Ehrenzeichen
erteilt. Weiters mußte der Wechsel von
460 Gemeindemandataren organisato-
risch bewältigt und in der EDV doku-
mentiert werden.
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S 11.632,000.000,- wurden die entspre-
chenden Programme, Programmände-
rungen sowie Berechnungsgrundlagen
samt Abrechnungsbelegen für jede Ge-
meinde erstellt.
In diesem Zusammenhang wurden auch
sämtliche Abzüge, wie Sozialhilfeumlage,
NÖKAS-Beiträge, Beiträge an den Ge-
meindepensionsverband, Tilgungsraten
und Zinsendienst an den NÖ Wasserwirt-
schaftsfonds und ehemaligen Gemeinde-
investitionsfonds, Beiträge der Gemein-
den an die Gemeindevertreterverbände
und Schulungsbeiträge der Gemeinde-
räte sowie sämtliche Abzüge für die Be-
zirkshauptmannschaften (wie Wohnsitz-
gemeindebeiträge, Rotkreuz- und Feuer-
wehrbeiträge etc.) vorgenommen.
Die Abrechnung der Ertragsanteileab-
züge erfolgt durch monatliche Vorschrei-
bung. Dadurch können die stark
schwankenden Nettoanweisungsbeträ-
ge verhindert werden.
Für die Vergabe von Bedarfszuweisun-
gen an Gemeinden und Gemeindever-
bände wurden alle notwendigen Unter-
lagen erstellt, so daß für das Haushalts-
jahr 1997 insgesamt S 770,000.000,- als
Beihilfen aus Bedarfszuweisungen von
der NÖ Landesregierung bewilligt wur-
den.
Auch die Bedarfszuweisungen für den
NÖ Wasserwirtschaftsfonds und den
Schul- und Kindergartenfonds wurden
angewiesen.
Die Berechnung und Anweisung der
Strukturhilfe (Bedarfszuweisung I für fi-
nanzschwache Gemeinden) für das
Jahr 1997 wurde mit einem Gesamtbe-
trag von S 330,000.000,- durchgeführt.
Schließlich wurde auch die Aufteilung
der Finanzzuweisung des Bundes nach
§ 21 FAG an die Gemeinden Nieder-
österreichs im Gesamtausmaß von
S 187,700.000,- in zwei Verteilungsvor-
gängen zeitgerecht vorgenommen.
Die Berechnung des Finanzausgleiches
1998 wurde bereits Ende Oktober 1997
abgeschlossen. Das dazu notwendige
Datenmaterial beruht daher teilweise nur
auf groben Schätzungen.

1997 wurden 1.262 Verordnungen der
Gemeinden formell überprüft. Bei die-
sen Verordnungen handelt es sich größ-
tenteils um Durchführungsverordnungen
nach der NÖ Bauordnung 1976, NÖ
Raumordnungsgesetz 1976, NÖ Lan-
desstraßengesetz 1979, StVO 1960 usw.
In einigen Fällen mußten formalrechtli-
che Fehler bei den Verordnungen festge-
stellt werden, welche hauptsächlich
darin bestanden, daß die Verordnungen
von einem unzuständigen Organ erlas-
sen wurden bzw. Gemeinderäte verspä-
tet zu Sitzungen eingeladen wurden.
Bei den 1.262 Verordnungen handelte
es sich um 1.243 Durchführungsverord-
nungen sowie 19 selbständige (ortspoli-
zeiliche) Verordnungen der Gemeinden.
Von den ortspolizeilichen Verordnungen
blieben nur wenige unbeanstandet. Die
Problematik liegt darin, daß von Seiten
der Gemeinden viele Rechtsbereiche
(insbesondere Lärmschutz, Umwelt-
schutz und sonstige öffentliche Gefah-
renabwehr) durch ortspolizeiliche Ver-
ordnungen geregelt werden, die eigent-
lich schon in Bundes- oder Landesge-
setzen geregelt sind.

Abgaben - Steuern und
Gebühren
1997 wurden 51 Gemeinden hinsichtlich
der Vorschreibung und Einhebung der
Abgaben, Steuern und Gebühren über-
prüft.
Von der Abgabengruppe wurden ca.
1.600 Verordnungen überprüft, wovon
rund 1.000 ohne Zwischenerledigungen
(Einholung von Stellungnahmen bzw.
Nachforderungen von Unterlagen) zur
Kenntnis genommen werden konnten.

Gemeindedienstrecht
1997 wurden überwiegend Stadtge-
meinden bzw. Großgemeinden mit mehr
als 5.000 Einwohnern einer dienst- und
besoldungsrechtlichen Einschau unter-
zogen, die gleichzeitig auch von den
Gebarungsprüfungsgruppen und der
Abgabengruppe überprüft wurden. Zu-
sätzlich wurden über Anforderung der
Gebarungsprüfungsgruppen kleinere
Gemeinden und Gemeindeverbände in
dienst- und besoldungsrechtlicher Hin-
sicht überprüft.
Schwerpunkte des Jahres 1997 waren
die Vorbereitungsarbeiten für die am
1. Jänner 1998 in Kraft tretende Besol-
dungsreform für niederösterreichische
Gemeindebedienstete.

Finanzausgleich und
Zuweisungen
Im Zuge der zentralen monatlichen An-
weisung der Ertragsanteile an die Ge-
meinden im Gesamtausmaß von Brutto

Grundverkehrs-
angelegenheiten

In Angelegenheiten des Grundverkehrs
der Gemeinden wurden 385 Verfahren
zum Abschluß gebracht.

Markterhebungen

Im Jahre 1997 hat der Landtag von Nie-
derösterreich die Gemeinde Grafen-
bach-St.Valentin zur Marktgemeinde er-
hoben.

Wappenverleihungen

Zehn Gemeinden hat die NÖ Landesre-
gierung das Recht zur Führung eines
Gemeindewappens und einer Gemein-
defahne verliehen.

Rechtsmittel und
Verordnungsprüfungen

Im Jahr 1997 wurden 347 Vorstellungen,
größtenteils in Abgabenangelegenhei-
ten, erledigt. Gegenstand der Vorstellun-
gen waren hauptsächlich die Bekämp-
fung der Vorschreibung von Kanalein-
mündungsabgaben, Kanalbenützungs-
gebühren (insbesondere wegen des
Wirksamwerdens der 8. Novelle zum NÖ
Kanalgesetz 1977), Wasseranschlußab-
gaben und Wasserbezugsgebühren.
Viele Vorstellungen wurden bei den Müll-
beseitigungsgebühren eingebracht. Die-
se das NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992
betreffenden Vorstellungen wurden fast
ausnahmslos von „Zweitwohnbesitzern"
eingebracht. Diesen ist vielfach nicht
verständlich, daß sie an zwei Wohnsitzen
Abfallwirtschaftsgebühren bzw. -abga-
ben bezahlen müssen. Eine Reihe von
Rechtsmitteln betraf auch die Vorschrei-
bung der Gebrauchsabgabe, Ankündi-
gungs- und Anzeigenabgabe (bzw.
Rundfunkwerbeabgabe), Getränke- und
Speiseeissteuer, Lustbarkeitsabgabe,
Kommunalsteuer sowie der Standortab-
gabe. Außerdem war zu beobachten,
daß vermehrt die Übereinstimmung von
landesrechtlichen Vorschriften mit dem
Gemeinschaftsrecht der EU bezweifelt
wurde.
Weiters waren Aufsichtsbeschwerden
wegen der Nichteinhaltung der Bestim-
mungen der NÖ Gemeindeordnung 1973
zu behandeln. Teilweise waren diese Be-
schwerden berechtigt, wobei oftmals von
den Gemeinden die Sinnhaftigkeit der
Einhaltung von formalen Organisations-
vorschriften der Gemeindeorgane in
Frage gestellt wurde. Hauptsächlich ver-
suchten die Beschwerdeführer dadurch
Mehrheitsentscheidungen zu beseitigen.

Katastrophenfonds -
Umweltschutz

1997 haben 193 Gemeinden um Förde-
rung aus dem Katastrophenfonds zur
Behebung von Schäden im Ausmaß von
insgesamt S 182,427.000,- angesucht.
Nach Überprüfung der von den Gemein-
den vorgelegten Kostennachweise wur-
den Förderungen von insgesamt
S 15,648.800,- den Gemeinden über-
wiesen.
Im Juli 1997 verursachten langanhal-
tende intensive Regenfälle Katastro-
phenschäden in zahlreichen nieder-
österreichischen Gemeinden. 115 Ge-
meinden erhielten auf Grund von soforti-
gen kommissionellen Schadensfeststel-
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2 dreitägige EDV-Seminare (Buchhaltung) 22
4 zweitägige EDV-Fortbildungskurse Text-
verarbeitung (WinWord) 40
5 zweitägige EDV-Seminare (EDV-Excel) 51
5 eintägige EDV-Seminare Windows 95 60
5 halbtägige Informationsveranstaltungen:
GSM 179
7 halbtägige Informationsveranstaltungen:
NÖ Feuer- und Gefahrenpolizeigesetz 473
8 zweitägige Fachseminare für Kinder-
gartenhelferinnen 295
7 halbtägige Informationsveranstaltungen:
Dienst- und Besoldungsrecht 885
5 halbtägige Informationsveranstaltungen:
Wasserrechtsgesetz 424
7 halbtägige Informationsveranstaltungen:
VRV 815
1 ganztägige Trinkwasserenquete 145
2 eintägige Fachseminare:
Die Gemeinderatssitzung 33
2 zweitägige Fachseminare:
NÖ Gemeindeordnung 48
2 zweitägige Fachseminare:
Gemeindewirtschaft 39
5 zweitägige Fachseminare:
NÖ Bauordnung 105
3 zweitägige Fachseminare:
Prüfungsausschuß 56
2 zweitägige Fachseminare: Abgabewesen 26
119 Schulungskurse mit insgesamt 4.801

und „EDV - Windows 95 für Ein- und
Umsteiger“ stark frequentiert wurden.
Im Frühjahr 1997 wurden 7 Informations-
veranstaltungen über das NÖ Feuer-
und Gefahrenpolizeigesetz abgehalten.
An diesen Veranstaltungen haben ins-
gesamt 473 Interessenten (Gemeinde-
mandatare und -bedienstete) teilgenom-
men.
Weiters wurden 5 Informationsveranstal-
tungen über das Aufstellen von Funksta-
tionen für die GSM-Telefone durchge-
führt und 179 Teilnehmer begrüßt.
Im Juli 1997 wurden, wie in den voran-
gegangenen Jahren, wieder 8 zweitä-
gige Fortbildungsveranstaltungen für
Kindergartenhelferinnen abgehalten.
Hierbei konnten insgesamt 295 Kinder-
gartenhelferinnen geschult werden.
Einen besonderen Schwerpunkt bildete
im 2. Halbjahr 1997 die Informationsver-
anstaltungen zur sogenannten Besol-
dungsreform, die der Landtag von NÖ
am 19. Juni 1997 beschlossen hat und
die mit Beginn des Jahres 1998 in Kraft
trat.
Die Änderung der Gemeindedienst-
rechtsgesetze erforderte die Abhaltung
von 7 Informationstagen an denen 885
Gemeindemandatare und Gemeindebe-
dienstete teilgenommen haben.
Aufgrund der im Jahre 1997 erfolgten
Wasserrechtsgesetznovellen, die we-
sentliche Auswirkungen auf die Gemein-
den hatten, wurden gemeinsam mit den
dafür zuständigen Landesabteilungen
5 Informationsveranstaltungen mit 424
Teilnehmern abgehalten.
Einen weiteren Schwerpunkt in der Infor-
mationstätigkeit erforderten die Ände-
rungen bzw. Neuerungen in der Voran-
schlags- und Rechnungsabschlußver-
ordnung. Auch hier konnte an 7 Tagun-
gen mit insgesamt 815 Besuchern eine
entsprechende Hilfestellung insbeson-
dere für die Erfassung des Gemeinde-
vermögens sowie die Erstellung des
Rechnungsabschlusses 1997 gegeben
werden.
Das Angebot für die Gemeindemanda-
tare beinhaltete wiederum die Seminare
zu den Themen „NÖ Gemeindeord-
nung“, „NÖ Bauordnung“, „Gemeinde-
wirtschaft“, „Abgabewesen“, „Prüfungs-
ausschuß“ und „Gemeinderatssitzung“.
An den 16 Veranstaltungen konnten 307
Bürgermeister, Mitglieder des Gemein-
devorstandes und Gemeinderäte be-
grüßt werden. Diese Fachseminare
haben sich neben den Kursen für die
Gemeindebediensteten stetig zu einem
weiteren Schwerpunkt in der Schulungs-
tätigkeit der NÖ Gemeindeverwaltungs-
schule und Kommunalakademie ent-
wickelt.
Die Referenten der NÖ Gemeindever-
waltungsschule und Kommunalakade-
mie sowie die Prüfungskommissäre wer-
den überwiegend seitens der Abteilung
Gemeinden gestellt.
Für die immer komplizierter und um-
fangreicher werdenden Aufgabenstel-

lungen einen Vorschuß auf später ab-
zurechnende Förderungsbeiträge. Ins-
gesamt wurden hierfür weitere
S 25,000.000,- an die betroffenen Ge-
meinden überwiesen.

EDV-Umstellung

Die Umstellung der Abteilung Gemein-
den auf ein flächendeckendes EDV-Sy-
stem (LAKIS) mit 63 Arbeitsplätzen
wurde in Angriff genommen. Die dafür
notwendigen Schulungen wurden im
Frühjahr 1997 begonnen und werden je
nach Notwendigkeit bis Ende 1998 fort-
dauern.
Ein weiterer Aufgabenbereich ist die Ko-
ordination der Gruppe Innere Verwal-
tung hinsichtlich der Internetpräsenta-
tion. Abteilungsübergreifende Arbeits-
gruppen wurden zu diesem Zweck ge-
bildet.

NÖ Gemeinde-
verwaltungsschule und
Kommunalakademie

Die NÖ Gemeindeverwaltungsschule
und Kommunalakademie führte 1997
insgesamt 119 Kurse und Seminare
durch. Daran haben 4.801 Interessenten
teilgenommen. Die Kurse und Seminare
teilen sich nach Kursarten wie folgt auf:

Die Standardkurse der NÖ Gemeinde-
verwaltungsschule und Kommunalaka-
demie
• Grundkurse für Anfänger,
• Vorbereitungskurse für die Ablegung
der Gemeindedienstprüfung und
• Kurse für Gemeindesekretäre und lei-
tende Gemeindebedienstete
waren auch im abgelaufenen Schuljahr
wieder bestens besucht.
An den drei Vorbereitungskursen für die
Ablegung der Gemeindedienstprüfung
(C) und am Vorbereitungskurs für die
Ablegung der Gemeindedienstprüfung
(B) haben insgesamt 103 Gemeindebe-
dienstete teilgenommen. Die mündliche
Prüfung beim Amt der NÖ Landesregie-
rung bestanden 90 Kandidaten (ein-
schließlich Wiederholungsprüfungen),
davon 20 mit Auszeichnungen.
Die für die Gemeindebediensteten an-
gebotenen Fachkurse wie z. B. „NÖ
Bauordnung", „Abgaben nach der NÖ
Bauordnung“, „Abgabewesen“, „Dienst-
und Besoldungsrecht“, „Protokollfüh-
rung" sowie „Die Gemeinden als Steuer-
pflichtige“ wurden gut besucht.
Das seit dem Jahre 1991 angebotene
EDV-Ausbildungsprogramm stand den
Gemeindebediensteten auch im letzten
Schuljahr zur Verfügung. Zu den 18
EDV-Seminaren kamen insgesamt 194
Teilnehmer, wobei insbesondere die Se-
minare „EDV Winword“, „EDV - Excel“

_______________________Teilnehmer
3 einwöchige Grundkurse für Anfänger 89
3 vierwöchige Vorbereitungskurse für die
Ablegung der Gemeindedienstprüfung
(C-Kurse) 83
1 fünfwöchiger Vorbereitungskurs für die
Ablegung der Gemeindedienstprüfung
(B-Kurs) 20
4 dreitägige Kurse für leitende Gemeinde-
bedienstete und Gemeindesekretäre 87
3 zweitägige Fachkurse: Abgabewesen 80
9 zweitägige Fachkurse: NÖ Bauordnung 213
3 zweitägige Fachkurse: Abgaben nach
der NÖ Bauordnung 86
2 zweitägige Fachkurse: Dienst- und Be-
soldungsrecht 45
1 zweitägiger Fachkurs: Lohnverrechnung 24
2 zweitägige Fachkurse:
Die Gemeinden als Steuerpflichtige 37
6 eintägige Fachkurse: Melderecht 140
3 eintägige Fachkurse: Raumord-
nungsrecht 85
2 eintägige Fachkurse: Kassenverwalter 40
2 eintägige Fachkurse: Bautechnik-
verordnung 40
1 eintägiger Fachkurs: Protokollführung 15
2 einwöchige EDV-Grundkurse 21
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Die 1997 angeführten Teilnehmerzahlen
zeigen, daß das gesamte Kursangebot
der NÖ Gemeindeverwaltungsschule
und Kommunalakademie von den Ge-
meindebediensteten, aber auch von
den Gemeindemandataren äußerst posi-
tiv angenommen wird.

lungen in den Gemeinden ist zu deren
Bewältigung eine intensive Aus- und
Weiterbildung der Gemeindebedienste-
ten dringend erforderlich. Gleichzeitig
ist auch eine verstärkte Informationstä-
tigkeit für die Entscheidungsträger in
den Gemeinden unabdingbar.

Abteilung Feuerwehr und Zivilschutz

An den Vorbereitungsarbeiten zur Um-
setzung der Seveso-Il-Richtlinie wurde
mitgearbeitet.
Ein Vertrag zwischen dem Land Nieder-
österreich und dem NÖ Landesfeuer-
wehrverband zur Regelung der Verwen-
dung und Verwaltung jener Mittel, die
dem Land Niederösterreich auf Grund
der Bestimmungen des Katastrophen-
fondsgesetzes zur Beschaffung von Ein-
satzgeräten und Einsatzfahrzeugen der
Feuerwehren zur Verfügung stehen,
wurde ausgearbeitet und ist am 1. Juli in
Kraft getreten.
Der Entwurf eines Vertrages über die
Verwendung der Förderungsmittel für
die Beschaffung von Funkgeräten, der
zwischen dem Land Niederösterreich
und dem NÖ Landesfeuerwehrverband
abgeschlossen werden soll, wurde erar-
beitet.
Eine Rahmenvereinbarung über die Bei-
stellung von Fahrzeugen und Wechsel-
ladeaufbauten für die NÖ Landes-Feu-
erwehrschule durch den NÖ Landesfeu-
erwehrverband, der zwischen dem Land
Niederösterreich als Rechtsträger der
NÖ Landes-Feuerwehrschule Tulln und
dem NÖ Landesfeuerwehrverband ab-
geschlossen werden soll, ist in Vorberei-
tung.
In Vollziehung der Mindestausrüstungs-
verordnung wurden in einigen Gemein-
den Begutachtungen durchgeführt und
es wurde, wenn erforderlich, eine Zu-
satzausstattung vorgeschrieben. Im we-
sentlichen wurden die Gemeinden
durch die neue Mindestausrüstungsver-
ordnung finanziell entlastet, ohne den Si-
cherheitsstandard abzusenken. Dies
wurde durch die Flexibilität bei den vor-
geschriebenen Feuerwehrfahrzeugen
und neuentwickelten Fahrzeugarten, die
berücksichtigt wurden, erreicht.
Es wurden 1997 Anträge von 995 NÖ
Freiwilligen Feuerwehren auf Förderung
von Fahrzeugen und Geräten bearbei-
tet.
Der Ankauf von Feuerwehrfahrzeugen
wurde im Jahre 1997 durch die von der
Abteilung zu verwaltenden Geldmittel
(Feuerschutzsteuer, Katastrophenfonds)
gefördert.
Im Detail konnten Subventionen für die
Anschaffung folgender Fahrzeuge aus-
bezahlt werden:

23 Tanklöschfahrzeuge
(zum Großteil mit Allrad)

5 Rüstlöschfahrzeuge
1 Löschfahrzeug

17 Kleinlöschfahrzeuge
1 Löschfahrzeug mit Allradantrieb

und Bergeausrüstung
2 Schwere Rüstfahrzeuge
3 Kleinrüstfahrzeuge
3 Kommandofahrzeuge
1 Versorgungsfahrzeug
4 Mannschaftstransportfahrzeuge

Aufgabenbereiche

Der Aufgabenkatalog umfaßt nach der
Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ
Landesregierung:
• Rechtliche Angelegenheiten der Feu-
erpolizei
• Feuerwehrangelegenheiten einschließ-
lich der Kreditverwaltung
• Katastrophendienst
• Verwaltung der Landes-Feuerwehr-
schule
• Angelegenheiten der Zivilen Landes-
verteidigung
• Verwaltung der Zivilschutzschule
• Rechtliche Angelegenheiten der
Überwachung, des'Schutzes und der Si-
cherung der Umwelt hinsichtlich radio-
aktiver Verunreinigung
• Landeswarnzentrale
• Einsatzopferangelegenheiten
• Flüchtlingsangelegenheiten mit Aus-
nahme der Flüchtlingsbetreuung im
Rahmen der Sozialhilfe

Aus Mitteln des Katastrophenfonds wur-
de die Anschaffung bzw. (Weiter-)Finan-
zierung folgender Projekte ermöglicht:
Weitere Zahlungen für 12 Drehleitern, für
ein Wechselladefahrzeug, für ein Feuer-
wehreinsatzboot sowie für Kranfahr-
zeuge wurden geleistet.
Ein Wechselladeaufbau Pritsche für das
Wechselladefahrzeug sowie Flugdienst-
ausrüstung wurden angeschafft.
Aufgrund der Hochwasserkatastrophe
vom Juli 1997 wurden im angegebenen
Zeitraum S 1,664.560,28 an Kostener-
sätzen an Feuerwehren geleistet.
Ebenso wurden 10.000 Stück Jutesäcke
aus Mitteln des Katastrophenfonds an-
gekauft.
Die Tätigkeit der Landesstelie für Brand-
verhütung des Bundeslandes NÖ wurde
durch die Gewährung eines Beitrages
von S 4 Mio. unterstützt.
Der NÖ Landesfeuerwehrverband wur-
de mit S 35,171.413,90 gefördert.
Das NÖ Feuerwehrregister, das gemäß
§ 34 Abs. 1 NÖ FGG, LGBI. 4400-4, bei
der Abteilung Feuerwehr und Zivilschutz
zu führen ist, wird laufend evident gehal-
ten.

Schwerpunkte 1997

Rechtliche Angelegenheiten
der Feuerpolizei und
Feuerwehrangelegenheiten

In Vollziehung des NÖ Feuer-, Gefahren-
polizei- und Feuerwehrgesetzes, LGBI.
4400, wurden neben den anfallenden
Verordnungsprüfungen, der Behandlung
von Vorstellungen und der Erteilung von
Rechtsauskünften sowie der Wahrung
der gesetzlichen Aufsichtspflicht über
die Freiwilligen Feuerwehren und den
NÖ Landesfeuerwehrverband folgende
Schwerpunkte gesetzt:
Die Verordnung, mit der die Verordnung
über den Kostenbeitrag für die feuerpo-
lizeiliche Beschau geändert wurde, ist
am 1. Juli in Kraft getreten.
Der Entwurf einer Verordnung über
leicht entzündliche, zündschlagfähige
und schwer löschbare Stoffe wurde erar-
beitet. Ein Begutachtungsverfahren
wurde durchgeführt, dabei eingelangte
Stellungnahmen wurden weitgehend be-
rücksichtigt. Der Verordnungsentwurf
wurde zur Notifikation an das Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Angelegen-
heiten weitergeleitet.

Katastrophenhilfsdienst

1997 wurden bei Unfällen mit Chemika-
lien und Austritt von Öl in Wasser und
Boden sowie bei Boden- und Wasser-
verunreinigungen wiederholt Sachver-
ständige für Chemie von der Landes-
warnzentrale entsandt.
Durch die hohe Schneelage im Februar
1997 wurde die Landeswarnzentrale um
Beistellung von Assistenzeinsätzen des
Österreichischen Bundesheeres ersucht.
Anlaßfälle waren der starke Schneebruch
in den Wäldern (Borkenkäfer im Frühjahr)
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pläne im Sinne einer praxisnahen Aus-
bildung wird weiterhin durchgeführt.
1997 fanden in der Landes-Feuerwehr-
schule 201 Lehrgänge mit 5.870 Teilneh-
mern statt. Zusätzlich fanden in den Be-
zirken 194 Lehrgänge mit 6.324 Teilneh-
mern statt, die durch Personal der Lan-
des-Feuerwehrschule betreut wurden.
Die Betriebsfeuerwehr der NÖ Landes-
Feuerwehrschule wurde zur Unterstüt-
zung der örtlichen Feuerwehr im Raum
Tulln zu 11 Einsätzen, davon 6 techni-
sche Einsätze und 5 Brandeinsätze, her-
angezogen.
Dies war insbesondere bei solchen Ein-
sätzen der Fall, wo die erforderlichen
Geräte und das entsprechend ausgebil-
dete Personal bei den örtlichen Feuer-
wehren nicht vorhanden waren.

Aufstellung der Anschaffungen in der NÖ Landes-
Feuerwehrschule im Jahr 1997

regelmäßige Verwaltungsbesprechun-
gen wahrgenommen.
Die monatlichen Abrechnungen wurden
neben der rechnerischen Überprüfung
durch die Buchhaltung auch Prüfungen
in wirtschaftlicher Hinsicht unterzogen.
In der Verwaltung der NÖ Landes-Feu-
erwehrschule wurde das Kreditverwal-
tungsprogramm YD, das von der Abtei-
lung Landesamtsdirektion - Informa-
tionstechnologie entwickelt wurde, in-
stalliert und für die finanzielle Verwal-
tung der NÖ Landes-Feuerwehrschule
eingesetzt.

und ein Versorgungsflug zu einer Hütte
auf dem Schneeberg, da ein Durchkom-
men auf der Forststraße durch meterhohe
und äußerst lange Schneewächten nicht
möglich war.
Im Juli ist durch Hochwasser in Teilen
Niederösterreichs erheblicher Sach-
schaden entstand. Vom 6. Juli bis
11. Juli 1997 wurde in 10 Bezirken Nie-
derösterreichs durch starke Regenfälle
an zahlreichen Flußsystemen die Hoch-
wassermarke überschritten. In gemein-
samer Koordination der Landeswarn-
zentrale mit dem Landesführungsstab
des NÖ Landesfeuerwehrverbandes
und den Bezirkshauptmannschaften so-
wie den Bezirksführungsstäben der Feu-
erwehr wurde das Hochwasser mit 9000
Freiwilligen Feuerwehrmännern und ca.
2000 Bundesheersoldaten im Assistenz-
einsatz unter Zuhilfenahme von mehre-
ren Hubschraubern bekämpft.
Am 10. Juli 1997 trat auch die March
aus ihren Ufern. Dies war eine Folge der
Hochwässer im osteuropäischen Raum.
Diese Bedrohung hielt drei Wochen an.
Vom 19. bis 21. Juli 1997 begann auch
die Donau über die Hochwassermarken
zu steigen. Für mehrere Donaubezirke
mußte Hochwasseralarm gegeben wer-
den.
Mit der tschechischen Republik wurde
ein Abkommen über gegenseitige Ka-
tastrophenhilfe ausverhandelt.
Das EDV-Programm für die Verwaltung
der Katastrophenschutzpläne des Lan-
des und der Bezirkshauptmannschaften
wurde erarbeitet und mit den Bezirks-
hauptmannschaften St. Pölten und Kor-
neuburg wurde ein Pilotversuch mit Be-
treuung durch die Abteilung Landes-
amtsdirektion - Informationstechnologie
gestartet.
Die Einführung dieses Programmes er-
folgt einheitlich für alle Bezirkshaupt-
mannschaften und das Land im Frühjahr
1998.
Bei den Vorbereitungsarbeiten zur inter-
nationalen Übung COMPROTEX 99 im
Rahmen der von Österreich eingegan-
genen Verpflichtungen nach dem Beitritt
zur Nato/Partnership for Peace wurde
mitgearbeitet.
Im Rahmen der von den beamteten Kata-
strophenschutzreferenten gewünschten
Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines Aus-
bildungsprogrammes „Integrierte Ausbil-
dung für Führungskräfte im Katastrophen-
dienst“ im Bundesministerium für Inneres
sind Vertreter der Abteilung Feuerwehr
und Zivilschutz ebenfalls tätig.

Verwaltung der
NÖ Landes-Feuerwehrschule

Angelegenheiten der Zivilen
Landesverteidigung

Die Tätigkeit des NÖ Zivilschutzverban-
des wurde 1997 mit S 5,225.000,- geför-
dert.
Als Folge der Zivilschutzenquete des
Bundesministeriums für Inneres am
30. Jänner 1985 wurden in den Gemein-
den Österreichs fortlaufend Selbst-
schutzzentren eröffnet, deren Aufgabe
es ist, der örtlichen Bevölkerung den
Selbstschutzgedanken durch laufende
Aktivitäten und Kursangebote nahezu-
bringen. Die Bevölkerung soll in die
Lage versetzt werden, bei Unglücksfäl-
len und Katastrophenereignissen die
Isolationsphase aus eigener Kraft mög-
lichst ohne Schaden zu überstehen.
Im Jahre 1997 wurden in den Gemein-
den Niederösterreichs zwei Selbst-
schutzinformationszentren eröffnet: St.
Martin (Bezirk Zwettl) und Weißenkir-
chen an der Perschling (Bezirk St. Pöl-
ten).
Insgesamt haben bis 31. Dezember
1997 102 Gemeinden in Niederöster-
reich Selbstschutzinformationszentren
errichtet.

Warn- und A la rmsys tem

In der ersten Ausbaustufe des Warn-
und Alarmsystems sollen 60% der Be-
völkerung durch die Sirenenalarmierung
erreicht werden. Diese Situation ist in
allen Bezirken und allen Gemeinden vor-
handen.
Zum weiteren Ausbau in den Bezirken
Gmünd, Hollabrunn, Horn, Waidho-
fen/Thaya und Zwettl wurden auf Grund
einer EU-weiten Ausschreibung 150 Si-
renensteuerungsanlagen und 100 Sire-
nenzusatzempfänger errichtet, um eine
bessere Erreichbarkeit der Bevölkerung
zu gewährleisten. Zur Fertigstellung des
Ausbaus in diesen Bezirken wurden 183
Sirenensteuerungsanlagen und 50 Sire-
nenzusatzempfänger mit Regierungsbe-
schluß vom 16. Dezember 1997 bestellt.
Die Geberanlagen in den Bezirkszentra-
len Baden und Hollabrunn wurden auf
Grund ihres Alters und der Reparaturan-
fälligkeit ausgetauscht.
24 Reparaturen von Anlagen des Warn-
und Alarmsystems wurden an Firmen

Errichtung einer Schutzanzugs-
werkstätte S 1,515.808,09
Fenstertausch am
Kommandogebäude II S 327.619,20
Fassadenrenovierung am
Kommandogebäude II S 139.140,—
Errichtung eines Seminarraums S 129.909,42
Errichtung eines Rettungssilos S 88.183,06
Bau einer neuen Übungsanlage am
Wasserübungsplatz S 52.980,—
Errichtung eines Schildleitsystems
für Lehrgangsteilnehmer S 44.449,67
Errichtung einer abgehängten Decke
oberhalb des Speiseausgabenpults S 21.588,—
Ankauf eines Prüfstandes
Preßluftatmer „Multicheck“ S 433.386,30
Ankauf eines hydraulischen
Rettungssatzes S 137.321,52
Ankauf eines Multimedia-
Projektors s 94.633,20
Ankauf eines Kondensations-
trockners für Einsatzanzüge S 39.866,40
Ankauf eines mobilen Schaum-
übungsgerätes s 29.169,97
Ankauf eines Medienschranks s 24.990,-
Ankauf einer Bodenreinigungs-
maschine s 24.191,67
Ankauf von 3 Vollschutzanzügen s 21.600 , -
Ankauf einer Kleiderablage s 18.996, -
Ankauf eines Lehrgeschirrwagens
(Folgeauftrag zu Speise-
ausgabenpult) s 18.636, -
Ankauf eines Laptops s 36.990,—
Ankauf eines PCs für die
Nachrichtenzentrale s 20.328,—

Der Lehrgangsbetrieb wurde nach den
von der NÖ Landesregierung geneh-
migten Lehrplänen durchgeführt. Die
Lehrgänge wurden teilweise überarbei-
tet und den Ausbildungserfordernissen
angepaßt. Die Verbesserung der Lehr-

Weiters wurden Instandsetzungsarbei-
ten an Fahrzeugen, Geräten und Räu-
men (Malerarbeiten) in der NÖ Landes-
Feuerwehrschule durchgeführt.
Die Aufsicht über die Verwaltung der NÖ
Landes-Feuerwehrschule wurde durch
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der somit sinkenden Zahl der noch zu
betreuenden De-facto-Flüchtlinge mög-
lich. Ein weiterer Grund ist, daß es sich
bei geführten Großquartieren vorwie-
gend um Pfarrquartiere handelt, die
nach nunmehr 51/2 Jahren De-facto-Ak-
tion die bisher zur Verfügung gestellten
Räumlichkeiten wieder für eigene
Zwecke benötigen.
In den Jahren 1993 bis 1996 wurden ins-
gesamt 42 gastgewerbliche Betriebe
angemietet. Von diesen 42 gastgewerb-
lichen Betrieben waren Ende des Jahres
1997 nur mehr in 9 Betrieben Defacto-
Flüchtlinge untergebracht.
Als Kostenersatz für Unterkunft und Ver-
pflegung stehen S 150,- pro Person und
Tag und während der Wintermonate
(Oktober-April) zusätzlich 10% Heizko-
stenzuschlag zur Verfügung. Für den
Ankauf von Hygieneartikeln werden
S 200,- pro Person und Monat aufge-
wendet.
In Großquartieren befinden sich derzeit
150 Personen, in gastgewerblichen Be-
trieben derzeit 172 Personen. Im Jahr
1997 betreute das Land Niederöster-
reich monatlich im Durchschnitt ca.
1.100 privat untergebrachte „De-facto‘‘-
Flüchtlinge.
Die Kosten für die privat untergebrach-
ten „De-facto"-Flüchtlinge betragen für
das Jahr 1997 hochgerechnet S
8,000.000,-, für die Unterbringung in
Großquartieren und Gastgewerbebetrie-
ben werden S 8,200.000,- vom Land
Niederösterreich aufgebracht.
Die Schülerfreifahrt für jene „De-facto“-
Flüchtlingskinder, bei denen die Finan-
zierung der Schülerfreifahrt mangels Fa-
milienbeihilfenbezuges nicht aus dem
FLAF erfolgt, wird ebenfalls aus Mitteln
der „De-facto“-Aktion für Kriegsflücht-
linge aus Bosnien-Herzegowina finan-
ziert. Kostenteilung: 50% Bund - 50%
Land.
Flüchtlingen, die in Großquartieren un-
tergebracht sind, ein Einkommen aus le-
galer Beschäftigungsbewilligung bezie-
hen und mit ihrer Familie in eine Miet-
wohnung ziehen, wird ein Mietkostenzu-
schuß (beschränkt auf 6 Monate) ge-
währt.
Für Rückkehrwillige wird eine Rückkehr-
beihilfe von S 1.500,- pro Person ausbe-
zahlt.
Die Rückkehrbeihilfe wurde bisher an
450 Personen ausbezahlt, wovon 14
Personen wieder nach Niederösterreich
zurückgekommen sind. Außerdem wur-
den in den Monaten April 1997 bis Au-
gust 1997 an 266 Rückkehrwillige zu-
sätzlich S 6.000,- Startbeihilfe pro Per-
son ausbezahlt.
Die Krankenversorgung für nicht kran-
kenversicherte „De-facto“-Flüchtlinge
wird durch Sozialhilfekrankenscheine si-
chergestellt, die im akuten Anlaßfall an
die Flüchtlinge ausgeteilt werden. Die fi-
nanziellen Aufwendungen dafür sind in
den vorgenannten Beträgen aber nicht
enthalten.

(Hard-/Software). Insbesondere die Ver-
knüpfung von Landeswarnzentrale und
NÖWAN verlangt exakte Abstimmungen
zwischen dem Planungsbüro, der Abtei-
lung Feuerwehr und Zivilschutz sowie
der Abteilung Landesamtsdirektion-In-
formationstechnologie.

vergeben. Dafür wurde ein Betrag von
S 178.871,94 zur Auszahlung gebracht.
Der NÖ Landesfeuerwehrverband und
das Personal der NÖ Landes-Feuer-
wehrschule Tulln haben Wartungs- und
Reparaturarbeiten durchgeführt. Dem
NÖ Landesfeuerwehrverband wurden
Treibstoffkosten in Höhe von S
16.406,60 ersetzt.
Für Ersatzteilbeschaffungen wurden
S 87.081,11 aufgewendet.
Für den Ausbau des Gerichtsbezirkes
Purkersdorf wurden für 8 neue Anlagen
des Warn- und Alarmsystems sowie für
die Umstellung von bereits vorhandenen
Anlagen S 904.791,36 aufgewendet.
Im Bezirk Scheibbs wurde der Umsetzer
Kogelsbach errichtet, hierfür waren
S 121.501,20 aufzuwenden.
Für die in den Vorjahren durchgeführten
Forderungskäufe für den Ausbau des
Warn- und Alarmsystems waren
S 1,668.376,- als Tilgungsraten zu lei-
sten.
Die Vorleistung des Bezirkes Amstetten
und des Gerichtsbezirkes Schwechat in
der Höhe von S 1,504.000,- wurde re-
fundiert.

Einsatzopferfonds

Die Rücklagen per 31. Dezember 1996
betrugen S 89.716,50. Der Beitrag 1997
in der Höhe von S 22.000,- wurde be-
reits auf das Konto des Fonds bei der
Landes-Hypothekenbank für NÖ, Zweig-
stelle Herrengasse Wien, zur Überwei-
sung gebracht.

Übe rp rü fung  der
Subven t i onsm i t t e l  für
F re iw i l l i ge  Feue rweh ren

Die stichprobenweisen Überprüfungen
der Freiwilligen Feuerwehren hinsichtlich
der widmungsgemäßen Verwendung
der Mittel zur Förderung von Fahrzeu-
gen und Geräten wurden weiter durch-
geführt.

Schu tz raumfö rde rung

1997 wurden zwei Raten für das Schutz-
raumprojekt der Marktgemeinde Haus-
brunn in der Gesamthöhe von S
196.153,- geleistet.

3

Verwaltung der
Zivilschutzschule

Die jährlichen Verwaltungskosten betra-
gen S 163.000,- (Energie inkl. Heizung,
Reparaturen, Lehrmittel, Versicherun-
gen, öffentliche Abgaben, Ausstattung).
Die Ausbildung für Zivildiener und An-
gehörige des NÖ Zivilschutzverbandes
wurde in der Schule mit 33 Kursen an
168 Kurstagen mit insgesamt 620 Teil-
nehmern durchgeführt.

Rechtliche Angelegenheiten
der Überwachung, des
Schutzes und der Sicherung der
Umwelt hinsichtlich
radioaktiver Verunreinigung

1997 erfolgten zahlreiche Informationen
durch die Bundeswarnzentrale über
Störfälle in ausländischen Kernkraftwer-
ken.
Vertreter Niederösterreichs nahmen an
den Gesprächen mit den östlichen
Nachbarstaaten im Rahmen von Nukle-
arabkommen sowie an der Tagung des
staatlichen Krisenmanagements in
Eugendorf teil. Am österreichischen
Rahmenplan für Unfälle in Kernkraftwer-
ken und dem Einstieg in die zukünftige
Aufgabenstellung „Neue Kommunika-
tionsmittel/Staatsgrundnetz neu" wurde
weitergearbeitet.

Flüchtlingsangelegenheiten

• Flüchtlingswesen in Niederösterreich
• Unterstützungsaktion für „De-facto"-
Flüchtlinge aus Bosnien-Herzegowina
Seit Dezember 1993 erfolgt die Erfas-
sung der Daten aller „De-facto“-Flücht-
linge in Niederösterreich bei der Koordi-
nationsstelle für Ausländerfragen mittels
eigenem EDV-Programm.
Auf Grund eines Vertrages, abgeschlos-
sen zwischen dem Bundesministerium
für Inneres und dem Land Niederöster-
reich, wird seit Mai 1992 eine Unterstüt-
zungsaktion für „De-facto"-Flüchtlinge
aus Bosnien-Herzegowina durchgeführt.
Pro Person und Monat werden S 1.500,-
für die in Privatquartieren untergebrach-
ten „De-facto"-Flüchtlinge ausbezahlt,
wobei die Aufteilung bei zwei Drittel
Bund und ein Drittel Land liegt.
Die Kosten für die Unterbringung von
„De-facto“-Flüchtlingen in Großquartie-
ren werden auf Grund eines abge-
schlossenen Vertrages zwischen dem
Bundesministerium für Inneres und dem
Land Niederösterreich ebenfalls nach
dem Aufteilungsschlüssel zwei Drittel
Bund ein Drittel Land getragen.
Von den 36 Großquartieren konnten in-
zwischen 26 Quartiere aufgelöst wer-
den.
Diese Auflösung war auf Grund der lau-
fenden Integrationsbemühungen und

Landeswarnzentrale

Bei den Planungsarbeiten zum Ausbau
der Landeswarnzentrale erfolgte eine
Weiterarbeit in technischer Hinsicht
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Weiters sollen verstärkt Integrationspro-
jekte, wie z. B. Projekt „Eisentorgasse",
andererseits auch Reintegrationsprojek-
te, wie z. B. Projekt „Bürglkopf“ oder
Projekt „Altenpflege in Bosnien-Herze-
gowina“, in welchen die Personen auf
die Rückkehr in das Gebiet der bos-
nisch-kroatischen Föderation vorbereitet
werden, von der Abteilung unterstützt
und durchgeführt werden.

Grundun te rwe i sungenIn den Monaten Mai bis August 1997
wurden Rückkehrberatungsgespräche
durchgeführt, dabei wurden 2.304 Per-
sonen beraten. Bei diesen Beratungsge-
sprächen wurde die Rückkehrmöglich-
keit bzw. Schutzbedürftigkeit im Sinne
der Verordnung der Bundesregierung
(BGBl. Teil II, Nr. 215) in jedem Einzelfall
überprüft; 84 Personen haben sich für
ein Reintegrationsprojekt angemeldet.
Die bei den Beratungsgesprächen aus-
gefüllten Beratungsbögen wurden EDV-
mäßig erfaßt.
Da für viele Personen eine Rückkehr in
ihre Heimatorte nicht mehr möglich ist,
da genau dieser Teil Bosnien-Herzego-
winas nun zur Republik Srpska zählt, ist
es erforderlich, diesen Personen durch
diverse Integrations- bzw. Reintegra-
tionsprojekte, wie z. B. Projekt „Bürgl-
kopf“, Projekt „Altenpflege in Bosnien-
Herzegowina“ usw., zu helfen.

4stündige Unterweisung zum Thema
„Zivilschutz als umfassender Kata-
strophenschutz“ bei Grundwehrdienern

Unterweisungen
Teilnehmer

10stündige Unterweisung zum Thema
„Zivilschutz als umfassender Kata-
strophenschutz“ bei Zivildienern

Unterweisungen
Teilnehmer

110
4.722

34
1.020

Auss te l l ungen

Ausstellungen zu den verschiedenen
Zivilschutzthemen

Tage 50
Besucher 6.855

Info-Stände mit Beratung
Tage 54
Besucher 13.815

Info-Bus und Info-Anhänger
Tage 37
Besucher 7.423

Sons t i ges

Beratungen und Kontaktgespräche
Anzahl 78
Besucher 255

Sitzungen, Arbeitstagungen,
Dienstbesprechungen

Tage 51
Besucher 1.097

Eröffnung von „Selbstschutz-Informations-
zentren“ (St. Martin, Weißenkirchen a. d.
Perschling)

Tage 2
Besucher 450

ZS-Schu le  Horn

Selbstschutzlehrgänge
Lehrgänge 20
Kurstage 20
Besucher 294

Grundlehrgänge für Zivildiener
Lehrgänge 6
Kurstage 126
Besucher 195

Fachkurse
Lehrgänge 2
Kurstage 4
Besucher 18

Arbeitstagungen
Lehrgänge 2
Kurstage 2
Besucher 38

Sonderveranstaltungen
Lehrgänge 3
Kurstage 16
Besucher 75

Statistik 1997

Lehrgänge der NÖ
Landes-Feuerwehrschule Tlilln

1997 wurden in der NÖ Landes-Feuer-
wehrschule
• 201 Lehrgänge mit 5.870 Teilnehmern
und
• 194 Lehrgänge in den Bezirken mit
6.324 Teilnehmern
abgehalten.Probleme 1997

Ein langjähriges Problem ist die Informa-
tion und Aufklärung der Bevölkerung in
Katastrophenfällen und Zwischenfällen
im Bereich des Strahlenschutzes durch
die Selbstschutzinformationszentren.
Bei der Bewältigung des Hochwassers
mußte festgestellt werden, daß das da-
mals bestehende Kommunikationssy-
stem überlastet war.
Die Flüchtlingsbetreuung aus dem Ge-
biet des ehemaligen Jugoslawiens ist
noch keineswegs beendet, da trotz des
Friedensabkommens von Dayton (Ratifi-
zierung am 15. Dezember 1995) und
den am 14. September 1996 durchge-
führten Wahlen eine generelle Rückkehr
aller Flüchtlinge noch nicht absehbar ist.

Einsätze der
Landes-Feuerwehrschule

Von der Betriebsfeuerwehr der NÖ Lan-
des-Feuerwehrschule wurden zur Unter-
stützung der örtlichen Feuerwehr im
Raum Tulln 11 Einsätze (6 technisch, 5
Brand) durchgeführt.

Aktivitäten des
Zivilschutzverbandes

Vor t räge

2stündiger Informationsvortrag zum
Thema „Selbstschutz“ bei Schülern der
achten Schulstufe

Vorträge 396
Teilnehmer 11.368

2stündiger Informationsvortrag zu den
verschiedenen Zivilschutzthemen bei
Erwachsenen

Vorträge 50
Teilnehmer 1.586

Ziele 1998

Der technische Ausbau der Landes-
warnzentrale ist voranzutreiben.
Das NÖWAN-System ist für Zwecke der
Landeswarnzentrale zu adaptieren, um
die Kommunikationswege zu den Be-
zirksverwaltungsbehörden optimal aus-
zunützen.
Die internationalen Kontakte betreffend
nukleare Abkommen sind weiterzu-
führen.
Es wird getrachtet, daß in weiteren Ge-
meinden Niederösterreichs Selbst-
schutzinformationszentren eingerichtet
werden, um die Information und Aufklä-
rung der Bevölkerung zu verbessern.
Betreffend die bosnischen Kriegsflücht-
linge wird weiterhin versucht, durch ver-
stärkte Integrationsmaßnahmen (Schul-
besuch, Arbeitsbewilligungen) den
Flüchtlingen ein selbständiges Fortkom-
men zu ermöglichen.

2stündiger Vortrag zur „Erstellung von
Alarmplänen in Schulen“ bei Lehrer/innen

Vorträge 95
Teilnehmer 1.320

2stündiger Vortrag zur „Erstellung von
Katastrophenschutzplänen“ in Gemeinden

Vorträge 3
Teilnehmer 13
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Abteilung Gemeindeärzte

chende Alternativen zu erarbeiten und
Berechnungen vorzulegen, um einer-
seits den notwendigen gemeindeärztli-
chen Dienst auch künftig zu gewährlei-
sten und andererseits die Finanzierbar-
keit der Pension zu sichern.
Für das Jahr 1998 ist eine Novelle zum
Gemeindeärztegesetz in Vorbereitung.

Dienstrechtsangelegenheiten bei der
Fachabteilung ersuchen.
Durch das künftige rapide Ansteigen an
Neupensionierungen bei Gemeindeärz-
ten erreicht auch die Finanzierbarkeit
der Pensionen Grenzen, welche Überle-
gungen hinsichtlich einer Änderung des
gemeindeärztlichen Dienstes in Nieder-
österreich notwendig machen. Haupt-
aufgabe war es deshalb auch, entspre-

Die Schwerpunkte der Tätigkeit der Ab-
teilung Gemeindeärzte haben sich 1997
auf den Bereich von Rechtsauskünften
bezogen, welche vor allem von Sanitäts-
gemeinden, Gemeinden, Gemeindever-
treterverbänden und der Ärztekammer
von Niederösterreich eingeholt wurden.
Derzeit sind 425 bestellte Gemeinde-
ärzte in niederösterreichischen Gemein-
den tätig, die laufend um Klärung von

3

Abteilung Personenstandsangelegenheiten

der Standesbeamten bzw. Sachbearbei-
ter bei den Bezirksverwaltungsbehörden
wird angestrebt.

Durch den engen Kreditrahmen beim
Reisekostenbudget (ursprüngliche Zu-
teilung, Kreditsperre) konnten vor allem
die Kontrolle und Beratung nicht im
vorgesehenen Ausmaß durchgeführt
werden.

Schwerpunkte 1997

• Durchführung von Namensände-
rungsverfahren in II. Instanz

• Rechtsauskünfte, insbesondere über
ausländisches Recht

• Aus- und Weiterbildung von Standes-
beamten

• Kontrolle der Standesämter und Be-
zirksverwaltungsbehörden

• Beratung der Standesamtsverbände
in Haushaltsfragen '

Statistik 1997

1 Ausbildungskurs für Standesbeamte
1 Weiterbildungsseminar für Standesbeamte
2 Vorträge und Teilnahmen bei sonstigen

Kursen und Tagungen
110 Überprüfungen von Standesämtern und

Bezirksverwaltungsbehörden
4 zurückweisende Berufungen im Namens-

änderungsverfahren
2 abweisende Berufungen im Namens-

änderungsverfahren
1.937 schriftliche und telephonische Rechtsaus-

künfte

Ziele 1998

Die Beibehaltung (allenfalls Erweite-
rung) der auf Grund der aktuellen ge-
setzlichen Grundlagen (ausländisches
Recht, neues Namensrecht) unbedingt
notwendigen Weiterbildungsmöglichkei-
ten für Standesbeamte, Staatsbürger-
schaftsevidenzführer und Sachbearbei-
ter bei den Bezirksverwaltungsbehörden
stellt ein wichtiges Ziel dar. Auch eine
gründliche und den derzeitigen Erfor-
dernissen entsprechende Ausbildung

Probleme 1997

Eine starke Zunahme der Personen-
standsfälle mit Auslandsberührung bei
den Standesämtern erforderte vermehrt
Rechtsauskünfte gemäß § 50 PStG.

Abteilung Veranstaltungsangelegenheiten

• Genehmigung und Überprüfung von
Theatergebäuden und deren Betriebs-
einrichtungen. Auf Grund des NÖ Veran-
staltungsbetriebsstättengesetzes sind
Veranstaltungsbetriebsstätten mit Voll-
end Mittelbühne oder mit besonderen
technischen Einrichtungen ausgestatte-
te Kleinbühnen bzw. Szenenflächen
jährlich von der Landesregierung zu
überprüfen.

Probleme 1997

Auch 1997 hat sich gezeigt, daß immer
wieder versucht wird, den Bestimmun-
gen des NÖ Spielautomatengesetzes
zuwider Geldauszahlungen im Zusam-
menhang mit dem Betrieb von Automa-
ten durchzuführen. In allen bekanntge-
wordenen Fällen wurde energisch ein-
geschritten, und es wurden empfindli-
che Geldstrafen verhängt.

Ziele 1998

Die Arbeiten zur Novellierung des NÖ
Veranstaltungsgesetzes werden fortge-
setzt. Durch die Änderung der NÖ Lan-
desverfassung wird auch die Novellie-
rung des NÖ Spielautomatengesetzes
durchgeführt werden.

Veranstaltungswesen

Schwerpunkte 1997

• Erteilung von Veranstaltungsbewilli-
gungen, vor allem für Theater, Schau-
steller, Motorsportvereine, Spielautoma-
tenunternehmer.
• Erteilung von Betriebsanlagengeneh-
migungen für die Veranstaltungsbe-
triebsstätten. Bei den Betriebsanlagen-
genehmigungen für Motorsportveran-
staltungen wird stets auch ein Sachver-
ständiger für Umweltschutz beigezogen,
um eine Beeinträchtigung der Umwelt
durch Lärm, Staub und Abgase hintan-
zuhalten. Bescheide dieser Art werden
unter Vorschreibung von Auflagen zeit-
lich befristet erteilt.
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Lichtspielwesen Ziele 1998Statistik 1997

Aufrechte Bewilligungen für das Jahr
1997 nach dem NÖ Veranstaltungsgesetz:

• Schutz der Jugend vor Filmen mit
schädlichem Einfluß durch Anwendung
strenger Maßstäbe im Rahmen der Ju-
gendfilmkommission.
• Die Arbeiten zur Novellierung des NÖ
Lichtschauspielgesetzes werden fortge-
setzt.

Statistik 1997

Aufrechte Bewilligungen nach dem NÖ
Lichtschauspielgesetz

Lichtschauspielbewilligungen 95
Kinobewilligungen 72

Begu tach tungen

Der Gemeinsamen Filmbewertungskom-
mission der Bundesländer wurden im
Jahr 1997 122 Filme vorgeführt. Es
wurde 11 Filmen das Prädikat „Beson-
ders wertvoll“ verliehen; 28 Filmen er-
hielten das Prädikat „Wertvoll“ und 39
Filme das Prädikat „Sehenswert“.
1997 wurden 116 Zulassungsbescheini-
gungen ausgestellt, aus denen die Ein-
stufung der betreffenden Filme hinsicht-
lich ihrer Jugendzulässigkeit zu ersehen
ist.

Schwerpunkte 1997

• Überprüfung von Betriebsstätten und
Betriebseinrichtungen in 5jährigen Ab-
ständen nach dem NÖ Lichtschauspiel-
gesetz; Genehmigung von Neu-, Zu-
und Umbauten von Betriebsstätten und
Betriebseinrichtungen; Erteilung von
Lichtschauspielbewilligungen.
• Filmbewertung. Mitarbeit in der Ge-
meinsamen Filmbewertungskommission
der Österreichischen Bundesländer bei
der Begutachtung eingereichter Filme
auf ihren kulturellen Wert.
• Jugendschutz bei Filmen. Zulassung
von Filmen, die zur öffentlichen Vorfüh-
rung vor Kindern oder Jugendlichen bis
zum vollendeten 16. Lebensjahr be-
stimmt sind; Mitarbeit in der Jugendfilm-
kommission des Bundesministeriums für
Unterricht und Kunst.

Theaterbewilligungen 42
Tanzschulbewilligungen 33
Kabarett- und Varietebewilligungen 46
Zirkusbewilligungen 11
Schaustellerbewilligungen 142
Durchreisebewilligungen für auswärtige
Schausteller 1
Bewilligungen für die Aufstellung
von Spielautomaten:
Spielautomaten 2.452
(8 Sitzungen des Spielautomatenbeirates
wurden abgehalten)
Aufsteiler 140
Bewilligungen für Motorsport-
veranstaltungen 55
Bewilligungen für diverse andere
Veranstaltungen 87
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Abteilung Kultur und Wissenschaft

den Österreichischen Jugendmusikwett-
bewerben „Prima la musica“ und „Gra-
dus ad parnassum“, insbesondere am
NÖ Landeswettbewerb.
Statistische Datenerfassung des NÖ
Musikschulwesens.

Blasmusik
In Niederösterreich gibt es insgesamt
460 Kapellen mit 19.271 aktiven Musi-
kern; 48 Prozent jugendliche Musiker.
Den 20.176 Proben stehen 15.920 Auf-
führungen und Ausrückungen gegen-
über. 226 Kapellen besitzen eigene Mu-
sikheime.

NÖ Tonkünstlerorchester
83 Konzerte in Niederösterreich, 10
Sonntagnachmittagskonzerte, 5 Konzer-
te für den ÖGB, 20 diverse Konzerte in
Wien, 1 Konzert in den übrigen Bundes-
ländern, 215 Proben.
Insgesamt 334 Dienste.

Konzerte
Im Rahmen der Wiener Festwochen wur-
den traditionsgemäß Serenaden an ver-
schiedenen musikhistorischen Stätten
Niederösterreichs durchgeführt. Bei Ver-
anstaltungen im Rahmen des NÖ Musik-
sommers konnten etwa 14.000 Besu-
cher registriert werden.

Zeitgenössische Musik
Der Arbeitsbereich Zeitgenössische
Musik wurde 1996 neu strukturiert.
Grundsätzlich tritt das Land Nieder-
österreich nicht mehr als Eigenveran-
stalter oder Mitveranstalter auf, wie dies
beim „Zeitgenössischen Herbst" der Fall
war. Programmgestaltung und Koordina-
tion der Veranstaltungsreihe „Musik ak-
tuell", die auch seitens des Bundes ge-
fördert wird, erfolgen durch die „Musik-
fabrik Niederösterreich“. Deren Vorstand
sowie ein Fachbeirat wählen alljährlich
einen „Artist in Residence" sowie ein
künstlerisches Jahresmotto aus. 1997
konnte ein Katalog über insgesamt ca.
50 Veranstaltungen einschließlich Ver-
mittlungs- und Seminarprojekte vorge-
legt werden.
Zusätzlich wurde mit dem CD-Club
„Musik aktuell“ eine Vertriebshilfe für
Tonträger ins Leben gerufen. Neben
„Musik aktuell“ wurden die Jahresförde-
rungsmittel für die direkte Komponi-
stenförderung in Form von Komposi-
tionsaufträgen, für die Unterstützung
von Livekonzerten zeitgenössischer
Musik und darauf spezialisierter En-
sembles sowie für die IG NÖ Komponi-
sten eingesetzt.

Kulturpreise für Musik

• Prof. Heinz Karl Gruber, Würdigungs-
preis

• Reinhard Süß, Anerkennungspreis
• Probst Ulrich Küchl, Anerkennungs-

preis.

Denkmalpflege

Positiv erledigte Subventionsansuchen
Bürgerhäuser 24
Schlösser, Ruinen, Burgen, Stadtmauer 25
Kirchen, Kapellen, Pfarrhäuser 93
Orgelrestauration 2
Stifte, Klöster 20
Statuen, Wegkreuze, Säulen, Gemälde,
Marterl, Bildstöcke 19
Fassadenaktionen 7

Bildende Kunst

Mittels Finanzierungsbeiträgen werden
künstlerische Projekte von Vereinen und
Einzelpersonen in den Regionen, Aus-
stellungen und Produktionen gefördert,
darunter auch der Landesverband der
Kunstvereine, das Dokumentationszen-
trum Moderner Kunst in St. Pölten und
das Symposion Lindabrunn. Dies ge-
schieht im Sinne einer komplex verstan-
denen Regionalisierung, in deren Rah-
men auch entsprechende kulturelle Re-
gionalisierungsprojekte der „ECO-Plus
Betriebsansiedlung und Regionalisie-
rung in Niederösterreich GesmbH“ ab-
gewickelt werden.
Durch das mit 1. 7. 1996 in Kraft getretene
neue NÖ Kulturförderungsgesetz hat sich
der Sachbereich „Kunst im öffentlichen
Raum“ nunmehr auch finanziell endgültig
etabliert. Die sogenannte „Pool-Rege-
lung“ darf bundesweit als vorbildlich be-
zeichnet werden. Das von der NÖ Lan-
desregierung bestellte Gutachtergre-
mium für Kunst im öffentlichen Raum ist zu
einem geschätzten und anerkannten Be-
ratungsgremium geworden.
Die Kunst.Halle.Krems konnte ihre er-
folgreiche Entwicklung mit mehreren
Ausstellungen und Veranstaltungen fort-
setzen.

Eine große Zahl von Kirchen und Bür-
gerhäusern erhielten Zuschüsse zur
Außenrestaurierung im Rahmen der Fas-
sadenaktionen.

Lebensbegleitendes
Lernen

Die Zusammenarbeit der NÖ Träger der
Erwachsenenbildung wird durch ein neu
gegründetes Forum wieder sicherge-
stellt. Angesichts der Bestrebungen in-
nerhalb der Europäischen Union für eine
Verstärkung und Neuorientierung der
nationalen Bildungssysteme müssen
sich auch die Erwachsenenbildungsein-
richtungen über ihre künftigen Funktio-
nen klar werden. Dazu soll eine Studie in
Auftrag gegeben werden.
1997 wurden 49 Büchereien sowie die
Diözesan-Büchereistelle St. Pölten, das
Kirchliche Bibliothekswerk der Erzdi-
özese Wien und die Wanderbücherei
der Förderungsstelle des Bundes für Er-
wachsenenbildung in Niederösterreich
gefördert.

Franz Stangler-Gedächtnispreis

Der Franz Stangler-Gedächtnispreis
1997 wurde als Kulturpreis an folgende
Persönlichkeiten vergeben:
• Dipl.-Ing. Herwig Rabl, Würdigungs-

preis
• Franz Fux, Anerkennungspreis
• Prof. Dr. Erich Rabl, Anerkennungs-

preis

Kulturpreise für bildende Kunst

• Christa Hauer-Fruhmann, Würdi-
gungspreis

• Brigitte Lang, Anerkennungspreis
• Alois Lindenbauer, Anerkennungs-

preis

Ausstellungswesen

• Museum Alte Textilfabrik Weitra, Son-
derausstellung „Einsteigen bitte"

• Krems, Weinstadtmuseum, Kunstaus-
stellungen

• Lothar Ämilian Heinzle, „Freund und
Feindbilder“ (Schloß Niederweiden)

• Stadtgemeinde Wölkersdorf, Franz
Zelezny

• Österreichische Akademie der Wis-
senschaften, Fortschritte/Forscher-
land Österreich 1897-1997

Musik

Musikschulpädagogik

Pädagogische Beratung der 182 NÖ
Musikschulen und 65 Filialschulen, in
denen 2.648 Lehrer rund 46.000 Schüler
betreuen; Zusammenarbeit mit dem NÖ
Musikschulwerk einschließlich Lehrer-
fortbildung, Jugendsymphonieorchester
und Landesfacharbeit; Mitwirkung an
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• Dürnhof, Museum für Medizin-Meteo-
rologie, Gesunde Ernährung - heute

• Franz Wiesenhofer, Kriegsgefange-
nenlager im Erlauftal 1915-1918

• Industrieviertelmuseum Wiener Neu-
stadt, 200 Jahre Wiener Neustädter
Schiffahrtskanal

• Bildungszentrum St. Benedikt, Seiten-
stetten, Erbstücke

• Dr. Johann Günther (NÖ Landesaka-
demie), Holographieausstellung

• Kulturplattform St. Pölten, Ausstellun-
gen im Rahmen des St. Pöltner Höfe-
festes

• Künstlergemeinschaft Westliches
Weinviertel, Frauendorf, Gedenkaus-
stellung Franz Heis

• Stadtgemeinde Allentsteig, Allentstei-
ger Stadtfest, Ausstellungen

• Raabs an der Thaya, 5. Österreichi-
sches Dampffest

• Neuhofen an der Ybbs, Sonderaus-
stellung im Kulturhof

• Verein Unsere Burg - Freunde und
Förderer der Burg Raabs

• Kulturverein ARGE MOMO, Ausstel-
lung

• Verein der Krippenfreunde Öster-
reichs, Hollabrunner Krippenschau

• Gutenstein, „Persönliches - Franz
Hubmann“

• Schwarzenau
• Stift Altenburg, Paul Troger

• Kulturverein Südmährerhof, Niedersulz
• Kaiser-Franz-Josef-Museum für Hand-

werk und Volkskunst, Baden
• Museum für Medizin-Meteorologie,

Dürnhof
• Museumsverein, Enzenreith
• Kultur- und Museumsverein, Manners-

dorf/Leithagebirge
• Heimatmuseum, Wilfersdorf
• Gemeindemuseum, Kottingbrunn
• Museumsverein, Lanzenkirchen
• Feld- und Industriebahnmuseum,

Freiland
• Waldbauernmuseum, Gutenstein
• Weinstadtmuseum, Krems/Donau
• Österreichischer Club für Diesellok-

geschichte, Hadersdorf/Kamp
• Bauernmuseum, Groß-Schweinbarth
• Kultur- und Museumsverein, Thaya
• Mineralien-Fossilien-Bergbau Privat-

Museum, Langenlois
• Heimatmuseum, Fels/Wagram
• Heimatmuseum, Langenlois
• Verein NÖ Eisenstraße, Bruderlade St.

Anton/Jeßnitz (ECO-Plus)
• Verein NÖ Eisenstraße, Schmiede-

meile Ybbsitz (ECO-Plus)
• Verein NÖ Eisenstraße, Museum im

Ledererhaus, Purgstall/Erlauf (ECO-
Plus)

• Verein Kulturpark Kamptal, Ursinhaus
Langenlois (ECO-Plus)

• Verein Kulturpark Kamptal, Steinmetz-
museum Zogelsdorf (ECO-Plus)

• Verein Kulturpark Kamptal, Eingangs-
tor Horn (ECO-Plus)

• Idolsberger Musiksommer, Verein
„Alte Schule“, Idolsberg

• Projekt „Regionalleitungskreise - In-
dianer in Südamerika und ihre Le-
bensweisen“, Katholische Jungschar,
St. Pölten

• Ost-West-Musikfest, Krems
• NÖ Song Contest, Brabenetz-Produc-

tions, Hollabrunn
• Kulturelle Veranstaltungen, Weitra
• Kulturaktivitäten, Kulturinitiative Weins-

bergerwald
• Kultodrom Mistelbach
• Kulturinitiative Freiraum, Bruck/Leitha
• Kulturprogramm, Verein Alhambra
• Kulturplattform St. Pölten
• Schloßkonzerte Laxenburg
• Stadtfest, Allentsteig
• Versetzung eines Kriegerdenkmals,

Österr. Kameradschaftsbund, Orts-
verband Großmeiseidorf

• das proton, St. Pölten
• AGATHON - Verein Jugend- und Kul-

turzentrum, Purkersdorf
• Kulturtage Oberes Piestingtal, Kultur-

verein Orpheus
• Kulturelle Aktivitäten, Verein THYLL

KULTUR, Dietersdorf
• Verein zur Förderung der Entwick-

lungshilfe in Uganda, Unterolberndorf
• Eggenburger Kulturwoche

Ausstellungen auf der
Schallaburg

Förderungsmittel für
Heimatmuseen und
nichtstaatliche Museen

• Museum für Ur- und Frühgeschichte,
Stillfried (ECO-Plus)

• Freilichtmuseum, Kalte Kuehl
• Bezirksheimatmuseum „100 Jahre Al-

pine (Lilienfelder) Schifahrtechnik“, Li-
lienfeld

• Interessengemeinschaft NÖ Museen,
Mödling

• Stadtmuseum, Sonderausstellung,
Wiener Neustadt

• Zuckermuseum, Tulln
• Heimatmuseum, ARGE Heimatfor-

schung, Ebreichsdorf
• NÖ Lokalbahnen, Ybbsthalbahn,

Waidhofen/Ybbs
• Landwirtschaftsmuseum Buchinger,

Weißenkirchen/Perschling
• Museums-Waldbahn, Naßwald
• Bodenschätzungsmuseum, Hollabrunn
• Römermuseum, Mautern/Donau
• Museum, Schloß, Loosdorf
• Freilichtmuseum, Stübing
• Stadtmuseum, Poysdorf
• Museum im Geburtshaus Dr. Engel-

bert Dollfuß’, Texing
• Heimatmuseum, Absdorf
• Heimatmuseum, Gaaden
• Aktion M, Sektion Museum, Mistelbach
• Weinviertier Museumsdorf, Niedersulz
• Römisches Museum, Mautern (ECO-

Plus)

In der Schallaburg wurde 1997 als
Hauptausstellung „Zeugen der Intimität
- Privaträume der kaiserlichen Familie
und des böhmischen Adels - Aquarelle
und Interieurs des 19. Jahrhunderts“ ge-
zeigt. Die Ausstellung zeigte am Bei-
spiel des Wiener Hofs und des böhmi-
schen Adels die Wohnkultur im Wandel
von Empire und Biedermeier zum Histo-
rismus. Zahlreiche bislang unbekannte
„Interieur-Bilder“ aus tschechischen
Sammlungen boten Einblick in die pri-
vate Lebenswelt und die Einrichtungs-
gewohnheiten der Donaumonarchie im
19. Jahrhundert.
1997 wurde die bisherige Sonderaus-
stellung zum Thema „Spielzeug - Die
Welt im Kleinen für jung und alt - Samm-
lung Dr. Mayr“ als Dauerausstellung ein-
gerichtet.
Erstmals fand am 7. und 8. 6. 1997 ein
Spielefest mit vielfältigen Aktivitäten im
Freigelände und in der Burg statt (5.560
Besucher).
Ein stimmungsvolles Programm und ein
erlesener Markt machten die Schalla-
burg im Dezember 1997 zu einem mär-
chenhaften Schloß. Zum ersten Advent
auf der Schallaburg am 13. und 14. 12.
1997 kamen 3.553 Personen.
Insgesamt wurden 1997 54.295 Besu-
cher gezählt. >

Allgemeine kulturelle
Aktivitäten

• Kulturveranstaltung im Schloß, Trais-
mauer

• Veranstaltungsreihe, MERKwürdig
• Verein Wurzelwerkstatt
• Kulturprogramm, Prellenkirchen
• Georgifest, Pferdetourismusverband

„Tullnerfeld“, Rapoltenkirchen
• Kultursommer Gföhlerwald, Gföhl
• Verein „Kunst auf Rädern“
• Sommerspiele Wolfsthal, CHIARIVARI

- Verein zur Pflege von Kultur, Kunst
und Wissenschaft

• Waidhofner Sommerarena, Waidho-
fen/Ybbs

• Kunstseminar in der Landwirtschaftli-
chen Fachschule Gießhübl, Verein
Kulturforum Wien

• Konzert in Bonn, Radovan Andy
Music

• Jahreskulturprogramm, Verein Kultur-
initiative Gmünd

• Lunzer Sommerspiele, Verein Som-
merspiele Lunz/See

• Kulturveranstaltungen, Strasshof/Nord-
bahn

• Jugend- und Kulturclub TAVERNE, Mi-
chelstetten

• Korneuburger Musiksommer
• Verein Kulturzentrum Stiftstaverne,

Ardagger-Strudengau
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NÖ Landesmuseum
Kulturbezirk St. Pölten

Museum für U rgesch i ch te ,
Aspa rn /Zaya

29.731 Besucher.
Sonderausstellung: „Rätsel um Gewalt
und Tod vor 7000 Jahren“, 1. 4. bis
15. 11. 1997.
Führungen im Freilichtmuseum, Töpfer-,
Spinn- und Webkurse sowie Backen von
Fladenbrot nach urzeitlichen Methoden.
Im Freilichtmuseum wurde die Rekon-
struktion einer altsteinzeitlichen Jurte
aufgebaut. Laufend werden bei ver-
schiedenen Seminaren archäologische
Experimente durchgeführt, wie Kupfer-
und Eisenverhüttung, Holz- und Steinbe-
arbeitung sowie Färben von Wolle mit
Naturfarben. Der Anbau von urge-
schichtlichen Getreidearten und von
Färberpflanzen wurde fortgesetzt.
Im Bereich der ur- und frühgeschichtli-
chen Landesarchäologie wurde die
Funddatenbank weitergeführt.

A lpenga r ten ,  Re i chenau /Rax

Zirka 1.500 Besucher. Der Pflanzenbe-
stand wurde ergänzt bzw. erweitert.
Auch 1997 standen den Besuchern in
den Monaten Juli und August Studenten
der Botanik für Auskünfte zur Verfügung.
Mit Vorbereitungen für das 50jährige Ju-
biläum des Alpengartens im Jahr 1998
wurde begonnen.

Sonderausstellungen in
Niederösterreich
• „Heilpflanzen im Alltag“, Stockerau,
Bezirksmuseum, 16. 3. bis 15. 6. 1997;
522 Besucher.
• „Pflanzliche Naturselbstdrucke",
Maria Enzersdorf, Burg Liechtenstein,
13. bis 15. 6. 1997; ca. 1.000 Besucher.
• Hollabrunn, Krankenhaus, 22. 9. bis
18. 11. 1997; ca. 4.200 Besucher.
• „Gewürze", Zwettl, landwirtschaftliche
Schule, 15. 5. bis 6. 7. 1997; ca. 3.000
Besucher.
• „Airportart aus Afrika“, Klein Wetzdorf,
Schloß Wetzdorf, 28. 5. bis 31. 10. 1997;
ca. 4.700 Besucher.

Sonderausstellungen außerhalb
von Niederösterreich

wurde wegen des großen Publikumsin-
teresses im Jahr 1996 auch im Jahr
1997 gezeigt).

F i sche re i -  und Donaumuseum,
Schloß Or th /Donau

4.254 Besucher. Die 1996 begonnenen
aufwendigen Umbauarbeiten wurden
abgeschlossen.
Sonderausstellung: „Marchfeldspargel -
das Kaisergemüse“.

NÖ Museum für Vo lksku l tu r ,
G roß -Schwe inba r th

1997 wegen Bauarbeiten geschlossen.

Ba rockmuseum,
He i l i genk reuz -Gu tenb runn

2.238 Besucher. Zu den Konzert-Mati-
neen im Festsaal kamen insgesamt 483
Besucher.
Sonderausstellung: Der Zyklus „Zauber-
flöte“ von Herbert Fuchs.

An ton -Hanak -  F re i l i ch tmuseum,
Langenze rsdo r f

1.239 Besucher. Es wurden 4 Sonderaus-
stellungen und 1 Konzert durchgeführt.
Die Skulptur „Pieta“ wurde restauriert.

Wachau -Museum im
Te isenho fe rho f  ,
We ißenk i r chen /Wachau

2.832 Besucher. Infolge der Sanierung
des Teisenhoferhofs konnten die Muse-
umsräume vergrößert, umgestaltet und
neu eingerichtet werden. Dies ermöglicht
eine großzügige Präsentation etlicher
Hauptwerke aus der Kunstsammlung
des NÖ Landesmuseums und die völlige
Neukonzeption des volkskundlich-kultur-
geschichtlichen Museumsbereichs.
Seitens der Marktgemeinde Weißenkir-
chen/Wachau wurden 2 Sonderausstel-
lungen durchgeführt.

Haydn -Gebu r t shaus ,
Roh rau /Le i t ha

8.975 Besucher.

Die Neuinventarisierung und wissen-
schaftliche Bearbeitung der Bestände
des NÖ Landesmuseums wurde fortge-
setzt.
Einen Schwerpunkt bildete 1997 die Kon-
zeption des neu zu errichtenden NÖ Lan-
desmuseums in St. Pölten gemeinsam mit
dem Architekten Prof. Hans Hollein sowie
des Ausstellungsprogramms bis zur vor-
aussichtlichen Eröffnung des neuen NÖ
Landesmuseums im Jahr 2002.
1997 wurde der Betrieb der Shedhalle St.
Pölten aufgenommen. Es wurden die
Ausstellungen „Architektur bauen. St.
Pölten Niederösterreich Österreich“
(24. 5. bis 31. 8. 1997) sowie „Ein Land
sammeln. Ein Überblick über das NÖ
Landesmuseum“ (6. 9. 1997 bis 4. 1.
1998) gezeigt. Zwei Sonderausstellun-
gen innerhalb der Ausstellung „Ein Land
sammeln" waren bedeutenden Privat-
sammlungen gewidmet, die 1997 dem
NÖ Landesmuseum geschenkt wurden:
„Die Künstler aus Gugging 1946-1986 -
Sammlung Leo Navratil“ (6. 9. bis 9. 11.
1997) sowie ....... wie leicht bricht das -
Kostbarkeiten aus der Sammlung Martha
Friedmann" (28. 11. 1997 bis 1. 2. 1998).
Am 17. 12. 1997 wurde der Förderungs-
preis für experimentelle Architektur der
Republik Österreich im Rahmen einer
kleinen Sonderausstellung in der Shed-
halle an die Preisträger überreicht.
Die Shedhalle St. Pölten erreichte 1997
eine Besucherzahl von ca. 6.000 Perso-
nen.
Die 1993 gegründete Kulturszene Be-
triebsges. m. b. H. hat 1997 den Spiel-
betrieb im Festspielhaus mit der bemer-
kenswerten Auslastung von 70% aufge-
nommen.
Nach der organisatorischen Konsolidie-
rung wurde eine inhaltliche Linie kreiert,
die ihren Schwerpunkt im Bereich des
klassischen und modernen Tanzes hat.
Diese Positionierung hat bereits überre-
gionale Anerkennung gefunden.

Außenstellen des NÖ
Landesmuseums

• „Eichenwald - ein Lebensraum mit
Zukunft?“, Balje (D), Natureum Nieder-
elbe, 22. 3. 1996 bis 15. 2. 1997; ca.
51.000 Besucher.
• Nindorf-Hanstedt (D), Tierpark Lüne-
burger Heide, 23. 2. bis 31. 12. 1997,
ca. 63.000 Besucher.

Jagd-  und A f r i kamuseum,
Marchegg

6.944 Besucher. Die Umgestaltung des
jagd- und kulturhistorischen Teiles
wurde in weiten Teilen beendet, jene der
naturkundlichen Räume fortgesetzt.
Im Afrikamuseum wurde das Vermitt-
lungsprojekt „Korongo. Ein Afrikamu-
seum in der Storchenstadt Marchegg"
im Rahmen des sogenannten „Storchen-
festes" unter reger Publikumsbeteili-
gung durchgeführt.
Sonderausstellungen: „Storchenleben"
im Rahmen des Storchenfestes; „Urzeit-
krebse Österreichs“ (diese Ausstellung

NÖ Museum für
Rech tsgesch i ch te ,  Pöggs ta l l

8.025 Besucher.
Sonderausstellung: „Bänkelsang und
Moritaten", 1.4. bis 31. 10. 1997.

Museum für F rühgesch i ch te ,
T ra i smauer

Aktueller Besucherstand nicht vorlie-
gend.
Sonderausstellung: „Waffen: Gegenein-
ander - Nebeneinander - Miteinander“,
23. 3. bis 1. 11. 1997.
Diverse kulturelle Veranstaltungen.

Naturwissenschaften
Die Übersiedlung nach St. Pölten, insbe-
sondere jene des Lebendtierbereiches,
wurde Anfang April abgeschlossen. Die
Neuordnung der Sammlungen in St. Pöl-
ten konnte nach Bewältigung anfängli-
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Regionalisierungsprojekt
„Archäologischer Park
Carnuntum“ Bad
Deutsch-Altenburg und
Petronell-Carnuntum
• Ausgrabungen und Restaurierungen
im Bereich der Kernzonen 2 und 3:
- Kernzone 2 (Legionslager - Lager-
stadt): Amphitheater I, Rechtes Lagertor
- Kernzone 3 (Zivilstadt): Antikes Stadt-
viertel bei Schloß Petronell, Mithraeum
III, Heidentor
• Wissenschaftliche Projekte und Mu-
seologie:
- Münzprojekt Carnuntum (M. Alram,
R. Göbl, F. Humer, W. Jobst, F. Schmidt)
- Projekt Pfaffenberg (W. Jobst, I. Piso,
I. Koos, D. Gabler) in Kooperation mit
der Universität Cluj (Rumänien) und der
Universität Budapest (Ungarn)
- Publikationen: Carnuntum Jahrbuch
1997
• Fundrestaurierungen:
- Fundmünzen
- Inschriften Pfaffenberg
• Denkmalschutz und Baudenkmal-
pflege:
- Antikes Stadtviertel bei Schloß Petro-
nell: Errichtung der Terrassenmauer ent-
lang der Südstraße
- Heidentor
- Fundankäufe
• Archäologische Grabungen und
Fundaufarbeitungen:
- Wallsee-Sindelburg, Eröffnung eines
Römermuseums (Univ.-Prof. Dr. W.
Jobst, Univ.-Prof. Dr. H. J. Ubl, OSR
Tscholl)
- Mautern/Donau, Römerzeit (Österrei-
chische Akademie der Wissenschaften,
Forschungsstelle . Archäologie): Eröff-
nung des Römermuseums
- Carnuntum, Römerzeit (Mag. F. Hu-
mer, Univ.-Prof. Dr. W. Jobst)
- Comagena-Tulln, Römerzeit - Mittelal-
ter (ASINOE, Abteilung Kultur und Wis-
senschaft, Bundesdenkmalamt), Aus-
stellung in der Straßenbaudirektion 2:
„Archäologie und Straße, Verkehrskno-
ten Carnuntum“
- Wiener Neustadt, Ausgrabung und
Restaurierung des Befestigungswerkes
auf dem Gelände der EVN, Neunkirch-
ner Straße (Univ.-Prof. Dr. W. Jobst,
Dipl.-Ing. E. Reidinger)
- Trautmannsdorf-Stixneusiedl, Mithrae-
um (Univ.-Prof. Dr. W. Jobst, Ing.
K. Saupp)
- Archäologie in Höflein bei Bruck/Lei-
tha (Mag. Dr. R. Kastler): Restaurierung
und Präsentation der Römervilla.

terieurs des 19. Jahrhunderts“ auf der
Schallaburg und der Ausstellung „Ein
Land sammeln“ in der Shedhalle St.
Pölten.

eher haustechnischer Probleme been-
det und ihre EDV-mäßige Erfassung fort-
gesetzt werden.
Aus Schul- und Privatsammlungen wur-
den 80 Tierpräparate übernommen, re-
stauriert und in die Sammlungen einge-
gliedert, ca. 40 Wirbeltiere wurden prä-
pariert. Die Neuordnung der Wirbeltier-
sammlung in Hainburg wurde abge-
schlossen. Zahlreiche Objekte der
Sammlungen wurden für verschiedenste
Ausstellungen verliehen.
Die naturkundliche Bibliothek wurde um
rund 100 Bücher, 260 Sonderdrucke und
einige Zeitschriften, die Fotothek um rund
100 Dias erweitert. Band 10 der „Wissen-
schaftlichen Mitteilungen“ ging in Druck,
die Bände 11 und 12 sind in Vorbereitung.
Bibliothek und Fotothek der naturwissen-
schaftlichen Sammlung werden zuneh-
mend von verschiedenen Abteilungen
und naturwissenschaftlich interessierten
Personen in Anspruch genommen.
Weiters wurden die üblichen Betreu-
ungsarbeiten in den Sammlungen, Au-
ßenstellen und im Depot Hainburg
durchgeführt.
Mitarbeiter der naturwissenschaftlichen
Sammlung waren an Konzeption und
Durchführung der Ausstellung „Ein Land
sammeln“ in der Shedhalle St. Pölten
beteiligt.

Volkskultur und
Heimatpflege

Folgende Volkskulturveranstaltungen
konnten gefördert werden:
• Volkskulturveranstaltungen, Schön-

berg/ Kamp
• 2. Waldviertier Dorfspiele, Schweig-

gers
• Verein von Krippenfreunden, NÖ -

Wien
1997 schlossen sich die NÖ Heimat-
pflege, das NÖ Volksliedwerk und die
Internationale Organisation für Volks-
kunst zur ARGE Volkskultur Niederöster-
reich zusammen und begannen mit der
Adaptierung eines neuen Zentrums im
Schloß Atzenbrugg, wofür beträchtliche
Mittel eingesetzt wurden. Daneben
konnte die Aktion „Musikanten spielt’s
auf“ des NÖ Volksmusikvereins unter-
stützt werden und in kleinerem Ausmaß
die ARGE Volkstanz sowie die ARGE
Singen und Musizieren.
Im Bereich der Heimatpflege wurden
1997 86 Trachten- und Heimatvereine
gefördert.

Restaurierwerkstätten

In der Restaurierwerkstätte für Kunstge-
genstände wurden 1997 vorwiegend
Restaurierungen für das Wachaumuse-
um in Weißenkirchen/Wachau durchge-
führt. Weitere Restaurierungsarbeiten
betrafen Leihgaben des NÖ Landesmu-
seums für Grafenegg. Es wurden insge-
samt an 20 Gemälden, 12 Skulpturen
und 28 Rahmen Restaurierungen vorge-
nommen.
In den Restaurierwerkstätten in Asparn/
Zaya und Traismauer wurden die Funde
aus den laufenden Grabungen restau-
riert. Besonders zeitaufwendig war die
Bearbeitung der Grabung Michelstetten,
da ein enormer Fundanfall zu verzeich-
nen ist.

Medien

Im Sachbereich Medien (Film, Fotogra-
fie, Video, Neue Medien) konnte das
Land Niederösterreich 1997 durch seine
Fördertätigkeit zur Realisierung interes-
santer Projekte niederösterreichischer
Künstler beitragen, die zum Teil auch in-
ternational beachtliche Erfolge verzeich-
nen konnten.
Die Fördertätigkeit in diesem Sachbe-
reich betrifft alle apparativen Medien
von der Fotografie über Film, Video-
kunst, Computerkunst und Kunst im
elektronischen Raum.
Gefördert wurden Projekte von Einzel-
personen und Vereinen im Sinne einer
Produktionsförderung, Verwertungsför-
derung und Strukturförderung. Budgetär
gesehen lag der Schwerpunkt im Be-
reich Produktionsförderung filmischer
Medien und der Förderung der Vermitt-
lungsstruktur für audiovisuelle Medien.
Niederösterreichische Landkinos wur-
den durch eine sogenannte Abspiel-
und Kinoprämie gefördert. Durch die fi-
nanzielle Unterstützung des Österreichi-
schen Filmarchivs (Wien und Laxen-
burg) wird die Erhaltung des filmischen
Erbes ermöglicht, das sowohl filmge-
schichtlich als auch zeitgeschichtlich
große Relevanz für Niederösterreich be-
sitzt.

Archäologische
Grabungen

• Aspam/Schletz, Neolithikum (Dr. Windl)
• Michelstetten, Neolithikum bis Mittel-

alter (Dr. Lauermann)
• Stillfried, Paläolithikum bis Mittelalter

(Univ.-Prof. Dr. Eibner)
• Gars/Thunau, Frühmittelalter (Dr.

Szameith)
• Thaya, Mittelalter (Univ.-Prof.

Dr. Felgenhauer)
• Rosenburg, Neolithikum (Dr. Lenneis)
• Weinsteig, Neolithikum (Univ.-Prof.

Dr. Trnka)

Museumspädagogik

Schwerpunktaktivitäten bei der Ausstel-
lung „Zeugen der Intimität - Privaträu-
me der kaiserlichen Familie und des
böhmischen Adels - Aquarelle und In-
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Kulturpreise für Wissenschaft

• o. Univ.-Prof. Mag. Dr. Gustav Rein-
grabner, Würdigungspreis/Geistes-
wissenschaften;

• o. Univ.-Prof. Dr. Hans-Martin Steiner,
Würdigungspreis/Naturwissenschaf-
ten

• Mag. Dr. Christian Lackner, Anerken-
nungspreis

• Dipl.-Ing. Dr. techn. Herbert Schedl-
mayer, Anerkennungspreis

• Univ.-Doz. Dr. Stefan Böhm, Anerken-
nungspreis

• Dipl.-Ing. Thomas Holzer, Anerken-
nungspreis

NÖ Landesakademie

Am 10. 2. 1998 hat die NÖ Landesaka-
demie ihr Gebäude, das Haus St. Pöl-
ten, feierlich eröffnet. Die NÖ Landes-
akademie beschäftigt 32 Mitarbeiter in
der Verwaltung, für wissenschaftliche
Projekte kommen 22 Projektleiter und
weitere 35 Mitarbeiter dazu. Im Studien-
jahr 1996/97 wurden 23 Lehrgänge mit
601 Teilnehmern und 441 Kurse, Semi-
nare und Einzelveranstaltungen mit
10.100 Teilnehmern abgehalten.
Die NÖ Landesakademie gliedert sich in
4 Bereiche:
• Zukunft und Entwicklung
• Gesundheit und Soziales
• Politik und Verwaltung
• Umwelt und Energie
Beispiele der erfolgreichen Arbeit sind
die wissenschaftliche Evaluierung des
ökologischen Kreislaufmodells Harbach,
ein international anerkanntes Weiterbil-
dungsprogramm für Kindergärtnerin-
nen, die Profilierung des Lehrgangs
„Neurorehabilitation für Therapeuten"
des Instituts zur Erforschung und Verhü-
tung des Schlaganfalls sowie das
EU-Forschungsprojekt „Ökologie der
Althaussanierung“.
Die NÖ Landesakademie begleitet und
koordiniert bedarf- und anwendungs-
orientierte Forschung und sorgt für die
effiziente Verwendung der Forschungs-
mittel. Der Aufbau einer NÖ For-
schungsdokumentation und die Ent-
wicklung eines strategischen For-
schungsförderungskonzeptes zur Koor-
dination der Forschung in Niederöster-
reich sind in diesem Zusammenhang
wesentliche Aufgaben. Dabei wird die
NÖ Landesakademie von in- und aus-
ländischen Wissenschaftsexperten be-
raten.

Zur Beurteilung umfangreicher Förde-
rungsansuchen im Bereich Darstellende
Kunst und zur Erarbeitung prinzipieller
Richtlinien in diesem Zusammenhang
wurde ein neues Gutachtergremium no-
miniert.

Kulturpreise für Medienkunst
(Dokumentarfilm)

• Michael Pilz, Würdigungspreis
• Manfred Neuwirth, Anerkennungs-

preis

Kulturpreise für darstellende
Kunst

• Prof. Kammerschauspielerin Elfriede
Ott, Würdigungspreis

• Mimi Wunderer, Anerkennungspreis
• Nikolaus Büchel, Anerkennungspreis

Literatur

Insgesamt wurden 1997 3 Literaturzeit-
schriften, 40 Autoren, 4 Anthologien, 9
literarische Gesellschaften, 7 Lesungen
und 2 Symposien unterstützt.

Kulturpreise für Literatur

• Dr. Peter Steiner, Würdigungspreis
• Patricia Brooks, Anerkennungspreis
• Beatrix Maria Kramlovsky, Anerken-

nungspreis

Kulturpreise für literarische
Übersetzung (Sonderpreis)

• Dr. Uta Szyszkowitz, Würdigungspreis
• Dr. Christa Rothmeier, Anerkennungs-

preis
• Dr. Dorothea Müller-Ott, Anerken-

nungspreis

Wissenschaft

Förderungen

Im Jahr 1997 wurden 208 Förderungs-
ansuchen positiv erledigt.
Wie seit Jahren wurden Aktivitäten der
Österreichischen Akademie der Wissen-
schaften im Bereich des Landes Nieder-
österreich unterstützt, weiters langfri-
stige Projekte, die an den Universitäten
laufen oder im Rahmen der Ludwig-
Boltzmann-Gesellschaft und anderer
wissenschaftlicher Institute und Vereine
bearbeitet werden. Unter letzteren seien
das Konrad-Lorenz-Institut in Altenberg,
der Verein für Landeskunde von Nieder-
österreich, der Waldviertler Heimatbund,
der Kulturbund Weinviertel, das Ökolo-
gische Forschungslabor in
Schrems/Gebharts und die Gesellschaft
der Freunde Carnuntums hervorgeho-
ben.
Gefördert wurden aber auch verschie-
denartigste Einzelprojekte, Zeitschriften,
Diplomarbeiten und Dissertationen
sowie wissenschaftliche Veranstaltun-
gen. Unter diesen sind die Tagungen
der Österreichischen Ludwig-Wittgen-
stein-Gesellschaft und die Symposien
„Sommerschulen" und „Kultur-Stammti-
sche" der Waldviertel Akademie hervor-
zuheben.
Unterstützt wurden auch zahlreiche Mu-
seen, die mit ihren auf oft sehr hohem
Niveau stehenden periodischen Editio-
nen, Katalogen und Informationsmate-
rialien die ähnlich gelagerten Bestre-
bungen des Landes Niederösterreich
hervorragend ergänzten. Hier seien
neben dem Museumsverein Alte Hof-
mühle in Hollabrunn einmal mehr die Ak-
tivitäten der Vereine Kulturpark Kamptal
und NÖ Eisenstraße erwähnt.
Nach wie vor bildeten Lokal- und Hei-
matchroniken, bearbeitet im Auftrag von
Gemeinden, Pfarren und lokal tätigen In-
stitutionen, einen zahlenmäßig starken
und im Hinblick auf die Stiftung von
Identität in ihren Regionen sehr wichti-
gen Anteil der Wissenschaftsförderung.

Darstellende Kunst

Im Sachbereich Darstellende Kunst wur-
den neben den beiden Stadttheatern
Niederösterreichs auch Veranstaltungs-
strukturen in den Regionen mit Saison-
betrieb (z. B. Wald4tler Hoftheater,
Theater Westliches Weinviertel) geför-
dert.
Einen Schwerpunkt der Fördertätigkeit
nahmen die Theaterfestivals ein. Durch
einen neu abgeschlossenen Förderver-
trag zwischen dem Land Niederöster-
reich und dem Verein Theaterfest Nie-
derösterreich wurden vom Verein 1997
erstmals die Finanzierungsbeiträge des
Landes nach einem internen Vertei-
lungsschlüssel an 14 Sommertheater-
standorte weitergegeben.
Daneben wurden auch einige Festivals
von regionaler und kultureller Bedeu-
tung außerhalb dieses Vereins gefördert.
Das Festival Art Carnuntum in Petronell-
Carnuntum und Bad Deutsch-Altenburg
zeigte international beachtete Theater-
produktionen.
Die Förderung des Amateurtheaterbe-
reichs wurde erstmals in den Bereichen
der Produktions-, Gruppen- und Weiter-
bildungsförderung vom NÖ Landesver-
band für Schulspiel, Jugendspiel und
Amateurtheater koordiniert und abge-
wickelt.
Wesentliches Augenmerk wurde auch
auf die Produktionsförderung Freier
Gruppen gelegt.

Donau-Universität Krems

Die Donau-Universität Krems ist die ein-
zige Universität Österreichs, die nach
privatwirtschaftlichen Kriterien geführt
wird und sich ausschließlich der post-
gradualen Weiterbildung, aber auch der
Forschung und Dienstleistung widmet.
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stival) haben jene Flexibilität, die für ihre
Tätigkeit nötig ist. Das Land als Mitfinan-
zierer gibt einen kulturpolitischen Rah-
men vor, der inhaltliche Freiheit gewähr-
leistet. Im Wechselspiel von Controlling
und Consulting zwischen Land, Gesell-
schaftern und Geschäftsführung werden
die Betriebsgesellschaften strukturell
und organisatorisch optimiert.

Weiters ist sie als einzige Universität
Österreichs eine eigenständige juristi-
sche Person öffentlichen Rechts. Zufrie-
dene Studierende und ein ungewöhnlich
hoher Drittmittelfinanzierungsanteil sind
das Ergebnis der künden- und marktori-
entierten Ausrichtung. Ihre Erhalter sind
das Land Niederösterreich und der
Bund.
Im Wintersemester 1997/98 wurden
9 Universitätslehrgänge angeboten:
• MBA Krems
• Banking & Finance
• Telematikmanagement
• Europäische Journalismus-Akademie
• Publishing/Verlagswesen
• EURAS
• EURO-JUS
• Solararchitektur
• Technische Dokumentation
Die Zahl der inskribierten Studierenden
erhöhte sich von 196 im Jahr 1996 auf
387 im Jahr 1997, also um nahezu
100%. Der Anteil an ausländischen Stu-
dierenden betrug rund 30%.
1997 legte die Donau-Universität Krems
als erste österreichische Universität in
Form eines Geschäftsberichts Rechen-
schaft über ihre Aktivitäten ab.

Mitglieder über EU-Förderprogramme
kulminierte in einer vom Land Nieder-
österreich initiierten Einladung mehrerer
Delegierter nach Brüssel zu einem
Fachvortrag über EU-Förderprogram-
me.
1997 vergab das Land Niederösterreich
in den Bereichen Kultur und Wissen-
schaft 24 Kurzstipendien an Personen
aus den Mitgliedern Bulgarien, Kroati-
sche Republik, Slowakische Republik
und Stadt Budapest. Schubertjahr

3
Aus Anlaß des Schubertjahrs wurde eine
Werbekampagne für die zahlreichen
landesweit organisierten Veranstaltun-
gen, Konzerte, Ausstellungen etc. orga-
nisiert. Diese Dachkampagne umfaßte
einen Folder, Plakataffichierung und mo-
natlich aktualisierte ganzseitige Schal-
tungen in den Printmedien.

Versammlung der
Regionen Europas

Unter dem Vorsitz des Landes Nieder-
österreich in der Kommission VI (Kultur,
Aus- und Fortbildung, Jugend, Sport
und Medien) fanden die Herbstsitzung
der Kommission VI in St. Pölten sowie
die Sitzungen von Präsidium und Vor-
stand der Versammlung der Regionen
Europas in Baden statt.
Dabei legte das Land Niederösterreich
besonderes Augenmerk auf die Ost-
West-Zusammenarbeit der Regionen
sowie auf Fragen der Erziehung und
Weiterbildung. Ferner präsentierte das
Land Niederösterreich die Ergebnisse
einer Rundfrage über die Bekämpfung
der Jugendarbeitslosigkeit in den ein-
zelnen Regionen.

Öffentlichkeitsarbeit

Umfassende Information über die kultu-
rellen Aktivitäten Niederösterreichs im
In- und Ausland mit dem Logo „nieder-
österreich kultur“
• Teilnahme an diversen Fremdenver-
kehrsmessen wie z. B. FERIENMESSE
Wien (23. bis 26. 1. 1997), TOURF Salz-
burg (14. bis 16. 2. 1997), TOURIST Linz
(21. bis 23. 2. 1997), WELSER MESSE
(3. bis 6. 4. 1997)
• Erstellung sämtlicher Werbemittel und
eines Werbekonzeptes für die Schalla-
burg inklusive Mediaplan, Plakataffichie-
rung, Sonderaktivitäten sowie für das
Landesmuseum und dessen Außenstel-
len, insbesondere die Shedhalle St. Pöl-
ten (Plakate, Flugblätter etc.)
• Erstellung einer Übersichtsbroschüre
über die kulturellen Aktivitäten des Lan-
des Niederösterreich (NÖ Kulturführer)
• Gezielte Betreuung der Schulen in
Wien und Niederösterreich mit Informa-
tionen über Schallaburg und Landesmu-
seum sowie dessen Außenstellen
• Verbreitung sämtlicher Druckmittel
durch zahlreiche Massenaussendungen
(ca. 120.000 Adressen pro Jahr)
• Verbreitung sämtlicher Druckmittel
durch 4 Werbefahrten in Wien und Nie-
derösterreich (Jänner, März, Juni und
September 1997)
• Laufende Information der Presse im
In- und Ausland über die kulturellen Ak-
tivitäten
• Unterstützung kultureller Aktivitäten,
die nicht vom Land Niederösterreich
veranstaltet werden, wie z. B. NÖ Do-
naufestival, Kunst.Halle.Krems

Fachhochschul-Studiengänge

In Niederösterreich werden - zum Teil
bereits seit 1994 und mit massiver Un-
terstützung des Landes Niederöster-
reich - an den Standorten Wiener Neu-
stadt (Wirtschaftsberatende Berufe; Prä-
zisions-, System- und Informationstech-
nik) und Krems (Tourismusmanagement
und Freizeitwirtschaft) sowie St. Pölten
(Telekommunikation und Medien) Fach-
hochschul-Studiengänge durchgeführt.
Im Zuge des weiteren Ausbaus des
Fachhochschulwesens faßte die NÖ
Landesregierung den Grundsatzbe-
schluß, auch einen Fachhochschul-Stu-
diengang in Wieselburg finanziell zu un-
terstützen, sobald dieser vom Fach-
hochschulrat und dem Bundesministe-
rium für Wissenschaft und Verkehr aner-
kannt wird.

Kulturzentren

Im Rahmen der kulturellen Regionalisie-
rung soll diversen Kulturträgern durch
Finanzierungsbeiträge in Form einmali-
ger Infrastrukturförderungen die Mög-
lichkeit geboten werden, Kulturzentren
zu errichten, deren Programm- und Nut-
zungskonzept sich nach dem lokalen
Kulturbedarf richtet bzw. der Bevölke-
rung den Zugang zu zeitgenössischen
innovativen Kunstrichtungen ermöglicht.
Durch die Schaffung von Kulturwerkstät-
ten soll das Kulturangebot in den Regio-
nen und die Teilnahme an kulturellen
Veranstaltungen gesteigert werden.

Arbeitsgemeinschaft
Donauländer

Die Kofinanzierung des Projektes „Kul-
turstraße Donau“ durch das EU-Förder-
programm INTERREG HO wurde vorbe-
reitet. Für die thematische Karte „Kultur-
straße Donau“ konnte die Sammlung der
Daten sowie die gemeinsame Erarbei-
tung einer Legende abgeschlossen wer-
den. Die regelmäßige Information be-
sonders der süd- und osteu-ropäischen

Betriebsgesellschaften

Im Sinne der kulturpolitischen Grund-
sätze des Landes Niederösterreich wird
die Unterscheidung zwischen Finanzie-
renden und Veranstaltern in die Praxis
umgesetzt. Privatwirtschaftlich organi-
sierte Betriebsgesellschaften (NÖ Kul-
turszene, Kunst.Halle.Krems, Archäolo-
gischer Park Carnuntum, NÖ Donaufe-
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Abteilung NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für Landeskunde

NÖ Landesarchiv „Das Königsgut in Niederösterreich",
„Hardegger Urbar") und stellten im Rah-
men einer Einführung in das neue Lan-
desarchiv für Studenten der Universität
Wien themenspezifische Archivalien für
das Seminar „Geschichte der Medizin"
zur Verfügung.

Be te i l i gung  an Auss te l l ungen

Anläßlich der Eröffnung des NÖ Landes-
archivs wurde im Foyer des neuen Ar-
chivgebäudes eine Sonderausstellung
unter dem Titel „Zimelien aus dem NÖ
Landesarchiv" und „Restaurierung von
Archivalien" gezeigt.
Außerdem wurde von Mitarbeitern der
Abteilung zum größten Teil die Dauer-
ausstellung zur Geschichte des NÖ
Landtags anläßlich der Eröffnungssit-
zung des NÖ Landtags in St. Pölten im
Foyer des neuen Landtagsgebäudes
gestaltet, weiters das wissenschaftliche
Konzept für die Dauerausstellung über
Waidhofen und die Eisenwurzen im
Stadtturm von Waidhofen/Ybbs erstellt
sowie die Kärntner Landesausstellung
„Alles Jagd" durch Leihgaben und Ob-
jektbeschreibungen unterstützt.

Pub l i ka t i onen  und
Öf fen t l i chke i t sa rbe i t

Zur Eröffnung des neuen Landesarchivs
wurde eine Festschrift vorgelegt, die die
Geschichte des NÖ Landesarchivs und
die Planung des neuen Archivgebäudes
dokumentiert sowie einen Überblick
über die Bestände gibt.
Aus Anlaß der letzten Regierungssit-
zung im Mai 1997 in Wien wurde über
Auftrag der Landesamtsdirektion eine
überblicksmäßige Geschichte der NÖ
Landesregierung verfaßt.
Weitere Publikationstätigkeit:
• Projekt „Geschichte der Bundeslän-
der", Studie „Der Landtag, die NÖ Lan-
desregierung und das Amt der Landes-
regierung 1945-1955"
• Projekt „Mahnmale und Gedenkstät-
ten" betreffend Widerstand und Verfol-
gung in Österreich
• Aufsätze über Gemeindeheraldik
Mitarbeiter des NÖ Landesarchivs nah-
men an folgenden Fachtagungen und
Festveranstaltungen teil:
• 11 Wappenverleihungs- und eine
Markterhebungsfeier
• Expertenkonferenz der österreichi-
schen Archivdirektoren in Graz
• 17. Symposion des NÖ Instituts für
Landeskunde in Ardagger
• 27. Österreichischer Archivtag in
Schladming
• Internationaler Kongreß „Old Age and
Childhood" an der Universität Odense
(DK)
• Fachtagung „Geschlechtergeschichte
in der Frühen Neuzeit“ der Akademie
der Diözese Rottenburg-Stuttgart (D)
• Internationales Symposion „Protestan-
tische Mentalitäten", Universität Wien
• Kirchenhistorischer Arbeitskreis in St.
Pölten
Mitarbeiter hielten Lehrveranstaltungen
an der Universität Wien ab, betreuten
Dissertationen und Diplomarbeiten (u. a.

Schwerpunkte 1997

Die Arbeit des NÖ Landesarchivs war im
Jahre 1997 weitgehend von der Notwen-
digkeit der Übersiedlung von rund
25.000 Laufmetern Schriftgut in das
neue Landesarchiv in St. Pölten be-
stimmt. In den beiden Archivabteilun-
gen, Regierungsarchiv und Ständisches
Archiv, in denen der Lesesaalbetrieb ab
Spätherbst 1996 eingestellt war, wurden
die Bestände vermessen, EDV-mäßig
erfaßt, gereinigt, neu eingeschachtelt
und beschriftet sowie für die Überfüh-
rung nach St. Pölten vorverpackt. Der
Benützerdienst im Außendepot Bad
Pirawarth wurde während der gesamten
Übersiedlungszeit aufrechterhalten. Die
Depots des neuen Archivgebäudes in
St. Pölten wurden im März, Werkstätten,
Lesesaal und Büroräume im Juli und Au-
gust 1997 übergeben.
Am 18. 11. 1997 wurde der Neubau des
NÖ Landesarchivs durch Landeshaupt-
mann Dr. Erwin Pröll und Landeshaupt-
mannstellvertreterin Liese Prokop feier-
lich eröffnet.

Ziele 1998

Erstmals in der Geschichte des NÖ Lan-
desarchivs sind beide Archivabteilun-
gen, das Regierungsarchiv und das
Ständische Archiv, in einem Gebäude, in
dem auch das Institut für Landeskunde
untergebracht ist, vereinigt. Die Zusam-
menführung der drei Abteilungen und
eine Neuorganisation des Dienstbetrie-
bes und des Benützerdienstes soll den
Besuchern eine optimale Betreuung
(Bürgerservice) und den Mitarbeitern
zeitgemäße Arbeitsbedingungen bieten.
In den folgenden Monaten sollen Erfah-
rungen in der Führung des neuen Hau-
ses gesammelt und der Dienstbetrieb
den neuen Erkenntnissen laufend ange-
paßt werden.
Weitere Ziele:
• Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit
• Schaffung eines Logos für die Abtei-
lung NÖ Landesarchiv und NÖ Institut
für Landeskunde in Zusammenarbeit mit
dem Fachhochschul-Studiengang „Tele-
kommunikation und Medien" in St. Pöl-
ten (Studentenwettbewerb)
• Einrichtung einer EDV-Arbeitsgruppe
für NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für
Landeskunde
• Sonderausstellungen im Foyer des
neuen Archivgebäudes; geplante Aus-
stellungen 1998: „Spurensuche“. Frau-
engeschichte in den Ouellen des NÖ
Landesarchivs, Begleitausstellung zur
Landesausstellung in Kirchstetten; Aus-
stellung der besten Entwürfe eines Lo-
gos für die Abteilung NÖ Landesarchiv
und NÖ Institut für Landeskunde
• Intensivierung der Kontakte zur Uni-
versität Wien, um den Standortverlust
der früheren Nähe zur Universität Wien
auszugleichen und eine Abkoppelung
des NÖ Landesarchivs und seiner Be-
stände von der historischen Forschung
zu vermeiden
• Auf Wunsch von Landeshauptmann
Dr. Erwin Pröll Herausgabe einer Ge-
schichte der NÖ Landesregierung von
1918 bis zur Übersiedlung nach St. Pöl-
ten
• Herausgabe eines gedruckten Ge-
samtinventars der Bestände des NÖ
Landesarchivs (Übersichtsinventar, Teil-
inventare)
• Neuherausgabe der ab 1977 erschie-
nenen und 1987 eingestellten „Mitteilun-
gen aus dem NÖ Landesarchiv"

Neue rwe rbungen
An Behördenschriftgut wurden Akten
und Nachschlagebücher von Bezirksge-
richten übernommen. Eine wichtige
Neuerwerbung ist die nach dem Justiz-
palastbrand von 1927 rekonstruierte
„NÖ Landtafel“, die vom Bezirksgericht
Wien I, Innere Stadt (Hauptbücher, Anle-
gungsakten, Urkunden sowie 2080
Landtafelmappen) übergeben wurde.
Prof. Dr. Josef Breu übergab dem NÖ
Landesarchiv 22 Aktenstücke aus der
k. k. Herrschaft Mauerbach als Ge-
schenk, die dem Bestand „Klosterakten,
Mauerbach (1782)" zugeordnet wurden.
Weiters wurden Ordnungs-, Inventarisie-
rungs- und Skartierungsarbeiten durch-
geführt.

Gu tach ten
Zwei Markterhebungsgutachten sowie
mehrere Gutachten hinsichtlich der Be-
rechtigung von Orts- und Gemeindejubi-
läen wurden erstellt.

Geme indehe ra ld i k
In Zusammenarbeit mit den Gemeinden
Gaubitsch, Heldenberg, Hof/Leithaber-
ge, Opponitz, Otterthal, Röhrenbach,
Stetteldorf/Wagram, Viehdorf, Walden-
stein und Wienerwald wurden 10 Ent-
würfe für Gemeindewappen erarbeitet.

Handb ib l i o t hek
Die insgesamt etwa 30.000 Bände um-
fassende Handbibliothek wurde um 317
Druckwerke erweitert.
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NÖ Institut für
Landeskunde

Schwerpunkte 1997

Planung und Durchführung landeskund-
licher Symposien, Herausgabe der
Reihe „Studien und Forschungen",
Durchführung landeskundlicher For-
schungsprojekte, Fortführung der NÖ
Bibliographie und Unterstützung landes-
kundlicher Aktivitäten in Niederöster-
reich.

Sympos ion

Anfang Juli 1997 wurde in Ardagger das
17. Symposion zum Thema „Recht und
Gericht in Niederösterreich" durchge-
führt. Planung und Vorbereitung des
Symposions 1998 in Waidhofen/Ybbs
sind bereits weit fortgeschritten.

Pub l i ka t i onen  und
Öf fen t l i chke i t sa rbe i t

In der Reihe „Studien und Forschungen
aus dem NÖ Institut für Landeskunde“
sind Band 22 (Roland, Lilienfelder Buch-
schmuck) und Band 23 (Lackner, Re-
chenbuch Albrechts III.) erschienen; in
Redaktion sind zwei Aufsatzbände
(Krems 1995 und Puchberg 1996) sowie
drei Monographien.
Mitarbeiter des NÖ Instituts für Landes-
kunde vertreten die Abteilung in der Ar-
beitsgruppe „Wissenschaft" des NÖ
Kultursenats und im Österreichischen
Normungsinstitut.

Dokumen ta t i on  und
B ib l i og raph ie

Rund 27.000 Titel wurden mit dem PC
erfaßt, mehr als 23.500 Titel sind in der
STAIRS-Datenbank LAKU gespeichert
und stehen einem breiten Benützerkreis
für Abfragen zur Verfügung. Ein Beitrag
zur NÖ Bibliographie ist in der Zeitschrift

„Unsere Heimat 1997“ erschienen. Die
Umstellung des ca. 10 Jahre alten EDV-
Erfassungsprogrammes für die Biblio-
graphie auf eine moderne Anwendung
(MS-Access) konnte abgeschlossen
werden.

Ziele 1998

Das NÖ Institut für Landeskunde ist
Ende August 1997 von Wien in das
neue Archivgebäude in St. Pölten über-
siedelt.
Die Zusammenführung der zwei Archiv-
abteilungen und des NÖ Instituts für
Landeskunde in einem Gebäude soll zu
einer engen Zusammenarbeit dieser In-
stitutionen führen, so daß die oben for-
mulierten Ziele größtenteils auch für das
Institut gelten.
Zusätzlich zu diesen Zielen ist geplant,
die Herausgabe der Publikationen des
Instituts im bisherigen Umfang weiterzu-
führen und die Aktivitäten des Vereins
für Landeskunde zu unterstützen.

Abteilung NÖ Landesbibliothek

Schwerpunkte 1997

Haupttätigkeit des Jahres 1997 war die
Übersiedlung und Neuaufstellung der
Bestände der Nö Landesbibliothek in
St. Pölten. In 7.562 Kartons wurde auf
50 Lkw-Ladungen das Bibliotheksgut
ohne Verluste und nennenswerte Be-
schädigungen nach St. Pölten übersie-
delt und dort im neuen Haus für die
Benützung bereitgestellt. Dabei mußten
einige organisatorische Neuordnungen
bewerkstelligt werden: So wurden die
gebundenen Jahrgänge der periodisch
erscheinenden Schriften aus den Allge-
meinbeständen ausgesondert und in
eigenen Periodikamagazinen aufge-
stellt. Ebenso wurden Publikationen mit
einem Erscheinungsjahr vor 1900 in ein
eigenes Magazin für historisch wertvol-
les Buchgut transferiert. Letztlich mußte
die mit Jahresende ca. 10.000 Bände
umfassende Freihandaufstellung im
Lesebereich ausgewählt und eigens
adjustiert werden. Für diese Freihand-
aufstellung war zuvor eine auf die
Bedürfnisse der NÖ Landesbibliothek
abgestimmte Systematik erarbeitet wor-
den.
Krönender Abschluß dieser Neuord-
nungsarbeiten war die feierliche Eröff-
nung der NÖ Landesbibliothek am
29. 9. 1997 durch Landeshauptmann Dr,
Erwin Pröll. Zu diesem Anlaß hatte die
Landesbibliothek auch eine 170 Seiten
starke Festschrift herausgegeben. Nach

einem „Tag der offenen Tür“ am darauf-
folgenden Tag, der reges Publikumsin-
teresse fand, steht die NÖ Landesbiblio-
thek seit 1. 10. 1997 wieder uneinge-
schränkt der allgemeinen Benützung zur
Verfügung.

- nur bedingt für qualifizierte Arbeiten
einsetzbar war. Daher sind die im Tä-
tigkeitsbericht 1996 prognostizierten
Bearbeitungsrückstände im Bereich der
Druckschriftensammlung tatsächlich ent-
standen.

Chronik 1997

• 31. 1. Übernahme der Horizontalma-
gazine
• 10. 2. Übersiedlungsbeginn
• 7. 4. Übernahme der Vertikalmagazi-
ne, Beginn der Aufstellung der Periodika
• 9. 6. Beginn der Übersiedlung der Bü-
roräume
• 4. 7. Ende der Übersiedlung
• 6. 9. Übernahme des Bibliotheksge-
bäudes
• 13./14. 9. Anläßlich des „Tags der offe-
nen Tür“ des Regierungsviertels Veran-
staltung eines Literaturwochenendes „Li-
teratur in der Bibliothek“ mit Lesungen
von 11 niederösterreichischen Autoren
• 29. 9. Eröffnung der Bibliothek
• 30. 9. Anläßlich des „Tags der offenen
Tür der NÖ Landesbibliothek" Besuch
von rund 550 Interessierten
• 1. 10. Aufnahme des Lesebetriebs in
St. Pölten; bis zum Jahresende 1997 Be-
such von 36 Schulklassen, davon 27
Oberstufenklassen, in angemeldeten
Führungen
• 22. 10. Besuch von Vertretern der
„Versammlung der Regionen"

Probleme 1997

Bedingt durch die Übersiedlung der NÖ
Landesverwaltung, waren die finanziel-
len und personellen Ressourcen der
EDV-Abteilung des Amtes der NÖ Lan-
desregierung derartig ausgelastet, daß
die angestrebte Umrüstung der
EDV-Ausstattung, verbunden mit dem
Upgrade des Bibliothekssystems, nicht
durchgeführt werden konnte. Ebenso
konnte durch wirtschaftliche Probleme
der beauftragten Softwarefirma die Ein-
bindung des EDV-Kataloges der NÖ
Landesbibliothek in die Internet-Home-
page der Bibliothek nicht erfolgen.
Wenn auch der Ansatz für den Sach-
aufwand der Bibliothek gegenüber dem
Vorjahr mit S 2,000.000,- gleich blieb,
brachte die Kreditsperre eine merkbare
Verringerung des Ankaufsbudgets, die
sich durch die hohe Inflationsrate bei
wissenschaftlicher Literatur doppelt re-
striktiv auswirkte. Die angespannte Per-
sonalsituation wurde durch die Zuwei-
sung eines Maturanten nur marginal
entschärft, da dieser durch die inten-
sive Ausbildung - vor allem außer Haus
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AV-MediensammlungZiele 1998
• Verstärkte Bestandserweiterung in
Hinblick auf den neuen Standort mit be-
sonderer Berücksichtigung der neuen
Technologien des Informationswesens
• Wiederaufnahme der bibliothekseige-
nen Ausstellungstätigkeit
• Umstellung des EDV-Betriebssystems
auf Windows NT und Upgrade des Bi-
bliothekssystems BIS-C 2.1 auf BIS-C
3.0
• Anbieten des Bibliothekskatalogs via
Internet
• Organisation des 25. Österreichi-
schen Bibliothekartags vom 15. bis
19. 9. 1998 in St. Pölten

• 5. 11. Besuch des „Management-
clubs NÖ Mitte“
• 21. 11. Vortrag von Arch. Peter Riepl
im Rahmen des Vortragsprogrammes
von „Orte, Architekturnetzwerk Nieder-
österreich“
• 10. 12. Buchpräsentation „Architektur
in Niederösterreich 1986-1997“ durch
„Orte, Architekturnetzwerk Niederöster-
reich“

Schallplatten 48
Compact Discs 68 (+3)
Kompaktkassetten 68 (+2)
Videokassetten 88 (+8)

Landkartensammlung

Kartentitel 2.851 (+116)
Anzahl der Kartenblätter 14.695 (+524)
Atlanten 343 (+26)Leihgaben

Übersiedlungsbedingt wurde 1997 nur
ein Objekt mit einem Versicherungswert
von S 15.000,- für die Ausstellung „850
Jahre St. Stephan - Symbol und Mitte in
Wien“ zur Verfügung gestellt. 89 Objekte
dienten als Reprovorlage.

Benutzung:! 19 Personen benutzten 476
Signaturen mit 833 Blättern.

Topographische Sammlung,
Porträtsammlung,
Flugschriftensammlung und
Exlibrissammlung

Statistik 1997

DruckschriftensammlungEDV-Einsatz

Die Bereinigung der in das integrierte
Bibliothekssystem BIS-C übernomme-
nen Datenbanken HIST und BIBL wurde
abgeschlossen. Dabei wurden ca.
80.000 Datensätze korrigiert und verein-
heitlicht. Die beiden Pools BIBL und
ALTD wurden zusammengeführt und
stehen mit 147.143 Titelsätzen als
Grundlage für Bearbeitung, OPAC und
Entlehnverbuchung zur Verfügung. Bei
der Zusammenführung der beiden Pools
wurde auf MAB2 umgestellt und über-
dies die Normdaten aus Schlagwort-,
Körperschafts- und Personennormdatei
eingespielt, so daß der Bibliothekspool
über ca 1,8 Mio. Datensätze (ca. 815
MByte) verfügt.
Mit der Wiedereröffnung am 1. 10. 1997
wurde die automatische Entlehnverbu-
chung in Betrieb genommen. Bis Jah-
resende wurden 513 Entlehnausweise
ausgegeben.
Im Bereich der RIS-Datenbank wurden
u. a. für 6 Personen Abfragen in der EU-
Rechtsdatenbank CELEX für 14 Rechts-
materien durchgeführt.

Topographische Ansichten 21.355 (+304)
Ansichtskarten und Fotos 53.274 (+128)
Porträts 3.880 (+36)
Flugschriften 551
Exlibris 550
Kupferplatten 352

Bücherzuwachs
Kauf 1.647 Bände
Tausch 198 Bände
als Bibliotheksstück 1.060 Bände
als Geschenk 1.067 Bände
Gesamtzuwachs 3.972 Bände Benutzung: 31 Personen benutzten 32

Ortsmappen und 10 Foto-Orte.
Dieser Bücherzuwachs betrug ergab ei-
nen Gesamtbestand von 195.866 Bän-
den. Bei weiteren 5.923 Bänden wurde
zwar die Katalogisierung abgeschlos-
sen, übersiedlungsbedingt konnten sie
jedoch keiner Endkontrolle und Adjustie-
rung unterzogen werden.

Burgenkundliche Sammlung

Ansichten 28.279 (+35)
Zeitungsausschnitte (Kuverts) 9.672 (+255)
Pläne und Karten 806 (+D
Negative 6.825
Diapositive 4.759
Korrespondenzmappen 1.967Periodika

Zugang _________________________
Kauf 293 bibliograph. Einheiten
durch Tausch 295 bibliograph. Einheiten
als Bibliotheksstück 1.711 bibliograph. Einheiten
als Geschenk 793 bibliograph. Einheiten
Gesamtbestand 3.092 bibliograph. Einheiten

Benützerfrequenz

Benutzung: 95 Personen.

Restaurierungswerkstätte

In der Restaurierungswerkstätte der NÖ
Landesbibliothek wurden Arbeiten an
folgenden Objekten durchgeführt:

Aquarelle, Graphiken und Fotos 3 Stück
Landkarten 106 Blätter
Pergament-, Leder- und Leinen-
bindungen 174 Bände
Alben, Hefte, Mappen und
Schachteln 558 Stück

Anzahl der Benützer (Lesesaal,
Entlehnung u. Ausstellungs-
besucher) 2.132 Personen
Entlehnte Werke 1.528 Bände
Aus anderen Bibliotheken entlehnt 44 Bände

Die NÖ Landesbibliothek wurde an 58
Öffnungstagen von insgesamt 2.377 Be-
nützern frequentiert; das sind pro Öff-
nungstag durchschnittlich 41 Personen.
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Abteilungen Schulen und Kindergärten

Durch das Ausscheiden einer hohen An-
zahl von kirchlich bestellten Religions-
lehrern gegen Ende des Schuljahres
1996/97 und durch Übernahme ins
Dienstverhältnis des Landesschulrates
für Niederösterreich waren auch 1997
wieder sehr viele Neuanstellungen (per
1. 9. 1997) und damit ein erhöhter Ver-
waltungsaufwand zu verzeichnen.
Weiters wurden ca. 450 An- bzw. Abmel-
dungen bei der NÖ Gebietskranken-
kasse vorgenommen und etwa 800
Krankenscheine auf Anforderung aus-
gestellt.
Für die in Niederösterreich bestellten
Religionslehrer der Islamischen Glau-
bensgemeinde (derzeit 43 Lehrer) erge-
ben sich laufend Probleme bezüglich
Stunden- und Gruppeneinteilung bzw. in
dienstrechtlicher Hinsicht, welche jähr-
lich höhere Verwaltungstätigkeiten erfor-
dern.
Mit 1. 9. 1997 wurden sämtliche Geistli-
che der evangelischen Kirche aus der
Sozialversicherung wieder herausge-
nommen. Die entsprechende Umstel-
lung der Bezüge bzw. die Abmeldungen
bei der Kasse wurden durchgeführt.

der Vervielfältigungsmöglichkeiten, an-
dererseits an den vorhandenen Auflage-
zahlen.
Eine verstärkte spezielle Ausbildung der
im Bildstellenwesen tätigen Lehrer (Bild-
stellenleiter und Mitarbeiter) insbeson-
dere auf den Gebieten der „Neuen Me-
dien“ und der „Telekommunikation“ als
Gegenstand von Bildung ist dringend
erforderlich, um den Informations- und
Schulungserfordernissen der Lehrer und
Schulerhalter besser gerecht werden zu
können.
Die Unterbringung und Versorgung der
Bildstellen (Geräte, Einrichtungsgegen-
stände und Personal) entspricht noch
nicht den Erfordernissen.

Schulwesen

Ab dem Schuljahr 1997/98 wird die Inte-
gration von Schülern mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf, die bereits in der
Volksschule stattfindet, auch in der
Hauptschule fortgesetzt.

Sonderschulen des Landes

In der Waldschule Wiener Neustadt
(Heim mit medizinisch-therapeutischer
Rehabilitation und Sonderschule für kör-
perbehinderte Kinder) wurde der Brand-
schutz fertiggestellt.
Das Dach des „Jägerhauses“ wurde sa-
niert und für eine weitere Nutzung des
Gebäudes wurden Entwürfe ausgear-
beitet.
In der Landessonderschule Waidhofen/
Ybbs wurden die Fenster des Schulge-
bäudes saniert.
In der Landessonderschule Hollabrunn
wurde mit der Realisierung des Brand-
schutzes begonnen.

Dienst- und Besoldungsrecht
der Landeslehrer

In den Sitzungen der NÖ Landeslehrer-
kommission für allgemeinbildende
Pflichtschulen wurden 41 schulfeste Lei-
terstellen und 73 schulfeste Lehrerstel-
len nach Ausschreibung durch definitive
Ernennungen besetzt. Bei der Vergabe
von Leiterstellen wurden 99 Anhörungen
durchgeführt.
Gemäß § 8 LDG wurden 50 Dienstpo-
sten besetzt.
Im Zusammenhang mit diesen Ernen-
nungen und Besetzungen wurden 56
abweisende Bescheide für schulfeste
Leiterstellen und 66 abweisende Be-
scheide für schulfeste Lehrerstellen er-
lassen.
Weiters wurden 30 Entscheidungen
über Berufungen gegen dienst- und be-
soldungsrechtliche Bescheide des Lan-
desschulrates bzw. der Landeslehrer-
kommission gefällt.
5 Gegenschriften an den Verfassungs-
bzw. Verwaltungsgerichtshof wurden er-
stattet.

Z ie le 1998

• Schulung der Lehrer in der sinnvollen
Mediennutzung unter Einbeziehung der
Medienpädagogik
• Beratung der Schulerhalter und
Schulleiter zur Beschaffung von AV-Ge-
räten und Medien sowie hinsichtlich
einer zweckmäßigen Schul- und Klas-
seninstallation
• Medien- und Gerätebeschaffung (An-
kauf) sowie Intensivierung der landes-
spezifischen Medien-Produktionen mit
Planung, Begutachtung, Bewertung so-
wie Bereitstellung für den Verleih
• Ausbau der Mediathek
• Personeller, räumlicher und ausstat-
tungsmäßiger Ausbau der Bildstellen,
um den Anforderungen der Schulen ge-
recht zu werden
• Zeitgemäße Ausbildung der Bildstel-
lenleiter und des Personals der Landes-
bildstelle

S ta t i s t i k  1997

Förderungen

541 begabten und bedürftigen Schülern
und Schülerinnen an allgemeinbilden-
den höheren Schulen (1. bis einschließ-
lich 5. Klasse) wurden im Schuljahr
1996/97 Schülerbeihilfen im Gesamtbe-
trag von S 2,370.150,- bewilligt.
Zu den Kosten der Beaufsichtigung von
Fahrschülern an allgemeinbildenden öf-
fentlichen Pflichtschulen außerhalb des
Unterrichts wurden für das Schuljahr
1996/97 337 Antragstellern Beiträge in
Gesamthöhe von S 2,061.000,- bewil-
ligt. Die Förderung betrug durchschnitt-
lich S 28,06 pro Aufsichtsstunde.
Schulerhaltungsbeiträge für Gemeinden
und Länder in Gesamthöhe von
S 3.000.000,- wurden den gesetzlichen
Schulerhaltern angewiesen.

Leistungen
Lehrerschulungen (methodisch-
didaktisch und technisch) 4.547
Medienentlehnungen 41.031
Geräteentlehnungen 371
Medienbeschaffung (Selbstherstellung
und Ankauf) 3.860
Medien (Filme, Diapositivreihen,
OHT-Serien) in Produktion 15
Kostenlose Medienzuteilung an Schulen
(OHT-Serien, didaktische EDV-Software) 163
Gerätebeschaffung 1
Geräteservice 768
Bezirksbildstellenleiter- und Mitarbeiter-
Schulung 13 Tage
Medien- und Gerätebestand
Filme 22.112
Diapositivreihen (1 Reihe durchschnittlich
20 Diapositive) 14.935
Videofilme 7.287
Overheadtransparente, Tonbänder u. a. 3.348
AV-Geräte 1.124

Bildstellenwesen

Tä t i gke i t en  1997

Schulung und Information der Lehrer
und Schulleiter, der Bildstellenleiter, Mit-
arbeiter sowie der Schulaufsichtsorgane
und der Schulerhalter; Medienverleih,
Medienbeschaffung, Geräteservice,
Führung der Mediathek.

P rob leme  1997

Die Medienanforderungen (Filme, Video-
bänder etc.) der Schulen konnten nur
teilweise erfüllt werden. Dies liegt einer-
seits an der rechtlichen Einschränkung

Religionslehrer

Für ca. 390 Laien-Religionslehrer und
etwa 380 Geistliche und Ordensangehö-
rige, die als kirchlich bestellte Religions-
lehrer an Pflichtschulen in Niederöster-
reich unterrichten, wurde die Anweisung
der Bezüge, Fahrtkostenzuschüsse
sowie der monatlich anfallenden Reise-
gebühren und Mehrdienstleistungen
vorbereitet bzw. veranlaßt.
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NÖ Schul- und
Kindergartenfonds
1997 setzten sich die Einnahmen aus
Bedarfszuweisungen, dem Landesbei-
trag, aus dem Rückfluß gegebener Dar-
lehen, den Beiträgen der Gemeinden
und Gemeindeverbände und aus Darle-
hensaufnahmen zusammen.
Die Ausgaben im Jahr 1997 bestanden
aus Beihilfen und Darlehen an die Ge-
meinden und Schulgemeinden sowie
aus den eigenen Verpflichtungen aus
Darlehensaufnahmen.
Das Budget des Fonds wird auf Jahre im
voraus geplant, damit das Gleichge-
wicht zwischen den Verpflichtungen aus
den aufgenommenen Darlehen und den
Rückflüssen aus gewährten Darlehen
nicht gestört wird.
Das Kuratorium trat im Jahr 1997 in zwei
Sitzungen zusammen; in diesen wurden
Mittel nach folgendem Voranschlag ver-
geben:

Sondervertrag eingesetzt. 4 fremdspra-
chige Stützkräfte befanden sich in Mutter-
schafts- bzw. Karenzurlaub.
• 1997 wurden in NÖ Landeskindergär-
ten 468 Integrationsgruppen gemäß § 6
des NÖ Kindergartengesetzes geführt.
• 186 Veranstaltungen wurden in der
Fortbildung der Kindergärtnerinnen und
Heilpädagogischen Kindergärtnerinnen
vom NÖ Zentrum für Kindergartenpäd-
agogik in Zusammenarbeit mit der Lan-
desamtsdirektion und der NÖ Landes-
akademie durchgeführt. So fand etwa
vom 28. bis 30. 8. 1997 im Festspielhaus
St. Pölten das 10. Niederösterreichische
Kindergartensymposion („Märchen als
Schlüssel zur Welt“) statt, das ca. 900
Teilnehmer besuchten.
• Das Projekt „Interkulturelle Pädagogik
in der Praxis und Theorie“ wurde 1997
als EU-Projekt (Cormenius 2) vorbereitet
und soll mit Partnern aus Deutschland
und Italien eingereicht werden.
• Mit 31. 12. 1997 gab es 1.056 recht-
lich errichtete NÖ Landeskindergärten,
wovon 1.028 in Betrieb waren. Es be-
standen 2.028 rechtlich errichtete Grup-
pen, wovon 1.983 in Betrieb waren. Die
Zahl der Privatkindergärten betrug 47.
• Förderungen für Privatkindergärten:
S 25,124.324,-. Beiträge an die Ge-
meinden zum Personalaufwand der Kin-
dergartenhelferinnen: S 189,664.774,86

Kindergartenwesen
• Die Funktion der Abteilung Kindergär-
ten als Dienststellenleiter der Kinder-
gärtnerinnen der Städte mit eigenem
Statut wurde wie bisher ausgeübt (Per-
sonalstand: 177 Kindergärtnerinnen -
darunter 25 in Mutterschafts- bzw. Ka-
renzurlaub - und 14 Springerinnen).
• Die Anzahl der Heilpädagogischen
Kindergärtnerinnen in der Heilpädagogi-
schen Assistenz betrug 114; 31 Heil-
pädagogische Kindergärtnerinnen be-
fanden sich in Mutterschafts- bzw. Ka-
renzurlaub. 3 Heilpädagogische Kinder-
gärtnerinnen waren an Heilpädagogi-
schen NÖ Landeskindergärten beschäf-
tigt. 5 Springerinnen waren in den Heil-
pädagogischen Gruppen tätig.
• Auch 1997 wurden in zunehmendem
Maße die bestehenden Heilpädagogi-
schen Gruppen in Heilpädagogisch-In-
tegrative Gruppen umgewandelt. 19
Heilpädagogische Kindergärtnerinnen
wurden in Heilpädagogisch Integrativen
Gruppen mit verstärktem Personalein-
satz für nichtbehinderte und behinderte
Kinder gemeinsam geführt.
• 4 Kräfte aus dem ehemaligen Jugosla-
wien, eine aus Tschechien sowie 8 aus
der Türkei wurden zur Unterstützung der
Kindergärtnerinnen, die sehr viele Gast-
arbeiterkinder in den Gruppen haben, mit

Einnahmen:
Landesbeitrag S 127,636.000,-
Bedarfszuweisungen S 407,154.000,-
Darlehensrückflüsse S 185,950.000,-
Darlehensaufnahmen S 140,000.000,-
Innere Anleihen S 20,000.000,-
Einnahmen insgesamt S 880,740.000,-
Ausgaben:
Tilgung S 333,076.000,-
Zinsen S 164,407.000,-
Kreditsteuer und
Verwaltungsgebühren S 1,995.000,-
Beihilfen S 345,233.000,-
Darlehen S 10,887.000,-
Kunstbeitrag S 298.000,-
Innere Anleihen S 20,000.000,-
Sonstige Beihilfen S 4,844.000,-
Ausgaben insgesamt S 880,740.000,-
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Gruppe Land- und Forstwirtschaft

Im Jahr 1997 hat die Übersiedlung der
Gruppe, mit Ausnahme der Abteilung
Landwirtschaftliche Bildung und Wein-
wirtschaft, eine große Belastung ge-
bracht, die jedoch anstandslos bewältigt
wurde.

Alle Abteilungen der Gruppe Land- und
Forstwirtschaft waren im vergangenen
Jahr nach wie vor mit der EU-Abwick-
lung stark ausgelastet. Die Neueinfüh-
rung von ÖPUL98 brachte vermehrten
Arbeitsaufwand mit sich.

Abteilung Agrarrecht

• Verordnung über eine gebietsweise
Änderung der Schuß- und Schonzeiten
für die Fasanhenne im Jagdjahr 1997,
LGBI. 6500/5-0
• Jagdausschußwahlanfechtungen,
Rechtsauskünfte und Hilfestellung für
die Wahlbehörden bei den Jagdaus-
schußwahlen
• Bärenmanagement - Lifeprojekt/Mit-
arbeit, Konstituierung der Koordinie-
rungsstelle Braunbär
• Neubestellung der Mitglieder der Lan-
deskommission für Jagd- und Wildschä-
den

JagdangelegenheitenDie Abteilung ist in I. und II. Instanz zur
Vollziehung der auf dem Gebiet des
Agrarwesens im weitesten Sinn erlasse-
nen Gesetze und Verordnungen zustän-
dig. Dazu gehören vor allem die Angele-
genheiten des Grundverkehrs, des Aus-
ländergrundverkehrs, des Marktwesens,
des Kulturflächenschutzes, des Jagd-,
Fischerei-, Forst-Tierversuchs-, Veteri-
när-, Pflanzenschutz- und des Futtermit-
telwesens, des landwirtschaftlichen Bo-
denschutzes und schließlich die Angele-
genheiten der NÖ Landes-Landwirt-
schaftskammer, der NÖ Landarbeiter-
kammer und der NÖ Tierärztekammer
einschließlich der Durchführung der
Wahlen sowie des Aufsichtsrechtes über
diese Kammern und den NÖ Landes-
jagdverband. In den weiteren Aufgaben-
bereich der Abteilung fallen durch die
Vielzahl der zu vollziehenden Materien
umfangreichste legistische Arbeiten ei-
nerseits durch Erstellung von Gesetzes-
und Verordnungsentwürfen und ande-
rerseits im Rahmen von Gesetzes- und
Verordnungsbegutachtungsverfahren.

Probleme 1997
Die legistische Tätigkeit wird durch den
Beitritt zur EU und die Vielzahl der zu
vollziehenden Materien sowie die damit
zusammenhängende Umsetzungskom-
petenz von EG-Vorschriften durch Bund
oder Land, welche in einzelnen Rechts-
materien strittig ist, als auch durch den
enormen zeitlichen Umsetzungsdruck
immer schwieriger. Dabei wirken sich
der geringe Personalstand und Perso-
nalwechsel in allen Verwendungsgrup-
pen und sonstige Umstrukturierungs-
maßnahmen besonders negativ aus.

Ziele 1998
Der Beitritt zur EU macht die ständige
Umsetzung und Anpassung zahl- und
umfangreicher Rechtsvorschriften an
die EG-Normen und Judikatur des
EuGH notwendig. Trotz angeführter Um-
setzungsschwierigkeiten in sämtlichen
Rechtsbereichen sollen Vertragsverlet-
zungsverfahren vermieden werden. Es
muß die Aus- und Weiterbildung von
rechtskundigen Mitarbeitern im EU-Be-
reich forciert werden sowie eine Neuor-
ganisation des EU-Informationsflusses
(z. B. Amtsblatt der EU) erfolgen.

Die Abteilung wird in Vollziehung und
Legistik des NÖ Jagdgesetzes 1974,
LGBI. 6500-13, der NÖ Jagdverord-
nung, LGBI. 6500/1-30, sowie sonstiger
Verordnungen auf Grund des NÖ Jagd-
gesetzes sowohl in I. als auch in II. und
letzter Instanz tätig. Sie bereitet darüber
hinaus die Arbeiten der Landeswahl-
kommission für Jagdausschußwahlen
vor, verwertet die Stellungnahmen des
von ihr einzuberufenden Landesjagd-
beirates, die Gutachten der Amtssach-
verständigen und nimmt in Wahrneh-
mung ihres Aufsichtsrechtes durch
einen Vertreter an den Sitzungen der Or-
gane des Landesjagdverbandes teil.
Zum weiteren Aufgabenbereich zählt die
Kontaktnahme mit verschiedenen Inter-
essenvertretungen und Institutionen in
Angelegenheiten des Jagdwesens,
ebenso die Vorbereitung und Teilnahme
an der Durchführung von Jagdprüfun-
gen und Jagdaufseherprüfungen und
nicht zuletzt die Herausgabe einschlägi-
ger Vorschriften und Erlässe. Bei der
Abteilung ist die Landeskommission für
Jagd- und Wildschäden als Berufungs-
instanz in Wildschadensangelegenhei-
ten eingerichtet. Durch die Jagdgesetz-
novelle, LGBI.6500-11, § 128a, die am
22. 9. 1995 in Kraft getreten ist, erkennt
der beim NÖ Landesjagdverband ein-
gerichtete Disziplinarrat über schuld-
hafte Verletzungen von Standespflichten
durch Mitglieder des NÖ Landesjagd-
verbandes. Über Berufungen entschei-
det der Unabhängige Verwaltungssenat
im Land Niederösterreich.

Probleme 1997

Vermehrte Anfragen und Hilfestellung
für die Wahlbehörden durch die Ände-
rung der Jagdausschußwahlordnung.

Ziele 1998

Planung, Setzung und Überwachung
von koordiniert adäquaten Maßnahmen
bei vermehrt auftretenden jagdbaren
Tieren wie Kormoran, Fischreiher, Fisch-
otter und Bär. Schaffung des Berufsbil-
des: Berufsjäger sowie Umsetzung von
EG-Richtlinien.

Fischerei-
angelegenheiten

In diesem Rechtsbereich wird die Abtei-
lung in Vollziehung des NÖ Fischereige-
setzes 1988, LGBI. 6550-1, und der NÖ
Fischereiverordnung, LGBI. 6550/1-5, in
I. und II. Instanz sowie legistisch tätig.
Weiters obliegt der Abteilung die Füh-
rung der Kanzleigeschäfte des NÖ Lan-
desfischereirates, die Bestellung der
Prüfer für die Prüfungskommissionen für
Fischereiaufseher sowie an den Sitzun-
gen des Landesfischereirates teilzuneh-
men, diese vorzubereiten sowie aufzuar-
beiten und Prüfungen für Fischereiauf-
seher vorzubereiten. Ein rechtskundiger
Bediensteter der Abteilung wirkt bei der
Fischereiaufseherprüfung mit. Im Be-
reich der Privatwirtschaftsverwaltung er-
folgt die Vergabe von Fischereiförde-
rungsmittel und die Verpachtung lan-
deseigener Fischereireviere.

Schwerpunkte 1997

• Erledigung von Berufungen gegen
Abschußverfügungen, Berufungen be-
treffend einzelne Ausnahmebestimmun-
gen des NÖ JG (Fangen von Wild), Be-
rufungen betreffend Jagdkartenentzüge
• 29. und 30. Novelle der NÖ Jagdver-
ordnung, LGBI. 6500/1-29 und 30
• Neuerlassung NÖ Kormoranverord-
nung, LGBI. 6500/12-0
• Vorbereitung NÖ Fischotterverord-
nung
• Vorbereitung Jagdgesetznovelle (Be-
rufsjäger)
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Veterinär-
angelegenheiten

Auf diesem Rechtsgebiet wird die Abtei-
lung in Angelegenheiten der Vollziehung
und Legistik (Durchführungsverordnun-
gen) insbesondere des Tierseuchenge-
setzes, RGBl. Nr. 177/1909 in der Fas-
sung BGBl. Nr. 257/1993, des Fleisch-
untersuchungsgesetzes, BGBl. Nr. 522/
1982 in der Fassung BGBl. Nr.
118/1994, dem IBR/IPV-Gesetz, BGBl.
Nr. 636/1989, der Vollzugsanweisung
betreffend die Verwertung von Gegen-
ständen animalischer Herkunft in Tier-
körperverwertungsanstalten (Tierkörper-
verwertung), StGBI. Nr. 241/1919 in der
Fassung BGBl. Nr. 660/1977 und des
Tierversuchsgesetzes 1988, BGBl. Nr.
501/1989, tätig. In den Aufgabenbereich
der Abteilung fällt auch die Koordinie-
rung der legistischen Maßnahmen der
Bezirksverwaltungsbehörden, insbeson-
dere bei Erlassung von Verordnungen
mit örtlich begrenztem Geltungsbereich
im Falle des Auftretens von Tierseuchen
(Schweinepest, Wutkrankheit u. a.).
Im Bereich des Tierversuchswesens ist
die Abteilung auf Grund des Tierver-
suchsgesetzes 1988, BGBl. Nr. 501/
1989, in I. Instanz durch Entscheidung
über Anträge bzw. Meldungen betref-
fend Tierversuche, Anträge zum Betrieb
von Tierversuchseinrichtungen, Anträge
um Genehmigung zur Tierversuchslei-
tung sowie zur Kontrolle der Einhaltung
der Bestimmungen des Tierversuchsge-
setzes tätig. Durch die Vielzahl der zu
prüfenden neuen Grundsubstanzen
bzw. Mischungen ist die Anzahl der Tier-
versuchsmeldungen gestiegen.

Ziele 1998

• EDV-mäßige Erfassung und Aufberei-
tung von forstrechtlichen Erkenntnissen
• Novellierung des Kulturflächenschutz-
gesetzes sowie des Gesetzes über die
Mindestpflanzabstände für Kulturpflan-
zen
• Novellierung des Forstausführungs-
gesetzes

Schwerpunkte 1997

• Vergabe von Sondersubventionen für
Hochwasserschäden/Fischerei Juli 1997
• Sonstige Vergabe von Fischereiförde-
rungsmitteln
• Sitzungen sowie Förderung der Aktivi-
täten des NÖ Landesfischereirates
• Einarbeitung des Begutachtungser-
gebnisses/Änderung des NÖ Fischerei-
gesetzes 1988
• Arbeitsgruppe Kormoran
• Arbeitsgruppe Fischotter
• Förderung des Beginnes der Umstel-
lung des Fischereikatasters auf EDV
• Neubestellung der Mitglieder und Er-
satzmitglieder des NÖ Landesfischerei-
rates

Probleme 1997

Erhöhter Arbeitsaufwand durch ver-
mehrte Problemstellungen, wie Abgel-
tung der Hochwasserschäden Juli 1997
im Bereich der Fischerei, massives Auf-
treten der Kormorane (Adaptierung der
NÖ Kormoranverordnung), starke Zu-
nahme von Förderungsansuchen, Einar-
beitung von umfangreichen Änderungen
und teilweise gegensätzlichen Stand-
punkten/Änderung des NÖ Fischereige-
setzes 1988 und dadurch intensive Sit-
zungstätigkeit des Landesfischereirates
sowie erhöhter Aufwand bei der Füh-
rung der Kanzleigeschäfte.

Ziele 1998

• Endfassung zur Novellierung des NÖ
Fischereigesetzes 1988 unter Einbin-
dung des NÖ Landesfischereirates
• Gezielter Einsatz von Fischereiförde-
rungsmittel auch für die Erhaltung der
Lebensgrundlage der Fische (Gewäs-
serökologie, z. B. Altarmöffnung, Ge-
wässervernetzung)
• Fortsetzung der Förderung von wis-
senschaftlichen Projekten zur Ökologi-
sierung der Fischerei
• Beginn der Umstellung des Fischerei-
katasters auf EDV
• Förderung der Gewässerkartierung

Forstrechts-
angelegenheiten
Hier hat die Abteilung zum Teil in I., zum
Teil in II. und zum Teil in letzter Instanz
tätig zu werden (Rechtsgrundlagen:
Forstgesetz 1975 sowie Nebengesetze,
wie NÖ Kulturflächenschutzgesetz).

Schwerpunkte 1997

• Erledigung von Berufungen gegen
Rodungen, forstpolizeiliche Aufträge,
Waldfeststellungen
• Vorbereitung für eine Novellierung
des Kulturflächenschutzgesetzes sowie
des Gesetzes über die Mindestpflanz-
abstände für Kulturpflanzen

Grundverkehrs-
angelegenheiten

Die Abteilung wird in Vollziehung und
Legistik des NÖ Grundverkehrsgeset-
zes 1989, LGBI. 6800-2, in I., II. und letz-
ter Instanz tätig.
• Grundverkehrs-Landeskommission.
Bei der Abteilung ist die Geschäftsstelle
der als Berufungsbehörde tätigen
Grundverkehrs-Landeskommission ein-
gerichtet. Der Vorsitzende und der Be-
richterstatter sowie deren Stellvertreter
werden aus dem Stand der Bedienste-
ten der Abteilung gestellt.
• Ausländergrundverkehr. In I. Instanz
entscheidet das Amt der NÖ Landesre-
gierung. Über Berufungen entscheidet
die Ausländergrundverkehrskommis-
sion, wobei ein Beamter der Abteilung
Berichterstatter ist. Vorsitzender ist das
richterliche Mitglied. Ein Trend in Aus-
ländergrundverkehrsverfahren ist die
Zunahme von Grundstückserwerben im
Zuge von Betriebsgründungen oder
Standortverlegungen von Betrieben mit
überwiegend ausländischer Beteiligung
nach Niederösterreich.

Schwerpunkte 1997

• Erledigung von erstinstanzlichen An-
trägen Ausländergrundverkehr
• Berufungsverfahren Ausländergrund-
verkehr
• Berufungsverfahren landwirtschaftli-
cher Grundverkehr
• Vorbereitung der Neubestellung der
Mitglieder und Ersatzmitglieder der
Grundverkehrs-Landeskommission
• Neubestellung der Mitglieder und Er-
satzmitglieder der Ausländergrundver-
kehrskommission

Probleme 1997

Durch die Ostöffnung vermehrt Anträge
von Staatsangehörigen der GUS-Staa-
ten, welche umfangreiche Ermittlungs-
verfahren wegen Gefährdung staatspoli-
tischer Interessen notwendig machen.

Ziele 1998

Optimale Koordination mit Bundesbehör-
den (Bundesministerium für Inneres, Si-
cherheitsdirektion) sowie den anderen
Bundesländern zum Themenbereich Ge-
fährdung staatspolitischer Interessen.

Schwerpunkte 1997

• Amtshaftungsverfahren Rethmann TBA
Tulln GmbH
• Vorbereitung von Gebührenänderun-
gen (Tierkörperverwertung, Fleischun-
tersuchung)
• Umfangreiche Verhandlungen Bund/
Land/EU betreffend Kostentragung im
Zusammenhang mit der Vermeidung
von BSE auf Grund einer Entscheidung
der EU-Kommission

Ziele 1998

• Lösung der Kostentragungsfrage
Bund/Land/EU im Zusammenhang mit
der Vermeidung von BSE auf Grund
einer Entscheidung der EU-Kommission,
allfällige legistische Umsetzung
• Änderung tierkörperbeseitigungsrele-
vanter Bestimmungen
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Angelegenheiten der
Tierzucht

Der Abteilung obliegt die Legistik und
Vollziehung des NÖ Tierzuchtgesetzes,
LGBI. 6300-0, des NÖ Bienenzuchtge-
setzes, LGBI. 6320-1, und der auf Grund
dieser Gesetze erlassenen Verordnun-
gen neben der NÖ Landes-Landwirt-
schaftskammer.

Sozialleistungen, die kein Entgelt dar-
stellen, sowie bei Maßnahmen der Aus-
und Weiterbildung auf betrieblicher
Ebene, beim beruflichen Aufstieg, ins-
besondere bei Beförderungen, bei den
sonstigen Arbeitsbedingungen und bei
der Beendigung des Dienstverhältnis-
ses betreffenden Fragen zu befassen
hat.
Aufgrund der NÖ Landarbeitsordnung
1973, LGBI. 9020-15, ist bei der Abtei-
lung eine Obereinigungskommission
eingerichtet. Diese hat vorwiegend die
Registrierung und Kundmachung der
hinterlegten Kollektivverträge sowie
deren Abänderung oder Verlängerung
zu besorgen. Weiters hat sie den für Ar-
beits- und Sozialrechtssachen zuständi-
gen Gerichtshöfen eine Ausfertigung
des Kollektivvertrages mit Angabe des
Kundmachungsdatums und der Kata-
sterzahl zu übermitteln.

Schwerpunkte 1997
• Vorbereitung einer Änderung der NÖ
Landarbeitsordnung
• Vorbereitung, Durchführung und
Nachbereitung der Landarbeiterkam-
merwahl 1997
• Berichte über die praktische Anwen-
dung von EG-Arbeitnehmerschutzrichtli-
nien

Ziele 1998
Änderung von Dienstnehmerschutzvor-
schriften.

Angelegenheiten des
Futtermittelrechtes

das Bundesamt und Forschungszen-
trum für Landwirtschaft als Sachver-
ständige für den Landeshauptmann er-
folgen.
• Neuerlassung des Futtermittelgeset-
zes durch den Bund unter Einbindung
der Länder.

Angelegenheiten des
Pflanzenschutzes, des
Pflanzgutes und der
PflanzenschutzmittelSchwerpunkte 1997

• Vorbereitung einer Verordnung über
Leistungsprüfungen und Zuchtwertfest-
stellung
• Vorbereitung einer Änderung des NÖ
Tierzuchtgesetzes
• Erteilung von Besamungsbewilligun-
gen
• Durchführung von Bewilligungsver-
fahren zum Betreiben einer Besamungs-
station
• Ausnahmeanträge
• Berufungen wegen Verweigerung der
Anerkennung als Zuchtorganisation

Mit dem Pflanzenschutzgesetz 1995,
BGBl. Nr. 532/1995, in der Fassung
BGBl. Nr. 793/1996, unter Umsetzung
der Richtlinie 77/93/EWG wurden dem
Landeshauptmann verschiedene Voll-
zugsaufgaben - wie Verbringung von
Pflanzen in die EU, Drittlandexporte, Re-
gistrierung und Kontrolle der Betriebe -
übertragen. Diese Aufgaben sind ent-
sprechend den Möglichkeiten dieses
Gesetzes an die Landes-Landwirt-
schaftskammer übertragen worden. Die
Letztkontrolle verbleibt beim Landes-
hauptmann. Die Vollziehung hinsichtlich
des Pflanzgutgesetzes 1997, BGBl. I
Nr. 73/1997 wird in Zukunft weitgehend
parallel zum Pflanzenschutzgesetz 1995
verlaufen. Hinsichtlich des NÖ Kultur-
pflanzenschutzgesetzes 1978, LGBI.
6130, und der NÖ Pflanzenschutzver-
ordnung, LGBI. 6130/1, ist die Abteilung
hauptsächlich legistisch tätig. Ebenso
verhält es sich mit dem Gesetz über die
Verwendung von Pflanzenschutzmitteln
in der Landwirtschaft, LGBI. 6170.

Probleme 1997

Kompetenzabgrenzung Bund - Land
bei der Umsetzung von Vorschriften im
Rahmen der EU.

Ziele 1998

• Novellierung des NÖ Tierzuchtgeset-
zes
• Abklärung des Umsetzungsbedarfs
von Vorschriften im Rahmen der EU
• Erlassung von weiteren Verordnungen
• Erlassung der Verordnung über Lei-
stungsprüfungen und Zuchtwertfeststel-
lung

Schwerpunkte 1997

• Umsetzung mehrerer EG-Richtlinien
bezüglich mehrerer Pflanzenschädlinge
auf Landesebene (Umsetzung erfolgt
Anfang 1998)
• Änderung der Pflanzenschutzverord-
nung, BGBl. Nr. 253/1996, des Bundes
dahingehend, daß ein Teil der Gebühren
bei der vollziehenden Behörde verbleibt
• Vorbegutachtung von Entwürfen von
EG-Richtlinien bezüglich Pflanzen-
schädlingen
• Vorbegutachtung des Pflanzgutgeset-
zes des Bundes

Durch das Futtermittelgesetz 1993,
BGBl. Nr. 905/1993, wurde dem Landes-
hauptmann die Überwachung der Einhal-
tung der Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes und darauf beruhender Verwal-
tungsakte in bezug auf den gesamten 5.
Teil des Gesetzes z. B. Hygiene sowie
das Herstellen, Behandeln und Verfüttern
von Futtermitteln übertragen.

Schwerpunkte 1997
• Zur Vollziehung großer Teile des Ge-
setzes fehlt das Personal. Die Übertra-
gung an das Bundesamt und For-
schungszentrum für Landwirtschaft ge-
gen Kostenersatz wurde vorbereitet.
• Die Kontrolle der Verfütterung wurde
auf die Amtstierärzte bei den Bezirksver-
waltungsbehörden übertragen.
• Teilnahme an Sitzungen zur Vorberei-
tung eines neuen Futtermittelgesetzes.

Ziele 1998
• Kontrolle der Herstellung, Behand-
lung und Hygiene obliegt dem Landes-
hauptmann und wird ab Februar durch

Landarbeiterrecht

Auf diesem Rechtsgebiet wird die Abtei-
lung vorwiegend legistisch tätig. Es ob-
liegt ihr die Erarbeitung von Gesetzes-
entwürfen in Ausführung des Landar-
beitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287/1984
in der Fassung BGBl. Nr. 514/1994
sowie anderer diesen Bereich berüh-
rende Rechtsvorschriften. Ferner fällt in
den Aufgabenbereich der Abteilung die
Abgabe von Stellungnahmen sowie die
Erstattung von Berichten zu internatio-
nalen Übereinkommen auf dem Gebiet
des Landarbeiterrechtes sowie des
Schutzes land- und forstwirtschaftlicher
Dienstnehmer. Schließlich ist bei der Ab-
teilung eine Gleichbehandlungskommis-
sion errichtet, die sich mit allen die Dis-
kriminierung weiblicher oder männlicher
Dienstnehmer bei der Festsetzung des
Entgeltes, bei der Gewährung freiwilliger

Probleme 1997

• Kostenfrage hinsichtlich Monitoring-
maßnahmen auf Grund von
EG-Richtlinien.
• Für die Vollziehung des Pflanzgutge-
setzes 1997, BGBl. I Nr. 73/1997 und
der Pflanzgutverordnung, BGBl. II
Nr. 299/1997, fehlt dem Land das erfor-
derliche Personal.
• Umsetzung der Richtlinie 77/93/EWG
auf Landesebene.
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• Neuerlassung des NÖ Kulturpflanzen-
schutzgesetzes 1978 auf Grund der zu
erwartenden Neufassung des Pflanzen-
schutzgrundsatzgesetzes des Bundes.
• Umsetzung der Richtlinie 77/93/EWG
auf Landesebene durch Erlassen eines
eigenen NÖ Pflanzenschutzgesetzes
(Maßnahmen gegen das Verbringen von
Schadorganismen).
• Umsetzung von weiteren EG-Richtli-
nien.

Ziele 1998

• Lösung der Kostenfrage hinsichtlich
Monitoringmaßnahmen auf Grund von
EG-Richtlinien im Bereich des Pflanzen-
schutzes.
• Übertragung des Vollzuges des
Pflanzgutgesetzes und der dazugehö-
renden Verordnung an die NÖ Landes-
Landwirtschaftskammer, da dem Land
das erforderliche Personal fehlt.

• Der Bund bereitet ein neues Pflanzen-
schutzgrundsatzgesetz vor, das es er-
forderlich machen wird, das NÖ Kultur-
pflanzenschutzgesetz 1978 neu zu er-
lassen.
• Aufgrund der Neuerlassung des
Pflanzenschutzmittelgesetzes 1997,
BGBl. I Nr. 60/1997, sind eventuell An-
passungen des korrespondierenden
Landesgesetzes notwendig.

Abteilung Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft

Englisch); dadurch sind Anschlüsse an
andere Ausbildungsmöglichkeiten (Ma-
turaabschluß, ev. künftige Fachhoch-
schule) gegeben.
Folgende Zielvorstellungen ergeben
sich durch die Modularisierung:
• Erweiterung der bäuerlichen Berufs-
felder mit umfassender Zertifizierung
• Weiterentwicklung der pädagogi-
schen Erfordernisse der Schulen
• Verstärkung der Praxisausbildung

Reduk t i on  der l andw i r t -
scha f t l i chen  Fachschu len

• Umwandlung der LFS Haag in eine
Expositur der LFS Gießhübl
• Umwandlung der LFS Unterleiten in
eine Expositur der LFS Hohenlehen
• Umwandlung der LFS Gumpoldskir-
chen in eine Expositur der LFS Tullner-
bach
• Einrichtung der neuen Fachrichtung
„Landwirtschaft mit Pferdewirtschaft und
Haushaltsmanagement" am Standort
Tullnerbach (Modul 1) und am Standort
Edelhof (Modul 2)
• Ermöglichung der Führung der Fach-
richtung „Landwirtschaft mit Waldwirt-
schaft“ (Meisterfachschule) auch an den
Standorten Mistelbach, Pyhra und Tulln
(neben Tullnerbach)
Folgende Vorteile sind aus beiden Maß-
nahmen zu erwarten:
• Vorteile für Burschen und Mädchen:
- höheres Nutzungsangebot von Lehr-
betrieben (einerseits landwirtschaftliche
Einrichtungen für Mädchen, anderer-
seits hauswirtschaftliche Einrichtungen
für Burschen)
- gesteigerte Möglichkeiten der Wahl
für selektive Ausbildungsschwerpunkte
- entscheidende Verbesserung der
Ausbildungsqualität
• Finanzielle Vorteile:
- Eine zusammengeführte Schule er-
gibt die Möglichkeit eines effizienteren
Personaleinsatzes.
- Gemeinsame Verwaltung bringt Ko-
stenersparnisse.
- Eine Schule ist auf Sicht gesehen
immer billiger als zwei Schulen.
• Modulares Ausbildungssystem: Durch-
stiegsmöglichkeiten für Mädchen für eine

nach der ersten Schulstufe: Erfüllung
der allgemeinen Schulpflicht, nach der
zweiten Schulstufe: Erfüllung der Berufs-
schulpflicht.
• Modul 2 = Betriebsleiterausbildung,
in der Dauer von sieben Monaten,
davon acht Wochen Blockseminare.
Die dreistufige Ausbildung der Module 1
und 2 befähigt zum Betriebsleiter und
führt in Verbindung mit einer einjährigen
landwirtschaftlichen Praxis zum Ersatz
von Lehre und Facharbeiterprüfung
(„Facharbeiterautomatik").
Zwischen Modul 1 und Modul 2 ist ent-
weder eine kurze landwirtschaftliche
Fremdpraxis in der Dauer von vier Mo-
naten oder eine lange landwirtschaftli-
che Praxis in der Dauer von zwölf Mona-
ten (hievon mindestens vier Monate
landwirtschaftliche Fremdpraxis) zu-
rückzulegen; die lange landwirtschaftli-
che Praxis kann auch durch eine ge-
werbliche Lehre oder eine gewerbliche
Praxis ersetzt werden.
• Modul 3 = Unternehmerausbildung,
mit einer Dauer von 500 Stunden, unter-
teilt in einen Meisterprüfung-Vorberei-
tungsteil (200 Stunden) und einen kauf-
männisch-unternehmerischen Teil (300
Stunden) mit dem Ersatz der gewerbli-
chen Unternehmerprüfung; nach drei-
jähriger Tätigkeit als Facharbeiter und
dem restlichen Teil der Meisterprüfungs-
vorbereitung kann zur Meisterprüfung
angetreten werden.
Absolventinnen der Grundausbildung
(Modul 1) der Fachrichtung Ländliche
Hauswirtschaft können das Modul 2
jeder anderen Fachrichtung besuchen,
sofern sie einen Vorbereitungslehrgang
in der Dauer von 150 Stunden mit land-
wirtschaftlichen Inhalten besuchen; da-
durch ergibt sich eine erhöhte Durch-
stiegsmöglichkeit für diese Absolventin-
nen.
Sofern ein Schüler nach Absolvierung
des Moduls 2 die Aufnahme in die Son-
derform einer höheren land- und forst-
wirtschaftlichen Lehranstalt (dreijährig,
mit Maturaabschluß) anstrebt, kann er
einen Förderlehrgang nach dem Modul
2 in der Dauer von 150 Stunden besu-
chen (mit den allgemeinbildenden Ge-
genständen Deutsch, Mathematik und

Landwirtschaftliche
Bildung

Schwerpunkte 1997

Mit Wirksamkeit vom 1. September 1997
wurden nach längerer Diskussionspha-
se weitere Maßnahmen im Schulbereich
gesetzt, nämlich einerseits die Einfüh-
rung eines modularen Ausbildungssy-
stems und andererseits die Reduktion
der landwirtschaftlichen Fachschulen
von 21 auf 18.

Modu la res  Ausb i l dungssys tem

Unter dem Begriff „Module" sind jeweils
abgeschlossene Bildungsgänge zu ver-
stehen, die zu weiteren Bildungsmaß-
nahmen berechtigen und zusammenge-
setzt ein Ausbildungssystem ergeben.
Wesentliches Element der Modularisie-
rung ist die Mitplanungsmöglichkeit
durch Eltern und Schüler. Das dahinter-
stehende pädagogische Konzept kann
wie folgt zusammengefaßt werden:
• Definierte Abschlüsse nach jedem
Modul
• Zertifizierung nach jedem Modul
• Qualifikationen nach jedem Modul
• Der Schüler und seine Bedürfnisse
stehen im Mittelpunkt
• Weniger Wochenstunden und weni-
ger Gegenstände
• Mehr Projektunterricht
• Erleichterte Durchstiege
• Flexible Stundentafeln mit großer
Schulautonomie: Die Stundentafeln defi-
nieren den Kernlehrstoff durch Festle-
gung von Mindeststunden und Ermögli-
chen regionale oder fachspezifische
Schwerpunktsetzungen
• Der Schüler und seine Eltern haben
die Möglichkeit der Bildungsmitplanung
durch die Wahl der Ausbildungsschwer-
punkte im Modul 2, einer kurzen oder
langen Praxis sowie der unterschiedlich
zusammensetzbaren Blockseminare
(= Pflichtgegenstand Projektunterricht)
Ausgehend von diesen Überlegungen
ergibt sich folgendes:
• Modul 1 = Grundausbildung in der
Dauer von zwei Jahren (wie bisher);
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landwirtschaftliche Ausbildung (Modul 2
= Betriebsleiterausbildung, Modul 3 =
Unternehmerausbildung)
Anschlüsse zu anderen Schulsystemen
(Wieselburg, künftige Fachhochschule)
• Schulübergreifender Einsatz in den
vier Schulverbänden:
- z. B. Buchhaltung und Rechnungs-
führung
- z. B. Versuchswesen
- z. B. schuleigene Professionisten

Land- und forstwirtschaftliches Schulwesen:
Schüler- und Klassenzahlen und Lehrerdienstposten 1990/91-1997/98

3Ziele 1998

Neben der notwendigen Erhöhung der
Bildungsqualität (Modularisierung) ist
auch eine Profilierung jedes Schulstand-
ortes erforderlich.
Früher war jede Schule bemüht, mög-
lichst alle Betriebszweige in Schulwirt-
schaft und Lehrbetrieb zu führen. Künf-
tig muß es darum gehen, daß jede
Schule ein eigenes unverwechselbares
Profil entwickelt (z. B. die Weinbauschu-
le, die Milchviehschule, die Bergbauern-
schule, die Direktvermarktungsschule,
die Wald- und Forstwirtschaftsschule,
die Gartenbauschule . . .).
Schulwirtschaften und Lehrbetriebe
sind darauf auszurichten und umzustel-
len und müssen zusammen über Ko-
operationen mit bäuerlichen Gemein-
schaften bzw. deren Einrichtungen den
letzten Stand des Wissens in Produk-
tion, Veredelung und Vermarktung an-
bieten können.
Das bedeutet die Hereinnahme und Ein-
beziehung von Gemeinschaften und
Partnerschaften in die Schulen, deren
Lehrwerkstätten, Betriebsflächen und
sonstigen Einrichtungen zur Gewährlei-
stung und Demonstration eines zeitge-
mäßen Angebotes landwirtschaftlicher
Erwerbsmöglichkeiten und Aufgaben-
stellungen.
Weiters sind zur Verbesserung der Effizi-
enz an allen landwirtschaftlichen Schu-
len folgende Begleitmaßnahmen zu set-
zen:
• Erwirtschaftung von Drittmitteln aus
Bildungs- und Versuchsaktivitäten.

Ziel: Verbesserung der Schulfinanzen
durch privatwirtschaftliche Aktivitäten im
Bildungsbereich; die daraus lukrierten
Einnahmen aus Leistungen, die über
den schulisch-gesetzlichen Auftrag hin-
ausgehen, sollen von den Schulen im
Rahmen ihres Budgets verwendet wer-
den dürfen. Über Kooperationen mit
dem Absolventenverband, der NÖ Lan-
des-Landwirtschaftskammer und ande-
ren Institutionen des agrarischen Sek-
tors werden Synergien gesucht und ge-
nutzt, um die notwendige Professionali-
sierung und Qualifizierung möglichst
ohne Kosten und Investitionen zu errei-
chen.
• Schaffung von vier regionalen Schul-
verbänden.
Ziel: effizientere und sparsamere Ver-
waltung und Schulorganisation.

zuführen. Das Versuchswesen hat neu-
erdings ein überschulisch koordiniertes
Programm mit bereits sehr stark ausge-
bauten Schwerpunkten in Pflanzenbau
und Weinbau mit Kellerwirtschaft. Dazu
kommen erste zusätzliche Programme
für Tierzucht, Gemüsebau und Grün-
landfragen. Darüber hinaus gibt es Ver-
suche zu Umweltproblemen und Fragen
von umweltschonenden Wirtschaftswei-
sen (z. B. Erosion, Bodenbedeckung
usw.).
Zu diesen Aktivitäten der Lehr- und Ver-
suchsbetriebe bestehen in unterschied-
lichsten Bereichen sehr starke Schnitt-
stellen für die Zusammenarbeit mit an-
deren Institutionen: LLWK, RWA, BOKU,
Bundesanstalten, Firmen sowie erste
EU-Partner.

E rwachsenenb i l dung
Zur Kerntätigkeit der LAKO zählt die Or-
ganisation von Fachtagungen, die sich
mit Fragen der Produktionstechnik in
den verschiedenen Landwirtschaftsbe-
reichen auseinandersetzen.
In den letzten Jahren wurde sehr kon-
zentriert am Beratungsschwerpunkt
„Bauernzukunft“ gearbeitet. Diese Vor-
trags- und Seminararbeit der LAKO-Mit-
arbeiter beinhaltet die ganzheitliche
Weiterentwicklung der bäuerlichen Be-
triebe in Niederösterreich. Insgesamt
wurden zu diesem Themenbereich ca.
150 Veranstaltungen durchgeführt, bei
welchen ca. 5.000 Teilnehmer gezählt
werden konnten.
Im Herbst wurde die neue Broschüre
„Kooperationen in der Landwirtschaft“
vorgestellt. Parallel dazu ist auch eine
Vortragsserie zum selben Thema ge-
startet worden, die darauf abzielt, Ko-
stensenkung in der Landwirtschaft
durch überbetriebliche Zusammenarbeit
zu fördern.

Eu ropä i sche  B i l dungs in i t i a t i ven
Im Hinblick auf die europaweite Zusam-
menführung von Bildungsinitiativen hat
die LAKO im diesem Jahr den öster-
reichweiten Verein „EUROPEA“ gegrün-
det. Diese Organisation befaßt sich mit
der Förderung des agrarischen Aus- und
Weiterbildungswesens auf europäischer

• Privatwirtschaftliche Orientierung der
Schulwirtschaften, Kooperation mit dem
Absolventenverband, teilweise Verpach-
tung von Schulflächen.
Ziel: Verkauf von Know-how aus dem
Versuchswesen.

Weinwirtschaft

Schwerpunkte 1997

Am 18. Dezember 1997 hat der NÖ
Landtag eine Änderung des NÖ Wein-
baugesetzes 1974, LGBI. 6150, be-
schlossen. Zielsetzung ist eine Flexibili-
sierung der Weinbaufluren und eine er-
leichterte Übertragbarkeit des Aus-
pflanzrechtes innerhalb ganz Nieder-
österreichs. Damit soll ein befürchteter
Verfall von Auspflanzrechten hintange-
halten werden. Weiters wurden ver-
schiedene Begriffe an die EU-Terminolo-
gie angepaßt.
Im Bereich der Förderung der Weinwirt-
schaft wurden 1997 Maßnahmen in
Höhe von rund 34 Mio. S gesetzt. In er-
ster Linie ist dies der niederösterreichi-
sche Beitrag zur Österreichischen Wein-
marketingservicegesellschaft m. b. H. in
Höhe von rund 20 Mio. S, Weingarten-
stillegungsaktion in Höhe von rund 10
Mio. S sowie Förderungen für Gebiets-
weinmarken, Weinabsatz und zertifizier-
tes Rebpflanzgut.

Landwirtschaftliche
Koordinationsstelle

Schwerpunkte 1997

I nnova t i onen  im l andw i r t -
scha f t l i chen  Ve rsuchswesen

Seit jeher wurde in Niederösterreich gro-
ßer Wert darauf gelegt, über die an land-
wirtschaftliche Schulen angeschlosse-
nen Lehr- und Versuchsbetriebe Lehre-
rinnen und Schulsystem an den Fragen
der Praxis auszurichten und damit stetig
auf den letzten Stand des Wissens hin-
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Weiterbildung in Anspruch nehmen
konnten.
Für andere Projekte aus dem Sb-Pro-
gramm, die inhaltlich von anderen Fach-
abteilungen bearbeitet werden, hat die
LAKO einen Qualifizierungsausschuß
eingerichtet, in dem notwendige Qualifi-
zierungsschritte, die zur erfolgreichen
Projektumsetzung erforderlich sind, fest-
gelegt werden.

Ziele 1998
Im Versuchswesen soll eine Vermark-
tungsschiene für die gewonnenen Er-
gebnisse aufgebaut werden. Inhaltlich
steht die Prüfung unterschiedlicher Be-
wirtschaftungsformen zur Grundwasser-
sanierung am Programm.
Im Erwachsenenbildungsbereich soll
die zweite Säule der „Bauernzukunft“,
die Professionalität, aufgearbeitet wer-
den. Ein interaktives Lernprogramm,
das die Simulation eines bäuerlichen
Betriebes beinhaltet, soll der Öffentlich-
keit präsentiert werden.
Die Lehrerweiterbildung soll an die Er-
fordernisse der Internationalisierung an-
gepaßt werden.

Landschaftsfonds
Im Jahre 1997 standen rund 60 Mio. S
zur Verfügung. Davon rund 15 Mio. S
Budgetmittel und rund 45 Mio. S aus der
Landschaftsabgabe. Im Ressortbereich
wurden insbesondere folgende Projekte
gefördert:

Schwerpunkte 1997
• Landentwicklungsprojekte (Raum

Hollabrunn, Schönbach, Gars, südli-
ches Waldviertel, Haugsdorf, Moor-
bad Harbach und die Aktion Landent-
wicklung mit Ökopunkten)

• Bracheversuche Seefeld-Kadolz
• Obstbaumauspflanzungen
• Anlage von Hecken im Zuge von Ge-

meinschaftsprojekten

• Dorfpflanzen
• Projektbearbeitung und -betreuung

ÖPUL(K1, K2 und K3)
• Neuanlage von Landschaftselemen-

ten - Projektabwicklung „Ökopunkte
1997“

• Ökokataster Bergern
• Wanderausstellung „Boden - Gesund

Essen“
• Extensive Teichwirtschaft
• Erlebnisschaufenster Bio-Logisch
• Lehrpfade (Reingers - In der Hölle,

Peygarten - Ottenstein)
• Musterprojekt Kilb
• Integralprojekt Eschenau
• Holzrückung mit Pferden
• Waldrandgestaltungen
• Birkwildlebensraum Frauenwieser-

teich
• Rückbringung und Förderung selte-

ner Baumarten

Probleme 1997
1997 hat das Kontrollamt eine Prüfung
des Landschaftsfonds durchgeführt.
Dabei wurde zur Verbesserung der
Querinformation innerhalb der ab-
wickelnden Dienststellen eine rasche
Realisierung EDV-unterstützter Informa-
tion und Datentransfers gefordert. Be-
mängelt wurde weiters, daß in vielen
Förderungsfällen die Höchstsätze zur
Anwendung kommen. Defizite gab es
auch in der Abgrenzung der Zuständig-
keiten bei Querschnittsprojekten zwi-
schen Landwirtschaft und Naturschutz
sowie in der Abstimmung der Öffentlich-
keitsarbeit zur Gewährleistung eines
einheitlichen Erscheinungsbildes des
Fonds nach außen.

Ziele 1998
In erster Linie wird es um die Umset-
zung der aufgezeigten Probleme und
der dazu erfolgten Vorgaben der NÖ
Landesregierung gehen. Die Förde-
rungsschwerpunkte selbst werden sich
im wesentlichen in der Fortsetzung der
bisherigen Programme ergeben.

Ebene. Derzeit wird in diesem Bereich
als Arbeitsschwerpunkt eine Homepage
aller bäuerlichen Bildungseinrichtungen
und Schulen im europäischen Raum an-
gestrebt. Parallel dazu läuft auch die Be-
mühung, ein europaweites Agrarbil-
dungsmodul zu gestalten.

Pub l i ka t i onen
In den letzten Jahren wurden seitens der
LAKO neben dem alljährlich erscheinen-
den Bericht aus dem Versuchswesen
mehrere Beratungsunterlagen geschaf-
fen. Diese Veröffentlichungen entstan-
den meist über Anregung der LAKO-Be-
reichssprecher in Zusammenarbeit mit
anderen fachlich relevanten Stellen.
• „Aktuelle tierfreundliche Rinderstall-
formen in Niederösterreich“
• „Landwirtschaftliche Kompostierung
in Niederösterreich“
• „Brache und Wild“
• „Bauernzukunft/Chancen - Märkte -
Beispielsbetriebe“
• „Basisstudie Bauernzukunft“
• „Landwirtschaftliches Aufzeichnungs-
buch"
• „Arbeitsheft zum Seminar Bauernzu-
kunft“
• Foliensatz „Bauernzukunft“
• Video „Bauernzukunft“
• Interaktive CD-Rom „Bäuerliche Un-
ternehmerausbildung“
• „Kooperationen in der Landwirtschaft“
• „Erfolgreiche Projekte der Landwirt-
schaft/Regionalförderung der EU in Nie-
derösterreich“

5b -Ak t i v i t ä t en

Die LAKO-Mitarbeiter sind für Sb-Vorha-
ben im Bereich der Weinvermarktung,
Beratung, Bildung, Forschung sowie der
technischen Hilfe als Sachverständige
tätig. Insgesamt wurden in diesem Be-
reich mehr als 170 Projekte beurteilt und
bearbeitet. Darüber hinaus konnte im
Bildungsbereich eine Refundierungsför-
derung als Pilotprojekt durchgezogen
werden, bei der insgesamt 1000 Bauern
Zuschüsse zu ihrer betriebsspezifischen

Abteilung Landwirtschaftsförderung

Das Land als Träger von Privatrechten
ist verpflichtet, durch Förderungsmaß-
nahmen beizutragen, den Bestand und
eine zeitgemäße Entwicklung der Land-
und Forstwirtschaft in Niederösterreich,
insbesondere in ihren Formen der Voll-,
Zu- und Nebenerwerbsbetriebe, zum
Wohle der Allgemeinheit zu sichern (§ 1
des NÖ Landwirtschaftsgesetzes, LGBI.
6100-3).

Schwerpunkte 1997
• Koordination der Abwicklung des
Ziel-5b-Programmes (EAGFL) und Erar-
beitung der entsprechenden Richtlinien
für Ziel 5b gemeinsam mit dem Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirt-
schaft.
• Teilnahme an zahlreichen Gesprä-
chen mit dem Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft und anderen
Bundesländern zwecks Abstimmung
und Erarbeitung der Richtlinien für die
einzelbetriebliche Investitionsförderung.

• Nachjustierung der Abgrenzung der
benachteiligten Gebiete nach EU-Krite-
rien gemeinsam mit dem Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft
und der NÖ Landwirtschaftskammer.
• Mitarbeit bei der Erstellung bzw. An-
passung sowie Finanzierung des Um-
weltprogrammes nach der VO (EWG)
2078/92 - ÖPUL.
• Mitarbeit im Fachbeirat und Arbeits-
kreis für „umweltschonende Wirtschafts-
weisen“ des NÖ Landschaftsfonds.
• Mitarbeit in Arbeitskreisen für das Kli-
mabündnis.
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• Bauberatung und Erstellung von Ent-
würfen von landwirtschaftlichen Wohn-
und Wirtschaftsgebäuden, vor allem
unter Berücksichtigung einer ortsbildan-
gepaßten Baugestaltung.
• Beratung hinsichtlich der Verwendung
von Alternativenergiequellen, der Wär-
medämmung und des Energiesparens.
• Teilnahme bei der Bau- und Energie-
sparmesse in Wieselburg.
• Organisation und Abwicklung des
Dorfhelferinnendienstes und der sozia-
len Betriebshilfe durch den Einsatz von
Zivildienern.
• Förderung der Behebung von Kata-
strophenschäden im Vermögen von Pri-
vatpersonen.
• Gewährung von Förderungen für un-
verschuldet in Not geratene bäuerliche
Betriebe.
• Erstellung des Berichtes über die wirt-
schaftliche und soziale Lage der Land-
und Forstwirtschaft in Niederösterreich.
• Führung der administrativen Ge-
schäfte des NÖ landwirtschaftlichen
Förderungsfonds.
• Durchführung des Siedlungsverfah-
rens Leiben.
• Laufende Anpassung der einschlägi-
gen Förderungsrichtlinien an die sich
ändernden Gegebenheiten.
• Abwicklung der Förderungsmaß-
nahme „Jungübernehmerförderung“ und
„Wohnbau-AIK" (Ausfinanzierung).
• Abwicklung der Förderungsmaßnah-
men „Aufzuchtprämie“ und „Kalbinnen-
aktion“ und Erstellung der Richtlinien
„Mutterschafprämie“ und „Zuchtwidder-
ankauf“ (derzeit in Brüssel zur Genehmi-
gung).
• Abwicklung von Förderungen der
ECO Plus RegionalisierungsgesmbH.
• Abwicklung von Förderungsmaßnah-
men für die Errichtung kleinräumiger
Fernheizwerke auf Biomassebasis für
das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft.
• Abwicklung der Sektorplanförderung
in Niederösterreich gemeinsam mit dem
ERP-Fonds und dem Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft.
• Abwicklung von Maßnahmen im Rah-
men des nationalen Förderungspro-
grammes.

In einem Zeitraum von ca. 21/2 Monaten
wurden der Abteilung Landwirtschafts-
förderung ca. 9.500 Schadensfälle ge-
meldet und mußten sofort bearbeitet
werden.
Der Bereich Katastrophenschadensab-
wicklung ist grundsätzlich mit insgesamt
2 Mitarbeitern besetzt. Aufgrund der au-
ßergewöhnlich hohen Zahl von Scha-
densfällen, die einer sofortigen und
möglichst direkten Erledigung zugeführt
werden sollen, war es erforderlich, zu-
sätzliche Arbeitskräfte zur Bewältigung
dieser Situation einzusetzen.
Erschwert wurde diese Problematik ei-
nerseits durch die Urlaubszeit und an-
dererseits durch den Umstand, daß die
Übersiedlung der Abteilung von Wien
nach St. Pölten erst in der Woche vor
Eintritt dieses Schadensereignisses er-
folgte.
Insgesamt wurden 1997 ca. 10.500
Schadensfälle bearbeitet, wobei insge-
samt ca. 650 Mio. S an Beihilfen ausbe-
zahlt wurden, wovon der Landesanteil
ca. 260 Mio. S beträgt. Der Gesamt-
schaden im Bereich privater Geschädig-
ter wird auf rd. 2 Mrd. S geschätzt.

Statistik 1997

Landwirtschaftliches Bauwesen

AIK Zinsenzuschüsse
(Wohnbau AIK) 8 6,791.294,86

Verbesserung der Infrastruktur
im ländlichen Raum

Verkehrserschließung ländlicher
Gebiete: Bisher ausbezahlte
Landesmittel S 43,300.000,-

Unterstützungen zur Ver-
besserung der Produktions-
grundlagen, der Produktivität
und der Erhaltung der Existenz
bäuerlicher Betriebe

Unterstützungen zur Erhaltung bäuerlicher
Betriebe
(Notstands- und Besitzfestigungsdarle-
hen, Notstandsbeihilfen)
47 Notstandsdarlehen 8 15,200.000,—
5 Notstandsbeihilfen 8 145,000,—

Landesmittel insgesamt 8 15,345.000,—
Jungübernehmerförderung
(2%iger Zinsenzuschuß zu einem
aufgenommenen Agrarinvestitions-
kredit) - ausbezahlte Zinsen-

Ziele 1998

Zu den bereits allgemeinen Zielsetzun-
gen des § 1 des NÖ Landwirtschaftsge-
setzes, LGBI. 6100-3, sind folgende
spezielle Ziele zu nennen:
• Direktförderungen für Betriebe in be-
nachteiligten Gebieten (Berggebiet,
sonstiges benachteiligtes Gebiet und
kleines Gebiet), an denen sich auch die
EU beteiligt.
• Förderung einer umweltverträglichen
Landwirtschaft durch die Maßnahmen
des ÖPULs.
• Förderung von landwirtschaftlichen
Betrieben im Rahmen des kofinanzierten
Investitionsprogrammes bzw. im Rah-
men des nationalen Förderungspro-
grammes.
• Verbesserung der Einkommenssitua-
tion im ländlichen Raum durch Förde-
rung von Projekten in Richtung Diversifi-
zierung der landwirtschaftlichen Tätig-
keit, Tourismusprojekte und Vermark-
tungsprojekte im Rahmen von Ziel 5b.
• Förderung von Betrieben zur Verbes-
serung der Verarbeitungs- und Vermark-
tungsbedingungen im Rahmen der Sek-
torpläne.
• Förderung von landwirtschaftlichen
Erzeugergemeinschaften.
• Beratung von landwirtschaftlichen Be-
trieben, vor allem bei der Gestaltung
landschaftsprägender Wirtschaftsge-
bäude.
• Förderung des Ausbaues des ländli-
chen Wegenetzes zur Verbesserung der
Infrastruktur.

Zuschüsse 8 1,740.705,95
Kofinanziertes Investitions-
programm 8 60,014.000,-
Sektorpläne und
Erzeugergemeinschaften 8 49,755.439,-
Ziel 5b (EAGFL) 8 37,976.266,12
Nationale Maßnahmen 8 165,002.905,12

Sozialmaßnahmen

Dorf hel fe  r i nnend iens t

Personalstand:
39 aktive Dorfhelferinnen
(33 in Karenz)

5.768 Arbeitstage zu rd. 10 Arbeits-
stunden in 338 Einsätzen
(698 Kinder betreut) 8 12,246.975,30

Be t r i ebsh i l f e
(Masch inen r i nge insä t ze )Probleme 1997

Durch den EU-Beitritt ist es erforderlich,
daß alle Förderungsrichtlinien der Kom-
mission zur Notifizierung und Genehmi-
gung vorgelegt werden. Die Genehmi-
gung der Richtlinien durch die Kommis-
sion dauert oft sehr lange. Damit verzö-
gert sich das Inkraftsetzen von einzel-
nen Förderungsmaßnahmen wesentlich.
Vom 5.-8. Juli 1997 wurden Teile Nieder-
österreichs von einer außergewöhnli-
chen Hochwasserkatastrophe betroffen.
Insbesondere das südöstliche Landes-
gebiet war davon besonders betroffen.

Landesbeitrag Einsatzstunden, Bei-
trag zu den Verwaltungsautwänden
an Ringe (Maschinenringförderung) 8 343.192,—
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Beiträge an
Interessenvertretungen

NÖ Landes-Landwirtschafts-
kammer S 161,000.000,—
NÖ Landarbeiterkammer _____S 9,270.000,—
Insgesamt S 170,270.000,—

Direktförderungen

Ausgleichszahlungen für
Bergbauern S 187,860.000,—
Umweltprogramm (ÖPUL) S 878,920.900,66
Nationale Mutterkuhprämie S 4,638.000,—

Sonstige Förderungen

Kalbinnenaktion S 3,333.300,—
Aufzuchtsprämie S 15,353.800,—
Öffentlichkeitsarbeit S 120.000, -
Förderung der Behebung von
Katastrophenschäden
9.645 Beihilfen S 257,154.931,67
Prämienverbilligung zur
Hagelversicherung
Zuschuß aus Landesmitteln S 34,723.000,-
Gebietsweinbaumarken s 502.679,93
Zuckerfabrik Hohenau s 1,500.000, -

Abteilung Forstwirtschaft

• Kontrolle, Überwachung und Doku-
mentation blatt/nadelfressender Insek-
ten (Nonne, Weidenblattkäfer, Frost-
spanner . . .).
• Erhebung und Bewertung von Schä-
den durch Luftverunreinigungen im Rah-
men des Bioindikatornetzes und der Ei-
chen-Zustandsinventur.
• Zusammenstellen relevanter Daten für
verschiedene Einzelanfragen und Artikel
in verschiedenen Printmedien.

Forstaufschließung

• Planung neuer Forststraßen. 1997
wurden 231 Projekte mit einer Gesamt-
länge von ca. 186 km in der Natur fixiert,
vermessen und der Behörde angezeigt.
In dieser Zahl sind neben Förderungs-
projekten auch jene Bauvorhaben ent-
halten, wo als „Bürgerservice“ die Pro-
jektleitung und die Bauaufsicht durch
den Landesforstdienst durchgeführt
wurde.
• Projektausarbeitung, Erstellung von
Bauprogrammen, Förderungsabwick-
lung.
• Das Bauprogramm 1997 umfaßt ca.
500 Projekte, welche mit nachfolgenden
Förderungsmitteln unterstützt wurden:

Ein Kriterienkatalog und ein Fragebogen
für die Überprüfung von Anträgen auf
ausnahmsweise Zulassung anderer
Arten von Fallen als Kastenfallen wurden
in Zusammenarbeit mit dem NÖ Lan-
desjagdverband erarbeitet und den
Jagdabteilungen der Bezirkshaupt-
mannschaften zur Verfügung gestellt.

Forstschutz

• Die in den letzten Jahren problemati-
sche Borkenkäfersituation der Nadel-
holzbestände hat sich auf Grund des
feuchtkühlen Wetters in weiten Landes-
teilen weiter deutlich verbessert. In den
Hauptschadensgebieten konnte heuer
erstmals eine leichte Entspannung der
Situation beobachtet werden. Betroffen
sind weiterhin der Manhartsberg, das
Horner Becken, der Dunkelsteiner Wald
und die Ausläufer des Wienerwaldes
westlich von Neulengbach. Wurde 1996
noch eine Schadholzsumme von rd.
780.000 fm festgestellt, verringerte sich
dieser Wert 1997 auf ca. 460.000 fm.
Dies soll aber nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß die langjährigen Durch-
schnittswerte von ca. 100.000 bis
150.000 fm in Niederösterreich noch
lange nicht erreicht sind.
• 1997 wurden 12.428 Fangbäume ge-
fördert; gemeinsam mit anderen Forst-
schutzmaßnahmen wurden rd. 3,9
Mio. S Förderungsmittel ausbezahlt.
• Entlang der wichtigsten Durchzugs-
straßen des Waldviertels kam es durch
die Grenzöffnung zu einem sprunghaf-
ten Ansteigen jener Teilstücke, die vom
Straßen-dienst mit Streusalz behandelt
werden. Die daraus resultierenden
Randschäden bei Walddurchfahrten
brachten es mit sich, daß derzeit an ins-
gesamt 6 Stellen gemeinsam mit der
Straßenplanungsabteilung Lösungen
zur Vermeidung bzw. Behebung dieser
Waldschäden gesucht und zum Teil
schon umgesetzt wurden.

Das Aufgabengebiet der Landesforstdi-
rektion umfaßt im wesentlichen vier Be-
reiche:
• Durchführung der Hoheitsaufgaben
für Forst, Jagd und Fischerei
• Sachverständigentätigkeit
• Bewältigung der forstlichen Förde-
rung (waldbauliche Maßnahmen, Forst-
aufschließung, Aufklärung und Bera-
tung, Forstschutz, Landschaftsfonds)
• Führung der Landesforstgärten

Schwerpunkte 1997

Forstfachangelegenheiten

Die Sachverständigentätigkeit umfaßt
die Erstellung von forstfachlichen Gut-
achten in Berufungsverfahren sowie in
I. Instanz bei bezirksübergreifenden
Verfahren (Rodungsanträge).
Der Schwerpunkt der Amtssachverstän-
digentätigkeit lag 1997 bei der Gutach-
tenerstellung in Berufungsverfahren bei
Waldfeststellungen im Zusammenhang
mit Rodungsverfahren, Waldverwüstun-
gen und Hüttenbau.

EU-kofinanzierte Projekte
EU-Mittel
Bundesmittel
nat. Bundesmittel
Landesmittel
Summe

S 4,497.000,-
S 3,073.400,-
S 301.800,-
S 2,159.000,-
S 10,031.200,-

National geförderte Projekte:
Bundesmittel
Landesmittel

S 5,520.000,-
S 2,021.100,-

Summe S 7,541.100,-

Jagdfachangelegenheiten

1997 lagen im Bereich der jagdfachli-
chen Gutachtertätigkeit drei fachliche
Schwerpunkte vor:
• Abschußplanberufungen bei Reh-
und Rotwild, teilweise Gamswild
• Ausnahmebewilligungen zum Aufstel-
len von Totschlagfallen
• Weidgerechte Ausübung der Jagd
(Jagdkartenentzug)
Neue Richtlinien zur Beurteilung der flä-
chenhaften Gefährdung des forstlichen
Bewuchses durch jagdbare Tiere ge-
mäß § 16 Abs. 5 Forstgesetz 1975 wur-
den erstellt und als Vorschrift an die Be-
zirksforstinspektionen übermittelt.

• Überprüfung der technischen Durch-
führung und Abrechnung von geförder-
ten Forststraßen. 1997 wurden 135 Pro-
jekte mit ca. 175 km Länge abgerechnet
und kollaudiert.
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Forstliche Aufklärung und
Beratung

Für forstliche Aufklärung und Beratung
wurden insgesamt Landes- und Bun-
desförderungsmittel in der Höhe von ca.
S 160.000,- aufgewendet.
• Organisation und Durchführung der
10. NÖ Waldjugendspiele zum Thema
„Wald schützt Wasser". Mit der Teil-
nahme von zwei Drittel aller 12jährigen
Kinder des Landes ist dies wiederum
die größte Veranstaltung forstlicher Öf-
fentlichkeitsarbeit gewesen.
• Betreuung der Erholungswaldprojekte
- „Myrafälle" (Müggendorf)
- „4 Teiche“ (Litschau)
- „Peygarten-Ottenstein" (Ottenstein)
- „In der Hölle" (Litschau/Illmanns)
- „Reinthal“ (Hollabrunn)
- „Weitersfeld“ (Weitersfeld)
• Durchführung verschiedener Exkur-
sionen mit Waldbesitzern
• Pressebetreuung
• Mitarbeit im Klimabündnisbeirat des
Landes NÖ
• Bereitstellung und Transport des
Christbaumes für das Regierungsviertel
in St. Pölten. Der 30 m hohe Baum
stammte aus Nöchling (Bezirk Melk).

Waldbauliche Maßnahmen

• Umsetzung der Förderungsprogram-
me gemäß den EU-Verordnungen 2080
und 2078
• Förderung forstlicher Maßnahmen mit
ca. 9 Mio. S Bundes- und Landesmittel
auf ca. 630 ha
- Förderung der Begründung von
Laub- und Mischwaldkulturen, beson-
ders bei der Wiederaufforstung von Ka-
tastrophenflächen
- Förderung von Läuterungsmaßnahmen
- Förderung von Einzelschutzmaßnah-
men zur Mischwaldbegründung aus Mit-
teln des NÖ Jagdverbandes
- Die Entmistelung von Eichenbestän-
den im Weinviertel wurde 1997 sowohl
mit nationalen als auch mit EU-Mitteln
gefördert. Für die Entmistelung von ca.
22.000 Bäumen auf einer Fläche von ca.
300 ha wurden Förderungsgelder in der
Höhe von 1 Mio. S vergeben.
- Durchführung und Betreuung von Re-
gionalprojekten in Hochlagen und im
Schutzwaldbereich; schwerpunktmäßig
im sommerwarmen Osten Niederöster-
reichs. Für 21 Projekte wurden ca. 2,0
Mio. S an Bundes- und Landesmitteln
vergeben.
- 54 Neubewaldungsprojekte nach
§ 18 (3) FG 1975 mit insgesamt 1,8
Mio. S gefördert - Gesamtfläche 98 ha -
10 Projekte wurden neu erstellt - 4 Pro-
jekte wurden kollaudiert
• Sanierung von Windschutzanlagen
• Wiederholungsaufnahmen des Ver-
jüngungskontrollzaunnetzes

Landesforstgärten

• Vermehrte Anzucht von Mischbaum-
arten heimischer Herkunft (Pflanzenbe-
stand der beiden Landesforstgärten ca.
7,5 Mio. Stück)
• Verstärkte Produktion von Edellaub-
baumarten (Eiche, Ahorn, Esche) sowie
Douglasie und Lärche als Ersatzbaum-
arten für die Fichte in Borkenkäferkala-
mitätsgebieten
• Saatgutbeerntung von Laubhölzern
(besonders seltene Baumarten wie Els-
beere, Speierling, Wildapfel und Wild-
birne)

mit einer Gesamtgröße von ca. 1.300 ha
erhoben. Weiters wurde mit den 72 be-
troffenen Grundeigentümern die Idee,
der Zweck, die Grenzen, die rechtlichen
Konsequenzen, die Vorstellungen, Ge-
bote und Verbote eines Nationalparks in
Einzelgesprächen erörtert und die Er-
laubnis, die Grundstücke bewerten zu
können, eingeholt. Schließlich konnte
eine Grenze festgelegt werden, die
Grundlage für den Art.-15a-Vertrag ist.
Am 26. Oktober 1997 wurde der Art-
15a-Vertrag feierlich zwischen Bund und
Land unterzeichnet und so der Grund-
stein für den Nationalpark Thayatal ge-
legt. Im Jahr 1998 werden die Bewer-
tungsarbeiten und Verhandlungen sowie
die notwendigen vertraglichen Vereinba-
rungen zwischen Land und Grundeigen-
tümern abgeschlossen.

Waldwirtschaftsgemeinschaften
für Ziel 5b - EAGFL

• Zusammenschluß von kleinen (bäuer-
lichen) Waldbesitzern
• Schlagkräftige Einheiten in Richtung
Holzvermarktung
• Erhöhung der Waldgesinnung
• Allgemeine Verbesserung der Waldsi-
tuation (Durchforstungsrückstände wer-
den abgebaut . . .) durch Einbeziehung
von Fachkräften (Forstwirtschaftsmei-
ster)

Forstliche Raumplanung

1997 wurden die Erhebungen für die
Waldentwicklungspläne Lilienfeld und
Scheibbs weitergeführt. Ein besonderer
Schwerpunkt stellt die Neukonzeption
der Struktur der Datenbank für die Erfas-
sung und Interpretation der WEP-Daten
dar, die eine GIS-Bearbeitung zulassen
wird. Die Erstellung eines Waldlayer in
überarbeiteter Form steht vor der unmit-
telbaren Fertigstellung.
Für die forstliche Raumplanung von Be-
deutung war die Mitarbeit bei der Erstel-
lung wasserwirtschaftlicher Rahmenpla-
nungen unter besonderer Berücksichti-
gung der Schottergewinnung. Die Pla-
nung und Umsetzung eines Reitwege-
konzeptes durch die Abteilung Raum-
ordnung und Regionalpolitik konnte
durch fachliche Beratung unterstützt
werden.
Für die Erstellung von örtlichen Raum-
ordnungskonzepten (Flächenwidmungs-
plänen) wurden insgesamt 38 fachliche
Gutachten erstellt.

Landschaftsfonds

• Teilnahme und Mitarbeit in den Ar-
beitskreisen Gestaltung, Tourismus,
Pflege, Gewässer und umweltscho-
nende Wirtschaftsweisen des NÖ Land-
schaftsfonds.
• Mitarbeit im Fachbeirat und Koordina-
tionskreis sowie an diversen fondsinter-
nen Informationsveranstaltungen.
• Abwicklung von Förderungsprojekten
im Rahmen des Arbeitskreises „Wald".
Neben diversen Einzelprojekten wurden
insbesondere die Schwerpunkte „Holz-
rückung mit Pferden" (S 200.000,-),
„Waldrandgestaltung" (S 500.000,-) und
„Rückbringung und Förderung seltener
Baumarten" (S 260.000,-) in Angriff ge-
nommen.
• Abwicklung der „Förderung der ex-
tensiven Teichwirtschaft". Es wurden 4,4
Mio. S an Prämien für eine Teichfläche
von insgesamt 983 ha ausbezahlt.

Nationalpark Thayatal

Im Raum Hardegg ist das Thayatal groß-
teils unberührt und hat seine Ursprüng-
lichkeit bewahren können. Nach den
Unterschutzstellungsverfahren des Tha-
yatals in zwei Schritten in den vergange-
nen Jahren ist man nun darangegan-
gen, den 2. niederösterreichischen Na-
tionalpark - den „Nationalpark Thayatal"
- nach der Machbarkeitsstudie der Be-
triebsgesellschaft Marchfeldkanal umzu-
setzen und zu errichten.
Zu diesem Zweck wurden rund 500
Grundstücke samt Grundstücksdaten

Gutachtertätigkeit

Sachverständigengutachten in
forstrechtlichen Berufungsverfahren 115
Sachverständigengutachten für die Grund-
verkehrs-Landeskommission 2
Gutachten für den Landesagrarsenat 3
jagdliche Sachverständigengutachten 64
fischereifachliche Sachverständigen-
gutachten 235
Fachgutachten zu Flächenwidmungs-
plänen und Raumordnungsprogrammen 22
Naturschutzgutachten bzw.
Stellungnahmen 6
Gutachten bzw. Stellungnahmen zu
ERP-Kreditansuchen 5
Stellungnahmen zu Gesetzes- bzw.
Verordnungsentwürfen 27

99



Gruppe Land- und Forstwirtschaft

• Beschaffung von geeignetem heimi-
schen Saatgut (besonders Stieleiche,
Roteiche, Elsbeere und Speierling).
• Schaffung einer längerfristigen Saat-
gutreserve.

Waldwirtschaftsgemeinschaften
für Ziel 5b - EAGFL

Die genehmigten Fördermittel wurden
bisher nur zu einem Viertel in Anspruch
genommen.
Das gesamte zur Verfügung stehende
Fördervolumen ist nur zu gut zwei Drit-
teln gebunden.

Forstwirten (= kein landwirtschaftliches
Einkommen) und damit das Fehlen von
nationalen Geldmitteln ist ausgeblieben.
• Insgesamt war aber die Nachfrage
nach der Förderung von Forstraßenneu-
bauten sehr groß, und Anträge für kom-
mende Jahre laufen ständig ein.

Probleme 1997

Forstfachangelegenheiten

Bei bezirksübergreifenden Verfahren ist
wieder ein deutlicher Anstieg bei Ro-
dungsanträgen zur Errichtung von
Starkstromleitungen bzw. zur Verkabe-
lung von Leitungen feststellbar. Forstliche Aufklärung und

Beratung

• Das immer größer werdende Bedürf-
nis der Bevölkerung, die wachsende
Freizeit aktiv im Wald zu gestalten, führt
zunehmend zu Konflikten.
• Die in den letzten Jahren in den Vor-
dergrund getretenen Probleme der
Forstwirtschaft - Schneebruch, Wind-
wurf, Borkenkäferkalamität, Verfall des
Holzpreises u. a. - führen zu einer er-
heblichen Mehrbelastung des Forstper-
sonals und erhöhen den Bedarf nach In-
formation und Unterstützung.
• Die Betreuung von Exkursionen von
Fachleuten (auch aus dem Ausland), die
auf Grund der räumlichen Nähe zur
Bundeshauptstadt zumeist nach Nieder-
österreich führen, nimmt zunehmend
mehr Zeit und Kapazität in Anspruch.

Forstschutz

• Starke Fraßtätigkeit von Frostspanner-
bzw. Eichenwicklerraupen im Großraum
oberes Kamptal auf ca. 1.000 ha. Blei-
bende Schäden am Wald wurden nicht
beobachtet.
• Kahlfraß an Weiden im oberen Kamp-
tal durch den Weidenblattkäfer, keine
bleibenden Schäden.
• Verschiedene unbedeutende Laub-
holzkäfer bekommen durch die deutli-
che Zunahme der Laubholzaufforstun-
gen regionale Bedeutung. Die entste-
henden Ausfälle bzw. Wachstums-
schwierigkeiten der Bäume haben psy-
chologische Bedeutung für die betroffe-
nen Waldbesitzer, die von den Vorteilen
einer Laubholzaufforstung überzeugt
werden müssen.
• Die Auswirkungen verschiedener tech-
nischer Maßnahmen zur Reduktion forst-
schädlicher Luftverunreinigungen sind
an den Bäumen nur spärlich zu beobach-
ten. Daher wurde zumindest für die
Baumart Eiche ein Beobachtungssystem
des Verlichtungsstadiums (WZI nach
EU-Kriterien) wieder aufgenommen.
• Umstrukturierung der vorliegenden
Daten mit Hilfe neuer Computertechno-
logie im Zuge der Übersiedlung nach St.
Pölten.

Ziele 1998

Forstschutz

• Schutz des Waldes vor biotischen
Schäden, insbesondere vor der noch
nicht entschärften Borkenkäfergefahr
(Betreuung und Beratung der Waldbe-
sitzer, Fangbaumaktion . . .).
• Erreichung des langjährigen Durch-
schnittswertes für Borkenkäferschad-
holz von unter 200.000 fm.
• Erfassung durch den Befall fressen-
der Insekten (Nonne) und abtötender
Pilze gefährdeter Flächen.
• Fortsetzung des Pheromonverglei-
ches, um die Abschätzung des Gefähr-
dungspotentials durch die Schädlings-
art „Nonne“ zu konkretisieren.
• Erfassung der neuartigen Waldschä-
den und Feststellung deren Ursachen
unter verstärkter Berücksichtigung des
Waldbodenzustandes und den Ergeb-
nissen des NÖ Immissionskatasters.
• Zusammenarbeit mit anderen Abtei-
lungen und Institutionen zur Abklärung
waldbelastender Randprobleme (Streu-
schäden, Klärschlammprodukte als
Walddünger . . .).

Forstaufschließung
• Weitere Rationalisierung der Planung,
um die Durchführung von Forststraßen-
bauten besonders im Bereich des Klein-
waldes bewerkstelligen zu können.
• Weitestgehende Umstellung des Ver-
waltungsablaufes auf computergestütz-
te Datenverarbeitung zur rascheren und
effizienteren Projektabwicklung.
• Durch die Änderung der Bundesricht-
linien sind nunmehr auch Projekte im
Großwald förderbar. Endziel ist eine Auf-
schließungsdichte mit ca. 50 Ifm je Hek-
tar Waldfläche.

Waldbauliche Maßnahmen
• Standortgerechte Mischwaldbegrün-
dung auf Borkenkäferschadensflächen
• Verstärkte Durchführung von Bera-
tungsveranstaltungen mit Schwerpunkt
Laubwaldpflege

Waldbauliche Maßnahmen

• Infolge der Beratungstätigkeit des
NÖ_Forstaufsichtsdienstes und der Len-
kungswirkung der Förderung konnten
zwar viele ehemals standortwidrige
Fichtenreinbestände im NÖ Zentralraum
in Edellaubbestände umgewandelt wer-
den. Leider war es allerdings nur in sehr
geringem Ausmaß möglich, die beiden
in diesem Raum von Natur aus am
häufigsten vorkommenden Baumarten
(Rotbuche und Eiche) verstärkt zu
pflanzen.
• Verzögerungen bei der Erstellung
neuer EU-Richtlinien führen zu Proble-
men bei der Beratung.
• Die Suche nach geeigneten Ro-
dungs-Ersatzflächen wird zunehmend
schwieriger.
• Schwierigkeiten bei der Umsetzung
der EU-Förderung wegen Überschnei-
dung mit landwirtschaftlichen Förderun-
gen.
• Wildschäden als Hinderungsgrund für
die Durchführung von Schutzwaldsanie-
rungsprojekten.

Landesforstgärten

• Die Forstpflanzenabgabe pendelte
sich gegenüber 1996 auf ein normales
Wirtschaftsjahr ein; Schadholzereig-
nisse und ein relativ schlechter Holz-
preis wirken sich aber nach wie vor ne-
gativ aus.
• Engpässe gab es vor allem bei der
Lärche, die Nachfrage konnte nicht voll
befriedigt werden.

Forstaufschließung

• Die Vergabe von Forststraßenbauten
an Fremdfirmen bringt mit sich, daß
immer neue Firmen an Aufträgen inter-
essiert sind. Dies bedingt insbesondere
für die Bauaufsicht einen erheblichen
Mehraufwand bei der laufenden Bau-
kontrolle und bei der Abrechnung. Aus
den ständig neuen Erfahrungen wurde
im letzten Jahr der Ausschreibungstext
laufend verbessert.
• Viele Projekte sind nur als Gemein-
schaftsprojekte mehrerer Besitzer
durchführbar. Dies bringt eine deutliche
Ausweitung der Verwaltungstätigkeit mit
sich (Genossenschaftsgründungen, Bei-
ziehung von widerstrebenden Minder-
heiten).
• Auf Grund des immer schwieriger
werdenden Geländes (leicht zu bau-
ende Projekte wurden bereits verwirk-
licht) wird der Aufwand für die Trassie-
rung immer größer.
• Der erwartete große Andrang nach
Förderung von Forststraßen bei reinen
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• Verringerung des Befallsdruckes der
Eichenmistel in den Eichenbeständen
des Weinviertels
• Forcierung der Schutzwaldsanierung
im Weinviertel
• Sanierung von Windschutzanlagen
• Verstärkte Aufklärung der Waldbesit-
zer im Hinblick auf die genetische Viel-
falt der Baumarten und die sich daraus
ergebenden Konsequenzen für die
Waldbewirtschaftung

• Qualitäts- und Preisregulator gegen-
über Importpflanzen
• Innerbetriebliche Rationalisierung
durch Optimierung von Arbeitsabläufen
(REFA-Programm) und Produktionskon-
zentration

• Motivation zur selbständigen Bewirt-
schaftung der Mitglieder
• Einsatz von Fachkräften (Forstwirt-
schaftsmeister)

Landschaftsfonds
Waldwirtschaftsgemeinschaften
für Ziel 5b - EAGFL
• Steigerung der Wertschöpfung durch
nachhaltige Nutzung und Beseitigung
von Durchforstungsrückständen
• Hebung der Waldgesinnung bei den
Mitgliedern
• Verbesserung der Einkommenssitua-
tion, vor allem durch Kostensenkung
und gemeinsames Anbieten von größe-
ren Holzmengen
• Planungsgrundlagen für die Bewirt-
schaftung des Eigenwaldes der einzel-
nen Mitglieder verbessern

• Aktive Teilnahme in den Gremien des
Landschaftsfonds
• Abwicklung von Förderungsprojekten
im Arbeitskreis „Wald“
• Schwerpunkte werden Maßnahmen in
der Waldrandgestaltung, Einbringen
und Schutz seltener Baumarten, Holz-
rückung mit Pferden und Musterprojekte
sein
• Abwicklung der „Förderung der ex-
tensiven Teichwirtschaft“

Landesforstgärten

• Rechtzeitige Versorgung mit hoch-
wertigem und preiswertem Pflanzgut
passender Herkunft besonders im bäu-
erlichen Kleinwald
• Vermehrte Anzucht von wünschens-
werten Mischbaumarten (Edellaub-
baumarten, Douglasie und Lärche)

Abteilung Veterinärangelegenheiten

werden. In Zusammenarbeit mit der NÖ
Jägerschaft, der Bundesuntersuchungs-
anstalt Hetzendorf und den NÖ Amts-
tierärzten wurden Untersuchungen von
Blut- und Organproben auf Schweine-
pest bei erlegten Wildschweinen durch-
geführt. Neue Schweinepestfälle wurden
im Jahr 1997 nicht bekannt.

Aujeszkysche Krankheit (AK)
Gesamt Niederösterreich gilt in der EU
als frei von AK, daher ist ein AK-Über-
wachungsprogramm durchzuführen, um
diesen Status zu erhalten. Stichproben-
artig wurden die Zuchtschweine (Sauen
und Eber) bei der Schlachtung unter-
sucht und keine AK-positiven Tiere fest-
gestellt.

Schlachttier- und
Fleischuntersuchung
Die im Fleischuntersuchungsgesetz vor-
geschriebenen Kontrollen und die nach
einem Stichprobenplan angeordneten
Rückstandsuntersuchungen wurden re-
gelmäßig durchgeführt.
Zahlreiche Kleinbetriebe nahmen die
Erleichterungen gemäß § 38 Abs. 3
Fleischuntersuchungsgesetz in An-
spruch.
Durch die Möglichkeit einer Bestellung
von Hilfskräften (Jäger) als Trichinenun-
tersucher soll auch eine lückenlose Un-
tersuchung von Schwarzwild sowie zu-
sätzliche Untersuchungen von Füchsen
und Dachsen erzielt werden.

Periodische Untersuchung
Auf Grund des Ansuchens Österreichs
betreffend „additional guarantees“ für

IBR/IPV wurde von der EU-Kommission
ein Screening im Rahmen der periodi-
schen Untersuchung der Rinder und
Ziegen genehmigt. Im Jahr 1997 wurden
Rinder im Alter von 2 Jahren und dar-
über auf Tuberkulose, Brucellose, Leu-
kose und IBR/IPV sowie Ziegen ab
einem Jahr, die mit Rindern gehalten
werden, auf Tuberkulose untersucht.
Von dieser Maßnahme waren 165.638
Tiere in Niederösterreich betroffen.

Eutergesundheitsdienst
Um Milchproduktionsverluste in Millio-
nenhöhe durch Eutererkrankungen der
Rinder zu verringern, wurden in Zusam-
menarbeit mit der NÖ Landes-Landwirt-
schaftskammer und den zuständigen
Molkereien amtstierärztliche Kontrollen
und Beratungstätigkeiten im Rahmen
des Eutergesundheitsdienstes durchge-
führt. Die Milch von über 6.000 Kühen
wurde bakteriologisch untersucht. In Be-
trieben, die für die Produktion von „pa-
steurisierter Kinderfrischmilch“ zugelas-
sen sind, wurden 1997 über 7.000 Kühe
viermal amtstierärztlich kontrolliert.

Schwerpunkte 1997

Wutkrankheit

Die Impfung der Füchse mit Impfködern
(Orale Immunisierung) hat Erfolg ge-
zeigt. Im Jahr 1997 wurden bereits die
12. und 13. Aktion durchgeführt. Positive
Wutfälle wurden nicht festgestellt.
Der Verwaltungsbezirk Bruck/Leitha und
die Gemeinden Haugschlag und
Reingers des Verwaltungsbezirkes
Gmünd waren Tollwutsperrgebiete. Der
Bund gewährte ab 1. April 1997 nur
mehr Abschußprämien für Füchse.
Diese Prämien wurden vom Land Nie-
derösterreich verdoppelt.

Rauschbrand
In den Verwaltungsbezirken Amstetten,
Baden, Lilienfeld, Melk, Neunkirchen,
Scheibbs, St. Pölten, Wiener Neustadt
und der Stadt mit eigenem Statut Waid-
hofen an der Ybbs wurden 32.373 Rin-
der, die auf mit Rauschbrandkeimen
verseuchten Weiden verbracht wurden,
schutzgeimpft.
Die Zahl der an Rauschbrand erkrank-
ten Tiere blieb im Vergleich zum Vorjahr
gleich. Viehverluste, durch Rausch-
brand verursacht, wurden aus Geldern
des Bundes entschädigt.

Schweinepest
Im Verwaltungsbezirk Gänserndorf muß-
ten nach Feststellung von Schweinepest
bei Wildschweinen im Jahr 1996 in den
Gemeinden Drösing, Ringelsdorf und
Angern an der March Maßnahmen zur
Verhinderung der Ausbreitung getroffen

Probleme 1997

IBR/IPV

Im Rahmen der periodischen Untersu-
chung der Rinder wurden 1997 in 4 Be-
trieben in den Verwaltungsbezirken Am-
stetten und Waidhofen/Ybbs IBR/IPV-Re-
agenten festgestellt. Eine Sanierung der
Betriebe war daher notwendig, um den
Status der IBR/IPV-Freiheit in der EU zu
erlangen.
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Zusätzlich wird auch die Überprüfung
der Haltung von Wildtieren (Exoten) vor
Ort notwendig.

Schlachttier- und
Fleischuntersuchung

Ziel ist die bundesweite Angleichung
der Kontrollpläne und -frequenz in
fleischproduzierenden und -verarbeiten-
den Betrieben. Die Fristen für die Über-
gangsbetriebe sind im Jahr 1997 ausge-
laufen. Der Standard aller an die
EU-Reife herangeführten Betriebe wird
durch fortlaufende Kontrollen und Bera-
tungen auf einem hohen Niveau gehal-
ten.

NÖ Tiergesundheitsdienst

Der auf Freiwilligkeit basierende NÖ
Tiergesundheitsdienst wurde 1996 in-
stalliert. Unter Beteiligung der NÖ Lan-
des-Landwirtschaftskammer, der Kam-
mer der Tierärzte Niederösterreichs und
der NÖ Veterinärdirektion soll durch ver-
stärkte Prophylaxe die Tiergesundheit
verbessert werden und das Vertrauen
der Konsumenten in Lebensmittel tieri-
scher Herkunft aus NÖ verstärkt wer-
den.

Schlachttier- und
Fleischuntersuchung
Die gesamte Verrechnung der Fleisch-
untersuchungsgebühren mit den Ge-
meinden wird durch die NÖ Veterinärdi-
rektion durchgeführt. Zahlreiche Fortbil-
dungsveranstaltungen für Tierärzte be-
treffend die Schlachttier- und Fleischun-
tersuchung wurden abgehalten. Die An-
zahl der EU-Schlacht- und Bearbei-
tungsbetriebe in Niederösterreich
konnte erhöht werden. Weiters wurden
direkt vermarktende Betriebe mit den
gesetzlich geforderten Mindeststan-
dards bekanntgemacht.

IBR/IPV und Aujeszkysche
Krankheit (AK)

Durch konsequentes Blutproben-Scree-
ning von Rindern und Schweinen soll
die Anerkennung Niederösterreichs als
IBR/IPV- und AK-freies Gebiet in der EU
erreicht bzw erhalten werden. Dies be-
deutet einen großen Wettbewerbsvorteil
der NÖ Landwirtschaft in der EU.

Milchhygieneverordnung

Auf Grund der Weisung des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit und Konsu-
mentenschutz sind 7.000 milchprodu-
zierende Betriebe im Jahr 1998 amtstier-
ärztlich zu kontrollieren.

NÖ Tiergesundheitsdienst

Das im Jahr 1996 bei Rindern begon-
nene BVD-Überwachungs- und Be-
kämpfungsprogramm soll 1998 intensi-
viert und ausgebaut werden, damit die
weitere Ausbreitung des BVD-Virus ver-
hindert wird. Bei Schweinen wird eine
Impfung gegen Mykoplasmen, die Ver-
ursacher von Atemwegserkrankungen
sind, planmäßig durchgeführt.

Futtermittelgesetz

Die Amtstierärzte sollen das Verfüttern
von Futtermitteln in den Betrieben hin-
sichtlich des Vorhandenseins uner-
wünschter Stoffe kontrollieren, die ge-
eignet sind, die Gesundheit oder Lei-
stung der Tiere nachteilig zu beeinflus-
sen oder Rückstände in den von den
Nutztieren gewonnenen Erzeugnissen
hervorzurufen.

Ziele 1998

Die Kontrolltätigkeit der Amtstierärzte
bei den Bezirksverwaltungsbehörden
wird auf Grund der Entwicklung von
Rechtsnormen des Bundes und des
Landes NÖ überproportional zunehmen,
obwohl die fachlichen Rechtsgrundla-
gen nicht im Kompetenzbereich der Ve-
terinärdirektion liegen. Die Tatsache,
daß von den Neuerungen Tiere und tieri-
sche Produkte betroffen sind, führte zur
Beauftragung der Amtstierärzte als
Sachverständige mit der Vollziehung der
Gesetze und Verordnungen.

Tierkennzeichnung

Mit Dezember 1997 traten die Tierkenn-
zeichnungsverordnung 1997 und die
Rinderkennzeichnungs-Verordnung
1998 des Bundes in Kraft. Die NÖ Tier-
kennzeichnungsverordnung ist daher
anzupassen und die Landwirte an die
geänderten Bedingungen heranzufüh-
ren.

Tiertransportgesetz-Straße

Hiebei werden die Amtstierärzte als Tier-
transportinspektoren herangezogen.

NÖ Tierschutzgesetz

Auf Grund der Umsetzung der Art.-1Sa-
BVG-Vereinbarung werden die Amtstier-
ärzte als Sachverständige verpflichtet,
im Jahr 1998 600 Landwirtschaftsbe-
triebe auf die Einhaltung der Haltungs-
vorschriften für Nutztiere zu überprüfen.

Abteilung Bodenreform

Schwerpunkte 1997

Landesagrarsenat -
Bodenreform

Schwerpunkte der Tätigkeiten sind An-
gelegenheiten der Bodenreform, soweit
diese von der Landesregierung zu be-
sorgen sind, administrative Angelegen-
heiten des Landesagrarsenates und die
Amtssachverständigentätigkeit für den
Landesagrarsenat. Weiters ist der Lan-
desagrarsenat Berufungsinstanz in
Agrarverfahren.

Bei weitem überwiegender Arbeitsbe-
reich ist die Entscheidung über Berufun-
gen gegen Bescheide der NÖ Agrarbe-
zirksbehörde. 1997 wurden in 29 Se-
natssitzungen 113 Entscheidungen ge-
troffen.

S ta t i s t i k  1997

Kollaudierungen: ____________________
Örtliche Endüberprüfungen 158
Abgeschlossene Bauvorhaben 18

hievon Verkehrserschließung
ländlicher Gebiete —
agrarische Operationen, gemeinsame
Anlagen 18

Kollaudierung von Güterwegen

Tätigkeitsschwerpunkte bilden die tech-
nisch-wirtschaftliche und finanzielle
Überprüfung der Bauarbeiten im Rah-
men der Förderung der Verkehrser-
schließung ländlicher Gebiete und der
agrarischen Operationen.

Entlastete Baukosten S 68,706.032,31
hievon Verkehrserschließung -
Güterwege —
agrarische Operationen,
gemeinsame Anlagen S 68,706.032,31
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Überprüfung der technischen
Operate

Überprüfung der technischen Operate
im Verfahren von agrarischen Operatio-
nen vor Erlassung des Zusammenle-
gungs-, Flurbereinigungs-, Teilungs-
und Regelungsplanes durch sachver-
ständige Beamte.
1997 wurden insgesamt 19 agrarische
Operate mit einer einbezogenen Fläche
von 1.508 Hektar und 516 Parteien über-
prüft.

Kreditverwaltung

Hauptaufgabe ist die Überprüfung der
Geldgebarung und die Kreditüberwa-
chung der bereitgestellten Landesmittel
hinsichtlich des Sach- und Zweckauf-
wandes der NÖ Agrarbezirksbehörde.
Die Abteilung Bodenreform hat vorzu-
sorgen, daß die für die Durchführung
der agrarischen Operationen (mit Aus-
nahme des ländlichen Wegebaues) er-
forderlichen Mittel vorhanden sind und
in den Voranschlägen des Landes Be-
rücksichtigung finden. Die damit ver-
bundene Tätigkeit umfaßt die Bearbei-
tung der Arbeitsprogramme und der
Verwendungsnachweise sowie die Prü-
fung der Projekte auf Übereinstimmung
mit den Richtlinien.

S ta t i s t i k  1 997

Am 23. Juni 1997 (schriftlich) und am
27. Juni 1997 (mündlich) sowie am
3. November 1997 (schriftlich) und am
7. November 1997 (mündlich) wurden
für 4 Landesbedienstete Dienstprüfun-
gen durchgeführt.
Im Zuge der Ausbildung der A- und
B-Techniker im Agrardienst im Rahmen
eines Rotationsverfahrens ist auch die
Abteilung Bodenreform zu durchlaufen.
Die dabei anfallenden Aufgaben werden
unter der Leitung des Ausbildungsbe-
auftragten von den aus dieser Abteilung
bestellten Mitgliedern des Landesagrar-
senates bzw. von den mit der Revision
von Agrarverfahren betrauten Beamten
wahrgenommen.

Fachprüfung für den Agrardienst

Diese Tätigkeit erstreckt sich sowohl auf
die administrativen Aufgaben für die
Prüfungskommission (wie z. B. Festle-
gung der Prüfungstermine, Prüfung der
Zulassungsvoraussetzungen, Vorberei-
tungsgespräche mit den Kandidaten)
wie auch auf die Durchführung der
schriftlichen und mündlichen Prüfung.
Die Dienstprüfungskommission besteht
aus vier Technikern und einem Juristen.
Geprüft werden Kandidaten für den A-,
B-, C- und D-Dienst.

Ziele 1998

Vorbereitung eines neuen Entwurfes des
Flurverfassungs-Landesgesetzes; Fort-
setzung des Aufbaues einer agrarrecht-
lichen Entscheidungssammlung unter
Verwendung der automationsunterstütz-
ten Datenverarbeitung.

Landesmittel für Maßnahmen
des Bodenschutzes S 6,597.999,26
Landesmittel für landschafts-
gestaltende Maßnahmen S 2,700.000,—
Landesmittel für den Amtsaufwand
der Agrarbezirksbehörde S 8,197.758,71

Abteilung Land- und Forstwirtschaftsinspektion

Schwerpunkte 1997
• Fortlaufende Betriebskontrollen ge-
mäß dem Gesetzesauftrag in den Betrie-
ben der Land- und Forstwirtschaft.
Neben den traditionellen Dienstnehmer-
betrieben wurden vorrangig jene Be-
triebe kontrolliert, die sich als Ausbil-
dungsbetriebe (Fremdpraxis) für land-
wirtschaftliche Fachschüler gemäß Ver-
ordnung über die Organisation und die
Lehrpläne der öffentlichen land- und
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fach-
schulen zur Verfügung gestellt haben. Es
wird die Einhaltung aller dem Schutz der
land- und forstwirtschaftlichen Dienst-
nehmer dienenden Gesetze, Verordnun-
gen und Verfügungen überwacht.
• Betriebskontrollen in bäuerlichen Be-
trieben mit familieneigenen Arbeitskräf-
ten, hauptsächlich in Lehr- und Praxis-
betrieben. Bei der sicherheitstechni-
schen Begutachtung und Beratung die-
ser Betriebe wird auch auf eine gedeihli-
che Zusammenarbeit mit der Abteilung
Landwirtschaftliche Bildung und Wein-
wirtschaft, der NÖ land- und forstwirt-
schaftlichen Lehrlings- und Fachausbil-
dungsstelle sowie mit den Sozialversi-
cherungsträgern Wert gelegt. Den Lehr-
betrieben wurden zeitgerecht Informa-
tionen über sicherheitstechnische Anfor-
derungen zur Verfügung gestellt, damit
eine rechtzeitige Anerkennung als Lehr-
betrieb durch die Lehrlings- und Fach-
ausbildungsstelle erfolgen konnte.

• Maßnahmen zur Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen und der menschen-
gerechten Gestaltung der Arbeit in der
Land- und Forstwirtschaft durch Veröf-
fentlichung in der Fachpresse, Einrich-
tung und Betreuung der Sicherheitsstra-
ßen in den landwirtschaftlichen Fach-
schulen und Ausbildungsstätten, Infor-
mation der Lehreltern durch Vorträge
anläßlich von Lehrelterntagungen, Mit-
wirkung bei der Ausbildung von Stapler-
fahrern, Abhaltung von Schulungskur-
sen gemeinsam mit der NÖ Landarbei-
terkammer und der Allgemeinen Unfall-
versicherungsanstalt im Bildungszen-
trum der LAK in Drosendorf.
• Die Organe der Land- und Forstwirt-
schaftsinspektion sind auch begutach-
tende Fachorgane auf dem Gebiet der
Sicherheitstechnik und der Unfallverhü-
tung. Über Antrag von Verwaltungsbe-
hörden und Verwaltungsstellen werden
entsprechende Stellungnahmen abge-
geben.
• Ständige und direkte Kontaktnahme
mit Behördenvertretern anderer Auf-
sichtsbereiche und Aufsichtsregionen
(Bundesländer) zwecks Vermeidung
von unterschiedlichen Auslegungen der
Bestimmungen über den Arbeitnehmer-
schutz in der Land- und Forstwirtschaft.

Probleme 1997
• Eine Vereinheitlichung der Arbeits-
schutzbestimmungen für gleichartige
Betriebe und Betreuung aller dieser Be-
triebe durch nur eine Aufsichtsbehörde,
wie dies vor 1974 der Fall war, konnte bis-
her nicht erreicht werden. Dies ergibt
nicht nur eine Rechtsunsicherheit, son-
dern hinterläßt auch in der Praxis Spuren,
wenn beispielsweise in gleichartigen
Forstbetrieben unterschiedliche Arbeits-
methoden „aus Sicherheitsgründen" zur
Anwendung kommen oder wenn immer
öfter gewerbliche Schlägerungsunter-
nehmen in Forstbetrieben, die in den Zu-
ständigkeitsbereich der Land- und Forst-
wirtschaftsinspektion fallen, zur Holz-
ernte herangezogen werden, deren Ar-
beitnehmer jedoch - häufig auch ohne
entsprechende Ausbildung - der Arbeits-
inspektion unterstehen. Es wäre eine ein-
heitliche Regelung des Dienstnehmer-
schutzes für die Betriebe der Land- und
Forstwirtschaft richtig und wünschens-
wert. Daher sollten wieder alle diese Be-
triebe der Land- und Forstwirtschaftsin-
spektion als Spezial-Arbeitsaufsichtsbe-
hörde unterstellt werden.
• Das Bemühen, nicht nur durch Ratio-
nalisierung, sondern auch durch Steige-
rung des physischen Einsatzes die
stagnierenden oder zum Teil sinkenden
Preise für landwirtschaftliche Produkte
einigermaßen auszugleichen, wirkt sich
offensichtlich auch auf die Gesundheit
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künftig dem Auftrag zur Durchführung
fortlaufender Betriebskontrollen Rech-
nung zu tragen.
• Schwerpunkte werden die Nachkon-
trollen in Dienstnehmerbetrieben und in
den Praxis- und Lehrbetrieben sein, um
hier vor allem zu gewährleisten, daß
land- und forstwirtschaftlichen Fach-
schülern und Lehrlingen, die der elterli-
chen Obsorge entzogen werden, eine
möglichst unfallsichere Ausbildung zu-
teil wird.

Statistik 1997
Als Aufgabe der Hoheitsverwaltung hat
die Land- und Forstwirtschaftsinspektion
1997 938 Betriebe besichtigt, die einen
Beschäftigungsstand von 4.995 Arbeits-
kräften, davon 337 Lehrlinge, aufwiesen.

• In der Forstwirtschaft, wo sehr oft Ak-
kordlohn die Regel ist, ist vermehrt ein
frühzeitiges Ausscheiden infolge ge-
sundheitlicher Dauerschäden zu beob-
achten. Die Akkordentlohnung sollte
daher dringend neu überdacht werden.
• Für Forstarbeiter hat sich die reine
Schnittzeit mit der Motorsäge dort dra-
stisch erhöht, wo zentral und vollmecha-
nisiert entrindet wird. Wenn dadurch
auch einerseits das ungeliebte händi-
sche Schälen und die damit verbunde-
nen gesundheitlichen Nachteile (Hal-
tungsschäden) wesentlich gemildert
werden konnten, kommen andererseits
die enormen gesundheitlichen Gefahren
des längeren Motorsägeneinsatzes, wie
Gehör- und Vibrationsschäden, aber
auch die reine Verletzungsgefahr ver-
stärkt hinzu.

Ziele 1998
• Der Aufgabenbereich der Land- und
Forstwirtschaftsinspektion ist in der NÖ
Landarbeitsordnung gesetzlich gere-
gelt. Es ist somit in erster Linie auch

der Betroffenen und auch auf das Unfall-
geschehen ungünstig aus. Die stei-
gende Zahl der Frühpensionsansuchen
ist sicherlich auch ein Ergebnis daraus.
Ähnlich negative Folgen ergeben sich
auch aus dem starken Rückgang an Ar-
beitskräften (deutlich sinkende Lehr-
lingszahlen!), und der vermehrte Trend
zum Nebenerwerb läßt befürchten, daß
mehr Streß und Belastung das Unfallri-
siko vergrößern.
• Das Ausweichen auf Alternativpro-
dukte oder allgemein auf biologisch ori-
entierten Landbau bringt es mit sich,
daß neben der mechanischen Bearbei-
tung (z. B. als Ersatz für Spritzmittelein-
satz) auch reine Handarbeit mit ihren
möglichen gesundheitlichen Nachteilen
wieder stärker in den Vordergrund tritt.
Das Zurückkehren zu „naturnahen“ Ar-
beitsmethoden kann sich dann auf die
Arbeitssicherheit ungünstig auswirken,
wenn Geräte, Ausrüstung oder Kenntnis
über die Arbeitsmethode bereits nicht
mehr überliefert sind. Dies ist beispiels-
weise beim Einsatz des Pferdes als Zug-
tier für waldschonende Bringung des
Holzes der Fall.
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Abteilung Gewerberecht

Statistik 1997Probleme 1997

Das Hauptproblem liegt im steigenden
Arbeitsanfall und in dessen Bewältigung
mit dem vorhandenen Personalstand.
Für den steigenden Arbeitsanfall sind
verantwortlich:
• Die weiter anhaltende Flut neuer Ge-
setze und Verordnungen, die laufenden
Novellierungen von Gesetzen und Ver-
ordnungen sowie die zahlreichen Stel-
lungnahmen, die im Rahmen des
EWR-Abkommens und der EU abzuge-
ben sind. Durch die Schaffung stets
neuer Vorschriften steigt einerseits die
Zahl der anhängigen Verfahren, ande-
rerseits sind bei der Durchführung der
einzelnen Verfahren ständig zusätzliche
und kompliziertere Vorschriften zu voll-
ziehen.
• Der Auftrag zur periodischen Über-
prüfung von Gewerbebetrieben, von
denen eine Gefährdung der Umwelt
ausgehen könnte.
• Die Schließung von Gewerbebetrie-
ben bei Vorliegen der gesetzlichen Vor-
aussetzungen.
• Die komplizierten Lebensverhältnisse,
die Umweltprobleme und die Bürgerin-
itiativen.
Diese Umstände bewirken, daß der Teil
der anfallenden Arbeiten, der an die Be-
arbeiter im allgemeinen die höchsten
qualitativen Anforderungen stellt, beson-
ders stark im Steigen begriffen ist.

Schwerpunkte 1997

Die Abteilung Gewerberecht ist aus-
schließlich ein Rechtsreferat. Die Tätig-
keit umfaßt im wesentlichen
• die Vollziehung des Gewerberechtes
einschließlich der Verkehrsgewerbe in
erster und zweiter Instanz, des Rohrlei-
tungsgesetzes, der Wirtschaftstreuhän-
derberufsordnung, des Berufsausbil-
dungsgesetzes (mittelbare Bundesver-
waltung), des Sonn- und Feiertags-Be-
triebszeitengesetzes, des NÖ Buschen-
schankgesetzes und des NÖ Privatzim-
mervermietungsgesetzes (Landesver-
waltung);
• die Erlassung einer Verordnung über
die Festsetzung von Höchsttarifen für
das Rauchfangkehrergewerbe, die Er-
lassung einer Verordnung über die Fest-
setzung von Höchsttarifen für das Be-
stattergewerbe, die Erlassung der NÖ
Sperrzeitenverordnung, die Erlassung
von Verordnungen über die Festsetzung
eines verbindlichen Tarifes für das Taxi-
gewerbe;
• die Begutachtung von Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen; die Abhaltung
von Konzessionsprüfungen;
• die Durchführung von Ausbilderprü-
fungen nach dem Berufsausbildungsge-
setz;
• die Ausbildung von Juristen;
• die mündliche Beratung von Parteien
und Dienststellenvertretern.

Anhängige Ansuchen
Konzessionsverleihungen und
Bewilligungen
Konzessionserweiterungen
Verlegungen des Betriebes
Weitere Betriebsstätten
Verpachtungen
Geschäftsführerbestellungen
Gewerbeentziehungen
und §11 = Umgründung
Delegierte Betriebsanlagen
Betriebsanlagen-Berufungen (neu)
Betriebsanlagen-Berufungen (alt)
Betriebsanlagen (Volksanwalt)
Sonstige Berufungen
Genehmigungen für Schädlings-
bekämpfung
Volksanwaltschaftsbeschwerden
(außer BA-Akte)
Rauchfangkehrer-Schlichtungsstelle
Anfragen allgemein
von Parteien betreffend Allgemeines Ge-
werbe, Betriebsanlagenrecht, Diverses
vom Bundesministerium
von Bezirksverwaltungsbehörden
von anderen Behörden und Abteilungen
Stellungnahmen zu Verordnungs- und
Gesetzesentwürfen

672
133

97
42
2

123
3

50
123

80
25
20

121

24

15
11

52
101
103

56

32
Verleihung von Auszeichnungen 15
Verordnungsprüfungen (Gemeinde-
Marktordnungen etc.) 18
Erlaubnisse für die Beförderung von
Gütern über die Grenze 4.518
Gewerbereferententagungen 2
Entwürfe von Gesetzen und Verordnungen
(Erstellung) 13
Gleichstellung mit Inländern 124
Nachsichten
Nachsichten vom Befähigungsnachweis
und von den Zulassungsvoraussetzungen 1.254
Nachsichten vom Gewerbeausschlußgrund 217
Genehmigungen neuer Tankstellen 11
Änderungen von Tankstellen 255

Ziele 1998

Die Zielvorgabe bleibt weiterhin die Ra-
tionalisierung und Vereinfachung der Ar-
beit, wenn möglich künftig unter Zuhilfe-
nahme der elektronischen Datenverar-
beitung und Ausbau der Textverarbei-
tung. Aufgrund der Verwendung dieser
technischen Hilfsmittel soll eine raschere
Erledigung im Interesse einer bürger-
nahen Verwaltung erreicht werden.

Konzessions bzw. Befähigungsprüfungen
Gastgewerbe 371
Immobilienmakler- und Immobilien-
Verwaltergewerbe 64
Reisebürogewerbe 22
Mietwagengewerbe, Taxi usw. 83
Güterbeförderungsgewerbe 116
Watfengewerbe 2
Technische Büros 85
Detektivgewerbe 5
Ausbilderprüfungen 171
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Abteilung Wirtschaftsförderung

Andererseits verlangt die EU-Bürokratie
äußerst detaillierte Angaben über Art
und Umfang der Förderungsmaßnah-
men sowie umfassende Daten zur Eva-
luierung. In vielen Fällen sind die Daten
nur mit großem Aufwand oder gar nicht
erfaßbar und verkomplizieren den Ver-
waltungsablauf beträchtlich.

• Symposium „Kunst und Arbeit“,
Schneebergbahn - Hohe Wand - Stein-
feld
• Gesundheitsregion Nördliches Wald-
viertel - Südböhmen
• Wirtschaftskooperation in der Öster-
reichisch-Slowakisch-Tschechischen
Grenzregion
• Thermen-, Kur- und Sportregion Laa/
Thaya
• Gründer- und Beratungszentrum
Gmünd, 2. Ausbaustufe

Schwerpunkte 1997

NÖ Wirtschaftsförderungs- und
Strukturverbesserungsfonds

Die Aufgabe des NÖ Wirtschaftsförde-
rungs- und Strukturverbesserungsfonds
besteht in der Durchführung von Förde-
rungsaktionen für die gewerbliche Wirt-
schaft.
1997 wurde parallel zur Exportoffensive
auf Bundesebene die Förderungsaktion
„Markterschließung" als unterstützende
Maßnahme für Klein- und Mittelunter-
nehmungen beim Eintritt in neue Export-
märkte konzipiert. Die Finanzierung von
Markterschließungskosten stellt für
kleine Unternehmungen häufig eine Ex-
portbarriere dar.
Die im Vorjahr neu geschaffene Aktion
„Gründungssparen'' entwickelte sich
vielversprechend; zahlreiche gewerbli-
che Existenzgründungsvorhaben wur-
den in Evidenz genommen und können
nach einer gewissen Ansparzeit neben
der Sparprämie auch die BÜRGES-
Jungunternehmerförderung erhalten.
Das vielfältige Förderungsangebot des
Fonds wurde 1997 deutlich stärker in
Anspruch genommen als im Vorjahr. Der
Anstieg der gewerblichen Investitionen
weist auf das zunehmende Vertrauen
der Unternehmer in die zukünftige Wirt-
schaftsentwicklung hin.
Ein Großteil der bewilligten Forderungs-
summen, etwa 78%, entfiel auf den Be-
reich Zinsenzuschüsse, gefolgt von den
Darlehen mit 16% und den Einmalprämi-
en von unter 5%. Die Haftungen betru-
gen etwas über 1%.

Betriebsansiedlung,
Standortberatung,
Regionalisierung

Für Standortberatung, Betriebsansied-
lung- und Regionalisierungsprojekte ist
die ECO-Plus GesmbH zentrale Stabs-
stelle für das Land Niederösterreich. Die
Gesellschaft ist auch Betreiber von In-
dustrie- und Gewerbezentren, welche
neben Grundstücken und betrieblicher
Infrastruktur auch Beratungs- und Ser-
viceleistungen anbieten.
Weiters ist ECO-Plus an der Umsetzung
der EU-Regionalpolitik in Niederöster-
reich beteiligt. Folgende Regionalisie-
rungsprojekte wurden 1997 der Abtei-
lung Wirtschaftsförderung zur Förde-
rungsabwicklung zugeleitet:
• Regional-Innovationszentrum NÖ-Süd
(RIZ), Unterstützung regionaler Entwick-
lungsagentur
• Verein „Freunde der Heilkräuter" - In-
formations- und Präsentationszentrum
• EU-Regionalpolitik Ziel 5b - Sektor-
übergreifende Regionalberatung

Ziele 1998

Die Liberalisierung der Weltmärkte bringt
Wachstumschancen, die von unserer
Außenwirtschaft zu nützen sind. Öster-
reichs Handelsbilanzdefizit, seit einigen
Jahren auch das Leistungsbilanzdefizit,
hat unrühmlich Tradition. Der Bedeutung
der Exportwirtschaft an der inländischen
Wertschöpfung Rechnung tragend
wurde eine Exportinitiative gestartet, die
von der aktuellen Konjunkturphase noch
unterstützt werden dürfte. Die Prognosen
lassen auch für 1998 eine mäßige Zu-
nahme der Industrieinvestitionen und
positive Impulse für Wirtschaftswachs-
tum und Arbeitsplätze erwarten.

Technologietransfer

Das Regional-Innovationszentrum
NÖ-Süd (RIZ) bietet im Gründerzentrum
jungen, innovativen Unternehmen in der
Startphase Unterstützung. Angeboten
werden außerdem Unternehmensbera-
tung, Qualifikationslehrgänge und ande-
res.
Für die Errichtung von Regionalen Inno-
vationszentren nach dem Modell des
RIZ NÖ-Süd in Wiener Neustadt wird
eine Dachgesellschaft, die Regionale In-
novationszentren in Niederösterreich
Holding Gesellschaft mbH, an der das
Land Niederösterreich mit 55% und die
ECO-Plus Betriebsansiedlung und Re-
gionalisierung in NÖ Gesell-
schaft m. b. H. mit 45% beteiligt sind,
gegründet.
Das Gründer- und Technologie-Transfer-
zentrum St. Pölten (GTZ) stellt bei tech-
nologieorientierten Firmengründungen
günstige Räumlichkeiten und Büroinfra-
struktur zur Verfügung. Weiters werden
Betriebe bei kooperativen Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben unterstützt.
1997 wurde von der Abteilung Wirt-
schaftsförderung gemeinsam mit dem
RIZ NÖ-Süd die „Regionale Innovations-
strategie RIS" ins Leben gerufen. Dieses
Projekt zielt darauf ab, mehr innovative
Kooperationen (zwischen Unternehmen,
wissenschaftlichen Instituten, öffentli-
cher Hand) und mehr Forschungs- und
Entwicklungsprojekte auszulösen. Zu
diesem Zweck soll eine Kommunika-
tionsplattform geschaffen werden und
die Koordination aller innovativen Kräfte
in Niederösterreich erreicht werden.

Statistik 1997

NÖ Wirtschaftsförderungs- und
Strukturverbesserungsfonds

Darlehen
Gemeinsame Kreditaktion Bund -
Land - Handelskammer NÖ
54 Anträge
Landesinvestitionsförderung
505 Anträge

S 4,675.000,-

S 395,330.000-

Zinsenzuschüsse ________
BÜRGES-Landesregionalprämie
239 Anträge
Landesinvestitionsförderung
281 Anträge
Existenzgründungsaktion
931 Anträge
Innovationsförderung
17 Anträge
Nahversorgungsaktion
350 Anträge
Sonderaktion
193 Anträge
NÖ Beteiligungsmodell
13 Anträge

S 432,392.000,-

S 546,360.000,-

S 179,355.000,-

S 107,730.000,-

S 140,755.000,-

S 503,885.000,-

S 59,300.000,-#

Probleme 1997

Die Wirtschaftsförderung steht vor der
Aufgabe, möglichst viele heimische In-
vestitionsprojekte in die EU-Förderungs-
programme einzubauen, um die Mittel
der EU-Strukturfonds beanspruchen zu
können. Diesen Bemühungen sind
durch die begrenzte Anzahl geeigneter
Förderungsanträge und die engen Ver-
gabemodalitäten der EU Grenzen ge-
setzt.

Bürgschaften ______________________
NÖ KreditbürgschaftsgesmbH:
Rückbürgschaft in
15 Fällen S 28,991.000,-
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Sonstige Landesbeiträge

Arbeitsmarktförderung
Beiträge

S 29,368.000-
1
S 4,530.000,-

S 42,249.220,-

S 4,100.000,-

S 28,834.000,-

S 3,447.500,-

Regionale Innovationsprämie
15 Anträge
Investitionsprämie im Fördergebiet
34 Anträge
Innovationsförderung
50 Anträge
Betriebsansiedlung
2 Anträge
Landesinvestitionsförderung
18 Anträge
Gemeinschaftsinitiative - RETEX
8 Anträge

7 Fälle S 3,690.000,-
Notstandsmaßnahmen für
Angehörige der gewerblichen
Wirtschaft s 1,479.580-
Ausbau der Lehrlingsheime s 1,013.000-
Ausbildungsbeihilfen
Wirtschaftsförderungsinstitut

s 1,323.000,—

Mödling s 4,050.000,-
Haftungen NÖ Beteiligungsmodell s 2,553.962,-
Andere Wirtschaftsförderungs-
maßnahmen S 11,185.499,-

Abteilung Tourismus

• NÖ. F. I. T. 2001 PRIVAT. Die 1996
begonnene Qualifizierungsaktion für Pri-
vatzimmervermieter und Urlaub am Bau-
ernhof hat Investitionserfordernisse aus-
gelöst, die über diese spezielle Aktion
abgewickelt werden.
• NÖ. F. I. T. 2001 PROFIL. Mit dieser
gänzlich neuen Aktion werden (im Ge-
gensatz zu den bisherigen Richtlinien)
Maßnahmen gefördert, die betriebliche
Profilierungen (Angebotsgestaltung),
Vermittlung von Know-how und die Ent-
wicklung von Kooperationsmodellen för-
dern.
Als Schwerpunktaktion des Landes
wurde, basierend auf der Aktion NÖ.
F. I. T 2001 PROFIL, zur Profilierung der
Beherbergungsbetriebe gemeinsam mit
der NÖ-Werbung GesmbH die Plattform
„INCENTIVE 2001“ entwickelt. Touris-
musbetriebe, die sich daran beteiligen,
werden über Erfahrungsaustauschgrup-
pen geschult, entwickeln neue Koopera-
tionsformen und können für belegbare
Nächtigungssteigerungen „Marketing-
prämien" in Anspruch nehmen. Die Ak-
tion INCENTIVE 2001 stieß auf großes
Interesse. 230 Beherbergungsbetriebe
in über 30 Erfahrungsaustauschgrup-
pen machen bei INCENTIVE mit und
fungieren daher als „Speerpitze“ des
NÖ Tourismusangebots.
Neben der Schwerpunktaktion INCEN-
TIVE werden die Fördermöglichkeiten
der neuen Richtlinie NÖ. F. I. T. 2001
PROFIL von zahlreichen regionalen Pro-
jektgruppen und anderen Initiativen ge-
nutzt und tragen damit ebenfalls zu bes-
serer Zusammenarbeit und wachsender
betrieblicher Profilierung bei.
Um die Mitarbeiter der Abteilung Touris-
mus mit der neuen Fördersystematik
vertraut zu machen und die Erfahrungen
auszutauschen, wurden Schulungsver-
anstaltungen organisiert und regelmäßig
Richtlinienbesprechungen durchgeführt.

Förderung touristischer
Projekte aus dem
Landschaftsfonds

Neben Förderungen aus dem Fremden-
verkehrsförderungsfonds können für
landschaftsbezogene, umweltverträgli-
che Projekte, die der Freizeitwirtschaft
und dem Tourismus dienen, auch För-
dermittel aus dem Landschaftsfonds an-
gesprochen werden. Die Tourismusab-
teilung ist daher im Arbeitskreis und
Fachbeirat vertreten und wickelt die Pro-
jekte federführend ab.

Schwerpunkte 1997

Fremdenverkehrs-
förderungsfonds

Mit 1. 1. 1997 wurde ein völlig überar-
beitetes Förderinstrumentarium in Kraft
gesetzt und die Förderansuchen nach
der neuen Systematik bearbeitet. Orga-
nisatorisch wurde die laufende Förder-
bearbeitung in die Bereiche NÖ Ost und
NÖ West unterteilt. Das Bearbeitungs-
team NÖ Ost wurde im Zuge der Dezen-
tralisierung auf Telearbeitsplätzen in der
Bezirkshauptmannschaft Baden ange-
siedelt. Die neuen Förderungsrichtlinien
mit der Bezeichnung „NÖ. F. I. T. 2001"
bedeuteten eine Generalreform und
wurden, soweit erforderlich, der zustän-
digen EU-Kommission zur Notifizierung
vorgelegt. Generell wurde bei der Über-
arbeitung des Förderinstrumentariums
berücksichtigt, daß eine übersichtliche-
re, noch wirksamere, für Kontrollorgane
einfach nachvollziehbare „Förderland-
schaft" entsteht, die einerseits mögliche
Bundesförderungen, andererseits EU-
Kofinanzierungsmöglichkeiten optimal
berücksichtigt. Auch auf die Gestaltung
eines einfachen, übersichtlichen Formu-
lar- und Richtlinienwesens wurde Wert
gelegt. Die verschiedenen Förder-
schwerpunkte wurden in folgende Aktio-
nen gegliedert:
• NÖ. F. I. T. 2001 TOP ist für hochwer-
tige und innovative Investitionsprojekte
vorgesehen. Je nach Entsprechung der
Qualitäts- und anderer Bewertungskrjte-
rien wird entweder die Basisförderung
gewährt oder kommt eine Qualitätsför-
derung zum Tragen.
• NÖ. F. I. T. 2001 INFRA für die Förde-
rung von infrastrukturellen Einrichtun-
gen.
• NÖ. F. I. T. 2001 STANDARD. Dabei
geht es um Investitionen zur Einrichtung
grundlegender Qualitätsstandards, wie
z. B. Modernisierungen.

Projektentwicklung und
-betreuung

• Das im Jahr 1996 begonnene touri-
stische Donauraum-Entwicklungspro-
gramm wurde fortgesetzt. Insbeson-
dere wurde versucht, die Kooperation
der Donau-Personenschiffahrtsunter-
nehmungen zu verbessern, die Er-
werbsinteressen des Landes an den
Schiffahrtsländen in Verhandlungen mit
dem Finanzministerium zu vertreten und
eine Arbeitsgemeinschaft der NÖ Touris-
musverbände und -regionen zu grün-
den.
• Die NÖ Wirtshausaktion wurde mit
1.1. 1997 in einen eigenständigen Ver-
ein umgewandelt, der die Hälfte seines
Jahresetats durch Mitgliedsbeiträge und
Sponsorengelder aufbringt. Der Landes-
beitrag zur Unterstützung der NÖ Wirts-
hauskultur konnte damit um die Hälfte
gesenkt werden, der Umfang der Ser-
viceleistungen (Öffentlichkeitsarbeit,
Wirtshauskarte, Wirtshauszeitung, Coa-
ching-Programm sowie Seminar- und
Fachveranstaltungen) konnte beibehal-
ten werden.
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Legistischer Bereich

Gemeindeverordnungen (Ortstaxen, In-
teressentenbeiträge) wurden geprüft,
zahlreiche Rechtsauskünfte an Gemein-
den wurden gegeben.
Ein Entwurf des NÖ Campingplatzgeset-
zes 1997 wurde erstellt, das Begutach-
tungsverfahren durchgeführt und dem
NÖ Landtag die Ergebnisse dieses Be-
gutachtungsverfahrens vorgelegt. Letzt-
instanzliche Bescheide, Vorstellungen,
Verwaltungs- und Verfassungsgerichts-
hofbeschwerden wurden erstellt bzw.
abgewickelt.
Die Vorarbeiten für eine Novellierung
des NÖ Tourismusgesetzes wurden ein-
geleitet.
Ein Entwurf über die Änderung der Ver-
ordnung über die Gliederung der Ge-
meinden in Ortsklassen (nach ihrer Tou-
rismusbedeutung) wurde erstellt und
das Begutachtungsverfahren durchge-
führt.

Tourismusmarketing

Das touristische Marketing wird, auf das
Bundesland Niederösterreich bezogen,
von der NÖ-Werbung abgewickelt. Auf
nationaler Ebene werden diese Funktio-
nen von der Österreich-Werbung wahr-
genommen. Die Abteilung Tourismus ist
sowohl im Aufsichtsrat der NÖ-Werbung
als auch in der Arbeitsgemeinschaft der
Bundesländer kontrollierend und koordi-
nierend tätig.
Die Einführung eines landesweiten Infor-
mations- und Buchungssystems wurde
in einer Arbeitsgruppe vorbereitet, zur
Systemauswahl wurde ein externer Ex-
perte beigezogen. Das in Tirol ent-
wickelte System TIScover wird mehrheit-
lich von den Bundesländern präferiert
und soll daher auch in Niederösterreich
eingesetzt werden.

Förderung und Weiter-
entwicklung der Tourismus-
organisationen sowie
Werbemittelförderung für
Gemeinden

Die 24 Tourismusverbände und sieben
Tourismusregionen wurden bei Vor-
standssitzungen und Generalversamm-
lungen betreut, projektbezogen wurden
Landesbeiträge gewährt. Zur Kommuni-
kationsverbesserung wurden in Abstim-
mung mit der NÖ Werbung monatlich
Regionskonferenzen abgehalten. Zur
Weiterentwicklung der Tourismusorgani-
sationen wurde eine Begutachtung und
Umsetzungsbetreuung ausgeschrieben
und nach Befassung einer Jury die Tou-
rismusberatung Kohl & Partner damit
beauftragt. Das Zwischenergebnis wur-
de im September 1997 des Vorjahres
den Funktionären der Verbands- und
Regionsebene präsentiert, Sofortmaß-
nahmen gesetzt, weitere Expertisen in
Auftrag gegeben.

Befähigungsnachweisprüfung
für das Fremdenführergewerbe

Im Dezember 1997 wurde eine Prüfung
abgehalten, 4 Kandidaten nahmen dar-
an teil, davon haben 3 Kandidaten die
Prüfung bestanden.

Bewilligte Anträge nach Förderungsaktionen

Bewilli-
gungen

durchzuführende
Auszahlungen geförderte Beträge

Gesamt in Niederösterreich 784 170.791.681,10 628.976.171,00
Darlehensaktionen 64 39.595.000,00 39.595.000,00
FV-Regionalförderung (Zinsenlose Darlehen) 12 30.100.000,00 30.100.000,00
Gemeinsame (lll ig-) Kreditaktion 23 1.650.000,00 1.650.000,00
NÖ F. I. T. 2001 INFRA Darlehen 2 1.480.000.400,00 1.480.000,00
NÖ F. I. T. 2001 STANDARD Darlehen 6 1.985.000,00 1.985.000,00
Wirtschaftshilfe-Darlehen 21 4.380.000,00 4.380.000,00
Prämienaktionen 490 115.437.310,65 452.376.598,00
Energiesparende Maßnahmen - Prämien 22 665.800,00 5.442.287,00
FV-Regionalförderung (Landesbeiträge) 19 7.350.000,00 7.350.000,00
Gewerbestruktur-Anschlußförderung (Prämie) 17 1.749.429,00 57.085.000,00
Interreg Tschechien 3 1.185.650,00 1.185.650,00
Jungunternehmer-Anschlußförderung 25 1.319.050,00 26.381.000,00
Komfortzimmer-Anschlußförderung 9 228.500,00 244.500,00
Landesgrenzlandförderungsaktion 4 780.000,00 780.000,00
NÖ F. I. T. 2001 INFRA 16 3.659.000,00 3.923.000,00
NÖ F. I. T. 2001 TOP 37 66.344.627,65 104.798.202,00
NÖ F. I. T.2001 PRIVAT 26 1.642.200,00 1.642.200,00
NÖ F. I. T.2001 PROFIL 81 20.169.911,00 21.003.471,00
NÖ FIT 2001 STANDARD 87 2.285.300,00 3.542.714,00
NÖ.F. I. T.2001 LEADER 17 4.504.404,00 0,00
Pro Fremdenverkehr 1 3.168.000,00 39.125.000,00
Schöneres Gasthaus - Prämien 27 804.788,00 6.868.616,00
Top-Tourismus RF 2 26.000.000,00 0,00
Verstärkte Regionalförderung (GSVG) 81 3.247.100,00 121.684.000,00
Wirtshausaktion 16 837.955,00 20.816.554,00
Zinsenzuschußaktionen 226 15.747.227,89 113.104.573,00
Energiesparende Maßnahmen - Zizu 1 30.474,00 203.000,00
ERP-Verstärkungsaktion 1 4.660.103,00 33.000.000,00
Exi-Handelskammer/Land NÖ 173 2.399.560,00 33.730.000,00
Privatzimmer-Förderungsaktion 10 672.243,00 3.495.000,00
Schöneres Gasthaus - Zizu 26 1.364.266,00 9.958.666,00
Sonderfälle im Fremdenverkehr 15 6.620.581,89 32.717.907,00
ZIZU / Beteiligungen 4 11.336,11 23.900.000,00
NÖ Beteiligungsmodell 4 11.336,11 23.900.000,00

Probleme 1997

• Knappe Eigenkapitalausstattung der
Unternehmer hemmen Investitionserfor-
dernisse
• Teilweise schwierige Koordinierung
der Tourismusorganisationen mit den
(neuen) Entwicklungsorganisationen

Ziele 1998

• Implementierung des Systems TIS-
cover
• Abschluß der Abteilungs-Evaluierung
• Abschluß der Begutachtung der re-
gionalen Tourismusorganisationen und
Umsetzung der gewonnenen Erkennt-
nisse
• Vorbereitung der Adaptierungsarbei-
ten zum touristischen Leitbild „Nieder-
österreich 2001“
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Bewilligte Anträge nach politischen Bezirken

Bewilligungen durchzuführende
Auszahlungen geförderte Beträge

Gesamt in Niederösterreich 784 170.791.681,10 628.976.171,00
Amstetten 60 10.131.458,65 98.065.599,00
Baden 37 4.805.815,45 50.482.538,00
Bruck a. d. Leitha 19 355.820,00 2.456.760,00
Gänserndorf 23 1.231.683,00 17.707.694,00
Gmünd 38 18.530.268,00 61.883.087,00
Hollabrunn 18 1.445.548,00 6.713.190,00
Horn 24 5.095.330,00 29.879.928,00
Korneubürg 8 437.712,00 1.180.800,00
Krems 77 9.487.218,00 46.725.206,00
Lilienfeld 31 1.520.048,11 9.402.716,00
Melk 63 6.055.172,00 35.093.409,00
Mistelbach 24 1.570.014,00 8.816.273,00
Mödling 21 13.244.573,00 23.492.222,00
Neunkirchen 74 52.209.916,00 117.015.913,00
Scheibbs 47 21.370.097,89 33.958.516,00
St. Pölten 57 3.680.034,00 22.720.180,00
Tulln 17 570.472,00 9.495.100,00
Waidhofen a. d. Thaya 14 617.822,00 7.405.000,00
Wien Umgebung 24 1.174.090,00 7.938.137,00
Wr. Neustadt 49 7.502.585,00 19.371.200,00
Zwettl 59 9.756.004,00 19.172.703,00

Abteilung Berufsschulen

• 6. März 1997: Sandra Rettenbacher,
Schülerin des Kollegs, gewann den De-
sign-Wettbewerb „101 Dalmatiner“ von
Bnena Vista im Hotel Hilton. Preis: Eine
Reise nach London.
• Im Frühjahr 1997 fuhren zwei Schüle-
rinnen aus der 4A, Malin Altenby und
Tanja Rupp, in die zukünftige Partner-
schule nach Finnland. Im Gegenzug
kamen drei finnische Schülerinnen für
drei Monate nach Mödling, um an der
Modeschule zu studieren.
• VL Dorothea Stöger besuchte im Rah-
men des EU-Sokrates-Programmes die
zukünftige finnische Partnerschule.
• FOL Anna Heliczer und VL Renate
Fischbacher besuchten im Rahmen des
„Sokrates'-Projektes die Partnerschule
in Radolfszell in Deutschland.
• Vom 16. bis 19. Juni 1997 fand die
jährliche Modeschau an der Schule
statt, die diesmal unter dem Motto
„Jung, schrill, wild“ stand. Ca. 2000 Be-
sucher an 5 Tagen waren von der Quali-
tät der Kleider und der Präsentation be-
geistert.

Z ie le 1998

• Die Schülerinnen und Schüler sollen
die Lernziele, die der Lehrplan vorgibt,
unter den bestmöglichen Rahmenbedin-
gungen erreichen und auf das Berufsle-
ben optimal vorbereitet werden. Dafür
müssen die äußeren, räumlichen Bedin-
gungen geschaffen werden, wie z. B.
ein angenehmes Raumklima im Altbau

Privatschulen

Der Abteilung obliegt die Behandlung
der Angelegenheiten der berufsbilden-
den mittleren und höheren Schulen. Es
handelt sich um folgende Privatschulen.

Landesfachschule für
Textiltechnik in Groß-Siegharts

Im Schuljahr 1996/97 konnte auf Grund
der geringen Anmeldezahlen wieder nur
mehr eine 3. Klasse mit 7 Schülern ge-
führt werden. Mit Ende des Schuljahres
1996/97 wurde die Schule aufgelassen
und einer Nachnutzung zugeführt,
indem das Schul- und Internatsgebäude
inkl. Turnhalle befristet auf 5 Jahre an
den Verein zur Unterstützung regionaler
Kooperation und Bildungsmaßnahmen
(Koob) vermietet wurde.
Für das in der Fachschule Groß-Sieg-
harts und dem angeschlossenen Inter-
nat tätige Personal konnten in Zusam-
menwirkung mit dem Landesschulrat
und der Personalabteilung des Landes
Lösungen gefunden werden bzw. sind
solche in Aussicht. Das sich auf dem
Schulareal befindliche, im Eigentum des
Landes stehende Lehrerwohnhaus soll
verkauft werden. Die dafür erforderli-
chen Schritte wurden eingeleitet.

Höhere Lehranstalt für Mode
und Bekleidungstechnik in
Mödling

Schwerpunk te  1997

• Viertägige Exkursion der Abschluß-
klassen ins Waldviertel, wo Webereien,
Spinnereien, Leinenerzeugung usw. be-
sichtigt wurden.
• Schülerinnen nähen Uniformen für alle
„Donauland“-Mitarbeiter.
• Teilnahme an der Sport und Freizeit
Messe in St. Pölten mit drei Mode-
schauen.
• RIFFRAFF - Trikot - Designerwettbe-
werb: 3 Preisträgerinnen von der Schule
- Silvija Rapa, Ursula Nowak und Chri-
stine Willert.
• Teilnahme am Ideenwettbewerb
„Messekleidung“ der NÖ Werbung.
• Nostalgie - Modeschau anläßlich des
40jährigen Firmenjubiläums von „Susi
und Filou“ in der Burg von Perchtolds-
dorf.
• Designwettbewerb der NÖ VP zur Ein-
kleidung des Begleitteams des Landes-
hauptmannes bei der Landtagswahl
1998.
• Entwurf und Fertigung von 34 Fa-
sching-Capes für die Gemeinderäte
Mödling.
• 28. Februar 1997: Kolleg-Modeschau
in Altenmarkt/Pongau.
• Ausstattung des Teams der Raiffei-
sen-Jugendbank in Mödling mit Som-
mer- und Winterbekleidung.
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Schu lo rgan i sa t i on

Auf dem Gebiet der Schulorganisation
des NÖ Berufsschulwesens wurden fol-
gende Maßnahmen hinsichtlich der
Schulsprengel durchgeführt:
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
des Lehrberufes Denkmal-, Fassaden-
und Gebäudereiniger aus den Bundes-
ländern Burgenland und Tirol in die Lan-
desberufsschule Lilienfeld
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
der Lehrberufe Gold-, Silber- und Perlen-
sticker, Großmaschinsticker, Maschin-
sticker und Wirkwarenerzeuger aus dem
Bundesland Niederösterreich in die Be-
rufsschule I Ried, Oberösterreich
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
des Lehrberufes Leichtflugzeugbauer
aus dem Bundesland Oberösterreich in
die Landesberufsschule Amstetten
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
der Lehrberufe Graveur, Gürtler, Metall-
drücker und Ziseleur aus dem Bundes-
land Oberösterreich in die Landesbe-
rufsschule Neunkirchen
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
des Lehrberufes Chemiewerker aus
dem Bundesland Salzburg in die Lan-
desberufsschule St. Pölten
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
des Lehrberufes Musikalienhändler aus
dem Bundesland Oberösterreich in die
Landesberufsschule St. Pölten
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
des Lehrberufes Metalldrücker aus dem
Bundesland Salzburg in die Landesbe-
rufsschule Neunkirchen
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
des Doppellehrberufes Hörgeräteakusti-
ker und Optiker aus dem Bundesland
Niederösterreich in die Landesberufs-
schule für Optiker und Fotografen in
Hall/Tirol
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
der Lehrberufe Isoliermonteur und Wag-
ner (1. Klasse) aus dem Bundesland
Niederösterreich in die Berufsschulen
Linz (Isoliermonteur) und Kremsmünster
(Wagner), Oberösterreich
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
des Lehrberufes Messerschmied aus
dem Bundesland Wien in die Landesbe-
rufsschule Mistelbach
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
des Lehrberufes Gelbgießer aus dem
Bundesland Wien in die Landesberufs-
schule Neunkirchen
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
der Lehrberufe Metalldrücker und No-
tenstecher aus dem Bundesland Tirol in
die Landesberufsschule Neunkirchen
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
des Lehrberufes Recycling- und Entsor-
gungstechniker aus dem Bundesland
Burgenland in die Landesberufsschule
St. Pölten
• Generelle Einschulung der Lehrlinge
der Lehrberufe Gelbgießer, Metall-
drücker und Notenstecher aus dem
Bundesland Steiermark in die Landes-
berufsschule Neunkirchen

Schultypus
Schuljahi
Klasse

r 1996/97
Schüler

Schuljahr 1997/98
Klasse Schüler

Höhere Lehranstalt für Mode und BKT Sjährig 6 123 6 140
Fachschule für Mode und BKT 4jährig 1 18 0 0
Fachschule für Mode und BKT ßjährig, neu 3 47 3 49
Haushaltungsschule einjährig 1 30 1 24
Kolleg für Mode und BKT, 4 Semester 1 19 1 17
Gesamtsumme 12 237 11 230

Personalstand Schulbeginn 1996/97 Schulbeginn 1997/98
Direktor 1 1
Fachvorstand 1 1
Administrator 1 1
Lehrer

vollbeschäftigt 28 29
teilbeschäftigt (2 Unterrrichtspr. 96/97) 18 15
Karenz 4 5

Buchhaltung und Sekretariat 2 2
Schulwarte und Reinigungspersonal 4,5 4,5
Schularzt 1 1

Berufsschulen

Darüber hinaus hat die Abteilung Be-
rufsschulen Angelegenheiten der Errich-
tung, Erhaltung und Auflassung der öf-
fentlichen, gewerblichen und kaufmän-
nischen Berufsschulen, Angelegenhei-
ten des Berufsschulbaufonds und per-
sonal- und dienstrechtliche Angelegen-
heiten der Landeslehrer an den gewerb-
lichen und kaufmännischen Berufsschu-
len wahrgenommen.
In diesen Bereichen wurde die Abteilung
u. a. in Zusammenarbeit, im Einverneh-
men bzw. auf Antrag des Gewerblichen
Berufsschulrates - gemäß den jeweils
gesetzlich geregelten Zuständigkeiten -
tätig: Letztinstanzliche Entscheidungen
über Berufungen von pragmatisierten
Landeslehrern an den gewerblichen Be-
rufsschulen, Änderung der Schulspren-
gel der berufsbildenden Pflichtschulen in
Niederösterreich (Schulsprengeiverord-
nung), Schulebau der Landesberufs-
schulen sowie Mitwirkung in der Legistik.

Schwerpunkte 1997

Persona l sek to r

Im Schuljahr 1996/97 wurden 18 Ver-
tragslehrer neu eingestellt. Mit Schulbe-
ginn 1997/98 war die Aufnahme von zu-
sätzlichen 10 Vertragslehrern notwen-
dig. Diese Personalmaßnahmen sind
durch den Abgang von Lehrern durch
Pensionierungen bzw. Lösung des
Dienstverhältnisses sowie durch die Un-
terrichtsorganisation begründet. 17 Ver-
tragslehrer wurden im Schuljahr 1996/97
zur Ablegung der Lehramtsprüfung an
der Berufspädagogischen Akademie
des Bundes für die Dauer von 2 Seme-
stern beurlaubt. Alle Vertragslehrer be-
standen die Lehramtsprüfung.

durch das Austauschen der kaputten
und zugigen Fenster.
• Um den sehr wichtigen EDV-unter-
stützten Unterricht reibungslos durch-
führen zu können, müssen einige sehr
veraltete Computer saniert oder ausge-
tauscht werden.
• Die Dampfbügelanlagen in den Werk-
stätten sind zum Teil 20-30 Jahre alt und
müssen in kleinen Schritten erneuert
werden.
• Um die Modeschau durchführen zu
können, werden Bodenfliesen für den
Turnsaal ergänzt.
• Die Schüler der Modeschule Mödling
nehmen an einem großen EU-Projekt teil,
bei dem mit den Partnerschulen in
Deutschland und Finnland ein Trachten-
projekt gestartet wird.
• Außerdem bereitet das Kolleg eine
Modeschau unter dem Titel „Kunst und
Mode" vor, die am 31. 3. 1998 über die
Bühne des Mödlinger Stadttheaters
gehen wird.
• Für das Herzogpaar des Mödlinger
Faschings wird das aufwendige Kostüm
geschneidert, zusätzlich 40 Kostüme für
die Alt-Narren.
• Für die große Abschlußmodeschau,
die vom 17.-20. Juni 1998 im Turnsaal
der Schule stattfinden wird, werden das
ganze Jahr hindurch Modelle und Kol-
lektionen genäht.
• Für ein Projekt mit der Porzellanmanu-
faktur „Augarten" in Wien werden in die-
sem Schuljahr Modelle entworfen, auf
denen Motive des Porzellans aufschei-
nen. 1998/99 werden diese Modelle um-
gesetzt und für die Modeschau genäht.
• Daneben gibt es im März 1998 für die
2. Klasse eine Studiensprachreise nach
England und für die 3. Klasse nach
Frankreich.

S ta t i s t i k  1 997

Siehe Tabellen am Kopf der Seite.
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meinsam von der NÖ Landesregierung,
der Wirtschaftskammer Niederösterreich
und der Kammer für Arbeiter und Ange-
stellte veranstaltete Lehrlingssportfest
statt. An Wettkämpfen wurden Leichtath-
letik, Fußball, Volleyball, Streetball,
Tischtennis, Schwimmen und Schach
ausgetragen. Es nahmen sämtliche Lan-
desberufsschulen und 15 Firmen mit
einer Teilnehmerzahl von insgesamt
1.350 Lehrlingen teil.

Be ru f sschu lb roschü re
Wie im Jahr zuvor wurde auch 1997 die
Broschüre mit dem Titel „Lehre - Beruf -
Zukunft; Die NÖ Berufsschulen - Dein
Partner“ herausgegeben. Sämtliche
Schülerinnen und Schüler der 4. Klas-
sen Hauptschule sowie des Polytechni-
schen Lehrganges in Niederösterreich
haben jeweils ein Exemplar dieser Be-
rufsorientierungsbroschüre erhalten.

durch soll die Frequenz der außerschuli-
schen Nutzung, die bereits jetzt durch
Kurse und Seminare gegeben ist, erhöht
werden.
Generell werden Anstrengungen unter-
nommen, um das Qualitätsbewußtsein
im Bildungssektor zu stärken und ent-
sprechende organisatorische schulinter-
ne Voraussetzungen zu schaffen. Es soll
ein generelles Qualitätsmanagementsy-
stem für den NÖ Berufsschulbereich
entwickelt werden. In diesem Zusam-
menhang wurde bereits ein Leitbild für
die NÖ Landesberufsschulen entwickelt.
Sämtliche Berufsschulen sollen im Inter-
net auf einer Homepage präsentiert
werden.
Die Verwirklichung folgender Baupro-
jekte ist geplant:
• Der Haupttrakt des Schülerheimes
der Landesberufsschule Langenlois be-
findet sich zum größten Teil in einem
schlechten und abgewohnten Zustand.
Die Zimmer sollen auf den derzeit übli-
chen Standard von Wohn-Schlaf-Einhei-
ten mit vorgelagerter Naßgruppe zu je
4 Personen ausgestattet werden. Wei-
ters sollen Aufenthaltsräume und Ne-
benräume saniert und neu gestaltet wer-
den. Die geschätzten Kosten belaufen
sich auf rund S 44,000.000,- exkl. USt.
Seitens des Landes Niederösterreich
wurde bereits ein Planungskredit in der
Höhe von S 2,500.000,- zur Verfügung
gestellt.
• Für die geplante Neugestaltung des
Schülerheimes der Landesberufsschule
Pöchlarn mit geschätzten Gesamtkosten
von ca. S 158,000.000,- exkl. USt.
wurde seitens des Landes Niederöster-
reich ein Planungskredit in Höhe von
5 6,500.000,- zur Verfügung gestellt.

• Generelle Einschulung der Lehrlinge
des Lehrberufes Hüttenwerkschlosser
aus dem Bundesland Niederösterreich
in die Landesberufsschule Knittelfeld,
Steiermark
Insgesamt wurden 1.170 sowohl gene-
rell als auch einzeln umgeschulte Lehr-
linge aus anderen Bundesländern an
NÖ Landesberufsschulen unterrichtet.
Aufgrund von generellen Umschulungs-
maßnahmen wurden 611 NÖ Lehrlinge
in anderen Bundesländern eingeschult.

Bausek to r
• Landesberufsschule Lilienfeld
Die Sanierung des Küchen- und Direk-
tionstraktes mit Kosten von rund
S 20,500.000,- exkl. USt., welche im
Zuge der Erweiterung des 400-Millio-
nen-Schilling-Ausbau- und Investitions-
programmes für NÖ Landesberufsschu-
len genehmigt wurde, konnte abge-
schlossen werden.
• Landesberufsschule Pöchlarn
Der Zubau zur Zimmererwerkstätte
wurde mit Beginn des Schuljahres
1997/98 in Betrieb genommen. Die Ge-
samtinvestitionskosten betrugen ca.
S 11,300.000,- exkl. USt. Zusätzlich
wurden diese Räumlichkeiten mit einer
Schuleinrichtung im Wert von rund
S 920.000,- ausgestattet.
• Landesberufsschule St. Pölten
Das über das a. o. Budget finanzierte
Projekt Schulneubau und Generalsanie-
rung des Altbaues der Landesberufs-
schule St. Pölten mit Gesamtkosten von
ca. S 148,000.000,- exkl. USt. wurde
im wesentlichen fertiggestellt. Der
Schulbetrieb wurde im sanierten Altbau
mit September 1997 im vollen Umfang
aufgenommen. Der Schulneubau steht
trotz eines Wassereinbruches für den
Schulbetrieb zur Gänze zur Verfügung.
Es müssen jedoch umfangreiche Sanie-
rungsmaßnahmen durchgeführt wer-
den.
• Landesberufsschulen I und II The-
resienfeld
Im Rahmen des 500-Millionen-Schilling-
Ausbau- und Investitionsprogrammes
für die NÖ Landesberufsschulen stehen
für den Internatsneubau, die Generalsa-
nierung des bestehenden Internates,
die Umbaumaßnahmen in der alten
Schule und die Errichtung eines Turn-
saales Gesamtkosten von rund
S 154,000.000,- exkl. USt. zur Verfü-
gung. Der Internatsneubau wurde zu
Beginn des Schuljahres bereits in Be-
trieb genommen. Die bestehende
Schule sowie der alte Internatstrakt wer-
den etappenweise umgebaut. Zwei neu-
adaptierte EDV-Räume im Schulaltbau
wurden bereits in Betrieb genommen.
Sämtliche Baumaßnahmen einschließ-
lich des Turnsaalzubaues sollen bis Fe-
bruar 1999 abgeschlossen werden.

Leh r l i ngsspo r t f es t  1997
Am 26. Juni 1997 fand in der Landes-
sportschule St. Pölten wieder das ge-

3

Probleme 1997

Obwohl österreichweit ein starker Rück-
gang der Lehrlingszahlen festzustellen
war, hat sich die Situation in Niederöster-
reich wesentlich günstiger als in den
meisten anderen Bundesländern darge-
stellt. Die Gesamtschülerzahl hat sich
gegenüber dem Schuljahr 1995/96 von
20.467 Schüler auf 20.282 Schüler ver-
ringert. Dies entspricht einem Rückgang
von nicht ganz 1%. Die Mädchen sind
um exakt 279 zurückgegangen, die Bur-
schen jedoch um 94 gestiegen. Rück-
gänge sind bei den Elektroinstallateuren
und im Bereich der Industrie zu ver-
zeichnen, Steigerungen im Bauneben-
gewerbe, bei den Tischlern, den Gas-
und Wasserleitungsinstallateuren und im
kaufmännischen Bereich.

Statistik Schuljahr 1996/97

Anzahl der Landesberufsschulen:
Landesberufsschulen
Ganzjährig geführte Berufsschule
Anzahl der Klassen:
Landesberufsschulen
Ganzjährig geführte Berufsschule

Ziele 1998

Aufgrund des Rückganges der Schüler-
zahlen in einzelnen Lehrberufen werden
laufend Anstrengungen unternommen,
bei Lehrberufen mit sehr geringen Schü-
lerzahlen eine Konzentration auf einige
wenige Standorte österreichweit zu er-
reichen. Durch die bundesweite Zusam-
menführung der Graveurlehrlinge in der
Landesberufsschule Neunkirchen - der-
zeit noch ohne Wien - konnte bereits ein
kleiner Erfolg erzielt werden.
Die Berufsschulen sollen sich zu Bil-
dungszentren entwickeln. Um ein Ange-
bot an außerschulische Bildungseinrich-
tungen wie z. B. WIFI, BFI, AMS, Volks-
hochschule etc. zur Benützung von
Schulräumen speziell am Abend und am
Wochenende machen zu können, wur-
den an sämtlichen Landesberufsschu-
len die Möglichkeiten der Nutzung erho-
ben. Es liegt nun ein Katalog aller Klas-
sen, Laborräume und Werkstätten mit
entsprechender Beschreibung und der
möglichen Zeit der Nutzung vor. Da-

20
1

835
9

Anzahl der Schüler
gesamt männlich weiblich

Landesberufsschulen 20.282 15.075 5.207
Ganzjährig geführte
Berufsschule 132 132 0

Anzahl der Berufsschullehrer
pragmatisch 453
vertraglich 210
Religionslehrer
pragmatisch 10
vertraglich 15
Summe 690
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Abteilung Sport

NÖ Landessportschule. Von den einzel-
nen Dach- und Fachverbänden sowie
Vereinen wurden wieder zahlreiche Aus-
und Fortbildungskurse mit unterschied-
lichsten Sportprogrammen durchge-
führt.
Die Tennis-Arena war wieder Schauplatz
des ATP-Herren-Tennisturniers, wobei
ca. 17.000 Besucher zu diesem Event
kamen. Weiters stand die Tennis-Arena
für diverse Firmentumiere unterschied-
lichster Größenordnungen zur Verfü-
gung.
Die Büroräumlichkeiten im NÖ Fußball-
haus waren bis Oktober 1997 an die NÖ
Landesakademie vermietet. Mit 1. De-
zember 1997 bezog der NÖ Fußballver-
band die Räumlichkeiten und ist somit
der 17. Sportverband im Areal der NÖ
Landessportschule.
Auch im Spitzen- und Leistungssportbe-
reich ergibt sich wie in den vergange-
nen Jahren wieder eine erfreuliche Bi-
lanz:
• UKJ SÜBA Basketball St. Pölten
wurde Österreichischer Staatsmeister.
Außerdem nahm die Mannschaft an der
Superliga sowie am Europacup teil und
wurde erstmals zum „Team des Jahres
1997“ in Niederösterreich gewählt.
• Das Karate-Kumite-Damen-Team St.
Pölten holte bei der Shotokan-Europa-
meisterschaft in der NÖ Landessport-
schule die Goldmedaille und das Ka-
rate-Kata-Damen-Team die Silberme-
daille. An der Europameisterschaft nah-
men 20 Nationen mit 300 Startern teil.
• Die im NÖ Turnleistungsmodell inte-
grierten Turnerinnen konnten sich so-
wohl national als auch international be-
haupten, wobei erstmals eine Turnerin
aus dem NÖ Turnleistungsmodell an der
Weltmeisterschaft teilnahm.

Sportärztliche
Untersuchungsstellen

Eine gründliche sportärztliche Untersu-
chung ist unbedingt erforderlich, um
eine gezielte Sportausübung zu ermögli-
chen, vor allem im Leistungssport. Be-
vorzugt wurden zunächst die Angehöri-
gen anerkannter Leistungszentren sowie
Schüler von Sporthauptschulen.
1.465 Sportler machten von dieser Mög-
lichkeit Gebrauch und ließen sich in den
Untersuchungsstellen in Krems, Wiener
Neustadt, Wien (USZ Schmelz) und im
sportärztlichen Ambulatorium im BSZ
Maria Enzersdorf (Leitung: Dr. med. Ritt-
ler, Untersuchungszeiten: Montag, Mitt-
woch, 15.00 bis 17.00 Uhr) untersuchen.

Schwerpunkte 1997

NÖ Sportgesetz

Dem neuen gesellschaftlichen, politi-
schen und wirtschaftlichen Umfeld des
Sports entsprechend, wurde vom NÖ
Landtag ein neues NÖ Sportgesetz be-
schlossen, das das alte Gesetzeswerk
samt Novellierungen aus den Jahren
1990 und 1992 ersetzt. Ein wesentlicher
Punkt des neuen Gesetzes sind die Zu-
sammensetzung und der Aufgabenbe-
reich des Landessportrates. In diesem
obersten Sportgremium des Landes
sind Fachleute des Sports, aus dem Be-
reich der Politik sowie von den Dach-
und Fachverbänden vertreten, aber
auch der NÖ Landesschulrat, wodurch
auf die wichtige Verbindung von Schule
und Sport eingegangen wird. Jetzt sind
die Landtagsklubs mit je einem Mitglied
sowie drei weiteren Mitgliedern vertre-
ten, die entsprechend dem Verhältnis-
wahlrecht nach der letzten Landtags-
wahl entsendet werden. Damit sollen
eine größere Mitsprache des Landtages
und sehr frühzeitige Gestaltungsmög-
lichkeiten gewährleistet werden.
Neu sind auch die Bestimmungen, die
das Land bei der Vollziehung der Anti-
Doping-Konvention des Europarates zu
erlassen hatte. Obwohl man sich bisher
des Doping-Problems bewußt war, fehlte
es an gesetzlichen Landesbestimmun-
gen, um Doping im Sport zu verhindern.
Neue Trends des Wintersports werden
ebenfalls berücksichtigt: So wird das
Snowboarden als eine Art des Schilau-
fens festgeschrieben, die auch in Unter-
richtsprogrammen in Schischulen auf-
scheinen kann.

NÖ Top Sport Aktion

Die NÖ Top Sport Aktion setzt sich zum
Ziel, NÖ Spitzensportler mit internationa-
lem Standard so zu fördern, daß sie sich
optimal auf ihren Sport konzentrieren
können, um ihnen die Teilnahme bei in-
ternationalen Wettkämpfen, Europa- und
Weltmeisterschaften sowie Olympischen
Spielen zu erleichtern. Es konnten im
Jahre 1997 82 Sportler mit insgesamt
S 1,225.000,- unterstützt werden.

Sportehrenzeichen

Am 16. November 1997 erfolgte in der
Thermenhalle in Bad Vöslau die Verlei-
hung von Sportehrenzeichen. Von Lan-
deshauptmann-Stellvertreterin Liese
Prokop wurden 56 Aktive und 129 Funk-
tionäre geehrt.
Dazu ist zu bemerken, daß die Sportab-
teilung mit dem Landessportrat im Sinne
der NÖ Sportehrenzeichenverordnung
die von den Verbänden eingehenden
Anträge prüft, die über die Abteilung All-
gemeine Verwaltungsangelegenheiten
an die NÖ Landesregierung zur Be-
schlußfassung weitergeleitet werden.

Veranstaltungen und Ehrungen

• Ehrung der NÖ Staatsmeister 1996
am 11. April 1997 in Tulln
• 20. Lehrlingssportfest der NÖ Berufs-
schulen am 26. Juni 1997 in der Lan-
dessportschule St. Pölten
• 21. NÖ Versehrtensporttag am
21. September 1997 im Sportzentrum
Hollabrunn
• NÖ Sportehrenzeichenverleihung am
16. November 1997 in der Thermenhalle
Bad Vöslau
• Vorstellung und Ehrung der NÖ Sport-
ler und Mannschaften des Jahres 1997
am 29. November 1997 im Landhaus St.
Pölten

Sportstättenberatung

Die Beratungstätigkeit durch die Sport-
abteilung im Hinblick auf den optimalen
Einsatz der Sportförderungsmittel für
den Sportstättenbau wurde weiter inten-
siviert.
In vielen Fällen konnten dadurch Fehl-
planungen vermieden und die Effektivi-
tät der eingesetzten Sportförderungsmit-
tel erhöht werden.
Bei besonders bedeutenden Projekten
wird auch das Österreichische Institut
für Schul- und Sportstättenbau (ÖISS)
mit seinen Sachverständigen zur Bera-
tung herangezogen.
Bei größeren Vorhaben von Gemeinden,
z. B. Bau von Sport- und Mehrzweckhal-
len, haben sich die unter der Leitung
des beamteten Gemeindereferenten ein-
berufenen Finanzierungsgespräche als
sehr erfolgreich erwiesen.

Sportkollektivunfallversicherung

Im Jahr 1997 sind ca. 85 Schadensfälle
mit einer vorläufigen Leistung von
S 1,050.000,- aufgetreten.

Landessportschule St. Pölten

1997 konnte die NÖ Landessportschule
9.800 Nächtigungen verzeichnen. Eine
damit verbundene Auslastungssteige-
rung gegenüber 1996 ist auf gezielte
Werbemaßnahmen im schulischen und
privaten Bereich zurückzuführen.
Auch 1997 kamen wieder zahlreiche
Gäste aus dem In- und Ausland in die
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von 12,6 Mio. S Mitte 1998 zu erwarten.
Der Umbau der Sportanlage Eichgraben
wird 1998 fortgesetzt. Nach der Spiel-
felderrichtung werden die Umkleiden
ausgebaut. Die Gesamtkosten des Pro-
jekts betragen 8,8 Mio. S.
• Mostviertel. In Krummnußbaum wird
mit dem Bau einer neuen Sportanlage
begonnen. Die Gesamtkosten betragen
16,8 Mio. S.
• Industrieviertel. Im Industrieviertel
wird ebenfalls an einer neuen Sportan-
lage gearbeitet. In Hochneukirchen-
Gschaidt entsteht eine neue Anlage mit
12 Mio. S. Die Sportschule Lindabrunn
des NÖ Fußballverbandes wird weiter
ausgebaut.

Ziele 1998

Ausbau der Sportstätten in
allen Landesvierteln

Niederösterreich ist flächendeckend mit
Sportstätten ausgestattet. In Zukunft
geht es darum, die Qualität der Sport-
stätten zu verbessern und die Bevölke-
rung für den Sport noch mehr als bisher
zu aktivieren. Es werden daher im Zuge
der Regionalisierung Projekte in allen
Landesvierteln gefördert, und es gibt
keine Konzentration auf den nieder-
österreichischen Zentralraum.
• Waldviertel. Neben vielen kleinen ge-
förderten Sportanlagen werden im Wald-
viertel vor allem zwei neue Sportstätten
mit größeren Forderungssummen be-
dacht: In Eggenburg entsteht eine neue
Sportanlage mit einem Kostenaufwand
von 4,7 Mio. S. In Waidhofen/Thaya wird
an der Fertigstellung der Sportanlage
gearbeitet, die 6,3 Mio. S kostet.
• Weinviertel. Im Weinviertel entsteht in
Wildendürnbach eine Sportanlage mit
einem Kostenaufwand von 8,3 Mio. S. In
Ernstbrunn wird mit dem Kabinenbau
auf der neuen Sportanlage begonnen.
Die Gesamtkosten der Anlage betragen
13,6 Mio. S. Die Sportanlage Enzersfeld
erhält nach der Fertigstellung der Kabi-
nen ein neues Spielfeld. Gesamtkosten
betragen 7,5 Mio. S. Langenrohr im Tull-
nerfeld erhält eine neue Sportanlage.
Die Fertigstellung ist bei Gesamtkosten

Bewilligte Förderungen
27 Jugendsportausbildungs-
und Trainingszentren
und 15 Sporthauptschulen S 4,116.000,-
40 Vereine für den Ankauf
kostenaufwendiger Sportgeräte s 413.000,-
85 Vereine für den Spitzensport
inkl. Jugendstaatsmeister s 12,274.000,-
und für den Spitzensport-Fonds S 600.000,-
51 Vereine und 1 Gemeinde
für die Durchführung von
Sportveranstaltungen s 2,012.000,-
3 Dach- und 47 Fachverbände für
den Verwaltungsaufwand s 6,801.270,-
Förderung der Jugendverbände s 344.000,-
3 Dach- und 46 Fachverbände für
den Einsatz von geprüften Trainern
und Lehrwarten s 2,026.000,-
18 Vereine, Hallenmieten s 852.837,-
51 Ansuchen zur Förderung
des Jugendsportes s 769.000,-
94 Gemeinden und 307 Vereine
für den Sportstättenbau S 34,421.500,-

Sportgymnasium Maria
Enzersdorf (Bund) S 5,000.000,-
Sport-Kollektivunfallversicherung S 1,572.287,-
SC Landhaus S 918.000,-
Landessportrat und Landes-
meisterschaftsmedaillen S 192.434,-

3

Statistik 1997

Der Aufwand beim Ansatz „Besondere
Sportförderung - Leistungszentren“ be-
trug im Jahre 1997 S 8,200.000,- und
setzt sich zusammen wie folgt:

Betriebskosten und Verwaltung BS2 S 1,855.862,-
Veranstaltungen des Landes
Kurse der Dach- und

S 252.712,-

Fachverbände 5 1,145.768,-
Sportmedizin und Doping
Öffentlichkeitsarbeit (Handbuch

S 740.072,-

und Sportfachrat)
LSS St. Pölten

S 184.460,-

Gesellschafterbeitrag 1998 S 3,900.000,- Dem Sport in Niederösterreich wurden
1997 S 80,391.202,- zugeführt.S 8,078.874,-

Abteilung Energie- und Strahlenschutzrecht

nach dem NÖ Starkstromwegegesetz
für den Bau
• einer 110-kV-Doppelleitung Um-
spannwerk Rosenburg - Umspannwerk
Eggenburg,
• einer 380-kV-Einbindung in das Um-
spannwerk Pottenbrunn.
Die Ermittlungsverfahren für den Bau
und Betrieb
• einer Umlegung der bestehenden
110-kV-Leitung Bisamberg - Mistelbach
im Bereich Wölkersdorf und
• einer 110-kV-Doppelleitung Um-
spannwerk Moosbrunn - Umspannwerk
Seibersdorf - Umspannwerk Wasen-
bruck
konnten abgeschlossen und die Bewilli-
gungen erteilt werden.
Das Ermittlungsverfahren für den Bau
und Betrieb einer 110-kV-Einfachleitung
Am Schuß - UW Zwettl, Teilstrecke I (Am
Schuß - Sallingberg, 21 km) wurde ein-
geleitet. Einen weiteren Schwerpunkt bil-
deten auch die Genehmigungsverfahren
für Windkraftanlagen.
Im Jahr 1997 hat die Abteilung in ver-
schiedenen Arbeitskreisen mitgewirkt,

Die Tätigkeit der Abteilung umfaßt im
besonderen:
• die Vollziehung der Vorschriften auf
dem Gebiete des Elektrizitätswesens,
der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft, der
Elektrotechnik, des Kesselwesens, der
Luftreinhaltung hinsichtlich Kesselanla-
gen und des Strahlenschutzes für medi-
zinische Anlagen,
• die Begutachtung von einschlägigen
Gesetzes- und Verordnungsentwürfen,
• die Erstellung landesrechtlicher Ent-
würfe für Rechtsvorschriften.

etwa dem Arbeitskreis Klimabündnis,
dem Arbeitskreis Biogas und dem Ar-
beitskreis zur Vereinheitlichung der Gas-
gesetze der Länder.
Einen weiteren Schwerpunkt bildete die
Mitwirkung bei der Ausarbeitung eines
Entwurfes eines neuen Grundsatzgeset-
zes betreffend die Elektrizitätswirtschaft.
Zeitaufwendig war auch das Bemühen,
die Länderstandpunkte zu Fragen der
Elektrizitätswirtschaft zu koordinieren.

Statistik 1997

Es wurden an 217 Tagen mündliche Ver-
handlungen durchgeführt. Für 345 elek-
trische Leitungsanlagen wurde die Bau-
und Betriebsbewilligung nach dem NÖ
Starkstromwegegesetz erteilt (299.353 m
bis 30 kV, 43.081 m bis einschließlich
110 kV, 239 Trafostationen, 12 BKÜ-Ma-
ste und 1 Umspannwerk). Für 11 Strom-
erzeugungsanlagen (ein Wasserkraft-
werk, ein Kraftwerk, 7 Windkraftanlagen,
einer Energieversorgungszentrale und

Schwerpunkte 1997

Im Jahr 1997 lagen die Schwerpunkte
der Tätigkeit vor allem im Bereich der
Bewilligung und Überprüfung von elek-
trischen Leitungsanlagen, Stromerzeu-
gungs- und Gasanlagen und von medi-
zinischen Strahleneinrichtungen sowie
im legistischen Bereich.
Umfangreich und zeitaufwendig waren
insbesondere die Vorprüfungsverfahren
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Ziele 1998
• Umsetzung der EU-Binnenmarktricht-
linie Strom durch Ausarbeitung eines
Ausführungsgesetzes
• Novellierung des NÖ Gassicherheits-
gesetzes
• Überprüfung der Röntgen- und Wind-
kraftanlagen
• Weitere Vereinfachung und Beschleu-
nigung der Arbeitsabläufe durch eine
verstärkte Nutzung des LAKIS-Systems

Mitteldruck-Erdgasleitungen einschließ-
lich 9 Erdgasregelanlagen, einer Gas-
tankstelle und einer MD/ND-Regelanla-
ge). Außerdem wurden noch 76 Anlagen
überprüft.
Für 48 medizinische Strahleneinrichtun-
gen wurden Bewilligungen nach dem
Strahlenschutzgesetz erteilt. In 94 Fällen
wurden Strahleneinrichtungen überprüft.
Die Abteilung nimmt am LAKIS-Projekt
des Amtes der NÖ Landesregierung teil.
Das System LAKIS kann bereits in vielfa-
cher Weise gewinnbringend eingesetzt
werden.

eine Netzersatzanlage) wurde die Bewil-
ligung nach dem NÖ Elektrizitätswesen-
gesetz ausgesprochen. Es wurden 7
Windkraftanlagen überprüft, und in 89
Fällen erfolgte die Überprüfung elektri-
scher Leitungsanlagen.
Außerdem gab es 9 Enteignungs- und
2 Leitungsrechtsverhandlungen. Ledig-
lich in 3 Fällen mußte die Enteignung
ausgesprochen werden.
Für 34 Erdgasanlagen wurde die
Bau- und/oder Betriebsbewilligung nach
dem Energiewirtschaftsgesetz erteilt
(14.718 m Hochdruck- und 12.200 m

Abteilung Sparkassen und Stiftungsaufsicht

Kultusangelegenheiten

Kirchliche Angelegenheiten, die in die
Zuständigkeit des Landeshauptmannes
fallen, z. B. Erbschaften an Kirchen und
Orden.

• Stellungnahmen zu Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen sowie EU-Richtli-
nien in Preis-, Konsumentenschutz- und
Produktsicherheitsangelegenheiten;
• Erlöszusammenstellung, Stromabga-
be und Erlöse von 20 kleinen und mittle-
ren EVUs;
• Teilnahme an Preisbehörden-, Pro-
duktsicherheits- und Konsumenten-
schutztagungen;
• Beratung in Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes (besonders Fra-
gen der Gewährleistung bzw. Rücktritts-
möglichkeiten bei Kaufverträgen);
• Markterhebungen nach dem Produkt-
sicherheitsgesetz.

Stiftungsaufsicht

• Beaufsichtigt wurden 73 Landesstif-
tungen, 17 Landesfonds, ein Landes-
Stiftungsfonds, 21 Bundesstiftungen
und ein Bundesfonds.
• Überprüfung der Rechnungsab-
schlüsse der Stiftungen und Fonds nach
den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit unter Beachtung, daß
das Stammvermögen der Stiftung in
einer den Vorschriften über Mündelgeld
gemäßen Art und Weise angelegt ist;
• Beachtung der gesetzlichen Frist zur
Vorlage der Rechnungsabschlüsse bis
Ende Juni des folgenden Jahres;
• Satzungsänderungen (Anpassungen
der Stiftungs- und Fondssatzungen an
die Bestimmungen des Gesetzes und
an die geänderten sozialen Verhält-
nisse);
• Auflösung von Stiftungen und Fonds
bei Vorliegen eines gesetzlichen Auflö-
sungsgrundes;
• Beratung bei Neuerrichtung von Stif-
tungen und Fonds und Entscheidung
über die Zulässigkeit der Errichtung,
Satzungsgenehmigungen;
• Überprüfung von Pachtverträgen;
• Überprüfung der Bewirtschaftung
land- und forstwirtschaftlicher Stiftungs-
grundstücke.

Schwerpunkte 1997

Sparkassenangelegenheiten

Zur Zeit bestehen 29 selbständige Spar-
kassen. Aus den von den Sparkassen ge-
bildeten Widmungsrücklagen konnte an
Spenden ein Betrag von S 7,704.037,30
bewilligt werden, der sozialen Einrichtun-
gen, wichtigen kommunalen sowie lokal
und regional bedeutsamen kulturellen
Vorhaben zugute gekommen ist.
• Teilnahme an den Schlußbesprechun-
gen über die Bilanz des jeweiligen Ge-
schäftsjahres unter besonderer Berück-
sichtigung eventueller Problemfälle
• Bestellung und Abberufung der
Staatskommissäre, Vorschreibung und
Anweisung der Funktionsgebühren
• Überwachung der Einhaltung der Be-
stimmungen des Bankwesen- und Spar-
kassengesetzes
• Teilnahme an Sparkassenfachtagungen
• Vormerkung und Überwachung per-
soneller Änderungen in den Organen
der Sparkassen
• Teilnahme an Sparkassenvereinsver-
sammlungen
• Genehmigung von Sparkassenver-
einsstatutenänderungen

Preisrechtliche Angelegen-
heiten sowie Angelegenheiten
des Konsumentenschutzes und
der Produktsicherheit

• Folgende Gewerbebetriebe (rund
2.570) wurden von den Preisbehörden
im Hinblick auf Preisauszeichnung über-
prüft: Tankstellen, Lebensmitteleinzel-
handelsbetriebe, Konditoreien und
Bäckereien, Textilfachgeschäfte (Bou-
tiquen usw.), Friseure, Gas-, Wasser-
und Elektroinstallationsunternehmen,
Gaststätten und Restaurants, Imbißstu-
ben und Buffets in den Bädern, Textilrei-
niger, Wäscher und Wäschebügler, Flei-
scher, Drogerien und Parfümerien, Foto-
handel, nicht rezeptpflichtige Sachgüter
in Apotheken.

Probleme 1997

Sparkassenangelegenheiten

Die Sparkassen müssen einerseits den
Herausforderungen, die die Globalisie-
rung der Wirtschaft und der Binnen-
markt mit sich bringt, gewachsen sein,
andererseits vor allem die Chancen, die
der Regionalmarkt noch bietet, entspre-
chend nützen.
Die anhaltende schwierige Wirtschafts-
lage, gekennzeichnet durch eine Viel-
zahl von Insolvenzverfahren, bleibt nicht
ohne Auswirkungen auf die Ertragslage
der Kreditinstitute. Die niederösterreichi-
schen Sparkassen haben durch eine
entsprechende Vorsorgepolitik (Bildung
von Wertberichtigungen und Rücklagen)
diese Situation noch ohne Probleme
meistern können. Die geringe Zinsen-
spanne und das anhaltend niedrige
Zinsniveau wirken sich ebenfalls dämp-
fend auf die Ertragslage der Sparkassen
aus.

Preisrechtliche
Angelegenheiten sowie
Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes und der
Produktsicherheit

Die Überprüfung der Preisauszeich-
nungspflicht wird nun von den Bezirksver-
waltungsbehörden durchgeführt, um die
notwendige Information in Form einer kor-
rekten Preisauszeichnung für die Konsu-
menten verstärkt zu gewährleisten. Eine
flächendeckende und dauernde Überwa-
chung ist jedoch auf Grund der Personal-
situation nicht möglich, so daß nur monat-
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Preisrechtliche Angelegen-
heiten sowie Angelegenheiten
des Konsumentenschutzes und
der Produktsicherheit

Unterbringung „bedürftiger Bürger“ in
dem Stiftungsgebäude vorgesehen hat.
Durch intensive Beratung der Verwal-
tungsorgane in mietrechtlichen Angele-
genheiten konnten durch Einhebung
des Erhaltungsbeitrages bzw. durch Ab-
schluß neuer Mietverträge die Erhaltung
und Instandsetzung der Stiftungshäuser
bereits teilweise in Angriff genommen
werden.

lieh Schwerpunktkontrollen vorgenom-
men werden können.
Probleme der Konsumenten im Binnen-
markt (verbesserte Gewährleistung,
Fernabsatz) können nur auf EU- bzw.
bundesgesetzlicher Ebene geregelt
werden.
Die Einrichtung einer wirksamen Markt-
überwachung nach dem Produktsicher-
heitsgesetz bringt in Zeiten restriktiver
Personalmaßnahmen Probleme mit sich,
so daß nur sehr beschränkt Markterhe-
bungen durchgeführt werden konnten.

Stiftungsaufsicht

Die Erhaltung der teilweise sehr alten
Stiftungshäuser, die kaum oder nur ge-
ringen Ertrag abwerfen (Substandard),
ist sehr schwierig, weil nur bedingt nach
dem Mietrechtsgesetz vorgegangen
werden kann, da der ursprüngliche Stif-
tungszweck in den meisten Fällen die

• Überwachung der Einhaltung der
Preisauszeichnung im Sinne einer best-
möglichen Information für Preisverglei-
che für die Konsumenten.
• Hilfestellung durch entsprechende
Beratung bei Problemen anfragender
Konsumenten.
• In Produktsicherheitsangelegenheiten
gilt es, den Konsumenten schon vor po-
tentiellen Gefährdungen durch angebo-
tene Produkte zu schützen.

Ziele 1998

Sparkassenangelegenheiten

Zielvorgabe ist weiterhin die Einhaltung
der Bestimmungen des Bankwesen-
und Sparkassengesetzes durch die
Sparkassen.

Stiftungsaufsicht
Sicherstellung der Erhaltung des
Stammvermögens der Stiftungen, die
Erfüllung des Stiftungs- bzw. Fonds-
zweckes und die ordnungsgemäße Ver-
waltung der Stiftungen und Fonds.

Abteilung Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten

Lenke rp rü fungen

Eine besondere Häufung der Termine
war vor allem in den Sommermonaten,
während der Urlaubszeit, festzustellen.
Auch im Jahre 1997 konnten die ange-
forderten Termine nur mit Hilfe von Len-
kerprüfern, die sich bereits im Ruhe-
stand befinden oder von anderen
Dienststellen bereitgestellt wurden,
wahrgenommen werden.
Die durch die EU-Richtlinien geforderten
längeren Prüfungsfahrten im Verkehr
werden zu einer längeren Prüfdauer füh-
ren. Eine Verringerung der Kandidaten-
anzahl wird eine größere Anzahl von
Prüfterminen erfordern.
Noch immer werden Prüftermine so
kurzfristig abgesagt, daß ein anderweiti-
ger Einsatz der Sachverständigen nicht
mehr möglich ist.

Ziele 1998

Kra f t f ah rzeug  prüf ungen

• Es wurden Verhandlungen über den
Ankauf eines Gefahrengutmobils ge-
meinsam mit dem Bundesministerium
für Inneres geführt. Der Einsatz wird vor-
aussichtlich ab Frühjahr 1998 möglich
sein.
• Eine gleichmäßigere Verteilung der
von den Zulassungsstellen angeforder-
ten Prüftermine über das ganze Jahr
wird betrieben. Die vorhandenen Prüf-
einrichtungen könnten dadurch besser
ausgelastet und Engpässe vermieden
werden.

gen bei Körperbehinderten gern. § 69
KFG 1967
• Begutachtung von Fahrschulfahrzeu-
gen gern. § 112 KFG 1967
• Besichtigung der Geräte und Einrich-
tungen der Gewerbetreibenden und Ver-
eine, die gern. § 57a KFG 1967 zur wie-
derkehrenden Begutachtung oder gern.
§ 24 Abs. 5 KFG 1967 zur Prüfung von
Fahrtschreibern ermächtigt sind oder
ermächtigt werden sollen
• Weitere Genehmigungen und Begut-
achtungen gern. §§ 5, 29, 96, 104, 112,
122 und 137 KFG 1967

Probleme 1997
Kra f t f ah rzeug  prüf ungen

Im Sinne der Dezentralisierung stehen
die Prüfstellen Amstetten, Brunn/Wild,
St. Pölten, Weikersdorf, Wölkersdorf und
Wiener Neudorf zur Verfügung.
Die Fahrzeuge, die der amtlichen Über-
prüfung unterliegen wie Omnibusse,
Tankwagen und Tankanhänger, schwere
Lastkraftwagen und schwere Anhänger
sind zum Großteil im Überlandverkehr
eingesetzt, so daß sie nicht immer zu
den vorgesehenen Prüfterminen, son-
dern zu anderen Terminen bzw. bei den
Journaldiensten vorgeführt werden.
Die besonderen Genehmigungen und
besonderen Ausnahmegenehmigungen
gern. §§ 12 und 14 GGSt für Tankfahr-
zeuge werden bereits auch in den Au-
ßenstellen St. Pölten und Wölkersdorf
ausgestellt, jedoch fehlen in den Außen-
stellen Brunn/Wild und Weikersdorf
noch entsprechend geschulte Sachver-
ständige.

KFG und
Lenkerprüfungen

Schwerpunkte 1997

• Erteilung von Einzel- und Ausnahme-
genehmigungen gern. § 31 und § 34
KFG 1967
• Genehmigung von Änderungen gern.
§33 KFG 1967
• Ausnahmegenehmigungen in Fällen,
wo das Bundesministerium für Wissen-
schaft, Verkehr und Kunst im Einzelfall
den Herrn Landeshauptmann gern. § 34
KFG 1967 ermächtigt
• Wiederkehrende Überprüfung von
Omnibussen, schweren Lastkraftwagen
und Anhängern gern. § 55 KFG und
§ 15 GGSt
• Besondere Überprüfung von Kraft-
fahrzeugen und Anhängern gern. § 56
KFG 1967
• Besondere Genehmigungen und be-
sondere Ausnahmegenehmigungen von
Fahrzeugen zur Beförderung gefährli-
cher Güter gern. § 12 und GGSt
• Genehmigung von Bauartmustern
von Verpackungen für die Beförderung
gefährlicher Güter gern. § 6 GGST
• Einsatz des Landes-Kfz-Prüfzuges
vorwiegend an der Ostgrenze gern. § 58
KFG 1967
• Abgabe von Kfz-technischen Gutach-
ten im Verwaltungsverfahren sowie für
den UVS
• Lenker-, Fahrlehrer- und Fahrschulleh-
rerprüfung (§ 126, 127 KFG 1967)
• Prüfungs- und Beobachtungsfahrten
bei Aufnahme von Lenkern für den Fahr-
dienst sowie für Ausgleichseinrichtun-
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Die Erhaltung der Dienstfahrzeuge er-
folgt durch die angeschlossene Werk-
stätte, wobei auch Fahrzeuge anderer
Landesdienststellen (Bezirkshaupt-
mannschaften, Gebietsbauämter, Agrar-
bezirksbehörden usw.) betreut werden.
Die Reparaturen und Wartungsarbeiten
umfassen die Instandsetzung mechani-
scher Teile, Inspektionen, Service und
Ölwechsel.
Auch Ein- und Umbauten für die spezi-
elle Einsatzart der Fahrzeuge werden
vorgenommen. Die zugeteilten Mechani-
ker wurden aber auch 517mal als Prüf-
mechaniker bei Kraftfahrzeug-Prüfun-
gen und insbesondere beim Landes-
prüfzug eingesetzt. Die Werkstattausla-
stung konnte mit einem sehr hohen Wert
von fast 89% auf die betroffenen Fahr-
zeuge umgelegt werden.

Probleme 1997
Die Nachbesetzung von Lenkern nach
der Pensionierung erfolgt nur zaghaft,
die notwendigen Transportleistungen
konnten deshalb nicht vollständig
durchgeführt werden.

Ziele 1998
Alle Möglichkeiten der Kostenminimie-
rung werden weiter betrieben. Es soll ein
Gefahrengutmobil für spezielle Kontrol-
len von ADR-Fahrzeugen angeschafft
werden.

Dienstkraftwagenbetrieb
und Werkstätte

Schwerpunkte 1997

Im Jahre 1997 konnten die von den ver-
schiedenen Dienststellen des Amtes der
NÖ Landesregierung angeforderten
Dienstfahrzeuge nur zum Teil durch die
Fahrbereitschaft zur Verfügung gestellt
werden, da permanent versucht wird,
Dienstkraftwagen einzusparen.
Mit den Fahrzeugen der Lkw-Fahrbereit-
schaft wurden überwiegend Transporte
des Gewerblichen Berufsschulrates,
des Landesmuseums, der Abteilung
Tourismus und der Umweltausstellungen
durchgeführt.
Für die Übersiedlung in das neue Regie-
rungsviertel nach St. Pölten konnten
Transporte mit den Fahrzeugen der Lkw-
Fahrbereitschaft durchgeführt werden.
Für andere Dienststellen wie Bezirks-
hauptmannschaften, NÖ Agrarbezirks-
behörden, die Gebietsbauämter und
verschiedene Landesanstalten wurden
eine kraftfahrtechnische Betreuung, Be-
gutachtung und Überprüfung von Repa-
raturkosten sowie die Neuanschaffung
von Dienstfahrzeugen durchgeführt.
Über Auftrag wurden an beamteneige-
nen Fahrzeugen Reparaturrechnungen
überprüft sowie Zeitwertfeststellungen
durchgeführt, wenn diese bei einer
Dienstfahrt beschädigt wurden.

Lenke rp rü fungen

Die Abteilung versucht am Führer-
scheingesetz so mitzuarbeiten, daß kein
höherer Aufwand im Zuge der Lenker-
prüfungen entsteht.

Statistik 1997

Prüfungen gern. § 55 und 56 KFG 1967
Von Zulassungsstellen vorgeladene
Fahrzeuge 30.828

davon erschienen 19.842
Nochmals vorführen (wegen
schwerer Mängel) 4.346
Kennzeichenentzug 67

Insgesamt geprüfte Fahrzeuge 30.828
Kraftwagen 20.038
Omnibusse 733
Anhänger 7.408
Krafträder 483
Tankwagen 1.150
Tankanhänger 886
Fahrzeuge nach § 122 KFG 130

Mit Prüfzug geprüfte Fahrzeuge:
insgesamt 3.894

Kraftwagen 2.810
Omnibusse 244
Anhänger 828
Krafträder 12

Genehmigungen nach KFG 18.756
§31 KFG 1967 6.958
§34 KFG 1967 2.556
§33 KFG 1967 7.214

Sonstige Erledigungen 2.028
Anzahl der Verkehrskontrollen mit Prüfzug 157
dabei eingesetzte Sachverständige 170
Besichtigung bzw. Revision von Gewerbe-
treibenden (§ 57a KFG 1967) 94
Verhandlungen beim UVS 32
Schriftliche Gutachten zu Verwaltungs-
strafakten 356
Lenker-, Fahrlehrer- und Fahrschullehrer-
prüfungen

Entsendete Sachverständige 1.938
Kandidatenzahl 36.106

An Verwaltungsabgaben wurden
S 9,518.859,61 eingenommen.
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Ziele 1998In allen Bereichen der Gruppe wurde
versucht, mit den im Jahre 1997 zur Ver-
fügung stehenden Landesmitteln die
höchstmöglichen Bundesförderungsmit-
tel zu den wasserbaulichen Maßnah-
men, entsprechend den gesetzlichen
Regelungen, zu erreichen.
Dem Schutz und der Verbesserung der
Umwelt, vor allem der Böden, des Grund-
wassers und der Fließgewässer wurde
bei allen der Hebung der Lebensqualität
der Niederösterreichischen Bevölkerung
dienenden Maßnahmen wie Hochwas-
serschutz, Bewässerung und Erosions-
schutz, Errichtung von Wasserversor-
gungs- und Abwasserbeseitungsanla-
gen größtes Augenmerk zugewendet.

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 1997

• Fachliche Koordinierung aller den
Wasserbau betreffenden Aufgaben zwi-
schen den Fachabteilungen
• Zusammenfassung der Teilvoran-
schlagsentwürfe und der Anforderungen
für Nachtragskredite; Vertretung des
Gesamtvoranschlages
• Angelegenheiten des inneren Dien-
stes; Abwicklung aller Kanzlei- und
Schreibarbeiten gemeinsam für die ein-
zelnen Fachabteilungen
• Prüfung und Evidenthaltung der mo-
natlichen Reisekosten

• Erstellung eines Leitbildes für die
Gruppe Wasser
• Verbesserung und Beschleunigung
der Verfahrensabläufe
• Vernetzung der Umweltdatensysteme
im Bereich Wasser

Abteilung Wasserrecht und Schiffahrt

• Vollzug der Schiffsführerverordnung
1990 und der Schiffsführerverordnung
BGBl. II Nr. 258/1997
• Vollzug von Angelegenheiten der
Schiffszulassung zur Binnenschiffahrt im
Rahmen des Umsatzsteuergesetzes
1994
• EDV-mäßige Bearbeitung von
Schiffahrtsangelegenheiten (wie Schiffs-
führer und Zulassungen)
• EDV-mäßige Erfassung der Schiffslän-
den (Ländenkataster)
• Verordnungen betreffend die Schiff-
fahrt auf NÖ Seen und Flüssen (ein-
schließlich Donaualtarme)
• Schiffahrtsrechtliche Regelung betref-
fend die Enns-Stauseen im Einverneh-
men mit der OÖ Schiffahrtsbehörde
• Umsetzung der Ergebnisse des
Schiffsführerprüfungswesens (vor allem
auf Grund der Wasserstraßen-Verkehrs-
ordnung 1993), einschließlich der Aus-
und Weiterbildung der juristischen und
technischen Schiffsführerprüfer
• Koordination der NÖ Schiffahrtsbe-
hörde mit den Schiffsführerschulen
(Schiffsführerschulenbesprechung)
• Überprüfung von Schiffahrtsanlagen
• Überprüfung von sonstigen Anlagen
und Arbeiten im Bereich der Wasserstra-
ßen
• Überprüfung der Mietboote in Nieder-
österreich
• Einrichtung von Dienstländen in Nie-
derösterreich
• Präsentation des NÖ Schiffahrtswe-
sens und Information im Rahmen der
Tullner Bootsmesse 1997

• Verfahren zur Anpassung von Müllde-
ponien an den derzeitigen Stand der
Technik
• Kompostieranlagen und Feuchtbio-
tope
• Überarbeitung der Organisation der
Gewässeraufsicht
• gezielter Einsatz der Gewässerauf-
sicht
• Soforteinsätze auf Grund von tages-
aktuellen Ereignissen und Medienbe-
richten
• EDV-mäßige Erfassung des Wasser-
buches
• Überprüfung alter Wasserrechte zum
Zweck der Anpassung des Wasserbu-
ches an den aktuellen Stand
• Koordination der Abteilung mit den
Wasserrechtsbehörden I. Instanz (NÖ
Wasserrechtsreferententag 1997)
• Mitwirkung bei der Erfassung von Alt-
lasten (Verdachtsflächenkataster und
Altlastensanierungsgesetz)
• Erstellung von Verordnungsentwürfen
für Grundwassersanierungsgebiete im
Sinne des § 33f WRG 1959

Schwerpunkte 1997

Wasserrecht

• Außerordentlicher NÖ Wasserrechts-
referententag mit Bezirkshauptmann-
schaften über die Wasserrechtsgesetz-
novellen 1997
• Informationsveranstaltungen für die
Gemeinden zu den WRG-Novellen
• Erfassung der personellen Auswirkun-
gen der Zuständigkeitsverschiebungen
• Informationen an die Kammern zu
den WRG-Novellen
• Mitwirkung bei der Schaffung von
neuen Rechtsvorschriften für die Altla-
stensanierung
• Mitwirkung bei Stellungnahmen zur
EU-Wasserrahmenrichtlinie
• Organisation der Übersiedlung nach
St. Pölten und einer bürgerfreundlichen
Gestaltung der Arbeitsabläufe im neuen
Amtsgebäude
• Mitarbeit im Arbeitskreis Wasserda-
tenverbund
• Grundwasserverunreinigungen im
(Einzugs-)Bereich der „Mitterndorfer
Senke" (insbesondere Sanierung von
Mißständen)
• Fischer-Deponie; Berger Deponie
• Erstellung von Vorschlägen für was-
serwirtschaftliche Rahmenverfügungen
• Wasserrechtsverfahren betreffend
Wasserversorgungsanlagen (Schütz-
end Schongebiete)
• Ausarbeitung eines Verordnungsent-
wurfes nach § 33g Abs. 2 WRG 1959
• Anpassungsverfahren betreffend Ab-
wasserbeseitigungsanlagen (Abwasser-
emissionsverordnungen), insbesondere
von Abwasserverbänden und kommu-
nalen Anlagen; sonstige vom Wasser-
wirtschaftsfonds geförderte Anlagen

Schiffahrt

• Vollzug des Schiffahrtsgesetzes 1990
und des Schiffahrtsgesetzes BGBl. I
Nr. 62/1997
• Vollzug der Schiffszulassungsverord-
nung 1990 und der Schiffszulassungs-
verordnung BGBl. II Nr. 296/1997
• Vollzug der Schiffahrtsanlagenverord-
nung 1991
• Vollzug des Seeschiffahrtsgesetzes
1981
• Vollzug der Jachtzulassungsverord-
nung 1994
• Vollzug der Schiffstechnikverordnung
1993
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• Vollzug der in die Kompetenz des
Landeshauptmannes von NÖ fallenden
Angelegenheiten der Verordnung 1997,
mit der die Wasserstraßen-Verkehrsord-
nung geändert wird
• EDV-mäßige Bearbeitung von
Schiffahrtsangelegenheiten (wie Schiffs-
führer und Zulassungen)
• EDV-mäßige Erfassung der Schiffslän-
den (Ländenkataster)
• Verordnungen betreffend die Schiff-
fahrt auf NÖ Seen und Flüssen (ein-
schließlich Donaualtarme)
• Schiffahrtsrechtliche Regelung betref-
fend die Enns-Stauseen im Einverneh-
men mit der OÖ Schiffahrtsbehörde
• Umsetzung der Ergebnisse des
Schiffsführerprüfungswesens (vor allem
auf Grund der Wasserstraßen-Verkehrs-
ordnung), einschließlich der Aus- und
Weiterbildung der juristischen und tech-
nischen Schiffsführerprüfer
• Koordinaten der NÖ Schiffahrtsbehör-
de mit den Schiffsführerschulen (Schiffs-
führerschulenbesprechung)
• Überprüfung von Schiffahrtsanlagen
• Überprüfung von sonstigen Anlagen
und Arbeiten im Bereich der Wasserstra-
ßen
• Überprüfung der Mietboote in Nieder-
österreich
• Einrichtung von Dienstländen in Nie-
derösterreich
• Präsentation des NÖ Schiffahrtswe-
sens und Information im Rahmen der
Tullner Bootsmesse 1998

• Erstellung der Vorgaben für den Was-
serdatenverbund
• Mitarbeit bei der EDV-mäßigen Erfas-
sung von Abwasseruntersuchungsbe-
funden
• Weiterer Grundwasserschutz im Be-
reich potenter Grundwasserkörper (z. B.
Mitterndorfer Senke, Marchfeld, Tullner-
feld)
• Kontakt auf dem Gebiet Wasserrecht
mit EU-Beamten
• Überprüfung bewilligter Wasserbenut-
zungsanlagen (Wasserversorgungsan-
lagen, Abwasserbeseitigungsanlagen,
Deponien, Naßbaggerungen und Tei-
che) in bezug auf ihre Funktion, Auswir-
kung bzw. Wassergüte

Schiffahrt

• Vollzug des Schiffahrtsgesetzes
BGBl. I Nr. 62/1997
• Vollzug der Schiffszulassungsverord-
nung BGBl. II Nr. 296/1997
• Vollzug der Schiffahrtsanlagenverord-
nung 1991
• Vollzug des Seeschiffahrtsgesetzes
1981
• Vollzug der Jachtzulassungsverord-
nung 1994
• Vollzug der Schiffstechnikverordnung
1993
• Vollzug der Schiffsführerverordnung
BGBl. II Nr. 258/1997
• Vollzug von Angelegenheiten der
Schiffszulassung zur Binnenschiffahrt im
Rahmen des Umsatzsteuergesetzes
1994

Ziele 1998

Wasserrecht

• Umsetzung der WRG-Novellen 1997
(„Deregulierungsnovelle“ und „Deponie-
novelle“)
• Organisatorische Neustrukturierun-
gen auf Grund der Auswirkungen der
WRG-Novellen 1997
• Mitwirkung in Arbeitskreisen zur An-
passung des Wasserrechtsgesetzes an
die EU-Bestimmungen
• Neuorganisation der Gewässerauf-
sicht und Neugestaltung des Organisa-
tionsstatutes;
• Erarbeitung eines Schwerpunktpro-
grammes im Bereich Wasserversorgung
• Überarbeitung bestehender Schutz-
und Schongebiete auf Grund der Was-
serrechtsgesetz-Novelle 1990
• Erlassung von neuen Schongebiets-
verordnungen
• Schaffung neuer organisatorischer
Strukturen zur Bearbeitung von Altlasten
und Verdachtsflächen
• Mitwirkung zur Anpassung des Altla-
stensanierungsgesetzes an die heutigen
Bedürfnisse
• Mitwirkung an der Verbesserung der
Gewässergüte von Flüssen und Seen
• Mitarbeit im Rahmen der Österrei-
chisch-Tschechischen und -Slowaki-
schen Grenzgewässerkommission
• EDV-mäßige Erfassung der Wasser-
buchdaten bei den Behörden I. Instanz
auf Grund der WRG-Novelle 1990

Abteilung Wasserwirtschaft

weise in Bewilligungsbescheiden (diese
entfallen beim Anzeigeverfahren) in Auf-
lagenform festgelegten Vorkehrungen
nun bereits in das Projekt einzuarbeiten.
Da das vereinfachte Verfahren sowohl
im Interesse der Gemeinden als auch
der Landesverwaltung gelegen ist, war
es wesentlich, die Planer bei der Erfül-
lung der gestiegenen Projektanforderun-
gen aktiv zu unterstützen. Zu diesem
Zweck wurden für Trinkwasserversor-
gungsnetze und Kanalisationsanlagen
Anforderungskataloge ausgearbeitet
und den Ziviltechnikern zur Verfügung
gestellt.
Für den Fachbereich „Deponietechnik''
ergabt sich ein erhöhter Bearbeitungs-
aufwand infolge von Gesetzesnovellie-
rungen, insbesondere des WRG. Neben
der verkürzten Gesamterledigungszeit
(für die Behörde und alle befaßten Sach-
verständigen maximal 3 Monate) ist ein
mehrstufiges Anpassungsverfahren ein-
geführt worden, um den Stand der Tech-
nik schrittweise zu erzielen. Durch die
relativ knappe erste Frist mit 1. Jänner
1998 wurden intensive Vorbereitungsar-

beiten initiiert, um der steigenden Ver-
fahrensanzahl eher gerecht werden zu
können.
Infolge der zahlreichen Neuerungen
wurden für die Ziviltechniker und Ge-
meindevertreter mehrere Informations-
veranstaltungen abgehalten, um die ge-
stellten Anforderungen an die Projektun-
terlagen möglichst rasch erfüllt zu er-
halten.
Durch diese neben den regulären Verfah-
renstätigkeiten zusätzlichen Aufwendun-
gen an Koordination, Qualitätssicherung
und Diskussion der Umsetzungsmodali-
täten soil eine möglichst technisch stan-
dardisierte, fristgerechte Beurteilung der
Einzelfälle erleichtert werden.
Die Aufgaben der wasserwirtschaftli-
chen Planung sind in § 55 WRG definiert
und umfassen sowohl die Beschaffung
von Beurteilungsgrundlagen zu fach-
spezifischen Fragestellungen als auch
die Evidenz wasserwirtschaftlich rele-
vanter Daten, die Entwicklung von Pla-
nungszielen für wasserwirtschaftliche
Themenstellungen sowie das Einbringen
wasserwirtschaftlicher Gesamtaspekte

Im Rahmen der Arbeit der Amtssachver-
ständigen für Wasserbau, Abwasser-
technik, Gewässerbiologie, Deponie-
technik werden Projekts- und anlagen-
bezogene Gutachtertätigkeiten sowie
Überprüfungstätigkeiten im Rahmen von
Behördenverfahren wahrgenommen.
Im Hinblick auf die Sachverständigentä-
tigkeiten sind besonders die Konse-
quenzen infolge der Wasserrechtsge-
setznovelle 1997 anzuführen. Diese bie-
tet die Möglichkeit eines vereinfachten
Verfahrens (Anzeigeverfahren ohne
mündliche Verhandlung) für die Erweite-
rung von Trinkwasserversorgungs- und
Kanalisationsnetzen.
Da wegen des Entfalls der mündlichen
Verhandlung Feinabstimmungen der
Projekte und ein Eingehen auf Wünsche
betroffener Parteien im Rahmen des Ver-
fahrens nicht mehr möglich ist und die
gesamte Akkordierung durch den Pro-
jektwerber im Vorfeld zu erfolgen hat,
werden an den Planer erhöhte Anforde-
rungen hinsichtlich des Umfanges und
der Genauigkeit der Projektausarbei-
tung gestellt. Auch sind alle üblicher-
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mathematischen Grundwassermodells
für das südliche Wiener Becken: Das in
Kooperation mit den Ländern Wien und
Burgenland erstellte mathematische
Grundwassermodell wurde für die bei
der Abteilung Wasserwirtschaft instal-
lierte Software adaptiert und kann nun
im Rahmen laufender Planungs- und
Sachverständigentätigkeiten bei der Be-
arbeitung regionaler wasserwirtschaftli-
cher Fragestellungen verwendet wer-
den.
• WGEV-Meßnetzprüfung Tullnerfeld.
Für das Grundwassergebiet Tullnerfeld
wurde eine, auf geostatistische Metho-
den aufbauende Prüfung der Aussage-
kraft von Grundwasserqualitätsdaten
durchgeführt.
Die Ergebnisse dieser Arbeit dienen als
Grundlage für die systematische Über-
prüfung der derzeitfür regionales qualita-
tives Monitoring verfügbaren Meßnetze
bzw. zur Festlegung ev. erforderlicher
neuer Meßpunkte. Die Repräsentativität
von Grundwasserqualitätsdaten für defi-
nierbare Grundwasserteilgebiete ist ins-
besondere im Zusammenhang mit Fra-
gen der Abgrenzung und Festlegung von
Sanierungsgebieten von Bedeutung.
• Kiesleitplan Tullnerfeld. Für die Re-
gion bzw. das Grundwassergebiet Tull-
nerfeld wurde ein wasserwirtschaftli-
ches Konzept zur Gewinnung von Sand
und Kies ausgearbeitet. Dieses Konzept
hat die nachhaltige Sicherung der Trink-
und Nutzwasserversorgung des Lan-
des, besonders der Region, unter Be-
rücksichtigung bauwirtschaftlicher Inter-
essen zum Ziel und stellt landesintern
eine Grundlage für die Überarbeitung
des Regionalen Raumordnungspro-
grammes und damit auch eine Basis für
zukünftige bergbehördliche Aktivitäten
dar. Zudem wurde auf Grundlage dieses
Konzeptes in Kooperation mit der Abtei-
lung Wasserrecht beim Bund ein Antrag
um Erlassung einer „wasserwirtschaftli-
chen Rahmenverfügung" gestellt.
• Schutz- und Schongebiete - ergän-
zende Arbeiten zur Erstellung eines
Prioritätenkataloges „Schutz- und
Schongebiete": Nach einer Diskussion
der Ergebnisse der Gemeindeumfrage
mit den fachlich befaßten Fachabteilun-
gen wurden ergänzende Auswertungen
und Erhebungen erforderlich, die derzeit
für den Bezirk St.Pölten abgewickelt
werden. Diese Ergebnisse werden als
Entscheidungsgrundlage für die weitere
flächendeckende Gangart in Nieder-
österreich dienen.

Derzeit laufende wasserwirtschaftliche
Planungsarbeiten:
• Erstellung eines Konzeptes für
einen „Wasserwirtschaftlichen Rah-
menplan für den NÖ Zentralraum (Re-
gion Traisental)“. Die Ist-Zustandserhe-
bung ist abgeschlossen, die Ist-Zu-
standsanalyse wird, nach Verzögerun-
gen im Projektablauf, noch heuer fertig-
gestellt werden.

Seitens der Abteilung Wasserwirtschaft
ist vorgesehen, zukünftig einen verstärk-
ten Arbeitsschwerpunkt auf die Erstel-
lung inhaltlich umfassender wasserwirt-
schaftlicher Rahmenplanungen, in wel-
chen vor allem auch regionale Entwick-
lungen Berücksichtigung finden sollen,
zu legen. Damit wird der Notwendigkeit
integrierter Problemlösungsansätze für
wasserwirtschaftliche Fragen einzelner
Regionen und damit auch den prinzi-
piellen Zielen der bei der Kommission
der EU in Ausarbeitung befindlichen
„Wasserrahmenrichtlinie" Rechnung ge-
tragen.
• Geologisch-Hydrogeologische Kar-
te NÖ. Dieses Projekt dient als Grund-
lage für die weitere systematische Er-
kundung und Erfassung von Wasserres-
sourcen sowie der fachlichen Bewer-
tung von Grundwasserdaten in zusam-
menhängenden Grundwassergebieten
und wird unter Federführung der Abtei-
lung Wasserwirtschaft in Kooperation
mit den Abteilungen Hydrologie und All-
gemeiner Baudienst abgewickelt. Als er-
ster Projektabschnitt wurde der Kartie-
rungsbereich Weinviertel in einem ein-
heitlichen Maßstab 1 : 50.000 kompiliert
und derzeit digitalisiert. Bis Mitte 1998
soll eine flächendeckend einheitliche di-
gitale Kartengrundlage vorliegen.
• NÖ-Kalkalpen. Dieses Projekt wird
unter Federführung der Abteilung Was-
serwirtschaft gemeinsam mit den Bun-
desländern Wien, Oberösterreich und
Steiermark sowie dem Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft abge-
wickelt. Die Erhebung zu verfügbaren
Grundlageninformationen wird heuer mit
einem schriftlichen Zwischenbericht ab-
geschlossen. Anschließend wird über
evtl, erforderliche ergänzende Grund-
lagenarbeiten entschieden werden.
• Hydrogeologie-Weinviertel. Nach
Fertigstellung regionaler wasserwirt-
schaftlicher Grundlagen für alle bedeu-
tenden quartären Lockergesteinsgrund-
wasserleiter wurde mit ebensolchen Ar-
beiten im Bereich der tertiären Schotter
des Weinviertels begonnen. Über diese
hydrogeologisch für die regionale Was-
serversorgung sowie auch im Zusam-
menhang mit Tiefengrundwasservor-
kommen relevanten Strukturen liegen
derzeit noch keine geschlossenen Aus-
wertungen und Beurteilungsunterlagen
vor und werden derzeit in einem ersten
Arbeitsschritt die verfügbaren Fachun-
terlagen nach fachlichen Kriterien ge-
sichtet. Darauf aufbauend erfolgt die
Ausarbeitung eines Untersuchungskon-
zeptes zur Erfassung der regionalen hy-
drogeologischen relevanten Rahmenbe-
dingungen sowie eine wasserwirtschaft-
liche Gesamtbeurteilung.
• Leitungskataster. Es wurde mit vor-
bereitenden Arbeiten zur flächendek-
kenden, systematischen Erfassung von
Transportleitungen von Trinkwasserver-
sorgungssystemen begonnen. Die
Kenntnis über Transportleitungssysteme

in die Planung von Einzelprojekten und
Behördenverfahren.
Im Hinblick auf die Umsetzung planeri-
scher Gesichtspunkte wurden beson-
ders auch die Aktivitäten auf dem Ge-
biet der Öffentlichkeitsarbeit zur Herstel-
lung notwendiger Information und Ak-
zeptanz gegenüber dem Bürger ver-
stärkt wahrgenommen.
Die Tätigkeit der zentralen Gewässerauf-
sicht umfaßt die Überwachung wasser-
wirtschaftlich relevanter Anordnungen
und Handlungen sowie neben den in der
Folge genannten Arbeitsschwerpunkten
auch die fachliche Koordination der de-
zentralen Gewässeraufsichtsorgane bei
den Bezirksverwaltungsbehörden.
Die Gewässeraufsicht Niederösterreich
wurde im Herbst 1997 auch im Rahmen
einer Pressekonferenz durch LR Bloch-
berger der Öffentlichkeit vorgestellt.
Zur Verbesserung der Umsetzung von
Altlastensanierungen wurde ein eigenes
Referat zur Abwicklung sämtlicher im
Zusammenhang mit Fragen der Altla-
stensanierung stehenden fachlichen
Aufgaben eingerichtet.
Zur Optimierung der Informationsstruk-
turen betreffend wasserwirtschaftliche
Daten werden wasserwirtschaftliche In-
formationssysteme laufend weiterent-
wickelt und verbessert.
Die angeführten Tätigkeitsbereiche wer-
den durch die Mitarbeit von Vertretern der
Abteilung Wasserwirtschaft bei der Erstel-
lung diverser Fachrichtlinien, Regelblätter
und ÖNORMEN in Zusammenarbeit mit
einschlägigen Verbänden ergänzt.
Die fachlichen Arbeiten im Zusammen-
hang mit der Begutachtung von EU-
Richtlinien, nahmen an Umfang zu.

Wasserversorgung und
Wasserbau

Folgende im Bericht 1996 angesproche-
nen Arbeiten zur Beschaffung wasser-
wirtschaftlicher Grundlagen gemäß § 55
WRG wurden fertiggestellt:
• Trinkwasserversorgung Nieder-
österreich. Der Status der Trinkwasser-
versorgung wurde auf der Ebene von Ka-
tastralgemeinden erhoben. Diese Arbeit
gibt aus der Sicht der Gemeinden Aus-
künfte über qualitative und quantitative
Probleme bei der Trinkwasserversorgung
sowie über Überlegungen der Gemein-
den zu Fragen der zukünftigen Bewerk-
stelligung der Trinkwasserversorgung.
Auf Grundlage dieser Arbeit wurde ein
erster vorläufiger Vorschlag für einen
Prioritätenkatalog zur Überarbeitung von
Wasserschutz- und -schongebieten aus-
gearbeitet.

Folgende Arbeiten wurden im Rahmen
der wasserwirtschaftlichen Planung
1997 abgewickelt und fertiggestellt:
• Mathematisches Grundwassermo-
dell - Transformation des 1996 erstellten
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setzt wurden und dadurch eine wesent-
liche Verbesserung des Gütezustandes
der betroffenen Gewässer erreicht wer-
den konnte. Andererseits wurden durch
die Ausarbeitung und Veröffentlichung
des NÖ Leitfadens „Abwasserentsor-
gung im ländlichen Raum“ Konzepte dar-
gelegt, die auch in dünn besiedelten Ge-
bieten eine wirtschaftlich günstige und
zugleich effiziente Abwasserentsorgung
ermöglichen. Durch die im NÖ Leitfaden
vorgenommene inhaltliche Untermaue-
rung des Begriffes der ökologischen
Funktionsfähigkeit eines Gewässers
konnten wesentliche Entscheidungskrite-
rien für die Prüfung der Eignung von Klär-
anlagenstandorten gefunden werden.
Damit ist es nunmehr möglich, mit einem
deutlich verminderten Restrisiko für Ge-
meinden auch an kleineren Gewässern
biologische Abwasserreinigungsanla-
gen herzustellen. In vielen Fällen konnten
auf Basis der exakten Untersuchung der
ökologischen Funktionsfähigkeit im Sinne
des Leitfadens dezentrale Abwasserent-
sorgungskonzepte für Gemeinden ent-
wickeltwerden.
Wesentliche Gesichtspunkte im Rahmen
dieser Vorgangsweise sind:
- Die Umweltverträglichkeit einer Ab-
wasseranlage ist nicht ausschließlich
anhand wasserwirtschaftlicher und wirt-
schaftlicher Kriterien zu beurteilen.
Neben den Einwirkungen der Restemis-
sionen auf Gewässer ist im Sinne einer
gesamtheitlichen Betrachtungsweise
auch auf die Erhaltung wertvoller Land-
lebensräume und den sparsamen Um-
gang mit Ressourcen Bedacht zu neh-
men.
- Zur Unterstützung der Gemeinden bei
der Lösung dieser komplexen Problem-
stellung wurde ein Schema für eine ge-
samtökologische Beurteilung von Ab-
wasseranlagen im ländlichen Raum ent-
wickelt. Die Resultate dieser Arbeiten
wurden im Leitfaden „Abwasserreini-
gung im ländlichen Raum - gesamtöko-
logische Beurteilung" zusammengefaßt,
welcher im April 1996 in St. Pölten im
Rahmen eines Symposiums präsentiert
und sämtlichen Gemeinden des Landes
als Entscheidungsgrundlage zur Verfü-
gung gestellt wurde.
• Spätestens seit der Wasserrechtsge-
setz-Novelle 1990 belegt die Abwasser-
entsorgung bei vielen Gemeinden einen
Spitzenplatz im Katalog der ungelösten
Probleme. Neben der Errichtung von
Kanälen in noch nicht entsorgten Gebie-
ten und der Erschließung neuer Siedlun-
gen sind bestehende Kläranlagen be-
reits wieder an den Stand der Technik
anzupassen. Nach den ursprünglichen
Vorstellungen des Bundesgesetzgebers
wären alle diese Maßnahmen nahezu
zeitgleich abzuwickeln gewesen.
Angesichts notwendiger Sparmaßnah-
men auf Bundes-, Landes- und Gemein-
deebene war es sowohl aus wirtschaftli-
chen Überlegungen als auch im Inter-
esse des Umweltschutzes notwendig,

Membranen in Form eines 2-Jahres-Pro-
jektes an die IFA Tulln von der Arbeits-
gemeinschaft BMWA, BMUJF, Länder
Niederösterreich, Burgenland, Steier-
mark, Oberösterreich, NÖSIWAG,
ÖVWG, Wasserleitungsverband Nördli-
ches Burgenland erfolgte. Dieses Pro-
jekt wird fachlich durch Mitarbeiter der
Gewässeraufsicht betreut.
• Sachverständigendienst. Im Rah-
men des Sachverständigendienstes
wird der größte Teil der Tätigkeit durch
die Erfordernisse der Behörde(n) vorge-
geben. Überwiegend ist es die Wasser-
rechtsbehörde, für welche die Sachver-
ständigentätigkeit ausgeübt wird; fall-
weise sind die Eisenbahnbehörde, die
Bergbehörde, die Schiffahrtsbehörde,
die Luftfahrtbehörde, die Abfallbehörde
und die Gewerbebehörde Partner für die
Sachverständigentätigkeit im Bereich
Wasserbau und Gewässerschutz. Dane-
ben erfolgt noch eine Betreuung und
Mitarbeit bei wasserwirtschaftlichen Pro-
jekten, bei Normenausschüssen und Ar-
beitskreisen von Fachvereinigungen.
Große Bedeutung nahmen im abgelau-
fenen Jahr jene Fragen bei Wasserver-
sorgungen ein, die sich mit Grundwas-
serqualität, Sanierung und Anpassung
an den Stand der Technik, Vernetzung
von Systemen und die Anpassung von
Wasserschutzgebieten an geänderte
Rahmenbedingungen befaßten.
Beim Flußbau und bei Wasserkraftanla-
gen wurde weiterhin ein verstärktes Au-
genmerk auf den Stand der Technik und
die Vernetzung mit der Gewässerökolo-
gie gelegt. Dazu zählen auch die Revita-
lisierungsprojekte von Donaualtarmen,
letztere speziell vor allem im Bereich
des Nationalparks Donau, aber auch bei
anderen Flußabschnitten.
Ein weiterer Schwerpunkt war die Beur-
teilung von Bauten im Hochwasserab-
fluß und die Erhaltung von Inundations-
räumen bei großen Flüssen in Kombina-
tion mit Hochwasserschutzanlagen für
die Siedlungsgebiete.
Bei Lagerung, Leitung und Umschlag
wassergefährdender Stoffe/Mineralöl
war die Gewerbebehörde der wesent-
liche Partner. Der Schwerpunkt war die
Anpassung der Beurteilung im Hinblick
auf einen verstärkten vorbeugenden Ge-
wässerschutz und die Beratung von Ge-
meinden und Betrieben. Weiters wurden
Prioritätsuntersuchungen bei Mineralöl-
altlasten durchgeführt.

in Niederösterreich soll zukünftig die Zu-
ordnung von Brunnenstandorten samt
dazugehöriger Qualitätsdaten zu den
Versorgungsgebieten ermöglichen. In
Kombination mit verfügbaren Grundla-
geninformationen zur Hydrologie und
Hydrogeologie und der örtlichen Situa-
tion der Wasserversorgung soll damit
eine Grundlage für die Konzeption eines
Versorgungskonzeptes für Niederöster-
reich unter besonderer Berücksichti-
gung von Fragen der Notversorgung ge-
schaffen werden.
• Gewässerökologische Datenbank
und ökomorphologische Gewässerer-
hebung. Wie die chemisch-physikali-
schen Gewässergütedaten sollen künf-
tig auch gewässerökologisch relevante
Daten EDV-technisch verwaltet werden.
Sämtliche für die ökologische Funktions-
fähigkeit relevanten Informationen wie
Taxalisten, Erhebungsbögen der Öko-
morphologie etc. sollen in eine „Gewäs-
serökologischen Datenbank“ einfließen.
Ergebnisse von gewässerökologischen
Auswertungen (z. B. biologische, öko-
morphologische Güte) können in der
Folge auch in den vom Land Nieder-
österreich geplanten „Wasserdatenver-
bund“ eingebunden werden.
im Rahmen eines Vorprojekte werden
derzeit
- bestehende Systeme recherchiert,
- die Anforderungen an die Datenbank
definiert und
- die Erfordernisse für eine Umsetzung
zusammengefaßt.
Diese ersten vorbereitenden Arbeiten
sollen im Frühjahr 1998 abgeschlossen
sein.
• Grundwassersanierung. Dieser The-
menkomplex stellte auch 1997 einen
wesentlichen Arbeitsschwerpunkt dar,
die bereits 1996 eingeschlagenen Wege
zur Problemlösung wurden konsequent
weiterverfolgt. Es wurde gemeinsam mit
Vertretern der NÖ Agrarbezirksbehörde,
der LAKO sowie der NÖ Landes-Land-
wirtschaftskammer ein Entwurf für ein
ÖPUL-konformes Regionalprojekt für
Grundwassergebiete erarbeitet. Parallel
zur Vorbereitung eines die Grundwas-
sersanierung unterstützenden Förde-
rungskonzeptes wurde, ebenfalls in Ko-
operation mit Vertretern der LAKO und
der NÖ Landes-Landwirtschaftskammer,
mit der Planung eines Ausbildungslehr-
ganges für Landwirte begonnen; dieser
Lehrgang soll Landwirte in Regionen mit
Grundwassersanierungsbedarf in die
Lage versetzen, im Rahmen einer spezi-
ellen Beratertätigkeit als Multiplikatoren
für die Umsetzung von Sanierungsmaß-
nahmen zu fungieren.
• Nitratelimination. Das Forschungs-
projekt „Untersuchungen zur verbesser-
ten Nitratelimination aus Grundwasser
durch Anwendung von Membranen“ war
in der labortechnischen Durchführung
derart vielversprechend, so daß 1997
die Vergabe für eine labortechnische Er-
probung der Nitratelimination mittels

Abwassertechnik

• Im Bereich der Abwasserentsorgung
hat sich der Schwerpunkt der Aktivitäten
auf Regionen, die dem sogenannten
„ländlichen Raum“ zuzuordnen sind, ver-
lagert. Dies liegt zunächst daran, daß in
den vergangenen Jahren vor allem in
städtischen Bereichen wirksame Maß-
nahmen der Emissionsbegrenzung ge-
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ein Konzept zur Verbesserung der Effizi-
enz des Einsatzes öffentlicher Mittel für
Zwecke der Gewässerreinhaltung zu
entwickeln.
Kurzfristig sollen Maßnahmen dort ge-
setzt werden, wo der größte Effekt für
die Gewässerreinhaltung (vor allem für
den Schutz des Grundwassers) zu er-
zielen ist. In NÖ fällt nämlich fast ein
Fünftel aller häuslichen Abwässer in Ort-
schaften an, die noch über keine Kanali-
sation und Kläranlage verfügen. Durch
die Errichtung öffentlicher Abwasseran-
lagen können hier bestehende Unzu-
länglichkeiten, wie Abwasserversicke-
rungen und massive Grundwasserver-
schmutzungen, wirkungsvoll behoben,
d. h. eine deutliche Reduktion der Um-
weltbelastung erreicht werden.
Die fachliche Basis für ein derartiges Vor-
gehen nach wasserwirtschaftlichen Priori-
täten bildet eine unter Mitwirkung der nie-
derösterreichischen Gemeinden erstellte
flächendeckende Entsorgungsstudie
(bekannt unter dem Begriff FANÖ). Durch
die enge Kooperation der Gemeindever-
treter mit den Landesdienststellen ist es
innerhalb eines relativ kurzen Zeitraumes
gelungen, die aktuelle Entsorgungssitua-
tion im gesamten Landesgebiet nahezu
lückenlos zu erfassen. In einem weiteren
Bearbeitungsschritt wurden die beste-
henden Entsorgungsverhältnisse und die
davon ausgehenden Umweltbelastungen
den Zielen des Gewässerschutzes ge-
genübergestellt. Als Ergebnis liegt nun
eine nach Umweltauswirkungen gestaf-
felte Prioritätenreihung vor, welche die
wasserwirtschaftliche Dringlichkeit von
Entsorgungsmaßnahmen in jeder einzel-
nen der mehr als 3.000 Katastralgemein-
den des Landes aufzeigt.
Eine verstärkte Koordination von Ho-
heits- und Wirtschaftsverwaltung soll si-
cherstellen, daß behördliche Vorschrei-
bungen von Gemeinden zeitgerecht er-
füllt werden können. Sowohl die Festle-
gung von Fristen durch die Wasser-
rechtsbehörde als auch die Zuteilung öf-
fentlicher Förderungsmittel wird daher
im Einklang mit der wasserwirtschaftli-
chen Prioritätenreihung erfolgen.
• Die wissenschaftlichen Untersuchun-
gen bei der nachgeschalteten bepflanz-
ten Bodenfilteranlage in Strengberg wur-
den nach einer mehr als zweijährigen
Versuchsphase im heurigen Frühjahr
abgeschlossen. Die neuesten Erkennt-
nisse über die Reinigungsleistung und
Bemessung dieser Anlage wurden in
einem Schlußbericht vom Forschungs-
zentrum Seibersdorf dokumentiert.
Aufgrund der strengen Anforderungen
des Wasserrechtsgesetzes ist in vielen
Gemeinden die bloß biologische Reini-
gung von Abwässern bei ungünstigen
Verdünnungsverhältnissen am Vorfluter
nicht ausreichend. Daher werden in Nie-
derösterreich schon seit Jahren Möglich-
keiten zur kostengünstigen, weiterge-
henden und naturnahen Restreinigung
von kommunalen Abwässern gesucht.

Pflanzenkläranlagen zur dezentralen Be-
handlung von häuslichen Abwässern
wurden in jüngster Zeit häufig diskutiert.
Aufgrund der unterschiedlichen Kon-
zeptionen, Ausbaugrößen und Reini-
gungsleistungen bestehender Anlagen
konnten sich Pflanzenanlagen bisher als
Hauptreinigungsstufe nur teilweise -
v. a. als Kleinstanlagen - etablieren. Die
in Strengberg untersuchte, relativ neue
Technologie der schwallartigen und ver-
tikalen Beschickung von bepflanzten
Bodenfilteranlagen in Form einer weiter-
gehenden Reinigungsstufe stellt ein Sy-
stem dar, das besonders im Hinblick auf
die geringe Wasserführung an kleinen
Bächen neben den bisher bekannten
Vorteilen (Vergleichmäßigung des Ab-
flusses, Schwebstoffrückhalt) eine weit-
gehende Restnitrifikation gewährleistet.
Da der Einsatz dieses Behandlungssy-
stems als Nachreinigung in der Ausle-
gung und verfahrenstechnischen Be-
triebsweise Pilotcharakter hat, wurden
ca. 2,5 Mio. S in ein mehrjähriges Unter-
suchungsprogramm investiert. Dabei
wurden nicht nur Erfahrungen hinsicht-
lich der Reinigungsleistung, sondern
darüber hinaus auch Erkenntnisse zur
Bemessung und Optimierung der Be-
triebsweise gewonnen.
Um Errichtungs- und Betriebskosten zu
sparen kam in diesem Zusammenhang
der Auslegung - d. h. der Wahl der aus-
reichenden Größe - besondere Bedeu-
tung zu, da ab einer bestimmten Fläche
eines Pflanzenbeetes praktisch eine li-
neare Kostensteigerung erfolgt.
Das gesamte Untersuchungsprogramm
gliederte sich einerseits in Fremdunter-
suchungen, wobei jährlich über den
Zeitraum von einer Woche vier bis fünf
intensive Untersuchungsprogramme
durchgeführt wurden, und andererseits
in Eigenuntersuchungen durch den Klär-
wärter, anhand derer eine weitere Ver-
dichtung der Ergebnisse abgeleitet
wurde.
Besonderes Augenmerk wurde dabei
auf die Steigerung der beaufschlagten
Abwassermenge pro Flächeneinheit
unter Beibehaltung der erforderlichen
Reinigungsleistung gelegt. Im Rahmen
der Versuchsreihen wurde der Bemes-
sungswert von 3 m2 Pflanzenbeet/Ein-
wohnergleichwert (EGW) auf ca.
0,5 m2/EGW reduziert. Bis zu dieser Ein-
stellung konnte auch bei tiefen Tempera-
turen keine Abnahme der Nitrifikations-
leistung (Umwandlung des gefährlichen
Abwasserinhaltsstoffes Ammonium zu
Nitrat) festgestellt werden.
Die Untersuchung aller abwasserrele-
vanten Parameter (z. B. BSB5, NH„-N,
P-gesamt) wurde bei unterschiedlichen
Bedingungen (z. B. Stoßbelastungen)
zu allen Jahreszeiten durchgeführt.
Die Ergebnisse können dahingehend
zusammengefaßt werden, daß es mög-
lich ist, für den wesentlich güteprägen-
den Parameter Ammonium-Stickstoff
(NH4-N) bereits im Kläranlagenablauf

Konzentrationen sicherzustellen, die
dem Entwurf der ministeriellen Immis-
sionsverordnung bzw. der Immissions-
richtlinie aus dem Jahr 1987 entspre-
chen.
Ablaufkonzentrationen teilweise deutlich
unter 1 mg/l NH4-N sind mit ausreichen-
der Sicherheit bei einem Bemessungs-
wert von 0,5 m2/EGW, einer Schichtstär-
ke von 80 cm und entsprechender biolo-
gischer Vorreinigung ganzjährig einhalt-
bar.
Bei den Parametern, die die organische
Verunreinigung des Abwassers be-
schreiben (BSB5, CSB), kann eine deut-
liche Reduktion der Belastung (bis zu
70%) erzielt werden.
Die Reduktion des maßgeblichen Nähr-
stoffes Phosphor, welcher unsere Ge-
wässer durch die Begünstigung von Al-
genwachstum belastet, ist stark
schwankend, und es ist daher auf eine
entsprechende gezielte Phosphorentfer-
nung in der biologischen Kläranlage zu
achten.
Jahreszeitlich bedingt ergeben sich be-
triebliche Probleme nur dann, wenn
nicht auf eine ausreichende Frostsicher-
heit der Verteilerleitungen Rücksicht ge-
nommen wird; dies ist während der Pla-
nungsphase zu berücksichtigen, wobei
hier eine Beheizung und Isolierung der
Leitungen ausgeführt wurde.
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß
die Erwartungen v. a. hinsichtlich der Ni-
trifikation (Umwandlung des v. a. für Fi-
sche gefährlichen Abwasserinhaltsstof-
fes Ammonium zu Nitrat) bei weitem er-
füllt wurden. Für viele Gemeinden kleiner
bis mittlerer Größe an kleinen sensiblen
Gewässern, wie beispielsweise im Wald-
und Weinviertel, bestehen somit neue
Möglichkeiten, eine geordnete und ko-
stengünstigere Abwasserentsorgungs-
anlage zu errichten. Bisher war dies nur
mit sowohl in der Errichtung als auch im
Betrieb teureren technischen Filteranla-
gen möglich.
Als grobe Orientierung für die Errich-
tungskosten eines bepflanzten Bodenfil-
ters können etwa für eine 1500-EGW-
Anlage 1,0-1,5 Mio. S veranschlagt wer-
den. Betriebskosten sind im Vergleich
zu den bei der biologischen Kläranlage
anfallenden Kosten vernachlässigbar.

Gewässerbiologie

• Die flächendeckende Routineerhe-
bung der saprobiologischen Gewässer-
güte wurde auch 1997 durchgeführt. In
diesem Jahr wurde die Bearbeitung des
Waldviertels mit über 200 Untersu-
chungsstellen abgeschlossen.
Weiters wurden saprobiologische Unter-
suchungen an der Traisen und Piesting
als Unterstützung für laufende Studien
(„Flußstudie Piesting" und „Gewässer-
betreuungskonzept Traisen") durchge-
führt.
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res Traisental (Raum St. Pölten zwischen
Wilhelmsburg und Traismauer).
Dabei werden in einem ersten Erhe-
bungsschritt mit Hilfe von Luftbildern,
die seit den 50er Jahren vorhanden
sind, potentielle und bestehende Abla-
gerungsflächen (Schottergruben, Grä-
ben etc.) erhoben, lagemäßig erfaßt und
ihre Verfüllungsentwicklung dokumen-
tiert. Im zweiten Erhebungsschritt wer-
den durch Begehungen, Befragungen
und Akteneinsicht nähere Informationen
zu den gefundenen Flächen gesammelt.
Ziel ist einerseits eine möglichst qualifi-
zierte Verdachtsflächenmeldung an das
Bundesministerium für Umwelt zu erar-
beiten. Andererseits dienen diese Arbei-
ten auch als wesentliche Grundlage für
die Ausarbeitung von Sanierungskon-
zepten sowie für aktuelle und zukünftige
wasserwirtschaftliche Planungen.
Begleitend zu den Erhebungsarbeiten
im Raum St. Pölten wurde eine Optimie-
rungsstudie durchgeführt, um für wei-
tere Arbeiten eine optimale Vorgangs-
weise zu finden. Die Weiterführung der
systematischen Erhebung von Altabla-
gerungen ist nach Auswertung der Opti-
mierungsstudie sowie der im Zuge des
Projektabschluß gewonnenen Erfahrun-
gen entsprechend den finanziellen und
personellen Ressourcen für den Bereich
Mitterndorfer Senke und Raum Schwe-
chat-Mannswörth, Marchfeld, Tullner
Feld und andere Gebiete mit bedeuten-
den Grundwasservorkommen geplant.
Langfristiges Ziel ist es, für alle bedeu-
tenden Grundwasservorkommen einen
Überblick über die vorhandenen Altab-
lagerungen zu gewinnen.
- Systematische Erhebungen von altla-
stenverdächtigen Betriebsstandorten im
Raum St. Pölten (Stadt und Land):
Aufgrund begrenzter personeller Res-
sourcen konnte die bereits für 1995 ge-
plante systematische Erhebung von alt-
lastenverdächtigen Betriebsstandorten
für den Bezirk und für den Magistrat St.
Pölten nicht durchgeführt werden. Diese
Arbeiten sind nun für 1997/98 geplant.
Dabei sollen neben der Lokalisierung
derartiger Betriebsstandorte Informatio-
nen über den Firmennamen, den Be-
triebszeitraum, die Betriebsgröße etc.
erhoben werden. Beispiele für zu erhe-
bende Produktionszweige bzw. Be-
triebsarten wären: Kokereien, Gas-
werke, Kraftwerke; mineralölbearbei-
tende Betriebe; chemische Industrie,
z. B. Herstellung von Pharmaka oder
Farben, Lacken und Abbeizmittel;
Metallindustrie, z. B. Metallguß, -här-
tung, -Umformung, -reinigung etc.; Nah-
rungsmittelindustrie.
Als Informationsquelle können Industrie-
und Handelscompaß, verschiedene Ar-
chive und Gewerbebehörden etc. her-
angezogen werden.

• Im Vordergrund des sachverständi-
gen Dienstes standen die regelmäßige
Betreuung der behördenbezogenen
Verfahren (z. B. Wasserrechts-, Abfall-
wirtschafts- und Bergbehörde) und die
Beratung der Planer sowie Antragsteller
bzw. Wasserberechtigten. Im Rahmen
der bürgernahen Service- und lösungs-
orientierten Verwaltung unter Beachtung
der gesetzlichen und technischen
Randbedingungen sowie Berücksichti-
gung der wasserwirtschaftlichen Beson-
derheiten jedenfalls stellten diese Tätig-
keiten den Hauptschwerpunkt im Ar-
beitsbereich dar.

Darüber hinaus wurden im Rahmen der
Wassergüteerhebungsverordnung an 36
Untersuchungsstellen neben der sapro-
biologischen Güte monatlich die che-
misch-physikalische Situation erhoben.
• Die in Kooperation mit der Universität
für Bodenkultur in Niederösterreich ent-
wickelte Methode des erweiterten Orts-
befundes als eigenständiges Erhe-
bungsniveau fand Einzug in die neu
überarbeitete Richtlinie des Bundesmi-
nisterium für Land- und Forstwirtschaft
zur „Feststellung der saprobiologischen
Gewässergüte von Fließgewässern“.
• Entsprechend neuer wasserwirtschaft-
licher Notwendigkeiten erfolgte mit der
Bearbeitung der Flußlaufgüte der Traisen
gleichsam der Startschuß zur Erhebung
der ökomorphologische Situation nieder-
österreichischer Fließgewässer.
Wertvolle Erkenntnisse wurden bei den
Arbeiten um das gewässerökologisch
orientierte Leitbild der Pulkau gewon-
nen. Mit Ende 1997 wird als zweiter Zwi-
schenbericht die ökomorphologische
Erhebung der Pulkau und wichtiger Zu-
bringer abgeschlossen.

Altlasten/Verdachtsflächen

• Mit der Gründung des Referates Altla-
sten und Verdachtsflächenerfassung im
August dieses Jahres wurde auch ein
wichtiger Schritt in Richtung Erkundung
von Verdachtsflächen getan. Durch die
verstärkte Mittelinanspruchnahme aus
dem Altlastensanierungsfonds wird es
möglich sein, vermehrt Gefährdungsab-
schätzungen durchzuführen und Altla-
stenausweisungen unter Angabe der
Priorität zu machen.
Die Ergebnisse dieser Untersuchungen
werden auch im Wasserrechtsverfahren
verwendet. Dadurch ist es möglich, für
den Bereich der Altablagerungen und
Altstandorte (Fälle die vor 1989 entstan-
den sind) - trotz Mitteleinschränkung auf
Grund der nicht geklärten Frage des
Amts- und Zweckaufwandes - Erkun-
dungen im Sinne des Gewässerschut-
zes durchzuführen.
• Im Zeitraum von August 1997 bis No-
vember 1997 wurden Ausschreibungen
und Vergaben für acht weitere Ver-
dachtsflächen vorgenommen. Bis Jah-
resende werden noch zwei weitere Ver-
gaben folgen. Insgesamt werden dann
22 sogenannte ergänzende Untersu-
chungen nach §§ 13 und 14 ALSAG be-
arbeitet. Zwei davon konnten heuer ab-
geschlossen werden.
• Insgesamt sind derzeit 26 Verdachts-
flächen aus NÖ als Altlasten im Altla-
stenkataster verzeichnet und somit för-
derungsfähig.
• Einen weiteren Arbeitsschwerpunkt
stellte die Weiterführung der Verdachts-
flächenerhebungen dar.
Neben den laufenden Verdachtsflächen-
meldungen, die einerseits auf Grund
von Informationen von Gemeinden, Fir-
men, Privaten und Amtssachverständi-
gen, andererseits auf Betreiben der Be-
hörde laufend bearbeitet werden, wur-
den folgende Projekte zur Verdachtsflä-
chenerkundung abgeschlossen:
- Erhebung von Altablagerungen mit
Hilfe der multitemporalen Luftbildaus-
wertung im Bereich der bedeutenden
Grundwasservorkommen: Mitterndorfer
Senke (Bereich Wiener Becken) inkl. Be-
reich Schwechat-Mannswörth (1. Ab-
schnitt - Luftbildauswertung) und Unte-

Deponietechnik

• Für die fachgerechte Verwertung und
Lagerung von Baurestmassen sowie
deren Recyclingprodukten, wurde eine
Informationsbroschüre geschaffen, wel-
che die Zahl der Behördenverfahren
durch vorbeugend richtiges Verhalten
beim Bürger senken helfen soll.
• Im Rahmen des Sachverständigen-
dienstes ist die Vollziehung der Bestim-
mungen des WRG durch die weiterhin
nicht geklärte Frage über den Amts-
sach- und Amtszweckaufwand bzw.
dessen Finanzierung durch den BMLF
oder den LH von NÖ sehr stark einge-
schränkt. Insbesondere betroffen davon
sind die amtswegigen Ermittlungsver-
fahren, welche zur Erstattung begründe-
ter Gutachten als Basis für behördliche
Bescheide erforderlich sind. Negativ
dabei hat sich ergeben, daß durch die
fehlenden Mittel konsenslose Aktivitäten
kaum geahndet werden (können), in Ge-
nehmigungsverfahren aber vom Antrag-
steller scheinbar strenge Maßstäbe bzw.
Verzögerungen befürchtet werden. Die-
ses Mißverhältnis sollte im Sinn der
Gleichbehandlung und Vertrauensbil-
dung zwischen Verwaltung und Bürger
ausgeräumt werden.
• Einen weiteren Arbeitsschwerpunkt
stellte die Betreuung der behördlichen
Vollstreckungsverfahren (z. B. Berger-,
Fischer-Deponie) und gewässerpolizei-
lich dringender Fälle (z. B. Zwölfaxing)
dar. Hier ist eine intensive Einbindung in
der Sache selbst erforderlich und
gleichzeitig im Hinblick auf die zu ge-
winnenden Erkenntnisse für andere Ver-
fahren hilf- und lehrreich. Sie stellt eine
sehr praxisbezogene Verwaltung dar.
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Gewässeraufsicht

Grundwasser: Überwachung,
Mitarbeit an EDV-Projekten,
Forschungsarbeiten

• Verursachererhebung lokaler
Grundwasserverunreinigungen. Vom
Referat Gewässeraufsicht wurden unter
Einbeziehung der dezentralen Gewäs-
seraufsichtsorgane der Bezirkshaupt-
mannschaften und in Zusammenarbeit
mit den Abteilungen Hydrologie und
Vermessung lokalen Grundwasserver-
unreinigungen einzelner Meßstellen und
deren Verursacher nachgegangen.
In diesem Zusammenhang zeigte sich,
daß das 1996 erstellte System zur Er-
kundung und Bearbeitung grober
Grenzwertüberschreitungen im Grund-
wasser ein wirkungsvolles Instrument
darstellt. Das gemeinsame Vorgehen mit
den dezentralen Gewässeraufsichtsor-
ganen bei der Verursachersuche hat die
Bearbeitung von 29 EDV-mäßig ausge-
wiesenen Fällen von Grundwasserver-
unreinigungen ermöglicht.
• Projekt: Digitale Erfassung von De-
poniebeweissicherungssonden. Das
in Auftrag gegebene Projekt zur digita-
len Erfassung von Deponiebeweissiche-
rungssonden anhand 28 bestehender
Deponien im Marchfeld wurde erfolg-
reich abgeschlossen und bildet nun-
mehr die Basis zur niederösterreichwei-
ten koordinativen Erfassung der Depo-
niebeweissicherungssonden zur GIS-
mäßigen Anwendung.
• Mitarbeit an EDV-Projekten. Das Re-
ferat Gewässeraufsicht hat an den aktuel-
len EDV-Projekten der Abteilung Wasser-
wirtschaft (Arbeitsgruppe GROGIS, Was-
serdatenverbund) zur Verwirklichung
kurz- bzw. mittelfristiger Datenstrukturen
und Auswertesystemen für die Abteilung
Wasserwirtschaft mitgewirkt.
• Wassergüteerhebungsverordnung.
Im Rahmen der Umsetzung der Wasser-
güteerhebungsverordnung liefert die
Gewässeraufsicht auf dem Bereich der
chemisch-analytischen Betreuung ihren
Beitrag.
• Forschungsprojekt Nitratelimina-
tion durch Membrantechnologie. Das
Forschungsprojekt „Untersuchungen zur
verbesserten Nitratelimination aus
Grundwasser durch Anwendung von
Membranen" war in der labortechnischen
Durchführung derart vielversprechend,
so daß 1997 die Projektvergabe zur „tech-
nischen Erprobung der Nitratelimination
mittels Membranen" in Form eines 2-Jah-
res-Projektes an das Interuniversitäre
Forschungsinstitut für Agrarbiotechnolo-
gie (IFA) in Tulln von der Arbeitsgemein-
schaft BMWA, BMUJF, Länder: Nieder-
österreich, Burgenland, Steiermark,
Oberösterreich, NÖSIWAG, ÖVGW und
Wasserleitungsverband Nördliches Bur-
genland erfolgte.

Emissionsüberwachung
Abwasseranlagen

• Monatliche Kläranlagenablaufun-
tersuchungen. Bei der öffentlichen Aus-
schreibung 1996 wurde als Bestbieter
die Niederösterreichische Umwelt-
schutzanstalt für die monatliche Bepro-
bung eingesandter Ablaufproben von
rund 360 kommunalen Kläranlagen be-
auftragt. Die Ergebnisse aus diesem
Auftrag dienen der Gewässeraufsicht,
den wasserbautechnischen Amtssach-
verständigen, der wasserwirtschaftli-
chen Planung und den Anlagenbetrei-
bern selbst als Grundlage und wesent-
liche Zusatzinformation zur Durchfüh-
rung ihrer Tätigkeit.
Die Untersuchungsergebnisse der be-
auftragten Ablaufuntersuchungen von
kommunalen Anlagen waren Anlaß von
Vorortüberprüfungen bei baulich defek-
ten oder mangelhaft gewarteten Abwas-
serreinigungsanlagen.
• Kläranlagennachbarschaften. 1997
nahmen sämtliche Gewässeraufsichts-
organe an den Vortrags-ZAusbildungsta-
gen der Kläranlagennachbarschaft teil.
Die Zusammenarbeit des Referates Ge-
wässeraufsicht mit der Abteilung Sied-
lungswasserbau im Rahmen der Klär-
wärterbetreuung/Ausbildung hat sich
hervorragend bewährt.
• Indirekteinleiterüberwachung.
Durch die Gewässeraufsicht wurden
1997 rund 10 unangemeldete Bepro-
bungen bei betrieblichen Indirekteinlei-
tern durchgeführt. Aufgrund des Perso-
nalaufwandes bei der Beprobung der
betrieblichen Indirekteinieiter wurden für
einen Teil dieser Tätigkeiten autorisierte
Untersuchungslabors beauftragt. Die In-
direkteinleiterüberwachung stellt einen
wesentlichen Beitrag zur Schadstoffmi-
nimierung und damit zur Wiederherstel-
lung/Erhaltung der Funktionssicherheit
kommunaler Abwasserreinigungsanla-
gen, aber auch zur Verbesserung und
Erhaltung der Klärschlammqualität dar.

Soforteinsätze

Erhebungen im Rahmen der Faßfunde
Berger-Deponie Weikersdorf, Ölunfälle,
Deponieböschungsrutschung, nicht
konsensgemäße Ablagerungen, Anzei-
gen bei Deponien und Abwasseranla-
gen hinsichtlich Konsensüberschreitung
sind anzuführen.

Kreislaufwirtschaft für
Klärschlamm

• Klärschlammerhebung 1996. Im
April 1997 wurde die Vororterhebung
der Klärschlammanfallsmengen und
Entsorgungspfade von 361 niederöster-
reichischen kommunalen Kläranlagen
abgeschlossen. Das ausgewertete Er-
gebnis liegt seit Juni 1997 in der Abtei-
lung Wasserwirtschaft als wesentliche
Grundlage für weitere Gewässerauf-
sichtstätigkeiten, wasserwirtschaftliche
Aktivitäten sowie als Datenbasis für Be-
zirksverwaltungsbehörden als auch für
den Verein zur Förderung der Klär-
schlammverwertung vor.
Der 2. Teil der Klärschlammerhebung
1996, die Erhebung der „betrieblichen
Direkt- und Indirekteinleiter mit biologi-
scher Vor/Endreinigung" wurde durch
Auftrag vergeben und ist ebenfalls be-
reits abgeschlossen.
• Klärschlammpilotprojekt. Im Juli
1997 wurde die Projektphase 1 des nie-
derösterreichischen Klärschlammkon-
zeptes abgeschlossen. Zur Fortführung
dieses überaus erfolgreichen Klär-
schlammverwertungskonzeptes wurde
die Vergabe der Projektphase II bis zum
Jahre 2000 beauftragt. Projektziel ist die
Erlangung/Sicherung der Klärschlamm-
klasse II gemäß NÖKSVO sowie die
Steigerung der landwirtschaftlichen Ver-
wertungsrate in allen vier Modellgemein-
den bis hin zu 100%.
• Klärschlammkontrollsiegel. Im Jahr
1997 wurden die Voraussetzungen zur
Vergabe eines niederösterreichischen
Kontrollsiegels für qualitativ entspre-
chende Klärschlämme geschaffen. Die-
ses Siegel wurde im Rahmen der Kom-
munalmesse in Wien, der Umweltmesse
O-Zero-Emission sowie bei Vortragsrei-
hen und Gemeindeinformationsveran-
staltungen beworben. Bisher wurden
bereits 5 NÖ Kontrollsiegel vergeben.
• Klärschlammhaftungsfonds. Der
NÖ Klärschlammhaftungsfonds (Verein
zur Förderung der Klärschlammverwer-
tung) hat ab Juli 1997 mit dem Vorliegen
der überarbeiteten Treuhand- und Auf-
bringungsverträge seine Tätigkeit auf-
genommen. Derzeit liegen rund neun
Beitrittserklärungen zum NÖ Haftungs-
fonds sowie Interessenbekundungen
der Länder Oberösterreich und Burgen-
land vor.
• Pressekonferenz „Klärschlamm-
projekt Amstetten“. Im Rahmen einer
Pressekonferenz auf der Abwasserreini-

Deponiekontrollen

• Schwerpunktprogramm. Durch die
Gewässeraufsicht wurden in einem an-
gehenden Schwerpunktprogramm rund
40 Abfalldeponien überprüft und bei
festgestellten Beanstandungen die er-
forderlichen Veranlassungen behördli-
cherseits eingeleitet.
• Berger-Deponie - Verursachersu-
che. Seit Oktober 1997 wurde die Ge-
wässeraufsicht im Zuge der Räumung
der Berger-Deponie infolge von mehr als
3.000 Faßfunden mit teilweise gefährli-
chen Abfällen mit der Verursachersuche
beauftragt. Die erforderlichen Erkundun-
gen vor Ort und Probennahmen erfolgen
durch ein koordiniertes Vorgehen mit
der Kriminalabteilung NÖ.

123



Gruppe Wasser

ein gezieltes Monitoring von Grundwas-
ser und Oberflächengewässer, mit dem
sich die Qualität der Entscheidungs-
grundlagen für erforderliche Schütz-
end Sanierungsmaßnahmen deutlich
verbessert.
• Verdachtsflächen und Altlasten. Im
Bereich der Verdachtsflächen und Altla-
sten wurde ein Detailkonzept für die di-
gitale Verwaltung der bei der systemati-
schen Erfassung von Verdachtsflächen
und der laufenden Erfassung von aus
den Aktenbearbeitungen anfallenden
Daten erstellt. Die digitalen Ergebnisda-
ten der systematischen Verdachtsflä-
chenerfassung durch eine multitempo-
rale Luftbildauswertung im Raum St. Pöl-
ten sind in das Niederösterreichische
Geoinformationssystem integriert und
stehen somit für räumliche Analysen und
Auswertungen zur Verfügung. Im Sinne
einer vorausschauenden wasserwirt-
schaftlichen Planung werden für inter-
disziplinäre Fragestellungen im Zusam-
menhang mit Verdachtsflächen und Alt-
lasten die Analysemöglichkeiten von
Geoinformationssystemen verstärkt als
Hilfsmittel zur Entscheidungsfindung
eingesetzt.
• Abwasserentsorgung in Nieder-
österreich. Mit Hilfe eines Informations-
systems im Bereich der Abwasserent-
sorgung in Niederösterreich wurde eine
prioritär gestaffelte Vorgangsweise für
den weiteren Ausbau der Entsorgungs-
situation sichergestellt. Diese Prioritä-
tenreihung wurde für ganz Niederöster-
reich mit Unterstützung eines Informa-
tionssytems in einem vertretbaren Zeit-
raum bewältigt. Mit dem Projekt
„Flächendeckende Abwasserentsor-
gung von NÖ“ wurde ein auf die einzel-
nen Katastralgemeinden bezogener
Prioritätenkatalog (einschließlich der
Darstellung des möglichen Soll-Standes
der öffentlichen Kanalisationen) für die
Abwasserentsorgung von Niederöster-
reich digital erstellt. Die darin vorliegen-
den Daten sind damit flexibel verwaltbar
und aktualisierbar. In diesem Zusam-
menhang wurde auch die Neuerstellung
der Abwasserdatenbank Niederöster-
reich durchgeführt. Diese Datenbanklö-
sung bildet die Basis für alle weiteren
Auswertungen und Analysen hinsicht-
lich der Prioritätenreihung für die derzei-
tige und zukünftige Abwasserentsor-
gung von Niederösterreich.

alle Daten aus dem Bereich Wasser ver-
knüpft werden und allen betroffenen
Fachbereichen rasch, einfach, orts- und
zeitunabhängig verfügbar gemacht wer-
den. Das Grobkonzept für den Wasser-
datenverbund ist fertiggestellt und des-
sen Umsetzung wurde von den zustän-
digen Entscheidungsträgern einstimmig
beschlossen. Derzeit wird an der Erstel-
lung des Detailkonzeptes gemeinsam
mit einem externen Auftragnehmer gear-
beitet. Die Realisierung und Einführung
des gesamten Vorhabens ist in mehre-
ren Schritten bis ins Jahr 2002 geplant.
• Trinkwasserentnahmestellen und
Wasserschutzgebiete. Die digitale Er-
fassung von Trinkwasserentnahmestel-
len und Wasserschutzgebieten wurde
zeitlich gestaffelt und nach Verwaltungs-
bezirken gegliedert durchgeführt. Die
vollständige Erfassung für ganz Nieder-
österreich wurde im Herbst 1997 abge-
schlossen. Durch die Erhebungsarbei-
ten wurden die räumlichen Abgrenzun-
gen und die relevanten Sachdaten aller
wasserrechtlich genehmigten Trinkwas-
serentnahmestellen und Wasserschutz-
gebiete in digitaler Form erfaßt. Die Er-
gebnisse stehen für Auswertungen und
Analysen zur Verfügung. Dieser Daten-
bestand stellt eine wertvolle Grundlage
für die fachliche und inhaltliche Überar-
beitung der Abgrenzung von Schutzge-
bieten dar und leistet damit einen we-
sentlichen Beitrag zur nachhaltigen Si-
cherung der niederösterreichischen
Trinkwasserversorgung.
• Qualität des Grundwassers und der
Oberflächengewässer. Für die syste-
matische Überwachung der Qualität des
Grundwassers und der Oberflächenge-
wässer Niederösterreichs wurde ein In-
formationssystem zur Eingabe und Aus-
wertung geschaffen. Damit werden 460
Grundwassermeßstellen und 32 Fließge-
wässermeßstellen laut Wassergüteerhe-
bungs-Verordnung (WGEV) und zusätzli-
che Meßstellen (ungefähr 5.000 Grund-
wassermeßstellen und 1.400 Oberflä-
chengewässermeßstellen) verwaltet. Es
werden regelmäßige Auswertungen hin-
sichtlich der Ausweisung von Sanie-
rungsgebieten durch flächenhafte Be-
trachtung und von groben Überschrei-
tungen der rechtlich vorgeschriebenen
Grenzwerte durch Einzelfallbetrachtung
durchgeführt. Die konsequente Nutzung
dieses Informationssystems ermöglicht

gungsanlage des GAV Amstetten wurde
vom Landtagsabgeordneten Friewald
das NÖ Klärschlammkonzept am Bei-
spiel der Pilotgemeinde Amstetten vor-
gestellt.

Koordinierungstätigkeiten/
Ausstattung Gewässeraufsicht

• 1997 wurden 3 Koordinierungsge-
spräche für die fachliche Koordinierung
der dezentralen Gewässeraufsichtsor-
gane abgehalten,
• ein Organisationsseminar gemeinsam
mit der Landesamtsdirektion Aus- und
Weiterbildung abgehalten,
• die technische Ausstattung der zen-
tralen/dezentralen Gewässeraufsicht
adaptiert und
• das Labor der zentralen Gewässer-
aufsicht in St. Pölten weitestgehend ein-
gerichtet.
• Es wurden allen Gewässeraufsichts-
organen Ausbildungsseminare ermög-
licht (Ausbildung am automatischen Pro-
benehmer, Probenahmeseminar aus Ge-
wässern - Mondsee Oberösterreich, Än-
derungen WRG 1997 etc.).

Wasserwirtschaftliche
Informationssysteme

Die Abteilung Wasserwirtschaft arbeitet
an der Erstellung von Wasserwirtschaftli-
chen Informationssystemen. Vorrangi-
ges Ziel dieser Systeme ist die interdis-
ziplinäre Betrachtung komplexer, was-
serwirtschaftlicher Fragestellungen und
die transparente Unterstützung von Ent-
scheidungsprozessen. In enger Zusam-
menarbeit mit dem Geografischen Infor-
mationssystem Niederösterreichs (NÖ-
GIS) werden die vorhandenen Informa-
tionen raumbezogen verwaltet und aus-
gewertet.
Im folgenden sind die derzeitigen
Schwerpunkte im Bereich wasserwirt-
schaftlicher Informationssysteme kurz
dargestellt.
• Wasserdatenverbund Niederöster-
reich. Der Aufbau des Wasserdatenver-
bundes Niederösterreich ist ein gemein-
sames Anliegen aller mit Wasser befaß-
ten Organisationseinheiten. In diesem
integrierten Informationssystem sollen
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Abteilung Wasserbau

Jahr 1997 bei der Ausübung ihrer Auf-
gabengebiete sehr stark eingeschränkt.
Zur Sanierung der Hochwasserschäden
im Juli 1997 konnten durch Umschich-
tung und Aufstockung der Landesmittel
die Sofortmaßnahmen in Angriff genom-
men werden.
Mit der im Jahr 1997 vorgesehenen Be-
reitstellung an Landesmittel für Maß-
nahmen an Interessentengewässern
konnte nur insofern das Auslangen ge-
funden werden, daß neben der verzö-
gerten Realisierung der laufend durch-
zuführenden Instandsetzungsarbeiten
die Ausarbeitung diverser Gefahrenzo-
nenpläne an den Gewässern Nieder-
österreichs nicht in Auftrag gegeben
werden konnte und sogar dringliche
Hochwasserschutzanlagen der Ge-
meinden und Verbände nach Priorität in
künftige Jahre verlagert oder zur Gänze
aufgeschoben werden müssen. Nach
dem Juli-Hochwasser wurde von den
Landesbürgern die schnellere Verwirkli-
chung von Hochwasserschutzanlagen
verlangt. Um diesen gestellten und
ständig steigenden Anforderungen zu
entsprechen, wird eine Erhöhung der
Budgetmittel in künftigen Jahren uner-
läßlich sein.
Die Hochwasserkatastrophe vom Juli
1997 hat in großen Teilen Niederöster-
reichs zu schweren Zerstörungen und
Verwüstungen geführt. Danach haben
die Abgeordneten Wöginger, Moser und
Dkfm. Rambossek einen Resolutionsan-
trag eingebracht, der u. a. für die not-
wendigen Sanierungs- und Nachsorge-
kosten an Gerinnen eine Erhöhung des
Budgetansatzes für Hochwasserschutz-
bauten beinhaltet.
Das Schwerpunktthema der Abteilung
Wasserbau im Jahre 1997 und in den
Folgejahren zielt in Richtung Ausbau
eines funktionierenden Hochwasser-
schutzsystems für Donauanrainerge-
meinden. Davon wurde das Vorhaben
„Donau Tullnerfeld Nord HW-Schutz“
entlang der B 3 zwischen Stockerau und
Tulln im Herbst 1997 fertiggestellt. Für
den 1. Bauabschnitt „HW-Schutz Tull-
nerfeld-Nord" zwischen St. Johann und
Krampugraben konnten die Grundablö-
severhandlungen abgeschlossen wer-
den. Der 2. Bauabschnitt vom Krampu-
graben bis Tulln soll gemeinsam mit
dem vierspurigen Ausbau der B 3 reali-
siert werden. Koordinierungsgespräche
mit der Straßenbauverwaltung finden
laufend statt. Das Vorhaben „Donau-
Hochwasserschutz Krems-Stein" wurde
abgeschlossen. Für bisher aufgetretene
Donauhochwässer hat sich die mobile
Hochwasserschutzeinrichtung sehr gut
bewährt.
In der Landeshauptstadt St. Pölten
wurde das Hochwasserschutzprojekt
„Traisen, Hochwasserschutz St. Pölten,
Regierungsviertel“ ausgeführt. Mit die-

ser Maßnahme wird das neue Regie-
rungsviertel vor Traisenhochwässern ge-
schützt. Der gesamte Hochwasser-
schutz besteht aus den außenliegenden
Dämmen bzw. im Bereich des Regie-
rungsviertels aus der von der NÖPLAN
errichteten Ufermauer, weiters aus den
zwei bogenförmigen Sohlstufen, den
rechtsufrigen Seitenarmen der Traisen
und der Gestaltung der Vorländer und
der Sohle des Flußbettes. Mit diesem
Projekt wird die notwendige Hochwas-
sersicherheit erreicht, die Stabilität der
Flußsohle hergestellt und für die Traisen
jene Vorbedingungen geschaffen, die
die Natur an Lebensraum bei Fließge-
wässer benötigt.
Die Detailplanung für das Vorhaben
„Kronsegg Dammsanierung“ wurde im
Frühjahr 1997 fertiggestellt und bei der
Obersten Wasserrechtsbehörde zur
Durchführung des wasserrechtlichen
Bewilligungsverfahrens eingereicht. Die
Baumaßnahme beinhaltet die Errichtung
einer Schlitzwand bis in den kompakten
Gneis, die Herstellung von Grobrechen
und stahlwasserbauliche Umbauarbei-
ten. Diese Gesamtbaukosten wurden mit
42,5 Mio. S errechnet.
Ebenfalls dürfen nachstehend ange-
führte, von der Abteilung Wasserbau be-
treute, in Durchführung stehende, vor-
beugende schutzwasserbauliche Maß-
nahmen als „Schwerpunkte 1997“ nicht
unerwähnt bleiben:

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 1997

Der Arbeitsumfang der Abteilung Was-
serbau umfaßt vor allem jene Maßnah-
men, die auf einen möglichst wirtschaft-
lichen Hochwasserschutz für Wohn-,
Siedlungs- und Industriegebiete unse-
res Bundeslandes hinzielen. Er beginnt
bei der Bearbeitung diesbezüglicher
Ansuchen von Gemeinden, Körper-
schaften usw. und schließt die Planung
sowie die Überwachung der von Zivilin-
genieuren durchgeführten Planungen,
die Erwirkung der behördlichen und fi-
nanziellen Genehmigungen, die Aus-
schreibung, die Bauleitung und die Bau-
aufsicht oder die Baudurchführung in Ei-
genregie ein. Weitere umfangreiche Auf-
gabengebiete sind die Wahrnehmung
der Interessen der Schutzwasserwirt-
schaft in baubehördlichen, gewerbebe-
hördlichen und wasserrechtlichen Ver-
fahren, die Unterstützung der Wasser-
verbände bei ihren Instandhaltungsauf-
gaben, die Tätigkeit als Gewässerauf-
sichtsorgan und im übertragenen Wir-
kungsbereich - als Bundeswasserbau-
verwaltung - die Mitwirkung bei der Ver-
waltung des Öffentlichen Wassergutes
sowie die Vertretung der Republik Öster-
reich bei Maßnahmen an Bundesflüssen
und Grenzgewässern.
Die Erfüllung dieser Aufgaben erfolgt im
Rahmen der Abteilung Wasserbau in
den nachstehenden Fachbereichen:
• Bundes- und Interessentengewässer
• Angelegenheiten der Wildbach- und

Lawinenverbauung
• Wasserverbände
• Donau, March und schiffbare Strecke

der Thaya
• Grenzgewässer
• Wiener Neustädter Kanal
• Talsperrenaufsicht
• Flußbauhof Plosdorf
• Kulturtechnischer Wasserbau - Be-

wässerung
• Schaffung von Feuchtbiotopen im

Rahmen des NÖ Landschaftsfonds
Entsprechend dem gesteigerten Schutz-
bewußtsein der Landesbürger werden
vermehrt Anträge auf technische Unter-
stützung und finanzielle Förderung be-
züglich Planung und Baudurchführung
vorbeugender schutzwasserwirtschaftli-
cher Maßnahmen an die NÖ Landesre-
gierung gerichtet.
Schon im Zuge dieser Entwicklung wur-
den seitens der Abteilung Wasserbau
wiederholt Forderungen auf Erhöhung
der von ihr verwalteten Budgetmittel ge-
stellt, denen auf Grund gespannter Bud-
getsituation nicht entsprochen werden
konnte.
Durch die bei weitem nicht ausreichen-
den Landesmittel für den Schutzwasser-
bau wurde die Abteilung Wasserbau im

Gesamtbaukosten in Mio. S
Bundesflüsse:
Leitha Bruckneudorf-Wilfleinsdorf Reg. 70,9
Leitha Katzelsdorf HW-RHB 123,5
Leitha Hollern HW-Dammsanierung 16,0
Leitha Lichtenwörth HW-RHB Sanierung 60,0
Traisen St. Pölten HW-Schutz km 27,6-28,9 24,0
Interessentengewässer:
Bründlgraben Krems Reg. 2. BA 23,0
Eibesbrunn HW-Schutz 17,0
Karlsbach Karlsbach Reg. + RHB 17,7
Natschbach Wartmannstetten HW-RHB 19,0
Ponholzbach Tiefenbach HW-RHB 49,5
Petersbach Ma. Lanzendorf HW-Schutz 33,0
Schwechat HW-Schutz 4. BA 42,5
Donau Tullnerfeld/Nord HW-Schutz 3. BA 36,3
Donau Krems/Stein HW-Schutz 165,6

Ziele 1998

Wenngleich alle Planungen von den ört-
lichen Gegebenheiten her unterschiedli-
che Parameter aufweisen, sind doch die
Zielvorgaben, die in einer umweltbewuß-
ten Zeit an ein Projekt des Schutzwas-
serbaues und an die Konsequenzen der
in die Natur umgesetzten Planungen ge-
stellt werden, immer dieselben. Diese
Zielvorgaben können wie folgt formuliert
werden:
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Erhaltung, den Betrieb und die Verwal-
tung der damit zusammenhängenden
Anlagen und Grundflächen und auf die
Dammverteidigung im Hochwasserfall.
Partner der DHK sind der Bund und die
Bundesländer Niederösterreich und
Wien.
Geschäftsführende Stelle ist die Wasser-
straßendirektion. Die Tätigkeit der DHK
im Bereich des Bundeslandes Nieder-
österreich betrifft:
• HW-Schutz Hainburg (Projekt zur
technischen Verbesserung der Ver-
schlußorgane); die Detailplanung wurde
abgeschlossen. Eine öffentliche Aus-
schreibung fand statt, die Auftragsertei-
lung an den Bestbieter ist Anfang 1998
erfolgt.
• Sanierung des Marchfeldschutzdam-
mes zwischen Stopfenreuth und Markt-
hof, wozu die Berechnung der Wasser-
spiegellagen der Donau und March not-
wendig wird.
• Laufende Erhaltung der Hochwasser-
schutzanlagen Bereich Krems - Hain-
burg.
Die Zielvorgaben in der DHK waren
durch den Haushaltsplan der DHK für
1997, der vom Ausschuß der DHK be-
schlossen worden ist, gegeben. Für den
Bereich der Donau kann als generelle
Zielvorgabe die Wahrung der wasser-
wirtschaftlichen Interessen Niederöster-
reichs bei allen Bauvorhaben und ge-
planten Maßnahmen, die an der oder in
der Donau durchgeführt werden sollen,
genannt werden.
Für Betriebsabgänge der Rollfähren an
der Donau werden Landesbeihilfen ge-
währt. Von der Marktgemeinde Weißen-
kirchen wurde ein Antrag um Gewäh-
rung einer Beihilfe für große Abgänge
aus ihrem Rollfährenbetrieb vorgelegt.
Durch die Förderung von Rollfähren, die
von Gemeinden betrieben werden, sol-
len diese in die Lage versetzt werden,
den für die Nahkommunikation und den
Fremdenverkehr überaus wichtigen Roll-
fährenbetrieb trotz durchwegs defizitä-
rer Gebarung aufrecht zu erhalten.
Die Tätigkeit bei der March und schiff-
baren Strecke der Thaya besteht in der
technischen Betreuung der March-
schutzdamm-Wasserverbände Angern-
Hohenau und Marchegg-Zwerndorf
sowie des Thaya-Wasserverbandes Ho-
henau-Bernhardsthal. Damit ist eine ent-
scheidende Mitwirkung bei der Ver-
bandsarbeit durch die Vertreter des
Landes gegeben. Zu den Dammerhal-
tungsarbeiten leistet der Bund (Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Angele-
genheiten) einen 90%igen Beitrag.
Das im Zusammenhang mit der Thaya-
dammregulierung stehende Bauvorha-
ben „Thaya HW-Schutzdamm Hohenau-
Bernhardsthal" ist fertiggestellt. Die Kol-
laudierung wird im Frühjahr 1997 statt-
finden.

_ _______________________(in Mio. S)
Bundesmittel für Bauarbeiten 223,775
davon für Maßnahmen an:

Bundesflüssen 137,675
Interessentengewässern 86,100

Mittel des Landes NÖ für den
Schutzwasserbau 72,245
Bauvolumen (einschließlich
Interessentenbeiträge) ca. 335,300

• Ausgleich zwischen extremen Hoch-
wasser- und Niederwasserabflüssen
durch Schaffung von Speicherräumen
zwecks optimaler Nutzung des verfüg-
baren Wassers
• Vermeidung von Maßnahmen, die den
Wasser- und Geschiebefluß unnötig in-
tensivieren
• Klare Abgrenzung der Abfluß- und
Gefährdungsräume der Gewässer von
den Intensivzonen der Besiedlung, der
Wirtschaft und des Verkehrs; Schutz der
Intensivzonen vor vermeidbaren Was-
serverheerungen
• Anpassung der Bewirtschaftung ge-
wässernaher Zonen an die Möglichkeit
exzessiver Abflüsse unter Berücksichti-
gung der Widerstandskraft und Scha-
densanfälligkeit der Bewirtschaftungs-
formen
• Anwendung naturnaher, landschafts-
gerechter und wirtschaftlicher Baufor-
men zur Erreichung einer möglichst gro-
ßen Schutzwirkung mit möglichst kleinen
Eingriffen in das natürliche Geschehen
• Vorbeugende Ordnung des Gewäs-
sernetzes anstelle nachträglicher Scha-
densbehebung
Diese Zielvorstellungen sind eng mit
denen der Raumordnung verknüpft. Die
Erstellung von Grundsatzkonzepten und
Gefahrenzonenplänen sowie die Einbin-
dung der daraus resultierenden Ergeb-
nisse in die Flächenwidmungspläne der
Gemeinden wären verstärkt durchzufüh-
ren und durch Berücksichtigung im
Budget zu ermöglichen. Für Siedlungen
und Wirtschaftsanlagen wird im allge-
meinen die Gewährleistung eines Schut-
zes bis zu Hochwasserereignissen mit
hundertjährlicher Häufigkeit anzustre-
ben sein. Hochwasserschutzmaßnah-
men werden sich daher ausschließlich
auf Siedlungsgebiete erstrecken.
In jedem Einzelfall wird zu prüfen sein,
ob der Hochwasserschutz durch Hoch-
wasserrückhaltemaßnahmen anstelle
von linearen Maßnahmen zu erreichen
ist. Der Erhaltung und Instandhaltung
sowohl von regulierten als auch von na-
türlichen Gewässern wird weiterhin ver-
stärkte Aufmerksamkeit zugewendet
werden. Im Rahmen der Erhaltungsar-
beiten sind Maßnahmen zur besseren
Einbindung von alten Regulierungen in
die Landschaft vorgesehen.

Angelegenheiten der Wildbach-
und Lawinenverbauung

Im Jahre 1997 wurden Landesmittel in
Höhe von 7,8 Mio. S bereitgestellt. Laut
Arbeitsprogramm des Forsttechnischen
Dienstes für Wildbach- und Lawinenver-
bauung wären für die Realisierung des
Bauprogrammes 1997 jedoch zusätzli-
che Landesmittel erforderlich gewesen.
Der 15%ige Landesbeitrag zu den Bau-
maßnahmen entspricht dem gesetzlich
vorgeschriebenen Mindestbeitrag.
Nach dem Juli-Hochwasser wurden zur
sofortigen Behebung von Uferbrüchen
und Räumungen die Landesmittel um
4,8 Mio. S im Rahmen des Umschich-
tungsbudgets 1997 aufgestockt.

Wasserverbände

70 Wasserverbände führen satzungsge-
mäß Erhaltungsarbeiten an Bächen
durch. Bei 18 Verbänden ist das Land
Niederösterreich Mitglied und hat hiefür
Pflichtausgaben in Höhe von 4,0 Mio. S
bereitgestellt. Die übrigen 52 Wasser-
verbände erhalten je nach Bedürftigkeit
alternierend Subventionen in der Höhe
von S 30.000,- bis 200.000,-.
Mit Wirksamkeit 31. Dezember 1997
wird die Mitgliedschaft des Landes Nie-
derösterreichs beim Marchhochwasser-
schutzdamm-Wasserverband Angern-
Hohenau beendet.

Donau, March und schiffbare
Strecke der Thaya

An der niederösterreichische Donau tra-
ten im Juli 1997 zwei Hochwasserspit-
zen auf, die statistisch etwa einem 8-
bzw. 5jährlichen Ereignis entsprachen.
An der March wurde im Sommer 1997
(Juli) ein Hochwasserereignis von ca. 8-
jährlicher Häufigkeit registriert.
Die Tätigkeit der Donauhochwasser-
schutz-Konkurrenz (DHK) ist durch das
Bundesgesetz über die Bildung einer
Donauhochwasserschutz-Konkurrenz,
BGBl. Nr. 371/1927 in der Fassung,
BGBl. Nr. 95/1934 umrissen und er-
streckt sich auf die Erhaltung der auf
Grund der seinerzeitigen Donauregulie-
rungsgesetze ausgeführten Schutz- und
Dammbauten im Bereich von Krems bis
zur Landesgrenze bei Hainburg, auf die

Statistik 1997 und
Detailbeschreibung

Bundes- und
Interessentengewässer

1997 standen rund 280 Bauvorhaben in
Durchführung, und zwar an Interessen-
tengewässem rund 225, an den Bun-
desflüssen rund 55 Bauvorhaben. Im
Zuge der Erhaltungsarbeiten und neu
geschaffener Hochwasserschutzanla-
gen wurden eingesetzt:
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Wiener Neustädter Kanal

Die Tätigkeit dieses Fachbereiches um-
faßt die Durchführung und Überwa-
chung der Erhaltungs- und Instandset-
zungsarbeiten des im Eigentum des
Landes Niederösterreichs stehenden
Wiener Neustädter Kanals.
Die Verwaltung des Wiener Neustädter
Kanals wird von der Abteilung Wasser-
bau in technischer Hinsicht und hin-
sichtlich finanzieller Belange auch unter
Mitwirkung der Abteilung Finanzen, Lan-
desbuchhaltung 3, durchgeführt.
Die Erhaltung der rd. 36 Kilometer lan-
gen Kanalstrecke (der Abschnitt vom
Haidbachauslaß bis zur Mündung des
Wiener Neustädter Kanals in den Möd-
lingbach gehört ECO-Plus, Wiener Neu-
dorf) und des sieben Kilometer langen
Katzelsdorfer Zuleitungsgerinnes ein-
schließlich der 38 Schleusen und 7 Ka-
nalbrücken (Querungsobjekte mit Bä-
chen und Flüssen) wurde von zwei Ka-
nalwärtern mit Unterstützung von Eigen-
regiebautrupps der Wasserbauverwal-
tung durchgeführt.
Durch die Hochwasserereignisse An-
fang Juli 1997, die vor allem im Einzugs-
gebiet der Schwechat und der Leitha zu
über WOjährlichen Ereignissen führten,
wurden auch die Einrichtungen des Wie-
ner Neustädter Kanals in Mitleidenschaft
gezogen. So wurde die Kanalbrücke
über die Schwechat in Tribuswinkel
schwer beschädigt. Verklausungen bei
den Stützen dieser Kanalbrücke führten
zu Zerstörungen des Holztroges und der
Dichtung. Um die Wasserführung auf-
recht erhalten zu können, mußten um-
fangreiche Sanierungsarbeiten bei der
Hauptabkehr des Wiener Neustädter
Kanals im September 1997 durchge-
führt werden. Eine statische Überprü-
fung der Kanalbrücke über die Schwe-
chat wurde in Auftrag gegeben. Auch
das Speisegerinne des Wiener Neustäd-
ter Kanals, der Katzelsdorfer Mühlbach,
wurde durch das Hochwasser der Lei-
tha schwerstens beeinträchtigt. Um-
fangreiche Geschieberäumungen und
Reparaturarbeiten bei den Hochwasser-
entlastungsanlagen waren die Folge.
Schließlich führten Starkregenereignisse
Mitte Juli 1997 im Raum Gumpoldskir-
chen und die damit verbundenen Was-
sereinträge in den Wiener Neustädter
Kanal zu weitgehenden Zerstörungen
der Kanalböschungen einschließlich
des Radwanderweges.
Neben der normalen ganzjährigen Er-
haltungstätigkeit (Ziehen des Schlamm-
grases, maschinelles und händisches
Mähen der Kanalböschungen, Turbinen-
dienst, Streckenkontrolle, Erhaltungsar-
beiten am Katzelsdorfer Zuleitungsge-
rinne) bildete die diesjährige Hauptab-
kehr vom 14. September bis 20. Sep-
tember 1997 einen Arbeitsschwerpunkt.
Im einzelnen wären im Jahre 1997 fol-
gende Arbeiten hervorzuheben:

• In den Monaten Jänner bis April wur-
den verschiedene Abstockungsarbeiten
(Gehölzpflegemaßnahmen) in den Ge-
meindegebieten von Guntramsdorf,
Gumpoldskirchen, Traiskirchen und
Baden durchgeführt.
• Im April erfolgte eine Instandsetzung
des Treppelweges (Uferbegleitweges)
am linken Ufer des Wiener Neustädter
Kanals zwischen Schaffierbrücke und
Tritolbrücke.
• Sanierung des Schwechattroges in
Tribuswinkel bei Kanalabkehr (Septem-
ber 1997), Ausbesserungsarbeiten bei
Polyesterdichtung und Holzbedielung;
• Räumung in Wiener Neustadt vom
Kanalanfang bis „Am Triangel“ und von
Wiener Neustadt bis Traiskirchen in den
Brückenbereichen.
Sehr aufwendig sind die bei der Kanal-
abkehr anfallenden Sperrmüllräumun-
gen. Der Sperrmüll wird von Kanalanrai-
nern in das Gewässer eingebracht und
muß entfernt, sortiert und entsorgt wer-
den.
Zusätzlich wurde im Juni 1997 eine Ab-
kehr des Katzelsdorfer Mühlbaches und
des Katzelsdorfer Zuleitungsgerinnes
durchgeführt. Die Instandsetzung des
Auslasses war wegen seines desolaten
Zustandes bereits eine dringend erfor-
derliche Maßnahme.
Räumungen und Ausbaggerungen nach
dem Hochwasser vom Juli 1997 waren
zur Aufrechterhaltung des Betriebes
zwingend notwendige Maßnahmen.
Probleme verursachen wie schon in den
Vorjahren die in den Jahren 1936/37 er-
richteten sieben Kleinkraftwerke, wo
immer wieder Reparaturarbeiten anfal-
len. Die Stromproduktion 1997 betrug
rd. 860.000 Kilowattstunden.
Die für die Erhaltung des Wiener Neu-
städter Kanals derzeit bereitgestellten
Landesmittel sind gerade ausreichend,
um die notwendigsten Instandhaltungs-
arbeiten an den Kanalanlagen durchfüh-
ren zu können. Darüber hinaus wird für
notwendig erachtet, durch laufende In-
standsetzungsprogramme und deren
entsprechende Dotierung die Vorausset-
zung für die ordnungsgemäße Erhaltung
der Anlagen des Kanals (Schleusen,
Haltungen, Kanalbrücken, Kleinkraft-
werke) zu schaffen.
Der Wiener Neustädter Kanal, der in den
Jahren 1797-1803 errichtet wurde,
konnte 1997 das Jubiläum „200 Jahre
Wiener Neustädter Kanal“ begehen. An-
läßlich des Baubeginns vor 200 Jahren
wurde mit Unterstützung der Presseab-
teilung des Amtes der NÖ Landesregie-
rung und unter Mitwirkung der Abteilung
Wasserbau vom
Industrieviertelmuseum in Wiener Neu-
stadt eine Broschüre herausgegeben.
Eine vom Industrieviertelmuseum ge-
staltete Ausstellung in Wiener Neustadt
(Mai 1997) würdigte dieses Industrie-
denkmal.

Grenzgewässer

Aufgabe bei den Grenzgewässern ist
es, eine geordnete Wasserwirtschaft in
den Grenzräumen im Sinne des Hoch-
wasserschutzes, der Regulierung des
Bodenwasserhaushaltes und der Was-
serversorgung von Siedlungen und In-
dustrie sicherzustellen. Weiters sind der
Charakter und die Erkenntlichkeit der
nassen, festen Staatsgrenze zu erhalten.
Die Grenzkommission hat die Tätigkeit
mit Tschechien und der Slowakei weiter-
geführt.
Die Aufgaben in den genannten Kom-
missionen werden unter Wahrung der In-
teressen des Landes Niederösterreich
vom Vertreter der Abteilung Wasserbau
ausgeführt, der als Kommissionsmit-
glied und als Experte an Besprechun-
gen und Tagungen teilnimmt.
Einen Schwerpunkt dieser Tätigkeit stellt
die jährliche Tagung der österreichisch-
tschechischen bzw. -slowakischen
Grenzgewässerkommission (GGK) dar.
Im Rahmen dieser Tagungen wird über
die im abgelaufenen Jahr erbrachte Tä-
tigkeit berichtet und das für das lau-
fende Jahr erforderliche Arbeitspro-
gramm erstellt.
Die 5. Tagung der Österreichisch-tsche-
chischen Grenzgewässerkommission
fand in der Zeit vom 21.-25. April 1997
in Prag statt. Dabei wurden unter ande-
rem die zwischenstaatlichen Kollaudie-
rungen und Abrechnungen der Maß-
nahme „Verwaltung, Betrieb und Erhal-
tung des Gurwitzer-Wehres und des
Thaya-Mühlbaches", die Abrechnung
der „Funkwarnanlage Talsperre Vranov-
Hardegg“ für das Jahr 1996 und ande-
rer wasserbaulicher Maßnahmen geneh-
migt.
In der Zeit vom 7.-15. April 1997 fand
die 4. Tagung der österreichisch-slowa-
kischen Grenzgewässerkommission in
Wien statt.
Der Umfang der Tätigkeit dieser Kom-
mission ist nunmehr auf die March und
Donau beschränkt. Durch den Bau der
Anlage Nove Mlyny an der Thaya auf
tschechischem Gebiet sind wesentliche
Auswirkungen auf die Wasserführung
der March eingetreten, so daß dieses
Problem trilateral behandelt wird.
Vom 17.-26. Juni 1997 fand in Prag die
5. Tagung der österreichisch-tschechi-
schen Grenzkommission statt. Im Rah-
men der jährlich im Herbst abgehalte-
nen Grenzbesichtigung werden zukünf-
tig Tagesordnungspunkte, die im Rah-
men der Tagung nicht besprochen wer-
den konnten, behandelt.
Die 4. Tagung der österreichisch-slowa-
kischen Grenzkommission fand vom
3.-7. März 1997 in Eisenstadt statt.
Wesentlicher Bereich ist die Neudefini-
tion der „Richtlinien für die Erstellung
des neuen Grenzurkundenvertrages
(March, Donau)“.
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esse bei den Weinbaubetrieben. Durch
den Einsatz dieser Bewässerungstech-
nik wurde es möglich, den Terrassen-
weinbau und damit das Landschaftsbild
in dieser Region zu erhalten.
Weiters werden im Bereich des Obst-
baues neben der Zusatzbewässerung
die Frostschutzbewässerung mit gro-
ßem Erfolg zum Schutze der Kulturen
eingesetzt.
Allgemein ist festzustellen, daß die Er-
gänzung des natürlichen Niederschla-
ges - durchaus mit der Ökologie im Ein-
klang stehend - in diesen Gebieten Vor-
aussetzung für die landwirtschaftliche
Produktion sowie auch für Alternativpro-
dukte und die Erhaltung der Boden-
fruchtbarkeit ist.
Das einheitliche Programmplanungsdo-
kument für die Strukturinvestitionen der
Europäischen Gemeinschaft in den
Ziel-5b-Gebieten des Landes NÖ wurde
im Dezember 1995 genehmigt. Aus die-
sem Förderungssatz werden nunmehr
kulturtechnische Maßnahmen und Be-
wässerungen gefördert.

Die Einnahmen des Flußbauhofes Plos-
dorf betragen mit Stand vom 31. 12.
1997 rd. 20,8 Mio. S Diesen stehen Aus-
gaben in der Höhe von rd. 18,5 Mio. S
gegenüber.

Kulturtechnische Maßnahmen,
bodenverbessernde
Maßnahmen durch Bewässerung

Dieser Begriff umfaßt eine Vielzahl ver-
schiedener Aufgabenbereiche, wie zum
Beispiel mechanische, biologische und
unterstützende Hilfsmaßnahmen zur Ver-
besserung der Bodenstruktur, des Was-
serhaushaltes sowie flächenhafter Was-
serrückhaltemaßnahmen im ländlichen
Raum und Erosionsschutz.
Die Bewässerung dient vor allem in den
niederschlagsarmen Regionen des Bun-
deslandes zur Sicherung von gleichblei-
benden Erträgen, der Qualitätssteige-
rung und der Verbesserung der Boden-
fruchtbarkeit und der Möglichkeit des
Anbaues von Alternativkulturen (March-
feld) sowie der Erhaltung der Kulturland-
schaft (Terrassenlandschaft in der
Wachau).
Der Schwerpunkt auf dem Bewässe-
rungssektor liegt nach wie vor in den
niederschlagsarmen Niederungen des
Marchfeldes, im Tullnerfeld, im südli-
chen Wiener Becken und vereinzelt im
Laaer Becken. Im Bereich Krems -
Wachau wird die Tröpfchenbewässe-
rung für Bergweinbaulagen zur Erhal-
tung der charakteristischen Terrassenla-
gen eingesetzt und weiter ausgebaut.
Seit vielen Jahren findet die wasserspa-
rende Tropfbewässerung lebhaftes Inter-

Talsperrenaufsicht

Die Überwachung erstreckt sich auf fol-
gende Anlagen:
• Talsperre Ottenstein (EVN/Kamp)
• Talsperre Dobra (EVN/Kamp)
• Talsperre Thurnberg (EVN/Kamp)
• Talsperre Erlaufklause (EVN/Große Er-

lauf)
• Staudamm Wolfsgraben (Stadt Wien/

Wienfluß)
• Hochwasserrückhaltebecken Krons-

egg (Stadtgemeinde Langenlois/Lois-
bach)

Die von den Wasserberechtigten an den
Talsperren und Staubecken durchzufüh-
renden Messungen und abzufassenden
Berichte wurden bearbeitet und an die
Staubeckenkommission beim Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirt-
schaft weitergeleitet.
Von den Stauanlagen wurden seitens
der Talsperrenverantwortlichen keine
besonderen Vorfälle gemeldet.
Im Oktober 1997 wurden die Sperren
Ottenstein, Dobra, Thurnberg und Erlauf-
klause von der Staubeckenkommission
überprüft. Die Sperren der EVN befinden
sich in einem sehr guten Zustand. Bei
diesen Überprüfungen hat es keine nen-
nenswerten Beanstandungen gegeben.

Flußbauhof Plosdorf

Der Beschäftigungsstand im Flußbauhof
Plosdorf beträgt derzeit 18 Arbeitskräfte
(1 Bauhofverwalter, 17 Bedienstete), die
als Gerätefahrer bzw. mit der Überho-
lung von Maschinen, Werkzeugen und
Geräten voll beschäftigt werden.

Feuchtbiotope

Im heurigen Jahr konnten über die Ab-
teilung Wasserbau aus Mitteln des
Landschaftsfonds Feuchtbiotope zur
Verbesserung des Kleinklimas bzw. Be-
lebung der Landschaft errichtet werden.
In diesem Bereich wurden Landesmittel
in Höhe von rund 3,5 Mio. S eingesetzt.

Abteilung Siedlungswasserwirtschaft

• Abwicklung von Regionalisierungs-
projekten
• Betreuung und Abwicklung von For-
schungsvorhaben
• Mitarbeit und Stellungnahmen zu Ent-
würfen von Gesetzen, Verordnungen,
Richtlinien, Normen, Regelblättern, so-
weit sie das Aufgabengebiet der Sied-
lungswasserwirtschaft betreffen
• Mitarbeit bei der Klärwärterausbil-
dung
• Betreuung der Kläranlagennachbar-
schaften
• Entsendung eines Vertreters zum ge-
meinsamen Arbeitskreis Bund - Länder
gemäß § 22a UFG

NÖ Wasserwirtschaftsfonds

• Überprüfung und Bearbeitung der
Projekte und Ansuchen für die Bauvor-
haben entsprechend den Förderungs-
richtlinien des NÖ Wasserwirtschafts-
fonds

• Siedlungswasserwirtschaft. Wasser-
bauliche Angelegenheiten (Trinkwasser-
versorgung und Abwasserbeseitigung)
von physischen und juristischen Perso-
nen, Genossenschaften, Gemeinden und
Verbänden, Feuerlöschanlagen.
• NÖ Wasserwirtschaftsfonds. Förde-
rung von privaten und öffentlichen Ver-
und Entsorgungsanlagen, Förderung
von öffentlichen Feuerlöschanlagen,
Förderung von Forschungsprojekten
und generellen Studien.

verträglichen sowie volks- und betriebs-
wirtschaftlich zweckmäßigen Lösungs-
möglichkeiten für den Aufgabenbereich
der Siedlungswasserwirtschaft
• Überprüfung und Begutachtung der
vorgelegten Projekte und Förderungsan-
träge gemäß den Bestimmungen des
Umweltförderungsgesetzes 1993, der
zugehörigen Förderungsrichtlinien so-
wie der Durchführungsvereinbarung
• Erstellung von Vorschlagslisten des
Landes NÖ für die Vergabesitzungen
des Bundes
• Durchführung der staatlichen Bauauf-
sicht gemäß den Bestimmungen der
Durchführungsvereinbarung
• Die Bauabrechnung und Baukollau-
dierung gemäß § 31 WBFG bzw. des
UFG 1993
• Entgegennahme und Begutachtung
der Anträge um Förderungsmittel des
NÖ Wasserwirtschaftsfonds sowie die
weitere finanzielle Abwicklung dieser
Vorhaben

Aufgaben

Siedlungswasserwirtschaft

• Fachliche Beratung in technischer,
wirtschaftlicher und organisatorischer
Hinsicht
• Beratung bei der Ausarbeitung von
Studien zur Ermittlung von ökologisch
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Wenn die eingeleiteten Gegenmaßnah-
men nicht greifen, muß auch im Jahre
1998 damit gerechnet werden, daß das
Antragsvolumen das Genehmigungsvo-
lumen übersteigt.

dern Oberösterreich und Steiermark
beauftragt.
Durch das Wiederverfüllen mit Aushub-
oder Recyclingmaterial können hoch-
wertige Primärrohstoffe eingespart
sowie die unnötige Auffüllung von Depo-
nien mit Aushubmaterial vermieden wer-
den. Weiters können dadurch nicht un-
erhebliche Kosteneinsparungen erreicht
werden.

• Einholung eventuell erforderlicher
Auskünfte von Dienststellen des Lan-
des, der Gemeinden und den Verbän-
den, die zur Beurteilung der Vorausset-
zungen für die Gewährung einer Förde-
rung und der Berechnung des Förde-
rungsausmaßes erforderlich sind
• Errechnung des Förderungsausma-
ßes entsprechend den Förderungsricht-
linien und Vorlage an das Kuratorium
• Erstellung von Zusicherungen, Evi-
denz und Kontrolle der Förderungsmittel
bei der Durchführung von Bauvorhaben,
endgültige Festsetzung der Förderungs-
mittel im Zuge der Endabrechnung
• Vorbereitung der Sitzungen des Kura-
toriums, Vorbereitung von Anträgen, Be-
richten etc., Erstellung von Vorschlagsli-
sten, Abrechnungslisten etc.
• Durchführung der Beschlüsse des
Kuratoriums im Auftrage der Geschäfts-
führung
• Erstellung des Voranschlages und
Rechnungsabschlusses des NÖ Was-
serwirtschaftsfonds
• Abfassung des Geschäftsberichtes
des NÖ Wasserwirtschaftsfonds
• Verrechnung der Fondsgebarung
• Administration des ehemaligen NÖ
Gemeinde-Investitionsfonds, Versen-
dung der jährlichen Prognosen über vor-
aussichtlich zu leistende bzw. tatsäch-
lich geleistete Beträge, Überwachung
der Darlehensrückzahlungen
• Beratung von Förderungswerbern
über die finanzielle und organisatori-
sche Abwicklung des Bauvorhabens

Schwerpunkte 1997
Flächendeckende
Abwasserstudie NÖ, Teil 1
Der 1. Teil der vom NÖ Wasserwirt-
schaftsfonds, vertreten durch die Abtei-
lung Siedlungswasserwirtschaft und in
weiterer Folge von der Abteilung Wasser-
wirtschaft gemeinsam beauftragten
„Flächendeckenden Abwasserstudie
NÖ“ wurde im Frühjahr 1996 fertigge-
stellt. Im Rahmen dieser Studie wurden
für sämtliche Gemeinden des Bundes-
landes NÖ die noch zentral entsorgbaren
Gebiete erarbeitet und für jede Katastral-
gemeinde im Rahmen einer 10stufigen
Prioritätenskala die jeweilige wasserwirt-
schaftliche Prioritätsstufe festgestellt.
Ergänzt durch wirtschaftliche Prioritäten,
erfolgte 1997 die Zuteilung der öffentli-
chen Förderungsmittel gemäß den vor-
zufindenden wasserwirtschaftlichen
Prioritätseinstufungen.

Forschungsvorhaben
„Verwendung von Aushub- und
Recyclingmaterial zur
Künettenverfüllung“

Dieses Forschungsvorhabnen wurde
gemeinsam mit dem Bundesministe-
num für Umwelt sowie den Bundeslän-

Ziele 1998

Als vorrangiges Ziel muß die vorher er-
wähnte „Antragsflut“ eingebremst und
auf ein vernünftiges Ausmaß zurückge-
führt werden. Dieses Ziel ist nur erreich-
bar, wenn sowohl die Hoheitsverwaltung
als auch die Wirtschaftsverwaltung im
Sinne der Prioritätenreihung gemeinsam
und koordiniert vorgehen.
An der Hoheitsverwaltung wird es lie-
gen, bei den wasserrechtlichen Fristset-
zungen auf das Prioritätenprinzip Rück-
sicht zu nehmen. Aufgabe der Wirt-
schaftsverwaltung wird es sein, in zeitli-
cher Übereinstimmung die öffentlichen
Förderungsmittel zur Verfügung zu stel-
len.
Um ein weiteres Anwachsen der „Altla-
sten“ zu vermeiden und den erforderli-
chen „Abbau“ einzuleiten, sollten im
Jahre 1998 überwiegend nur Anträge
der Prioritätsstufe 1 vorgelegt werden.

Änderung der
Förderungsmöglichkeiten für
Einzelanlagen

Gemeinsam mit der Förderstelle des
Bundes wurde für Einzelanlagen ein be-
darfsgerechtes und unbürokratisches
Förderungsmodell ausgearbeitet.
Neben einer vereinfachten Abwicklung
werden künftig solche Anlagen mit Pau-
schalsätzen gefördert.

Technische Richtlinien

Die von einem bundesweiten Arbeits-
kreis ausgearbeiteten „Technischen
Richtlinien“ wurden im Jahr 1997 in Kraft
gesetzt. Sie stellen eine wichtige Hand-
lungsanleitung für Planung und Bau von
geförderten Vorhaben der Siedlungs-
wasserwirtschaft dar. Besonderes Au-
genmerk wurde auf die Abwägung von
Ökologie und Ökonomie sowie die
Transparenz der Entscheidungsfindung
und die Bürgerbeteilung gelegt.

Statistik 1997

Siedlungswasserwirtschaft

Im Jahre 1997 wurden von der Abwick-
lungsstelle der Bundesförderung drei
Vergabesitzungen durchgeführt. Bei
diesen Vergabesitzungen wurden für
das BundesLand Niederösterreich För-
derungsmittel des Bundes für 196 Neu-
vorhaben mit Gesamtinvestitionskosten
von S 3.686,031.000,- bewilligt. Die
mittlere Förderintensität des Bundes be-
trug rd. 34,4% der Investitionskosten.
Weiters wurden 5 Wiedervorlagen (Erhö-
hung der zugesicherten Förderungsmit-
tel) positiv erledigt.
1997 wurden Förderungsanträge mit
Gesamtinvestitionskosten von rd. 4,9
Mrd. S eingereicht und nach Begutach-
tung an die Abwicklungsstelle der Bun-
desförderung bzw. an den NÖ Wasser-
wirtschaftsfonds weitergeleitet.

NÖ Wasserwirtschaftsfonds

Im Anschluß an die Vergabesitzungen
des Bundes wurden vom NÖ Wasser-
wirtschaftsfonds zwei Kuratoriumssit-
zungen abgehalten. Dabei konnten für
209 Vorhaben mit Gesamtinvestitionsko-
sten von S 3.815,036.299,- Förderungs-
mittel des NÖ Wasserwirtschaftsfonds in
einem Gesamtausmaß von
S 581,741.500,- bewilligt werden. Dar-
aus ergibt sich eine mittlere Förderinten-
sität von rd. 15%.

Arbeitskreis
Systemausschreibung

Dieser abteilungsübergreifende Arbeits-
kreis soll in rechtlicher und technischer
Hinsicht die Vorgangsweise für System-
ausschreibungen erarbeiten.

Probleme 1997

Der zu Jahresbeginn 1997 vorhandene
Rückstand an unerledigten Förderungs-
ansuchen hat sich im Laufe des Jahres
deutlich vergrößert und beträgt derzeit
rd. 7,2 Mrd. S Diese Zunahme ist auf die
im Jahre 1997 besonders große „An-
tragsflut“ zurückzuführen. Im Berichts-
jahr wurden Förderungsanträge mit
einem Gesamtvolumen von rd. 4,9
Mrd. S eingereicht, dem ein Genehmi-
gungsvolumen von rd. 3,7 Mrd. S ge-
genübersteht. Dieses Genehmigungs-
volumen liegt deutlich über dem bei der
Neuordnung der Landesförderung fest-
gelegten jährlichen Bauvolumen von rd.
2,7 Mrd. S. Ermöglicht wurde das erheb-
lich vergrößerte Bauvolumen durch zu-
sätzliche Förderungsmittel von Bund
und Land sowie durch Vorgriffe auf künf-
tige Jahresquoten.
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erforderlichen Förderungsmittel des NÖ
Wasserwirtschaftsfonds endgültig mit
S 472,374.795,93 festgesetzt.
Hievon entfiel auf Wasserversorgungs-
anlagen ein Bauvolumen von
S 636,191.838,75 und auf Abwasserbe-
seitigungsanlagen und Sonstiges ein
Bauvolumen von S 1.971,373.299,40
Daraus resultiert eine mittlere Förderin-
tensität von rd. 18%.

seitigungsanlagen ein Bauvolumen von
S 3.198,169.151,-. Auch bei den laufen-
den Bauvorhaben konnte eine mittlere
Förderintensität von rd. 15% gewährlei-
stet werden.
1997 wurden vom NÖ Wasserwirt-
schaftsfonds insgesamt 225 Bauvorha-
ben mit förderungsfähigen Gesamtinve-
stitionskosten von S 2.607,565.138,15
kollaudiert und endabgerechnet und die

Bereits erteilten Förderzusagen nach-
kommend, wurden zur Baufinanzierung
1997 für nachgewiesene Errichtungsko-
sten in der Höhe von S 3.800,442.326,-
Förderungsmittel des NÖ Wasserwirt-
schaftsfonds von S 573,592.847,- an
die Förderungsnehmer ausbezahlt.
Hievon entfiel auf Wasserversor-
gungsanlagen ein Bauvolumen von
S 602,273.175,- und auf Abwasserbe-

Abteilung Hydrologie

Schwerpunkte 1997
Oberflächenhydrologie

• Erarbeitung und Überprüfung des
Hochwasserkollektivs aller niederöster-
reichischen Pegelstationen und Erstel-
lung von Hochwasserspendenlinien für
einzelne Flußgebiete. Während des
Juli-Hochwassers konnten zahlreiche
Hochwassermessungen durchgeführt
werden, so daß eine weitere Absiche-
rung der Pegelkonsumtionskurven im
Hochwasserast erzielt wurde. Dies ist für
die Überprüfung des Hochwasserkollek-
tivs von eminenter Bedeutung.
• Weiterführung der Erstellung der Nie-
derwasserspenden der niederösterrei-
chischen Gerinne (dient z. B. für die Vor-
schreibung von Restwassermengen -
Einleitungen von Klärwässern). Bearbei-
tung zahlreicher Anfragen über charak-
teristische Wasserführung und über auf-
getretene Starkregenschäden.
• Digitalisierung der Wasserstands-
ganglinien des Jahres 1995 und 1996
und Bearbeitung der Abflußbilanz 1995
und 1996.
• Weiterbearbeitung einer Klimatogra-
phie von Niederösterreich, statistische
Auswertung des Beobachtungskollek-
tivs von Ombrometerstationen hinsicht-
lich Jahresmaxima und Gewitterhäufig-
keit und Hagelereignissen sowie Einsatz
von Wippenmeßgeräten zur Erfassung
von Minutenregenereignissen, Überprü-
fung der Starkregen hinsichtlich der
100jährlichen Häufigkeit und ihrer Vertei-
lung in Niederösterreich. Räumliche und
zeitliche Verteilung von Starkregen und
Trockenwetterindex.
• Stellung von hydrologischen Amts-
sachverständigen bei WR-Verhandlun-
gen.

Geohydrologie

• Bearbeitung der Anfragen über
charakteristische Grundwasserstände,
Grundwasserströmungsrichtungen und
-abstandsgeschwindigkeiten
• Zahlreiche geohydrologische Unter-
suchungen im Zusammenhang mit Pla-
nungen und Erweiterungen von Wasser-

Rahmen der mittelbaren Bundesverwal-
tung von der ho. Abteilung zu bearbei-
ten sind und die Grundlage für das Hy-
drographische Jahrbuch sind. Es sind
dies die Erfassung des Niederschlages,
der Lufttemperatur und Verdunstung,
des Oberflächenabflusses und die
Grundwasserstandsbeobachtungen.
Hiezu wird ein umfangreiches Beobach-
tungsnetz laufend betreut, instandgehal-
ten und weiter ausgebaut.
Für die Messung der meteorologischen
Parameter stehen Wetterstationen mit
teilweiser Ausrüstung mit Schreibgerä-
ten und Datensammlern zur Verfügung,
für die Messung des Oberflächenabflus-
ses Latten- und Schreibpegelstationen
und für die Messung des Grundwassers
Brunnen und Sonden.
An den Pegelstationen der Oberflä-
chengewässer werden Abflußmessun-
gen in regelmäßigen Abständen nach
den Vorschriften des Bundesministeri-
ums für Land- und Forstwirtschaft (Hy-
drographisches Zentralbüro) durchge-
führt und zwar je nach Stabilität des
Pegelprofils bis zu 8mal jährlich sowie
während und nach Hochwasserereig-
nissen. Das gesamte Beobachtungs-
material wird überprüft und statistisch
ausgewertet. Seit der Einführung der
EDV im Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft und der damit ver-
bundenen Umstellung des Hydrogra-
phischen Jahrbuches muß das ge-
samte Material für die Eingabe entspre-
chend aufbereitet werden.
Im Rahmen der mittelbaren Bundesver-
waltung obliegt der Abteilung weiters
das Aufgabengebiet „Wasserstands-
nachrichtendienst“. Es umfaßt die War-
tung und Bedienung der Fernmeldean-
lage im Rahmen des laufenden inner-
österreichischen und internationalen
Wasserstandsnachrichten- und Vorher-
sagedienstes an der Donau samt Emp-
fang und Weitergabe von hydrographi-
schen Daten von amtsfremden, inner-
staatlichen und internationalen Stellen
bzw. an solche. Weiters werden beson-
dere Warn- und Meldedienste im Hoch-
wasserfall durchgeführt. Zusätzlich zur
normalen Prognose wird an einer län-
gerfristigen Prognose für den Hochwas-
serfall gearbeitet.

Aufgaben
Entsprechend den zugewiesenen Auf-
gaben gliedert sich die Tätigkeit der Ab-
teilung in folgende Hauptgebiete:
• Oberflächenhydrologie (Niederschlag

und Abfluß)
• Geohydrologie und Grundwasser
• Hydrographie (Meßstellenbeobach-

tung- und betreuung)
• Internationaler Wasserstandsnach-

richtendienst (Donau und Donauzu-
bringer), Hochwasseralarmdienst

Die ersten zwei Aufgabengebiete
„Oberflächenhydrologie“ .und „Geohy-
drologie“ umfassen im wesentlichen
jene Aufgaben, welche außerhalb des
Rahmens der mittelbaren Bundesver-
waltung vor allem im öffentlichen und im
Landesinteresse zur Erarbeitung und
Beschaffung jener Daten und Unterla-
gen durchgeführt werden, die für was-
serwirtschaftliche Entscheidungen, Gut-
achten etc. als Grundlagen erforderlich
sind.
Die unter „Oberflächenhydrologie“ an-
fallenden Aufgaben erstrecken sich so-
wohl auf das Niederschlags- als auch
auf das Abflußgeschehen. Insbeson-
dere fallen in diesem Bereich die Erar-
beitung von Daten für extreme Situatio-
nen (Hoch- und Niederwasserführun-
gen, Starkregen), Untersuchungen über
Retentionen und hydrologische Trends,
Wasserführungsdauerzahlen sowie die
Bearbeitung besonderer hydraulischer
Aufgaben, die bei wasserwirtschaftli-
chen Projekten auftreten.
Die unter „Geohydrologie“ anfallenden
Aufgaben umfassen alle jene Untersu-
chungen, die vorwiegend zur Erkun-
dung der Grundwasservorkommen und
der Klärung ihrer Mechanismen durch-
geführt werden.
Sie dienen der Erforschung der nutzba-
ren Grundwasserreserven, der Projektie-
rung und Situierung von Grundwasser-
erschließungen für Wasserversorgungs-
anlagen, der Beurteilung von Mülldepo-
nien, Schottergewinnungsanlagen etc.
Die unter „Hydrographie“ anfallenden
Arbeiten umfassen jene Aufgabenge-
biete, welche gemäß dem Hydrogra-
phiegesetz 1979 und seiner Novellen
zur Erhebung des Wasserkreislaufes im
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- die charakteristischen Hochwasser-
abflüsse in Kleineinzugsgebieten durch
intensive Beobachtung und Auswertung
aufgetretener Ereignisse und durch den
Ausbau entsprechender Abfluß- und
Niederschlagsstationen besser zu erfas-
sen;
- Zusammenhänge geophysikalischer
Natur zwischen Niederschlags- und Ab-
flußgeschehen (Abflußfrachtuntersu-
chungen, Erarbeitung von Abflußbeiwer-
ten, Trockenwetterabfluß);
- neue Methoden zur Charakterisierung
gebietsspezifischer Wasserführungen
zu erproben und EDV-Modelle einzuset-
zen. Bei all diesen Untersuchungen wer-
den die der Abteilung zur Verfügung
stehenden Personalcomputer verstärkt
genutzt. Eine Unterstützung durch
NÖGIS wäre hiebei sehr wertvoll und
anzustreben.
• Im Bereich der Hochwasserwarnung
wird eine Erweiterung der Zentrale in St.
Pölten für eine Abfrage mit Sprachaus-
gabe der Wasserstände von wichtigen
Pegelstationen der größeren Einzugsge-
biete untersucht.
• Im Bereich der Geohydrologie wird
nach wie vor angestrebt, die im Rahmen
von Einzeluntersuchungen gewonnenen
Daten in Form eines Grundwasserkata-
sters darzustellen. Des weiteren sollen
auch in diesem Gebiete die Möglichkei-
ten des EDV-Einsatzes verstärkt genutzt
werden. Hiebei ist zunächst an die Er-
stellung von Grundwasserschichtenplä-
nen, Differenzplänen mittels Plotters ge-
dacht, um Veränderungen im Grund-
wasserhaushalt besser und schneller er-
kennen zu können. Dieses Programm
wird vom BMfLF HZB vorbereitet.
Ebenso wäre auch hier eine Unterstüt-
zung durch NÖGIS anzustreben.
• Da sich in den letzten Jahren immer
häufiger die Fragestellung der Ursachen
von qualitativen Veränderungen bzw.
Zuständen der Oberflächenwässer und
Grundwässer ergeben hat, diese quali-
tativen Veränderungen jedoch nur in Zu-
sammenschau mit der quantitativen Zu-
standsänderung sinnvoll zu erfassen
sind, werden relevante Umweltparame-
ter (z. B. pH-Wert, Leitfähigkeit, Nitrat,
Gesamthärte usw.) bei der Beobach-
tung des Meßnetzes, mittels des tragba-
ren Laborgerätes für Wasseruntersu-
chungen, durchgeführt.

Versorgungsanlagen von Gemeinden,
Wassererschließungen für Bewässe-
rungen
• Umfassende geohydrologische Er-
kundung für Grundwassererschließun-
gen von Gemeinden und Genossen-
schaften oder fachliche Beurteilung der-
artiger Vorhaben
• Beweissicherungsmaßnahmen bei
Eingriffen in den Grundwasserkörper
und Grundwasserhaushalt
• Beistellung von geohydrologischen
Amtssachverständigen bei WR-Ver-
handlungen und UVP-Verfahren (deutli-
che Zunahme der Anzahl der Verhand-
lungen)
• Umfassende geohydrologische Er-
kundung und Einschätzung von Depo-
niestandorten sowie von Altlasten

Ausschreibung der neuen Anlage wurde
zu Beginn des Jahres durchgeführt, so
daß die neue Anlage im September in-
stalliert werden konnte und der Probe-
betrieb begonnen wurde.

Probleme 1997

Während des Hochwasserdienstes im
Juli 1997 waren durch die Überalterung
der bestehenden Fernübertragung wie-
derum zahlreiche Ausfälle sowohl bei
den Schreibgeräten als auch bei den Di-
gitalanzeigen zu verzeichnen, was zu
einer Erschwerung des Warndienstes
führte. Der Probebetrieb der neuen An-
lage in St. Pölten zeigte, daß eine ein-
wandfreie Übertragung der von der Do-
naukraft zur Verfügung gestellten Pegel-
daten nur durch eine eigene Standlei-
tung gewährleistet wird. Die derzeitigen
Ausfälle sind für einen Betrieb vor allem
während eines Hochwassers untragbar.
Der verstärkte Einsatz der Datenverar-
beitung bei Gutachtenerstellung bezie-
hungsweise bei Untersuchungen über
Veränderungen im Wasserkreislauf
konnte 1997 durch die derzeit noch
nicht realisierte Konvertierung des im
Hydrographischen Zentralbüro gespei-
cherten Meßdatenkollektivs noch nicht
durchgeführt werden. Zusätzlich fehlt
der Einsatz eines PC-fähigen Geogra-
phischen Informationssystems.
Die Erstellung einer auch durch die Ab-
teilung Hydrologie benützbaren Daten-
bank (WDV) erscheint vordringlich. Die
Errichtung einer relationalen Datenbank
für die Erfassung des Wasserkreislaufes
wird 1997 durch das Hydrographische
Zentralbüro durch Einführung der EDV
2001 ermöglicht.
Das geringe Reisebudget für die Abtei-
lung führte wiederum zu einer Reduzie-
rung des Meßnetzes, was sich jedoch
deutlich in der Qualität der Urdaten aus-
wirkte. Da überdies während und nach
dem Hochwasser im Juli 1997 ein ver-
mehrter Außendienst (Abflußmessungen
und Schadenserhebungen sowie Sanie-
rungen an den Pegelstationen) geleistet
werden mußte, ist das zu Verfügung ste-
hende Budget für die Bewältigung des
gesamten Aufgabenbereiches der Ab-
teilung nicht mehr ausreichend.

Hydrographie

• Verstärkter Einsatz von Schreibgerä-
ten und Datensammlern.
• Qualitative Verbesserung des Pegel-
netzes an den niederösterreichischen
Gerinnen um das Abflußgeschehen ge-
nauer erfassen zu können. Die Pegel-
fernübertragung wurde ausgeweitet und
dem heutigen Stand der Technik ange-
paßt (dies betrifft auch die Übertragung
von Niederschlagsstationen).
• Während des extremen Hochwasser-
ereignisses im Juli traten starke Schä-
den an den Pegelmeßstellen auf, die Re-
paratur beanspruchte einen Großteil der
Arbeitskapazität des Personals. Die Fer-
tigstellung der Ausbesserungsarbeiten
ist für das Frühjahr 1998 vorgesehen.
• Vorarbeiten für die geplante Umstel-
lung der Auswertungen der Abflußmes-
sungen an Laptops und Standgeräten
(nicht mehr über die Landes-EDV).
• Instandhaltung des bestehenden
Grundwassernetzes. Aufbau von Quell-
meßstationen mit Datensammlern in
Karsteinzugsgebieten. Im Weinviertel
wurde erstmals eine Bodenwasserhaus-
haltsmeßstelle in Immendorf in Betrieb
genommen. Diese Station wurde auch
zusätzlich mit einer automatischen Ver-
dunstungsmessung ausgerüstet.

Wasserstandsnachrichtendienst

• Durchführung des täglichen Interna-
tionalen Wasserstandsnachrichtendien-
stes.
• Verbesserung der Hochwasservorher-
sage und Berücksichtigung des Pegels
Wildungsmauer/Donau. Durch die im
August vorgesehene Übersiedlung der
Abteilung nach St. Pölten mußte die
technisch bereits veraltete Fernmelde-
anlage für den Wasserstandsnachrich-
tendienst und Hochwasservorhersage
neu konzipiert werden, da ein Transfer
dieser Anlage technisch nicht mehr
möglich war und auch aus wirtschaftli-
chen Gründen nicht vertretbar war. Die

Statistik 1997

Im Rahmen der mittelbaren Bundesver-
waltung wurden der Abteilung für das
Jahr 1997 vom Bund Budgetmittel (VA
1/6008) in der Höhe von 5,486 Mio. S
zur Verfügung gestellt. Die Höhe der
Landesmittel betrug im Ansatz 63930
2,054 Mio. S und im Ansatz 63910
S 90.000,- (100.000,- minus 10%
Sperre).

Ziele 1998

• Auf dem Gebiet der Oberflächenhy-
drologie bestehen weiterhin folgende
längerfristige zu bearbeitende Ziele:
- die Untersuchung über Starkregener-
eignisse fortzuführen, um Aussagen
über die Eintrittswahrscheinlichkeit von
Starkregen zu verbessern, sowie die Er-
fassung von Trockenperioden, der Nie-
derschlagsverteilung und räumlich-zeit-
lichen Varianz;
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Umweltwirtschaft und Raumordnungs-
förderung), Texte für Fremd- und Eigen-
medien, Pressebetreuung der Prepare-
Roundtables und der Auszeichnungs-
veranstaltung Prepare/Ökoprofit (Dez.
’97)
• Informationsaufgaben im Bereich „NÖ
Baurechtsaktion“ (Abteilung Umweltwirt-
schaft und Raumordnungsförderung):
Texte für Fremd- und Eigenmedien,
Durchführung einer PR-Offensive ge-
meinsam mit der Abteilung Umweltwirt-
schaft und Raumordnungsförderung -
Information für Bürgermeisterkonferen-
zen, Erstellung eines Folders, eines
Baupakets und von Bautafeln für Groß-
grundstücke
• Mitarbeit im Klimabündnis-Arbeits-
kreis Verkehr/Verkehrsspargemeinde
(Auswahl der Gemeinde im Jänner ’98)
• Vorarbeiten zur Installierung eines
Hochwasser-Arbeitskreises
• Koordinationsaufgaben auf Gruppen-
ebene: Start des Pilotprojektes Umwelt-
management-System der Gruppe, Er-
stellung eines Gruppenkonzeptes, Vor-
überlegungen zur Umsetzung von Grup-
penleitbild, Effizienzcontrolling und PR-
Netzwerk
• Wahrnehmung der Auskunftsfunktion
gegenüber Medienvertretern für den
Umweltschutzbereich
• Hrsg, des gruppeninternen Kommuni-
kationsmediums „RU-Blitzlichter“
• Regelmäßige Printmedien-Beobach-
tung

• Konzeption einer Ausstellung der Pla-
nungsgemeinschaft Ost zum Thema
„Siedlungspolitisches Konzept Ostre-
gion“
• Mitarbeit im Arbeitskreis „Musterre-
gion Niederösterreich in Europa“ der NÖ
Landesakademie im Rahmen des Pro-
jektes „Leitbild für Niederösterreich“
• Teilnahme anm Arbeitskreis „EU-Infor-
mation“ der Botschaft der EU-Kommis-
sion in Wien
• Produktionsleitung bei der Publizie-
rung der EU-Broschüren betreffend Re-
gionalförderung in Niederösterreich:
• „Leitfaden zur Projekteinreichung
INTERREG II“
• „Leitfaden zur Projekteinreichung
LEADER II“
• Herausgabe des gruppeninternen
Kommunikationsmediums „RU-Blitzlich-
ter“
• Regelmäßige Printmedien-Beobachtung
• Weiterbildung

Im Zuge der neuen Geschäftseinteilung
des Amtes der NÖ Landesregierung
kamen mit Wirkung vom 1. November
1996 die bisherigen Abteilungen II/3
(Naturschutz) und I/7 (Verkehrsrecht)
zur Gruppe Raumordnung und Umwelt
(vormals Gruppe GR). Sie besteht daher
seit 1. November 1996 aus folgenden
Abteilungen:
• Bau- und Raumordnungsrecht
• Raumordnung und Regionalpolitik
• Umweltwirtschaft und Raumord-

nungsförderung
• Umweltrecht und Umweltkoordination
• Naturschutz
• Verkehrsrecht
• Gesamtverkehrsangelegenheiten

Stabsstelle
Öffentlichkeitsarbeit
Raumordnung

Örtliche und Überörtliche Raumord-
nung, EU-Regionalpolitik in Niederöster-
reich, Statistik, Dorf- und Stadterneue-
rung, Gesamtverkehrsangelegenheiten.
• Redaktion der Zeitschrift. „Raumord-
nung aktuell in Niederösterreich“
• Redaktion und Neugestaltung der
Zeitschrift „Leben in Stadt und Land“
• Wahrnehmung der Auskunftsfunktion
gegenüber Medienvertretern für den
Raumordnungsbereich
• Folienerstellung für Mitarbeiter der
Abteilung Raumordnung und Regional-
politik
• Einsatz der Eigenmedien („Raumord-
nung aktuell“, „Umwelt und Gemeinde“,
DOERN/STERN - Zeitung, Teletext, Lan-
deskorrespondenz, NÖ Perspektiven,
Internet)
• Tätigkeiten im Rahmen der Funktion als
Internet-Administratorin der Stabs-
stelle/Gruppe Raumordnung und Umwelt:
- Konzeption und Produktion der
Homepage der Gruppe Raumordnung
und Umwelt
- Konzeption und Produktion der Inter-
net-Seiten „Leitbild für die räumliche
Entwicklung Niederösterreichs“
• Mitarbeit bei der Konzeption und
Durchführung einer Pressekonferenz mit
LR Freibauer zum Thema „Leitbild für
die räumliche Entwicklung Niederöster-
reichs“
• Mitarbeit bei der Pressekonferenz
„Pferderegionen in NÖ“
• Statistisches Handbuch: Veröffentli-
chungs-PR
• Konzeptive und begleitende Maßnah-
men zur Fragebogenaktion „Örtliche
Raumordnung in NÖ" von LR Freibauer
• Konzeption von Ausstellungstafeln
zum Thema „Raumordnung in NÖ“ im
Rahmen der Ausstellung „Aufgaben der
Landesverwaltung" der NÖ Landtagsdi-
rektion

Abfallwirtschaft und
Umweltschutz

• Interne und externe Kommunikation im
Bereich Abfallwirtschaft/allgemein: Pro-
tokollführung Abfalljourfixe, Konstituie-
rung und Leitung eines NÖ Abfallwirt-
schafts-Öffentlichkeitsarbeits-Jour-fixe,
Produktion von Messeschautafeln, Re-
daktion eines Abfall-Schwerpunktes in
Umwelt & Gemeinde (Frühjahr ’97), Re-
daktion eines Abfalljournals als Media-
printbeilage Krone/Kurier (November ’97)
• Konzeptive und Öffentlichkeitsarbeit
im Rahmen der 1997 weiterlaufenden
Abfall-Vermeidungskampagne der NÖ
Abfallwirtschaftsverbände, des Landes
und des NÖ Abfallwirtschaftsvereines
mit dem Titel „Sei g’scheit, vermeid“.
Konzeptarbeit im ÖA-Ausschuß des Ver-
eines, Mitarbeit Organisation und Pres-
sebetreuung der Siegerehrung des „Sei
g’scheit, vermeid“-Preisausschreibens
1996 (Jänner ’97), Mitarbeit am und Her-
ausgabe des Abfall-Vermeid-ABC inkl.
Pressekonferenz, Koordinierung mit be-
trauter Agentur und politischem Büro,
begleitende Pressebetreuung, Einsatz
von Fremd- und Eigenmedien
• Vorarbeiten zur Hrsg, eines Abfall-
Trennwegweisers und Neu-Hrsg, eines
Abfall-Graphikhandbuchs
• Konzeptive und begleitende Maßnah-
men bis zur Standortbekanntgabe der
thermischen Restmüllbehandlungsan-
lage der AVN in Kontakt mit derselben.
Texte für Eigenmedien und Pressebe-
treuung
• Leitung des Arbeitskreises Baurest-
massen gemäß der Einheitlichen Linie in
der Abfallwirtschaft, Ausarbeitung von
Projektvorschlägen
• Informationsaufgaben im Bereich
„Prepare“ und „Ökoprofit“ (Abteilung

Stabsstelle
Finanzwesen

Durch die notwendigen Einsparungen
verschoben sich in der Verwendung
der verfügbaren Finanzmittel die Ge-
wichte.
So wurden für jene Bereiche, in denen
die Inanspruchnahme von EU-Förde-
rungsmitteln nationale Kofinanzierungs-
mittel des Landes bedingt, Finanzmittel
in voller Höhe zur Verfügung gestellt, so
daß in anderen Bereichen erhebliche
Kürzungen erforderlich waren.
Die der Gruppe Raumordnung und Um-
welt zur Verfügung stehenden Finanz-
mittel wurden u. a. folgendermaßen ver-
wendet:
• Förderungsausgaben, Zuwendungen
an Gemeinden und Einrichtungen, die
auf dem Gebiet der regionalen Entwick-
lung tätig sind
• Sachausgaben, Ausgaben für Lei-
stungen von Gewerbetreibenden bzw.
Firmen (Erstellung des NÖ Konjunktur-
berichtes, Planungen, Untersuchungen
usw.)
• Förderung von Gemeinden für die
Neuerstellung örtlicher Raumordnungs-
programme und Bebauungspläne
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• AVN, Gesellschafterzuschuß
• Umweltschutzanlagen, Förderungs-
ausgaben
• Umweltschutz, Land, Förderungsaus-
gaben
• Umweltschutz, Gemeinden, Förde-
rungsausgaben
• Tierschutzorganisationen, Förde-
rungsausgaben
• Naturschutz, Förderungs- und Sach-
ausgaben
• Naturschutzgesetz, Förderungsaus-
gaben
• Thayatal, Entschädigungszahlungen
• Straßenverkehrssicherheit, Förde-
rungsausgaben

• Verkehrsverbünde, Transfers an Un-
ternehmungen
• Nahverkehr; Kapitaltransfer und Sach-
ausgaben
• Badnerbahn, Kapitaltransfer
• Nationalparks, Gesellschafterbeitrag,
Errichtungskosten, Betriebskosten
• Betriebsgesellschaft Marchfeldkanal,
Sachausgaben
• Betriebsgesellschaft Marchfeldkanal
(Umweltschutz), Sachausgaben
• Abfallwirtschaft, Untersuchungen,
Studien und Förderungsausgaben
• Abfallwirtschaftsverbund, Sachaus-
gaben
• Ökologische Betriebsberatung, Trans-
fers an Kammern der gewerblichen Wirt-
schaft

• Baurechtsaktion des Landes Nieder-
österreich, unbebaute Grundstücke, öf-
fentliche Abgaben
• Raumordnungsmaßnahmen, Subven-
tionen an Gemeinden zur Bewältigung
von anstehenden Problemen der Raum-
ordnung; Grunderwerb
• Zentrale und regionale Einrichtungen,
Kapitaltransfers an Gemeinden
• Zentralörtliche und regionale Maßnah-
men, Kapitaltransfers an Gemeinden
• Verein „Niederösterreich - Wien, ge-
meinsame Erholungsräume", Beitrag
des Landes
• Planungsgemeinschaft Ost, Ausga-
ben für Auftragsarbeiten und für den
Aufwand der Geschäftsstelle
• Regionalmanagement, Förderungen
• Dorf- und Stadterneuerung, Förde-
rung und Sachausgaben

Abteilung Bau- und Raumordnungsrecht

Statistik 199728 Gemeinden haben einen vereinfach-
ten Flächenwidmungsplan für das ge-
samte Gemeindegebiet erlassen.
Wie bisher wurde der Prüfung der Ge-
setzmäßigkeit neuer Bebauungspläne
und der Änderungen bereits geltender
Bebauungspläne besonderes Augen-
merk zugewendet. Nach wie vor neh-
men die meisten Gemeinden schon bei
der Ausarbeitung des Bebauungspla-
nes rechtliche Beratung in Anspruch.
Mit der NÖ Bauordnung 1996 wurde der
Mindestinhalt der Bebauungspläne re-
duziert und damit die Erstellung für die
Gemeinden erleichtert. Eine Novelle zur
Planzeichenverordnung für Bebauungs-
pläne wurde einem Begutachtungsver-
fahren unterzogen und wird voraussicht-
lich im Jänner 1998 von der Landesre-
gierung beschlossen werden.
Bisher haben 111 Gemeinden einen Be-
bauungsplan im Sinne der geltenden
Bestimmungen der Bauordnung für ihr
gesamtes Bauland und 116 Gemeinden
einen solchen für Teile ihres Baulandes
erlassen. In 45 Gemeinden steht ein ver-
einfachter Bebauungsplan für das ge-
samte Bauland in Geltung, in weiteren
44 ein vereinfachter Bebauungsplan für
einzelne Baulandbereiche.

Raumordnungsrecht
Schwerpunkte 1997

Das regionale Raumordnungsprogramm
Untere Enns wurde am 11. Juli 1997 und
die 1. Novelle des regionalen Raumord-
nungsprogrammes NÖ Zentralraum am
26. März 1997 kundgemacht.
Eine neue Verordnung über die Bestim-
mung des äquivalenten Dauerschallpe-
gels bei Baulandwidmungen wurde
einem Begutachtungsverfahren unterzo-
gen und wird voraussichtlich im Jänner
1998 von der Landesregierung be-
schlossen werden.
Die Ausarbeitung einer neuen Planzei-
chenverordnung für Flächenwidmungs-
pläne auf Grund der am 1. Jänner 1996
in Kraft getretenen Novelle zum NÖ
Raumordnungsgesetz verzögert sich, da
sich bei der Auswahl eines entsprechen-
den EDV-Systems zur Digitalisierung der
Flächenwidmungspläne Schwierigkeiten
ergeben haben.
Ab 1. Jänner 1998 wird der Ablauf des
Widmungsverfahrens bei der Änderung
örtlicher Raumordnungsprogramme ver-
einfacht. Durch diese Vereinfachung soll
einerseits das Verfahren beschleunigt
und andererseits die Eigenverantwor-
tung der Gemeinden gestärkt werden.
Die Stellung des Ortsplaners wird da-
durch ebenfalls aufgewertet. Der Erfolg
dieser neuen Vorgangsweise soll nach
Ablauf eines Jahres geprüft und bei po-
sitivem Ergebnis eine endgültige Rege-
lung geschaffen werden.
Bisher haben 508 Gemeinden ein örtli-
ches Raumordnungsprogramm für das
gesamte Gemeindegebiet erlassen und
weitere 35 ein nach Inhalt oder Gel-
tungsbereich noch unvollständiges,
zumeist einen Flächenwidmungsplan;

Schriftliche Rechtsauskünfte 10
Genehmigte örtliche Raumordnungs-
programme (Erlassung) 17
Genehmigte Änderungen von örtlichen
Raumordnungsprogrammen 330
Nicht genehmigte Änderungen von
örtlichen Raumordnungsprogrammen 0
Genehmigte Änderungen von
vereinfachten Flächenwidmungsplänen 2
Nicht genehmigte Änderungen von
vereinfachten Flächenwidmungsplänen 0
Geprüfte Bebauungspläne (Erlassung) 36
Geprüfte Änderungen von Bebauungs-
plänen 148
Geprüfte Bausperren 47
Geprüfte Aufschließungszonen -
Freigabeverordnungen 78
Stellungnahmen zu Beschwerden an die
Volksanwaltschaft 1
Erledigte Vorstellungen 2
Gegenschriften an den Verwaltungs-
gerichtshof 1
Gegenschriften an den Verfassungs-
gerichtshof 1

Baurecht

Schwerpunkte 1997

Aufgrund der NÖ Bauordnung 1996
wurde die NÖ Bautechnikverordnung
1997 am 24. Oktober 1997 kundge-
macht und trat am 1. November 1997 in
Kraft. Diese Bautechnikverordnung ent-
hält auch die Bestimmungen für Abstell-
ablagen, Heizungen samt Luftreinhal-
tung, Schutzräume und die Lagerung
von brennbaren Flüssigkeiten. Sie tritt an
die Stelle von bisher 5 Verordnungen
und 1 Gesetz.

Ziele 1998

Die möglichst rasche Erledigung aller
Anträge und Anfragen bleibt ständiges
Ziel.
Die Gemeinden sollen wie bisher bei der
Erlassung und Änderung der örtlichen
Raumordnungsprogramme und der Be-
bauungspläne rechtlich beraten werden.
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Straßenrecht
Schwerpunkte 1997

Ein Entwurf eines neuen NÖ Straßenge-
setzes 1998 wurde unter der Prämisse
einer Deregulierung ausgearbeitet. Er
wird im Frühjahr 1998 zur Begutachtung
ausgesendet werden.

Ziele 1998

Nach wie vor ist der zeitgerechten Erle-
digung von Anfragen und Rechtsmitteln
der Vorrang einzuräumen.

Ziele 1998

Die Beschleunigung der Erledigung von
Rechtsmitteln bleibt unser Ziel. Die
Schulung von Gemeindefunktionären,
Bausachverständigen und -Sachbear-
beitern wird insbesondere im Hinblick
auf die neue Bauordnung intensiv fortzu-
setzen sein.

Statistik 1997

Mitarbeiter der Fachabteilung haben
sich für die Abhaltung von Baurechtsse-
minaren der NÖ Gemeindeverwaltungs-
schule und Kommunalakademie sowie
der NÖ Landesakademie zur Verfügung
gestellt.
Die Erledigung von Vorstellungen konnte
mit wenigen Ausnahmen innerhalb der
gesetzlichen Frist erfolgen. Überfällige
Rechtsmittelentscheidungen stehen nur
bei den wenigen Fällen an, bei denen
die Erstellung von Gutachten und die
Vorlage von Entscheidungsunterlagen
notwendig sind und damit die Verfah-
rensverzögerung auf abteilungsexterne
Gründe zurückzuführen ist. Von 33 im
Jahr 1997 eingelangten Erkenntnissen
des Verwaltungsgerichtshofes bestätig-
ten 27 die Entscheidungen der Fachab-
teilung als Aufsichtsbehörde.
Das Ausmaß der Beanspruchung der
rechtskundigen Mitarbeiter durch münd-
liche und telefonische Anfragen bau-
rechtlicher Art außerhalb der Parteien-
verkehrszeit ist weiterhin groß. Der tele-
fonische Parteienverkehr muß daher
auch weiterhin auf den Dienstag sowie
je 2 Stunden/Tag und Jurist (im letzten
Jahr nur 1 Stunde) eingeschränkt blei-
ben, um das Entstehen von neuen Rück-
ständen über die 6-Monate-Entschei-
dungsfrist zu verhindern.

Stellungnahmen zu Gesetz- und
Verordnungsentwürfen 6
Geprüfte baurechtliche Verordnungen 208
Schriftliche Rechtsauskünfte 184
Erledigte Aufsichtsbeschwerden 10
Berufungsentscheidungen über Bundes-
bauvorhaben 0
Berufungsentscheidungen in Straf-
verfahren 0
Berufungsentscheidungen in Zwangs-
vollstreckungsverfahren 18
Berufungsentscheidungen in Gemeinde-
aufsichtsbelangen 5
Erledigte Vorstellungen 374
Gegenschriften an den Verwaltungs-
gerichtshof 37
Gegenschriften an den Verfassungs-
gerichtshof 11
Stellungnahmen zu Beschwerden an die
Volksanwaltschaft 0
Prüfberechtigung für Kleinfeuerungs-
anlagen 119

Statistik 1997

Schriftliche Rechtsauskünfte
Aufsichtsbeschwerden
Ausnahmebewilligungen nach dem
Bundesstraßengesetz
Vorstellungen
Berufungen
Geprüfte straßenrechtliche Verordnungen
von Gemeinden
In Sammelverordnungen erfaßte Fälle der
Widmung, Umlegung oder Auflassung
von Landesstraßen(-teilstrecken)
Stellungnahmen zu Beschwerden an
die Volksanwaltschaft
Enteignung
Gegenschrift an den Verwaltungs-
gerichtshof

2
1

17
5
0

644

Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik

Örtliche Raumordnung
Die am 29. Juni 1995 mit Wirksamkeit
vom 1.1. 1996 vom Landtag beschlos-
sene 6. Novelle zum NÖ Raumord-
nungsgesetz 1976 erforderte wie in den
Jahren zuvor einen verstärkten Einsatz
der Amtssachverständigen für Aus-
kunfts- und Beratungsaufgaben. Es war
notwendig, die vom Gesetzgeber neu
festgelegten Inhalte der gesetzlichen
Bestimmungen sowohl an die Ortspla-
ner als auch an die Gemeinden erklä-
rend weiterzugeben. Um den gesetzli-
chen Intentionen zu entsprechen, wurde
die Erarbeitung von Arbeitsbehelfen für
die Ortsplaner fortgesetzt.
Bei den von den NÖ Gemeinden ange-
strengten Änderungs- und Erlassungs-
verfahren und somit in der Vorbegutach-
tung und Begutachtung von Flächen-
widmungsplänen und Raumordnungs-
programmen war eine etwa gleich hohe
Anzahl wie in den Jahren zuvor zu beob-
achten. Insgesamt waren von den Sach-
verständigen der örtlichen Raumord-
nung in diesem Bereich rund 1.000
Akten zu bearbeiten. Die Komplexität
und der Schwierigkeitsgrad der einzel-
nen Änderungspunkte hat durch die

• Mitarbeit in praktisch allen Unteraus-
schüssen der Österreichischen Raum-
ordnungskonferenz (ÖROK). Der Abtei-
lungsleiter ist Vertreter des Landesamts-
direktors in der Stellvertreterkommission
der ÖROK.
• Betreuung der Regionalmanage-
ments
• Niederösterreichisch-Oberösterreichi-
sche Raumordnungskommission
• Verein Niederösterreich - Wien, ge-
meinsame Erholungsräume
• Vereinbarung über die Zusammenar-
beit Niederösterreich - Interessengebiet
der Tschechischen Republik
• Österreichisch-Ungarische Raumord-
nungskommission
• Arbeitsgruppe Raumordnung der
ARGE Donauländer.
Mitarbeiter der Abteilung Raumordnung
und Regionalpolitik arbeiten auch an der
Erstellung eines dreisprachigen Hand-
wörterbuches der Raumordnung Öster-
reich-Tschechische Republik-  Slowakei
mit, welches federführend vom Institut für
Städtebau und Raumplanung der Techni-
schen Universität Wien erstellt wird.

Die Abteilung Raumordnung und Regio-
nalpolitik übersiedelte im August 1997
mit folgenden Sachgebieten nach St.
Pölten:
• Örtliche Raumordnung für die Verwal-
tungsbezirke Amstetten, Gmünd, Horn,
Krems, Lilienfeld, Melk, Scheibbs, St.
Pölten, Waidhofen/Thaya, Gerichtsbe-
zirk Retz, Statutarstädte Krems, St. Pöl-
ten und Waidhofen/Ybbs.
• Sektorale Landesraumordnung
• Geschäftsstelle des Landes Nieder-
österreich für EU-Regionalpolitik
Außenstellen der Abteilung bestehen in:
• Baden (Gebäude der Bezirkshaupt-
mannschaft) mit den Sachgebieten Örtli-
che Raumordnung für die Verwaltungs-
bezirke Mödling, Gänserndorf, Baden,
Neunkirchen, Bruck/Leitha, Tulln, Holla-
brunn (ohne Gerichtsbezirk Retz), Kor-
neuburg, Mistelbach, Wien-Umgebung,
Wiener Neustadt und die Statutarstadt
Wiener Neustadt, Regionalplanung
• Krems (Gebietsbauamt): Stadterneue-
rung
• Hollabrunn: Dorferneuerung
• Maria Enzersdorf-Südstadt: Statistik
Weitere Agenden, welche keinem spezi-
ellen Sachgebiet zugeordnet werden
können, betreffen vor allem:
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• Übergroße, blockierte Baulandre-
serve
• Nutzungskonflikte benachbarter Wid-
mungen
• Unkoordinierte Schotter- und Ge-
steinsgewinnung auf Grund der Bergge-
setznovelle
Hinzugekommen ist die Problematik,
daß durch die eingeschränkten Budget-
mittel die Beratungstätigkeit der Sach-
verständigen in den Gemeinden zurück-
genommen werden mußte. Der Aufwand
auf der Verfahrensebene hat sich da-
durch jedoch erhöht. Doch auch dieses
Erfordernis der Gemeinden konnte
durch die Auswirkungen des Sparpake-
tes nicht voll abgedeckt werden. Zur
Aufrechterhaltung der Beratungstätig-
keit wurde eine Kostenbeteiligung der
Gemeinden eingeführt.
Die Anforderungen an Sachverständi-
gentätigkeiten und Koordinierungsauf-
wand durch konzipierte Großprojekte in
den Ballungsgebieten des Wiener Süd-
raumes bzw. diskutierter Zentren im Nor-
den von Wien blieben auch 1997 auf-
recht.

Schwerpunkte 1997
• Raumordnungsfachliche Vollständig-
keitsprüfung von Verfahrensunterlagen
• Vorbegutachtung/Begutachtung von
Änderungen Örtlicher Raumordnungs-
programme oder vereinfachter Flächen-
widmungspläne sowie der Erlassung
Örtlicher Raumordnungsprogramme
• Beratung und Auskunftserteilung über
raumordnungsfachliche Probleme
• Sachverständigentätigkeit in NÖ Ge-
meinden
• Sachverständigentätigkeiten für die
Dienststellen des Landes und Bundes
• Erledigung schriftlicher Anfragen
• Bearbeitung von Förderungsansu-
chen für die Erstellung Örtlicher Raum-
ordnungsprogramme und von Bebau-
ungsplänen.

Bea rbe i t ung  von Sach themen
• Überarbeitung der Lärmschutzverord-
nung
• Verbesserungsvorschläge zur Rege-
lungsbestimmung von Einkaufszentren
und Fachmarktzentren
• Erarbeitung eines Mustervertrages für
die Gemeinden und Grundeigner zur
Baulandmobilisierung
• Gemeindebefragung - Akzeptanz
der Raumordnung, Verbesserungsvor-
schläge
• Verfahrensvereinfachung

We i te re  Le i s tungen  des
Sachgeb ie tes
• Unterstützung der Gemeinden in Zu-
sammenarbeit mit der Abteilung Ver-
messung bei der Beschaffung der digi-
talen Katasterplangrundlage
• Unterstützung der Gemeinden bei der
Umstellung der Ortsplanungen auf digi-
tale Örtliche Raumordnungsprogramme

• Mitarbeit in der Planungsgemeinschaft
Ost und im Verein Niederösterreich -
Wien - gemeinsame Erholungsräume
• Raumordnungsfachliche Grundsatz-
überlegungen zu Themenschwerpunk-
ten wie Erhaltenswerte Bauten im Grün-
land (Geb), Lärmschutzverordnung, Ein-
kaufszentren, Fachmarktzentren
• Vorträge über örtliche Raumplanung
in den Gemeinden bei Amtstagen, bei
den Veranstaltungen in den NÖ Gemein-
den sowie bei der Baudienstprüfung
• Informationsveranstaltung für Be-
treuer der Dorf- und Stadterneuerung
als Koordinationsplattform über die je-
weiligen Interessen und Anliegen der
Dorf- und Stadterneuerung sowie der
Raumordnung
• Mitarbeit an der Zeitschrift „Raumord-
nung aktuell“
• Begutachtung von Baugründen im
Rahmen der „Baurechtsaktion des Lan-
des NÖ“
• Abgabe von Gutachten an andere Be-
hörden (Gewerbeverfahren, Rodungs-
verfahren, Bauverfahren)

Arch i v  und Ze i chenbü ro

• Führung des Planarchivs für die Flä-
chenwidmungspläne
• Kontrolle der Nachführung vorange-
gangener Änderungen bei der Einord-
nung neuer Plandrucke
• Herstellung von Planunterlagen für
Planungszwecke
• Archivierung der durch Änderungen
bzw. Neuplanungen ersetzten Ortspla-
nungen in Form der Mikroverfilmung
• Archivierung der Grundlagenfor-
schung zur örtlichen Raumordnung
• Auskunftserteilung über Flächenwid-
mungspläne und Grundlagenforschung
der örtlichen Raumordnung
• Betreuung des Landkartenarchivs
und der Kartengrundlagen
• Erstellen des Kartenmaterials für die
Regionalplanung
• Aktualisierung der Baulandbilanzen
aller NÖ Gemeinden anläßlich der Er-
stellung neuer Örtlicher Raumordnungs-
programme oder deren Änderung

Ziele 1998
• Mitarbeit an den Grundlagen und der
Entwicklung des abteilungsübergreifen-
den RUIS
• Erarbeitung von Grundlagen für eine
verbesserte Handhabung der Raumord-
nungsziele im Zusammenhang mit der
Hochwasserproblematik
• Fachliche Vorschläge zur Präzisie-
rung bzw. Verbesserung gesetzlicher
Bestimmungen des NÖ ROG 1976, No-
velle 1995
• Fertigstellung des Datenstrukturmo-
dells für eine GIS-gestützte Raumord-
nung
• Erarbeitung einer Schnittstelle für die
Übernahme von Raumordnungsdaten
auf EDV-Systeme des Landes

fortschreitende Einbeziehung der für die
Widmung immer weniger bis ungeeig-
neten Lagen und Randlagen zugenom-
men. Die Konfliktbereitschaft bei be-
nachbarten Nutzungsunverträglichkei-
ten hat ebenfalls zugenommen und Gut-
achterkapazität in den unterschiedlich-
sten Verfahren und Anfragen gebunden.
Der Fortschritt in der Ausstattung der
NÖ Gemeinden mit Örtlichen Raumord-
nungsprogrammen im Jahre 1997 wird
weiter darin gesehen, daß wieder meh-
rere Gemeinden ihre Örtlichen Raum-
ordnungsprogramme durch qualitäts-
verbessernde Überarbeitungen ersetzt
haben und daß nun insgesamt in 40 NÖ
Gemeinden die Erstellung digitaler Örtli-
cher Raumordnungsprogramme auf
einer digitalen Katastralmappengrundla-
ge eingeleitet wurde. Drei digitale Orts-
planungen wurden abgeschlossen und
anhand der analogen Plots aufsichtsbe-
hördlich genehmigt. Die digitalen Daten-
träger liegen erst zum Teil vor.
Die für derartige Planungen und auch
durch die ROG-Novelle 1995 erforderli-
che Novellierung der Planzeichenver-
ordnung wurde nach der rechtlichen Be-
urteilung und zusätzlicher fachlicher An-
regungen noch einmal überarbeitet. Die
neue Planzeichenverordnung ist so auf-
gebaut, daß das optische Erschei-
nungsbild bisheriger Planungen auch in
Zukunft weitestgehend beibehalten wird.
Die Flächenwidmungs- und Grundla-
genpläne können danach jedoch gleich-
wertig analog (von Hand gezeichnet) als
auch digital (EDV-gestützt) ausgeführt
werden.
Der im Jahre 1996 begonnene Arbeits-
behelf „Richtlinie für digitale Örtliche
Raumordnungsprogramme“ wurde wei-
testgehend fertiggestellt. Die entspre-
chend dem Datenstrukturmodell in Hin-
kunft zu liefernden Daten örtlicher
Raumordnungsprogramme sollen auch
gemeindeübergreifende Analysen und
die Ausarbeitung neuer Entscheidungs-
grundlagen auf Landesebene erlauben.
Als Plangrundlage für digitale Örtliche
Raumordnungsprogramme dient die di-
gitale Katastralmappe (DKM).
Um einerseits eine Kostenreduktion und
andererseits eine Reduktion des Be-
schaffungsaufwandes für die NÖ Ge-
meinden zu erreichen, wurde in Zusam-
menarbeit mit der Abteilung Vermes-
sung der Ankauf verfügbarer Mappen
vom Bundesamt durch das Land Nie-
derösterreich fortgesetzt. Plangrundla-
gen können dort, wo sie vom Bundes-
amt fertiggestellt wurden, in einer die
Gemeinden unterstützenden Weise wei-
tergegeben werden.
Die im Bericht 1996 aufgezeigten Pro-
blembereiche blieben auch 1997 aktu-
ell:
• Handlungsbedarf durch höchstge-
richtliche Entscheidungen auf dem Ge-
biete der Raumordnung
• Verknappung für Bauentwicklung ge-
eigneter Standorte
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• Zum Themenbereich Einkaufszentren
wurden verschiedene Entscheidungs-
grundlagen zusammengestellt, u. a.
eine kartenmäßige Übersicht über die
Standorte von Einkaufszentren in Nie-
derösterreich und der Bezug zur Ge-
meindegröße nach Einwohnerzahlen
sowie über Filialnetze. Darauf basierend
wurde ein Konzept zur Förderung des
Einkaufs in Stadtzentren entwickelt.
• Für die geplante Novellierung des NÖ
Gesundheits-Raumordnungsprogrammes
wurden verschiedene Entscheidungs-
grundlagen erstellt (EDV-unterstütztes
Erreichbarkeitsmodell, Verarbeitung der
ÖAW/ÖIR-Bevölkerungsprognose, the-
matische Karten) sowie die Ergebnisse
der Gesundheitsstudie der ARGE-Hu-
manomed-Prognos AG ausgewertet.
Der Arbeitskreis „NÖ Spitalsstrukturre-
form“, in welchem die maßgeblichen
Weichenstellungen zum Gesundheits-
Raumordnungsprogramm vorbereitet
werden, tagte zweimal.
• Das NÖ Gewerbe- und Industrie-
Raumordnungsprogramm wird novel-
liert, sobald die für ganz Österreich gel-
tenden sogenannten „Nationalen Regio-
nalförderungsgebiete“ im Sinne des EU-
Wettbewerbsrechtes neu festgelegt wor-
den sind. Mit einer Neufestlegung dieser
nationalen „Wettbewerbsgebietskulisse“
ist im Jahre 1999 zu rechnen.
• Im Bereich Sozialwesen wurden im
Zuge der Grundlagenforschung raum-
ordnungsrelevante Studien und Daten
aufbereitet, um das NÖ Sozialhilfe-
Raumordnungsprogramm schrittweise
in ein Konzept überleiten zu können.
Über die psychosozialen Dienste und
die Standorte sozialer Einrichtungen
wurden Karten erstellt.
• Im Schul- und Bildungswesen ist u. a.
die Mitwirkung im NÖ Beratungsgremi-
um für Fachhochschulen zu erwähnen,
wodurch in die Gesamtbetrachtung
auch regionale Standortfaktoren und re-
gionalpolitische Zielvorstellungen der
Raumordnung Eingang finden.
• Zur NÖ Kommunalstruktur wurde ein
Gutachten zur Trennung der Gemeinde
Zeiselmauer erstellt.
• Am Aufbau eines EDV-unterstützten
Informationssystems für Raumordnung
und Umwelt (RUIS) wurde intensiv mit-
gearbeitet und mit dementsprechenden
Pilotprojekten für die Sektorale Landes-
raumordnung begonnen. Die Vorausset-
zungen für die Grundlagenforschung
wurden durch den Ausbau der EDV-Un-
terstützung erheblich verbessert, wei-
tere Verbesserungen sind aber dringend
erforderlich, da dadurch Zeit- und Ko-
stenersparnisse bei gleichzeitig verbes-
sertem Zugang zu Informationen erzielt
werden können.
• Für die örtliche Raumordnung wurde
auch im Jahre 1997 wieder eine erhebli-
che Anzahl an Gemeindeinformations-
bögen über Grundlagen der Sektoralen
Landesraumordnung ausgefertigt.

(Bevölkerungsentwicklung, Wirtschaft
und Beschäftigung, Siedlungsentwick-
lung, Naturraum, Landschaft und Um-
welt, Verkehr, Landeshauptstadt und Re-
gionalisierung, Niederösterreichs Stel-
lung im größeren Raum),
- Einfluß- und Eingriffsmöglichkeiten
der Raumordnung (örtliche und überört-
liche Raumordnung, Infrastrukturaus-
bau, Investitionslenkung),
- räumliche Entwicklungsvorstellungen
(Entwicklungstendenzen der Raum-
struktur, Grundzüge der Gesamtstrate-
gie der Raumordnung, Grundzüge der
Raumstruktur, räumliche Entwicklungs-
ziele),
- Ziele und Maßnahmen für einzelne
Sachbereiche (Siedlungsstruktur, Natur-
raum, Landschaft und Umwelt, Verkehr,
Wirtschaft und Beschäftigung, Touris-
mus, Freizeit und Erholungswesen, Ge-
sundheits- und Sozialwesen, Bildungs-
wesen, kulturpolitische Aktivitäten) so-
wie die
- Realisierung des Leitbildes (Raum-
ordnungsprogramme und Raumord-
nungskonzepte, Baulandmanagement,
Dorf- und Stadterneuerung, Wirtschafts-
und Regionalförderung, EU-Regional-
programme, Regionalmanagement).
• Ende 1997 wurde für den Bereich
„Tourismus, Freizeit und Erholung“ ein
Fachkonzept amtsintern fertiggestellt.
Dieses befaßt sich u. a. mit den Grund-
lagen der touristischen Raumordnung,
ihren Aufgaben in bezug auf die Touris-
muswirtschaft, der Stellung des Fach-
konzeptes zum touristischen Leitbild
Niederösterreich 2001 und mit den
NÖ-bezogenen Grundsätzen und Zielen
der touristischen Raumordnung und Re-
gionalpolitik. Ein umfangreicher Maß-
nahmenkatalog bildet die Grundlage für
die Umsetzung, wobei die Koordination
und Zusammenarbeit der verschieden-
sten mit Tourismus, Freizeit und Erho-
lung direkt oder indirekt befaßten Stellen
eine wichtige Säule darstellen wird. Dem
Fachkonzept ist ein sehr informativer
Kartenband zur Tourismusentwicklung in
Niederösterreich zwischen 1975 und
1995 angeschlossen.
Eine Broschüre über die Pferderegionen
in Niederösterreich, wozu seitens des
Sachgebietes die Koordination besorgt
und ein Beitrag über Raumordnung und
Regionalentwicklung geleistet wurde,
konnte abgeschlossen werden.
Begonnen wurde mit der Erstellung
eines Konzeptes für die freizeit- und tou-
rismusrelevante Wegeinfrastruktur. Darin
reihen sich Projekte zu den Reitwegen
(das schon weiter fortgeschritten ist), zu
den Radwegen und den Mountainbike-
wegen ein.
Das Projekt „Eigenständige Regional-
entwicklung im Grenzraum“ - es befaßt
sich mit den Themenbereichen Touris-
mus - Landschaft - Landwirtschaft im
Raum nördliches Weinviertel - Südmäh-
ren - wurde betreut und konnte abge-
schlossen werden.

• Entwicklung von Konvertierungspro-
grammen zur Entgegennahme von Da-
ten von unterschiedlichen Betriebssy-
stemen
• Neuorganisation des Plan- und
Grundlagenarchivs
• EDV-mäßige Weiterausstattung (Um-
stieg, Großrechner auf Access)
• Information der Gemeinden über
einen verstärkten Einsatz von Verträgen
zur Lösung gemeindlicher Raumord-
nungs- und Baulandverfügbarkeitspro-
bleme
• Entwicklung von Konzepten für eine
Standardisierung von Arbeitsabläufen
im Sachverständigentätigkeitsbereich
• Abwicklung der im Jahre 1997 aus
Einsparungsgründen entfallenen Infor-
mationsveranstaltung für Architekten
und Raumplaner
• Seminar „Ortsplanung miteinander“

Sektorale
Landesraumordnung
Aufgaben und
Schwerpunkte 1997

Aufgabe dieses Sachgebietes ist es,
raumstrukturelle und sachbereichsbezo-
gene Probleme, die großräumig bzw,
landesweit auftreten, zu analysieren und
Lösungen für eine positive, räumlich ab-
gestimmte und nachhaltige Landesent-
wicklung zu erarbeiten. Daraus ergeben
sich u. a. Leitlinien dafür, wie das Land
Niederösterreich großräumig räumlich
organisiert bzw. strukturiert und ent-
wickelt werden soll. Durch die Sektorale
Landesraumordnung werden für ver-
schiedenste Themenbereiche mit Raum-
bezug wissenschaftliche Untersuchun-
gen und Entscheidungsgrundlagen teils
selbst, teils in Form von Auftragsfor-
schung erstellt sowie Raumordnungs-
programme, Raumordnungskonzepte
und Gutachten erarbeitet.
Wesentlich ist dabei der koordinative
Ansatz zwischen Raumordnung und
Sachbereichsproblemen bzw. die Koor-
dination und die Kooperation zwischen
der Raumordnungsabteilung und den
fachlich zuständigen Stellen, die ihrer-
seits großteils für Förderungsvergaben
zuständig sind, um so eine effektive
Raumordnungs- und Regionalpolitik be-
treiben zu können.
• 1997 wurde das Leitbild für die räum-
liche Entwicklung des Landes Nieder-
österreich abteilungsintern fertiggestellt,
welches 1998 über Internet sowie - in
konventioneller Form - über eine Bro-
schüre zur Diskussion gestellt wird. Das
Leitbild basiert auf Auftragsarbeiten
(v. a. des Österreichischen Instituts für
Raumplanung - ÖIR) sowie eigenen Bei-
trägen und soll ein Informations- und
Koordinierungsinstrument sein.
Es behandelt
- die Ausgangslage und die Rahmen-
bedingungen der Landesentwicklung
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- Slowakei und Österreich - Tschechien,
LEADER, KMU, RESIDER, RETEX. Die
drei Gemeinschaftsinitiativen, die insbe-
sondere der Bewältigung des industriel-
len Strukturwandels dienen (KMU, RE-
SIDER, RETEX), werden auf Landes-
ebene von der Abteilung Wirtschaftsför-
derung verwaltet. Für die Koordinierung
der Abwicklung der fünf übrigen ge-
nannten EU-Programme ist die Abtei-
lung Raumordnung und Regionalpolitik
- Geschäftsstelle für EU-Regionalpolitik
zuständig.
Einen weiteren Arbeitsschwerpunkt bil-
dete 1997 die fachliche Auseinanderset-
zung mit den Themen Reform der EU-
Strukturfonds und EU-Osterweiterung,
welche Gegenstand des Grundsatzpa-
piers „Agenda 2000“ der Europäischen
Kommission sind. Die EU-Geschäfts-
stelle hat dazu Positionspapiere und
Stellungnahmen erarbeitet, welche in
den gesamtösterreichischen Meinungs-
bildungsprozeß und Forderungskatalog
an die EU Eingang fanden.

EU-Reg iona l f ö rde rp rog ramme
Ziel 2 und Ziel 5b

Rund 90% der im Programmplanungs-
zeitraum 1995-1999 für Niederöster-
reich vorgesehenen EU-Regionalförder-
mittel von knapp über 2 Mrd. S entfallen
auf die beiden Programme gemäß Ziel 2
und Ziel 5b der EU-Strukturfonds, der
Rest wird von den oben erwähnten Ge-
meinschaftsinitiativen beansprucht. Um
die nötige Kontrolle und Erfolgsbewer-
tung der Programme zu gewährleisten,
wurden eigene Begleitausschüsse hie-
für eingerichtet, denen auch Vertreter
der Europäischen Kommission angehö-
ren. 1997 fanden im Rahmen von Ziel 2
und Ziel 5b drei Sitzungen dieser Be-
gleitausschüsse unter dem Vorsitz der
EU-Geschäftsstelle statt. Dabei wurden
erstmals Änderungen in den Finanzplä-
nen der beiden Programme vorgenom-
men, um der unterschiedlich verlaufen-
den Nachfrage nach Fördergeldern bei
den einzelnen Maßnahmen Rechnung
zu tragen. Außerdem wurden im Auftrag
der Begleitausschüsse von externen
Gutachtern Zwischenevaiuierungen
durchgeführt, die der Erfolgsbeurteilung
der beiden Programme und der Ausar-
beitung von Verbesserungsvorschlägen
für die Programme, die im Rahmen der
künftigen Programmplanungsperiode zu
erstellen sein werden, dienen.
Die Umsetzung der beiden Zielgebiets-
programme nahm einen erfolgreichen
Verlauf. Hinsichtlich der Ausschöpfung
der EU-Strukturfondsmittel lag Nieder-
österreich 1997 unter allen 7 Bundeslän-
dern, in denen Ziel-2- bzw. Ziel-Sb-Pro-
gramme eingesetzt werden, an erster
Stelle. Rund 3.000 Projekte wurden bis-
her realisiert bzw. in Angriff genommen
und mit einem Förderungsaufwand von
2,45 Mrd. S (davon 0,95 Mrd. S EU-Mit-
tel, 1,50 Mrd. S nationale Mittel) unter-

stützt. Auf diese Weise wurden in den
strukturschwächeren Landesteilen Inve-
stitionen im Umfang von 10,9 Mrd. S in
Gang gesetzt.

LEADER II

Trotz des späten Programmstarts von
LEADER II in Niederösterreich haben
die sechs sogenannten lokalen Aktions-
gruppen, die Region Schneebergbahn -
Hohe Wand - Steinfeld, der Verein NÖ
Eisenstraße, die LAG Kulturpark Kamp-
tal, die Ökoregion Retzer Land, der REV
Land um Laa an der Thaya und der Ver-
ein Vernetzung Waldviertier Grenzland
im Jahr 1997 schon etwa 60 Projekte mit
einem Fördervolumen von rund 35
Mio. S begonnen und teilweise auch
schon abgeschlossen. Die Schwerpunk-
te der Arbeit liegen in innovativen und
sektorübergreifenden Projekten in den
Bereichen Kulturtourismus, EDV & Tele-
kommunikation sowie der Diversifizie-
rung der landwirtschaftlichen Produk-
tion.

INTERREG II A

Die Gemeinschaftsinitiative INTERREG
II A unterstützt die sozioökonomische
Entwicklung der europäischen Grenzre-
gionen und die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit an den Binnen- und
Außengrenzen der EU. Für die nieder-
österreichischen Regionen an der
Grenze zu Tschechien und der Slowakei
stehen bis 1999 insgesamt 77 Mio. S
aus den 3 EU-Strukturfonds für wirt-
schaftliche, touristische, landwirtschaftli-
che und kulturelle Projekte zur Verfü-
gung. Eine erste Zwischenbilanz Ende
1997 zeigt, daß die Förderungsmöglich-
keiten gut angenommen werden. So ist
es beispielsweise gelungen, zwischen
dem Weinviertel, Südmähren und der
Westslowakei eine Dreiländer-EUREGIO
zu gründen. Ziel ist die weitere Intensi-
vierung der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit und die Vorbereitung der
Regionen auf die EU-Osterweiterung.

INTERREG II C

Die Gemeinschaftsinitiative INTERREG
II C unterstützt die transnationale Zu-
sammenarbeit im Bereich der Raumord-
nung. Niederösterreich ist am Programm
„Mitteleuropäischer, Adriatischer, Do-
nau- und Südosteuropäischer Raum -
CADSES" beteiligt. Das Programm wur-
de im Juli 1997 von der Europäischen
Kommission genehmigt. Im Rahmen
dreier Projekte der ARGE Donauländer
kommt Niederösterreich in den Genuß
von EU-Strukturfondsmitteln.
Für beide Programme liegt die Gesamt-
koordination bei der EU-Geschäftsstelle.

Ziele 1998

• NÖ Landesleitbild: Diskussion über
Internet und der noch zu erstellenden
Publikation
• Schrittweise Umsetzung des Fach-
konzeptes über Tourismus, Freizeit und
Erholung
• Fortführung des Konzeptes zur frei-
zeit- und tourismusrelevanten Wegein-
frastruktur
• Freizeit- und Erholungswesen: Pro-
jektbegleitung eines Auftrages zur Kul-
turlandschaftsforschung/Modellentwick-
lung für die Erholungsraumbewertung
• Entwurf zur Novellierung des NÖ Ge-
sundheits-Raumordnungsprogrammes
• Sozialwesen: schrittweiser Ersatz des
Raumordnungsprogrammes durch Kon-
zepte - vordringlich des Bereiches Be-
hindertenhilfe; Revision des Raumord-
nungskonzeptes über NÖ Pensionisten-
und Pflegeheime
• Neue Regelung über Einkaufszentren
und Verbrauchermärkte
• Umsetzung des Konzeptes zur Förde-
rung des Einkaufs in Stadtzentren
• Abschluß der Überarbeitung des NÖ
Zentrale-Orte-Raumordnungsprogram-
mes, dazu Vorlage eines Fachkonzeptes
• Beginn mit der Bearbeitung eines NÖ
Schul- und Bildungskonzeptes, welches
das NÖ Schul-Raumordnungsprogramm
ersetzen soll - in Kooperation mit Fach-
abteilungen, NÖ Landesschulrat und
anderen auswärtigen Fachstellen
• Vorbereitungen zur Novellierung des
Gewerbe- und Industrie-Raumord-
nungsprogrammes
• Mitwirkung an RUIS, Verbesserung im
Bereich der Grundlagenforschung und
informationsaufbereitung durch EDV-
Unterstützung in Abstimmung mit RUIS
(Aufbau sachbereichsbezogener Daten-
banken in Kooperation mit Fachabteilun-
gen, Erstellung EDV-unterstützter Kar-
ten, EDV-unterstütze Kartierungen etc.)

Sachgebiet EU-Regionalpolitik

Die „Geschäftsstelle des Landes Nie-
derösterreich für EU-Regionalpolitik",
die 1994 eingerichtet wurde, hat die Auf-
gabe, für eine effiziente Vorbereitung
und Umsetzung der EU-Regionalförder-
programme zu sorgen und die hiefür
notwendige Planungs-, Koordinierungs-
und Öffentlichkeitsarbeit zu leisten.
Niederösterreich partizipiert in der
laufenden Programmplanungsperiode
1995-1999 an insgesamt 8 derartigen
Förderprogrammen, an deren Finanzie-
rung die drei EU-Strukturfonds (Agrar-
fonds EAGFL, Regionalfonds EFRE, So-
zialfonds ESF) mit einem Fördervolumen
von über 2 Mrd. S beteiligt sind. Es han-
delt sich dabei um die Programme Ziel 2
(Erneuerung rückläufiger Industriege-
biete) und Ziel 5b (Entwicklung ländli-
cher Gebiete) sowie um die Gemein-
schaftsinitiativen INTERREG Österreich
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Der Slogan „Dorferneuerung in Nieder-
österreich bringt Schwung ins Land“
charakterisiert die Dynamik dieser Be-
wegung.

Dorfgespräche und Leitbilder

Die Dorferneuerung beginnt in einem
Ort mit Dorfgesprächen, an denen mög-
lichst viele Ortsbewohner teilnehmen
und die in der Regel von zwei Betreuern
moderiert werden. Dabei werden die
Stärken und Schwächen eines Ortes er-
faßt und Möglichkeiten der Veränderung
diskutiert. Ziele der Erneuerung und ein
Leitbild werden formuliert. Dieses Leit-
bild soll wie Leitplanken den künftigen
Entwicklungsweg des Ortes festlegen.
Wesentlich ist nun, daß nicht Experten
von außen ein Leitbild festlegen, son-
dern daß es aus den Herzen und den
Köpfen der Bewohner selbst kommt. Nur
wenn diese voll dahinterstehen, besteht
die Chance, daß das Leitbild verwirklicht
wird. Wenn die Leitlinien für die künftige
Entwicklung festgelegt sind, können Vor-
haben umgesetzt werden, die der Ver-
wirklichung der Ziele dienen. Von An-
fang an wird bewußt gemacht, daß bau-
liche Projekte nur einen Teil der Dorfer-
neuerung ausmachen. „Fixe“ Projekte
werden verstärkt auf ihre Sinnhaftigkeit
hin überprüft. Planereinsatz und -hono-
rierung werden aufgabenbezogen und
nachvollziehbar gestaltet.

Einige Zahlen

Im Jahr 1997 haben über 30 Orte den
Weg der Dorferneuerung begonnen und
dörfliche Leitbilder erarbeitet. Die Ge-
samtzahl der Orte ist von 480 auf 514
angestiegen. Für 152 Orte wurden finan-
zielle Förderungen genehmigt und/oder
ausbezahlt.
Das abteilungsübergreifende Steue-
rungskomitee hat 1997 7 Sitzungen ab-
gehalten. 34 Leitbildberichte, 1 Grund-
analyse sowie 16 Dorferneuerungspläne
wurden begutachtet.

Neues Medium für die Dorf- und
Stadterneuerung

Das Mitteilungsblatt „Wir erneuern unser
Dorf“, welches in einer Auflage von ca.
36.000 Exemplaren erschien, ist 1997
mit 2 Ausgaben herausgekommen.
Themenschwerpunkte waren:
• 1-2/97: Global Denken - Lokal Han-
deln (Klimabündnis), Gemeinschafts-
häuser, Partnerschaft mit Rumänien
• 3-4/97: Stadt und Dorf der Zukunft,
Mostviertel, Landentwicklung, Kultur-
landschaftsprojekt
Im Herbst erschien erstmals die- Bro-
schüre „Leben in Stadt und Land“, die
künftig im Vierfarbendruck regelmäßig
über die Dorf- und Stadterneuerung be-
richten soll. Die Auflage der ersten Aus-
gabe betrug 42.000 Stück. Neben
grundsätzlichen Betrachtungen berich-

erarbeitet worden. Es ist vorgesehen,
diesen Bereich in das in Arbeit befindli-
che Regionale Raumordnungspro-
gramm Amstetten aufzunehmen.

Reg iona les  Raumordnungs -
p rog ramm Ams te t t en
Die Studie „landschaftsplanerische
Fachbeiträge“ dient als naturräumlicher
Beitrag für die Erstellung des regionalen
Raumordnungsprogrammes.

K le i n reg iona le
En tw i ck l ungskonzep te
Kleinregionale Entwicklungskonzepte
werden erarbeitet, um die regionale
Wirtschaftsstruktur, die Arbeitsplatz- und
Einkommenssituation sowie die Lebens-
qualität im ländlichen Raum zu verbes-
sern. Derzeitige Projekte: „Neuleng-
bach“, „Dobersberg“, „Allentsteig“,
„Poysdorf“, „Manhartsberg-Schmidatal“.

Raumordnungsp rog ramm für
die Gew innung  g runde igene r
m ine ra l i s che r  Rohs to f f e
Als Vorarbeit zu einer zu erwartenden
neuerlichen Novellierung des „Bergge-
setzes“ wurde der Entwurf eines „Raum-
ordnungsprogrammes für die Gewin-
nung grundeigener mineralischer Roh-
stoffe“ erstellt, der Begutachtung zuge-
führt und dem Raumordnungsbeirat vor-
gelegt.
Dieses Raumordnungsprogramm legt
Verbotszonen für den Abbau von Best-
und Lockergestein fest und wurde lan-
desweit für jene Bereiche erarbeitet, in
denen noch keine Regionalen Raum-
ordnungsprogramme den Fest- und
Lockergesteinsabbau regeln.

Ziele 1998

• Begutachtungsverfahren für die Re-
gionalen Raumordnungsprogramme
Wiener Neustadt - Neunkirchen, Wien-
Umland und Untere Erlauf
• Fertigstellung eines Entwurfes für ein
Regionales Raumordnungsprogramm
Amstetten
• Erstellung kleinregionaler Entwick-
lungskonzepte

Dorferneuerung
Vom Zuschauer zum Mitspieler

Unzählige Menschen haben sich im
Rahmen der Dorferneuerung in etwa
500 Orten engagiert und in intensiver
Denkarbeit und in vielen unbezahlten
Stunden Vorhaben umgesetzt, die sonst
nicht verwirklicht worden wären.
Aus Betroffenen wurden Beteiligte, aus
Zuschauern Mitspieler, die grundsätzli-
che Gedanken über Gegenwart und Zu-
kunft ihres Heimatortes entwickelten und
an der Umsetzung dieser Ideen mitwirk-
ten. Aus einem Nebeneinander wurde
ein Miteinander.

Regionalplanung
Regionale Raumordnungsprogramme,
die die Grundlage für die weitere räumli-
che Entwicklung Niederösterreichs bil-
den, sollen für alle Landesteile erstellt
werden. Sie sollen die sektoralen Raum-
ordnungsprogramme konkretisieren und
ergänzen und vor allem die in die Kom-
petenz des Landes fallenden Maßnah-
men verbindlich festlegen. Im Bereich
der Entwicklungsplanung sollen kleinre-
gionale Entwicklungskonzepte erstellt
werden.

Schwerpunkte 1997

Reg iona les  Raumordnungs -
p rog ramm Wiener  Neus tad t  -
Neunk i r chen
Die Grundlagenerhebung wurde 1997
vervollständigt. Die aus der Grundla-
generhebung resultierende Plandarstel-
lung im Maßstab 1 : 50.000 erfolgte digi-
tal und liegt derzeit zur Korrektur vor.

Reg iona les  Raumordnungs -
p rog ramm Wien -Umland
Aufgrund der dynamischen Entwicklung
und Änderungen insbesondere wasser-
wirtschaftlicher Grundlagen wurde 1997
eine Überarbeitung dieses Regionalen
Raumordnungsprogrammes begonnen.
Wesentlicher Bestandteil dieser Überar-
beitung war es, die Flächenwidmungs-
pläne sämtlicher Gemeinden digital zu
erfassen und in der Grundkarte ÖK
1 : 50.000 darzustellen.

Reg iona les  Raumordnungs -
p rog ramm für den
NÖ-Zen t ra l r aum
Nach Überarbeitung dieses Regionalen
Raumordnungsprogrammes wurde die
Novelle im Jahre 1997 rechtskräftig.

Reg iona les  Raumordnungs -
p rog ramm Unte re  Er lauf
Der Entwurf wird derzeit auf Grund
neuerer wasserwirtschaftlicher Grundla-
gen überarbeitet und für die Begutach-
tung vorbereitet.

Reg iona les  Raumordnungs -
p rog ramm Unte re  Enns
Nach Einarbeitung des Grobkonzeptes
zur Sanierung der Materialabbau-Folge-
landschaft „Köttinger-Holz" in den Ent-
wurf für das Regionale Raumordnungs-
programm Untere Enns, wurde dieser
Entwurf vom Raumordnungsbeirat posi-
tiv begutachtet und von der Landesre-
gierung verordnet. Am 11. Juli 1997
wurde dieses Regionale Raumord-
nungsprogramm veröffentlicht.

Reg iona les  Raumordnungs -
p rog ramm Unte re  Ybbs
Aufbauend auf den Landschaftsrahmen-
plan „Untere Ybbs“ ist ein Entwurf für ein
Regionales Raumordnungsprogramm
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Das Hauptaugenmerk wird aber auf eine
Stadterneuerung aus ganzheitlicher
Sicht gelegt. So wurden in den Städten
entsprechend den spezifischen Pro-
blemlagen der Städte Erneuerungskon-
zepte erarbeitet und die Leitbilder vom
Gemeinderat beschlossen.
1997 wurde v. a. intensiv an der Umset-
zung von Projekten gearbeitet, Stadter-
neuerungskonzepte wurden erstellt, die
Leitbilder wurden vom Gemeinderat be-
schlossen. In den neu aufgenommenen
Städten wurde 1997 durch die Bildung
von Stadterneuerungsbeiräten und Ar-
beitskreisen (Bürger, Politik, Verwaltung)
wertvolle Aufbauarbeit geleistet und Ar-
beitspapiere für die künftige Arbeit er-
stellt. Zahlreiche Veranstaltungen und
Diskussionen zeugen von der Anteil-
nahme der Bürger, die beginnen, die
Planung und Erneuerung ihrer Städte
selbst voranzutreiben und ihre Ideen ge-
meinsam mit Planern zu verwirklichen.
Wichtig für die Stadterneuerung in Nie-
derösterreich sind die Bedürfnisse und
Ideen der Bürger, da eine Stadterneue-
rung für die Zukunft nur durch die Bür-
ger selbst erfolgen kann. Nur wenn sich
die Menschen mit der Stadterneuerung
identifizieren, kann sie als Gesinnung
weitergetragen werden und in Nieder-
österreichs Städten Fuß fassen.

Öffentlichkeitsarbeit
Um regelmäßig über die Entwicklung
der Stadterneuerung in Niederösterreich
berichten zu können und um ein Diskus-
sionsforum für die Anliegen der Stadter-
neuerung zu bieten, erschien im Früh-
jahr 1997 die achte Ausgabe der Bro-
schüre für Stadterneuerung „Leben in
der Stadt“. Im Herbst 1997 ist erstmals
das gemeinsame Heft der NÖ Dorf- und
Stadterneuerung, „Leben in Stadt und
Land“, in einer Auflage von 40.000 Stück
erschienen. Die Broschüre soll eine ge-
meinsame Plattform der NÖ Dorf- und
Stadterneuerung bilden, die nicht nur in-
formieren, sondern auch zur Diskussion
anregen soll. Die Beiträge dieser ersten
Ausgabe beschäftigen sich mit beispiel-
gebenden Projekten der NÖ Dorf- und
Stadterneuerung.
Außerdem wurde am 15. Juni 1997 in
Katzelsdorf eine Veranstaltung zum
Thema „Dorf und Stadt der Zukunft“
durchgeführt.

Kommission zur Notifizierung vorgelegt.
Dieser Schritt ist notwendig, da die NÖ
Dorferneuerung auch aus Mitteln der EU
(EAGFL-Fonds für den ländlichen Raum
und die Landwirtschaft) unterstützt wird.

teten Beiträge über bauliche, kulturelle,
soziale und sportliche Aspekte von Dorf-
und Stadterneuerung.

Dorferneuerung rot-weiß-rot
Die Verantwortlichen der Dorferneue-
rung aller österreichischen Bundeslän-
der haben 1997 bei 2 Veranstaltungen
Erfahrungen ausgetauscht. Schwer-
punkte der Arbeit sind EU-Förderungen
die gemeinsame Bearbeitung von Fach-
themen sowie die Vertretung der Interes-
sen des ländlichen Raumes nach
Außen.

Grenzen überschreiten
Das Engagement für die Heimat verführt
manchmal zur Selbstgenügsamkeit und
Abgrenzung. Die NÖ Dorferneuerung
sieht auf Grund der geographischen
Lage eine besondere Aufgabe darin,
ihre Erfahrungen den Reformländern
des ehemaligen Ostens zur Verfügung
zu stellen. Dieses Vorgehen steht nicht
zuletzt im konkreten Interesse unseres
Landes: Nur funktionierende Orte in
funktionierenden Volkswirtschaften kön-
nen mittelfristig in Mitteleuropa Stabilität
und Wohlstand sichern.
Die EU und die Osthilfe des Bundes fi-
nanzieren das Projekt „Dorferneuerung
in Rumänien“, welches der Landesver-
band für Dorferneuerung verantwortlich
durchführt. 1997 wurde ein landesweiter
rumänischer Dorferneuerungsverband
gegründet, regionale Multiplikatoren er-
hielten eine intensive Ausbildung, in
Dörfern wurden bereits erste Projekte
realisiert.
Die tschechische „Schule des Dorfes“
wurde bei einigen Exkursionen in Nie-
derösterreichische Dörfer betreut. Beim
ersten gesamtslowakischen Dorferneue-
rungskongreß referierte auch ein Vertre-
ter der Landesgeschäftsstelle.
Nach Jahrzehnten der Entmündigung
sollen Dorfbewohner in ehemals kom-
munistisch regierten Ländern ermutigt
werden, die Gestaltung des öffentlichen
Lebens in die Hand zu nehmen und wirt-
schaftlich, kulturell und sozial einen
wichtigen Beitrag zur Entwicklung ihres
Landes zu leisten.

Zukunft der Dorferneuerung
1997 wurde rege über die Weiterent-
wicklung der Dorferneuerung diskutiert.
Ein Leitbild „Dorf- und Stadterneuerung
2000 plus“ steht vor der Fertigstellung.
Im Juni 1997 wurden unter dem Motto
»Dorf und Stadt der Zukunft“ mehreren
tausend Besuchern gelungene Bei-
spiele der Dorferneuerung präsentiert
sowie Entwicklungsmöglichkeiten im
Zeitalter der Internationalisierung und
raschen Entwicklung der Telekommuni-
kation diskutiert.
Die Dorferneuerungsrichtlinien wurden
total überarbeitet und der Europäischen

Stadterneuerung

Im Dezember 1992 wurde die Landes-
aktion „Stadterneuerung in NÖ“ ins
Leben gerufen. Sie wird ergänzend zur
Dorferneuerungsbewegung durchge-
führt.

Testphase
Am Beginn der Arbeit der Stadterneue-
rung stand eine zweijährige Testphase
(im Sommer 1995 ausgelaufen), in der
Erfahrungen in sechs Städten gesam-
melt wurden: in Bruck/Leitha, Eggen-
burg, Retz, Waidhofen/Thaya, Waidho-
fen/Ybbs und Wiener Neustadt.
Die Bürger in den Städten Niederöster-
reichs sollen befähigt werden, ihre Pro-
bleme selbst in den Griff zu bekommen
und ihre Bedürfnisse zu artikulieren.
Dazu werden in den an der Aktion teil-
nehmenden Städten gemeinsam mit der
Stadtverwaltung Stadterneuerungsbüros
eingerichtet, die mit den zuständigen
Betreuern Hilfe zur Selbsthilfe anbieten
und die Bürger bestmöglich unterstüt-
zen. Diese Büros sind Informations- und
Anlaufstelle für alle Anliegen der Stadt-
erneuerung, bieten ein Diskussionsfo-
rum und unterstützen die Stadterneue-
rung koordinierend, sie sind Bindeglied
zwischen Bürgern, Stadtverwaltung und
Landesverwaltung. Die Landesstelle für
Stadterneuerung ihrerseits dient als Ko-
ordinierungsstelle für die einzelnen
Stadterneuerungsbüros in den Städten.

Ausdehnung der Aktion
Stadterneuerung
Der öffentliche Dialog zeigte Wirkung.
Einer der wichtigsten Erfolge der Stadt-
erneuerung ist, daß sie auch außerhalb
der Teststädte Fuß gefaßt hat: Viele
Städte Niederösterreichs melden lau-
fend Interesse an, an der Aktion teilzu-
nehmen. 1995 wurde die Stadterneue-
rungsaktion daher auf folgende Städte
ausgedehnt: Bad Vöslau, Laa/Thaya,
Langenlois, Mistelbach, Pöchlarn,
Scheibbs und Zistersdorf. 1997 folgten
Traismauer, Wölkersdorf, Lilienfeld,
Fischamend, Zwettl und Heidenreich-
stein.

Startprojekte und
Stadterneuerungskonzepte
Zur ersten Maßnahmenverwirklichung
wurden in den Teststädten Startprojekte
durchgeführt. Deren Inhalte reichen von
Verkehr, Verwaltung, Kultur bis hin zum
Fremdenverkehr.

NÖ Statistik

Schwerpunkte 1997

Die NÖ Statistik ist eine Servicestelle,
deren Ziel die rasche Beantwortung von
Anfragen über statistische Daten von
Abteilungen des Amtes der NÖ Landes-
regierung oder von Bürgern ist. Als
Überblick über die Vielfalt der Daten
wurde der 21. Jahrgang des Statisti-
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lung des Abfallwirtschaftsberichtes
1997 sowie die gezielte Aufbereitung
und statistische Auswertung der Daten.
Einen wesentlichen Schwerpunkt stellt
auch der Ausbau der Zusammenarbeit
mit anderen Dienststellen der Gruppe
und des Landes (RUIS) dar. Insbeson-
dere soll die Bereitstellung statistischer
Daten auf graphischer Basis ausgebaut
werden. Daneben wird auch die Bereit-
stellung statistischer Daten im Internet
erfolgen.

und Interviewern. Im Jahre 1997 wurden
rund 51.000 Erhebungsblätter auf Voll-
zähligkeit und inhaltliche Vollständigkeit
überprüft und an das ÖSTAT zur Aus-
wertung weitergeleitet. Wie im Vorjahr
wurde auch diesmal im März die Ar-
beitskräfteerhebung durchgeführt, wo-
bei für die berufstätigen Personen wei-
tere rund 16.000 Blätter zusätzlich zu
bearbeiten waren. Daneben war die lau-
fende Betreuung des gesamten Inter-
viewerstabes zu bewältigen.
Im Rahmen der für den Bund durchzu-
führenden Aufgaben erfolgten für das
ÖSTAT - zum Teil vierteljährlich - Erhe-
bungen für die Ausländerstatistik, über
den Energieverbrauch in der NÖ Lan-
desverwaltung, die Jagderhebung und
die Schlachtungsstatistik sowie ver-
schiedene agrarstatistische Erhebun-
gen. Rund 8.000 Zählblätter der Wohn-
baustatistik wurden ebenso wie die von
den Gemeinden eingesandten Baufort-
schrittsverzeichnisse nach Überprüfung
ihrer Vollzähligkeit dem ÖSTAT zur weite-
ren Bearbeitung übermittelt.
Mit Stichtag 1.1. 1997 erfolgte für das
ÖSTAT die Erhebung der Einwohner mit
Hauptwohnsitz (nach Staatsbürger-
schaft). Weiters wurde in Zusammenar-
beit mit dem ÖSTAT (Abteilung 1) ein
EDV-Programm zur Erfassung der Ein-
bürgerungen ausgearbeitet.
Auch 1997 wurden die Interessen des
Landes Niederösterreich auf dem Ge-
biet der Statistik bei den Bundesdienst-
stellen, insbesondere beim Österreichi-
schen Statistischen Zentralamt, in der
Zentralkommission und in den Fachbei-
räten, durch die Teilnahme an zahlrei-
chen Sitzungen wahrgenommen. Dar-
über hinaus wurde der Erfahrungsaus-
tausch mit den statistischen Diensten
der anderen Bundesländer fortgesetzt.
Bei der Kommunalstatistischen Tagung
am 12. und 13. Oktober 1997 vertrat
Niederösterreich die Ländersicht bezüg-
lich der Durchführung der Volkszählung
2001.

sehen Handbuches des Landes Nieder-
österreich herausgegeben. Neben der
Vermittlung von Daten wurden auch in
Zusammenarbeit mit anderen Abteilun-
gen eigene Erhebungen und Ausarbei-
tungen durchgeführt. Zur Verbesserung
der Kommunikation erfolgte der An-
schluß der NÖ Statistik an das EDV-Netz
des Amtes der Landesregierung und
das Internet.

Ausa rbe i t ungen
Gemeinsam mit der Abteilung Umwelt-
wirtschaft und Raumordnungsförderung
wurde der Abfallwirtschaftsbericht 1996
ausgearbeitet. Die NÖ Statistik führte
die Erfassung und Kontrolle der Frage-
bögen, die Prüfung auf Plausibilität und
die Darstellung der gesammelten Daten
in Tabellen und Graphiken durch. Auf-
grund der bei den bisherigen Ausarbei-
tungen gesammelten Erfahrungen wur-
den die Fragebögen für 1997 überarbei-
tet.
Die im Auftrag des Büros Landesrat
Mag. Freibauer von der NÖ Statistik aus-
gearbeitete Wohnungsbedarfsstudie
wurde aktualisiert.
Die 1996 im Auftrag von Landesrat Wag-
ner begonnene Studie zum Thema Müt-
terberatung in Niederösterreich wurde
1997 abgeschlossen. Bei diesem - ge-
meinsam mit den Abteilungen Gesund-
heitswesen und Jugendwohlfahrt, dem
Institut für Sozialmedizin und der NÖ
Landesakademie durchgeführten - Pro-
jekt arbeitete die NÖ Statistik bei der
Konzeption und Gestaltung der Frage-
bögen mit und führte die Erfassung der
ca. 2000 eingelangten Fragebögen
sowie die Aufbereitung und die Grund-
auswertung der Daten durch.

An f ragen
Auf Anforderung einzelner Dienststellen
des Landes und des Bundes, anderer
öffentlicher Einrichtungen sowie von
Personen aus dem Wissenschaftsbe-
reich wurden zahlreiche statistische Ta-
bellen und Graphiken erarbeitet und zur
Verfügung gestellt. Diese Anfragebeant-
wortungen waren auch 1997 zahlreich.

S ta t i s t i s ches  Handbuch
Diese Publikation wurde auch 1997 in-
haltlich überarbeitet und aktualisiert.
Durch Einschaltung von entgeltlichen In-
seraten in das Handbuch sowie die Ein-
hebung eines Herstellungskostenbeitra-
ges von S 200,- je Buch (in Disketten-
form S 150,-) konnten die Druckkosten
verringert werden. Sehr erfreulich ist das
rege Interesse an der Publikation.

Zusammenarbe i t  mit dem
ÖS TAT
Im Bereich des Mikrozensus verfügt Nie-
derösterreich unter allen österreichi-
schen Bundesländern mit 4.465 Stich-
probenadressen, die in 181 Sprengeln
von 150 Interviewern zu betreuen sind,
über die höchste Anzahl an Adressen

Planungsgemeinschaft
Ost (PGO)

Die Planungsgemeinschaft Ost (PGO)
wurde am 13. April 1978 gemäß Art.15a
B-VG als gemeinsames Organ zur Vor-
bereitung und Koordinierung raumrele-
vanter Aktivitäten in den Ländern Bur-
genland, Niederösterreich und Wien ge-
gründet. Der Leiter der Abteilung Raum-
ordnung und Regionalpolitik ist Mitglied
der Geschäftsleitung. Seit Bestehen der
PGO sind Bedienstete des Landes NÖ
in der Geschäftsstelle der PGO in Wien
als ständige Mitarbeiter tätig. 1997 hatte
Niederösterreich in allen Organen der
PGO turnusmäßig den Vorsitz, der 1998
auf Wien übergeht.
Zu den wesentlichen Aufgaben der PGO
zählen die Koordination raumrelevanter
Planungen innerhalb der Länderregion
Ost, die Betreuung von Auftragsarbeiten
und Studien, die im gemeinsamen Inter-
esse liegen, und die Vertretung gemein-
samer Interessen gegenüber Dritten.

Schwerpunkte 1997

1997 wurden folgende Arbeiten abge-
schlossen bzw. weitergeführt:
• Verkehrskonzept Nordostraum - Wien
• Verkehrsentwicklung der Ostregion,
Aktualisierung 1989-1995
• Siedlungspolitisches Konzept Ostre-
gion, Maßnahmen zur Umsetzung
• Landschaftskonzept Region Wien -
Umland Süd
Folgende Arbeiten wurden 1997 begon-
nen:
• Erlebnisradrouten Wien - Donauraum
- Neusiedler See unter Einbindung der
Marchfeldschlösser (Tourismus in der
Länderregion Ost)
• Studie über eine eventuelle Verlänge-
rung der U-Bahn-Linien in das Wiener
Umland

Pub l i ka t i onen

PGO - „Berichte/Veröffentlichungen“:
• Heft 1/1997: Verkehrsentwicklung in
der Ostregion, Grenzüberschreitender
Verkehr und Entwicklungsspielräume im
Straßengüter- und Straßenpersonenver-
kehr
• Heft 2/1997: Tätigkeitsbericht 1996

Ziele 1998

Da großer Bedarf an statistischen Daten
besteht, stellt auch die Fortführung der
Aufbereitung der von Land und ÖSTAT
zur Verfügung gestellten Daten einen
Schwerpunkt dar, da nur dadurch ein ra-
scher Zugriff auf das Datenmaterial für
Auskunftszwecke gewährleistet ist. An-
läßlich der Landtagswahl 1998 ist die
Herausgabe einer Broschüre mit einer
ausführlichen Aufbereitung des Wahler-
gebnisses vorgesehen. Weiters wird der
22. Jahrgang des Statistischen Handbu-
ches ausgearbeitet werden. Daneben
sind gemäß den bestehenden gesetzli-
chen Verpflichtungen auch im Jahr 1998
die erwähnten Erhebungen und Arbei-
ten für das ÖSTAT durchzuführen. Wei-
tere Schwerpunkte der Tätigkeit im Jahr
1998 sind die Mitwirkung an der Erstel-
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Abteilung Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung

Abfallwirtschaft

Laut Geschäftseinteilung des Amtes der
NÖ Landesregierung werden der Abtei-
lung Umweltwirtschaft und Raumord-
nungsförderung die Angelegenheiten
der Abfallwirtschaft, ausgenommen die
rechtlichen Angelegenheiten, sowie die
Amtssachverständigentätigkeit zuge-
ordnet.

Bei der Ermittlung und Umsetzung der
Grundlagen für die zukünftige Restmüll-
behandlung in Niederösterreich haben
Vertreter der Abteilung Umweltwirtschaft
und Raumordnungsförderung mitgear-
beitet.
Für die Gestaltung von öffentlichen Alt-
stoffsammelzentren und -Inseln wurden
bereits 1992 Leitlinien herausgegeben.
Diese Leitlinien stellten eine konkrete
und detaillierte technische Planungshilfe
dar. Um die zwischenzeitlich gewonne-
nen Erfahrungen und die gesetzlichen
Rahmenbedingungen zu aktualisieren,
war es erforderlich, diese Leitlinien für
die Gestaltung der Altstoffsammelzen-
tren und -Inseln zu überarbeiten.
Im Hinblick auf eine sinnvolle Abfallver-
wertung und -entsorgung werden der
Altstoffmarkt und die bestehenden Ent-
sorgungswege beobachtet.
Im Zuge der Begutachtung von Geset-
zen und Verordnungsentwürfen im Be-
reich der Abfallwirtschaft wurden meh-
rere Stellungnahmen abgegeben.
Zur Bewältigung von zusätzlichen orga-
nisatorischen und praktischen Maßnah-
men auf verschiedenen Gebieten der
Abfallwirtschaft besteht der NÖ Abfall-
wirtschaftsverein. Dieser stellt die Inter-
essenvertretung der Verbände, Statutar-
städte, Städte und Gemeinden auf dem
Gebiet der kommunalen Abfallwirtschaft
dar. Vertreter der Abteilung Umweltwirt-
schaft und Raumordnungsförderung
haben bei der Gründung mitgewirkt und
sind im Vorstand des Vereins vertreten.
Bei speziellen abfallwirtschaftlichen
Themen erfolgte eine Zusammenarbeit
mit dem NÖ Abfallwirtschaftsverein.
Zur Abfallvermeidung wurde eine ge-
meinsame Aktion der NÖ Abfallwirt-
schaftsverbände, der NÖ Landesregie-
rung und des NÖ Abfallwirtschaftsver-
eins gestartet. Ziel dieser PR-Aktion „Sei
g’scheit, vermeid!“ ist es, Vermeidungs-
maßnahmen anhand eines Maßnahmen-
katalogs durchzuführen.
Beratungstätigkeit für bestehende Ver-
bände und auch für Gemeinden wurde
durchgeführt und organisatorische Hilfe-
stellung geleistet.
Hinsichtlich der Durchführung der
Verpackungsverordnung nehmen Ver-
treter der Abteilung Umweltwirtschaft
und Raumordnungsförderung an der
Bundesverpackungskommission teil.
Die Abteilung Umweltwirtschaft und
Raumordnungsförderung gibt im Rah-
men der abfallwirtschaftlichen Genehmi-
gungsverfahren nach § 29 AWG (BGBl.
Nr. 325/1990 i. d. g. F.) Stellungnahmen
zum Bedarf der jeweiligen Behand-
lungsanlagen ab.
Zur gegenseitigen Information und Ko-
ordination der Abfallwirtschaft in den
einzelnen Bundesländern werden Ver-
treter der Abteilung Umweltwirtschaft
und Raumordnungsförderung in den

Länderarbeitskreis Abfallwirtschaft ent-
sandt.
Zur Verbesserung der abfallwirtschaftli-
chen Planungsgrundlagen wurde mit
dem Aufbau einer Deponiedatenbank
für Niederösterreich begonnen. Dabei
wurden zunächst die im Amt der NÖ
Landesregierung vorhandenen Daten
zusammengetragen und in einer Ac-
cess-Datenbank verarbeitet. Auf Grund-
lage dieser Basisdatenbank soll in
einem weiteren Schritt der aktuelle
Stand aller in Niederösterreich in Betrieb
befindlichen Deponien samt Daten über
Verfüllvolumen (jährlich, gesamt), Ver-
füllmassen (jährlich, gesamt), abgela-
gerte Abfallarten, deponietechnische
Ausrüstung u. a. wesentliche Daten er-
mittelt und kontinuierlich fortgeschrie-
ben werden.

NÖ Abfallwirtschaftsbericht
1996

Aufgrund der Bestimmungen des NÖ
Abfallwirtschaftsgesetzes 1992 wurden
die Abfallwirtschaftsberichte der Ge-
meinden ausgewertet und Vorarbeiten
für die Neugestaltung des NÖ Abfallwirt-
schaftsberichtes 1997 getätigt (vgl. Aus-
wertungen der Abfallwirtschaftsberichte
1989 bis 1996).

NÖ Abfallwirtschaftskonzept

Gemäß § 4 NÖ Abfallwirtschaftsgesetz
1992 ist das im Jahr 1992 erstellte Kon-
zept alle 3 Jahre fortzuschreiben. Als
fachliche Grundlage für die Fortschrei-
bung dienen u. a. die Abfallwirtschafts-
berichte und andere in der Folge ange-
führte Studien, welche im Auftrag der
Abteilung Umweltwirtschaft und Raum-
ordnungsförderung durchgeführt wur-
den. Aufgrund der in Vorbereitung be-
findlichen Novellierung des NÖ Abfall-
wirtschaftsgesetzes sowie weitreichen-
der abfallwirtschaftlicher Neuerungen
auf Bundesebene (z. B. Novelle zum
Abfallwirtschaftsgesetz, Deponieverord-
nung, Altlastensanierungsgesetz, Ver-
packungsverordnung) wurde die fällige
Fortschreibung des NÖ Abfallwirt-
schaftskonzeptes auf das Jahr 1998 ver-
schoben. Aufgrund dieser Verschiebung
ist vorgesehen, mit der endgültigen Er-
stellung des NÖ Abfallwirtschaftskon-
zeptes diese Beschlußfassung abzu-
warten, um die Aussagen des Gesetzes
dann im Konzept berücksichtigen zu
können.
Der Landtag von Niederösterreich hat
mit Beschluß vom 24. Februar 1994 die
NÖ Landesregierung aufgefordert, Maß-
nahmen zu treffen, um eine vorberei-
tende Behandlung der Abfälle vor der
Deponierung zu ermöglichen. In diesem
Sinne wurde seinerzeit die Planungsge-
sellschaft AVN (Abfallverwertungs NÖ
Planungsgesellschaft mbH) zwischen
dem Land Niederösterreich und der EVN
gegründet. Die AVN erstellte eine Mach-
barkeitsstudie. Ein wesentliches Ergeb-
nis dieser Studie war, daß eine thermi-
sche Restmüllbehandlung vorteilhafter
als eine mechanisch-biologische ist.

Betriebliche Abfallwirtschaft

Zur Förderung des vorsorgenden be-
trieblichen Umweltschutzes in Nieder-
österreich wurden die Projekte PRE-
PARE und ÖKOPROFIT durchgeführt.
Dabei wurden in 18 NÖ Betrieben ver-
schiedenster Branchen Maßnahmen zur
Abfall- und Emissionsvermeidung ent-
wickelt und zum Großteil bereits umge-
setzt. Anfang Dezember 1997 wurden
die 8 PREPARE- und 10 ÖKOPROFIT-
Betriebe für ihre hervorragenden Um-
weltleistungen ausgezeichnet. Weiters
wurde in dieser Auszeichnungsveran-
staltung-die 48seitige PREPARE - ÖKO-
PROFIT NÖ Broschüre mit den Ergeb-
nissen und Informationen zu den Projek-
ten einer breiten Öffentlichkeit vorge-
stellt.
Im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative
zur Förderung der kleinen und mittleren
Unternehmen beteiligt sich die Abtei-
lung Umweltwirtschaft und Raumord-
nungsförderung und unterstützt NÖ
Klein- und Mittelbetriebe bei der Durch-
führung von umweltschutzrelevanten
Messungen.
Im Koordination mit dem Europareferat
und der ARGE Donauländer wurden die
internationalen Umweltweiterbildungen
für Donauländer zum Thema „Sied-
lungsökologie und nachhaltige Kultur-
landschaftsbewirtschaftung“ fortgesetzt.
Weiters wurde Koordinationstätigkeit für
den bundesweiten Aufbau eines „Rech-
nerunterstützten Bodeninformationssy-
stems“ (BORIS) des Umweltbundesam-
tes geleistet.
Zur Qualitätssicherung der dezentralen
Kompostierung werden regelmäßig Kom-
postfachkundigenweiterbildungen ange-
boten und eine Sachverständigenweiter-
bildung in Kooperation mit der Abteilung
Umweltkoordination durchgeführt.
Auf dem Gebiet der Umwelt- und Abfall-
öffentlichkeitsarbeit wurden ein Abfall-
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Grunderwerb
Im Tätigkeitsbereich Grunderwerb ist
schwergewichtsmäßig der Ankauf von
Grundstücken im Rahmen der „Bau-
rechtsaktion des Landes Niederöster-
reich“ hervorzuheben, wodurch struktur-
und familienpolitische Zielsetzungen er-
füllt werden sollen. Bei dieser Aktion
werden durch das Land Baugründe in
finanzschwachen und von Abwande-
rung bedrohten Gemeinden angekauft,
welche jungen Familien zur Errichtung
von Wohnhäusern im Baurecht, d. h.
gegen Entrichtung eines Bauzinses, zur
Verfügung gestellt werden. 1997 wurden
mit 123 Familien in 12 politischen Bezir-
ken Baurechtsverträge abgeschlossen.
95 Grundstücke wurden in 42 verschie-
denen Gemeinden des Landes neu an-
gekauft.
Darüber hinaus werden vom Land Nie-
derösterreich nach Maßgabe der ver-
fügbaren Budgetmittel auch größere
Baulandflächen angekauft. Im Rahmen
dieser Möglichkeiten wurden bisher in
9 Gemeinden Grundstücke im Ausmaß
von zusammen 18 ha erworben. Auf die-
sen Flächen entstehen im Zusammen-
wirken mit der Baudirektion-Ortsbild
bzw. beauftragten Architekten Wohnge-
biete mit insgesamt rund 265 Bauparzel-
len, die den Grundsätzen zeitgemäßen
Wohnens ebenso entsprechen wie jenen
des Orts- und Landschaftsbildes und
der Raumordnung. Weiters wurden 10
Parzellen im Rahmen der Baurechtsak-
tion mit einem Gesamtvolumen von
knapp 3 Mio. S von den jeweiligen Bau-
berechtigten erworben. Die so verein-
nahmten Mittel wurden wieder der Ak-
tion zwecks Ankaufs neuer Grundstücke
zugeführt.
Neben dieser Standard-Variante der
Baurechtsaktion wird es ab Jänner 1998
eine Öko-Variante geben. Sinn dieser
Version ist die Förderung der ökologi-
schen Bauweise im Rahmen der Bau-
rechtsaktion des Landes Niederöster-
reich.
Grund und Boden gehören zu den weni-
gen nicht vermehrbaren Gütern, und
häufig ist der Bedarf an Grundflächen
für öffentliche Einrichtungen oder für kul-
tur- und wirtschaftspolitische Aufgaben
gerade dort gegeben, wo Gründe ohne-
dies knapp und teuer sind. Den Gebiets-
körperschaften kommt hierbei eine vor-
ausplanende und oft auch richtwertge-
bende Funktion zu, ohne dabei direkten
Einfluß auf den Grundverkehr zu neh-
men. Die Abteilung Umweltwirtschaft
und Raumordnungsförderung verwaltet
53 landeseigene Grundstücke in 9 Ge-
meinden, wobei lokale Besprechungen
und die Erarbeitung von Verträgen zur
Begründung von dinglichen und obliga-
torischen Rechten zu den wesentlichen
Aufgaben gehören.

werblichen Wirtschaft in Niederöster-
reich bei der Durchführung von Investi-
tionen zur Vermeidung von Umweltbe-
lastungen. Weiters werden Förderungen
in Verbindung mit Abfallvermeidung,
Rohstoff-Rückgewinnung und der ord-
nungsgemäßen Deponierung von ge-
fährlichem oder sonstigem Abfall, Ener-
gieeinsparung, dem Ersatz fossiler En-
ergieträger und umweltbedingten Be-
triebsverlagerungen gewährt. 1997
wurden 70 Förderungsanträge einge-
bracht.
Die Investitionsvorhaben werden nach
Feststellung der Förderungswürdigkeit
durch die zuständigen Sachverständi-
genabteilung oder durch einen positi-
ven, schriftlichen, ökologischen Bera-
tungsbericht der Wirtschaftskammer
Niederösterreich mit Zinsenzuschüssen
von 4% bis zu 6% p. a. oder in Ausnah-
mefällen mit entsprechenden einmali-
gen, kapitalisierten, abgezinsten Investi-
tionszuschüssen unterstützt.
Die NÖ Landesregierung hat 1997 59
Anträge mit Zinsenzuschüssen oder ein-
maligen- bzw. mehrmaligen Investitions-
zuschüssen bewilligt. Damit wurden um-
weltrelevante Vorhaben in der Gesamt-
höhe von ca. 76 Mio. S gefördert.
• Weiters verwaltet die Abteilung Um-
weltwirtschaft und Raumordnungsförde-
rung Förderungsmittel, die an Gemein-
den für die Durchführung kommunaler
Bauprojekte bzw. für zentralörtliche Ein-
richtungen vergeben werden können.
Neben der Verbesserung der örtlichen
Infrastruktur ist davon zweifellos auch
eine Belebung der Wirtschaft und des
Fremdenverkehrs zu erwarten, was ins-
besondere in Gemeinden, die von Ab-
wanderung bedroht sind, von enormer
Bedeutung ist. 1997 haben aus diesem
Titel 223 Gemeinden nicht rückzahlbare
Beihilfen von insgesamt ca. 45,2 Mio. S
erhalten. In 26 Gemeinden wurden Akti-
vitäten und Aktionen, die sich aus deren
zentralörtlicher Funktion ergeben, in der
Höhe von insgesamt ca. 3,2 Mio. S ge-
fördert.
Bei der Abteilung Umweltwirtschaft und
Raumordnungsförderung ressortierten
zwei Etats zur Förderung der Erreichung
der im Abfallwirtschaftsgesetz vorgege-
benen Ziele.
Gemäß § 7 NÖ AWG 1992 kann das
Land Investitionen fördern, die eine Ab-
fallverwertung bzw. -Vermeidung bewir-
ken. 1997 erhielten aus diesem Titel 63
Gemeinden, 9 Gemeindeverbände,
2 Vereine und 8 Wirtschaftsunterneh-
men nicht rückzahlbare Beihilfen.
Gemäß § 22 Abs.1 Z. 2 Finanzaus-
gleichsgesetz 1997 gewährt der Bund
den Gemeinden Zuschüsse zur Förde-
rung des Umweltschutzes, insbeson-
dere der Errichtung und Verbesserung
von Müllbeseitigungsanlagen. 1997 er-
hielten aus diesem Titel 20 Gemeinden
und 6 Gemeindeverbände Zuschüsse.

und Komposttelefon betreut, Medien
und Karten zur Darstellung der abfall-
wirtschaftlichen Mengenbilanzen und
Behandlungsanlagen erstellt, welche in
der Landes-Homepage im Internet ab-
rufbar sind.
Darüber hinaus ist die gesamte Tätigkeit
der Abteilung nach den Themen: Um-
welt/Abfallwirtschaft in Haushalten, in
Gemeinden, inter/national und in Betrie-
ben; Umweltförderung in Gemeinden
und Betrieben; Raumordnungsförde-
rung - Baurechtsaktion weltweit abruf-
bar.
Wichtige Dokumente und Förderungsan-
suchen können direkt von der Internet-
adresse: http://www.noel.gv.at/service/
ru/ru3/index.htm heruntergeladen wer-
den und erleichtern somit das Bürger-
und Kommunenservice.
Die Förderung von Maßnahmen der Ab-
fallvermeidung und -Verwertung (Kom-
postanlagen, Altstoffsammelzentren,
u. ä.) nach NÖ AWG §7 erfolgt, nach
Maßgabe der Mittel, kontinuierlich.

Landesgesellschaften,
Anstalten und
Institutionen

Wie in den vergangenen Jahren wurde
auch 1997 die NÖ Umweltschutzanstalt
in rechtlicher, wirtschaftlicher und orga-
nisatorischer Hinsicht beraten. Vertreter
der Abteilung Umweltwirtschaft und
Raumordnungsförderung sind im Beirat
des Vereines „Niederösterreich - Wien,
gemeinsame Erholungsräume“, im Ku-
ratorium der „Betriebsgesellschaft
Marchfeldkanal“, im Aufsichtsrat der
„Abfallwirtschaftsverbund-Planungsges.
m. b. H.“, der „Abfallverwertung Nieder-
österreich GesmbH.“, der „Consulting
und Abfallmanagement GesmbH.“ und
im Vorstand des „NÖ Abfallwirtschafts-
vereins“ tätig.

Förderungen

• Förderungsaktion des Landes Nie-
derösterreich für Umweltschutzan-
lagen.
In Niederösterreich wird seit 1978 die
„Zinsenzuschußaktion des Landes Nie-
derösterreich für Umweltschutzanlagen“
durchgeführt. Seit 1. Jänner 1995 ist in
Österreich das EU-Recht (speziell das
EU-Wettbewerbsrecht bezüglich Förde-
rungsvergabe) bindend. Das heißt, daß
nach erfolgter Anerkennung der Förde-
rungsrichtlinien durch die EU und der
Aufnahme der Zinsenzuschußaktion in
die EDPP eine Kofinanzierung durch die
EU zu erwarten ist
Zweck dieser Aktion ist die finanzielle
Unterstützung von Betrieben der ge-
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Abteilung Umweltrecht und Umweltkoordination

Klimabündnis• Kontrolle und Erfassung von Begleit-
scheindaten gemäß § 19 AWG (Ein-
gang: ca. 91.558)
• Gesamtbearbeitung (einschl. Ände-
rungen ca. 109.200)
• Kontrolle und Erfassung von Firmen-
und Abfalldaten im Datenverbund auf
Grund von
- Meldungen gemäß § 13 AWG
- Bekanntgaben über die Rücknahme
gefährlicher Abfälle oder Altöle von er-
laubnisfreien Abfallsammlern gemäß
§ 15 Abs. 2 AWG
- Bescheiden gemäß § 15 Abs. 1 AWG
(Gesamtbearbeitung: Firmenstammda-
ten: 3.570, Abfalldaten: 15.710)
• Im Abfalldatenverbund registrierte
Abfallbesitzer von gefährlichen Abfällen
ca. 17.822
• Laufende Aktualisierung der Liste der
nach § 15 Abs. 1 AWG befugten Abfall-
sammler und Abfallbehandler in Nieder-
österreich (Anzahl der Sammler: 234,
Anzahl der Behandler: 111)
• Betreuung des Bürgerbüros Enzers-
dorf an der Fischa
- Stellungnahme zu Gesetzes- und Ver-
ordnungsentwürfen
- Aus- und Weiterbildung (Juristen,
Techniker)
• Referententätigkeit

Umweltrechtsbehörde
Legistik

• Novellierungsarbeiten: NÖ Abfallwirt-
schaftsgesetz 1992; NÖ Luftreinhaltege-
setz, NÖ Umweltschutzgesetz, Verord-
nung über den Befähigungsnachweis
sowie die übrigen Verfahrensvorschrif-
ten zur Bestellung und Abberufung der
Umweltschutzorgane
• Erarbeitung von Verfahrensbestim-
mungen für Großverfahren
• Internationales Umweltrecht
• Festsetzungsverordnung 1997
• Abfallnachweisverordnung

Gesetzesvollzug
• Vollzug des Abfallwirtschaftsgesetzes
(insbesondere Verfahren gemäß §§ 15,
28, 29 und 32 AWG, -ca. 100 laufende
Anlagenverfahren), 142 bescheidmäßi-
ge Erledigungen
• Vollzug des Smogalarmgesetzes,
Ozongesetzes
• Vollzug des Altlastensanierungsge-
setzes (insbesondere Verdachtsflächen-
meldungen, Führung des Altlastenkata-
sters, laufende Verfahren ca. 800, 25
eingetragene Altlasten)
• Vollzug des NÖ Abfallwirtschaftsge-
setzes 1992 (insbesondere Verfahren
gemäß § 22 NÖ AWG 1992)
• Vollzug des NÖ Luftreinhaltegesetzes
(insbesondere Typengenehmigungen)
• Vollzug des Umweltinformationsge-
setzes
• Vollzug des Umweltverträglichkeits-
prüfungsgesetz (UVP-G) (Bürgerbeteili-
gungsverfahren und UVP-Verfahren, 4
anhängige Verfahren; 6 Feststellungs-
verfahren)
• Vollzug des Bundesgesetzes über ein
Verbot des Verbrennens biogener Mate-
rialien außerhalb von Anlagen
• Ozonsanierungsplan gemeinsam mit
Wien und Burgenland (Vervielfältigung
des gesetzlichen Maßnahmenplanes)
• Mitarbeit bei der Erstellung des Um-
weltdatenkataloges
• Betriebsprüfungen - Kontrolle gemäß
§ 33 Abfallwirtschaftsgesetz (AWG)
- Anzahl der Kontrollen bei Abfallerzeu-
gern: 498. Kontrollen nach dem Jahres-
plan 1997: Betriebe mit galvanotechni-
schen Prozessen; Kontrollen von Abfall-
besitzern, auf Grund vermuteter Mängel
bezüglich Aufzeichnungs-, Begleit-
schein- und Meldepflichten
- 86 Kontrollen bei Abfallsammlern, -be-
handlern und -verwertern
• Erstellung von Auswertungen aus
dem Abfalldatenverbund über
- Abfalldaten
- Firmenstammdaten
~ Begleitscheindaten
als Basis für Betriebskontrollen gemäß
§ 33 AWG und als Basis für umweltrele-
vante Erhebungen

Leitung und Koordination in Niederöster-
reich; Betreuung der Klimabündnisar-
beitskreise „Land- und Forstwirtschaft“
und „Entwicklungspolitik“, Seminarlei-
tung; Beratung und Referententätigkeit
für NÖ Gemeinden, die einen Beitritt
zum Klimabündnis erwägen (derzeit 32
Mitgliedsgemeinden); Herausgabe einer
Recherche „Niederösterreich - Ama-
zonas“.

Umweltpädagogik/-bildung
Schulprojekt „Unser Lebensraum neu
entdeckt“ sowie „Kinder fürs Klima“,
Umweltolympiade Tulln als Abschluß
eines Volksschulprojektes in Koopera-
tion mit der Abteilung Wasserwirtschaft;
Umweltausstellung im a. ö. Kranken-
haus Tulln, Lehrerfortbildungsseminar
„Näher zum Lebensraum“, Lehrerser-
vice-Ordner, Unterstützung der Umwelt-
spürnasen in Niederösterreich, Schul-
projekt „Murli kommt in die Schule“, Ju-
gendredaktion der „Umwelt & Ge-
meinde“; Kompostwerkstatt für Multipli-
katoren.

Landwirtschaft und Ernährung

Fertigstellung der Studie „Agrarinforma-
tionstechnologie im Dienste des Um-
weltschutzes“. Seminare zum Thema
„Umweltschutz in der Landwirtschaft
und ökologische Landentwicklung“,
Fortsetzung des Projektes „Erd- & Herd-
geschichten“; Projekt Biogas; Studie
„Der Einfluß von Forstwirtschaft, Land-
wirtschaft und Ernährung auf das
Klima“, Konzept zum Thema Biolandbau
in Niederösterreich, Mitarbeit im AK
„Umweltschonende Wirtschaftsweisen
in der Landwirtschaft“.

Ökologisches
Beschaffungswesen

Fertigstellung der Produktvergleichsstu-
dien für den Hoch- und Tiefbau zu den
Bereichen „Rohre“ und „Fenster". Wei-
terführung der Studie „Bodenbeläge“.

Österreichisches
Umweltzeichen
Zusammenarbeit mit dem Verein für
Konsumenteninformation und der „um-
weltberatung“ (Beratung und Prüfung
von Tourismusbetrieben).

EDV
NÖ Umweltdatenkatalog; GIS-Koordina-
tion (NÖGIS) in der Gruppe Raumord-
nung und Umwelt. Internet-Koordination
für dieselbe; Datenaufbereitung für die
Umweltschutz-Internet-Homepage.

NÖ Koordinierungs-
stelle für Umweltschutz
(KfU)

Die NÖ Koordinierungsstelle für Umwelt-
schutz (KfU) unterstützt die landespoliti-
schen Umweltziele und tritt für vorsor-
genden Umweltschutz zu einer nachhal-
tigen Entwicklung ein. Darüber hinaus
versteht sich die KfU auch als Service-
und Informationsstelle für alle Landes-
bürger und -bürgerinnen (Herausgabe
von Flugblättern und Broschüren, Ver-
leih von Ausstellungen und Videofilmen
zu umweltrelevanten Themen). Fol-
gende Schwerpunkte wurden gesetzt:

Öffentlichkeitsarbeit

ORF Teletext „Umwelttips“; Kooperation
mit NÖN „NÖN Serien“; Konzeption
eines NÖ Umweltleitbildes. Periodische
Zeitschrift „Umwelt & Gemeinde“; Um-
weltpressedienst (UPD); Produktion ver-
schiedener Broschüren. Betreuung der
Umweltgemeinderäte in Kooperation mit
der LAK. Pressekonferenzen/Veranstal-
tungen: Jugendpressekonferenz, „Ozon-
Konsenskonferenz“, Weltumwelttag mit
Klimaschwerpunkt, Abschluß des NÖ
Umweltsong-Wettbewerbes. Referenten-
tätigkeit bei Öffentlichkeitsarbeits-Semi-
naren. Messe-Teilnahme. Betreuung der
Umweltvideothek und -bibliothek.
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Abteilung Naturschutz

parkequalitätskriterien im Rahmen des
Verbandes der Naturparke Österreichs
• Naturschutzgebietsmanagement: Er-
arbeitung von Pflegekonzepten, Initiie-
rung und Betreuung spezieller Pflege-
maßnahmen und wissenschaftlicher Be-
gleituntersuchungen (Monitoring)
• Ökologische Beweissicherung zum
Grundwasserwerk Mitterndorfer Senke
(3. Wiener Wasserleitung)
• Weiterentwicklung des NÖ Natur-
schutzkonzeptes

Öffentlichkeitsarbeit
• Erweiterung der Sammelmappe - Alte
Obstsorten
• Herausgabe der „Rote-Liste“-Bände
Vögel, Heuschrecken und Fang-
schrecken sowie Libellen
• Herausgabe des Naturschutzberich-
tes 1995/96
• Herstellung der Internet-Seiten des
NÖ Naturschutzes
• Herstellung des „Österreichischen
Naturparkefolders"
• Heubörse-Wienerwald-Folder
• Kormoranverordnung
• Marchland-Süd-Folder
• Naturparkebeschäftigungsprojekt ge-
meinsam mit dem Arbeitsmarktservice
(AMS)
• Veranstaltung Obstbaumtag 1997
• Vergabe der Schöffelpreise 1997

Landschaftsfonds-
Projekte
• Betreuung der 30 Kulturlandschafts-
projekte
• Informationspublikation über Entste-
hung, Gefährdung und Schutz von
Sanddünen
• LAFO-Projekt Natur vor der Haustüre,
Baumpflege
• Projektbetreuung im Rahmen des
ÖPUL - Gesamtvolumen rund 250
Mio. S, 9.000 Landwirte, 10.000 ha
• Vorbereitung eines neuen ÖPUL

EU-Projekte

• Fortführung der LIFE-Projekte „Arten-
schutzprogramm Braunbär“, „Ramsar-
management March-Thaya-Auen" und
„Feuchtgebietsmanagement Oberes
Waldviertel“
• Genehmigung und Start des LIFE-
Projektes „Wildnisgebiet Dürrenstein“
• Natura-2000-Nachnominierungen
inkl. Planherstellungen (gemeinsam mit
der NÖGIS-Zentrale)
• Vogelschutz- und FFH-Richtlinie - Be-
richtspflicht
• Vorbereitung eines LIFE-Antrages
„Nationalpark Thayatal“

tragsunterzeichnung am 26. Oktober
1997 in Hardegg)
• Vorbereitende Besprechungen für
den Managementplan 1999 bis 2008
Donauauen
• Vorbereitungen für eine Kennzeich-
nungsverordnung Donauauen

NÖ Naturschutzgesetz 1997

• 22. April bis 5. Juni 1997: Begutach-
tung eines Entwurfes NÖ Naturschutz-
gesetz 1997
• Sommer/Herbst 1997: diverse Ver-
handlungen mit Interessenvertretern,
Umarbeitungen des Gesetzesentwurfes

Naturschutz

• Berufungen, Stellungnahmen, Infor-
mationen, Besprechungen etc.
• Entschädigungsverfahren NSG Tha-
yatal

Rechnungswesen und
Kreditverwaltung

Rechtlicher Bereich
Legistische Maßnahmen im
Tierschutzbereich

• 4. Dez. 1996 bis 17. Jänner 1997: Be-
gutachtung der Wildtierverordnung
• 13. Dez. 1996 bis 7. Februar 1997:
Begutachtung der Pelztierverordnung
• 11. Februar 1997: Die Landesregie-
rung beschließt die Verordnung über
Wildtierarten, deren Haltung beschränkt
ist (wurde auf Grund der Änderung des
NÖ Tierschutzgesetzes 1985 vom
27. Juni 1996 erforderlich)
• 1. Juli 1997: Die Landesregierung be-
schließt die Verordnung über die Hal-
tung von Pelztieren (dient der Umset-
zung des Art. II Abs. 3 der Art.-15a-B-
VG-Vereinbarung über den Schutz von
Nutztieren in der Landwirtschaft bezüg-
lich der Pelztierhaltung)
• 5. bis 29. August 1997: Begutachtung
des Schlachtverordnungsentwurfes
• 16. September 1997: Die Landesre-
gierung beschließt die Verordnung über
das Schlachten und Töten von Tieren
(dient der Umsetzung der entsprechen-
den EU-Richtlinie)
• 13. Oktober bis 21. November 1997:
Begutachtung eines Entwurfes zur Än-
derung der Verordnung über den Schutz
von Tieren in landwirtschaftlichen Tier-
haltungen (dient der Umsetzung der Än-
derungen der EU-Richtlinie über Min-
destanforderungen für den Schutz von
Kälbern und deren Anhang)

Tierschutz/Artenschutz

• Ausarbeitung von Haltungsrichtlinien,
Mindestansprüchen für Giftschlangen
und andere Gifttiere (Band 3)
• Bearbeitung von Einfuhr- und Aus-
fuhranträgen für Exemplare nach dem
Washingtoner Artenschutzübereinkom-
men (WA) - Begutachtung und Überprü-
fung - und Evidenthaltung der Nach-
zuchten von WA-Exemplaren sowie de-
ren Kennzeichnung
• Berufungen, Stellungnahmen,
• Verhandlungen zum Abschluß einer
Art.-15a-B-VG-Vereinbarung zur Verbes-
serung und Harmonisierung der landes-
gesetzlichen Bestimmungen über außer-
landwirtschaftlichen Tierschutz (Auftrag
der Landeshauptleutekonferenz vom
5. Juli 1997).

Nationalpark

• Diverse Auskünfte, Verhandlungen etc.
• Teilnahme an den Sitzungen des Na-
tionalparkbeirates Donauauen
• Verhandlungen zum Abschluß einer
Art.-15a-B-VG-Vereinbarung zwischen
dem Bund und dem Land Niederöster-
reich zur Errichtung und Erhaltung eines
Nationalparks Thayatal (feierliche Ver-

Förderungsausgaben 1997

Gemeinden 627.000,-
Vereine 4,679.200,-
Einzelpersonen 242.000,-
Körperschaften 231.000,-

5.779.200,-
Entschädigungen 2,572.377,-

• Abschluß von Entschädigungsverein-
barungen zum Naturschutzgebiet Tha-
yatal
• Kreditverwaltung für den NÖ Land-
schaftsfonds

Naturschutz-
Grundlagenprojekte

• Abgrenzung und Zonierung des Na-
tionalparks Thayatal
• Artenschutzprojekte zu 20 verschie-
denen Themen (etwa Wiesenbrüter)
• Ausstellung Gehölzvermehrung, Wild-
blumen
• Betreuung der Naturdenkmäler (ins-
gesamt etwa 1.500)
• Errichtung eines Feuchtbiotops mit
der Hauptschule Blindenmarkt
• Errichtung von Lehrpfaden (etwa
Obstbaumlehrpfad)
• Fischotterentschädigungen
• Laufende Wartungsarbeiten zur Kenn-
zeichnung von Schutzgebieten
• Mitwirkung an der NÖ Kormoran-Ver-
ordnung und Vorgespräche zur Fischot-
ter-Lebendfang-Verordnung
• Mitwirkung bei der Erstellung eines
Naturparkeleitbildes und der Natur-
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Abteilung Verkehrsrecht

• Effizienzuntersuchung der Lkw-Über-
holverbote auf Autobahnen in Nieder-
österreich
• Versicherung von Schülerlotsen und
Schulwegpolizei in Niederösterreich

Lenkerprüferseminare
Eine Schulung der Sachverständigen für
die Lenkerprüfung erfolgte in Form der
Teilnahme an einem Fahrtechnikkurs im
Schulungszentrum Teesdorf des ÖAMTC
hinsichtlich der Fahrtechnik und der
möglichen Auswirkungen von Fahrfeh-
lern bzw. der Bedeutung einer entspre-
chenden Reifenausstattung.
Außerdem erfolgte eine Information hin-
sichtlich der im Zusammenhang mit
dem Führerscheingesetz erforderlichen
Änderungen.
Außerdem wurden 1997 18 Kandidaten
für die Aufgabe als rechtskundige Len-
kerprüfer an insgesamt 3 Seminartagen
hinsichtlich der theoretischen Grundla-
gen für ihre verantwortungsvolle Auf-
gabe geschult. Die praktische Schulung
ist noch im Gange.

Fahrschullehrer- und
Fahrlehrerprüfung
Die im Jahr 1996 in St. Pölten festgeleg-
ten 22 Prüfstrecken, von denen dem
Kandidaten eine Prüfstrecke unter Be-
rücksichtigung der angestrebten Fahr-
zeuggruppe zugewiesen wird und die er
kommentierend befahren muß, haben
sich bewährt.

Eisenbahnwesen
Die Tätigkeit der Abteilung am Schie-
nenbahnensektor konzentrierte sich
auch im Jahre 1997 auf die von der HL-
AG (Hochleistungsstrecken AG) für
Hochleistungsstrecken beantragten Ent-
eignungsverfahren. Die beantragten
Enteignungsverfahren betreffen den
Ausbau der Westbahn und die Errich-
tung des Semmering-Tunnels. Da der
Landeshauptmann als Enteignungsbe-
hörde bei Hochleistungsstrecken nicht
bloß die Enteignung an sich, sondern
auch die Höhe der Entschädigungs-
summe für die enteigneten Grundstücke
festzusetzen hat, bedeuten die Enteig-
nungsverfahren für die Abteilung einen
erheblichen Aufwand.
Wegen des Ausbaues der Südbahn
haben auch dort die eisenbahnrechtli-
chen Bauverfahren stark zugenommen.

Luftfahrtwesen
Bei den von der Abteilung zu erteilen-
den Bewilligungen nach dem Luftfahrt-
gesetz liegt wie bisher der zahlenmä-
ßige Schwerpunkt in der Bewilligung von
Außenabflügen und Außenlandungen

und Luftfahrtveranstaltungen - die Zahl
der Anträge nimmt jährlich zu - sowie in
der Durchführung der beantragten Zivil-
flugplatzbewilligungsverfahren und Ver-
fahren betreffend zivile Bodeneinrichtun-
gen.
Der weitere Ausbau des Flughafens
Wien-Schwechat (Schengen-Adaptie-
rungen und andere Einrichtungen) erfor-
derte eine intensive Verhandlungstätig-
keit.

Schwerpunkte 1997
Überwachung des
Straßenverkehrs

Die bewährten monatlichen Schwer-
punktprogramme wurden auch heuer
wieder durchgeführt. Die Umsetzung
oblag wie immer der Verkehrsabteilung
des Landesgendarmeriekommandos für
Niederösterreich und den Straßenpoli-
zeibehörden 1. Instanz.
Über die monatlichen Schwerpunktpro-
gramme hinaus wurde der Schwerver-
kehr unter Zuhilfenahme des Landes-
prüfzuges und des Prüfzuges der Bun-
desprüfanstalt für Kraftfahrzeuge lau-
fend gezielt überwacht (Standkontrol-
len). Spezialeinsätze wie mobile Ge-
schwindigkeitsmessungen, Gewichts-
kontrollen, Lärmmeßkontrollen, Gefahr-
gutkontrollen und Planquadrate (Alko-
holkontrollen) sowie der Einsatz von Zi-
vilstreifen sorgten zusätzlich für die He-
bung der Verkehrssicherheit auf den
Straßen Niederösterreichs.
Die seit Jahren systematisch angeord-
neten Verkehrsüberwachungsmaßnah-
men tragen zweifellos zur Hebung der
Verkehrssicherheit bei, obwohl eine Stei-
gerung der Unfallzahlen festzustellen ist.
Neben der Verkehrsüberwachung tra-
gen auch die gesetzlichen Maßnahmen
wie z. B. der Probeführerschein sowie
die straßenbaulichen Umgestaltungen
(z. B. Kreisverkehre, Straßenrückbauten,
Schwellen, Ampelanlagen usw.) ebenso
wie die laufende Vergrößerung der Auto-
bahnnetzes (Entflechtung des Verkehrs)
zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit bei.

Kraftfahrlinien

Für den Betrieb der Wieselbusse muß-
ten für alle Strecken 33 Konzessionser-
weiterungen erteilt werden. Außerdem
liefen mit 31. Jänner 1997 150 Kraftfahr-
linienkonzessionen der Post und des
KWD ab. Dies erforderte im Jahr 1997
umfangreiche Kommissionierungstätig-
keiten.

Probleme 1997

Verkehrsunfälle

Die Verkehrsunfälle sind in allen Berei-
chen gestiegen. Die Zahl der Unfälle
durch Trunkenheit hat gegenüber dem
Vergleichszeitraum 1996 ebenso zuge-
nommen wie die Zahl der bei Alkoholun-
fällen Verunglückten. Die Zahl der Toten
bei Trunkenheit ist gesunken. Die ver-
stärkte Alkoholüberwachung durch Gen-
darmerie und Polizei wirkt sich weiterhin
positiv auf die Verkehrssicherheit aus.

Ostverkehr
Straßenpolizeiliche
Schwerpunkte

Die im Vorjahr begonnene Absicherung
von Durchzugsstraßen mit Vorrangzei-
chen sowie die Vergrößerung des Vor-
rangstraßennetzes in Niederösterreich
wurde fortgesetzt. Diese Maßnahmen
dienen der Rechtssicherheit und der Er-
leichterung des Durchzugsverkehrs.

Verkehrssicherheitsfonds
Landesanteil Niederösterreich

Aus den dem Land Niederösterreich zu-
fließenden Mitteln des Österreichischen
Verkehrssicherheitsfonds (Erlös aus den
«Wunschkennzeichen“) wurden im Jahre
1997 u. a. finanziell unterstützt:
• Verkehrssicherheitstage bei BH und
Berufsschulen
• ÖAMTC-Jugend-Fahrtechnikkurse
• Aktion Förderung von Fahrradhelmen
• Aktion „Hilf Leben retten, kein Alkohol
em Steuer“

Der grenzüberschreitende Lkw-Verkehr
bringt ein erhebliches Sicherheitsrisiko
mit sich, dem durch besonders strenge
Grenzkontrollen hinsichtlich des techni-
schen Zustandes der Fahrzeuge begeg-
net wird. Die Kontrollen des Lkw-Ver-
kehrs erfolgen bei Tag und bei Nacht.
Diese Kontrollen gewährleisten eine
ausreichende Erfassung des grenzüber-
schreitenden Schwerverkehrs.

Lenkerprüfungen

Mit dem Inkrafttreten des Führerschein-
gesetzes mit November 1997 ist es zu
einer weitgehenden Umstellung der Or-
ganisation der Lenkerprüfung gekom-
men. Die Trennung der theoretischen
computerunterstützten von der prakti-
schen Lenkerprüfung wird notwendig
sein. Nach Bestehen der theoretischen
Prüfung wird an einem anderen Tag die
praktische Prüfung abgenommen wer-
den. Die vorgesehenen langen Fahrzei-
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Sonstige Besprechungen außerhalb des
Amtes: 59 Außendiensttage.
Büroverhandlungen: 84 Tage.

Fahrschulwesen und
Lenkerprüfungen

Im Zeitraum vom 1. 1. bis 31. 12. 1997
sind insgesamt 1.915 Lenkerprüfungen
angefallen. Dies bedeutet gegenüber
dem gleichen Zeitraum des Jahres 1996
eine Abnahme um 34 Lenkerprüfungen
(-1 ,74%).
Die Anzahl der Führerscheinkandidaten
betrug hiebei 36.287, was einer Ab-
nahme von 1.515 (-4,01%) entspricht.
Bei den Führerscheingruppen erfolgte
eine Abnahme von 1.154 (-2,28%) auf
49.350.
Der Prozentsatz der Kandidaten, die die
Lenkerprüfung nicht bestanden haben,
betrug 32,90%. (Im Vergleich dazu be-
trug die Reprobationsquote im Jahre
1996 33,85%).
Die Zahl der Fahr(schul)lehrerprüfungen
betrug im Zeitraum vom 1. 1. bis 31. 12.
1997 22 mit 84 Kandidaten und 146
Gruppen. Die Reprobationsquote betrug
39,72% (gegenüber 38,34% im Jahre
1996).

• Gezielte Aktionen zur Senkung der
Unfallzahlen, insbesondere zur Senkung
der Alkoholunfälle (Planquadrate)
• Gezielte Aktion zur Überwachung des
Schwerverkehrs, insbesondere des
grenzüberschreitenden Lkw-Verkehrs
• Neuorganisation der Lenkerprüfung
(Abkopplung der theoretischen Prüfung
von der praktischen Prüfung, längere
Fahrzeiten)
• Gezielte Maßnahmen zur Verminde-
rung der Lärmbelästigung durch Flug-
plätze

ten werden eine erhebliche Mehrbela-
stung der Lenkerprüfer mit sich bringen,
auch wenn die Abnahme der theoreti-
schen Prüfung wegfallen wird. Die Prü-
fungsfahrt, die auch auf Straßen mit star-
kem Verkehr stattzufinden hat, muß min-
destens 25 Minuten für die Klassen A
und B und mindestens 45 Minuten für
die Klassen C, D und E dauern. In diese
Zeiten ist die Zeitdauer für das Prüfen
der Vorgangsweise bei der notwendigen
Fahrzeugkontrolle vor Antritt der Fahrt
und für die Fahrübungen (Umkehren,
Rückwärtsfahren, Anfahren auf Steigun-
gen, Einparken, Bremsübungen) nicht
eingeschlossen. Statistik 1997

Kommissionstätigkeiten sowie
Teilnahme an Besprechungen
und Schulungen durch
Bedienstete der Abteilung
Verkehrsrecht

Fluglärm

Auf Grund der immer wiederkehrenden
Lärmbeschwerden, insbesondere we-
gen Fluglärmbelastungen durch star-
tende und landende Flugzeuge, wurden
1997 von der Abteilung Besprechungen
gemeinsam mit betroffenen Anrainern
und den Haltern bestehender Flugplätze
zur Verbesserung der Lärmsituation ab-
gehalten.
Die bisher neu eingereichten Flugplatz-
projekte werden insbesondere unter
dem Gesichtspunkt Lärmschutz einge-
hend überprüft.
Eine Novellierung des Luftfahrtgesetzes
und der Zivilflugplatzverordnung für die
Ausgestaltung von Flugplätzen und im
Hinblick auf eine Abstimmung mit den
Bestimmungen des Umweltverträglich-
keitsprüfungsgesetzes wäre dringend
erforderlich.

Schienenbahnen:
42 Außendiensttage für 84 Projekte

Flugplätze:
26 Außendiensttage für 98 Projekte

Kraftfahrtlinien:
40 Außendiensttage für 67 Projekte
1 Außendiensttag für die Fahrplankonferenz

Fahrschulen:
2 Außendiensttage für 3 neue

Fahrschulgenehmigungen
1 Außendiensttag für die Verlegung der

Standorte von 2 Fahrschulen
172 Lenkerprüfungen,

4 Fahr(schul)lehrerprüfungen
1 Expertenkonferenz betreffend StVO an 2 Tagen
1 Expertenkonferenz betreffend KFG an 2 Tagen
1 Expertenkonferenz betreffend GGSt/ADR an

3 Tagen
1 Expertenkonferenz betreffend Seilbahnen an

2 Tagen
1 Expertenkonferenz betreffend EisbG an

2 Tagen

Straßenpolizei

Die Unfallstatistik für den Zeitraum
1. Jänner bis 30. September 1997 findet
sich in untenstehender Übersicht:
An sportlichen Veranstaltungen auf Stra-
ßen wurden insgesamt 32 (26 radsportli-
che, 1 motorsportliche und 5 Laufveran-
staltungen) genehmigt. Die Gesamtzahl
entspricht der des Vorjahres.Ziele 1998

Die Abteilung wird, so wie bisher, darauf
bedacht sein, alle Möglichkeiten zur He-
bung der Verkehrssicherheit und zur
Wahrung des Umweltschutzes weiterhin
auszuschöpfen.
Besondere Schwerpunkte für 1998:

Luftfahrt

1997 wurden 232 Bewilligungen für Luft-
fahrtveranstaltungen und Außenlandun-
gen bzw. Außenabflüge erteilt, was eine
Abnahme um 46 Bewilligungen bedeutet.

An 15 Tagen wurden 8 verschiedene Se-
minare besucht.

Unfallstatistik 1996 1997* Abnahme
Unfälle mit Personenschaden 5.317 5.616 +299
Verunglückte 7.146 7.486 +340
Verkehrstote 212 237 + 25
Unfälle durch Trunkenheit 375 406 + 31
Verunglückte bei Trunkenheit 559 586 + 27
Tote bei Trunkenheit 16 15 - 1
" Jänner bis September
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Abteilung Gesamtverkehrsangelegenheiten

Mit Wirksamkeit 1. Dezember 1992
wurde die Abteilung R/5, nunmehr Ab-
teilung Gesamtverkehrsangelegenhei-
ten, neu eingerichtet. Der Aufgabenbe-
reich umfaßt die Umsetzung und Weiter-
entwicklung des NÖ Landesverkehrs-
konzeptes sowie alle Angelegenheiten
der Gesamtverkehrsplanung und der
Verkehrsberatung.

Einflußgrößen (Bevölkerungsentwick-
lung, Motorisierung, Verkehrsaufkom-
men, Verkehrssicherheit etc.) begonnen.
Im Rahmen von 4 Facharbeitskreisen
sowie 9 regionalen Diskussionsrunden
wurden die Ergebnisse mit Fachleuten,
den Interessenvertretungen sowie den
Landes- und Gemeindepolitikern disku-
tiert. Das Ergebnis dieser Arbeiten lag
als Entwurf ’96 des NÖ Landesverkehrs-
konzeptes 1997 vor.
Dieser Entwurf stand in einem umfassen-
den Abstimmungsprozeß zur Diskussion.
Die abgegebenen Stellungnahmen wur-
den nach einer fachlichen Beurteilung
durch die Abteilung für Gesamtverkehrs-
angelegenheiten soweit als möglich ein-
gearbeitet. Das überarbeitete Landes-
verkehrskonzept 1997 wurde am 7. Okto-
ber 1997 von der NÖ Landesregierung
beschlossen und bildet seither den neue-
sten verkehrspolitischen Handlungsrah-
men des Landes Niederösterreich.
Um spezifische Fachthemen umfassen-
der darstellen zu können, wurde seit
1990 ergänzend eine eigene Schriften-
reihe aufgelegt.
Bisher sind folgende Hefte erschienen:
Heft 1: Ausgangslage, Entwicklung,
Leitbild
Heft 2: Park-and-Ride
Heft 3: Verkehrsberuhigung
Heft 4: Verkehrsverbünde.
NÖ -Landesverkehrskonzept, Entwurf
Heft 5: Umweltgerechter Straßenbe-
trieb.
NÖ Landesverkehrskonzept, Kurzfas-
sung und Langfassung
Heft 6: Verkehrssicherheit
Heft 7: Schiffahrtskonzept
Heft 8: Flugverkehrskonzept
Heft 9: Verkehrssteuerung
Heft 10: Güterverkehr
Heft 11: Chancen für Elektrofahrzeuge
Heft 12: Dokumentation Ortsverkehre
Heft 13: Anruf-Sammel-Taxis für den öf-
fentlichen Verkehr in der Region
NÖ Landesverkehrskonzept, Entwurf 96
Heft 14: Gestaltung untergeordneter Stra-
ßen - Weniger ist mehr
NÖ-Landesverkehrskonzept 1997
Die Hefte der Schriftenreihe sowie das
NÖ-Landesverkehrskonzept 1997 sind
über die Kanzlei der Abteilung für Ge-
samtverkehrsangelegenheiten gegen
Kostenersatz in 3109 St. Pölten, Land-
hausplatz 1, Haus 16, Tel.: 0 27 42/200
DW 4230, zu beziehen.

Westbahn ausgelastet ist und eine Ver-
besserung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs sowie eine Verlagerung von
Gütern auf die Bahn nur durch eine Ka-
pazitätsausweitung möglich ist.
Der Streckenabschnitt Umfahrung
Krummnußbaum - Säusenstein ist be-
reits im Betrieb. Die Umfahrung Melk,
sowie die Abschnitte Haag - St.Valentin,
Sarling - Ybbs und St. Pölten - Prinzers-
dorf befinden sich derzeit in Bau. Die Um-
fahrung von Loosdorf steht vor Baube-
ginn. Alle übrigen Abschnitte der West-
bahn in Niederösterreich befinden sich in
fortgeschrittenen Planungsphasen. Für
die Güterzugumfahrung St. Pölten sowie
den Abschnitt Wien - St. Pölten läuft die
Umweltverträglichkeitsprüfung.

Schnellbusse nach St. Pölten
Zur besseren Integration der Landes-
hauptstadt St. Pölten in das öffentliche
Verkehrsnetz und damit zur besseren
Erreichbarkeit aus den Landesvierteln
wurden insgesamt 11 Schnellverkehrsli-
nien eingerichtet. Diese „Wiesel-Busse“
stellen aus vielen Regionen das Rück-
grat der ÖV-Verbindung dar und er-
freuen sich ständig steigender Beliebt-
heit und Auslastung.

Nahverkehrsausbau
Zur Attraktivierung des niederösterrei-
chischen Schienennahverkehrs werden
folgende Projekte vorrangig verfolgt:
• Ausbau der Schnellbahnlinie S 2
(Wien - Wölkersdorf - Mistelbach -
Laa/Thaya)
• S 7 (Flughafenschnellbahn Wien -
Flughafen -Wolfsthal - Verlängerung
nach Bratislava)
• 2gleisiger Ausbau der Pottendorfer
Linie zwischen Wampersdorf und Meid-
ling
• Bahnverbindung Krems - St. Pölten -
Lilienfeld (NÖ Zentralraum)
Für die Bahnlinien S 2 und die Bahn-
strecke Krems - St. Pölten - Lilienfeld
wurden von der Abteilung Gesamtver-
kehrsangelegenheiten gemeinsam mit
den ÖBB sowie in enger Abstimmung
mit den betroffenen Gemeinden grund-
sätzliche Studien durchgeführt, die als
Grundlage für den Abschluß entspre-
chender Verträge mit dem Bund für den
Ausbau dienen. Für die S 2 ist ein Ver-
trag bereits ausverhandelt.
Darüber hinaus wird seit 1996 unter der
Federführung der ÖBB unter Beteiligung
des Bundes und der Bundesländer
Wien, Niederösterreich und Burgenland
ein neues Schnellbahnkonzept für die
Ostregion erarbeitet. Damit soll sicher-
gestellt werden, daß Schnellbahnnetz
und -betrieb langfristig den räumlichen
und verkehrlichen Anforderungen ent-
sprechen und alle notwendigen Ausbau-

NÖ Landes-
verkehrskonzept

Bereits im Jahre 1975 wurde über Auf-
trag der NÖ Landesregierung ein Ver-
kehrsraumordnungsprogramm für Nie-
derösterreich erstellt. Dieses Vorhaben
war damals beispielgebend in Öster-
reich.
Auch der Bund begann 1980 ein Ge-
samtverkehrskonzept für Österreich
auszuarbeiten, das nach den damaligen
Vorstellungen in kurzer Zeit abgeschlos-
sen werden sollte.
Leider konnte diese Zielsetzung erst
1991 verwirklicht werden. Ein darauf
aufbauender Bundesverkehrswegeplan
ist zwar in Arbeit, jedoch nicht abge-
schlossen.
Das Land Niederösterreich entschloß
sich deshalb im Jahr 1990, in Anbe-
tracht des fehlenden Bundeskonzeptes
ein eigenes Landesverkehrskonzept zu
erstellen. Dies war umso dringender, als
damals folgende wichtige verkehrsaus-
lösende Aspekte zu berücksichtigen
waren:
• Ernennung St. Pöltens zur NÖ Lan-
deshauptstadt und gleichzeitige Förde-
rung der Eigenständigkeit der Regionen
• Geplanter Beitritt Österreichs zur EG
• Öffnung der Nord- und Ostgrenzen
• Zunehmende Konfliktsituationen im
Bereich Umwelt und Verkehr
Zur Erarbeitung dieses Landesverkehrs-
konzeptes wurde eine Projektgruppe für
Gesamtverkehrsangelegenheiten einge-
richtet, die diese Aufgabe bis 1991 be-
wältigte. Das NÖ Landesverkehrskon-
zept wurde von der NÖ Landesregie-
rung am 11. Juli 1991 beschlossen.
Darin ist ausgehend vom verkehrspoliti-
schen Leitbild „Vermeiden, Verlagern,
Verbessern, Fördern“ eine Vielzahl kon-
kreter Maßnahmen mit klaren Prioritäten
für alle Bereiche des Verkehrswesens
enthalten. Viele dieser Maßnahmen
konnten mittlerweile realisiert werden, ei-
nige befinden sich in Umsetzung, an-
dere erst in einer konzeptiven Phase.
Bereits damals war vorgesehen, das
Landesverkehrskonzept nach 5 bis 6
Jahren zu überarbeiten und der Ent-
wicklung anzupassen. Die Abteilung für
Gesamtverkehrsangelegenheiten hat
daher Mitte 1995 mit der Erarbeitung der
Grundlagen für die verkehrsrelevanten

Öffentlicher Verkehr

Viergleisiger Ausbau der
Westbahn

Der durchgehende 4gleisige Ausbau
der Westbahn in Niederösterreich ist
deshalb notwendig, da die bestehende
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Güterverkehrszentren/
Güterterminals

Über Initiative der Abteilung für Gesamt-
verkehrsangelegenheiten wurde im Rah-
men der PGO eine Studie über die Not-
wendigkeit und das Ausmaß von Güter-
terminals bzw. Güterverkehrszentren in
der Ost-Region erstellt. Ausgangspunkt
der Überlegungen ist, mehrere dezentrale
Anlagen vorzusehen. Neben Inzersdorf-
Hennersdorf kommen dafür die Räume
Guntramsdorf, Wien-Albern und Süßen-
brunn - Deutsch Wagram in Betracht.

Schiffahrt und
Flugverkehr
1992 wurde das NÖ Landesverkehrs-
konzept in den Bereichen Schiffahrt und
Flugverkehr durch eigene Sachbe-
reichskonzepte ergänzt. Die inhaltliche
Aktualisierung dieser beiden Konzepte
erfolgte im NÖ-Landesverkehrskonzept
1997.

Planungsgemeinschaft
Ost

In den letzten Jahren wurden im Rah-
men der Planungsgemeinschaft Ost
mehrere verkehrsträgerübergreifende
Untersuchungen durchgeführt. Zu nen-
nen ist das Verkehrskonzept für den
Südraum von Wien, das bereits 1994
abgeschlossen wurde, und das derzeit
in Bearbeitung befindliche Konzept für
den Nordostraum von Wien. In diesem
Zusammenhang erfolgt durch die Abtei-
lung für Gesamtverkehrsangelegenhei-
ten die verkehrliche Fachkoordination.

NÖ Verkehrsberatung
Innerhalb der Abteilung wurde im April
1995 diese Ansprech- und Servicestelle
bei Verkehrsproblemen vor allem für die
NÖ Gemeinden geschaffen. Die Haupt-
aufgabe ist die Verkehrsberatung, vor
allem als Entscheidungshilfe und Argu-
mentationshilfe für die Bürgermeister.
Schwerpunkte der Verkehrsberatung
sind: Verkehrskonzepte; Verkehrsberuhi-
gung; Attraktivierungsmaßnahmen für
den öffentlichen Verkehr; Parkraumorga-
nisation; Attraktivierung des nichtmotori-
sierten Individualverkehrs, Flächenwid-
mungen, Schulwegprobleme und die
Neuorganisation von Verkehrsflächen.
Weitere Tätigkeitsfelder sind die Infor-
mation über Fachthemen und Koordina-
tion mit den beteiligten Dienststellen des
Landes, Bundesdienststellen und weite-
ren Institutionen.
Die NÖ Verkehrsberatung ist im
Haus 16, Zimmer 120, und unter der DW
4047 erreichbar.

Park-and-Ride

Derzeit bestehen in Niederösterreich
rund 19.500 Stellplätze für Pkw an mehr
als 300 Haltestellen öffentlicher Ver-
kehrsmittel. Ebensoviele Stellplätze ste-
hen für Zweiräder zur Verfügung.
Um den kurz- bis mittelfristigen Bedarf
an Park-and-Ride-Stellplätzen abdek-
ken zu können, ist es notwendig, in den
nächsten 10 Jahren rund 20.000 Pkw-
Stellplätze zu errichten. Im Dezember
1994 konnte ein Übereinkommen zwi-
schen Niederösterreich und dem Bund
abgeschlossen werden, das die Finan-
zierung dieser dringend benötigten An-
lagen regelt. Eine Reihe von Anlagen
befindet sich daher in Vorbereitung. Fer-
tiggestellt werden konnten die Anlagen
in Baden, Ebenfurth, Ziersdorf, Herzo-
genburg etc.

Verkehrsverbünde

Seit 1. Jänner 1992 sind in Niederöster-
reich flächendeckend Verkehrsver-
bünde eingerichtet:
• Verkehrsverbund Ost-Region (VOR)
• Verkehrsverbund Nördliches Wein-

viertel (NWV)
• Verkehrsverbund Waldviertel (WVV)
• Verkehrsverbund NÖ Zentral/Most-

viertel (ZMV)
• Verkehrsverbund NÖ Süd/Burgenland

Mitte (NBV)
Aufgrund der Vorarbeiten der Abteilung
für Gesamtverkehrsangelegenheiten
konnten die Verkehrsleistungen und die
Einnahmen in den regionalen Verkehrs-
verbünden jeweils in einen „Pool" zu-
sammengeführt werden (Poolung). Da-
durch wird es möglich, das Verkehrsan-
gebot auszuweiten und attraktiver zu
gestalten. Beispielsweise konnten
Werksverkehre in öffentliche Linien
übergeführt werden (Wein- und Indu-
strieviertel), Stadtverkehre ausgeweitet
werden (Krems, St. Pölten) und in Regio-
nalen Konzepten neue Angebote ge-
schaffen werden (z. B. Linienverkehr
nach Rohr/Gebirge).

vorhaben sich an diesem Konzept orien-
tieren. Der Abschluß der Arbeiten ist für
das Jahr 1998 geplant.

Regionalbahnen (Nebenbahnen)

Am 20. Juni 1996 wurde zwischen dem
Land Niederösterreich und den Österrei-
chischen Bundesbahnen ein Regional-
bahn-Verkehrsdienstevertrag abge-
schlossen, der langfristig die Sicherung
der bestehenden Regionalbahnen er-
möglicht.

Regionalverkehr auf
Hauptbahnen

Ebenfalls am 20. Juni 1996 wurde zwi-
schen dem Land Niederösterreich und
den ÖBB ein Vertrag unterzeichnet, der
langfristig den Regionalverkehr auf den
Hauptbahnen in Niederösterreich ge-
währleistet. Vertragsgegenstand ist
auch die Anschaffung von 120 Doppel-
stockwaggons, von denen die ersten auf
der Südbahn bereits im Einsatz stehen.
Mit dieser Maßnahme konnte kurzfristig
eine Erhöhung der Kapazität und der At-
traktivität des öffentlichen Nahverkehrs
in Niederösterreich erreicht werden.

Sicherung der
Bahn-Infrastruktur in
Niederösterreich

Am 26. Juni 1996 wurde zwischen dem
Land Niederösterreich und dem Bun-
desministerium für Wissenschaft, Ver-
kehr und Kunst ein Vertrag über die
langfristige Sicherung der Bahn-Infra-
struktur in Niederösterreich abgeschlos-
sen um die Aufrechterhaltung eines lei-
stungsfähigen schienengebundenen
Personennahverkehrs sicherzustellen.

NÖ Nahverkehrs-
finanzierungs-programm

Diese Förderung ermöglicht es, den Ge-
meinden bei der Organisation bzw. Ver-
besserung des öffentlichen Verkehrs Hil-
festellung zu gewähren. So wurden im
Jahre 1997 im Rahmen dieses Finanzie-
rungsprogrammes beispielsweise fol-
gende Maßnahmen gefördert:
• Betriebliche Maßnahmen:
- Linienverlängerungen oder -Verdich-
tungen
- Alternative Bedienungsformen
• Linienverbesserungen in Gablitz,
Kirchschlag, Perchtoldsdorf, Raach/
Hochgebirge und Wolfsthal
• Citybus in St. Pölten, Waidhofen/Ybbs
und Wölkersdorf
• Anruf-Sammel-Taxi in St. Pölten
• Rufbus Mödling

Straßenverkehr

Bei Ausbaumaßnahmen des Straßennet-
zes ist die Abteilung für Gesamtver-
kehrsangelegenheiten in beratender
Form projektbegleitend tätig. Nachdem
die Ausbaumaßnahmen im NÖ Landes-
verkehrskonzept festgelegt sind, bezieht
sich die Tätigkeit der Abteilung für Ge-
samtverkehrsangelegenheiten auf ge-
samtverkehrliche Koordinierung.
Dazu zählen beispielsweise die Planun-
gen im Zusammenhang mit einer Süd-
umfahrung von Wien sowie die Planung
der Verkehrsinfrastruktur zwischen Bra-
tislava und Wien.
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Abteilung Gesundheitswesen

Krankenanstalten
Ausbau der Krankenanstalten

Der Ausbau der Krankenanstalten
wurde 1997 fortgesetzt. Von der Sani-
tätsdirektion waren dabei regelmäßig fol-
gende Angelegenheiten zu besorgen:
• Medizinische Beratung bei der Pla-
nung, beim Bau und bei der medizi-
nisch-technischen Ausstattung
• Mitwirkung in Baubeiräten für die Aus-
bauvorhaben in den öffentlichen Kran-
kenanstalten
• Bestellung von Sachverständigen für
die Durchführung behördlicher Verfah-
ren nach dem Krankenanstaltengesetz
Von den 27 öffentlichen Krankenanstal-
ten im Land Niederösterreich waren es
im Jahre 1997 nur wenige Spitäler, bei
denen weder Planungsarbeiten noch
Bautätigkeiten zu verrichten waren.
Der Ausbau der flächendeckenden Ver-
sorgung Niederösterreichs mit Com-
putertomographen (CT) in Gmünd,
Scheibbs, Lilienfeld, Tulln und Waidho-
fen/Ybbs und mit Magnetresonanztomo-
graphen (MRT) in Mistelbach und Krems
wurde vorangetrieben.
Die Computertomographie und die Ma-
gnetresonanztomographie sind mo-
derne technische Möglichkeiten in der
Radiologie, mit bildgebenden Verfahren
die Grenzen der konventionellen Rönt-
genuntersuchungen zu überschreiten
und Körperschnittbilder von hoher De-
tailerkennbarkeit anzufertigen.
Derzeit sind CTs in den Krankenhäusern
Amstetten, Baden, Horn, Krems, Mistel-
bach, Mödling, Neunkirchen, Scheibbs,
St. Pölten, Tulln, Wiener Neustadt, Waid-
hofen/Ybbs und Zwettl sowie in den bei-
den Landesnervenkliniken stationär in
Betrieb. Da der privat betriebene
Mobil-CT seinen Betrieb eingestellt hat,
werden zukünftig auch die restlichen
Krankenanstalten mit CTs ausgerüstet
werden müssen.
Kernspintomographen gibt es derzeit in
der Landesnervenklinik Mauer, in St. Pöl-
ten und Wiener Neustadt. Konkrete
Überlegungen bestehen für die Landes-
nervenklinik Gugging und das Schwer-
punktkrankenhaus Horn. In Mistelbach
wird eine MR-anlage derzeit errichtet.

dringend notwendigen Engpässe in der
zeitgemäßen Behandlung von Krebspa-
tienten beseitigen helfen. Diese neue
Abteilung soll stufenweise in Betrieb ge-
nommen werden, der Vollbetrieb mit der
32-Betten-Station beginnt im Jänner
1998.
Mittlerweile hat auch die vorausschau-
ende Personalpolitik ihre Früchte getra-
gen: Elf der sechzehn frischgebackenen
Absolventinnen der RTA-Akademie
konnten in der neuen Abteilung einen in-
teressanten Arbeitsplatz finden. Somit
kann das KH Wiener Neustadt ab 1998
eine weitere medizinische Spitzenlei-
stung zum Wohle der niederösterreichi-
schen Patienten anbieten.
Um eine flächendeckende Versorgung
aller niederösterreichischen Patienten
zu garantieren, wird entweder ein Neu-
bau einer zweiten Abteilung im nieder-
österreichischen Zentralraum oder eine
Kooperation mit den Strahlentherapie-
zentren in Wien und Linz notwendig wer-
den.

in Niederösterreich. Auf diese Weise
werden sieben Psychiatrieregionen für
jeweils 150.000 bis 300.000 Einwohner
installiert.
In der Krankenanstalt Hollabrunn ging
am 1. 1. 1998 eine Abteilung für Sozial-
psychiatrie in Betrieb. In Neunkirchen
und Waidhofen/Thaya ist die Schaffung
von neuen Abteilungen praktisch fix, in
anderen Regionen gibt es Vorgesprä-
che.

Medizinisches Zentrum
Gänserndorf (MZG)

Ein langgehegter Wunsch der Gänsern-
dorfer Bevölkerung steht vor der Reali-
sierung. Allerdings wird kein neues
Krankenhaus gebaut, sondern eine Ein-
richtung zur 24-Stunden-Versorgung un-
fallchirurgischer Patienten, eine tageskli-
nische Station zur Erbringung von ope-
rativen Leistungen und eine ärztliche
Versorgung für die Nachtstunden. Dane-
ben sollen auch eine (unfall-)chirurgi-
sche Nachsorge-Einheit sowie eine
Chemotherapie-Station dazu beitragen,
der Bevölkerung lange Anfahrtswege
nach Mistelbach oder Wien zu ersparen.
Um eine gewisse Kontinuität der Be-
handlung zu gewährleisten, sollen vor
allem engagierte Ärzte des KH Mistel-
bach die Betreuung im MZG überneh-
men. Das Projekt ist mit 130 Mio. S ver-
anschlagt und soll in drei bis vier Jahren
den Betrieb aufnehmen.

Fertigstellung des
Landeskrankenhauses in
Grimmenstein

Genau im Zeitplan liegt der Baufort-
schritt des Landeskrankenhauses in
Grimmenstein. Mit dem Betriebsbeginn
Mai 1998 werden dort eine Abteilung für
Lungenkrankheiten, eine neurologische
Station zur Behandlung von Multiple-
Sklerose-Patienten, eine Nachbehand-
lungsstation für Patienten nach orthopä-
dischen Operationen sowie ein Landes-
pflegeheim zur Verfügung stehen. Jüng-
sten Datums sind Kooperationsverhand-
lungen mit dem nahegelegenen Rehabi-
litationszentrum Hochegg zur Über-
nahme von Patienten mit Lungenkrank-
heiten. Insgesamt wurden für den Neu-
bau dieses den modernsten Erkenntnis-
sen der Medizin und Pflege entspre-
chenden Krankenhauses 650 Mio. S in-
vestiert.

Schlaganfall-Überwachungs-
station in Gugging eröffnet

In Niederösterreich sterben jährlich etwa
2000 Menschen an den Folgen eines
Schlaganfalles, tausende erleiden
schwere Behinderungen. Wie bei kaum
einer anderen Erkrankung hängt das
Schicksal eines Schlaganfallpatienten
von der Qualität der Behandlung in den
ersten Stunden ab. Die Einrichtung einer
„Stroke unit", wie eine Schlaganfallsta-
tion auch genannt wird, soll dazu beitra-
gen, daß derartige Patienten von spezi-
ell geschulten Ärzten und Pflegeperso-
nal unter Zuhilfenahme modernster Me-
dizintechnik schnell und richtig behan-
delt werden können.

Niederösterreichischer
Psychiatrieplan: Die Umsetzung
beginnt

Der Psychiatrieplan, der auf eine ver-
mehrte Gemeindenähe und eine Forcie-
rung des extramuralen Bereiches der
psychiatrischen Versorgung abzielt, soll
nun in die Praxis umgesetzt werden.
Die stationären Einrichtungen (Abteilun-
gen für Psychiatrie) soll es in Hinkunft
nicht mehr nur noch in den beiden Lan-
desnervenkliniken in Gugging und
Mauer geben, sondern zusätzlich an
fünf weiteren Krankenhaus-Standorten

Strahlentherapie im KH Wiener
Neustadt

Seit Oktober 1997 werden in der ersten
Strahlentherapie-Abteilung des Landes
Niederösterreich Patienten behandelt.
Diese Abteilung wurde in einer länder-
übergreifenden Form durch Nieder-
österreich und das Burgenland um 450
Mio. S gemeinsam errichtet und soll die

Neue Form der
Spitalsfinanzierung

Mit 1. Jänner 1997 wird in ganz Öster-
reich die Abrechnung der medizini-
schen Leistungen, welche in Kranken-
anstalten erbracht werden, nach einem
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ein niedergelassener Ärzte im Rendez-
voussystem eingerichtet. Damit verfügt
Niederösterreich über ein fast lückenlo-
ses Netz an Notarztwagen.
Um einen klaglosen und gesetzeskon-
formen Betrieb des Notarztwagendien-
stes sicherzustellen, wurde das Stamm-
personal der Krankenanstalten, die
Standorte eines Notarztwagens sind,
aufgestockt. Die Finanzierung der Ärzte
erfolgt durch die Bereitstellung von Lan-
desmitteln.

Pflegehelfer

Au fschu lungen
Die auf Grund der Pflegehelfer-Verord-
nung zwingend vorzunehmenden Auf-
schulungen von Stationsgehilfinnen zum/
zur Pflegehelfer/in wurden an den geneh-
migten Schulungsstandorten wahrge-
nommen.

P f l egehe l f e rausb i l dungen
An den NÖ Krankenpflegeschulen und
an den NÖ Krankenhäusern wurden
keine Pflegehelferausbildungen vorge-
nommen.

Lau fende  P f l egehe l f e r -
ausb i l dungen  im Rahmen  der
A l t enhe l f e rausb i l dung
• Bundesfachschule Horn
• Bundesfachschule Mistelbach
• HBLA Biedermannsdorf
• HBLA St. Pölten
• Garitas Wiener Neustadt
• Garitas St. Pölten
• Fachschule Gmünd
• Fachschule Haag
• Fachschule Gaming
• Fachschule St. Valentin

Sanitätshilfsdienste
An den bewilligten Ausbildungseinrich-
tungen im Krankenhausbereich wurden
gemäß des Bedarfes die erforderlichen
Sparten von Sanitätshilfsdiensten aus-
gebildet, zusätzlich:
• am Institut für Physikalische Medizin,
Prim. DDr. Kern, St. Pölten, Heilmas-
seure, Ordinationsgehilfen,
• an der Gesundheitsschule, Prim. Dr.
Pschill, Wiener Neustadt, Heilmasseure,
• an der Zentralschule des Österreichi-
schen Roten Kreuzes, Sanitätsgehilfen.
• am Institut DUNGL/Heilmasseure

Ausbildung der medizinisch-
technischen Dienste
Da es für niederösterreichische Bewer-
ber immer schwieriger wird, in Akade-
mien für die gehobenen medizinisch-
technischen Dienste unterzukommen,
war es erforderlich, im Land Nieder-
österreich mehrere eigene Akademien
zu gründen, um den noch immer drin-
genden Bedarf abdecken zu können.
Derzeit gibt es in Niederösterreich fol-
gende Akademien:
• St. Pölten: Akademie für den physio-
therapeutischen Dienst, Akademie für
den Diätdienst
• Wiener Neustadt: Akademie für den
radiologisch-technischen Dienst
• Baden: Akademie für den ergothera-
peutischen Dienst
• Mistelbach: Hebammenakademie,
Logopädisch-phoniatrisch-audiometri-
schen Dienst (in Zusammenarbeit mit
der Akademie am AKH in Wien)
Weitere Akademien für den physiothera-
peutischen Dienst, medizin-technischen

neuen System vorgenommen (LKR lei-
stungsorientierte Krankenhausfinanzie-
rung). Dieses neue System bewertet
nicht mehr wie bisher die Liegedauer
der Patienten in Form von sogenannten
Tagespauschalen, sondern versucht,
die tatsächlich am Patienten erbrachten
Leistungen mit einem Codiersystem zu
erfassen und mit einem Punktesystem fi-
nanziell zu bewerten. Für die Abwick-
lung der damit verbundenen Verrech-
nung wurden sämtliche bisherigen Fi-
nanciers in einen einzigen Landes-Fi-
nanztopf zusammengefaßt, der von
einem Ende Dezember im NÖ Landtag
beschlossenen Niederösterreichischen
Gesundheits- und Sozialfonds (NÖGUS)
verwaltet wird.

3

Krankenpflegepersonal

Krankenpflegefachdienst

Im Bundesland Niederösterreich sind
nunmehr zur Ausbildung im Kranken-
pflegefachdienst
• 17 Allgemeine Krankenpflegeschulen,
wobei an drei Standorten dieser Schulen
auch die Ausbildung in der Kinderkran-
ken- und Säuglingspflege möglich ist,
• sowie 2 NÖ Ausbildungsstätten für
die Sparte der psychiatrischen Kranken-
pflege eingerichtet.
Der Schulversuch für die Krankenpfle-
geausbildung „Modell Kolleg Gesund-
heits- und Krankenpflege Krems" (für
Maturanten) hat im Juni 1997 den
2. Jahrgang 1995/97 mit dem Diplom
abgeschlossen.

Sonde rausb i l dungs -
Spez ia l i s i e rung  für den
Krankenp f l ege fachd iens t

• An der Akademie für höhere Fortbil-
dung in der Pflege am a. ö. Landeskran-
kenhaus Mödling - nunmehr NÖ Lan-
desakademie Höhere Fortbildung in der
Pflege:
- Abschluß eines Hochschullehrganges
für lehrendes Krankenpflegepersonal
- Abschluß eines Hochschullehrganges
für leitendes Krankenpflegepersonal
- Abschluß von drei Sonderausbil-
dungslehrgängen für Stationsführung
- Abschluß von zwei Sonderausbil-
dungslehrgängen für Hygienefachkräfte
• An der Krankenpflegeschule am a. ö.
Krankenhaus der Landeshauptstadt St.
Pölten: Abschluß eines Sonderausbil-
dungslehrganges für Stationsführung
• An der Krankenpflegeschule am a. ö.
Krankenhaus Amstetten: Abschluß eines
Lehrganges für Intensivpflege
• An der Krankenpflegeschule am a. ö.
Krankenhaus Mistelbach: Abschluß
eines Lehrganges für Intensivpflege
• An der Krankenpflegeschule am a. ö.
Krankenhaus Wiener Neustadt: Beginn
eines Lehrganges für den OP-Fach-
dienst

Notarztrettungsdienst

Das sogenannte integrierte Notarztret-
tungssystem, bestehend aus Notarztwa-
gen, Notarzthubschrauber und Rendez-
voussystem mit praktischen Ärzten, ist
seit Ende der siebziger Jahre in ver-
schiedenen Ländern Europas und auch
in Österreich als unbedingt notwendige
Einrichtung zur Erhaltung des Lebens
und zur rascheren Wiederherstellung
akut Erkrankter und Schwerverletzter
anerkannt.
Für einen flächendeckenden integrierten
Notarztrettungsdienst sind grundsätzlich
drei Notarztrettungssysteme notwendig,
die sich reibungslos ergänzen und un-
terstützen müssen, und zwar
• das Notarztwagensystem,
o das Notarzthubschraubersystem und
• das Notarzt-Rendezvoussystem mit
niedergelassenen praktischen Ärzten.
Der Notarzthubschrauberdienst besteht
bereits seit 1983 bzw. 1984 in Nieder-
österreich mit den Standorten Krems
und Wiener Neustadt. Hier wird der Be-
trieb durch den ÖAMTC und das Rote
Kreuz durchgeführt. Seit Mitte 1992 wird
für das Weinviertel ein Hubschrauber
vom Bundesministerium für Inneres in
Kooperation mit der Wiener Rettung und
Standort in Wien betrieben. Die Kosten
werden von Niederösterreich und Wien
geteilt.
Für die flächendeckende Versorgung
der niederösterreichischen Bevölkerung
sind insgesamt 24 Standorte für den
Notarztwagendienst, dessen effizienter
Aktionsradius im Durchschnitt mit 15 km
begrenzt ist, nötig.
Der Notarztwagendienst wurde in den
Städten Amstetten, Baden, Hainburg,
Gmünd, Klosterneuburg, Hollabrunn,
Horn, Korneuburg, Krems, Lilienfeld,
Melk, Mistelbach, Mödling, Neunkir-
chen, Purkersdorf, St. Pölten, Scheibbs,
Tulln, Waidhofen/Thaya, Waidhofen/
Ybbs, Wiener Neustadt und Zwettl in Zu-
sammenarbeit mit dem örtlichen Kran-
kenhaus, in Gänserndorf und Schwe-
chat in Zusammenarbeit mit einem Ver-
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Dienst und logopädisch-phoniatrisch-
audiometrischen Dienst sind teils in Pla-
nung, teils in Überlegung.

Landessanitätsrat für
Niederösterreich
Dem Landessanitätsrat für Niederöster-
reich gehören 9 ordentliche und 21 au-
ßerordentliche Mitglieder an.
Der Landessanitätsrat für Niederöster-
reich hat 1997 folgende Ansuchen be-
handelt bzw. Gutachten abgegeben:

Seh- und Hörtestaktion

Die seit 1978 bestehende Seh- und Hör-
testaktion in niederösterreichischen Kin-
dergärten für eingeschriebene und nicht
eingeschriebene Kinder wurde fortge-
setzt. Im Kindergartenjahr 1996/97 wur-
den im Rahmen des Sehtests 21.879
Kinder untersucht. Bei 2.492 Kindern
(11,4%) wurden Auffälligkeiten festge-
stellt. Im Rahmen des Hörtests wurden
12.768 Kinder untersucht. Bei 1.287 Kin-
dern (10,1%) wurden Auffälligkeiten
festgestellt. Die Eltern werden schriftlich
über die bei ihren Kindern festgestellten
Auffälligkeiten informiert und aufgefor-
dert, das Kind einem Facharzt vorzustel-
len.

Kariesprophylaxe in
Kindergärten

Im Rahmen dieser Aktion wurden im
Kindergartenjahr 1996/97 3.835 Kinder
betreut. 49,54% wiesen ein kariesfreies
Gebiß auf, und somit ist das Ziel der
Weltgesundheitsorganisation für das
Jahr 2000: 50% kariesfreie Gebisse bei
den 6jährigen knapp erreicht.

Früherkennung von
Gebärmutterhalskrebs im
Rahmen eines stationären
Krankenhausaufenthaltes

Für jede Frau, die in einem niederöster-
reichischen Krankenhaus auf einer an-
deren Abteilung als einer gynäkologi-
schen (da die routinemäßige Abstrich-
untersuchung dort über die Sozialversi-
cherungsträger verrechnet wird) statio-
när aufgenommen ist, besteht die Mög-
lichkeit, im Rahmen dieses Spitalsauf-
enthaltes einen sog. Krebsabstrich vor-
nehmen zu lassen. Die Kosten für die
zytologische Auswertung und Befunder-
stellung werden von der NÖ Landessa-
nitätsdirektion getragen. 1997 machten
10.151 Frauen von diesem Angebot Ge-
brauch. 390 (3,8%) der Befunde waren
positiv und bedurften einer weiteren me-
dizinischen Abklärung.

Früherkennung von Gebär-
mutterhalskrebs und Brustkrebs

Dieses Arbeitsprogramm wurde 1989 in
den Bezirken Gänserndorf und Mistel-
bach als Pilotprojekt begonnen und auf
Grund des Erfolges später auf das ge-
samte Weinviertel (KH Mistelbach,
Hollabrunn, Hainburg, Niedergelassene
Fachärzte und praktische Ärzte) ausge-
dehnt.
Eine Konsequenz aus der Studie stellt
die Notwendigkeit dar, insbesondere
Frauen über 35 und im speziellen jen-
seits des 60. Lebensjahres über die Not-
wendigkeit aufzuklären und zur Teil-
nahme zu motivieren.

Statistik 1997

Öffentliche Schutzimpfungen

Imp f j ah r  1 997

Anzahl der durchgeführten Impfungen
Diphtherie-Tetanus für Erwachsene 27.171
Röteln der Wöchnerinnen 1.636
Röteln der 13jährigen Mädchen 6.212
Masern-Mumps-Röteln
(14. Lebensmonat) 12.2600
Masern-Mumps-Röteln (7. Lebensjahr) 11.495 E
Polio-Oral 1996/97 96.249
Polio-Salk 24Ansuchen um Besetzung von Leiterstellen

an Krankenanstalten 2
Ansuchen um Besetzung von Abteilungs-
leiterstellen an Krankenanstalten 10
Ansuchen um Besetzung von Konsiliar-
facharztstellen an Krankenanstalten 9
Ansuchen um sanitätsbehördliche
Genehmigung zur Errichtung von neuen
Abteilungen, Instituten an Krankenanstal-
ten, Erweiterungsbauten, Zubauten,
Adaptierungen in Krankenanstalten bzw.
Ambulatorien (auch Privatkranken-
anstalten); Ansuchen um sanitäts-
behördliche Errichtungs- und Betriebs-
bewilligung von Krankenanstalten 40
Ansuchen gesamt 61
Grundsatzreferate 2

Amtsärztliche Untersuchungen
und Gutachten der Abteilung
Gesundheitswesen

Amtsärztliche Untersuchungen 364
davon
Aufnahmeuntersuchungen 31
Dienstfähigkeitsuntersuchungen 33
Erwerbsfähigkeitsminderung als
Zivilversehrter 76
Untersuchungen bez. Pflegegeld 59
Nachsicht von der Ablegung der
Meisterprüfung 0
Pragmatisierungen 82
Unkündbarstellungen 9
Schiffsführeruntersuchungen
(Gruppe A und B) 1
Untersuchungen bez. der Ablegung der
Kanzleiprüfung 0
Untersuchungen zwecks Erstellung von
Amtssachverständigen-Gutachten bzw.
Stellungnahmen betr. Kfz-Lenker im
Berufungsverfahren über Auftrag der
Abteilung Verkehrsrecht* 65
Untersuchungen zwecks Erstellung von
Amtssachverständigen-Gutachten
betreffend Waffenpaßangelegenheiten im
Berufungsverfahren 1
Amtssachverständigen-Gutachten 143
Stellungnahmen, Ergänzungen
(Abteilung Verkehrsrecht) 7
Überbegutachtungen (Stellungnahmen)
von amtsärztlichen Zeugnissen von Be-
zirkshauptmannschaften und Magistraten
über Auftrag der Abteilung Personal-
angelegenheiten 26
Gutächtliche Stellungnahmen über
Ersuchen einzelner Abteilungen, vor allem
für die Abteilungen Sozialhilfe und
Jugendwohlfahrt, nach dem Sozialhilfe-
gesetz, Blindenbeihilfengesetz und Kriegs-
opferversorgungsgesetz 64
Erste-Hilfe-Leistungen 14

Vorsorgemedizin
Mutterberatung und
Säuglingsfürsorge

Die 1996 begonnene „Neuorientierung
der Mutterberatung“ wurde weitergeführt.
Die Arbeitsgruppen haben Zwischener-
gebnissevorgelegt. Eine Fragebogenstu-
die, das Leitbild und andere Themen wur-
den erarbeitet und wurden im Jänner
1998 im Rahmen einer Arbeitstagung prä-
sentiert. Die Ergebnisse wurden in den
NÖ Schriften Nr. 105 unter dem Titel „Müt-
terberatung NEU“ veröffentlicht.

Geburten und Beratungen 1997
Geburten 15.228
Beratungen 56.208

davon erstmalig 7.370
Beratungstage 6.301
Beratungsstellen 505

davon fahrend 184

Bevölkerungsstatistik und
Säuglingssterblichkeit

Nach den vorläufigen Zahlen des stati-
stischen Zentralamtes betrug die Säug-
lingssterblichkeit bei 15.228 Geburten
1997 4,4 Promille (Bundesdurchschnitt
4,7 Promille). Die Vorjahreszahl betrug
für Niederösterreich 4,5 Promille.

* Den Berufungswerbern war in der I. Instanz zum Groß-

teil die Lenkerberechtigung wegen Alkoholmißbrauches

entzogen worden. In geringem Umfang befanden sich

unter diesen Führerscheinwerbern alte Menschen, die im

Straßenverkehr auffällig geworden waren und denen auf

Grund einer nachfolgenden Untersuchung beim Kurato-

rium für Verkehrssicherheit die Lenkerberechtigung entzo-

gen worden war.
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Sanitäre Überwachung von
Geschlechtskrankheiten

Die Zahl der gemeldeten Gonorrhöe-Er-
krankungen betrug 28, jene der gemel-
deten Lues-Erkrankungen 10.

Anzeigen wegen Übertretung
des Suchtgiftgesetzes

Von der Erhebungsabteilung des Lan-
desgendarmeriekommandos wurde kein
Fall wegen Übertretung des Suchtgiftge-
setzes angezeigt, von den Krankenan-
stalten wurde 1 Suchtgiftmeldung abge-
geben.

Plasmapheresestation in
Niederösterreich

In der Stadt Wiener Neustadt wurden an
der Plasmapheresestelle 582 Spender
vermerkt.

Abteilung Umwelthygiene

Wassermenge in m3, die von
Anlagen im Sinne des Punkt 1
verteilt wird 51,136.200 m3/a
Anzahl der Wasserversorgungsanlagen,
die hauptsächlich oder vollständig zur
Nahrungsmittelproduktion verwendet
werden 96
Hauptwasserquellen und deren
Anteil am Jahresverbrauch:
Oberflächenwasser 467.110 m3/a
Grundwasser 111,775.944 m3/a
Anzahl der gemäß §2  der Trink-
wasser-Ausnahmeverordnung,
BGBl. Nr. 384/1993, ergangenen
Bescheide 42

unreinigungen der Schutzgebiete und
Wasserfassungen, auf Rohrbrüche, un-
dichte Behälter, Gebrechen von Aufbe-
reitungsanlagen usw. Da sich Anlagen-
teile, insbesondere bei größeren Trink-
wasserversorgungsanlagen, auf weite
Gebiete erstrecken und in verschiede-
nen Regionen situiert sind, und darüber
hinaus sich zunehmend eine intensive
Netzverquickung durch Zusammen-
schlüsse entwickelt, sind diese Kontrol-
len sehr aufwendig.
Die in der Abteilung Umwelthygiene in
Zusammenarbeit mit der Landesamtsdi-
rektion - Informationstechnologie ent-
wickelte Trinkwasser-Datenbank stellt
eine wesentliche Unterstützung für die
Überprüfungen dar (rasche Auffindung
von Unterlagen wie Akte betreffend Was-
serspender, Wasserfassungen, Netzzu-
sammenschlüsse, Behälter, Aufberei-
tungsanlagen, behördliche Befundvorla-
getermine, behördliche Auflagen, Trink-
wasseruntersuchungsergebnisse usw.)

Bericht an die EU

Im Rahmen der Berichtspflicht gemäß
EU-Anforderung wurden die Trinkwas-
serdaten der NÖ Wasserversorgungsan-
lagen für das Jahr 1996 erstellt.
Es wurden statistische Auswertungen
über
• die Gesamtzahl jener Wasserversor-
gungsanlagen, die 5000 oder mehr Ein-
wohner versorgen,
• die hierfür aufgewendeten Wasser-
mengen,
• die Anzahl der Wasserversorgungs-
anlagen, die vorwiegend der Nahrungs-
mittelproduktion dienen und
• die Herkunft der Wässer
getätigt.

Dabei ergab sich folgendes Bild:

Trinkwasserkontrolle

Öffentliche THnkwasser-
versorgungsanlagen

Die Abteilung Umwelthygiene ist für die
amtliche Trinkwasserkontrolle in Nieder-
österreich nach den lebensmittelrechtli-
chen Bestimmungen zuständig.
Beim Endlosprodukt „Lebensmittel Trink-
wasser“, welches rund um die Uhr groß-
räumig konsumiert wird, ist eine lau-
fende automatische Registrierung der
Qualität mit wenigen Ausnahmen (z. B.
laufende Registrierung der Leitfähigkeit
des Wassers) nicht möglich, so daß die
periodisch .durchgeführten Wasserunter-
suchungen, deren Ergebnisse Tage
später vorliegen, nur einen Momentzu-
stand erfassen.
Daher liegt bei der Trinkwasser-Kontrolle
der Schwerpunkt der amtlichen Kon-
trolle in der vorausschauenden Überprü-
fung der vorgelegten Unterlagen, wie
Kontrolle der Betriebstagebücher, Kon-
trolle der vorgelegten Unterlagen betref-
fend Bescheidauflagen, Kontrolle der
übermittelten Befundergebnisse, Prü-
fungsberichte betreffend Orts- und Anla-
genbesichtigungen, Berichte von Ge-
meinden, Gewässeraufsichtsorganen
usw. Alleine diese vorausschauende
Kontrolle in Zusammenhalt mit den Orts-
und Anlagenbesichtigungen geben den
Trinkwasser-Kontrollorganen die Mög-
lichkeit rechtzeitig schädliche Verände-
rungen des Wassers (Wasserversor-
gungsanlagen), also die potentielle Ge-
fahr einer Trinkwasserverseuchung zu
erkennen. Die Ergebnisse der Untersu-
chungsbefunde haben daher im Zusam-
menhalt mit den Ergebnissen der Anla-
genbesichtigungen vor allem zu bestäti-
gen, ob die getroffene Vorsorge für den
Verunreinigungsschutz richtig war und
sich auch nach menschlichem Ermes-
sen in Zukunft bewähren wird.
Der Schwerpunkt der amtlichen Trink-
wasser-Kontrolle liegt somit nicht in der
Probenziehung, sondern in der voraus-
schauenden Gesamtüberprüfung einer
Wasserversorgungsanlage und im Er-
kennen von potentiellen „Verunreini-
gungsquellen“, welche auf Anlagenge-
brechen hinweisen, aber auch auf Ver-

Zusammenfassend läßt sich zu den geprüf-
ten Untersuchungsparametern sagen,
• daß bei den Rohwässern sowohl in
mikrobiologischer als auch in chemi-
scher Hinsicht einige Überschreitungen
der zulässigen Höchstkonzentrationen
auftraten;
• daß im Zuge der angewandten Aufbe-
reitungsmaßnahmen wie Enteisenung,
Entmanganung, Filterung und Desinfektion
die chemischen und mikrobiologischen
Belastungen entfernt und einwandfreie
hygienische Trinkwasserverhältnisse in
den Ortsnetzen erreicht wurden;
• daß in jenen Fällen, bei denen mikro-
biologische Belastungen im Ortsnetz
auftraten, durch Sanierungsmaßnahmen
bzw. Anordnungen gemäß Lebensmittel-
buch, Codex Kapitel B1 „Trinkwasser“
Absatz 22 bis 26, nach Erkennen der
Gefahr wieder einwandfreie Verhältnisse
erreicht werden konnten;
• daß in Ortsnetzproben keine Über-
schreitungen des zulässigen Nitratge-
haltes auftraten;
• daß bei Wasserversorgungsanlagen,
die mehr als 5.000 Einwohner versor-
gen, nur Desethylatrazin in 13 Fällen
auftrat (in allen Fällen von Grenzwert-
überschreitungen waren die notwendi-
gen Bescheide im Sinne der Trinkwas-
ser-Ausnahmeverordnung vorhanden).
Zur Oberflächentrinkwasser-Verordnung
BGBl. 359/1995 ist festzustellen, daß in
Niederösterreich nur eine solche Anlage
betrieben wird.
Das Rohwasser besitzt eine derart gute
Qualität, daß diese bereits in die Gruppe

Gesamtzahl der Wasserversorgungs-
anlagen, die 5.000 oder mehr Einwohner
versorgen 52
Zahl der Einwohner, die von Anlagen
im Sinne des Punkt 1 versorgt wird 665.914
Prozentanteil der Gesamtbevölkerung,
der von Anlagen im Sinne des Punkt 1
versorgt wird 45,2%
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A1 einzuordnen ist, die geringe mikro-
biologische Belastung des Rohwassers
wird im Zuge der zweistufigen Aufberei-
tung eliminiert.

Gesamtübe rs i ch t  über die
Tä t i gke i t  der T r inkwasser -
Kon t ro l l o rgane  im Rahmen  der
Hochwasse rs i t ua t i on  im
Sommer  1997

Überprüfte Gemeinden 40
Überprüfte Einzelwasserversorgungs-
anlagen 23
Amtliche Mitteilungen
gemäß §40 (3) LMG 1975 21

Grunde wird bei Bekanntwerden von Alt-
lasten die Trinkwasserqualität der in der
Nähe befindlichen Brunnen und Quellen
sorgsam auf Schadstoffe untersucht.
Wenngleich die Trinkwasserdatenbank
wesentliche Unterstützung leistet, sind
Ortsbesichtigungen und Erkundigungen
bei den Bürgermeistern über die gene-
relle Situation nach wie vor erforderlich.

Bodenhygiene

THnkwasserauf  sicht

Tr i nkwasse rkon t ro l l e  in
N iede rös te r re i ch

Die amtliche Kontrolle des Trinkwassers
obliegt gemäß § 35 Abs. 1 des Lebensmit-
telgesetzes 1975 (LMG 1975) dem Lan-
deshauptmann. Aufgrund der Geschäfts-
einteilung des Amtes der NÖ Landesre-
gierung ist die Abteilung Umwelthygiene
für die Trinkwasserkontrolle zuständig.
Zur Unterstützung der Amtsärzte ist für
jedes Landesviertel je ein Lebensmittel-
inspektor der Abteilung Umwelthygiene
für die amtliche Trinkwasserkontrolle auf
Grund der besonderen Fachkenntnisse
(B-Chemiker) und auf Grund der beson-
deren Ausrüstung zuständig.
Primäre Aufgaben der Trinkwasser-Auf-
sicht:
• Erfassung aller Wasserversorgungs-
anlagen (Einrichtungen), welche Trink-
wasser in Verkehr bringen
• periodische Kontrolle dieser Wasser-
versorgungsanlagen
• Kontrolle der Bescheidauflagen
• Aktenführung
• Schriftverkehr mit Parteien, Be-
schwerdeführern und Anlagenbetrei-
bern
• Probenziehungen
Die Errichtung der Außenstellen wurde
im Jahr 1996 abgeschlossen. Es gibt
nunmehr in Zwettl (seit 3. 12. 1997 nach
Gmünd verlegt), in Korneuburg, in Melk
und in Baden eine Außenstelle.

Durch die Abwasserreinigung wird Klär-
schlamm erzeugt, der Schwermetalle
und organische Schadstoffe enthalten
kann.
Die Aufbringung von Klärschlamm und
Müllkompost ist in Niederösterreich ge-
setzlich geregelt. Das Entsorgungspro-
blem ist damit jedoch nicht gelöst, son-
dern es wird dieses Problem lediglich
verschoben, da Klärschlamm noch
Restmengen an Schwermetall und an-
deren toxischen Substanzen enthält und
daher einer Weiterbehandlung als Son-
dermüll bedarf.

Im Zuge der Hochwassersituation im
Sommer 1997 wurden die Außenstellen
in den Bezirken St. Pölten-Land,
Scheibbs und Neunkirchen zusammen-
gezogen und die in obiger Tabelle aus-
gewiesenen Überprüfungen vorgenom-
men.
Bei den großen Wasserverbänden und
den anderen vom Hochwasser betroffe-
nen Gebieten (Wasserleitungsverband
der Triestingtal- und Südbahngemeinden
und NÖSIWAG, Bereiche der Bezirks-
hauptmannschaften Baden, Lilienfeld,
Gänserndorf) wurden die notwendigen
Maßnahmen von einer ad hoc gebildeten
Einsatzzentrale bei der Außenstelle
Baden - in enger Zusammenarbeit mit
der in Übersiedlung von Wien nach St.
Pölten befindlichen Zentrale - getroffen.

Gewerbehygiene

Auf dem Gebiet der Gewerbehygiene
hat der ärztliche Amtssachverständige
jene Aufgaben wahrzunehmen, welche
dem Immissionsschutz dienen sollen.
So waren auch 1997 wieder mehrere
Betriebe dahingehend zu beurteilen,
welche Auswirkungen die aus solchen
Betrieben resultierenden Immissionen
nach Art, Intensität, Häufigkeit und
Dauer auf einen Durchschnittsmen-
schen ohne besondere Überempfind-
lichkeit auszuüben vermögen.

Strahlenhygiene

Die Gutachtertätigkeit im Rahmen von
Verfahren umfaßt im wesentlichen den
medizinischen Strahlenschutz von be-
ruflich strahlenexponierten Personen.
Diese Personen unterliegen gemäß
Strahlenschutzgesetz und Strahlen-
schutzverordnung sowohl einer laufen-
den physikalischen Kontrolle per Dosi-
meter als auch einer regelmäßigen ärzt-
lichen Kontrolle.

Umwelthygiene

Abwasserhygiene

Problemstellung und Zielvorgabe für die
Sicherung einer hygienisch einwand-
freien Trinkwasserversorgung sind un-
trennbar mit der Abwasserreinigung ver-
bunden. Es ist nicht nur der Ausbau der
biologischen Abwasserbehandlung,
sondern auch eine zusätzliche Reini-
gungsstufe zur Stickstoff-Phosphor-Eli-
minierung erforderlich.

Abfallhygiene - Deponien

Durch die Bestrebung, Deponien gegen
den Untergrund zunehmend besser ab-
zudichten, ist bei der Beurteilung der
Sickerwasserableitung und somit bei
den Gehalten von Schadstoffeluaten und
deren Auswirkungen auf das Grundwas-
ser und Oberflächenwasser eine Verbes-
serung eingetreten. Um eine etwaige
Gefährdung für Brunnen in der Nähe von
Deponien frühzeitig zu erkennen und
durch geeignete Maßnahmen auszu-
schließen, ist eine engmaschige Beweis-
sicherung um die Deponien durch Beob-
achtungssonden zu installieren.

Altlasten

Altlasten stellen aus hygienischer Sicht
nach wie vor eine wesentliche Gefahren-
quelle für die Trinkwassersituation in
Niederösterreich dar. Aus diesem

Übersicht über die Aktivitäten der
Außenstellen ______________________
Anzahl WVA’s < 90 l/min 2.235
Revisionen 444
Amtl. Mitteilungen
gern. §40 (3) LMG 1975 59
Amtl. Proben gern. §39 LMG 1975 15
Neu erfaßte WVA’s 294

Wie der Tabelle zu entnehmen ist, wur-
den von den Außenstellen der Abteilung
Umwelthygiene bei insgesamt 2.235
Wasserversorgungsanlagen, die einen
Konsens unter 90 l/min besitzen, 444
Revisionen vorgenommen. 1997 wurden
294 neue Anlagen aufgenommen.
Im Zuge dieser Revisionen wurde mit 59
Mitteilungen gemäß § 40 (3) LMG 1975
die Beseitigung von Mängeln bei Was-
serversorgungsanlagen vorgeschrie-
ben. Kleinere hygienische Mängel wur-
den mit den Betreibern besprochen und
deren Beseitigung in angemessener
Frist mündlich angeordnet.
Amtliche Probennahme gemäß § 39
LMG 1975 wurden in 15 Fällen vorge-
nommen.

Tuberkulosebekämpfung

In Niederösterreich sind 20 Tuberkulose-,
Untersuchungs- und Beratungsstellen
mit Röntgengeräten (dosissparende
Bildverstärkeranlagen) ausgerüstet.
Im Jahr 1997 wurden landesweit 48.017
Landesbürgerinnen und Landesbürger
untersucht: 306 waren an Tuberkulose er-
krankt, davon 166 an offener TBC, wobei
die Betroffenen und deren Angehörige
nichts von der Erkrankung wußten.
Durch diese Zahlen wird deutlich, wie
wichtig die Vorsorgeuntersuchungen
sind, bieten sie doch die Möglichkeit, bis-
her unbekannte TBC-Fälle aufzudecken.
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Kurorte und natürliche
Heilvorkommen

Im Rahmen der Kurorthygiene sind unter
den spezifischen Bedingungen des Kur-
ortes die besonderen hygienischen Vor-
aussetzungen in den Kureinrichtungen,
die Hygiene der natürlichen Heilmittel
und der baineotechnischen Anlagen
einschließlich der epidemiologischen Si-
tuation zu überwachen.
Bei solchen Kontrollen vor Ort konnte
festgestellt werden, daß die in Nieder-
österreich vorhandenen Kureinrichtun-
gen und Kurbetriebe einen hygienisch
ausgezeichneten Standard besitzen.

Durch die Anschaffung einer Großbild-
verstärkeranlage 1992 konnte die Strah-
lenbelastung der untersuchten Perso-
nen auf ein Zehntel reduziert werden.
Bei der Überwachung leistet der Rönt-
genzug des Landes in Niederösterreich
wertvolle Hilfe, da der Röntgenzug nicht
nur in Altersheimen eingesetzt werden
kann und so Untersuchungen an ge-
brechlichen Personen unkompliziert
durchgeführt werden können, sondern
sich darüber hinaus für die Überwa-
chung gefährdeter Personengruppen in
besonders exponierten Lagen sehr gut
eignet (z. B. Einsatz in Lagern, Flücht-
lingsheimen usw.).
Insgesamt wurden 1997 15.815 Rönt-
genaufnahmen gemacht.

Die Beratung und Betreuung von Er-
krankten, Krankheitsverdächtigen und
Risikopersonen erfolgt durch Fachärzte
für Lungenerkrankungen und einge-
schulte Tbc-Fürsorger/innen.
Diese Beratung und Betreuung erfordert
genaue Kenntnisse über die tuberkulö-
sen Erkrankungen und über die Wirkung
der Medikamente und deren Nebener-
scheinungen.

Röntgenzug
Bereits 1953 wurde vom Lande Nie-
derösterreich eine transportable Rönt-
genschirmbildanlage angekauft, die
1960 in einen Gelenkautobus eingebaut
wurde.

Abteilung Lebensmittelkontrolle

• Aflatoxin in Erdnüssen aus Indien
• Gesundheitsschädliche Erdnüsse aus
Ägypten
• Gesundheitsschädlicher Gorgonzola
aus Italien
• Gesundheitsschädliche Shrimps aus
Indien
• Gesundheitsschädlicher Spargel aus
Peru
• Gesundheitsschädliche Fischspieß-
chen
• Gesundheitsschädliche Froschschen-
kel aus Albanien
• Listeria monocytogenes in Gorgon-
zola aus Italien
• Gesundheitsschädliches Shampoo
„Guhl neu“ oder „Guhl neue Formel"
• Gesundheitsschädliches Haarkosme-
tikum GLYNT - Hair-repair-Jojoba aus
Deutschland
• Gesundheitsschädlicher Rohmilchkä-
se aus Frankreich
• Gesundheitsschädliche Kokosraspel
aus Malaysia
• Gesundheitsschädliche gefrorene
Kraken aus Indien und gefrorene See-
teufelstücke aus China
• Gesundheitsschädliches gekochtes
Langustenfleisch
• Toblerone mit Lecithin aus genverän-
dertem Soja
• Gesundheitsschädlicher Leuchtstab
• Gesundheitsschädliche Mollusken
aus Griechenland
• Gesundheitsschädliche tiefgekühlte
Muscheln ohne Schale aus China
• Gesundheitsschädliches „Tiroler Nuß-
öl"
• Überhöhter Wasserstoffperoxidgehalt
in „Orgon Körperpflege“
• Aflatoxin in Paprika aus der Türkei
• Aflatoxin in Pistazien
• Gesundheitsschädliche Pistazien in
Schale (Iran)
• Gesundheitsschädlicher Schlagobers-
spender

• Untersuchung von Pestizidrückstän-
den in Obst- und Gemüse
• Monitoring hinsichtlich Nitrat in Salat
und Spinat
• Untersuchung von Nikotin in Eiern
• Untersuchung von Mundpflegemitteln
auf Schwermetalle
• Untersuchung der Zusammensetzung
von Kürbiskernölen
• Untersuchung von Gewürzen auf Afla-
toxine
• Untersuchung der Hygiene bei ver-
packtem rohem Fleisch in SB-Läden
• Untersuchung von frischen und ver-
packten Meeres- und Süßwasserfischen
• Untersuchung von tiefgekühlten, pa-
nierten Fischen auf Listerien
• Untersuchung von Eiswürfeln aus der
Gastronomie
• Untersuchung von Selbstbräunungs-
mitteln
• Untersuchung von Sardinen auf über-
höhten Badgegehalt
• Untersuchung von Frischobst und
Gemüse in Selbstbedienung
• Hygiene bei abgefülltem Trinkwasser
• Untersuchung von Handcremen

Umfangreiche Revisionen und Proben-
entnahmen wurden auf Grund folgender
Ereignisse durchgeführt:
• Gesundheitsschädliche Austern aus
England
• Sardinen mit überhöhtem Badgegehalt
• Gesundheitsschädliche Nilbarsche
aus Uganda und Kenia
• Gesundheitsschädliche Beißringe mit
Phthalaten
• Gesundheitsschädliches Kinder-Box-
Set
• Gesundheitsschädliche Eierschwam-
merl
• Gesundheitsschädliches Speiseeis
aus Belgien
• Salmonella enteritidis in Geflügelzu-
bereitungen

Die Lebensmittelkontrolle wird in Nieder-
österreich von den Organen der Abtei-
lung Lebensmittelkontrolle des Amtes
der NÖ Landesregierung und den
Marktämtern St. Pölten und Wiener Neu-
stadt durchgeführt.
Folgende Rechtsvorschriften dienen als
Grundlage für die Kontrolltätigkeit:
• Lebensmittelgesetz
• Qualitätsklassengesetz
• Maß- und Eichgesetz
• Bazillenausscheidergesetz
• Weingesetz
• Chemikaliengesetz
Die Intensität der Kontrollen nach dem
Lebensmittelgesetz richtet sich nach
einem vom Bundeskanzleramt erlasse-
nen Revisions- und Probenplan. Im Rah-
men dieses Planes wurden für das Jahr
1997 5.100 Proben von Lebensmitteln
und 20.000 Revisionen vorgeschrieben.
Im Jahr 1997 wurden folgende Aufga-
ben durchgeführt:

13.141 Revisionen
4.384 Probenentnahmen

849 Anzeigenbearbeitungen
77 Überprüfungen gemäß Chemikaliengesetz
18 Probenziehungen gemäß Chemikaliengesetz

3 Anzeigenbearbeitungen gemäß
Chemikaliengesetz

606 Gewerbeverhandlungen

Folgende Schwerpunktaktionen wurden
durchgeführt:
• Untersuchung von pasteurisierter
Vollmilch einschließlich Schulmilch
• Kontrolle der Temperatur gekühlter
Lebensmittel (zum Zeitpunkt des Ver-
kaufs an den Endverbraucher)
• Schankanlagenkontrolle bei Bier und
alkoholfreien Getränken
• Kontrolle der Hygiene bei Rohmilch
im Rahmen der Direktvermarktung
• Untersuchung von Gänsen, Enten
und Puten
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• Gesundheitsschädlicher Badeschaum
aus Holland „Squeezy Squashy Ball“
(auch „Monsterball“)
• Gesundheitsschädliche Schnuller aus
Frankreich
• Salmonellen in Schollenfilets
• Gesundheitsschädlicher Schafroh-
milchkäse aus Spanien
• Gesundheitsschädlicher Spargel aus
Peru

• Gesundheitsschädliches Spielzeug
• Gesundheitsschädliches Dart-Spiel-
zeug aus China und Boxhandschuhe mit
Sandsack
• Gesundheitsschädliches selbstquel-
lendes Spielzeug in Donald-Duck-Zeit-
schriften
• Clostridium botulinum in Thunfisch in
Öl

• Salmonellen in Hühnereiweißpulver
aus Tschechien
• Tintenfisch aus Indien
• Alsace Edelzwicker aus Frankreich
• Staphylococcus aureus bei Sardinen
• Salmonellen bei gefrorenen Königs-
garnelen
• Zu geringer Säuregehalt bei grünen
Feigen in Sirup aus Griechenland

Abteilung Sanitätsrecht und Krankenanstalten

mit einem gemeinsam mit der NÖGUS-
Geschäftsführung verfaßten Begleiter-
laß versehen werden, um den Rechts-
trägern der öffentlichen Krankenanstal-
ten ab Jänner 1998 eine dem KA-AZG
konforme Vorgangsweise zu ermögli-
chen.

Zur Durchführung der erst im Laufe des
Jahres 1997 erschienenen KRAZAF-Ver-
längerung für das Jahr 1996 war die ent-
sprechende Art.-15a-B-VG-Vereinba-
rung zwecks Genehmigung durch den
NÖ Landtag vorzubereiten.

Organ i sa to r i s ches
• Erhebung der Zahl der auf einen Tur-
nusarztplatz wartenden Ärzte in den a. ö.
Krankenanstalten Niederösterreichs
• Hinausgabe mehrerer Durchführungs-
erlässe und Besprechungen in einigen
Krankenanstalten im Zusammenhang
mit dem ab 1. September 1997 gültigen
Gesundheits- und Krankenpflegegesetz
• Erarbeitung eines gemeinsamen Er-
lasses mit der Geschäftsführung Ge-
sundheit des NÖGUS über die Aufga-
benabgrenzung zwischen NÖGUS und
der Abteilung
• Hinausgabe von Informationsschrei-
ben betreffend die Anordnung des Bud-
getprovisoriums für 1997 sowie betref-
fend die Abrechnung mit den Privatver-
sicherungen im Jahre 1997 etc.

K rankenans ta l t enp lanung  und
Raumordnung
• Mitwirkung am Arbeitskreis zur Erstel-
lung eines dem ÖKAP entsprechenden
Raumordnungsprogrammes für das Ge-
sundheitswesen, insbesondere des NÖ
Krankenanstaltenplanes unter Berück-
sichtigung der Ergebnisse der NÖ Ge-
sundheitsstudie
• Vorarbeiten für die Realisierung des
Medizinischen Zentrums Gänserndorf
und der Sonderkrankenanstalt für Neu-
rologie Allentsteig
• Mitwirkung in einem interdisziplinären
Arbeitskreis und Erarbeitung eines Ver-
tragsentwurfes über die Kooperation der
a. ö. Krankenanstalten Amstetten, Waid-
hofen/Ybbs und Scheibbs und der LNK
Mauer zur Erlangung der Schwerpunkt-
funktion für die Region NÖ-Südwest

Schwerpunkte 1997

Krankenanstalten

Leg i s t i s ches

Die von der NÖ Landesregierung am
30. September 1997 als Regierungsvor-
lage beschlossene NÖ KAG-Novelle
1997 wurde vom NÖ Landtag am 9. Ok-
tober 1997 verabschiedet und am
30. Dezember 1997 verlautbart.
Wesentliche Ausführungsregelungen
zur KAG-Novelle, BGBl. Nr. 751/1996:
• Verankerung des ÖKAP und des
Großgeräteplanes
• Entfall der Verpflichtung zur Führung
einer gynäkologisch-geburtshilflichen
Abteilung für Standardkrankenanstalten
• Ermöglichung der Zurücknahme von
Errichtungs- und Betriebsbewilligungen
• Einführung der leistungsorientierten
Krankenhausfinanzierung
• Definition der Tages- und Nachtklinik
sowie des halbstationären Bereiches
• Regelung der Facharztanwesenheit
und Einführung der Rufbereitschaft
• Einrichtung von Landesfonds, in Nie-
derösterreich des NÖGUS, und Ermögli-
chung der Übertragung der Wirtschafts-
aufsicht an diesen
• NÖ-spezifische Bestimmungen im
grundsatzfreien Raum:
- Aufgabenabgrenzung zwischen Lan-
desregierung und NÖGUS
- Beschreibung des NÖ LKF-Modells
• Neuregelung der Erstellung von Vor-
anschlag und Rechnungsabschluß der
öffentl. Krankenanstalten (Richtlinien-
kompetenz des NÖGUS)
• Neugestaltung der Beiträge zur Kran-
kenhausfinanzierung von Land, NÖKAS
und Spitalserhaltern.
Da in der NÖ KAG-Novelle 1997 außer-
dem noch das 2. Sozialrechts-Ände-
rungsgesetz, die Art.15a B-VG-Verein-
barung über die Reform des Gesund-
heitswesens und der Krankenanstalten-
finanzierung für die Jahre 1997-2000
umgesetzt werden mußten und auf das
NÖGUS-Gesetz Bedacht zu nehmen
war, handelte es sich hiebei um ein äu-
ßerst schwieriges legistisches Vorha-
ben, das nur durch Mitwirkung von Ex-

perten (Gemeindevertreterverbände,
Klubs, ARGE, Verwaltungsdirektoren
etc.) bewerkstelligt werden konnte.

Zur Umsetzung des KA-Arbeitszeitge-
setzes, BGBl.Nr. 8/1997, mußte das mit
der Ärztekammer für Niederösterreich,
der Gewerkschaft der Gemeindebedien-
steten und dem Zentralbetriebsrat der
NÖ Landeskrankenhäuser erzielte Ver-
handlungsergebnis in Form einer No-
velle zum NÖ Spitalsärztegesetz 1992,
die nach Genehmigung der Landesre-
gierung am 2. Dezember 1997 vom NÖ
Landtag am 18. Dezember 1997, be-
schlossen wurde, ausgearbeitet werden.
Dabei wirkte ebenfalls der oben er-
wähnte Expertenkreis an der Erstellung
des Gesetzestextes mit.
Wesentliche Punkte der Novelle:
• Festsetzung der Zahl der Oberärzte
und Ausbildungsassistenten (1.063)
• Definition der Rufbereitschaft samt
Bezahlung
• Volle Vergütung der Dienstzeiten wäh-
rend der Nacht
• Verpflichtende Einführung eines Soll-
dienstplanes
• Erhöhung der Gefahrenzulage und
der Erschwerniszulage
• Neudefinition der Mehrdienstleistun-
gen und Abgeltung von Überstunden
mit einem 50%igen Zuschlag
• Einführung einer stundenmäßig abge-
goltenen Sonn- und Feiertagszulage
• Einrechnung der Oberarztzulage in
die 10%ige MDLE und die Turnusdienst-
zulage
• Festlegung des Gehaltsschemas des
NÖ Landesvertragsbedienstetengeset-
zes als Einstufungsgrundlage
Die finanziellen Auswirkungen dieser
Novelle für 1998 wurden vom NÖGUS
mit 63 Mio. S (einschl. Dienstgeberan-
teile 78 Mio. S) errechnet, wobei struktu-
relle Begleitmaßnahmen vorgesehen
sind, um den finanziellen Mehraufwand
in Grenzen zu halten.
Außer der Vorbereitung des Gesetzes-
entwurfes mußte die von der Abteilung
Personalangelegenheiten B erarbeitete
Betriebsvereinbarung von der Abteilung
Sanitätsrecht und Krankenanstalten für
die Gemeinde- und Gemeindever-
bandskrankenanstalten adaptiert und
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und 4 in Hinblick auf die im Gang befindli-
che Umstrukturierung der Anstalt (siehe
unten) zurückgestellt; die Verpachtung
der zur LNK Mauer gehörenden Landwirt-
schaft wurde nach einer Ausschreibung
bewerkstelligt und der Pachtvertrag von
der Landesregierung genehmigt.

Ausbau  der
Geme indek rankenans ta l t en
Die Aufgabe der Abteilung Sanitätsrecht
und Krankenanstalten besteht auf die-
sem Gebiet in der Grundlagenarbeit und
in der Vorbereitung der notwendigen
Beschlüsse (NÖ Gesundheits- und So-
zialfonds, NÖ Landtag, Landesregie-
rung und NÖKAS) sowie in der Vertre-
tung im Baubeirat bei den einzelnen
Projekten.
Der Ausbau von 12 Gemeindekranken-
anstalten wurde mit einer Landesförde-
rung von ca. 376 Mio. S und einer Bei-
tragsleistung des NÖ Krankenanstalten-
sprengels von ca. 125 Mio. S weiterge-
führt.

Erwähnenswerte Bauvorhaben 1997
Jänner bis November 1997:
• Nach Freigabe durch den Ständigen
Ausschuß des NÖ Gesundheits- und So-
zialfonds wurden für folgende Projekte
die entsprechenden Regierungs- und
Landtagsvorlagen erstellt:
- Bauabschnitt (Neu- und Zubau) im a.
ö. Krankenhaus Amstetten mit 381 Bet-
ten und einer Gesamtsumme von
S 942,200.000,- (exkl. Mwst und ohne
Grundkosten).
- Errichtung des OP-Traktes im a. ö.
Krankenhaus Waidhofen/Ybbs mit Ge-
samtkosten von S 150,853.000,- (unter
Berücksichtigung folgender Auflagen:
1. Anpassung an den künftigen Konsili-
arplan und 2. Schließung des Not-OP,
wenn der neue OP-Trakt in Betrieb
geht).
• Für das a. ö. Krankenhaus Allentsteig
wurden die Mittel für die projektvorberei-
tende Planung und die Vorbereitung für
die Gesellschaftsgründungen basierend
auf dem Vorschlag der Sanitätsdirektion
freigegeben.
• Für das Medizinische Zentrum in
Gänserndorf wurde die grundsätzliche
projektvorbereitende Planung freigege-
ben.
• Im a. ö. Krankenhaus Eggenburg er-
folgte die Planungsmittelfreigabe für die
Umsetzung gemäß ÖKAP (Gesamtbet-
tenanzahl 60, davon 30 stationär und 30
halbstationär bzw. tagesklinisch) sowie
die Genehmigung für die Durchführung
einer Detailstudie auf Kosten des NÖ
Gesundheits- und Sozialfonds.
• Im a. ö. Krankenhaus Lilienfeld wurde
für das Vorhaben Küchenneubau mit be-
gleitenden Umbaumaßnahmen die
2. Rate der projektvorbereitenden Pla-
nungskosten von S 7,000.000,- geneh-
migt.
• Ima.ö. KrankenhausScheibbswurdefür
das Bauvorhaben Bauabschnitt II die

1997 bescheidmäßig Budgetprovisorien
vorgegeben werden und konnten daher
auch nur vorläufige Pflege- und sonstige
Gebühren von der Landesregierung ge-
nehmigt und kundgemacht werden.
Im Zusammenhang mit den LKF-Model-
len 1997 und 1998 und dem Budgetpro-
visorium für 1997 waren zahlreiche Be-
sprechungen mit dem NÖGUS und der
ARGE der Verwaltungsdirektoren durch-
zuführen. Zur Durchführung der Art.-
15a-B-VG-Vereinbarung über die Re-
form des Gesundheitswesens und der
Krankenanstaltenfinanzierung und zur
Klärung diverser Finanzierungs- und
Auslegungsfragen zur neuen Kranken-
hausfinanzierung erfolgen mit den ande-
ren Bundesländern und Landesfonds
i. d. R. monatliche Besprechungen, an
denen eine Teilnahme notwendig war.
Große Sorge bereitet das LKF-System in
den 3 Sonderkrankenanstalten des Lan-
des (Landesnervenkliniken Gugging und
Mauer, LKH Grimmenstein - Pulmologie,
Orthopädie, Neurologie-MS), da der
Langzeitbereich in den Landesnervenkli-
niken nicht über LDF-Punkte finanzierbar
ist und auch der orthopädische und neu-
rologische Behandlungsbereich im LKH
Grimmenstein vom NÖGUS LKF-mäßig
ab 1998 nicht anerkannt wird.

I nves t i t i ons -  und Be t r i ebs -
be i t r äge  des Landes  NÖ
Das Land Niederösterreich leistete zu
den Ausbauvorhaben der a. ö. Gemein-
despitäler von Jänner bis Dezember
1997 Annuitätenzuschüsse (für Zinsen
und Tilgung) von S 340,786.000,- und
beteiligte sich am Betrieb der a. ö. Spi-
täler mit rd. S 1.440,000.000,- (Einzah-
lung in den NÖGUS-Topf).

Neu- und Zubau ten  in
Landesk rankenans ta l t en
• Der Neubau des LKH Grimmenstein
verläuft planmäßig, die Inbetriebnahme
wird voraussichtlich im Mai 1998 erfol-
gen.
• Die Sanierung des Zentralgebäudes
in der LNK Gugging wurde fortgesetzt,
die neurologische Überwachungsstation
wurde in Betrieb genommen; für den
aus hygienischen und betriebsorganisa-
torischen Gründen notwendigen Neu-
bau der Anstaltsküche wurden im Wege
einer Ausschreibung verschiedene Ver-
sorgungssysteme untersucht - eine
ehebaldige Entscheidung über die wei-
tere Vorgangsweise ist unumgänglich.
• Im a. ö. NÖ LKH Mödling wurde die
Sanierung des Unfallbehandlungsberei-
ches begonnen, diese wird 1998 fertig-
gestellt werden.
• Im a. ö. NÖ LKH Tulln wurde proviso-
risch ein CT in Betrieb genommen, die
Realisierung eines Zubaues für den CT,
für Ärztezimmer und den Notarztwagen
konnte hingegen noch nicht in Angriff
genommen werden.
• In der LNK Mauer wurde die dringend
notwendige Sanierung des Pavillons 2

• Mitwirkung in einem Arbeitskreis der
Schuldirektoren zur Erarbeitung eines
Konzeptes für die NÖ Ausbildungsstät-
ten für Gesundheitsberufe bzw. zur Ent-
wicklung von Kooperationsmodellen mit
dem Ziel der Reduzierung der Standorte
für die Krankenpflegeschule (federfüh-
rend: NÖGUS)

Übe rp rü fungen
• des Finanzkontrollausschusses
- LKH Mödling, FKA: Wäscheversor-
gung und Beschaffungswesen
- LKH Tulln: Medikamentendepot
- LNK Gugging: Anstaltsapotheke und
Kindergarten
- LNK Mauer: Küche und Werkstätten
(Nachkontrolle)
- LKH Grimmenstein: Anschaffungen
und Anlagen, Dienstzeit der Ärzte
• des Rechnungshofes
- Erhebung Ärzteeinkommen (nieder-
österreichweit)
- Querschnittsprüfung Psychiatriever-
sorgung

EDV-Organ i sa t i on
• Installierung, Probebetrieb und Echt-
betrieb der Patientenadministration (am-
bulant und stationär), der Material- und
Inventarverwaltung und des Personalin-
formationssystems im Zuge der Umset-
zung einer landesweiten EDV-Lösung
für 4 der 5 Landeskrankenanstalten; Ent-
wicklung eines Konzeptes für eine digi-
tale Krankengeschichte in der Landes-
nervenklinik Mauer
• Mitwirkung bei der Erstellung eines
Konzeptes für die EDV-unterstützte ein-
heitliche Erstellung, Vollziehung und
Überwachung der Voranschläge und der
Rechnungsabschlüsse der 27 öffentli-
chen Krankenanstalten Niederösterreichs
nach Pflegetagen und LDF-Punkten
• Mitwirkung bei der Erstellung und
Begutachtung eines Konzeptes für
den Datenträgeraustausch mit den
Krankenkassen und der öffentlichen
Krankenanstalten Niederösterreichs un-
tereinander

F inanz ie rung
Nach den von der Geschäftsführung
des NÖGUS durchgeführten Budgetver-
handlungen weisen die nach dem NÖ
LKF-Modell erstellten Voranschläge der
22 öffentlichen Gemeinde- und Gemein-
deverbandskrankenanstalten für das
Jahr 1997 einen Gesamtaufwand von
11,5 Mrd. S auf, wobei ca. 6,8 Mrd. S
auf das Personal und ca. 4,7 Mrd. S auf
den Sachaufwand, inkl. Anlagen, entfal-
len. Das bedeutet gegenüber den Vor-
anschlägen 1996 eine Gesamtauf-
wandssteigerung um 0,29%. Die Ge-
nehmigung der Voranschläge 1997 er-
folgte mit Bescheid der NÖ Landesre-
gierung vom 9. Dezember 1997.
Da die NÖ KAG-Novelle 1997 erst am
9. Oktober 1997 vom NÖ Landtag ver-
abschiedet wurde, mußten den Rechts-
trägern seit dem Beginn des Jahres
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1, Rate der projektvorbereitenden Pla-
nungsmittel von S 3,500.000,- geneh-
migt.
• Im a. ö. Krankenhaus Scheibbs
wurde, um die Ausschreibung durchfüh-
ren zu können, die 2. Rate der projekt-
vorbereitenden Planungsmittel in Höhe
von S 8,000.000,- freigegeben.
• Für das a. ö. Krankenhaus Mistelbach
wurde zur Realisierung der Bauetappe E
(Neurologie, Tagesklinik, Behandlungs-
und Untersuchungseinrichtungen) die
2. Tranche der projektvorbereitenden
Planungskosten in der Höhe von
S 15,000.000,- freigegeben.
• Im a. ö. Krankenhaus Wiener Neu-
stadt wurde für den Neubau der Patho-
logie (Baulos 20) die Planungskosten in
der Höhe von S 4,500.000,- genehmigt.
• Weiters wurde mit Beschluß vom 3. Juli
1997 vom NÖ Landtag für das a. ö. Kran-
kenhaus Waidhofen/Thaya der 4. Bauab-
schnitt mit Gesamtkosten in der Höhe von
S 56,000.000,- beschlossen.
• Die Freigabe der Planungskosten im
a. ö. Krankenhaus Zwettl für den Zu-
und Umbau mit Kosten in der Höhe von
S 22,000.000,- erfolgte.
• Für das Medizinische Zentrum in
Gänserndorf wurden die Mittel für die
projektvorbereitende Planung in der
Höhe von S 9,100.000,- freigegeben.
Auf Grund der Auflösung des Landtages
wurden für dessen letzte Sitzung am
18. Dezember 1997 zur Vermeidung von
Bauverzögerungen und Kostensteige-
rungen Landtagsresolutionen vorberei-
tet, mit denen der Landesregierung die
ausnahmsweise Ermächtigung erteilt
wurde, für folgende Projekte die Pla-
nungskosten bzw. Gesamtkosten freizu-
geben und dem Landtag hierüber nach-
träglich zu berichten:
• A. ö. Krankenhaus Allentsteig (Sanie-
rung des Altbaues als Sonderkranken-
anstalt) mit Gesamtkosten von
S 120,000.000,-
• A. ö. Krankenhaus Eggenburg
(Umbau Altgebäude) mit Gesamtkosten
von S 117,000.000,-
• A. ö. Krankenhaus Klosterneuburg
(Bauvorhaben Radiologie - Brand-
schutzmaßnahmen - Eingangsbereich)
von S 3,200.000,-
• A. ö. Krankenhaus Korneuburg (Ge-
samtausbau) mit Gesamtkosten von
S 680,000.000,-
• A. ö. Krankenhaus Scheibbs (Bauab-
schnitt II) mit Gesamtkosten von
S 174,000.000,-.
Die zur Durchführung dieser Beschlüsse
erforderlichen Maßnahmen haben vor-
behaltlich der Genehmigung durch den
NÖGUS zu erfolgen.

Psych ia t r i s che
Krankenans ta l t en
• Mehrmalige Überarbeitung des schon
1996 vorbereiteten Grundsatzbeschlus-
ses betreffend den NÖ Psychiatriepian
und die Festlegung der Vorgangsweise
für dessen Umsetzung; die Beschlußfas-

• Mitwirkung an der NÖ KAG-Novelle
1997
• Durchführung der Endabrechnung
der Betriebsabgänge der NÖ Kranken-
anstalten für die Jahre 1995 und 1996

Au fs i ch t sbehö rd l i che
Tä t i gke i t en  und
Rech ts t r äge rau fgaben
Da die Wirtschaftsaufsicht über die öf-
fentl.Krankenanstalten infolge des NÖ-
GUS-Gesetzes und der NÖ KAG-No-
velle 1997 nunmehr von der Geschäfts-
führung Gesundheit des NÖGUS wahr-
genommen wird, beschränken sich die
Aufgaben der Abteilung in diesem Be-
reich auf die hoheitlichen und rechtli-
chen Befugnisse It. NÖ KAG 1974. In
diesem Zusammenhang waren gemein-
sam mit dem NÖGUS mehrere Anstren-
gungen zu unternehmen, um die Voran-
schläge 1997 und 1998 von den Ge-
meinde- und Gemeindeverbandskran-
kenanstalten vorgelegt zu bekommen.
Um Doppelgleisigkeiten im Aufsichtsbe-
reich zu verhindern und andererseits
eine effektive und effiziente Aufsicht
über die Krankenanstalten zu gewährlei-
sten, wurden Abstimmungen zwischen
der Abteilung und dem NÖGUS dahin-
gehend vorgenommen, daß die Ge-
schäftsführung des NÖGUS primär die
Einhaltung der Richtlinien des NÖGUS
überwacht, während die Abteilung die
Einhaltung des NÖ KAG 1974 und der
sonstigen rechtlichen Rahmenbedin-
gungen überwacht und an Ort und
Stelle überprüft.
Infolge der Einführung des LKF, das sich
v. a. auf die drei Sonderkrankenanstalten
des Landes sehr negativ auswirkt, müs-
sen namens der Landesregierung die
Rechtsträgeraufgaben bei der Voran-
schlagserstellung, bei der laufenden
Kontrolle des Personal- und des Sach-
aufwandes etc. viel stärker als bisher
wahrgenommen werden - so erfolgte
1997 eine Erhebung in den fünf Landes-
krankenanstalten, in welchen Bereichen
sich das LKF besonders negativ aus-
wirkt. Diese Prüfberichte müssen nun-
noch näher analysiert und in der Folge
weiter bearbeitet werden. Diese Aufga-
ben können jedoch mit dem in diesem
Bereich tätigen Personal der Abteilung
(Abteilungsleiter, 1 Wirtschaftsakademi-
ker, 2 B-Rechnungsbeamte) nur ansatz-
weise erfüllt werden. Die Abteilung kann
daher nur Mißstände oder ungünstige
Entwicklungen aufzeigen - eine Steue-
rung des Betriebsgeschehens i. S. eines
modernen Controllings oder einer laufen-
den und ad hoc agierenden Innenrevi-
sion, wie sie vom Finanzkontrollausschuß
laufend gefordert wird, ist mit diesem Per-
sonalstand keinesfalls möglich. Auf
Grund der zu Jahresbeginn erfolgten Ab-
ziehung einer der beiden Wirtschaftsaka-
demikerinnen ist jedoch erkennbar, daß
kein Interesse an einer ordnungsgemä-
ßen Erledigung der Aufgaben der Wirt-
schaftsverwaltung besteht.

sung durch die Landesregierung er-
folgte am 28. Oktober 1997.
• Fortsetzung der organisatorischen
Bemühungen um die Ausgliederung der
geistig Behinderten in den beiden Lan-
desnervenkliniken (in Gugging konnte
diese im Laufe des Jahres 1997 abge-
schlossen werden);
• Mitwirkung an mehreren Besprechun-
gen des NÖGUS, Bereich Soziales, zur
Vorantreibung der Trennung der Landes-
nervenkliniken in einen Akut(Kranken-
haus-)- und in einen Langzeit(Pflege-
heim-)bereich - diese Maßnahme ist vor-
erst bis 1. Jänner 1999 aufgeschoben.
• Die vom Ständigen Ausschuß be-
schlossene Einführung des Spalttarifes
für den Langzeitbereich schon ab 1997
hat in den beiden Landesnervenkliniken
Mindereinnahmen von mehr als 100
Mio. S zur Folge.
• Aus Anlaß der Umstrukturierung und
Spalttariffestlegung mußten die Voran-
schläge 1997 und 1998 der beiden Lan-
desnervenkliniken kurzfristig mehrmals
überarbeitet werden.
• Weiterleitung eines Erlasses des
BMGAS zu einer Novelle des Unterbrin-
gungsgesetzes, dessen Vollziehung nach
wie vor große Schwierigkeiten bereitet.

NÖ K rankenans ta l t ensp renge l
Der NÖ Krankenanstaltensprengel ist
ein Gemeindeverband, dem alle Ge-
meinden Niederösterreichs angehören.
Von den nicht spitalerhaltenden Ge-
meinden werden Umlagen eingehoben,
aus denen der NÖKAS Beiträge zum
Betrieb der Krankenanstalten sowie zur
Finanzierung von Ausbauvorhaben der
öffentlichen Krankenanstalten leistet.
Im Jahre 1997 wurden an die Träger
der Krankenanstalten 240 Mio. S zur
Abdeckung der Betriebsabgänge des
Jahres 1996 geleistet. Seit dem Monat
März werden die Beiträge des NÖKAS
für die Finanzierung der NÖ Kranken-
anstalten an den NÖ Gesundheits- und
Sozialfonds zur Weiterleitung an die
Krankenanstalten im Rahmen des LKF-
Systems überwiesen (Gesamt 1997 -
S 1.200,000.000,-).
Als Beitrag des NÖKAS zum Ausbau
der NÖ Krankenanstalten wurden im
Jahre 1997 ca. S 80,000.000,- ausbe-
zahlt.
Die Geschäfte des NÖKAS werden von
der Abteilung geführt.
Besondere Aufgaben 1997:
• Erstellung des Voranschlages des
NÖKAS für das Jahr 1997 und des Rech-
nungsabschlusses für das Jahr 1996
• Teilnahme an der Überprüfung der
Rechnungsabschlüsse 1996 der NÖ
Krankenanstalten
• Durchführung der Nachverrechnung
der Pflegegebührenersätze für 1995
• Durchführung der Ambulanzendab-
rechnung für 1996
• Abrechnung der im Jahr 1997 vorge-
legten Pflegegebührenabrechnungen
für 1996
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welches Vorhaben sich ebenfalls ziem-
lich arbeitsintensiv gestaltet.
Überhaupt ist festzustellen, daß seit der
Installierung des NÖ Patientenanwaltes
die Patientenbeschwerden über un-
sachgemäße oder fehlerhafte Behand-
lungen massiv zugenommen haben; da
die Abteilung im Rahmen der sanitären
Aufsicht der Patientenanwaltschaft Hilfe-
stellung anbieten muß, ist daraus eine
große Mehrbelastung gegeben - insge-
samt fielen ca. 55 Patientenbeschwer-
den an, die eine Intervention der Abtei-
lung notwendig gemacht haben.
Die Apothekerkammerwahl 1997 wurde
durchgeführt, wobei der Abteilungsleiter
als Wahlkommissär fungierte.

Ex t ramura les  San i t ä t spe rsona l
Auf Grund von Anträgen der Ärztekam-
mer für Niederösterreich wurden der
Jahresvoranschlag 1997, der Rech-
nungsabschluß 1996, die Kammerum-
lage etc. genehmigt.
16 Anträge auf Zuerkennung von Zin-
senzuschüssen für die Praxisgründung
von Fachärzten, Zahnbehandlern und
Dentisten konnten positiv erledigt wer-
den.

K rankenp f l egepe rsona l  und
med . - t echn .  Pe rsona l
1997 waren 36 Verfahren zur Anerken-
nung von ausländischen Krankenpflege-
diplomen durchzuführen, wobei sich
diese Verfahren wegen der Verständi-
gungsschwierigkeiten und den oft unzu-
reichenden Unterlagen, aber auch den
fehlenden Vergleichsmöglichkeiten,
sehr mühsam und langwierig gestalten.
Im Jahre 1997 fielen ca. 260 Anträge auf
Erteilung der Bewilligung zur freiberufli-
chen Ausübung des Krankenpflege-
dienstes und des gehobenen medizi-
nisch-technischen Dienstes an.
Außerdem waren noch viele Verfahren
zur Erteilung von Bewilligungen zur be-
fristeten selbständigen Berufsausübung
in NÖ Krankenanstalten bei Ausbildung
im Ausland, zur Verwendung von Kin-
derkranken- und psychiatrischen Kran-
kenschwestern und Hebammen in der
allgemeinen Krankenpflege von Kran-
kenanstalten und über Anerkennungen
von im Rahmen des Bundesheeres ab-
solvierten Sanitätsausbildung durchzu-
führen.
Auf Grund der Übergangsbestimmun-
gen in den ab 1. September 1997 gülti-
gen neuen Gesundheits- und Kranken-
pflegegesetz sind bis zum Jahresende
ca. 500 bescheidmäßig zu erledigende
Anträge auf weitere Verwendung in di-
versen Sonderausbildungsbereichen
gestellt worden, in den nächsten Mona-
ten ist mit bis zu 3.000 derartigen Ver-
fahren zu rechnen!

Hebammen
1997 wurden 20 Niederlassungsbewilli-
gungen für freiberuflich tätige Hebam-
men erteilt.

nungsabschlüssen öffentlicher Kranken-
anstalten, Festsetzung von Pflegegebüh-
ren usw. Bei den Privatkrankenanstalten
war weiterhin eine starke Zunahme von
Computertomographie- und Kernspinto-
mographieinstituten sowie von Privatla-
boratorien zu verzeichnen. In der Wirt-
schaftsverwaltung der öffentlichen Kran-
kenanstalten wurden schwerpunktmäßig
folgende Angelegenheiten besorgt:
• Aufsicht und Koordination über die
5 Landeskrankenanstalten;
• Kreditverwaltung hinsichtlich des
Sachaufwandes für den laufenden Be-
trieb und der Mittel zum Ausbau der 5
Landeskrankenanstalten;
• Mitwirkung in Baubeiräten für Aus-
bauvorhaben in den öffentlichen Kran-
kenanstalten Niederösterreichs
• Mitwirkung in verschiedenen Arbeits-
kreisen der ARGE der Verwaltungsleiter
(Betriebsvergleich, Rechnungswesen,
LKF, Sicherheitstechnik, Technik, Ein-
kauf, Abfallbeseitigung, Umweltschutz,
Anstaltsordnung, usw.)
• Administration der Strukturmittel
• Abwicklung des Beihilfengesetzes
(Äquivalent für den Wegfall des Vorsteu-
erabzugsrechtes der öffentlichen Kran-
kenanstalten)

Sonstige Sanitätsrechts-
angelegenheiten

Apo theken -  und
Arzne im i t t e lwesen
1997 wurden 10 Anträge von prakti-
schen Ärzten auf Bewilligung zur Hal-
tung einer ärztlichen Hausapotheke be-
arbeitet und hiebei bereits 7 Bewilligun-
gen erteilt. Bezüglich öffentlicher Apo-
theken wurden 15 Neuanträge gestellt. 9
Bewilligungsverfahren sind noch nicht
beendet.
Weiters wurden zahlreiche Gesell-
schaftsverträge und Pachtverträge be-
züglich öffentlicher Apotheken gemäß
dem Apothekengesetz genehmigt und
mehrere Konzessionen betreffend schon
bestehender Apotheken erteilt.
Die Ethikkommissionen für Arzneimittel-
prüfungen innerhalb und außerhalb von
Krankenanstalten It. Arzneimittelgesetz
trat mehrmals zu Beratungen zusam-
men und erstellte in 70 Fällen entspre-
chende Gutachten. Da die Beurteilung
dieser Akten sehr zeitaufwendig ist und
die Gutachten binnen 2 Monaten zu
erstellen sind, diese Aufgabe jedoch
dem Land nicht unmittelbar gesetzlich
auferlegt ist, muß diese Tätigkeit ab
dem Jahr 1998 eingestellt werden, so-
fern nicht der seit mehr als 2 Jahren
nicht nachbesetzte Juristenposten der
Abteilung wieder zur Verfügung gestellt
wird.
Ferner wirkt der Abteilungsleiter und der
Abteilungsleiter-Stv. (als Vertreter des
NÖ Patienten- und Pflegeanwaltes) in
zwei Arbeitskreisen zur Errichtung einer
Österreichischen Ethikkommission mit,

BVA- und VAE-Sonde rgebüh ren

In den von pragmatisierten und ver-
tragsbediensteten Primarärzten bean-
tragten Verfahren auf Nachzahlung des
sogenannten Hausrücklasses mußten
außer laufender Beratung der Rechtsträ-
ger wiederholt Absprachen mit dem
vom NÖKAS beauftragten Rechtsanwalt
vorgenommen und in mehreren Fällen
Stellungnahmen an den Verfassungs-
dienst der Landesamtsdirektion abge-
geben werden, da eine Gesetzesprü-
fung der diesbezüglichen NÖ KAG-No-
velle 1997 beim Verfassungsgerichtshof
beantragt wurde und überdies mehrere
VfGH-Beschwerden von Primarärzten
anhängig sind. Durch die restriktive Hal-
tung gegenüber den Nachzahlungsfor-
derungen der Primarärzte sind in der
Zwischenzeit mit Sicherheit schon mehr
als die Hälfte der 200 Mio. S Nachforde-
rungen verjährt. Im nächsten Jahr sind
die endgültigen Urteile von VfGH, VwGH
und OGH in dieser Sache zu erwarten.

Ausb i l dungswesen  für die
Gesundhe i t sbe ru fe
• Einführung des Gesundheits- und
Krankenpflegegesetzes - Auswirkungen
auf Schulen (Wegfall der Internatspflicht
und der freien Verpflegung)
• Stellungnahme zu Verordnungen
nach dem- Gesundheits- und Kranken-
pflegegesetz (Ausbildungsverordnung)
• Mitwirkung und Beratung im Rahmen
der ARGE der Schuldirektoren
• Reform der MTF-Ausbildung, Stel-
lungnahmen
• Genehmigung der Verlegung von Un-
terrichtsgegenständen und Praktikums-
fächern in ein anderes Ausbildungsjahr
• Bewilligung von Pflegehelferausbil-
dungen (Wiener Neustadt, Stockerau,
Mödling), laufende Verfahren zur Bewilli-
gung von Pflegehelferausbildungen
• Bewilligung der Sonderausbildung
„Basale Stimulation“ an der Akademie
Mödling
• Fachschulen für Altendienste und
Pflegehilfe: Probleme hinsichtlich Lehr-
kräften und Lehrplan - Klärung mit Lan-
desschulrat für Niederösterreich
• Sozialversicherungspflicht für externe
Vortragende an GuK-Schulen - Bespre-
chung mit NÖ GKK, Schriftverkehr
• Zahlreiche Erlässe und Auskünfte zu
den den Schulbetrieb betreffenden
Rechtsfragen in den 19 Krankenpflege-
schulen und sonstigen Ausbildungsstät-
ten für Gesundheitsberufe

Wiede rkeh rende  Au fgaben
Beim Vollzug des NÖ KAG 1974 waren
laufend Bewilligungsverfahren für öffent-
liche und private Krankenanstalten sowie
für einzelne Abteilungen, Institute und
Ambulatorien durchzuführen. Weiters er-
folgten Genehmigungen von Anstaltsord-
nungen, Bestellungen von ärztlichen Lei-
tern und Konsiliarfachärzten, Genehmi-
gungen von Voranschlägen und Rech-
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Ret tungswesen

Aufgrund der Tatsache, daß der Ret-
tungsdienstbeitrag auf S 60,- angeho-
ben wurde, konnten nunmehr fast alle
der 1.050 zur Genehmigung vorgeleg-
ten Rettungsdienstverträge genehmigt
werden. Auf Grund der Absicht des
Bundes, die Art.-15a-B-VG-Vereinbarun-
gen mit den Ländern über die Durchfüh-
rung der Flugrettung zu kündigen bzw.
zu adaptieren, war mehrfach an Bespre-
chungen im Innenministerium teilzuneh-
men.

Lebensm i t t e l r ech t -  und
T r i nkwasse rkon t ro l l e
• Trinkwasser-Pestizidverordnung.
Von den seit 1994 gestellten Anträgen
gemäß § 5 der Trinkwasser-Pestizidver-
ordnung auf Ausnahme von der Unter-
suchungspflicht für bestimmte Pestizide
konnten im Jahr 1997 weitere 60 An-
träge einer bescheidmäßigen Erledi-
gung zugeführt werden.
• Trinkwasser-Ausnahmeverordnung.
1997 wurden ca. 60 Anträge auf Ausset-
zung von Pestizid-Grenzwerten einge-
bracht; davon konnten alle Verfahren mit
Bescheid abgeschlossen werden.
• Trinkwassernitrat-Verordnung. Im
Rahmen der Vollziehung dieser Verord-
nung waren ca. 600 Akten zu bearbeiten.
• Lebensmittelrecht
- Milchhygieneverordnung. Es wurden
von bisher 70 eingelangten Anträgen
nach Durchführung von Lokalaugen-
scheinen ca. 40 Kontroilnummern zuge-
teilt, 1 Betrieb wurde die Kontrollnum-
mer entzogen; bei den übrigen Anträ-
gen sind noch Unterlagen für das Ermitt-
lungsverfahren ausständig.
- EU-Verordnung über den ökologi-
schen Landbau und die entsprechende
Kennzeichnung der landwirtschaftlichen
Erzeugnisse: Es wurden in Niederöster-
reich bis jetzt 10 private Kontrollstellen
anerkannt. Derzeit werden diese Kon-
trollstellen auf die Wirksamkeit und Ob-
jektivität der Kontrollen überprüft. Wei-
ters wurden 10 Importermächtigungen
für die Einfuhr von Produkten aus Dritt-
ländern bescheidmäßig erteilt. Im Be-
reich der Saatgutausnahmegenehmi-
gungen fielen ca. 50 Verfahren an, die
mit Bescheid erledigt wurden.
- Fischhygieneverordnung, Eiprodukt-
verordnung etc. In diesen Bereichen fie-
len 1997 ca. 50 Verfahren an, die eben-
falls mit Lokalaugenscheinen verbunden
waren.
Allgemein kann festgestellt werden, daß
im Lebensmittelbereich ein großer Ar-
beitsaufwand durch die Umsetzung der
Rechtsvorschriften der Europäischen
Union entstanden ist. Da der Trend un-
vermindert anhält, kann dieser Bereich
infolge personeller Unterbesetzung
(Nichtnachbesetzung eines Juristenpo-
stens seit mehr als 2 Jahren) der Abtei-
lung nicht mehr ordnungsgemäß abge-
deckt werden.

Ep idem iebekämp fung

Nach der Verhängung von Berufsverbo-
ten wegen der Feststellung einer an-
steckenden Krankheit im Sinne des Epi-
demiegesetzes 1950 mußten 73 Anträge
auf Vergütung für Verdienstentgang
bzw. auf Ersatz von durch Bekämp-
fungsmaßnahmen vernichtete Gegen-
stände behandelt werden. Weiters
wurde ein auf § 23 Tbc-Gesetz basie-
render Verordnungsentwurf für die
Durchführung von Reihenuntersuchun-
gen für bestimmte Personengruppen
wegen der Zunahme der Tbc ausgear-
beitet.
Außerdem mußte noch ein Verordnungs-
entwurf für die Festlegung von Badestel-
len in Niederösterreich It. Bäderhygiene-
gesetz-Novelle erarbeitet werden.

Le i chen -  und Bes ta t t ungswesen
1997 wurden 5 Anträge von Gemeinden
bzw. Pfarren auf Friedhofserweiterung
gestellt und konnten entsprechende Be-
willigungen erteilt werden.
Zusätzlich wurden nach eingehender
rechtlicher Überprüfung 12 Änderungen
von Friedhofsordnungen genehmigt und
eine große Anzahl von Rechtsauskünf-
ten in diesem Bereich erteilt.

He i l vo r kommen-  und
Ku ro r t egese t z
Es erfolgten mehrere Anerkennungen
von Heilvorkommen und Kurorten, sowie
Genehmigungen von Kurorten und Be-
willigungsverfahren von Kuranstalten,
wobei es sich zum Teil um sehr umfang-
reiche Projekte zur Errichtung von Kur-
anstalten handelte.
In diesem Bereich sind noch 25 Bewilli-
gungsverfahren bzw. Anerkennungsver-
fahren offen.
Ferner wurde die Novelle zum NÖ Heil-
vorkommen- und Kurortegesetz mit fol-
genden Schwerpunkten ausgearbeitet:
• Zulässigkeit der Anwendung von Zu-
satztherapien in Kuranstalten
• Wegfall der Anerkennung des Umfan-
ges von Kurorten durch Verordnung der
Landesregierung (Deregulierung)
• Erweiterung des Inhaltes von Kuran-
staltsordnungen
• EWR-Anpassung
• Schaffung der Zuständigkeit der Pati-
entenanwaltschaft
• Entfall der Kurkommission
• Ärztliche Anwesenheit während der
Therapiezeiten
Diese Novelle wird im Jahre 1998 als
Regierungsvorlage für die Behandlung
im NÖ Landtag vorbereitet.

Gese tzes -  und
Ve ro rdnungsübe rp rü fungen

Zu 45 Gesetzes- und Verordnungsent-
würfen mußten 1997 zum Teil von der
Sache her umfangreiche Stellungnah-
men abgegeben werden.

Ziele 1998

Krankenanstalten

• Einleitung tiefgreifender Strukturre-
formmaßnahmen (Ausgliederung der öf-
fentlichen Krankenanstalten aus der Ver-
waltung der Gebietskörperschaften, Ta-
geskliniken, Aufnahmestationen, Betten-
reduktionen, Schließung von unausgela-
steten Abteilungen, Facharzt-Rufbereit-
schaftsdienst, neuer, dem tatsächlichen
Bedarf angepaßter Facharztschlüssel
usw.)
• Mitwirkung an der Umsetzung der von
der NÖ Landesregierung zur Kenntnis
genommenen Strukturanalyse über das
NÖ Gesundheitswesen
• Mitarbeit an der Aktualisierung des
NÖ Krankenanstaltenplanes auf Grund
des neuen Österreichischen Krankenan-
staltenplanes
• Fortsetzung der Maßnahmen für die
eigenständige Spitalsversorgung Nie-
derösterreichs
• Umsetzung der vom NÖ Landtag frei-
gegebenen Projekte, insbesondere des
Medizinische Zentrums Gänserndorf
und der Sonderkrankenanstalt Allent-
steig
• Verbesserung und Verstärkung der
aufsichtsbehördlichen Kontrolltätigkei-
ten
• Verstärkung der Wahrnehmung der
Rechtsträgerfunktion über die Landes-
krankenanstalten mit dem Ziel der Ver-
besserung ihrer Einnahmensituation und
der Einleitung der notwendigen Struktur-
maßnahmen
• Mitwirkung bei der Umsetzung des
NÖ Psychiatrieplanes
• Vorbereitung der organisatorischen
Maßnahmen zur Trennung der Akut- und
Langzeitbereiche in den beiden Landes-
nervenkliniken

Gesundheitswesen

Weiterhin Ergreifung aller behördlichen
Maßnahmen, um die Versorgung der NÖ
Bevölkerung mit einwandfreiem Trink-
wasser und unbedenklichen Lebensmit-
teln sicherzustellen.

EU

Durch den Beitritt Österreichs zur Euro-
päischen Union 1995 müssen auch
EG-Verordnungen und Richtlinien im
Gesundheitswesen, vor allem im Le-
bensmittelrecht und beim Sanitätsperso-
nal, übernommen werden.
Die Abteilung hat die erforderlichen legi-
stischen, administrativen und organisa-
torischen Voraussetzungen für die Um-
setzung des Gemeinschaftsrechtes zu
schaffen.
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Abteilung Sozialhilfe

sind, sich selbst eine warme Mahlzeit
zuzubereiten, Hilfe zum Bezug von
Essen angeboten. Zu diesem Zweck för-
dert das Land Essenzustelldienste, die
von Gemeinden oder gemeinnützigen
Vereinen durchgeführt werden. Für die
Herstellkosten müssen die Hilfeempfän-
ger selbst aufkommen.

• pflegerische Hilfe: wie Körperpflege,
Hilfe beim Essen, Hilfe beim Toilette-
gang;
• praktische Alltagshilfe wie Einkäufen,
Putzen, Waschen;
• soziale Kommunikationshilfe: Stüt-
zung und Beratung der Angehörigen
und des Hilfeempfängers;
• Familienbetreuung: Hilfe zum Weiter-
führen des Haushaltes sowie zur Pflege
und Betreuung von Familienangehöri-
gen bei Krisensituationen (z. B. Krank-
heit des haushaltsführenden Familien-
mitgliedes);
• therapeutische Hilfen: Physikothera-
pie, Heilgymnastik, Logotherapie und
Ergotherapie.
Medizinische Hilfen müssen von Di-
plomkrankenschwestern geleistet wer-
den. Ebenso können therapeutische Hil-
fen nur von Dipl. Assistenten für physi-
kalische Medizin, Dipl. Ergotherapeuten
und Dipl. Logopäden fachgerecht gelei-
stet werden. Aufgrund der 50. Novelle
zum ASVG (seit 1. Jänner 1992) ist die
medizinische Hauskrankenpflege als
Pflichtleistung der Krankenkassen ge-
setzlich vorgeschrieben.
Alle anderen Tätigkeiten können entwe-
der vom Sanitätshilfsdienstpersonal
(Alten- und Familienhelferinnen mit Sani-
tätsdienstprüfung) oder Haus- bzw.
Heimhelferinnen erbracht werden.
Aus dieser Zielvorgabe ergeben sich
folgende schwerpunktmäßige Tätig-
keitsbereiche:
• Koordination der die Dienste anbie-
tenden privaten Wohlfahrtsträger sowie
Förderung der Kooperation der privaten
Anbieter
• Vorgabe des Standards sowie die
Kontrolle der Einhaltung
• Fachliche Kontrolle sowie auch rech-
nerische Überprüfung der dem Land
verrechneten Leistungseinheiten sowie
Kostenbeiträge der Hilfeempfänger
durch Einschau in Einzelabrechnungen
und die monatlichen Abrechnungen der
Rechtsträger

Fam i l i enh i l f e
Von Familienhilfe spricht man, wenn es
notwendig wird, eine Betreuungsperson,
die sonst im familiären Bereich die Kin-
der oder den pflegebedürftigen Men-
schen versorgt, für einen begrenzten
Zeitraum zu ersetzen. Ein großer Teil der
Kosten ist durch einen Beitrag des Lan-
des abgedeckt. Die Familie selbst leistet
ebenfalls einen Beitrag. Dabei wird vor
allem berücksichtigt, wieviele Personen
mit dem Familieneinkommen versorgt
werden müssen.

Essenzus te l l d i ens te
In Ergänzung zu den sozialmedizini-
schen und sozialen Betreuungsdiensten
wird betagten, behinderten und kranken
Menschen, die nicht mehr in der Lage

Soziale Dienste

Von den sozialen Diensten fördert das
Land Niederösterreich unter anderem
• die sozialmedizinischen und sozialen
Betreuungsdienste,
• die Familienhilfe,
• Therapeutische Dienste,
• die Essenzustelldienste im Rahmen
der Aktion „Essen auf Rädern" und
• das Notruftelefon.

Probleme 1997

• Schwierigkeiten bei der Administra-
tion der Verrechnung und Anerkennung
der medizinischen Hauskrankenpflege
• Probleme durch die Umstellung bei
der Durchführung der Intensivbetreuung

Aufgaben und
Schwerpunkte 1997

Das Land Niederösterreich fördert jede
nachweislich erbrachte Einsatzstunde
aus Mitteln der Sozialhilfe und des NÖ-
GUS mit einem Stundensatz zwischen S
303,- (Dipl. Krankenschwester) und S
40,- (freie Mitarbeiter). Die Wohlfahrts-
verbände heben von den betreuten Per-
sonen ihrem Einkommen angemessene
Kostenbeiträge ein. Durch die Befas-
sung mehrerer privater Organisationen
mit den sozialmedizinischen und sozia-
len Betreuungsdiensten wird die Mög-
lichkeit der freien Wahl für die Bevölke-
rung in den meisten Regionen ähnlich
wie im ärztlichen Versorgungssystem
gewährleistet. Dadurch ist auch der Vor-
teil des Wettbewerbs (in St. Pölten-Stadt
beispielsweise sind drei Organisationen
präsent!) vorhanden.
Die Dezentralisierung der Hauskranken-
pflege in Form der Sozialstationen (NÖ
Hilfswerk, Volkshilfe) ermöglicht die Or-
ganisation der Dienste in kleinen, über-
schaubaren Einheiten, dadurch kann ein
hoher Motivationsgrad der Mitarbeiter
erreicht und der Verbürokratisierung vor-
gebeugt werden.
Sämtliche Leistungen werden dokumen-
tiert. Das Land nimmt außer der Kon-
trolle auch eine Koordinationsfunktion
wahr, damit durch Absprache der ver-
schiedenen Trägerorganisationen beim
Ausbau der Sozialstationen eine
flächendeckende Versorgung gewähr-
leistet bleibt. Die Voraussetzungen für
die Förderung und die Zusammenarbeit
wird in den von der NÖ Landesregie-
rung beschlossenen Richtlinien genau
geregelt. Mit 1. April 1997 erfolgte eine
Änderung der Richtlinien, mit welcher
Intensivbetreuungen (= Betreuung von
mehr als 55 Stunden pro Monat) Heim-
bewohnern gleichgestellt wurden. Die
Durchführung von Intensivbetreuung ist
nur im Wege der Bewilligung (Bescheid)
durch die zuständige Bezirksverwal-
tungsbehörde möglich.
Es werden daher folgende Hilfen ange-
boten:
• medizinische Hilfen: wie Injektionen,
Infusionen, Katheder, Einläufe, Wund-
versorgung;

Ziele 1998

• Ein flächendeckendes Angebot an so-
zialen und sozialmedizinischen Betreu-
ungsdiensten. Durch die Zusammenar-
beit von angestellten Fachkräften und
Nachbarschaftshelfern wird neben pro-
fessioneller Hauskrankenpflege, Hilfe bei
der Haushaltsführung sowie Hilfe bei ein-
fachen Handreichungen angeboten und
dadurch wird den pflegebedürftigen
Menschen die Möglichkeit geboten, auch
dann zu Hause betreut zu werden, wenn
die Familie und die spontane nachbar-
schaftliche Hilfsbereitschaft bereits über-
fordert oder hiezu nicht in der Lage ist.
• Weiterer Ausbau der sozialen und so-
zialmedizinischen Dienste, denn nur
durch ein Vollangebot an durch Fach-
kräften geleisteter Pflege können die
Krankenhäuser sowie die Pensionisten-
und Pflegeheime entlastet werden.
• Vollausbau der sozialen und sozial-
medizinischen Dienste (derzeit ca. 60%)
sowie Schaffung von „Kurzpflegeein-
richtungen“, denn nur durch diese kann
ein neuer „Verrechnungsmodus'' bei der
Spitalspflege auch für den Patienten so-
zial zumutbar umgesetzt werden.

Hilfe für behinderte
Menschen

Schwerpunkte und
Statistik 1997

Aufgabe der Abteilung ist es, infolge
ihrer körperlichen, geistigen oder psy-
chischen Leiden oder Gebrechen behin-
derte Niederösterreicherinnen in das Er-
werbsleben oder in die soziale Umwelt
einzugliedern sowie ferner ihre berufli-
che oder soziale Stellung zu erleichtern
oder zu festigen. Aus dieser Zielvorgabe
ergeben sich folgende schwerpunktar-
tige Tätigkeitsbereiche:
• Gewährung von Hilfe für behinderte
Menschen,
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• Rehabilitationsarbeit,
• Förderung des Umdenkprozesses der
Gesellschaft zugunsten der behinderten
Menschen.
• Nachgehende Betreuung für behin-
derte Menschen erfolgte im Rahmen der
persönlichen Hilfe.
• Ca. 85 Verträge mit Rechtsträgern
von Einrichtungen für behinderte Men-
schen wurden hinsichtlich Art, Umfang
der Betreuung und Höhe der Verpflegs-
kosten geändert bzw. neu abgeschlos-
sen.
• Die Aufsicht über die Rehabilitations-
einrichtungen freier Wohlfahrtsträger
(ca. 2.896 Niederösterreicherinnen in
Heimen und Tagesheimstätten) wurde
ständig ausgeübt.
• Im Bereich Bewilligungsverfahren für
Behinderteneinrichtungen wurden 4 Lo-
kalaugenscheine durchgeführt, bei
2 Einrichtungen konnte mit Bescheid
das Verfahren abgeschlossen werden.
Weiters wurden auch 4 Bauberatungen
durchgeführt.
• An 108 Tagen erfolgten Rehabilita-
tionsberatungen in den einzelnen Ein-
richtungen über weiter zu treffende Maß-
nahmen. Im Rahmen dieser wurden 626
Fälle besprochen.
• An 75 Tagen erfolgte Beratung des
Personals der Rehabilitationseinrichtun-
gen. Erstellung von Rehabiiitationsplä-
nen für die einzelnen behinderten Men-
schen in Heimen durch eine Psycholo-
gin, 2 Heil- und Sonderpädagogen,
Fachärzte für Psychiatrie und Sozialar-
beiterinnen. Es wurden auch 12 Haus-
besuche und 6 Krankenhauskontaktbe-
suche durchgeführt.
• Den Bezirksverwaltungsbehörden
wurden schriftliche Gutachten zur Ein-
stufung des Pflegeaufwandes für geistig
oder psychisch behinderte Menschen
von Sozialarbeiterinnen der Abteilung
gegeben.
• Die Organisation von Sprechtagen für
hör- und sprachbehinderte Kinder bei
den Bezirksverwaltungsbehörden er-
folgte wie in den Vorjahren. Bei 7
Sprechtagen wurden insgesamt 257
Kinder vorgestellt und begutachtet.
• Maßgebliche Mitwirkung an der Orga-
nisation des Sommersprachheilkurses,
Aufnahme und Kurskontrollen (3wö-
chige Unterbringung von ca. 123 Kin-
dern an 2 verschiedenen Kursorten).
• Die Organisation einer Urlaubsaktion
für behinderte Kinder und Jugendliche
in der Waldschule Wiener Neustadt
wurde für 30 Kinder und Jugendliche
durchgeführt.
• Eine EDV-unterstützte Behinderten-
kartei wurde geführt und weiter ausge-
baut und ergänzt.
• Die Ausgliederung geistig behinder-
ter Menschen aus den NÖ Landesner-
venkliniken wurde weitergeführt. Eine
weitere Gruppe geistig behinderter
Menschen wurde in eine neue Einrich-
tung der Caritas der Diözese St. Pölten
überstellt.

• Planung und Organisation von Erwei-
terungen und Neuerrichtungen von Be-
hinderteneinrichtungen: Wohnheim
Waidhofen Thaya, Wohn- und Beschäfti-
gungseinrichtung Breitenfurt, Wohnheim
und Beschäftigung für Körperbehinderte
in Zwentendorf, Ambulatorium Melk
oder St. Leonhard, Tagesheimstätte
Mühlbach, Tagesheimstätte und Wohn-
heim Krems, Tagesheimstätte Ober-
wölbling, Verein „PSZ“ - Wohngemein-
schaft Wiener Neustadt, Club und Woh-
nungen für psychisch Kranke Wiener
Neustadt der Caritas, Wohnungen der
Lebenshilfe NÖ: TGH und Wohnplätze
der Lebenshilfe NÖ in Aschbach, Baum-
garten, Bruck/Leitha, TGH Kemmel-
bach, TGH Weigelsdorf. Weiters: Wohn-
heim Mank, Taubblindenzentrum Wiener
Neustadt, Einrichtung des Vereines Re-
integration Hochwolkersdorf.
• Teilnahme an Sitzungen von Gremien
des Fonds zur Schaffung von Wohn-
raum für behinderte Menschen.
• Teilnahme an Aufsichtsratssitzungen
der Geschützte Werkstätten St. Pölten,
Wiener Neustadt und PSZ Schilfern.
• Entscheidungen über Anträge auf
Hilfe für Behinderte in erster Instanz
bzw. als Berufungsinstanz wurden ge-
troffen.
• In Angelegenheiten des Kostenbeitra-
ges wurden 35 Berufungsentscheidun-
gen erlassen sowie 5 Gegenschriften
verfaßt.
• Bei der Erarbeitung von Texthandbü-
chern für die Bezirksverwaltungsbehör-
den wurde mitgewirkt.

Probleme 1997

• Die Lösung von- Problemen bei der
Früherkennung und Frühbehandlung
von Behinderten wurde durch die Um-
setzung eines Frühförderungskonzeptes
fortgesetzt.
• Koordinationsschwierigkeiten auf
Grund der wachsenden Zahl von Reha-
bilitationsträgern (z. B. Nationalfonds,
Bundessozialamt) sowie der in immer
mehr Gesetzen verankerten finanziellen
Möglichkeiten für Behinderte, wie auch
die Koordination mit den einzelnen Be-
hindertenverbänden und Vereinen erfor-
derten zahlreiche Kontaktgespräche.
• Vermehrte Probleme mit der Unter-
bringung behinderter Menschen auf Ar-
beitsplätzen ergaben sich aus der allge-
mein schwierigen Situation am Arbeits-
markt und der Auslagerung von einfa-
chen Beschäftigungen in die Oststaa-
ten.
• Ein vermehrter Bedarf an Wohnheim-
plätzen für behinderte Menschen, be-
sonders für Schwerstbehinderte trifft
nach wie vor mit einer allgemein schwie-
rigen Situation im Wohnungsbereich zu-
sammen.
• Probleme mit und nach der Ausglie-
derung geistig schwerstbehinderter
Menschen aus psychiatrischen Kran-

kenhäusern erfordern vermehrten Ein-
satz auf diesem Gebiet, um diese Anlie-
gen weiter voranzutreiben.

Ziele 1998

• Weiterer Ausbau des Netzes von Ein-
richtungen der beruflichen Eingliede-
rung und Beschäftigungstherapie für
geistig und mehrfachbehinderte Men-
schen; Schaffung verschiedener Unter-
bringungsmöglichkeiten wie Heime, be-
treute und teilbetreute Wohngemein-
schaften, Wohnplätze.
• Errichtung von Wohnheimen und an-
deren Wohnmöglichkeiten für körperbe-
hinderte Menschen.
• Errichtung von Tagesheimstätten, be-
treuten Wohnplätzen, Wohngemein-
schaften für psychisch behinderte Men-
schen.
• Errichtung von Betreuungsplätzen für
pflegebedürftige oder schwer verhal-
tensgestörte behinderte Menschen
sowie ältere mehrfachbehinderte Men-
schen.
• Intensivierung der nachgehenden Be-
treuung behinderter Menschen.
• Unterbringung von geistig behinder-
ten Menschen in dafür geeigneten Ein-
richtungen mit spezieller Betreuung.
Vermeidung der Einweisung dieser Per-
sonen in Pensionistenheime und psych-
iatrische Krankenhäuser; Überstellung
von jüngeren Behinderten von psychia-
trischen Krankenhäusern in eigene
Heime für behinderte Menschen.
• Koordinierung und weiterer Ausbau
eines Netzes von ambulanten Therapie-
einrichtungen für die Früherkennung
und Frühbehandlung auf Grund des vor-
handenen Konzeptes über Frühförde-
rung.
• Intensivierung der Kontakte mit den
Sachbearbeitern und den Sozialarbei-
tern der Sozialabteilungen der Bezirks-
verwaltungsbehörden.

Hilfe zum Lebensunter-
halt und Hilfe in
besonderen Lebenslagen

Aufgabenbereich und
Schwerpunkte 1997

Die Tätigkeit im Bereich der Hilfe zum
Lebensunterhalt (Abschnitt II des NÖ
SHG) und der Hilfe in besonderen Le-
benslagen (Abschnitt IV des NÖ SHG)
ergibt sich aus der Forderung des NÖ
SHG jenen Menschen die Führung eines
menschenwürdigen Lebens zu ermögli-
chen, die dazu der Hilfe der Gemein-
schaft bedürfen. Aufgabe der Hilfe zum
Lebensunterhalt ist es, einen Mindest-
standard sicherzustellen. Der Mindest-
standard wird als jenes Einkommensni-
veau interpretiert, das auf Dauer nicht
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wobei der Anteil der über 75jährigen be-
reits mehr als 10% betragen wird. Im
Hinblick auf die zunehmende Überalte-
rung der Bevölkerung ergeben sich
durch die damit verbundene Pflegebe-
dürftigkeit gewaltige Probleme bezüg-
lich der Finanzierung des zu erwarten-
den Pflegebedarfes. Eine befriedigende
Regelung der finanziellen Erfordernisse
ist nur auf einer gesamtösterreichischen
Solidarität der Länder, des Bundes, der
Sozialversicherung und der Gemeinden
tragbar. Es muß daher der weitere Aus-
bau der sozialen und sozialmedizini-
schen Betreuungsdienste forciert wer-
den.
• 1997 hat sich, bedingt durch die
schlechte wirtschaftliche Lage und die
angespannte Situation am Arbeitsmarkt,
die Anzahl der Anträge auf Gewährung
von Darlehen gemäß §§ 30 und 31 NÖ
SHG weithin erhöht. In Anbetracht der
Höhe der dafür im Budget vorgesehe-
nen Mittel und der Vielzahl der Antrag-
steller, die auf Grund ihrer finanziellen
Lage gar nicht in der Lage sind, Darle-
hensrückzahlungen zu tätigen, ergaben
sich Schwierigkeiten bei der Vergabe.

Ziele 1998
• Verstärkte Kooperation mit den Sozial-
abteilungen der Bezirksverwaltungsbe-
hörden betreffend Schulungen der Be-
diensteten, Kooperation mit privaten
Rechtsträgern und den Landeseinrich-
tungen (Pensionisten- und Pflegehei-
me).
• Anpassung der Geldleistungen in der
Sozialhilfe an die jeweiligen Lohn- und
Preisverhältnisse durch Änderung der
Verordnung über Sozialhilfen.
• Die gestiegenen Lebenserwartungen
und die derzeitige Arbeitsmarktsituation
und die vom Bund vorgenommene Re-
duzierung im Sozialbereich (ALG, FB,
ASVG) bewirken eine überdurchschnittli-
che Zunahme an Sozialfällen. Um trotz
der nur beschränkt zur Verfügung ste-
henden Mittel den sozialen Standard zu
halten, muß im einzelnen Förderungsfall
in zunehmenden Maße die Familie mit-
einbezogen werden, um damit das Be-
wußtsein zu stärken, daß jeder für seine
unmittelbaren Angehörigen zunächst
selbst sorgen muß, und darüber hinaus
die Eigenverantwortung gezielt geför-
dert werden. Des weiteren muß geachtet
werden, das soziale Engagement ge-
genüber in Not geratenen Menschen
ganz allgemein zu heben.

Für die Probleme die durch die Praxis
der großzügigen Kreditgewährung
durch Versandhäuser und Banken ohne
Prüfung der Kreditwürdigkeit entstehen,
müßte daher im präventiven Bereich
flächendeckend in Niederösterreich Vor-
sorge getroffen werden. Die vom Verein
„NÖ Schuldnerhilfe" in St. Pölten, Wiener
Neustadt, Hollabrunn und Zwettl instal-
lierten Schuldnerberatungsstellen wer-
den daher vom Land gefördert.
• Trotz guter Konjunkturlage des letzten
Jahres steigt die Zahl der Langzeitar-
beitslosen weiter an, und die Arbeitsäm-
ter sind vielfach nicht in der Lage, diese
Personen - insbesondere Sozialhilfe-
empfänger - am Arbeitsmarkt zu vermit-
teln. Da die Arbeitsämter außerdem in
erster Linie bemüht sind, die Personen,
welche in einem Leistungsbezug stehen
(ALG etc.), zu vermitteln, besteht für bei
Arbeitsämtern vorgemerkte Sozialhilfe-
empfänger wenig Ghance auf einen Ar-
beitsplatz bzw. wird ihre tatsächliche Ar-
beitswilligkeit häufig vom Arbeitsamt zu-
wenig kontrolliert.
Die Sozialämter sind daher gezwungen,
zwecks Prüfung der tatsächlichen „Ar-
beitswilligkeit" eines Sozialhilfebezie-
hers neben dem Arbeitsamt tätig zu wer-
den und eine Vermittlung des Sozialhil-
febeziehers am Arbeitsmarkt zu versu-
chen.
• Am Land gibt es ebenso wie im städ-
tischen Gebiet fast keine billigen Woh-
nungen. Selbst wenn Mietbeihilfe ge-
währt wird, sind die Betriebskosten für
Bezieher von Mindesteinkommen nicht
erschwinglich. Außerdem sind viele Fa-
milien, die Einfamilienhäuser fast aus-
schließlich mit Fremdkapital finanziert
haben, bei Verlust des Arbeitsplatzes
bzw. nach einer Scheidung nicht mehr in
der Lage, die vereinbarten Raten einzu-
halten bzw. für die Betriebskosten aufzu-
kommen. Immer mehr Personen, die
über ein zwar weit über dem Sozialhilfe-
richtsatz liegendes Einkommen verfü-
gen, steht nach Abzug des Wohnungs-
aufwandes nur mehr ein unter dem je-
weiligen Sozialhilferichtsatz liegendes
Einkommen zur Bestreitung der Lebens-
kosten zur Verfügung. Um Delogierung
bzw. Abschaltung des Strombezuges zu
vermeiden, muß diesem Personenkreis,
der zwar keinen Anspruch auf eine lau-
fende Unterstützung hat, des öfteren,
um soziale Härten (Kleinkinder etc.) zu
vermeiden, eine einmalige Aushilfe bzw.
Darlehen gewährt werden.
• Verschiebung der demografischen Al-
terslastquote. In Niederösterreich sind
derzeit schon 21% der Gesamtbevölke-
rung über 60 Jahre alt. Diese Entwick-
lung bedingt ein ständiges Ansteigen
der Pflegegeldbezieher und natürlich
auch einen vermehrten Bedarf an Pfle-
gebetten in Heimen sowie der Nach-
frage nach sozialmedizinischen und so-
zialen Diensten.
Im Jahr 2030 werden es voraussichtlich
33-35% der Gesamtbevölkerung sein,

mehr unterschritten werden kann, ohne
die Deckung des existenznotwendigen
Bedarfes zu gefährden. Der Mindest-
standard grenzt jenen Einkommensbe-
reich ab, in dem zwar noch sehr dürftige
Verhältnisse herrschen, aber doch eine
bescheidene Teilhabe an der modernen
Zeit gewährt und damit der „soziale An-
schluß" möglich wird. Aufgabe der Hilfe
in besonderen Lebenslagen ist es, Lei-
stungen für Personen zu erbringen, die
zur Bewältigung von außergewöhnlichen
Schwierigkeiten in ihren persönlichen,
familiären, wirtschaftlichen oder sozialen
Verhältnissen der Sozialhilfe bedürfen.
Hilfe in besonderen Lebenslagen be-
steht in der Gewährung der Pflege in
Heimen, Krankenanstalten und insbe-
sondere in Hilfe zur Beschaffung und
Beibehaltung des Wohnraumes und
Hilfe zum Aufbau und zur Sicherung der
wirtschaftlichen Lebensgrundlage
(§§ 30 und 31 NÖ SHG). Diese letzte
Form der Hilfeleistung besteht in der
Gewährung nicht rückzahlbarer Beihil-
fen und Darlehen. Für Leistungen der
Hilfe zum Lebensunterhalt, der Kranken-
hilfe und Pflege in Heimen ist gemäß
§ 41 ff. Kostenersatz zu leisten und zwar
vom Empfänger der Hilfe, vom Erben
des Hilfesuchenden oder von unter-
haltspflichtigen Angehörigen. Der Ko-
stenersatz kommt vor allem bei Empfän-
gern der- geschlossenen Sozialhilfe
(Heimunterbringung) zum Tragen.
• Berufungsentscheidung in allen An-
gelegenheiten des Abschnittes II und IV
des NÖ SHG.
• Administration der im Rahmen der Pri-
vatwirtschaftsverwaltung des Landes
(§§ 30, 31 und 34) gewährten Darlehen
und Beihilfen.
• Abschluß von Verträgen mit Rechts-
trägern von Einrichtungen für psychisch
Kranke und sozialgeschädigte Men-
schen über Art, Umfang der Betreuung
und die Höhe der Verpflegskosten.
• Abschluß von Verträgen mit Einrich-
tungen zur Eingliederung von Obdach-
losen bzw. Beschäftigungslosen in das
Erwerbsleben, mit Frauenhäusern, Mut-
ter-Kind-Heimen über Art und Umfang
der Betreuung, die Höhe der Verpflegs-
kosten (Zusatzübereinkommen/neuer
Vertrag).
• Im Rahmen der Verwaltungsakademie
wurden 7 Viertelskonferenzen (Schulung
und Information für Sozialabteilungslei-
ter und Stellvertreter) abgehalten.

Probleme 1997
• Österreichweit wachsen in der Sozial-
arbeit die Probleme mit der Überschul-
dung von Familien und Einzelpersonen.
Die Sozialhilfe trifft in derartigen Fällen
auch die schwerwiegenden Folgekosten
wie Existenzsicherung bei Arbeitsplatz-
verlust infolge Lohnpfändung und ande-
ren Maßnahmen, insbesondere für Kin-
der, wenn Familien auf Grund der finan-
ziellen Situation zerbrechen.

Psychosoziale
Betreuung

Im Einzugsbereich der beiden Landes-
krankenhäuser wurde ein flächendek-
kendes Netz von Beratungsstellen ge-
schaffen. Im Bereich der Landeskran-
kenhäuser Mauer und Gugging müßte
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jedoch die Beratung durch die Sozialar-
beiter (Vermehrung der Dienstposten)
forciert werden, je nach den vorhande-
nen finanziellen Mittel sollen auch wei-
tere Übergangswohnheime bzw. Woh-
nungen errichtet werden.

NÖ Pflegegeld
Schwerpunkte 1997
• Seitens des Bundesministeriums be-
stehen bereits Überlegungen zu einer
Evaluierung des Bundespflegegeldge-
setzes. Eine Novelle zum NÖ PGG wird
auf Grund der Novelle zum BPGG be-
reits ausgearbeitet.
• An den Sitzungen des Beirates „Vor-
sorge für pflegebedürftige Menschen"
beim Bundesministerium für Arbeit und
Soziales wurde teilgenommen und die
für den gemeinsamen Jahresbericht
(Bund/Länder) erforderlichen Statistiken
und Berichte erstellt.

Ziele 1998
Anpassung des NÖ Pflegegeldgesetzes
an die Novelle zum Bundespflegegeld-
gesetz - NÖ PGG-Novelle 1998.
Die nunmehr zu allen 7 Stufen des Pfle-
gegeldes ergehende Spruchpraxis der
Gerichte wird in regelmäßigen Zeitab-
ständen zusammengefaßt als Informa-
tion den Bezirksverwaltungsbehörden
zur Verfügung gestellt werden.

Sozialhilfebeirat
1997 wurde, da die Budgetvorgaben für
1997 und 1998 genau erstellt wurden,
keine Sitzung des Sozialhilfebeirates
des Landes abgehalten.
Die Jahresberichte der Sozialbeiräte
wurden zusammengefaßt und den Be-
zirksverwaltungsbehörden Hilfestellun-
gen bei der weiteren Entwicklung der
Arbeit der Beiräte geleistet.

Opferfürsorge
Aufgaben und
Schwerpunkte 1997
Die Vollziehung des Opferfürsorgege-
setzes wird im Rahmen der mittelbaren
Bundesverwaltung wahrgenommen. Der
Aufgabenbereich umfaßt die Durchfüh-
rung des Verfahrens auf Feststellung
von Anspruchsberechtigungen nach
diesem Gesetz (Opfer des Kampfes um
ein freies demokratisches Österreich
oder der politischen Verfolgung bzw.
Hinterbliebene nach solchen Personen,
Ausstellung von Amtsbescheinigungen
und Opferausweisen, Zuerkennung von
Hilfen bzw. Entschädigungen und die
Rentenfürsorge).
• Vier Bedienstete sind vom Bundesmi-
nister für Arbeit und Soziales in die NÖ

Rentenkommission berufen (je zwei Mit-
glieder bzw. Stellvertreter).
• Dem im Opferfürsorgegesetz um-
schriebenen Personenkreis (Inhaber von
Amtsbescheinigungen und Opferaus-
weisen) werden gemäß den Beschlüs-
sen eines gebildeten Verwaltungsaus-
schusses finanzielle Hilfen gewährt. Die
finanziellen Mittel hiefür werden aus
dem Landesbudget zur Verfügung ge-
stellt.
• Mit den Interessenvertretungen der
Opfer (Opferverbände) werden laufend
enge Kontakte gepflegt, was sich
wegen des so erzielten Informationsge-
winnes bei der Administration von Anträ-
gen als äußerst wertvoll erweist.

Behindertenhilfe

• Heilbehandlung. Medizinische Heil-
behandlung durch stationäre Behand-
lung und Zuschüsse erhielten 198 Per-
sonen sowie 2.107 Personen für ambu-
lante Behandlung. An Sommertherapie-
kursen nahmen 123 Kinder teil.
• Hilfe zur Erziehung und Schulbil-
dung. Internatsmäßige Hilfe erhielten
162 behinderte Kinder und Jugendliche.
Extern untergebracht waren 89 behin-
derte Menschen.
• Hilfe zur beruflichen Eingliederung.
Internatsmäßig untergebracht waren
436 behinderte Menschen. Extern unter-
gebracht waren 669 behinderte Men-
schen. Zusätzlich erhielten 6 behinderte
Menschen Zuschüsse für Arbeitserpro-
bungen.
• Hilfe durch Unterbringung in geeig-
neten Einrichtungen. Unter diesem
Titel wurden 49 Personen betreut.
• Beschäftigungstherapie. Internats-
mäßig waren 722 behinderte Menschen
untergebracht. Extern untergebracht
waren 615 behinderte Menschen.
• Persönliche Hilfe. Aus diesem Titel
wurden 62 Personen nach Heimentlas-
sungen nachbetreut.
• Sonstige Zuschüsse. Für 858 Perso-
nen wurden Zuschüsse für folgende
Maßnahmen gewährt:
- Ersatz der Fahrtkosten, die im Zusam-
menhang mit Maßnahmen der Hilfen für
behinderte Menschen entstanden sind
(Einzel-, Sammeltransporte, Wochen-
endfahrten, usw.)
- Hausunterricht
- Hausfrühbetreuung
- Frühförderung
• In 36 besonders berücksichtigungs-
würdigen Fällen wurden als Sofortmaß-
nahmen finanzielle Unterstützungen ge-
währt.
• An 7 Sprechtagsorten wurden 257
sprach- und hörbehinderte Kinder be-
gutachtet und die Angehörigen beraten;
2 Kurskontrollen erfolgten.
• 75 Heimbesuche und 108 Rehabilita-
tionsberatungen durch die Sozialarbei-
ter der Abteilung wurden durchgeführt.
• 12 Hausbesuche, 6 Krankenhauskon-
taktbesuche, 2 Außendienste bezüglich
Ausgliederungsprojekt Gugging, 35 Ter-
mine bezüglich Pflegegeldeinstufungen
in den Einrichtungen mit nachträglicher
Erstattung von Gutachten an die Be-
zirksverwaltungsbehörden wurden von
den Sozialarbeitern der Abtei-
lung durchgeführt.
• An 1 Sozialreferentenkonferenz der
Länder wurde teilgenommen.

Hilfe zum Lebensunterhalt und
Hilfe in besonderen Lebenslagen
• Hilfe zum Lebensunterhalt. 41 Beru-
fungsentscheidungen.
• Integrationshilfe für Flüchtlinge.
Aus diesem Titel wurden an Familien
bzw. Einzelpersonen einmalige Beihilfen

Probleme 1997

Aufgrund von Publikationen und der
ausgezeichneten Informationsarbeit der
politischen Verbände sind selbst 50
Jahre nach Kriegsende nach wie vor
Neuanträge (Anspruchsberechtigun-
gen) zu verzeichnen, wobei sich das Er-
mittlungsverfahren in vielen dieser Fälle
mangels an geeigneten Beweismitteln
als äußerst diffizil und langwierig er-
weist.

Ziele 1998

Unter Bedachtnahme auf die gegebene
Gesetzeslage sind die Zielvorgaben
konstant und darauf beschränkt, den in
Rede stehenden Personen die entspre-
chenden Hilfeleistungen, Unterstützun-
gen u. dgl. zu gewähren.

Statistik 1997

Soziale Dienste

Soz ia lmed i z i n i sche  und soz ia l e
Be t reuungsd iens te

Sozialstationen 203
Personal mtl. durchschnittl. 314
Hilfeempfänger mtl. durchschnittl. 9.542
Einsatzstunden 2,064.077,23

davon Diplomkrankenpfleger 386.320,67
davon Altenpfleger/Sanitätshelfer 291.281,63
davon Heimhelfer 1,349.179,93
davon Therapeuten 1.154,25
davon Familienhelfer 36.140,75

Landesförderung SH-Mittel S 170,5 Mio.
NÖGUS S 170,5 Mio.

Essenzus te l l d i ens te

Veranstalter
Gemeinden 130
Private Wohlfahrtsträger 90

Landesförderung S 18,190.632,50
Portionen 2,301.391
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• Im Rahmen der Opferfürsorgeabgabe
(Landesverwaltung) wurden 185 einma-
lige Beihilfen gewährt und 4 Beihilfean-
suchen abgewiesen.
• 1997 wurden 19 Sterbegelder, 4 Diät-
zuschüsse sowie 4 Gebührnisse für das
Sterbevierteijahr zuerkannt.
• In 84 Fällen wurde eine Renten- bzw.
Beihilfenbemessung vorgenommen.

Subventionen und Investitionen

Im Berichtszeitraum wurden an Träger
der freien Wohlfahrtspflege für deren Ak-
tivitäten am Sozialhilfesektor und Investi-
tionen in Einrichtungen Förderungsbei-
träge überwiesen.
Durch die Tätigkeit dieser privaten Trä-
ger gelangt ein großer Personenkreis in
den Genuß sozialer Einrichtungen, die
zwar das SHG vorsieht, von der Be-
hörde allein jedoch ohne Hilfe von au-
ßenstehenden Organisationen nicht ver-
wirklicht werden könnten. Ein Teil davon
wurde dem „NÖ Fonds zur Schaffung
von Wohnraum für behinderte Men-
schen“ aus zweckgewidmeten Einnah-
men der Behindertenhilfe zur Verfügung
gestellt.

Verrechnung

1997 wurden im ordentlichen Voran-
schlag gebarungsgemäß getätigt:

Ausgaben: 4.536,422.000,-
Einnahmen: 3.240,550.000,-

werden konnte. In 18 Fällen konnte die
Altersnachsicht nicht erteilt werden.
• In 41 Fällen wurde die Nachsicht vom
Besitz der österr. Staatsbürgerschaft er-
teilt. 9 Anträge wurden negativ erledigt.
• Kostenersatz. 68 Berufungsentschei-
dungen.
• Krankenhilfe. 6 Berufungsentschei-
dungen.
• Pflegeplatzbewilligung. 4 Berufun-
gen.
• NÖ Pflegegeldgesetz. 455 Fälle wur-
den anhand der erstellten Gutachten
bezüglich der Schlüssigkeit der Einstu-
fung überprüft.
• 3 Entscheidungen nach der Länder-
vereinbarung über den Kostenersatz in
den Angelegenheiten der Sozialhilfe.
• 6 Gegenschriften in VwGH-Verfahren.
• 7 Viertelskonferenzen (Fortbildungs-
veranstaltungen) für Sozialabteilungslei-
ter wurden durchgeführt.
• An drei Sitzungen des Beirates „Vor-
sorge für pflegebedürftige Menschen“
wurde teilgenommen.

und Unterstützungen sowie Zuschüsse
an Träger der freien Wohlfahrt für Be-
treuung von Flüchtlingen gezahlt.
• Hilfe zur Schaffung einer wirt-
schaftlichen Lebensgrundlage. In 21
Fällen wurden unverzinsliche, langfri-
stige Darlehen in der Höhe von
S 1,417.017,- gewährt. In 67 Fällen wur-
den einmalige Beihilfen in der Höhe von
S 1,567.673,10 gewährt. 45 Anträge
wurden negativ erledigt. Ein im Vorjahr
gewährtes Darlehen wurde in eine ein-
malige Beihilfe umgewandelt.
• Hilfe für Familien. In 62 Fällen wurden
unverzinsliche, langfristige Darlehen in
der Höhe von S 4,572.679,14 gewährt. In
145 Fällen wurden einmalige Beihilfen in
der Höhe von S 3,421.890,74 gewährt.
59 Anträge wurden negativ behandelt. 3
in Vorjahren gewährte Darlehen wurden
in einmalige Beihilfen umgewandelt.
3 Darlehen wurden abgeschrieben
(Restbeträge).
• Hilfe für betagte Menschen. In 2 Fäl-
len wurden unverzinsliche langfristige
Darlehen in der Höhe von S 77.538,-
gewährt.
In 14 Fällen wurden einmalige Beihilfen
in der Höhe von S 234.443,- gewährt.
11 Anträge wurden negativ erledigt. 2 in
Vorjahren gewährtes Darlehen wurde in
eine einmalige Beihilfe umgewandelt.
Zuschüsse zu den Mietkosten eines Not-
ruftelefons wurden übernommen.
• Hilfe für pflegebedürftige Men-
schen. 45 Klagebeantwortungen, 4 Be-
rufungen, 1 Revision. Außerdem wurden
15 Verhandlungstermine wahrgenom-
men.
• In 32 Fällen wurde die Altersnachsicht
erteilt, wodurch in vielen Fällen die Un-
terbringung in einem Heim verhindert

Opferfürsorge

• Mit Stichtag vom 31. Dezember 1997
waren 441 Amtsbescheinigungsinhaber
sowie 942 Opferausweisinhaber, die in
Niederösterreich wohnhaft sind, ver-
merkt.
• 1997 wurden 11 Renten- bzw. Beihil-
fenleistungen neu zuerkannt. Mit Stich-
tag 1. Jänner 1998 waren 242 Rentenin-
haber nach dem OFG, die in Nieder-
österreich wohnhaft sind, vermerkt. Von
diesen Personen sind 125 Selbstopfer
und 113 Personen Hinterbliebene nach
Opfer.

Abteilung Jugendwohlfahrt

• Mitwirkung an einer Bezirksschulin-
spektorenkonferenz zur Verbesserung
der Kooperation zwischen Schule und
Jugendwohlfahrt
• Mitveranstaltung der Ausstellung
„(K)ein sicherer Ort“ zum Thema Kindes-
mißbrauch, Teilnahme an Podiumsdis-
kussionen in Amstetten und Wr. Neustadt
• Herausgabe von zwei Folgen der
Fachpublikation „INFO für Mitarbeiterin-
nen der Jugendwohlfahrt“ und weitere
Öffentlichkeitsarbeiten
• Umstrukturierung des Jugendhilfs-
fonds
• Evaluation der bisherigen Leistungen
im Rahmen der Unterstützung der Erzie-
hung
• Lukrierung von Fördermitteln der EU
• Fertigstellung eines Aus- und Fortbil-
dungssystems für Diplomsozialarbeiter
an den Jugendabteilungen
• Mitwirkung an einer Arbeitsgruppe
zur Festlegung von Kriterien für die Per-

Schwerpunkte 1997
• Ausarbeitung der Verordnungen zum
NÖ Kinderbetreuungsgesetz für die Be-
reiche Tagesmütter, Tagesbetreuungs-
einrichtungen und Horte
• Vorbereitung und Durchführung der
Tagung „Jugendwohlfahrt in Bewegung
- Innovationen und Trends“ samt Erstel-
lung der Tagungsdokumentation und
Vorbereitung weiterer Schritte zur Ent-
wicklung des Leitbildes
• Erstellung der Jugendwohlfahrtspla-
nung, Veröffentlichung in der NÖ Schrif-
tenreihe Nr. 98 „Jugendwohlfahrt, Ana-
lyse - Planung“
• Einrichtung der NÖ Jugendplattform
als Kooperationsform von Dienststellen
des Landes, Landesschulrat, Arbeits-
marktservice und Verein für Bewäh-
rungshilfe und soziale Arbeit zur Vernet-
zung bestehender Angebote für Ju-
gendliche und zum Aufzeigen von Leer-

feldern in den Bereichen Arbeit, Wohnen
und Freizeit
• Start des Pilotprojekts „Professionelle
Pflegeeltern“
• Mitwirkung an einem EU-Projekt „Aus-
bildung von Pflegeeltern“
• Erfassung der bestehenden Horte in
Niederösterreich und Durchführung von
zahlreichen neuen Bewilligungsverfah-
ren
• Mitwirkung an der Studie „Mütterbera-
tung in NÖ“ samt Fragebogenuntersu-
chung und Vorbereitung einer Arbeitsta-
gung „Mutterberatung neu“
• Fortsetzung der Konzeptarbeit für die
NÖ Landesjugendheime, Mitwirkung an
einer Informationstagung für Privatheim-
betreiber und Vorarbeiten für das Kon-
zept „Heimverbund“
• Umstrukturierung des Angebots an
Berufsvorbereitungskursen für Jugendli-
che in Zusammenarbeit mit dem Ar-
beitsmarktservice
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sonalbedarfsplanung samt Erstellung
eines Produkt- und Aufgabenkatalogs
• Sicherstellung der Jugendwohlfahrts-
aufgaben an den Jugendabteilungen
trotz personeller Engpässe durch Ent-
wicklung von Notprogrammen und
Stützangeboten
• Geordnete Übersiedlung der Dienst-
stelle nach St. Pölten und Neuaufbau
einer funktionierenden Arbeitsstruktur

Aus- und Fortbildung

• In Zusammenarbeit mit der Landes-
amtsdirektion - Aus- und Weiterbildung:
- 1 zweitägiges Seminar für Amtsvor-
münder zur Vertiefung im Exekutions-
recht
- 1 dreitägiges Seminar für Amtsvor-
münder „Umgang mit Klienten“
- 1 eintägige Großveranstaltung für das
Fachpersonal zum Thema „Pflegekin-
derwesen“
- 3 dreitägige Berufsanfängerseminare
für Diplomsozialarbeiter und Amtsvor-
münder
- 2 dreitägige vertiefende Seminare
zum Thema Arbeit im Pflegekinderwe-
sen für Diplomsozialarbeiter
- 1 zweitägiger Gesprächsführungs-
kurs (der 1. von 3 Teilen) für Diplomsozi-
alarbeiter
- 1 dreitägige Veranstaltung für Ausbil-
dungsbeauftragte an den Jugendabtei-
lungen
- 1 halbtägige Fortbildungsveranstal-
tung in der Fachabteilung zum Thema
„Inhalte der Fortbildung zum Pflegekin-
derwesen“ für Diplomsozialarbeiter
• Supervision:
- 5 Supervidierende Arbeitskreise, die
monatlich abgehalten werden (Korneu-
burg, Melk, St. Pölten, Wiener Neustadt.
Zwettl)
- 7 Supervisionsgruppen
• Andere Veranstaltungen:
- Fortsetzung der Serie von Regional-
seminaren mit dem Thema „Suchtge-
fährdete Jugend - neue Chancen des
vernetzten Handelns“ in Neunkirchen
- Mitwirkung an einer Fortbildungsver-
anstaltung für Kindergärten zum Thema
„Zusammenarbeit Jugendabteilung -
Kindergarten“ bei „Gewalt in der Familie“.

Rechtshilfe

Die Rechtshilfe steht dem Fachpersonal
der NÖ Jugendabteilungen und Ju-
gendämter bei Bedarf zur Klärung juridi-
scher und praktischer Probleme zur Ver-
fügung. Diese Beratungsmöglichkeit
wird auch (vorwiegend telefonisch) von
Privatpersonen in Anspruch genommen.

Fachaufsicht
Im Rahmen der Fachaufsicht wurden die
Jugendabteilungen der Bezirkshaupt-
mannschaften in Scheibbs, Bruck/L.,
Amstetten und das Stadtjugendamt
Waidhofen/Ybbs überprüft.

Im Rahmen der Praxisanleitung von 14
Berufsanfängern wurden 132 Bera-
tungsgespräche geführt.
Auf Ersuchen der Personalabteilung
wurden mit 33 Bewerberinnen (Diplom-
sozialarbeiter) Gespräche geführt und
Stellungnahmen hinsichtlich ihrer Eig-
nung für eine Tätigkeit im Jugendwohl-
fahrtsbereich abgegeben. Davon wur-
den 10 Personen tatsächlich angestellt.

Heimsozialarbeit

Der Abteilung Jugendwohlfahrt obliegt
die Vorsorge für eine bestmögliche För-
derung aller in institutioneller Erziehung
stehender Kinder und Jugendlicher.
Die Unterbringung von Kindern und Ju-
gendlichen in Heimerziehung stellt die
schwerwiegendste Maßnahme der Ju-
gendwohlfahrt dar und bedingt dadurch
hohe Verantwortlichkeit.
Heimsozialarbeit gliedert sich in admini-
strative, koordinierende, beratende und
begleitende Tätigkeiten. Die Tätigkeiten
werden in regelmäßigen Abständen von
den Heimsozialarbeiterinnen in Zusam-
menarbeit mit Psychologinnen des Psy-
chologischen Dienstes in NÖ Landesju-
gendheimen und einigen Privatheimen
durchgeführt.
Heimerziehung wird heute grundsätzlich
als eine mögliche Hilfe neben anderen
für Heranwachsende und ihre Familien
gesehen. Sie kann nur dann effektiv
sein, wenn bereits vor der Unterbrin-
gung gemeinsam mit den Angehörigen
und den Kindern/Jugendlichen das Un-
terbringungs- bzw. Erziehungsziel und
die voraussichtliche Aufenthaltsdauer
klar definiert und festgelegt werden. In
diesem Prozeß bedarf es auch in der
Endphase der Einbeziehung der Institu-
tion Heim.
Ziel der Heimsozialarbeit ist es, das de-
finierte Erziehungsziel zu verfolgen, zu
begleiten und dessen Einhaltung zu
kontrollieren. Dies erfordert eine enge
Zusammenarbeit mit den Sozialarbeite-
rinnen und Amtsvormünderinnen der
Jugendabteilungen, den Mitarbeiterin-
nen der Heime, wichtigen Bezugsperso-
nen des Kindes/Jugendlichen und an-
derer Institutionen. In jedem Einzelfall
wird überprüft, ob und durch welche
Schritte während des Heimaufenthaltes
das Erziehungsziel erreicht werden kann
oder abgeändert und neu festgesetzt
werden muß. In regelmäßigen Zeitab-
ständen werden in allen betreuten Hei-
men gemeinsam mit der Heimsozialar-
beiterin und der Psychologin des Psy-
chologischen Dienstes Fallverlaufskon-
ferenzen (Gruppenbesprechungen)
durchgeführt. Weitere methodische Zu-
gänge stellen Einzelgespräche mit den
Kindern/Jugendlichen, Helferkonferen-
zen und Gespräche mit Eltern und An-
gehörigen dar.
Heimerziehung sollte großteils als famili-
energänzende Maßnahme verstanden
werden. Aus diesem Grund ist Angehö-

rigenarbeit ein wesentlicher Bestandteil
der Tätigkeit im Heim. Jedenfalls ist
während des gesamten Heimaufenthal-
tes des Kindes/Jugendlichen - je nach
Alter - eine mögliche Reintegration in
die Familie bzw. eine Verselbständigung
vorzubereiten. Jüngere Kinder, bei
denen eine Reintegration in die eigene
Familie nicht möglich ist, werden - so-
fern sie hiefür geeignet sind - in Pflege-
familien untergebracht, wobei Pflege-
stellenwerber sorgfältig ausgewählt und
auf ihre Aufgabe vorbereitet werden
müssen.
Für die im Rahmen der Behindertenhilfe
in den verschiedenen Heimen unterge-
brachten Kinder/Jugendliche ist die Ab-
teilung Sozialhilfe zuständig - nach
Möglichkeit finden gemeinsame Rehabi-
litationskontrollen statt.
In den Landesjugendheimen Holla-
brunn, Hinterbrühl und Hochwolkers-
dorf/Pottenstein werden in Zusammen-
arbeit mit dem Arbeitsmarktservice Be-
rufsvorbereitungskurse durchgeführt.
Zielgruppe sind Jugendliche, die ihre
gesetzliche Schulpflicht erfüllt haben,
aber auf Grund von Entwicklungsrück-
ständen nicht unmittelbar ins Berufsle-
ben eingegliedert werden können.
1997 wurden im Rahmen der Heimso-
zialarbeit alle Landesjugendheime (Mat-
zen, Pottenstein, Schauboden, Hinter-
brühl, Reichenauerhof, Allentsteig, Kor-
neuburg, Hollabrunn, NÖ Landes-Kin-
derheim „Schwedenstift“) und 4 Privat-
heime (Schülerinternat Schloß Judenau,
Kinderheim Sitzendorf, Mädchenwohn-
gemeinschaft Brunn/Geb., Mädchenfa-
milienheim Wiener Neustadt) betreut. In
diesen Institutionen leben insgesamt
rund 900 Kinder und Jugendliche.

Pflege- und Adoptivkinderwesen

Im Adoptionsbereich besteht ein großes
Mißverhältnis zwischen den vorgemerk-
ten Adoptionswerbern und den zur Ad-
option freigegebenen Kindern, so daß
sich meistens jahrelange Wartezeiten er-
geben. Immer mehr Adoptiveltern kön-
nen sich auf eine offene Adoption - per-
sönliches Kennenlernen der abgeben-
den Eltern und mögliche Kontakte - ein-
lassen. Im Pflegekinderbereich besteht
trotz freier Pflegeplätze ein Defizit an ge-
eigneten Pflegeeltern, die bereit sind,
behinderte und verhaltensauffällige Kin-
der sowie Geschwister und Kinder mit
häufigem (oftmals problematischem) El-
ternkontakt und unsicherer Prognose
bezüglich der Dauer des Pflegeverhält-
nisses aufzunehmen.
Pflegefamilien, die diese Gruppen von
Kindern aufnehmen, benötigen Ausbil-
dung, Stützung, Begleitung und Super-
vision. Derzeit wird geprüft, ob auch in
Niederösterreich „professionelle Pflege-
eltern“ installiert werden können.
Ein großer Mangel besteht an geeigne-
ten Kurzzeit-Pflegeplätzen. Pflegeeltern
und Adoptiveltern können sich bei der
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haltlich abgegrenzte Weiterführung der
Beratung an der Jugendabteilung.
Ein weiteres Angebot des KJB richtet
sich an das Fachpersonal in den Ju-
gendabteilungen der Bezirksverwal-
tungsbehörden. Verpflichtend als Ent-
scheidungshilfe einzuschalten ist der
KJB in all jenen Fällen, in denen ein Kind
durch eine Jugendwohlfahrtsmaßnahme
aus seiner bisherigen Familiensituation
entfernt und in einem Heim unterge-
bracht werden soll. Für eine Unterbrin-
gung auf einem Pflegeplatz oder einem
Pflegeplatz mit Adoptionsaussicht wird
diese Beratungsmöglichkeit ebenfalls
angeboten. In speziellen Fällen, etwa
wenn sich ältere Paare um die Bewilli-
gung zur Aufnahme für ein ganz junges
Kind bewerben oder falls mehrere Kin-
der bzw. ein behindertes Kind unterge-
bracht werden sollen, ist der Beratungs-
dienst beizuziehen.
Die Mitarbeiter des KJB stehen auch bei
pflegschaftsgerichtlichen Fragestellun-
gen (Zuerkennung der Obsorge an
einen Elternteil nach Trennung oder
Scheidung, Besuchsrechtsregelung) für
Besprechungen sowie nach Maßgabe
der Komplexität des Falles auch für Fall-
beratung und schriftliche Stellungnah-
men zur Verwendung der Jugendabtei-
lung zur Verfügung.

Hortwesen

In Vollziehung des NÖ Kinderbetreu-
ungsgesetzes 1996 wurde die Hortver-
ordnung ausgearbeitet, die von der NÖ
Landesregierung am 13. 3. 1997 be-
schlossen worden ist. Parallel dazu
wurde eine Erhebung über die Anzahl
und Art der bestehenden Horte in Nie-
derösterreich durchgeführt.
In Niederösterreich gibt es derzeit ca.
100 Horte, von denen mit Ablauf des
Jahres etwa die Hälfte im Rahmen der
Hortaufsicht schon erfaßt und beurteilt
worden ist. Wichtige Kriterien bei der
Aufsicht sind die Erfassung und Bewer-
tung der Anzahl der Kinder, die fachli-
che Eignung des Betreuungspersonals,
Lage, Raumbedarf, Ausstattung, das
sozialpädagogische Konzept, die Spiel-
und Sportmöglichkeiten, die vorgese-
hene Zusammenarbeit mit den Eltern
und Schulen und die Öffnungszeiten.
Seit Inkrafttreten der NÖ Hortverordnung
wurden 23 neue Horte nach Durchfüh-
rung von kommissionellen Verhandlun-
gen bescheidmäßig bewilligt.

Soziale Dienste

• Jugendberatungsstelle. Die Jugend-
beratungsstelle dient als Auskunfts- und
Koordinationsstelle. Sie wird von den El-
tern und Jugendlichen nur gelegentlich
durch persönliche Vorsprachen in An-
spruch genommen, sehr häufig erfolgen
telefonische Anfragen.
• Elternschule. Die Abteilung Jugend-
wohlfahrt entscheidet über die Eignung
privater Träger zur Durchführung der NÖ
Elternschule. Gemeinsam mit den Abtei-
lungen Gesundheit und Allgemeine För-
derung wird das Projekt Elternschule
laufend ausgebaut.
• Kinder- und Jugendpsychologi-
scher Beratungsdienst (KJB). Der KJB
ist ein Fachdienst, in dem Klinische und
Gesundheitspsychologinnen tätig sind.
Er übt seine Tätigkeit primär an den Ju-
gendabteilungen der Bezirksverwal-
tungsbehörden aus. Das Beratungsan-
gebot richtet sich vor allem an Eltern
und auch Pflegeeltern, die Fragen hin-
sichtlich der Entwicklung und Erziehung
ihrer Kinder haben. Es umfaßt diagnosti-
sche Abklärung von konkreten Verhal-
tens- oder Leistungsauffälligkeiten, wei-
ters das vertiefte Eingehen auf Erzie-
hungsprobleme, die im Familiensystem
auftreten oder als Konfliktfeld zwischen
der Familie und der Außenwelt beste-
hen.
Schließlich beinhaltet das Beratungsan-
gebot auch die gemeinsam mit den Rat-
suchenden zu planende weitere Vor-
gangsweise, wie etwa Zuweisung zu
speziellen therapeutischen Einrichtun-
gen bzw. zu regional organisierten So-
zialen Diensten oder eine zeitlich und in-

Abteilung Jugendwohlfahrt nach per-
sönlicher Vorsprache vormerken lassen.
Im Bedarfsfall werden Beratungsge-
spräche angeboten.

Private Kinder- und
Jugendheime und sonstige
Einrichtungen

In Niederösterreich gibt es derzeit 19
private Kinder- und Jugendheime und
sonstige Einrichtungen (inkl. SOS Kin-
derdorf) mit zusätzlichen 14 ange-
schlossenen Außen- bzw. Familienwohn-
gruppen, die entsprechend der NÖ
Heimverordnung überprüft worden sind.
Neben der Kontrolle steht Beratung, ins-
besondere über die geltende Rechts-
lage im Vordergrund. Diese Servicelei-
stung entspricht den Wünschen der Be-
troffenen. 1997 wurden 3 Einrichtungen
nach Durchführung von kommissionel-
len Verhandlungen bewilligt, wobei die
Überprüfung des sozialpädagogischen
Konzeptes durch den Psychologischen
Dienst erfolgt ist.

Private Träger

Insgesamt erhielten bis Ende 1997 19
Institutionen eine Eignungsfeststellung
nach dem' NÖ Jugendwohlfahrtsgesetz
und dürfen daher privatrechtliche Auf-
gaben der öffentlichen Jugendwohlfahrt
übernehmen. Es handelt sich dabei
überwiegend um Aufgaben im Bereich
der Sozialen Dienste der Jugendwohl-
fahrt und hier insbesondere um Bera-
tungs- und Unterstützungsangebote für
Eltern und Minderjährige bei speziellen
Erziehungs- und Entwicklungsfragen.
Weiters gibt es z. B. Eignungsfeststel-
lungen für Erholungsaktionen, Bildungs-
angebote für werdende Eltern und für
vorbeugende und therapeutische Hilfen
für Minderjährige und deren Familien.
Einrichtungen, deren Eignung festge-
stellt wurde, unterliegen der Fachauf-
sicht der Landesregierung. Außerdem
besteht die Möglichkeit, in den Genuß
von Landesförderungsmittel zu gelan-
gen. An private Träger wurden für
Zwecke der Jugendwohlfahrt insgesamt
Förderungsbeiträge von S 15,958.305,-
wie folgt zur Verteilung gebracht:

Tätigkeit des KJB an den
Bezirksverwaltungsbehörden
Beratungstage 466
Kinder 1.243
Gespräche mit Angehörigen 1.840
Fallbesprechungen 1.192

Ein zweiter Schwerpunkt des Einsatzes
von Psychologinnen der Abteilung Ju-
gendwohlfahrt ist die Tätigkeit in NÖ
Landesjugendheimen und einigen Ein-
richtungen privater Träger, in denen re-
gelmäßig Kinder und Jugendliche im
Rahmen der vollen Erziehung unterge-
bracht sind. Diese erfolgt in enger Zu-
sammenarbeit mit Mitarbeiterinnen der
Heimsozialarbeit. Das Beratungsange-
bot soll hier primär den in Heimen unter-
gebrachten Minderjährigen zugute kom-
men und umfaßt neben Einzelbegutach-
tungen auch Besprechungen mit dem
Fachpersonal der Heime. Dabei werden
Erziehungsziele festgelegt bzw. adap-
tiert, die verpflichtenden jährlichen Fall-
verlaufskonferenzen für jedes einzelne
Kind abgehalten und die Kontakte mit
Angehörigen reguliert. Mit steigender
Häufigkeit werden - als Begleitmaßnah-
men oder im Hinblick auf die bevorste-
hende Entlassung von Kindern aus dem
Heim - Eltern und maßgebliche Angehö-
rige sowie der Sozialarbeiter der Be-
zirksverwaltungsbehörde, der für die Fa-
milie zuständig ist, zu Beratungsgesprä-
chen in die Heime eingeladen.

Jugendherbergswerk S 1,380.000,-
Jugendherbergsverband S 845.000,-
Jugendwohlfahrtsverbände S 12,878.305,-
Verein „Rettet das Kind" S 855.000,-
Insgesamt S 15,958.305,-

Für die Kurse zur Berufsvorbereitung
von Jugendlichen, die in Hollabrunn,
Hochwolkersdorf (bis Sommer, an-
schließend in Pottenstein) und Hinter-
brühl stattgefunden haben, wurden
S 12,500.000,- als Verpflegskostenan-
teil bezahlt.
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Tätigkeit des KJB in den Jugendheimen -Scheidungen mit gravierenden Folgen
für die betroffenen Kinder zu sehen,
aber auch in einer zunehmenden Zahl
von Verhaltensauffälligkeiten von Kin-
dern und Jugendlichen, bei denen aku-
ter psychologischer Beratungsbedarf
besteht. Um die dafür erforderliche Lei-
stung des Dienstes in qualitativer Hin-
sicht erbringen zu können, sind spezifi-
sche Weiterbildungsangebote seitens
des Dienstgebers, aber auch von lan-
desfremden Aus- und Weiterbildungs-
einrichtungen erforderlich.
Die immer noch andauernde personelle
Unterbesetzung behindert nach wie vor
die notwendige Bearbeitung der neu
hinzukommenden Aufgaben sowie die
Bewältigung der steigenden Anforde-
rungsmenge. Sowohl die Wartezeiten für
Landesbürger, die Beratung suchen, als
auch für Antragsteller im Bereich der pri-
vaten Jugendwohlfahrt, deren sozial-
pädagogische Konzepte überprüft wer-
den müssen, hat bereits erheblich zuge-
nommen. Vor allem im Bereich wissen-
schaftlich fundierter Begleitung und
fachlicher Aufsicht neuer Projekte beste-
hen daher Lücken bzw. müssen Lei-
stungseinschränkungen vorgenommen
werden.

• Erarbeitung von Kooperationsstruktu-
ren mit privaten Jugendwohlfahrtsträ-
gern samt Erstellung von Kriterien zur
fachlichen Überprüfung der Angebote
und Tätigkeiten
• Entwicklung eines Leitbildes für die
Jugendwohlfahrt
• Start mit einem Projekt zur Umstellung
der Pauschalförderung für die privaten
Träger auf eine leistungsbezogene Ab-
rechnung
• Konzepterstellung und landesweite
Angebotserweiterung für Hilfen zur Un-
terstützung der Erziehung
• Ausbau der Förderung der NÖ Eltern-
schulen durch verstärkte Zusammenar-
beit mit Schulen, Elternvereinen und Kin-
dergärten
• Durchführung der Tagung „Mütterbe-
ratung neu“ samt nachfolgender Umset-
zungsschritte
• Erstellung von Beratungsunterlagen
für Jugendliche durch die NÖ Jugend-
plattform bezogen auf die Problemberei-
che von jugendlichen Randgruppen und
von Arbeitslosigkeit, Obdachlosigkeit
bzw. gefährlichen Formen der Freizeit-
gestaltung
• Erstellung konkreter Kooperationsmo-
delle zwischen Schule und Jugendwohl-
fahrt für die Zielgruppe der besonders
verhaltensauffälligen Schülerinnen
• Ausbau und Evaluierung des Projekts
„Professionelle Pflegeeltern“
• Herausgabe des NÖ Heimkatalogs
mit sämtlichen Angeboten für volle Er-
ziehung in Niederösterreich
• Herausgabe einer aktuellen Übersicht
über das gesamte Hortangebot in Nie-
derösterreich

Beratungstage 202
Kinder 363
Gespräche mit Angehörigen 346
Fallbesprechungen 1.177
Fallverlaufskonferenzen 216

Sonstige Tätigkeiten, die von Mitarbeite-
rinnen des Sachgebietes „Psychologi-
scher Dienst" 1997 durchgeführt worden
sind: Lehrbeauftragung und Prüfertätig-
keit beim Dienstprüfungskurs für den Er-
zieherdienst, den Erzieherfachdienst
und den gehobenen Erzieherdienst;
fachspezifische Vortragstätigkeit im Be-
rufsanfängerkurs für Amtsvormünderln-
nen und Diplomsozialarbeiterinnen; Mit-
wirkung an der abteilungsübergreifen-
den Beratung zur Neugestaltung der so-
zialpädagogischen Konzepte der NÖ
Landeskinder- und -Jugendheime; Refe-
rate auf Tagungen, Enqueten und Sym-
posien; Mitwirkung am österreichweit tä-
tigen Arbeitskreis der Leitenden Ju-
gendamtspsychologinnen.
Die Ursachen für eine verstärkte Nach-
frage sind im starken Anstieg von Fällen
von Gewalt in Familien sowie Fällen mit
Verdacht auf sexuellen Mißbrauch an Kin-
dern gelegen. Hier ist der KJB ein Fach-
angebot vor Ort, das Jugendabteilungs-
mitarbeitern und den betroffenen Familien
landesweit zur Verfügung steht. Das im
Vorjahr in St. Pölten eingerichtete Kinder-
schutzzentrum bietet hingegen Beratung
und Therapie für Betroffene, aber auch In-
formationen für Ersthelfer an nur einem
Standort und ist bereits voll ausgelastet.
Weiters ist die Problematik in zunehmen-
den Zahlen an Familientrennungen und

Ziele 1998

• Erarbeitung von Kriterien zur Quali-
tätssicherung und Qualitätsmanage-
ment in der öffentlichen Jugendwohl-
fahrt samt Entwicklung eines Aufgaben-
kataloges

Abteilung Heime

Tage Personen
Einzelzimmer 607.615 1.665
Ptlegestufe 1 243.157 666
Pflegestufe 2 351.581 963
Pflegestufe 3 379.366 1.039
Pflegestufe 4 324.540 889
Pflegestufe 5 370.725 1.016
Pflegestufe 6 141.422 388
Pflegestufe 7 62.517 171

Schwerpunkte 1997

NÖ Landes-Pensionisten- und
■Pflegeheime

Das Land Niederösterreich betreibt 46
landeseigene NÖ Landes-Pensionisten-
und -Pflegeheime.
Die Zahl der Plätze in diesen Heimen
betrug insgesamt 6.105 und verteilte
sich auf

Um die Pflegeleistungen innerhalb der
7 Pflegestufen in den NÖ Landes-Pen-
sionisten- und -Pflegeheimen auf die
Leistungen nach dem Pflegegeldgesetz
abzustimmen und landesweit eine ein-
heitliche Bewertung der Pflegeleistun-
gen zu gewährleisten, wurde ab Jänner
1997 ein neues Bewertungssystem ein-
geführt. Etwa 350 Heimmitarbeiterinnen
der Heime wurden im Jänner 1997 in
mehreren Seminaren über die Anwen-
dung dieses Systems informiert. Nach
dem Inkrafttreten des neuen Gesund-
heits- und Krankenpflegegesetzes war
es notwendig, die Mitarbeiterinnen der
Heime über die Vorgaben dieses Geset-
zes zu unterrichten. 4 ganztägige Semi-
nare wurden von 320 Mitarbeiterinnen
aus dem Pflegedienst besucht.

5.132 aller Heimbewohner, das waren
91,4%, waren somit als „pflegebedürf-
tig“ in eine der 7 Pflegestufen eingestuft.
483 Heimbewohner benötigten kaum
oder nur wenig Hilfe bei den Verrichtun-
gen des täglichen Lebens und bezogen
daher kein Pflegegeld bzw. mußten kei-
nen Pflegezuschlag zahlen.
Die Betreuung der Heimbewohner
wurde von insgesamt 2.750 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern (Dienstposten-
plan 1997) durchgeführt.

Wohnplätze 1.760
Pflegebetten 4.001
Betreuungsplätze 344

1997 wurden 2,049.253 Verpflegstage
verbucht, das waren 5.615 Heimbewoh-
ner. Die Auslastung betrug 97,10%.
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sionisten- und -Pflegeheimes St. Peter/
Au, bestehend aus 2 Pflegeabteilungen
mit je 37 Betten, feierlich eröffnet. In der
2. Bauetappe wurde das bestehende
Heim umgebaut. Durch diese Maß-
nahme stehen nun 32 Wohnteilbetten,
die auch bereits pflegegerecht ausge-
stattet sind, zur Verfügung.
• Mautern. Mit Beschluß der Landesre-
gierung wurden am 2. September 1997
rund 1,4 Mio. S für die Dachsanierung
im Altbau des Hauses genehmigt. Die
Kosten werden aus der Haushaltsrück-
lage finanziert. Die Arbeiten können aller
Voraussicht nach im Frühjahr 1998 ab-
geschlossen werden. Für erforderliche
Erhaltungs- und Sanierungsmaßnahmen
(Austausch von Fenstern und Fenstertü-
ren) sind Gesamtkosten in der Höhe von
S 5,300.000,- (exkl. MWSt.) aus der In-
vestitionsrücklage genehmigt worden.
Die Arbeiten werden voraussichtlich bis
Herbst 1998 abgeschlossen. Für die
Schaffung bzw. Umwidmung von Wohn-
auf Pflegebetten ist derzeit in Zusam-
menarbeit mit den fachtechnischen Ab-
teilungen Landeshochbau B und Haus-
technik ein Gesamtkonzept in Ausarbei-
tung.
• Tulln „Theresiaheim“. Die Abteilung
Landeshochbau B arbeitet in Zusam-
menarbeit mit der Abteilung Haustech-
nik ein Gesamtkonzept für die Umstruk-
turierung des Hauses aus. Mit den Aus-
schreibungen soll 1998 begonnen wer-
den.
• Tulln „Frauenhofnerstraße“. Für den
geplanten Zu- und Umbau wurde bereits
ein Raumprogramm ausgearbeitet. Im
Zuge dieser Umstrukturierung sollen
auch neue Formen der Pflege wie Über-
gangs-, Tagespflege und Hospiz ange-
boten werden. Mit den Ausschreibungs-
arbeiten wird voraussichtlich im Sommer
1998 begonnen werden.
• Himberg. Für die Schaffung von 26
zusätzlichen Pflegebetten im NÖ Lan-
des-Pensionisten- und -Pflegeheim Him-
berg wurden in der Regierungssitzung
am 9. Juli 1996 Gesamtkosten in der
Höhe von S 10,130.650,- (zusammen-
gesetzt aus 9,1 Mio. S KRAZAF-Struk-
turmitteln und S 1,030.650,- Mitteln der
Haushaltsrücklage des Heimes) geneh-
migt. Die Arbeiten konnten im Frühjahr
1997 abgeschlossen werden. Die Eröff-
nung der neuen Pflegestation wurde am
17. November 1997 vorgenommen.
• Klosterneuburg. Mit Beschluß der
NÖ Landesregierung vom 9. Juli 1996
wurden für die unbedingt notwendigen
Maßnahmen zur Erfüllung der Brand-
schutzauflagen und die Umstrukturie-
rung von Wohn- auf Pflegebetten Ge-
samtkosten in der Höhe von 3,9 Mio. S
exkl. MWSt, (aufgeteilt in 2,1 Mio. aus
der Investitionsrücklage und 1,8 Mio.
aus KRAZAF-Strukturmitteln) geneh-
migt. Die Arbeiten konnten im Frühjahr
1998 fertiggestellt werden.
• St. Pölten. Am 30. September 1996
fand die Präsentation des Siegerprojek-

tes des NÖPLAN-Wettbewerbes für die
Neuerrichtung des NÖ Landes-Pensio-
nisten- und -Pflegeheimes St. Pölten
statt. Das Gutachtergremium wählte
unter den fünf Projektideen den Entwurf
von Herrn Architekt Dipl.-Ing. Georg W.
Reinberg aus. Aufgrund der zusätzli-
chen Unterbringung des Angebotes
einer Übergangs- u. Tagespflege muß-
ten Planänderungen durchgeführt wer-
den. Am 8. Jänner 1998 wurde die Bau-
verhandlung für das Projekt durchge-
führt und im April 1998 wird mit den Ar-
beiten begonnen werden. Die Finanzie-
rung erfolgt durch die NÖ Hypo-Leasing
GesmbH.
• Perchtoldsdorf. Das Projekt Um-
strukturierung und Sanierung des NÖ
Landes-Pensionisten- und -Pflegehei-
mes Perchtoldsdorf wurde im Zeitraum
Juni/Juli 1997 mit Gesamtschätzkosten
von 35 Mio. S grundsätzlich durch die
NÖ Landesregierung und den Baubeirat
genehmigt. Mit den Auftragsvergaben
wurde im Herbst 1997 begonnen. Bau-
beginn wird im Frühjahr 1998 sein.
• Hainfeld. Für die Umstrukturierung
des NÖ Landes-Pensionisten- und Pfle-
geheimes Hainfeld wurde ein Raumpro-
gramm erstellt. Der Baubeginn wird im
Sommer 1998 stattfinden.
• Waidhofen an der Ybbs. Mit Be-
schluß der NÖ Landesregierung vom
4. November 1997 wurden Umstruktu-
rierungsmaßnahmen von 26 Wohn- auf
25 Pflegebetten mit Gesamtkosten in
der Höhe von S 3,696.000,- exkl. MWSt,
aus Mitteln der Investitionsrücklage ge-
nehmigt. Das Heim verfügt derzeit über
insgesamt 101 Heimplätze, davon 57
Pflegebetten, 26 Wohnbetten und 18
Betten in der Betreuungsstation. Durch
den ständig steigenden Bedarf an Pfle-
gebetten konnte mit der vorhandenen
Pflegeabteilung nicht mehr das Auslan-
gen gefunden werden. Des weiteren ist
im Bedarfs- und Entwicklungsplan für
den Verwaltungsbezirk Amstetten bis
zum Jahre 2001 ein zusätzlicher Bedarf
von 71 Pflegebetten ausgewiesen.
• Gänserndorf. Mit Beschluß der NÖ
Landesregierung vom 14. Mai 1996
wurde die Umstrukturierung von Wohn-
auf Pflegebetten auf Basis von ca. 80%
durchgeführter Ausschreibungen zum
Betrage von S 12,385.000,- exkl. MWSt,
sowie die dringend durchzuführenden
Brandschutzmaßnahmen unter Zugrun-
delegung einer Grobkostenschätzung
zum Betrage von S 2,500.000,- exkl.
MWSt., somit insgesamt S 14,885.000,-
exkl. MWSt, genehmigt. Die bei den
Brandschutzmaßnahmen entstandenen
Mehrkosten in Höhe von S 856.000,-
exkl. MWSt, werden durch Einsparun-
gen beim Gesamtprojekt kompensiert,
so daß die genehmigten Gesamtkosten
von S 14.885,000,- exkl. MWSt, nicht
überschritten werden. Diese Finanzie-
rungsmaßnahme wurde mit Beschluß
der NÖ Landesregierung am 21. Okto-
ber 1997 genehmigt.

P f l egeau fs i ch t

Die im Jahre 1995 eingerichtete Funk-
tion einer Pflegeaufsicht wurde auch
1997 zur Gewährleistung eines annä-
hernd gleichen Qualitätsstandards in
allen NÖ Landes-Pensionisten- und -
Pflegeheimen fortgeführt. Dies hat sich
in Verbindung mit den regionalen Pfle-
geaufsichtsmitarbeiterinnen vor allem
bei der Einführung des neuen Bewer-
tungssystemes für die Pflegeleistungen
und bei den durch das Inkrafttreten des
neuen Gesundheits- und Krankenpfle-
gegesetzes erforderlich gewordenen
Seminaren besonders bewährt.

D iens twohnungen  und
Garag ie rungen
Bei der Abteilung Heime steht eine voll-
ständige Evidenzkartei aller Dienstwoh-
nungen in den NÖ Landes-Pensioni-
sten-, Pflege- und -Jugendheimen zur
Verfügung. Da erst mit 1. Jänner 1996
eine neue Dienstwohnungsvorschrift in
Kraft getreten ist, gab es keine Änderun-
gen bei der Art der Zuweisung und Ver-
rechnung.
Mit 1. Jänner 1997 ist eine neue Gara-
gierungsvorschrift in Kraft getreten, wel-
che eine günstigere Einstellungsgebühr
vorsieht und eine genaue Definition
eines Garagenplatzes beinhaltet.

Z i v i l d i ens t
Mit Zuteilungstermin 1. Oktober 1997
wurden vom Bundesministerium für In-
neres 20 Zivildienstleistende (+ 1 Zivil-
dienstleistender mit 1. 12. 1997) an die
Abteilung Heime zugeteilt. Die Abteilung
Heime besorgt die Zuteilung der Zivil-
dienstleistenden an die Einsatzstellen,
betreut die Zivildienstleistenden und die
Heimleitungen bei diesen Angelegen-
heiten und verrechnet die monatlichen
Leistungen mit dem Bund.

Bauange legenhe i t en
• Zwettl. Am 20. Juni 1997 wurde das
NÖ Landes-Pensionisten- und -Pflege-
heim Zwettl feierlich eröffnet. Das Heim
besteht aus 2 Pflegeabteilungen mit je
37 Betten und einer Betreuungsstation
mit 25 Betten. Im Erdgeschoß des Hei-
mes ist seit Jänner 1997 ein Ambulato-
rium zur Frühförderung von Kindern ein-
gerichtet, welches vom Verein für ganz-
heitliche Förderung geführt wird.
• Eggenburg. Das NÖ Landes-Pensio-
nisten- und -Pflegeheim Eggenburg
wurde am 28. Mai 1997 von der
Hypo-Leasinggesellschaft an das Land
Niederösterreich übergeben. Seit diesem
Zeitpunkt stehen 72 Pflegeplätze und 4
Intensivpflegeplätze zur Verfügung.
Durch den gleichzeitigen Zu- und Umbau
der Sonderkrankenanstalt Eggenburg
und die direkte Verbindung beider Ein-
richtungen können einige Räumlichkeiten
gemeinsam genutzt werden.
• St. Peter/Au. Am 15. Juni 1997
wurde der Zubau des NÖ Landes-Pen-
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• Scheibbs. Mit Beschluß der NÖ Lan-
desregierung vom 8. Juli 1997 wurden
Umstrukturierungsmaßnahmen im Stif-
tungstrakt von 64 Wohn- auf 80 Pflege-
betten sowie Sanierungsmaßnahmen
(z. B. Wärmeschutzfassade), mit Ge-
samtschätzkosten in der Höhe von 46,3
Mio. S exkl. MWSt. (Preisbasis Mai
1997) genehmigt. Diese Maßnahme war
notwendig, da im Verwaltungsbezirk
Scheibbs für die Versorgung pflegebe-
dürftiger Menschen lediglich 42 Pflege-
betten vorhanden sind und dies in ganz
Niederösterreich im Vergleich mit ande-
ren Bezirken der geringste aller Werte
ist. Bedingt durch den Ausbau der
Hauskrankenpflege hat sich in den letz-
ten Jahren auch im Bezirk Scheibbs her-
ausgestellt, daß die Nachfrage nach
Wohnbetten ständig abgenommen hat,
in den letzten Jahren auf Grund des vor-
handenen Angebotes der ursprüngliche
Gesamtstand der Betten von ca. 160
Betten bereits auf 136 reduziert werden
mußte und seit dem Jahre 1995 bereits
20 Wohnplätze nicht mehr belegt wer-
den können. Auf Grund der Hochrech-
nung des Bedarfs- und Entwicklungs-
planes 1997 bis zum Jahre 2001 ist ein
zusätzlicher Bedarf von 72 Pflegebetten
ausgewiesen.
• Hainburg. Mit Beschluß der NÖ Lan-
desregierung vom 8. Juli 1997 wurden
unbedingt notwendige Sanierungsmaß-
nahmen an den Fenstern und 2 Terras-
sentüren zum Betrage von insgesamt
2,6 Mio. S exkl. MWSt, aus Mitteln der
Investitionsrücklage genehmigt. Neben
dem dringend notwendig gewordenen
Austausch erhalten die Fenster den
heute üblichen Standard wie Sonnen-
schutz, wärmegedämmte Fensterprofile
und auf Grund der „Donaunähe“ ein In-
sektenschutzgitter.
• Hochegg. Der Baufortschritt bei der
Errichtung des NÖ Landes-Pensioni-
sten- und -Pflegeheimes im Rahmen des
Neubaues des Landes-Krankenhauses
Grimmenstein im Ausmaß einer Station
mit 34 Pflegebetten entspricht dem Bau-
zeitplan. Mitte 1998 wird die Inbetrieb-
nahme erfolgen. Die anteiligen Bauko-
sten betragen rund 27,7 Mio. S.

Im Sommer 1998 werden die im Jahre
1996 begonnenen Bauprojekte der NÖ
Landes-Pensionisten- und -Pflegeheime
Berndorf, Neunkirchen, Vösendorf und
Wilhelmsburg fertiggestellt. Mit der In-
betriebnahme dieser vier Häuser wer-
den zusätzlich ca. 430 dringend benö-
tigte Pflegeplätze geschaffen.
Im ersten Halbjahr 1997 fanden laufend
Vorplanungsgespräche mit der Abtei-
lung Landeshochbau B, den betroffenen
Heimleitern und Pflegedienstleitungen
zur Erarbeitung des Ausbauprogram-
mes für die Jahre 1998-2002 hinsicht-
lich der Umstrukturierungs- sowie Adap-
tierungsmaßnahmen für nachstehende
NÖ Landes-Pensionisten- und -Pflege-
heime statt: Wiener Neustadt, Melk, Tulln

NÖ Landes-Jugendheime

Das Land Niederösterreich führt nun-
mehr acht Jugendheime, das Kinder-
heim Perchtoldsdorf, das Heilpädagogi-
sche Zentrum Hinterbrühl, ein Gäste-
haus in Lunz am See und den Heilpäd-
agogischen Kindergarten Perchtolds-
dorf.
Die Funktion der Jugendheime erstreckt
sich auf die Betreuung und Pflege von
Säuglingen und Kleinkindern, die Be-
treuung und Erziehung sowie der schuli-
schen Ausbildung (heimintern oder ex-
tern) von Kindern, Jugendlichen bis zur
beruflichen Ausbildung und Wiederein-
gliederung in Familie, Gesellschaft und
Berufsleben.
Den unterschiedlichsten Betreuungser-
fordernissen entsprechend, bieten die
NÖ Landes-Jugendheime ein differen-
ziertes Leistungsangebot:
• stationäre und teilstationäre Betreuung,
• im Heim integrierte Sonderschulen,
• berufliche Ausbildung für Jugendliche
in heiminternen Lehnwerkstätten oder
externen Lehrplätzen,
• Berufsvorbereitungskurse,
• Sozialtherapeutische Abteilung,
• ambulante und stationäre, spezifische
Therapien und Betreuung für entwick-
lungsgestörte Kinder,
• Kinderübernahmestelle für Akutfälle,
• Heilpädagogischer Kindergarten,
• Mutter-Kind-Gruppe,
• Außenwohngruppen.
Die auf dem NÖ JWG 1991 basierende
und ab 1992 begonnene strukturelle An-
passung der Jugendheime und Schaf-
fung neuer Betreuungsbereiche stellt
umfangreiche Anforderungen an die
Einrichtungen in baulicher, personeller
und finanzieller Hinsicht.
Die Umsetzung nach den Zielsetzungen
des „Sozialpädagogischen Konzeptes
1991“ erfolgt schrittweise nach Maß-
gabe der organisatorischen und finanzi-
ellen Möglichkeiten, wobei vor allem
personelle, organisatorische, aber auch
bauliche Maßnahmen laufend umge-
setzt werden.
• Entwicklung von bedarfsorientierten
individuellen Betreuungsangeboten in
den NÖ Landes-Kinder- und Jugendhei-
men unter Berücksichtigung und in Ab-
stimmung mit der Bedarfsentwicklung
der Jugendwohlfahrt.
• Neben Adaptierungsarbeiten in ver-
schiedenen Jugendheimen wurden zwei
Außenwohngruppen in den Jugendhei-
men Matzen und „Reichenauerhof“
Waidhofen/Ybbs in Betrieb genommen.
• Im Rahmen der Lehrlingsoffensive
wurden Lehrstellen in den NÖ Landes-
Jugendheimen Hollabrunn und Korneu-
burg zusätzlich geschaffen.
• In den NÖ Landes-Jugendheimen
Schauboden, Pottenstein und Waidho-
fen/Ybbs wurden individuelle teilstatio-
näre Betreuungsangebote mit Schwer-
punkt spezifische Förderung ' in der
schulfreien Zeit eingerichtet.

„Frauenhofnerstraße“, Waidhofen/Thaya,
Schrems, Türnitz, Gloggnitz, Zistersdorf,
Klosterneuburg, Korneuburg, Stok-
kerau, Mautern, Perchtoldsdorf, Retz,
Baden, Hainfeld, Ybbs/D, Scheiblingkir-
chen, Tulln „Theresiaheim“, Raabs, Preß-
baum, Herzogenburg und Scheibbs.
Für dieses Ausbauprogramm wurde
überdies ein entsprechender Finanzie-
rungsplan für die Beschlußfassungen in
der NÖ Landesregierung und im NÖ
Landtag erarbeitet.
Mit Beschluß des NÖ Landtages vom
3. Juli 1997 wurde für die NÖ Landes-
Pensionisten- und Pflegeheime ein Aus-
bau- und Investitionsprogramm für die
Jahre 1998-2002 in Höhe von insge-
samt 1,3 Mrd. S exkl. MWSt, genehmigt.
Im Jahr 1997 wurde überdies eine EU-
weite Ausschreibung zur Anschaffung
von insgesamt 1.118 Pflegebetten samt
Zubehör für nachstehende Heime
durchgeführt: Amstetten, Baden,
Schrems, Weitra, Retz, Mautern, Möd-
ling, Gloggnitz, Herzogenburg, Tulln
„Leopoldsheim", Raabs/Th, Gutenstein,
Himberg, Perchtoldsdorf, Mistelbach,
Hainfeld, Ybbs/D, Preßbaum, Waidho-
fen/Ybbs, Hainburg, Scheibbs, Bern-
dorf, Neunkirchen, Vösendorf und Wil-
helmsburg.
Mit Beschluß der NÖ Landesregierung
vom 28 Oktober 1997 wurden 1.118
Pflegebetten samt Zubehör zum Be-
trage von insgesamt S 23,426.994,-
exkl. MWSt, genehmigt.
Der Ankauf von 710 Stück Standard-
und 415 Stück Dekubitusmatratzen für
Pflegebetten wurde ebenfalls einer
EU-weiten Ausschreibung unterzogen;
mit Beschluß der NÖ Landesregierung
wurde diese Vergabe zum Betrage von
S 1,120.400,- exkl. MWSt, genehmigt.
Eine Zuteilung der genehmigten Struk-
turmittel aus dem NÖ Gesundheits- und
Sozialfonds wurde nachstehenden Hei-
men zugeführt:
• NÖ Landes-Pensionisten- und Pflege-
heim Scheibbs: 1. Teilbetrag zum Be-
trage von S 8,600.000,- für die Umstruk-
turierung des Stiftungstraktes von 64
Einzelappartements in 80 Pflegebetten.
• NÖ Landes-Pensionisten- und -Pfle-
geheim Perchtoldsdorf: 13,8 Mio. S für
die Umstrukturierung von Wohn- auf 33
zusätzliche Pflegebetten.

Private Pensionisten- und
Pflegeheime

Die von privaten Rechtsträgern betrie-
benen Pensionisten- und Pflegeheime
unterliegen nach den Bestimmungen
des NÖ Sozialhilfegesetzes der Bewilli-
gungspflicht und Aufsicht durch das
Land Niederösterreich.
Im Jahre 1997 wurden S 720.000,- an
Förderungen als investiver Beitrag für
standardverbessernde Maßnahmen im
Bereich der Pflege an private Einrichtun-
gen zugesprochen.
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• Weitere Umsetzung des Bedarfs- und
Entwicklungsplanes von Univ.-Prof. Dr.
Amann
• Entwicklung und Umsetzung eines
Aus- und Fortbildungsprogrammes für
das pädagogische Personal in den NÖ
Landes-Jugendheimen
• Pilotprojekt Gänserndorf - ambulanter
Familiendienst - Etablierung intensiver
begleitender Elternarbeit während des
Heimaufenthaltes eines Kindes/Jugend-
lichen
• Entwicklung von Projekten, die eine
Betreuung von Kindern und Jugendli-
chen in ihrer Region ermöglichen
• Entwicklung und Umsetzung eines im
Rahmen des Europäischen Sozialfonds
geförderten EU-Projektes über Modulare
Anlehre im Bereich Gärtnerei und Grün-
flächenpflege im NÖ Landes-Jugend-
heim Korneuburg

Ziele 1998
• Wetterführung des vom NÖ Landtag
beschlossenen Ausbau- und Investi-
tionsprogrammes 1994-1998
• Planung der Bauvorhaben und Vorbe-
reitung der Ausschreibungen für die
Maßnahmen im Zuge des Ausbau- und
Investitionsprogrammes für die NÖ Lan-
des-Pensionisten- und Pflegeheime
1998-2002
• Inbetriebnahme der NÖ Landes-Pen-
sionisten- und Pflegeheime Berndorf,
Neunkirchen, Vösendorf und Wilhelms-
burg
• Umsetzung der durch die Bestimmun-
gen des Arbeitnehmerinnenschutzge-
setzes notwendig gewordenen Maßnah-
men (Arbeitsmedizin, Sicherheitsfach-
kraft, Evaluierung)

• Praktisches Arbeitstrainingsprojekt im
NÖ Landes-Jugendheim Waidhofen/
Ybbs in Zusammenarbeit mit Firmen der
Region.
• Einstellung des Betriebes in den NÖ
Landes-Jugendheimen Hochwolkers-
dorf und Puchberg mit Integration des
Berufsvorbereitungskurses in das NÖ
Landes-Jugendheim Pottenstein und
Übernahme der internatsmäßigen Be-
treuung der Jugendlichen von Puchberg
durch die Lebenshilfe.

Abteilungen Arbeitsrecht und Sozialversicherung und Landwirtschaftliche Sozialversicherung

Probleme 1997
Sozialversicherung

Das Hauptproblem lag und liegt weiter-
hin darin, die noch nicht abgeschlosse-
nen Berufungsverfahren im Bereich der
Sondernotstandshilfe zu bearbeiten, was
auf Grund der hohen Anzahl der Verfah-
ren - auch unter Heranziehung der zur
Verfügung stehenden Bürotechnik -
einen erheblichen Aufwand bedeutet.

Schwerpunkte 1997
Sozialversicherung

Es kam auch im abgelaufenen Jahr zu
einem weiteren Ansteigen der Zahl der
anfallenden Rechtsmittelverfahren in
Verwaltungssachen der Sozialversiche-
rung. Eine Zunahme trat insbesondere
bei Verfahren zur Feststellung der Versi-
cherungspflicht im Bereich von Musik-
lehrern, Vertretungsärzten in Krankenan-
stalten sowie freien Mitarbeitern bei pri-
vaten Versicherungsgesellschaften ein.
Auch in den Angelegenheiten der Ge-
schäftsführerhaftung für sozialversiche-
rungsrechtliche Beitragsrückstände
kam es zu einem Ansteigen, was auf
vermehrte Insolvenzfälle zurückzuführen
ist.
Das mengenmäßige Hauptgewicht der
Rechtsmittelverfahren ergab sich jedoch
weiterhin durch die Berufungen der Ge-
meinden hinsichtlich des Drittelkosten-
ersatzes für die vom Arbeitsmarktser-
vice gewährte Sondernotstandshilfe.

Arbeitsrecht

Durch das Arbeitnehmerlnnenschutzge-
setz (ASchG) kam es zu einem weiteren
Ansteigen der Zahl der Verfahren zur Er-
teilung von Arbeitsstättenbewilligungen,
wodurch auch die Durchführung einer
größeren Anzahl von mündlichen Ver-
handlungen, verbunden mit Ortsaugen-
schein, erforderlich war.
Nach mehreren Jahren kam es auch zu
einem Ansteigen der Zahl der Beru-
fungsverfahren in Angelegenheiten der
Haftung nach dem Bauarbeiter- Ur-
laubs- und Abfertigungsgesetz, ein Um-
stand, der auf vermehrte Insolvenzver-
fahren im Bereich der Bauwirtschaft zu-
rückzuführen ist.
Ebenfalls angestiegen ist die Zahl der
Berufungsverfahren hinsichtlich der Ein-
schätzung des Grades der Behinderung
nach dem Behinderteneinstellungsge-
setz sowie der Verfahren nach dem Bun-
desbehindertengesetz hinsichtlich der
Ausstellung von Behindertenpässen.

Ziele 1998

Die Zielvorgabe der Abteilungen kann,
wie schon bisher, im wesentlichen da-
hingehend verstanden werden, die an-
fallenden Verwaltungsverfahren richtig
und möglichst zügig zu entscheiden
sowie auskunftsuchenden Bürgern be-
ratend an die Hand zu gehen.
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Die Aufgaben der Gruppe Baudirektion
bestehen in der Leitung und Koordinie-
rung des gesamten Baudienstes, der
Gebietsbauämter und der technischen
Amtssachverständigen.

Schwerpunkte 1997
• Organisationsentwicklung für die tech-
nischen Sachverständigen
• Verbesserung der Effizienz der ge-
samten Amtssachverständigentätigkeit
• Erstellung eines Leitbildes für Amts-
sachverständige

Ziele 1998
• Verbesserung der Effektivität im Bau-
verwaltungsbereich
• Vereinfachung von Bauverwaltungs-
akten - konzentrierte behördliche Ver-
fahren
• Weitere Auswertung der Studie für die
Organisationsentwicklung für die techni-
schen Sachverständigen
• Regelung des Vergabewesens für im-
materielle Leistungen in Niederöster-
reich
• Ausbau des Querinformationsnetzes
für Amtssachverständige
• Aufbau einer Notfallorganisation für
die technischen Sachverständigen

Abteilung Allgemeiner Baudienst

Allgemeine
Bauwirtschaft

• Regelung des Vergabewesens für im-
materielle Leistungen
• Ökologisches Beschaffungswesen im
Baubereich
• Gesetzliche Regelungen im techni-
schen Bereich - Begutachtungen

Wettbewerb „Vorbildliche
Bauten“

Am 4. April 1997 wurden von Herrn Lan-
deshauptmann Dr. Erwin Pröll die Aus-
zeichnungen der im Rahmen des 32.
Einreichungstermins des jährlichen
Wettbewerbes ausgewählten Bauwerke
an die Architekten und Vertreter der
Bauherrschaft übergeben. Die gemein-
sam mit der Verleihung der „Goldenen
Kellen“ veranstaltete Feier fand im Sit-
zungssaal des Rathauses der Stadt
Waidhofen/Ybbs statt.
Ausgezeichnet wurden das Rathaus
Waidhofen/Ybbs (Umbau), die Bezirks-
stelle der EVN in Amstetten sowie die
Rosenbrücke in Tulln.
Die 33. Einreichung wurde Ende April
1997 ausgeschrieben. Bis Anfang Sep-
tember lagen 20 Bewerbungen vor.
Diese Bewerbungen wurden in zwei Bü-
robesprechungen und zwei Bereisun-
gen im September, Oktober und Novem-
ber 1997 beurteilt und als Ergebnis sie-
ben Bauwerke dem Herrn Landeshaupt-
mann für die Verleihung einer Anerken-
nung vorgeschlagen. Es sind dies drei
Bildungs- und Kulturbauten, ein Ein-
kaufszentrum, ein Hotel, ein Sportbau-
werk sowie ein Gesundheitsbauwerk.
Die Auszeichnungen werden voraus-
sichtlich im ersten Quartal 1998 über-
reicht werden.

Umweltschutz-Aktionen

Die Mittel der Umweltschutz-Aktionen
dienen der schwerpunktmäßigen Ver-
stärkung der Umweltpolitik des Landes
Niederösterreich, insbesondere durch
Aktionen mit regionaler Bedeutung, Öf-
fentlichkeitsarbeit, Erarbeitung von
Grundlagen.
1997 wurden u. a. folgende Projekte be-
arbeitet:
• Abwicklung, Organisation sowie Do-
tierung des NÖ Umweltpreises
• Umweltschwerpunkt Thermenregion
• Dokumentation „Das sonnengestützte
Niedrigenergiehaus''
• Umweltschutzaktivitäten des Vereines
EUPRI
• Kommunalpolitikerseminare für Um-
weltschutzfragen
• Aktion „Nie wieder Tschernobyl“
• Konzepte zum Elektronik-Recycling
• Vorerhebung der Luftbelastung St.
Pölten
• Luftbelastungs-Meßsystem OPSIS
• Pannonisches Ozonprojekt
• Öko-Kataster Bergern
• Umwelt-Management Krems
Insgesamt wurden 35 Förderungsansu-
chen bzw. Auftragsvergaben bearbeitet
und mit Förderungs- und Kreditmitteln von
rd. 3,8 Mio. S honoriert bzw. mitfinanziert.

tung der Bezirksverwaltungsbehörde in
Frage kommenden Techniker der NÖ
Gebietsbauämter aktualisiert. Weiters
wurde begonnen das Einsatzorganisa-
tionsschema der technischen Amts-
sachverständigen neu zu organisieren.

Ziviltechnikerwesen

Anläßlich von Befugniserteilungen durch
das Bundesministerium für wirtschaftli-
che Angelegenheiten wurden 24 Verei-
digungen vorgenommen.
Zu den Ziviltechnikerprüfungen für die
Befugnisse Architektur, Bauingenieur-
wesen, Kulturtechnik und Wasserwirt-
schaft, Vermessungswesen sowie Forst-
und Holzwirtschaft traten insgesamt 34
Kandidaten an.

Querinformationsgespräche

Es fanden 8 Querinformationsgesprä-
che der Sachverständigen statt. An die-
sen Veranstaltungen nahmen sowohl
Vertreter des Amtes der NÖ Landesre-
gierung als auch der NÖ Magistrate und
Gemeinden teil.
Dabei erfolgte die organisatorische Be-
arbeitung von der Erstellung der Tages-
ordnung über Einladungen bis hin zur
Protokollerstellung.

Katastrophenschutz

Evidenthaltung des im Rahmen des Ka-
tastrophenschutzplanes für das Landes-
gebiet erforderlichen Alarmplanes für
den Zusammentritt des Hilfsdienstes
Räum- und technischer Dienst samt der
Zusammenstellung der landeseigenen
Fahrzeuge, Maschinen und Geräte.
Ebenso wird die Bezirksaufstellung der
im Katastrophenfall für die Einsatzlei-

Normenwesen

Es erfolgte die Bearbeitung und Koordi-
nierung der Stellungnahmen der Abtei-
lungen des Amtes der NÖ Landesregie-
rung zu rund 1.000 seitens des Österrei-
chischen Normungsinstitutes vorgeleg-
ten Entwürfen von ÖNORMEN sowie
DIN und ISO-Normen.
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Geologischer Dienst
Schwerpunkte 1997

Die Schwerpunkte der Arbeit des Fach-
bereiches Geologie lagen im Jahr 1997,
ebenso wie in den Vorjahren, auf der
geologischen Amtssachverständigentä-
tigkeit in Behördenverfahren, der geolo-
gisch-geotechnischen Gutachtertätig-
keit für Landesdienststellen und Ge-
meinden, der Erhebung und Zusam-
menstellung von geologischen Grund-
lagen für regionale Projekte (Raumord-
nung, Wasserwirtschaft, Rohstoffwirt-
schaft etc.) sowie auf den Agenden der
Rohstoff-, Energie- und Umweltfor-
schung im Rahmen der Bund-Bundes-
länder-Kooperation.
Wie in den Vorjahren wurden weiterhin
die Interessen des Landes Niederöster-
reich in Verfahren der Bergbehörde
wahrgenommen und, wenn notwendig,
entsprechende Berufungen gegen Be-
scheide der Berghauptmannschaft Wien
eingebracht. Im einzelnen wurden 142
geologische Erhebungen und 112 Be-
gutachtungen für den Katastrophen-
fonds durchgeführt sowie an 105 kom-
missionellen Verhandlungen, davon 32
Verhandlungen der Berghauptmann-
schaft Wien, teilgenommen. In 20 Ver-
fahren der Bergbehörde wurde eine
schriftliche Stellungnahme abgegeben.
Berufungen wurden gegen drei Be-
scheide dieser Behörde eingebracht.
Auf Grund der Bestrebungen, vor allem
des Landes NÖ, eine Novellierung des
Berggesetzes zu erreichen, wurde im
Frühjahr 1997 vom Parlamentsklub der
ÖVP eine Arbeitsgruppe unter der Lei-
tung des Klubobmannes Univ.-Prof. Dr.
A. Khol einberufen, in der auch der Geo-
logische Dienst der Baudirektion (wirkl.
Hofrat Dr. Gottschling) vertreten war. Von
dieser Arbeitsgruppe wurde ein Novel-
lierungsentwurf ausgearbeitet, der so-
wohl die Wünsche der Interessenvertre-
tungen, der Länder (insbes. NÖ und
OÖ) als auch des BM für wirtschaftliche
Angelegenheiten - Oberste Bergbe-
hörde - berücksichtigt. Dieser Entwurf
wurde Ende des Sommers fertiggestellt
und nach einer externen Begutachtung
durch die Länder und Kammern dem
Parlament zur weiteren Bearbeitung zu-
geleitet.
Der Entwurf sieht im wesentlichen die
Einbeziehung aller mineralischen Roh-
stoffe unabhängig von ihrer Verwendung
und chemischen Zusammensetzung
unter das Berggesetz, jedoch bei
gleichzeitiger Berücksichtigung der
Raumplanungsinteressen der Länder
vor.
Das bedeutet, daß die Länder ge-
meinsam mit dem Bund jene Gebiete
festlegen müssen, in denen eine Gewin-
nung mineralischer Rohstoffe möglich
ist. Außerhalb solcher Gebiete sollen
keine Rohstoffgewinnungen bewilligt
werden.

In diesem Zusammenhang wurde von
der NÖ Raumordnungsabteilung eine
Verordnung vorbereitet, in der vorläufig
jene Gebiete festgelegt werden, in
denen keine Gewinnung grundeigener,
mineralischer Rohstoffe erfolgen darf.
Im Rahmen der Bund-Bundesländer-
Kooperation für Rohstoff-, Energie- und
Umweltforschung haben wiederum zwei
Koordinierungssitzungen im Frühjahr
(19. März 1997) und Herbst (15. Ok-
tober 1997) stattgefunden, bei denen
neue Projektanträge besprochen und
über den Stand laufender Projekte be-
richtet wurde.
1997 wurden 7 neue Projekte vergeben,
11 Projekte laufen weiter. Von der The-
matik her handelt es sich um 5 erdwis-
senschaftliche Projekte (Geologie, Hy-
drogeologie, Naturraumpotential), 5
landwirtschaftliche Projekte, 7 Umwelt-
projekte und 1 Energieprojekt.
Von den im Jahre 1997 abgeschlos-
senen Projekten sind besonders das
Projekt NA 6k „Karsthydrogeologie Kalk-
alpiner Wienerwald“ sowie NU 15/F
„Umweltgeochemie der Bach- und Fluß-
sedimente NÖ, 2. Abschnitt“ zu er-
wähnen. Die Ausführung beider Projekte
oblag dem Bundesforschungs- und
Prüfzentrum Arsenal, Abteilung Hydro-
geologie bzw. Abteilung Umweltgeo-
logie. Die Ergebnisse des Projektes
„Karsthydrogeologie Kalkalpiner Wie-
nerwald“ liegen nicht nur in Berichtsform
und auf Datenträger vor, sondern
wurden auch am 18. November 1997 im
Rahmen einer Präsentation für die Ver-
treter der Abteilungen Wasserrecht und
Schiffahrt, Wasserwirtschaft, Hydrologie,
der Geologischen Bundesanstalt, des
Hydrographischen Zentralbüros sowie
von Gemeinden erläutert und diskutiert.
Eine ähnliche Präsentation der „Bachse-
dimentgeochemie“ ist für Jänner 1998
vorgesehen.
Die Starkniederschläge Anfang Juli
1997 führten wiederum zu zahlreichen
Erdrutschen, Vermurungen und
Schäden an Gebäuden, wobei die
Schwerpunkte diesmal eher im östlichen
Niederösterreich (Wienerwald, Bezirke
Baden, Lilienfeld) lagen. Ebenso waren
einige Steinschlag- und Felssturzereig-
nisse zu begutachten. Bei einer tiefgrei-
fenden Rutschung im Raum Waid-
hofen/Ybbs wurde gemeinsam mit der
zuständigen Bauabteilung erstmalig
eine Sanierung mittels Entwässerungs-
bohrungen gewählt. Die Arbeiten
wurden im Herbst 1997 durchgeführt
und zeigen zunächst eine gute Entwäs-
serungswirkung.
Zur Überprüfung von Anrainerbe-
schwerden über unzumutbare Erschüt-
terungen durch Abbausprengungen in
Steinbrüchen wurden drei Erschütte-
rungsmessungen, und zwar in St.
Veit/Gölsen sowie in Lichtenau (2mal)
durchgeführt. In der erstgenannten Ge-
meinde konnte durch die gemeinsam
mit der Dynamit-Nobel AG vorgenom-

7 Nominierungen von Mitarbeitern des
Amtes der NÖ Landesregierung in
Fachnormenausschüsse und Arbeits-
gruppen des Österreichischen Nor-
mungsinstitutes wurden veranlaßt.

EU, EFTA, GATT
Es fielen rund 300 Akten an. Diesbezüg-
liche Stellungnahmen ergingen an die
Abteilung Landesamtsdirektion.

Befähigungsprüfungen
Es wurden rund 340 Ansuchen um Zu-
lassung zu den Befähigungsprüfungen
für die Baugewerbe (Baumeister, Zim-
mermeister, Steinmetzmeister und Brun-
nenmeister), das Gewerbe der Elektro-
techniker sowie das Gewerbe der Gas-
und Wasserleitungsinstallateure bear-
beitet.

Gewerbe angetreten
Baumeister 82
Zimmermeister 22
Steinmetzmeister 6
Brunnenmeister 1
Elektrotechniker 93
Gas- und Wasserleitungsinstallateure 112
Ausbilderprüfung 176

Technische Dienstprüfungen
Hier wurden rund 40 Ansuchen um Zu-
lassung zu den Dienstprüfungen für die
Bau- und technischen Dienste der Ver-
wendungsgruppen A, B, C und D ge-
stellt.

Dienstzweig angetreten
Höherer Bau- und technischer Dienst (A) 9
Gehobener Bau- und technischer Dienst (B) 16
Bau- und technischer Fachdienst (C) 9
Mittlerer Bau- und technischer Dienst (D) 1

EDV-Koordination

Die EDV-Koordination der Abteilung All-
gemeiner Baudienst sowie der 5 NÖ Ge-
bietsbauämter ergab neben diversen
Hilfestellungen für Bedienstete bei den
kleinen Problemen des Alltages auch
zahlreiche Kontakte mit der Abteilung
Landesamtsdirektion - Informations-
technologie, vor allem in Zusammen-
hang mit der Anforderung neuer Hard-
und Software.
Als Schwerpunkt dieser Tätigkeit kann
jedoch die bevorstehende Komplettver-
netzung aller NÖ Landesdienststellen
(Projekt NÖWAN) angesehen werden.
Hierbei waren umfangreiche Erhebun-
gen und Vorbereitungsarbeiten im Be-
reich der 5 NÖ Gebietsbauämter erfor-
derlich.
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menen Messungen gezeigt werden, daß
ein weiterer Gesteinsabbau in dem alten
Steinbruch mit Rücksicht auf die in un-
mittelbarer Nähe stehenden Häuser
ohne schwere Beeinträchtigung der Be-
wohner praktisch nicht möglich ist.
Für die vom NÖ Landesmuseum im
Jahre 1998 vorbereitete Ausstellung
„Über die Berge“ wurde ein Konzept für
den erdwissenschaftlichen Teil ausgear-
beitet, die Exponate besorgt und ent-
sprechende Texte verfaßt. Der geologi-
sche Dienst ist auch in die Bespre-
chungen über den Neubau des Landes-
museums (Raumbedarf, Exponate) mit
Architekt H. Hollein eingebunden.
Eine beratende Tätigkeit erfolgte für die
Krahuletz-Gesellschaft Eggenburg bei
der Einrichtung des Steinmetzhauses in
Zogelsdorf.
Die Aufstellung der großteils bereits im
Herbst 1996 ausgewählten typischen
Gesteinsblöcke aus den verschiedenen
geologischen Zonen Niederösterreichs
im Park am Westrand des Regierungs-
viertels erfolgte im Juni/Juli 1997 unter
Aufsicht des geologischen Dienstes. Da
die Bepflanzung des Parkes noch nicht
fertiggestellt werden konnte, wurden
provisorische Beschriftungen für den
„Tag der offenen Tür“ angebracht.
Die Datensammlung „Baugrundkata-
ster“ umfaßt derzeit 4.508 Dokumente.
Die Bohrdatei umfaßt 8.012 Bohrungen
(ORACLE-Datenbank): Die Hardware für
die Bohrdatei wurde durch Installierung
eines Pentium-200-Rechners, der
gleichzeitig für die Handhabung der
Software für die Aufgaben des
Internet-Koordinators notwendig wurde,
aufgerüstet und die Daten aus der be-
stehenden HADES-Datenbank impor-
tiert. Damit ist fast der gesamte Daten-
bestand mit Ausnahme von ca. 200
Bohrungen, die aus technischen
Gründen momentan nicht konvertierbar
sind, auf einem zentralen ORACLE-
Server verfügbar. Diese Daten sind
auch über das Netzwerk für andere Ar-
beitsplätze zugreifbar.

Tagungen, Sitzungen, Vorträge

• Expertenberatung Rohstoffsicherung
und Raumordnung, Amt der OÖ Lan-
desregierung, Linz, 23. Jänner 1997
(Dr. P. Gottschling)
• Ingenieurgeologisch-geotechnische
Fachexkursion Schweiz, 13.-16. 9. 1997
(Dr. P. Gottschling)
• 20. Arbeitstagung Bund-Bundeslän-
der-Kooperation für Rohstoff-, Energie-
und Umweltforschung, 22.-24. Oktober
1997, Feldkirch (Dipl.-Ing. M. Bertagnoli)
• NÖVAK-Kurs „Wirtschaftsenglisch“,
19.-21. November 1997, Petronell
(Mag. H. Steininger)
• Tagung „Barbaragespräche 1997“,
4.-5. Dezember 1997, Payerbach (Dr.
P. Gottschling, Dr. H. Hinteregger, Dipl.-Ing.
M. Bertagnoli)

Probleme 1997

Auf Grund der laufenden Arbeiten
konnte 1997 die Aufarbeitung der Bohr-
daten aus Niederösterreich und die Ein-
gabe in die Datenbank nicht weiterge-
führt werden.
Da noch umfangreiches Material, vor
allem an OMV-Schußbohrungen, aber
auch Baugrundbohrungen, vorliegt und
die Daten für andere Begutachtungen
häufig sehr wertvoll sind, wird es not-
wendig sein, die Erfassung und Ein-
gabe, wenn notwendig, durch auswär-
tige Kräfte ev. über Werkverträge weiter-
zuführen.

Die Verleihung der Goldenen Kellen er-
folgte durch Landeshauptmann Dr.
Erwin Pröll an die Bauträger bzw. Bau-
herren. An die Gemeinden wurden Eh-
renplaketten überreicht.
• Teilnahme an Veranstaltungen und
eigene Veranstaltungen
- Teilnahme an der Wieselburger
Messe durch Beratungen und Vorträge
- Ein Vortrag in Zürich in Vertretung von
LH Dr. Pröll
- Teilnahme an der Dorferneuerungs-
messe in Katzelsdorf
- Ortsbildmatinee in Krems „15 Jahre
NÖ Gestalten“
• Seminare. Insgesamt 78 Seminare
über Baualternativen, Gestaltungspro-
blematik, Rechtsfragen, Radiästhesie,
Grünraumplanung, Baubiologie u. Son-
nenenergie, Sanierung von Altbauten,
Wintergärten und Holzbauten in zentra-
len Orten in Niederösterreich.
- Weiters Folgeseminare auf dem Sek-
tor Radiästhesie 11mal in Hofstetten-
Grünau.
- Seminarteilnahme an 10 Seminaren
durch die Mitarbeiter der Baudirektion.
- Seminare zur NÖ-BO 1996, mit freibe-
ruflichen Fachleuten zum Schwerpunkt
Ortsbildgutachten.
• Vorträge. 15 Vorträge zum Thema
„Ortsbildpflege“ und „Radiästhesie".
• Jurys. Sechs Tagungen des Gutach-
ter-Gremiums Kunst im öffentlichen
Raum; Teilnahme an Jurysitzungen im
Zuge von Gemeinde- und Dorferneue-
rungswettbewerben.
• Kolloquium. 25. Kolloquium unter
dem Titel „Wie gestaltet man öffentliche
Bereiche in Ortschaften?“.
• Bebauungspläne. Amtsinternes Be-
fassen über Neuregelung der Bestim-
mungen für Bebauungspläne im Rah-
men der NÖ Bauordnung.
• Gutachtenerstellung. Insgesamt 13
Gutachten in diversen Bauverfahren
zum Schutze des Orts- und Land-
schaftsbildes; 100 Stellungnahmen zu
gleichen rechtlichen Angelegenheiten
zur Vermeidung aufwendiger Gutachten.
• Mitarbeit.
- im Arbeitskreis „Straße und Orts-
raum“;
- im Steuerungskomitee der Dorfer-
neuerung und Stadterneuerung;
- im Arbeitskreis „Energie/Klimabünd-
nis“ (6mal);
- mit Straßenmeistereien zur Sanierung
von Unfallstellen im Bereich von Lan-
desstraßen auf radiästhetisch-geomanti-
scher Basis;
- im Arbeitskreis „Naturnahe Gärten,
Naturnaher Grünraum“ (3mal);
- im Arbeitskreis für die Broschüre „Ru-
hender Verkehr“ der Abteilung Gesamt-
verkehrsangelegenheiten (3mal);
- Mitarbeit im Arbeitskreis für Windkraft-
anlagen.
- Weiters Kontakte mit dem NÖ Fami-
lienreferat, dem NÖ Jugendanwalt und
dem NÖ Jugendreferat zum Problem
Spielplatzerrichtung.

Ziele 1998

• Erweiterung der Datenbanken „Bau-
grundkataster" und „Bohrdatei“ durch
Eingabe der laufenden Neuzugänge
(Gutachten, Stellungnahmen etc.) sowie
Aufarbeitung der älteren Bestände.
• Zusammenstellung der Grundlagen
für die Festlegung von Eignungszonen
und Sicherungsgebieten zum Abbau mi-
neralischer Rohstoffe (Lockergesteine
und Festgesteine).

Ortsbildpflege

Schwerpunkte 1997

• Vorgaben. Maximale Serviceleistung
für Bevölkerung, Gemeinden und Institu-
tionen, bestehend aus
- Information
- Beratung
- Hilfestellung
Problemlose Abwicklung von Kontakten,
Beratungen und Informationen.
Selbständig arbeitende Kanzlei bezüg-
lich Terminabwicklung der Beratungs-
aufträge und Kontakte mit den freien
Mitarbeitern.
• Auslandskontakte. Kontakte in fak-
tisch alle Kontinente, im wesentlichen
aber schriftlicher Natur betreffend die
Broschüren bzw. Broschürenabonne-
ments.
• Fotowettbewerb 1996 „Gärten“. Zu
diesem Thema kamen ca. 700 Einsen-
dungen. Es wurden 7 Preise ausge-
wählt, welche von Landeshauptmann Dr.
Erwin Pröll persönlich an die Gewinner
überreicht wurden.
• Goldene Kellen. Preisgekrönt aus
den Einsendungen 1996 wurden:
- Pfarrsaal in Payerbach
- Gemeindezentrum Loosdorf
- Wasserturm in Schwarzenau
- Radwanderweg Retzbach (künstleri-

sche Ausgestaltung)
- Wohnhaus in Tullnerbach
- Reihenhausanlage in Laab im Walde
- Sparkasse in Zwettl
- Wohnhaus in der Hinterbrühl
- Gemeindezentrum Hofstetten
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Allgemeiner Baudienst, da die entspre-
chenden Begutachtungen seitens der
Veterinärärzte an die Naturschutzsach-
verständigen weitergegeben werden.
Darüber hinaus war auch gegenüber
dem Vorjahr ein Anstieg bei den Begut-
achtungen für Wildtierarten mit beson-
deren Ansprüchen gegeben.
Im Rahmen der UVP für die Müllverbren-
nungsanlage Zistersdorf hat sich ge-
zeigt, daß gerade in diesem Verfahren
für den jeweiligen Sachverständigen ein
großer zeitlicher Aufwand entsteht und
sich daher die Frage ergibt, inwieweit
die anstehenden UVP-Verfahren z. B. für
die B 301, die Klosterneuburger Umfah-
rung, die HL-Strecke Wien - St. Pölten
bzw. die HL-Strecke sowie die B 1 von
Ennsdorf nach Enns seitens der Natur-
schutzsachverständigen personell be-
wältigbar sind.

örtlichen Raumordnungsprogrammen
sowie Bebauungsplänen der Gemeinden
• Erstellung von Gutachten zu Natur-
denkmalerklärungen
• Begutachtungen für wasserrechtliche,
schiffahrtsrechtliche und eisenbahn-
rechtliche Angelegenheiten
• Naturschutzfachliche Beurteilungen
von Projekten in bergrechtlichen Verfah-
ren
• Begutachtungen nach dem NÖ Natur-
schutzgesetz sowohl in erstinstanzli-
chen als auch in Berufungsverfahren
• Artenschutzgutachten im Rahmen
des Washingtoner Artenschutzüberein-
kommens
• Gutachtenerstellung nach dem NÖ
Tierschutzgesetz
• Beurteilung von Leitungstrassen und
Windkraftanlagen
• Mitarbeit in den einzelnen Arbeitskrei-
sen des NÖ Landschaftsfonds
• Gutachtenerstellung für Umweltver-
träglichkeitsprüfungen - im besonderen
für die Müllverbrennungsanlage Zisters-
dorf
• Stellungnahmen im Rahmen interna-
tionaler Naturschutzabkommen bzw. zu
EU-Richtlinien
• Fachliche Betreuung der NÖ Natur-
parke und Mitarbeit an diversen Lehr-
pfadprojekten sowie Zusammenarbeit
mit dem NÖ Dachverband für alle öster-
reichischen Naturparke
• Bearbeitung von Subventionsansu-
chen und Förderungen im Wege der Na-
turschutzabteilung

• Broschüren
- Herausgabe von 6 Broschüren mit
einer durchschnittlichen Auflage von
70.000 Stück der Serie „NÖ schön erhal-
ten - schöner gestalten“, davon eine
Sondernummer an alle Haushalte
- Erhöhung der Vielfalt der Beiträge
- Vertiefung des vernetzten Denkens
bis zum Aussenden von Samensäck-
chen auf Grund telefonischer Bestellun-
gen
• Beratungen. 2.206 Bauberatungen
und 1.426 Grünberatungen wurden
durchgeführt.
• Dokumentation. Weitere Dokumenta-
tion von Farbdias und Videos.
• Förderungen. Grünflächenförderun-
gen: 24 Gemeinden und 6 Vereine und
Institutionen.
• Lehrbehelfe. Druck und Ausgabe der
Broschüre Bauen, Wohnen, Gestalten
für Schüler der 5. Schulstufe.
• Resonanztherapie. Weitere energeti-
sche Untersuchungen im Laxenburger
Park mit positiven Ergebnissen.

Probleme 1997

Im wesentlichen keine Probleme durch
den Einsatz freiberuflicher Mitarbeiter,
welcher dem Land Niederösterreich be-
trächtliche finanzielle Mittel ersparte.

Ziele 1998

Hinsichtlich der Zielsetzungen der Na-
turschutzsachverständigen für 1998 ist
nach wie vor die fachliche Weiterbildung
von besonderer Bedeutung. Die Mitar-
beit an einem Naturparkekonzept ist ge-
meinsam mit dem Tourismus im Wege
des Landschaftsfonds vorgesehen. In-
wieweit die Ausarbeitung eines neuen
NÖ Naturschutzgesetzes im Jahre 1998
geplant ist und auch zu einer wesentli-
chen fachlichen Mitarbeit der Natur-
schutzsachverständigen führen wird, ist
derzeit noch nicht abschätzbar.

Ziele 1998

• Weiterführung der oben genannten
Aktivitäten, die sich als „Gratisservicelei-
stung“ sehr bewährt haben
• Weitere intensive Zusammenarbeit mit
allen Abteilungen des Landes
• Beibehaltung und weiterer Ausbau
des dichten Netzes von Seminaren und
Kolloquien
• Weitere Zusammenarbeit mit dem
Verein „Orte“ zur Förderung guter zeit-
gemäßer Architektur
• Ausbildung und vermehrter Einsatz
von freiberuflichen Gutachtern, die den
Bürgermeistern als Baubehörde I. Instanz
zur Verfügung gestellt werden sollen

Probleme 1997

Hinsichtlich besonderer Probleme der
Naturschutzsachverständigentätigkeit
im Jahre 1997 ist nach wie vor auf die
verschiedenen Ansuchen zur Errichtung
von Sendemasten für GSM-Anlagen hin-
zuweisen. Da mittlerweile mit Connect-
Austria neben Mobilcom und Max-Mobil
eine dritte Betreibergruppe auftritt, ist
eine Koordination der verschiedenen
Mastenstandorte noch schwieriger ge-
worden. Die derzeitige Linie der Natur-
schutzsachverständigen besteht vor
allem darin, Doppel- und Dreifacherrich-
tungen von Masten an einem Standort
hintanzuhalten und die einzelnen Betrei-
bergruppen zu einer einheitlichen Lö-
sung zu bewegen bzw. an einem Stand-
ort zu einem für alle Betreibergruppen
benützbaren Sendemasten zu gelan-
gen. Die besondere Problematik liegt
vor allem darin, daß es dafür keine ei-
gene Koordinationsstelle bzw. kein ent-
sprechendes firmeneigenes Manage-
ment für diese Zwecke gibt.
Auf Grund einer Novellierung des Tier-
schutzgesetzes und der damit verbun-
denen endgültigen Meldefrist für gefähr-
liche Wildtierarten erfolgte auch ein ver-
stärkter Arbeitsaufwand für die Zoolo-
gen innerhalb des Fachbereiches Natur-
schutzsachverständige der Abteilung

Geschäftsstelle für
Energiewirtschaft

Schwerpunkte 1997

NÖ Ene rg iebe r i ch t  1997

Im Auftrag von Herrn Landeshauptmann
wurde der „Bericht über die Lage der
Energieversorgung in Niederösterreich -
1996“ ausgearbeitet, der dem NÖ Land-
tag vorzulegen ist.

Ene rg iekonzep t  für das Land
N iede rös te r re i ch

Entsprechend dem Resolutionsantrag
des NÖ Landtages wurden die Arbeiten
zur Erstellung eines Landesenergiekon-
zeptes weitergeführt und abgeschlos-
sen. Nachdem nun die verschiedenen
Berichtsteile:
• Leitlinien der NÖ Energiepolitik
• Bericht zu den Grundlagen
• Bericht zu Bilanz und Entwicklung
• Bericht zu Maßnahmen und Szenarien
• Bericht zur Umsetzung und
• Energiekonzept Niederösterreich -
Kurzbericht
vorliegen, können notwendige Maßnah-
men und Schritte erfaßt und in Abstim-

Sachverständigen-
tätigkeit für
Naturschutz

Schwerpunkte 1997

Hinsichtlich des Aufgabenspektrums
der Naturschutzsachverständigen ist
gegenüber den Vorjahren bis auf einige
Erweiterungen keine grundsätzliche Än-
derung eingetreten. Zu den Schwer-
punkten der Naturschutzsachverständi-
gentätigkeit im vergangenen Jahr sind
folgende Aufgabenbereiche zu zählen:
• Naturschutzfachliche Begutachtun-
gen zu Änderungen von regionalen und
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mung durchgeführt werden. Dadurch soll
es möglich sein, das angestrebte Ziel -
Energie sparsam zu nutzen und die Emis-
sionen zu reduzieren - zu erreichen.

K l imabündn i s

Das Land Niederösterreich ist dem inter-
nationalen Klimabündnis beigetreten.
Ziel ist unter anderem bis zum Jahr 2010
eine Reduktion der COp-Emissionen um
50% gegenüber 1988 zu erreichen. Die
Geschäftsstelle für Energiewirtschaft
wurde mit der Leitung des Arbeitskrei-
ses „Energie“ beauftragt, in dem Strate-
gien für die Erreichung des Zieles bera-
ten und erarbeitet werden. Schwer-
punktmäßig wurde 1997 dabei ein Dis-
kussionsprozeß bei der Erstellung des
NÖ Energiekonzeptes durchgeführt.

F lußs tud ien

Für alle ausbauwürdigen Flußläufe Nie-
derösterreichs sollen entsprechende
Studien erstellt werden, weil nur so eine
umfassende Beurteilung und breite Zu-
stimmung zur Nutzung der Wasserkraft
erreicht werden kann. Damit werden
möglicherweise auftretende Nutzungs-
konflikte durch einen Ausgleich der In-
teressen überwunden.
Die in Auftrag gegebene „Flußstudie
Piesting“ wird derzeit bearbeitet und
steht kurz vor der Fertigstellung.

Fe rnwärme

1997 wurden 60 Projekte bearbeitet, bei
denen koordinierend, beratend und un-
terstützend im Rahmen von Erhebun-
gen, Wirtschaftlichkeitsabschätzungen
und -Prüfungen, Förderungs- und Kom-
missionsgesprächen, Informationsver-
anstaltungen, Zwischenkontrollen, Bera-
tung und Überprüfung der Fernwärme-
abnehmer mitgearbeitet wurde. 39 För-
derungsanträge wurden neu einge-
bracht, wobei der überwiegende Teil auf
den landwirtschaftlichen Bereich entfällt.
10 Fernwärmeprojekte nahmen den Be-
trieb auf, und bei 6 Anlagen wurde mit
dem Bau begonnen. Für 9 Ansuchen um
Förderung von Energieversorgungsstu-
dien wurde gemäß Fernwärmeförde-
rungsgesetz die Vorprüfung erstellt und
an das BMwA übermittelt. Die zur Verfü-
gung stehenden Förderungsmittel wer-
den in Form von Darlehen bzw. als Di-
rektzuschüsse für die Anlagenbetreiber,
als Fernwärmeeinstiegsprämie für die
Wärmeabnehmer und für die Erstellung
von Studien vergeben.

Energ ie  im F remdenve rkeh r

Für die Abteilung Tourismus wurden im
Rahmen der Förderungsaktion „Energie-
sparende Maßnahmen im Fremdenver-
kehr“ die Beratung der Förderungswerber
und die technische Begutachtung von 11
Förderungsansuchen durchgeführt.

Ene rg iebuchha l t ung  in
Landesgebäuden

Die Energiebuchhaltung besteht aus mo-
natlichen Aufzeichnungen des Energie-
verbrauches und einer jährlich erfolgen-
den Bestimmung der Abgasverluste der
Heizkessel. Aus den monatlichen Ver-
brauchsaufzeichnungen der Liegen-
schaften wird der Jahresverbrauch er-
rechnet und eine Energiebilanz erstellt.
Ziel der Energiebuchhaltung ist es, neben
der Stabilisierung des Energieverbrau-
ches jederzeit kurzfristig Aufschluß über
auftretende Mängel zu erhalten.

Übe rp rü fungen  nach dem
NÖ Lu f t r e i nha l t egese t z
1997 wurden 195 Wärmeerzeuger von
landeseigenen Gebäuden einer derarti-
gen Überprüfung unterzogen. Bei den
meisten beanstandeten Anlagen war eine
kurzfristige Mängelbehebung im Rahmen
der normalen Anlagenwartung möglich.

Ene rg iekos tensenkung  in
geme indee igenen  Gebäuden
Im Rahmen der „Allgemeinen Landes-
Finanzsonderaktion für Gemeinden“
wurde eine eigene Sparte zur Förderung
energiesparender Investitionen bei ge-
meindeeigenen, öffentlichen Zwecken
dienenden Gebäuden geschaffen.
10 Förderungsansuchen konnten tech-
nisch positiv begutachtet werden.

B iogas
Ein eingesetzter „Biogas-Arbeitskreis“
erarbeitete einen Entwurf zur „Sicher-
heitstechnik und Genehmigungsablauf
für landwirtschaftliche Biogasanlagen“.

W indene rg ie
Die Stromerzeugung aus Windkraft stellt
eine Form der Nutzung erneuerbarer
Energie und somit einen Beitrag zur Ver-
ringerung der CÖ2-Emissionen dar.
In Niederösterreich besteht großes Inter-
esse an der Errichtung von Windkraftan-
lagen. Aus diesem Grund wurde das
„Forschungsprojekt zur Optimierung der
Windkraftnutzung in NÖ Windparks im
Praxistest“ in die Wege geleitet.
Dieses Projekt erstreckt sich auf fol-
gende 5 Windparkprojekte:
• Pottenbrunn
• Deutsch Wagram
• Oberstrahlbach
• Simonsfeld
• Grafenschlag
mit insgesamt 15 Windkraftanlagen.
Dabei sollen die ökologischen und ener-
giewirtschaftlichen Auswirkungen von
Windparks in Niederösterreich wissen-
schaftlich untersucht werden, um Erfah-
rungen in verschiedenen Bereichen zu
gewinnen.

Ene rg iebe ra tung
Ein wesentlicher Punkt zur Erreichung
der energiepolitischen Ziele des Landes
Niederösterreich ist der im „NÖ Landes-

energiekonzept“ angeführte Bereich der
Beratung und Information in Energiefra-
gen. Das Land Niederösterreich hat eine
Landes-Energieberatung eingerichtet
und in jedes der NÖ Gebietsbauämter
einen Techniker als Energiebeauftragten
entsandt. Die Energieberater haben den
Auftrag, den Landesbürgern, den Ge-
meinden, den Verbänden und Vereinen
in Energiefragen beratend zur Verfü-
gung zu stehen.

NÖ Gebietsbauamt I - Korneuburg,
Ing. Franz Wohlgemuth
2100 Korneuburg, Bankmannring 19
(0 22 62) 756 74/24
NÖ Gebietsbauamt II - Wr. Neustadt,
Ing. Harald Barnert
2700 Wr. Neustadt, Grazer Straße 52
(0 26 22) 278 56/51
NÖ Gebietsbauamt III - St. Pölten,
Ing. Anton Pasteiner
3100 St. Pölten, Klostergasse 31
(0 27 42)311 900/318
NÖ Gebietsbauamt IV - Krems,
Ing. Otto Hanzlik
3500 Krems/D., Dreifaltigkeitsplatz 4
(0 27 32) 824 58/230
NÖ Gebietsbauamt V - Mödling,
Ing. Helmut Krenmayr
2340 Mödling, Bahnstraße 2
(0 22 36) 208/349

Die Schwerpunkte der Energiebera-
tungstätigkeit waren 1997 die Energie-
nutzung aus heimischer Biomasse, die
Schaffung regionaler, biomassebetrie-
bener Fernwärmeversorgungsanlagen,
die Nutzung der Solarenergie, die Nut-
zung der Windenergie, die gutachterli-
che Tätigkeit für die Sanierung beste-
hender Gebäude (Wärmedämmung)
und deren energietechnischer Anlagen
(Modifizierung der Heizungsregelanla-
gen, Verbesserung des Kesselwirkungs-
grades und Jahresnutzungsgrades bei
konventionell befeuerten Anlagen).

Probleme 1997

Das größte Problem ist nach wie vor, daß
beim derzeitigen Stand von Mitarbeitern
die im erhöhten Maß anfallenden Aufga-
ben kaum mehr im nötigen Umfang und
Qualität zeitgerecht erledigt werden
können. Bedingt durch die Übersied-
lung von Wien nach St. Pölten trat die-
ses Problem noch in verstärktem Maße
auf.

Ziele 1998

• Weiterführung der bisherigen Aktivitä-
ten mit dem Schwerpunkt erneuerbare
Energie
• Umsetzung des NÖ Energiekonzep-
tes
• Energiekennzahl und Energieausweis
für Gebäude
• Beratung und Begutachtung im Rah-
men der ÖKO-Eigenheimförderung
• Vorbereitung der Kesseltauschaktion

3
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Im Jahre 1997 wurden in 41 Fällen (eine
Steigerung zu 1996 um den Faktor 2,5)
Daten an Auftragnehmer des Landes
abgegeben. Dieses Datenvolumen stellt
einen Beschaffungswert von rd. 5,4
Mio. S dar.

NÖGIS-Bea rbe i t ungen
(Auswah l )

• Baudirektion, NÖGIS-Zentrale
- Leitfaden zur Bestellung Digitaler Or-
thofotos - Erstellung und Realisierung
eines Konzeptes für die Verwaltung und
amtsinterne Bereitstellung der Daten;
Produktion und Versand einer färbigen
Broschüre
- Metadatenkatalog - Definition und
Test des Prototyps eines Werkzeugs zur
Dokumentation vorhandener Geodäten
auf Basis MS Access und ArcView
- Nationalpark Thayatal - Erstellung
aller Planunterlagen und einer Übersicht
auf Basis digitaler Orthofotos (I. A. der
Abteilung Naturschutz)
- NATURA 2000 Gebiete - Digitalisie-
rung und Erstellung aller Kartenunterla-
gen für 18 Gebiete in 1 : 50/100.000 für
die EU als Basis für Fördermittel (i. A.
der Abteilung Naturschutz)
- NÖ Abfallwirtschaftskonzept 1997 -
Erstellung von abfallwirtschaftlichen
Karten (auch digital für das Internet)
(i. A. der Abteilung Umweltwirtschaft
und Raumordnungsförderung)
- NÖ Landesverkehrskonzept 1997 -
Aufbau eines GIS-Datenbestandes für
die Maßnahmen (auch digitale Karten
für die Druckerei) (i. A. der Abteilung
Gesamtverkehrsangelegenheiten)
- Kamp-Thaya-March-Radweg - Unter-
lagen für die Planung der 400 km lan-
gen Route (Karten, Höhenprofil, Statio-
nierung) (i. A. der Abteilung Tourismus)
- Hochwasser 1997 - Berechnung der
Niederschlagsverteilung aus rd. 500
Meßstellen und Ausgabe von Karten in
1 : 650.000 (i. A. der Abteilung Hydrolo-
gie)
• Abteilung Wasserwirtschaft mit Be-
teiligung der NÖGIS-Zentrale:
- Wasserdatenverbund (WDV) - Vernet-
zung aller Datensysteme im Themenbe-
reich Wasser mit Einbeziehung der
GIS-Technologie: Abschluß der Mach-
barkeitsstudie, Beginn der Realisie-
rungsphase mit dem Detailkonzept
- Geohydrologische Arbeitskarte NÖ
1 : 200.000 - GIS-mäßige Aufbereitung
aller relevanten Unterlagen
• Gruppe Raumordnung und Umwelt
gemeinsam mit NÖGIS-Zentrale:
Fachinformationssystem der Gruppe
Raumordnung und Umwelt (RUIS) -
Machbarkeitskonzept für Koordination/
Unterstützung von GIS-Bearbeitungen in
der Gruppe Raumordnung und Umwelt
• Abteilung Raumordnung und Re-
gionalpolitik gemeinsam mit NÖGIS-
Zentrale:
- NÖGIS-Projekt GIS-Einsatz in der Re-
gionalplanung am Beispiel des regiona-

len Raumordnungsprogramms Untere
Enns: Abschlußpräsentation der Ergeb-
nisse
- Novellierung des regionalen Raum-
ordnungsprogrammes Wien-Umland -
GIS-Bearbeitung von der Datenerfas-
sung (z. B. Grenzen der Baulandwid-
mungen) bis zur Kartenbeilage im LGBI.
aufbauend auf den Erkenntnissen des
Projektes „Untere Enns“

So f twa re

Zum Zeitpunkt der Berichterstattung gilt
das Produkt ArcView der Fa. ESRI (USA)
als Landesstandard für GIS-Abfragen
am PC. Durch die zentrale Bestellung
über NÖGIS konnten auch günstigere
Preise erwirkt werden. Es wurden 12 Li-
zenzen bestellt, insgesamt sind mit
Ende 1997 19 ArcView-Lizenzen im Ein-
satz.

Statistik 1997

Energ iebe ra tungen

• 1.580 Kurzberatungen (mündlich)
• 575 Ausführliche Beratungen (Be-

rechnungen)
• 44 Vorträge

Messen  und Auss te l l ungen

Die Geschäftsstelle beteiligte sich 1997
mit einem Informationsstand an 4 Veran-
staltungen (Fachmessen):
• Hausbau und Energiesparmesse vom
7. bis 9. März 1997, Wiener Neustadt
• BIOEM vom 29. Mai bis 1. Juni 1997,
Groß Schönau
• NÖ Bau & Energie vom 19. bis
21. September 1997, Wieselburg
• Umweltmesse Burkersdorf vom 26.
bis 27. September 1997

Pub l i ka t i onen

• NÖ Energiebericht 1997 - „Bericht
über die Lage der Energieversorgung in
Niederösterreich - 1996“

Probleme 1997

• Übersiedlung und netzwerktechni-
sche Einbindung der speziellen EDV-
und Grafikgeräteausrüstung
• Hohe Zahl an z. T. dringenden Daten-
abgaben bei gleichzeitiger Übersied-
lung und Personalengpaß
• Schleppende Projektbearbeitung
durch Überlastung oder mangelndes
Engagement mancher Ansprechpartner
in den Fachabteilungen
• Wünsche nach Datennutzung (z. B.
im Internet), die nicht durch die derzeit
gültigen Verträge mit dem BEV gedeckt
sind

NÖ Geoinformations-
system (NÖGIS)

Schwerpunkte 1997

• Öffentlichkeitsarbeit: Durch den Ver-
sand des NÖGIS-Posters und einer In-
formationsbroschüre zum Thema „Digi-
tale Orthofotos“ an alle Landesdienst-
stellen konnte der Bekanntheitsgrad von
NÖGIS gesteigert werden.
• Eine Verbreiterung der personellen
Basis in der NÖGIS-Zentrale konnte
durch die Beschäftigung von zwei Halb-
tagskräften erreicht werden.
• Ein Werkzeug zur Abfrage/Verwaltung
digitaler Orthofotos konnte auf Basis
eines ArcView-Projektes realisiert wer-
den.

Ve rwa l t ung  und Be re i t s t e l l ung
von Bas i sda ten
Folgende Daten kamen 1997 neu zu
den NÖGIS-Basisdaten in Form einer
Generallizenz für das Amt mit Weiter-
gaberecht an Auftragnehmer des Lan-
des:
• Postleitzahlgebiete (vom Vermes-
sungsbüro Schubert): Vektordaten
(Maßstab 1 : 50.000)
• Digitale Orthofotos 1 : 10.000 (vom
BEV): rd. 60% der NÖ Landesfläche
(550 Stück) sind vorhanden (Bezirk Am-
stetten, Umland Wien, NÖ Zentralraum,
Tullnerfeld, Wachau)
• Amtliche digitale Katastralmappe
(DKM) (vom BEV): Alle in Niederöster-
reich verfügbaren Mappenblätter (d. h.
rd. 30% der NÖ Landesfläche) wurden
von der Vermessungsabteilung zu
einem Großabnehmertarif erworben.

Ziele 1998

I n t e rne t / I n t r ane t

Neben einer Präsentation des NÖGIS im
Internet ist auch eine Überprüfung der
derzeitigen Softwarearchitektur in Rich-
tung GIS-Intranet unter Nutzung von ko-
stengünstigen WWW-Browsern in Ver-
bindung mit entsprechender Serversoft-
ware geplant.

Me tada tenka ta l og

Der vorliegende Prototyp soll in den
Routinebetrieb übergeführt und die
Daten über vorhandene Geodäten
(= Metadaten) eingegeben werden.

GIS in den Außens te l l en

Mit einer Außenstelle (BH, GBA) soll ein
Pilotversuch zur GIS-Nutzung gestartet
werden.
Dabei soll auch der Einsatz von
CD-Servern für die umfangreichen
NÖGIS-Basisdaten getestet werden. So
ein CD-Server könnte zur Entlastung des
NÖGIS-Servers auch im Landhaus zum
Einsatz kommen.

176



Gruppe Baudirektion

Statistik 1997

Unter der Leitung bzw. auf Anregung
des NÖGIS-Koordinators fanden
• 3 Sitzungen der NÖGIS-Koordinie-
rungsgruppe,
• 3 Sitzungen des NÖGIS-Lenkungs-
gremiums,
• 4 Treffen zum Erfahrungsaustausch
der GIS- bzw. ARC/INFO-Anwender
beim Amt der NÖ Landesregierung (NÖ
AUG) und
• 2 Schulungen zu je zwei Tagen
statt.
Weiters nahm der NÖGIS-Koordinator
an 5 Arbeitskreissitzungen bzw. Tagun-
gen teil.

desinterne Führungskräfteausbildung
sowie von Dienstprüfungen, wobei allein
dadurch vier Fachkräfte insgesamt meh-
rere Wochen für den Dienstbetrieb aus-
fielen. Die dadurch erforderlichen perso-
nellen Umschichtungen sind äußerst
problematisch und können im allgemei-
nen nur durch entsprechende Ein-
schränkung der Tätigkeit für Dritte - also
der Gemeinden - durchgeführt werden.
Im Hinblick auf die auf längere Sicht
nicht mehr zu erwartenden Neuaufnah-
men ist derzeit auch keine Lösung die-
ses Problems absehbar.
Besonders zu betonen ist die Situation
der wasserbautechnischen Amtssach-
verständigen - derzeit sind nur zwei für
den gesamten Dienstbereich von vier
Bezirken tätig, von denen einer zusätz-
lich auch den gesamten kulturtechni-
schen Naturschutz für alle vier Bezirke
bearbeitet. Durch die Kompetenzüber-
tragungen der WRG-Novelle 1997 an
die Bezirkshauptmannschaften wird
dies zu einem unhaltbaren Zustand für
die wasser- und naturschutzfachliche
Amtssachverständigentätigkeit führen,
sofern nicht entsprechende Neuzu-
gänge erfolgen.
In bautechnischer Hinsicht ergab sich
durch die 1997 in Kraft getretenen
neuen Gesetze - BO, BTVO, GewO - ein
großer Bedarf an fachlicher Schulung,
der aber durch die Zusammenarbeit
zwischen der Baudirektion und den an-
deren Gebietsbauämtern weitgehend
abgedeckt wurde und auch wird.
Die bisherigen Probleme im Zusammen-
hang mit den anfallenden Reisekosten
dürften aller Voraussicht nach durch die
Zweckbindung eines Teiles der Einnah-
men durch Tätigkeit für Dritte für das
Reisekostenbudget der Gebietsbauäm-
ter gelöst sein.

Dienstzuteilungen von anderen durch
die WRG-Novelle entlasteten Dienststel-
len möglich sein wird.
Ein weiteres Ziel, welches jedoch vor-
aussichtlich erst im kommenden Jahr er-
reicht werden kann, ist die Lösung des
Problems der Rufbereitschaft für Unfälle,
da damit eine jederzeitige Erreichbarkeit
des jeweiligen Amtssachverständigen
verbunden ist.
Zusammenfassend kann aus heutiger
Sicht gesagt werden, daß die Aufgaben
und Schwerpunkte soweit im Hinblick
auf die oben angeführte Personalsitua-
tion möglich wahrgenommen und die
Probleme beziehungsweise Ziele für
1998 infolge der guten und qualifizierten
Mitarbeiter in befriedigender Weise ge-
löst und erreicht wurden bzw. werden.

NÖ GBA I - Korneuburg

Aufgaben und
Schwerpunkte 1997

Sachverständigentätigkeit für die techni-
schen Fachbereiche Gewerbe, Bauwe-
sen, Maschinenbau, allgemeiner Was-
serbau, Naturschutz und Agrartechnik
für die Verwaltungsbezirke Gänserndorf,
Hollabrunn, Korneuburg und Mistel-
bach.
Schätzungen von Gebäuden und
Grundstücken, Nutzwertermittlungen,
Überprüfung von Kostenvoranschlägen
für Ersatzvornahmen oder Bedarfszu-
weisungen. Erhebungen von Katastro-
phenschäden, die im heurigen Jahr
zwar in anderen Bereichen auftraten, für
die jedoch auch Mitarbeiter des GBA I
gebietsübergreifend tätig waren. Mitwir-
kung als Sachverständige und Berater
im eigenen Wirkungsbereich der Ge-
meinden. Beratung von Gemeinden und
Bürgern im Rahmen der Ortsbildpflege-
aktion „NÖ schöner erhalten - schöner
gestalten“. Beratung von Gemeinden
und Bürgern sowie anderen Institutionen
über energiesparende Maßnahmen.
Überprüfung von Landesdienststellen
nach dem Landesbedienstetenschutz-
gesetz. Ausbildung der Bediensteten
des technischen Verwaltungsdienstes.
Darüber hinaus wird auch die Bera-
tungstätigkeit in allgemeinen verwal-
tungstechnischen Angelegenheiten für
Bürger und Gemeinden jeweils entwe-
der extern oder intern individuell durch-
geführt.
Weiters war auch ein Schwerpunkt 1997
die örtliche Bauleitung für die Arbeiten
am Schloß Kirchstetten im Zuge der NÖ
Landesausstellung 1998 in Zusammen-
arbeit mit dem GBA IV - Krems.

NÖ Gebietsbauamt II -
Wiener Neustadt

Schwerpunkte 1997

Das Gebietsbauamt II in Wiener Neu-
stadt umfaßt den Gebietsbereich der
Verwaltungsbezirke Baden, Wiener Neu-
stadt und Neunkirchen. An Fachgebie-
ten zu betreuen sind: Gewerbetechnik,
Wasserbautechnik, Bautechnik, Natur-
schutz, Grund- und Objektschätzung
sowie die Energieberatung. Zur Bear-
beitung dieser Fachbereiche sind Tech-
niker der Fachrichtungen Architektur,
Bauingenieurwesen, Raumordnung,
Kulturtechnik, Geohydrologie, Biologie,
Agrartechnik, Maschinenbau und Bau-
wesen eingesetzt.
Der Einsatz in den vor erwähnten Fach-
bereichen erfolgt als Dienstleistung
durch Amtssachverständige als Gut-
achter für die Hoheits- und Wirtschafts-
verwaltung des Landes und als Fach-
berater für Antragsteller und Projektan-
ten. Erweiterte Tätigkeiten ergeben sich
aus der Mitwirkung an verschiedenen
Aktionen des Landes Niederösterreich,
wie z. B. „Niederösterreich schön erhal-
ten - schöner gestalten“, „Schöneres
Gasthaus“ sowie der Zurverfügungstel-
lung von Amtssachverständigen „für
Dritte“, insbesondere für Gemeinden im
Rahmen der personellen Ausstattungs-
möglichkeit. Das abgelaufene Arbeits-
jahr war von zahlreichen Gesetzes- und
Verordnungsnovellierungen geprägt.
Die Beobachtung dieser neuen Bestim-
mungen einschließlich deren Umset-
zung in die Praxis erforderte von den
Sachverständigen viel Zeit. Hier be-
währten sich die seit längerer Zeit ein-
geführten „Koordinierungsgespräche“
der einzelnen Fachbereiche. Der Infor-
mationsfluß mit den entsprechenden
Rechtsabteilungen erscheint jedoch
verbesserungswürdig.
Schwerpunktmäßig ist zu den einzelnen
Agenden während des Arbeitsjahres
1997 folgendes zu berichten:

Ziele 1998

Das Hauptziel der Tätigkeit des Amtes
ist nach wie vor in der Amtssachverstän-
digentätigkeit und Beratung von Lan-
desdienststellen, Gemeinden und Lan-
desbürgern in möglichst bürgerfreundli-
cher, effizienter und ökonomisch günsti-
ger Weise zu sehen. Besonderes Au-
genmerk bei der Beratung von Bürgern
und Gemeinden wird auf eine rasche
und unbürokratische Form in allen vom
Amt betreuten verwaltungstechnischen
Angelegenheiten gelegt. Damit ist eine
Verbesserung des Ansehens der Sach-
verständigen und des Landesdienstes
im allgemeinen gegeben.
Die hauptsächlichen Ziele liegen nach
wie vor in der Lösung der personellen
Situation, die lediglich am Sektor der
Agrartechnik durch die Dienstzuteilung
einer Kollegin verbessert wurde. Beson-
ders wichtig ist die Lösung der Proble-
matik im wasserfachlichen Amtssach-
verständigen-Bereich, der kurzfristig si-
cherlich nur durch Versetzungen und

Probleme 1997

Probleme im Jahr 1997 ergaben sich am
GBA I in erster Linie auf Grund der an-
gespannten Personalsituation. Diese
Lage wurde verschärft durch die lan-
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fahren der Wasserrechtsbehörden. Es
werden auch Verfahrensakte des Amtes
der NÖ Landesregierung, Abteilung
Wasserrecht und Schiffahrt, nach direk-
ter Übermittlung oder im Wege von De-
legierungen bearbeitet.
Außerordentliche Schwerpunkte der Tä-
tigkeit sind in immer wieder auftretenden
Grundwasser- bzw. Gewässerverunrei-
nigungen, z. B. bei Auflassung von
Tankstellen, Öllagerungen und nach Ver-
kehrsunfällen, zu sehen. Die Zahl der
Unfälle ist ständig zunehmend, wobei in
diesem Zusammenhang auch die Ruf-
bereitschaft - die derzeit nur auf freiwilli-
ger Basis erfolgt - einer besseren Orga-
nisation zuzuführen wäre. Ein entspre-
chender Vorschlag wurde im Jahre 1997
den zuständigen Dienststellen vorge-
legt.
Einen weiteren Schwerpunkt in der Tä-
tigkeit des Referates Wasser stellen die
Altlasten im Bereich der Mitterndorfer
Senke dar, von denen die Fischer-Depo-
nie in Theresienfeld und die Berger-De-
ponie in Weikersdorf/Steinfeld beson-
ders hervorzuheben sind. Bei beiden
Deponien sind Exekutionsverfahren an-
hängig. Im Zuge dieser Zwangsräumun-
gen werden Sachverständige verschie-
denster Fachgebiete des Gebietsbau-
amtes II herangezogen. Die Arbeitsbe-
wältigung ist dabei oft nur durch Inan-
spruchnahme von Mehrdienstleistungen
außerhalb der regulären Dienstzeit mög-
lich. Bei der Berger-Deponie wurde die
Räumung im Jahre 1997 ohne beson-
dere Probleme und Vorkommnisse wei-
tergeführt. Bis Ende 1997 wurden rund
463.000 t Abfälle geborgen und auf ver-
schiedene Zieldeponien abgeführt. Für
diese Transportleistung waren 19.860
Lkw-Fuhren erforderlich.
In enger Zusammenarbeit mit den Was-
serbautechnikern vollzieht der geohy-
drologische Amtssachverständige seine
Tätigkeit in Form von Verhandlungen,
Überprüfungen und Beratungen für die
drei Bezirkshauptmannschaften des Ge-
bietsbereiches, den Magistrat der Stadt
Wiener Neustadt und die Wasserrechts-
behörde des Landes Niederösterreich.

Na tu rschu t z

Einen wesentlichen Arbeitsaufwand in
naturschutzfachlichen Bereichen stellen
die Maßnahmen im Zusammenhang mit
Grünlandbauten, die Prüfung und Be-
gutachtung von Sand- und Kiesgruben,
Steinbrüchen, von Abfallbehandlungs-
anlagen sowie von Funkmasten für das
Mobiltelefonnetz und die Einleitung von
Verfahren betreffend konsensloser Abla-
gerungen im Grünland dar.
Durch die Fachbesetzung Biologie beim
NÖ Gebietsbauamt II kann vor allem auf
dem Fachgebiet Botanik wertvolle Na-
turschutzarbeit geleistet werden. Die Tä-
tigkeiten umfassen dabei Unterschutz-
stellungen von Feuchtbiotopen, Trok-
kenrasen und Magerwiesen sowie die

fachliche Betreuung von bestehenden
Naturdenkmälern.
Die Sachverständigen nehmen auch
häufig an wasserrechtlichen Verhand-
lungen teil, dabei erfolgt die Beurteilun-
gen der ökologischen Funktionsfähigkeit
von Gewässern bei Regulierungsprojek-
ten und Kraftwerksbauten, wobei zuneh-
mend bereits im Projektstadium Kon-
takte mit den zuständigen Fachabteilun-
gen (Abteilung Wasserbau, Forsttechni-
scher Dienst für Wildbach- und Lawi-
nenverbauung) erfolgen.
Schwerpunkte der Naturschutzarbeit
waren im Jahre 1997 einerseits die Be-
gutachtung des geplanten Semmering-
tunnels, andererseits zahlreiche Erhe-
bungen und Besprechungen im Zusam-
menhang mit dem Megaprojekt „Magna
Globe“ in Ebreichsdorf, was letztlich zur
Unterschutzstellung zumindest von Tei-
len des wertvollen Feuchtgebietes „Wel-
sche Halten“ als Naturdenkmal führte.

Ag ra r t echn i k

Ein agrartechnischer Sachverständiger
deckt den Bereich der Gutachter- und
Beratertätigkeit für die Hoheitsverwal-
tung des Landes Niederösterreich und
der Gemeinden noch ausreichend ab.
Bei Behördenverfahren werden unter
anderem Beurteilungen gemäß dem
Kulturflächenschutzgesetz, dem NÖ Na-
turschutzgesetz und nach dem Gesetz
über Mindestpflanzabstände für Kultur-
pflanzen durchgeführt. Darüber hinaus
erstellt der landwirtschaftliche Sachver-
ständige nach dem NÖ Raumordnungs-
gesetz Gutachten im Zusammenhang
mit Bauvorhaben im Grünland.

Masch inenbau

Seit März 1996 wurde ein zweiter Amts-
sachverständiger für Maschinenbau am
Gebietsbauamt tätig. Dadurch ist eine
wesentliche Entspannung bei der Be-
treuung der drei Bezirkshauptmann-
schaften eingetreten. Auch der geringe
Bedarf der Sachverständigentätigkeiten
für Gemeinden, einschließlich des Magi-
strates Wiener Neustadt, kann erfüllt
werden.
Bei der gebotenen und angestrebten
Raschheit des Verfahrensverlaufes bei
Betriebsanlagengenehmigungen und
der Einführung eines zweiten Sprech-
tages je Monat bei allen Bezirkshaupt-
mannschaften („Verfahrensexpreß") wer-
den auch die maschinenbautechni-
schen Sachverständigen mit den Aufga-
ben von Vorprüfungen und Beratungen
für Konsenswerber und Projektanten bis
zur Fertigstellung von verhandlungsrei-
fen Projekten eingebunden.
Neben den Vorprüfungen von Einreich-
unterlagen werden bei den Verhandlun-
gen Gutachten erstellt. Die Anforderun-
gen an die maschinenbautechnischen
Gutachten sind durch die NÖ Bauüber-
tragungsverordnung gestiegen, weil bei

Gewerbe techn i k

Vom Gebietsbauamt II Wiener Neustadt
werden Sachverständige für Gewerbe-
verfahren beigestellt und dabei die
Fachbereiche Bauwesen und Brand-
schutz, Maschinenbau und Wasserbau-
technik abgedeckt.
Im Zuge der Aktion „Verfahrensexpreß"
zur Beschleunigung und Dokumentie-
rung des Fortschrittes bei den Betriebs-
anlagengenehmigungsverfahren wur-
den für den östlichen Teil von Nieder-
österreich die vom Gebietsbauamt II be-
treute Bezirkshauptmannschaft Baden
als „Versuchs-Bezirkshauptmannschaft"
ausgewählt. Im Rahmen einer eigenen
Arbeitsgruppe der Landesamtsdirektion
- Innovationsabteilung der NÖ Landes-
regierung wurden Projektunterlagen und
die schematisierten Vorgangsweisen bei
Betriebsbewilligungen mit dem Ziel
einer Beschleunigung dieser Verfahren
erarbeitet. Es wurden auch die Sprech-
tage bei den Bezirkshauptmannschaften
auf mindestens 2 pro Monat ausgewei-
tet. In weiterer Folge werden die Mitar-
beiter des Arbeitskreises - Sachverstän-
dige der Gebietsbauämter II und III und
die Gewerbejuristen der Bezirkshaupt-
mannschaften Baden und Amstetten -
im ersten Halbjahr 1998 entsprechende
Schulungen für die Kollegen auf den an-
deren Gebjetsbauämtern und Bezirks-
hauptmannschaften durchführen.
Ein weiterer Schwerpunkt für die künftige
Tätigkeit wird eine Standardisierung der
Vorgangsweise bei den sogenannten
Konzentrationsverfahren im Rahmen der
NÖ Bauübertragungsverordnung sein.
In jenen Gemeinden, die für Betriebsan-
lagen ihre Kompetenz als Baubehörde
an die Bezirkshauptmannschaft übertra-
gen, werden die ehemals getrennten
Bau- und Gewerbeverhandlungen als
eine einzige Verhandlung in der Kompe-
tenz der Bezirkshauptmannschaft durch-
geführt. Dadurch soll ein ökonomischer
Verwaltungsablauf und ein verbessertes
Bürgerservice erreicht werden. Wesent-
liche Voraussetzung für den Erfolg die-
ser Serviceleistung und einer raschen
Erteilung der Genehmigungsbescheide
wird die Qualität der eingereichten Pro-
jekte sein. Als Arbeitshilfe für Projektan-
ten wurden dazu im „Verfahrensexpreß-
Projekt“ die standardisierten Anforderun-
gen der Einreichunterlagen erarbeitet,
die unter anderem auch über das Inter-
net abrufbar sein werden. Für Detailfra-
gen stehen die Sachverständigen wie
bisher bei den Sprechtagen am Gebiets-
bauamt und bei den vermehrten Sprech-
tagen bei den zuständigen Bezirks-
hauptmannschaften den Konsenswer-
bern und Projektanten zur Verfügung.

Ku l t u r t echn i k  und Wasse rbau

Die Haupttätigkeit des Referates Wasser
beim NÖ Gebietsbauamt II bezieht sich
auf Bewilligungs- und Überprüfungsver-
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gewerblichen Verhandlungen auch
Agenden der Baubehörde wahrgenom-
men werden müssen. Ebenso wurden
Überprüfungen und Erhebungen durch-
geführt. Zusätzlich wurde bei den Bau-
sprechtagen der Bezirkshauptmann-
schaften (teilweise 2mal pro Monat) teil-
genommen und auch dort für die Par-
teien Beratungen und die Vorprüfung
eingereichter Projekte durchgeführt.
Nach dem NÖ Gassicherheitsgesetz
wurden Flüssiggasanlagen im Genehmi-
gungsverfahren erledigt. Eine weitere
Tätigkeit ergab sich durch die Mitarbeit
an der Projektgruppe „Verfahrensex-
preß''. Ebenso ergibt sich eine Tätigkeit
durch die Sachverständigentätigkeit im
Kraftfahrwesen (Lenkerprüfung).
Die Quervernetzungen und Koordinie-
rungen der maschinenbautechnischen
Sachverständigen auf den einzelnen
Gebietsbauämter wird periodisch mit Er-
folg durchgeführt. An den Koordinie-
rungsgesprächen mit der Abteilung Ma-
schinenbau und Elektrotechnik wird re-
gelmäßig teilgenommen.

Ob jek t -  und
Grunds tückschä tzungen
Bei den Liegenschaftsbewertungen,
eine Agende der Wirtschaftsverwaltung,
erfolgen Objekt- und Grundstückschät-
zungen über Anforderung der zentralen
Landesämter. Die Schätzungssachver-
ständigen des Gebietsbauamtes II sind
aufgerufen, auch bei verschiedenen Ak-
tionen Gutachten abzugeben. Dazu
zählen z. B. „billige Baugründe für Nie-
derösterreichische Jungfamilien" und
„Baurechtsaktionen“. Umfangreiche
Schätzungen waren erforderlich, die An-
gemessenheiten von Liegenschaften bei
Kauf oder Verkaufstätigkeit sowohl für
das Amt der NÖ Landesregierung als
auch bei Angemessenheitsprüfungen
der Gemeinden im Zustimmungsverfah-
ren durch das Landesamt zu beurteilen.
Des weiteren vorgenommen werden
Wertfestsetzungen im Zuge von Einlö-
sungen bei Landes- und Bundesstra-
ßen, Liegenschaftsbewertungen für die
Sozialabteilungen und andere Abteilun-
gen der Bezirkshauptmannschaften
sowie Überprüfungen von Kostenvoran-
schlägen für die Bezirkshauptmann-
schaften, z. B. im Zuge von Zwangsvoll-
streckungen.

Ene rg iebe ra tung
Die Aufgaben des am Gebietsbauamt II
tätigen Energieberaters bestehen wei-
terhin in einer verstärkten Beratung nach
den Leitlinien der NÖ Energiepolitik mit
dem Schwerpunkt der Nutzung heimi-
scher Biomasse und alternativen Ener-
giequellen nach den Leitlinien der NÖ
Energiepolitik. Dazu zählen Beratungen,
Informationen und Förderungsmöglich-
keiten für energiesparende Maßnahmen
und Alternativenergie. Näheres siehe im
Bericht der Geschäftsstelle für Energie-
wirtschaft.

Bauwesen  - Tä t i gke i t  für Dr i t t e

Im Jahre 1997 wurden die bautechni-
schen Amtssachverständigen mit eini-
gen gesetzlichen Reformen konfrontiert.
Diese begannen mit der Änderung der
Bauordnung, die am 1. Jänner 1997
rechtswirksam wurde, und endeten mit
der Ergänzung bzw. Novellierung der
Bautechnikverordnung im Oktober
1997.
Dazwischen wurden diverse Versuche
durchgeführt, um eine Beschleunigung
von Verfahren, sei es nun im Gewerbe-
oder Bauverfahren, zu erzielen.
Unter dem Titel der Verfahrensbeschleu-
nigung („Verfahrensexpreß“) wurde z. B.
die NÖ Bauübertragungsverordnung
LGBI. 1090/2-0 mit der Stammverord-
nung 64/97 vom 3. Juni 1997 ins Leben
gerufen. Die Rechtskraft dieser Verord-
nung begann mit 1. August 1997. Mit
der Novelle 112/97 vom 24. Oktober
1997 wurde die Stammverordnung
durch die Hinzunahme von weiteren Ge-
meinden mit Rechtskraft vom 1. Novem-
ber 1997 erweitert.
Parallel zu dieser Übertragungsverord-
nung wurde seitens der Gewerbebe-
hörde versucht, eine Beschleunigung
der Verfahren durch Beiziehung von
nichtamtlichen Sachverständigen (z. B.
Zivilingenieure) zu erzielen. Zivilinge-
nieure wurden vorwiegend für die Sach-
gebiete „Lärm, Luft und Verkehr“ heran-
gezogen. Bei diesen Sachgebieten kam
es offensichtlich immer wieder zu Verzö-
gerungen, sei es auf Grund der Sensibi-
lität und Kompliziertheit dieser Materien
oder einfach aus Personalmangel. Um
die wahren Ursachen erfassen zu kön-
nen, wurde der Verfahrensexpreß ge-
gründet; mit entsprechenden Ergebnis-
sen kann im Jahr 1998 gerechnet wer-
den.
Hinsichtlich der Betreuung von Gemein-
den („Tätigkeit für Dritte“) besteht eine
klare Aussage dahingehend, daß die
Sachverständigen der Gebietsbauämter
in der frontnahen Tätigkeit der Gemein-
dearbeit beteiligt sein sollen, gelegent-
lich Planungs- und Baukontrollen für
Landes- und Bundesbauten vornehmen
und begleitend für Baumaßnahmen der
Gemeinde zur Verfügung stehen sollen,
um die Beziehung zur Praxis nicht zu
verlieren. Der Bedarf an Beratungstätig-
keit ist enorm und zeigt sich an der Mit-
wirkung der Sachverständigen an der
Aktion der Abteilung Baudirektion
Ortsbildpflege „Niederösterreich schön
erhalten - schöner gestalten".
Durch die großteils positiven Reaktionen
von Gemeinden, Bauherren und der
damit betrauten Professionisten ist aus
der Sicht der Amtssachverständigen
großer Bedarf an weiterer Betreuung ge-
geben, dem jedoch wegen der perso-
nellen Ausstattung nicht voll nachge-
kommen werden kann.

Ziele 1998

Angestrebte Ziele für 1998 decken sich
weitgehend mit der Umsetzung der Er-
gebnisse des Projektes Organisations-
entwicklung technische Sachverstän-
dige, die in einigen Bereichen noch
nicht abgeschlossen ist. Dazu zählt:
• Ausreichende Ausstattung mit finanzi-
ellen Mitteln aus einem „Weiterbildungs-
konto“ für die fachlich-technische Wei-
terbildung der Amtssachverständigen.
Daß nach derzeitiger Regelung Semi-
nargebühren noch immer fast aus-
schließlich aus dem der Dienststelle zu-
gewiesenen Reisekostenkonto bezahlt
werden müssen, obwohl dieses als reine
Aufwandsentschädigung für die Reise-
kostenvergütung anzusehen ist, ist
gänzlich unbefriedigend, nicht ausrei-
chend und entspricht nicht der Wertig-
keit und Bedeutung des notwendig ge-
botenen Weiterbildungsbedarfes der
Sachverständigen.
• Schaffung zeitlicher Ressourcen für
die Aus- und Weiterbildung der Mitar-
beiterinnen). Derzeit befinden sich
Amtssachverständige und Kanzlei- wie
Schreibkräfte an der Grenze der Belast-
barkeit des organisatorischen Dienstbe-
triebes. Um den hohen Standard des
Wissens und Könnens verantwortungs-
gerecht erhalten zu können, wird für die
Weiterbildung (technisches Fachwissen,
EDV-Kenntnisse und dgl.) die erforderli-
che Zeit zur Verfügung gestellt werden
müssen.
• Die bisher erfolgreich stattgefunde-
nen Koordinierungsgespräche für die
fachliche Quervernetzung der Gebiets-
bauämter und Fachabteilungen, insbe-
sondere für die Bereiche Agrartechnik,
Maschinenbau, Naturschutz und Schät-
zungen sollen auch für die anderen
Fachbereiche intensiviert werden. Die
maßgebenden Rechtsabteilungen sollen
periodisch in Vernetzungsgespräche
eingebunden werden.
• Einbindung der wasserbautechni-
schen Amtssachverständigen in die
amtsinterne organisierte Rufbereitschaft
außerhalb der regulären Arbeitszeit, um
bei Not- und Katastrophenfällen Sofort-
einsätze rasch und effizient bewerkstelli-
gen zu können. Ein schon erarbeiteter
Vorschlag für die Notfallorganisation
harrt noch der endgültigen Umsetzung.
• Erhöhung der Verlagskosten in An-
passung an die gestiegenen finanziellen
Anforderungen einschließlich eines
Amortisationskontos für das Dienstkraft-
fahrzeug, welches hier als unverzichtba-
res Arbeitsmittel angesehen wird.
• Abgrenzung und klare Definition des
Aufgabenbereiches der Gebietsbauäm-
ter und Ausführung desselben in der
Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ
Landesregierung.
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NO Gebietsbauamt III -
St. Pölten

Aufgaben und
Schwerpunkte 1997

Grundsätzlich decken sich die Schwer-
punkte mit der umfangreichen Auflistung
im Jahresbericht 1996.
Speziell kamen hiezu:
• Die katastrophalen Sommerhochwäs-
ser, namentlich in den Bezirken Lilien-
feld und St. Pölten einschließlich Magi-
stratsbereich der Landeshauptstadt St.
Pölten, verlangten das Äußerste an Ein-
satz zur Abklärung nötiger Sofortmaß-
nahmen, sodann zur raschen und pro-
blemlosen Abwicklung unzähliger Hoch-
wasserschadenskommissionen. Dabei
wurden im Interesse des Bürgers unbü-
rokratisch auch andere als reine Gebäu-
deschäden von den Mitarbeitern des
Gebietsbauamtes miterfaßt, ebenso in
dringenden Fällen jene Schäden an
Wasserbauten bzw. wasserbauliche An-
lagen, für welche an und für sich die
Fachabteilungen Abteilung Wasserbau
und Güterwege zuständig gewesen
wären. Der enorme Zeitaufwand bzw.
Arbeitsanfall erforderte die Urlaubsun-
terbrechung aller erreichbaren Mitarbei-
ter. Trotzdem waren gewisse Engpässe
unvermeidbar. Mit den beiden ha. zur
Verfügung stehenden Amtssachverstän-
digen für Maschinenbau konnte ebenso-
wenig das Auslangen gefunden werden.
Für die tatkräftige Unterstützung durch
Bausachverständige aus den Gebiets-
bauämtern I und IV und durch maschi-
nenbautechnische Amtssachverständi-
ge der Abteilung Maschinenbau und
Elektrotechnik sei an dieser Stelle herz-
lich gedankt.
• Die Bezirkshauptmannschaft Amstet-
ten war eine der beiden im Bundesland
Niederösterreich ausgesuchten Verwal-
tungsbehörden für das Pilotprojekt „NÖ
Verfahrensexpreß'', initiiert von der Lan-
desamtsdirektion - Verwaltungsinnova-
tion. Zwei ha. bautechnische Amtssach-
verständige arbeiteten deshalb gemein-
sam mit dem ha. Amtssachverständigen
für Maschinenbau intensiv am Pilotpro-
jekt „NÖ Verfahrensexpreß" (Beschleuni-
gung der Betriebsanlagengenehmi-
gungen im Gewerbeverfahren).
• Der Amtssachverständige für Ener-
gietechnik beschäftigte sich eingehend
mit den Vorbereitungen zu „Änderungen
der Wohnbauförderung in Richtung
energiegerechtes Bauen“, initiiert von
der Abteilung Wohnbauförderung. Bei
den Schätzungen fiel die Zunahme der
Verfahren nach dem Sozialhilfegesetz
für die Sozialabteilungen der Bezirksver-
waltungsbehörden auf.
• Für Ankäufe der Stadtgemeinden
Pöchlarn bzw. Waidhofen a. d. Y. mußte
zu einem Internatsgebäude der Tischle-
reiinnung bzw. zu einem ehemaligen
Schloßgebäude jeweils ein ausführli-

ches Schätzgutachten erstellt werden.
Die umfangreichen Gebäudekomplexe
erforderten jeweils erheblichen Zeitauf-
wand für exakte Aufnahmen und Ausar-
beitungen der Gutachten.
• Die neue Bautechnikverordnung 1997
erbrachte den maschinenbautechni-
schen Amtssachverständigen eine deut-
liche Mehrbelastung. Zahlreiche Baube-
hörden und Gemeinden ersuchten um
Beurteilungen nach dem Stand der
Technik hinsichtlich Heizungen mit Mine-
ralöl und Flüssiggas, dieselölbetriebe-
ner Eigentankanlagen, aber auch im Zu-
sammenhang spezieller Probleme bei
Garagen (Lüftungen). Enorm war auch
der Arbeitsaufwand der Maschinen-
bauer hinsichtlich Wärmepumpen mit
Flüssiggasbetrieb.
• Eine Fülle von Funkmasten und Wind-
räder beschäftigte diesmal zusätzlich
die Naturschutzsachverständigen.
• EDV-mäßig war auch an der ha.
Dienststelle die Vernetzung aller Lan-
desdienststellen zum einen mit der Ab-
teilung Landesamtsdirektion - Informa-
tionstechnologie abzustimmen, zum an-
deren mit der Fa. NÖKOM abzuspre-
chen. Vorbereitende Arbeiten fielen an
(Verlegung eines Online-Kabels, Aufstel-
lung eines Servers).

Probleme 1997
• Die neuen Novellen im Gewerberecht
und Wasserrecht führten zu einer enor-
men Mehrbeanspruchung. Es kann mit
dem jetzigen Mitarbeiterstand sicherlich
nicht mehr das Auslangen gefunden
werden. Dies gilt vor allem hinsichtlich
wasserfachlicher Amtssachverständi-
ger.
• Weil sechs Bezirkshauptmannschaf-
ten und zwei Magistrate zu betreuen
sind, gestaltet sich die regelmäßige Be-
setzung der Außensprechtage zuse-
hends schwieriger. Die einzelnen Be-
zirksverwaltungsbehörden verlangen
immer mehr nach Aufstockungen der
Sprechtage. Engpässe ergeben sich im
besonderen bei der Besetzung mit den
maschinenbautechnischen Amtssach-
verständigen. Es stehen für insgesamt
acht Verwaltungsbehörden bloß zwei
Maschinenbautechniker zur Verfügung.
• Die Deckung des Reisebudgets jetzt
anteilsweise aus den Einnahmen für die
Gemeindebetreuung erbrachte eine we-
sentliche Erleichterung gegenüber der
bisherigen Problematik.

Ziele 1998
• Die für 1997 gesteckten Ziele (siehe
Jahresbericht 1996/1997) konnten
grundsätzlich eingehalten werden. Sie
sollen auch für das kommende Jahr ab-
gesichert bleiben. Wichtig und unab-
kömmlich ist die Personalaufstockung
durch bereits langjährig eingeschulte
und erfahrene Amtssachverständige für
die Sparten „Abwassertechnik“ und

„Reinwassertechnik“, um die enorme
Mehrbelastung aus der Wasserrechts-
novelle 1997 sofort bewältigen zu kön-
nen. Als erster Schritt wird die Zuteilung
eines Amtssachverständigen für Abwas-
sertechnik als unabdingbar erachtet.
• Eine weitere Umsetzungsphase zur
EDV-Vernetzung kommt an der ha.
Dienststelle im Jänner und Februar 1998
zu tragen.

NÖ Gebietsbauamt IV -
Krems

Schwerpunkte 1997

Der Aufgabenbereich ist weitgehend im
Rahmen des vorhergehenden Jahres
geblieben. Die Anteile der einzelnen
Sparten zueinander haben sich gegen-
über dem Vorjahr etwas verschoben.
Die Zahl der erledigten Fälle ist gestie-
gen.

Hohe i t sve rwa l t ung

Diese Sparte beansprucht durch die
Beistellung von Amtssachverständigen
für fünf Bezirkshauptmannschaften etwa
drei Viertel der gesamten Aktivitäten.
Neben Vorbegutachtung, Gutachtener-
stellung und Verhandlungsteilnahme
ergab sich weiter zunehmend Bera-
tungstätigkeit und die Überprüfung von
Anlagen durch Sachverständige im kur-
zen Weg. Diese verwaltungs-ökono-
misch richtigen Maßnahmen bedeuten
für das Gebietsbauamt Personalbela-
stung und erhöhten Reisekostenauf-
wand, helfen aber an anderen Stellen zu
sparen und Verfahren zu beschleunigen.

Gewerbe rech t

Der Arbeitsanfall hat sich gegenüber
dem Vorjahr etwas erhöht. Die Behand-
lung von Problemen im Umweltbereich
stagnierte.
Die Verhandlungskonzentration im Ge-
werbeverfahren wurde auch auf andere
Bezirke erweitert. Dies brachte eine
deutliche Verlängerung der Dauer der
einzelnen Verhandlungen.

Wasse r rech t

Der Arbeitsanfali ist gegenüber 1996 um
ca. 20% gewachsen, die Anzahl der
Überprüfungen, Vorbegutachtungen und
Erhebungen sowie der nötige Zeitauf-
wand stiegen ebenfalls. Der Anteil der
Delegierungen hat sich etwas reduziert.
Die Anzahl der Erledigungen konnte ge-
steigert werden, trotzdem wurde der Ak-
tenrückstand weiter größer. Die Ausla-
stung bei wasserrechtlichen Verfahren ist
für jeden einzelnen Sachverständigen
sehr hoch, so daß bei gleichbleibendem
Arbeitsanfall ein zusätzlicher Sachver-
ständiger erforderlich wird.
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Natu rschu t z

Der Arbeitsanfall ist gegenüber 1996 um
das fünffache gestiegen! Der Zeit- und
Reiseaufwand ist durch die weite Streu-
ung der Einzelfälle hoch, besonders
aber auch durch die zur Einhaltung der
gesetzlichen Fristen kurzfristig erforder-
lichen Erhebungen.

Ag ra r t echn i k

Für diesen Fachbereich ist ein Sachver-
ständiger zur Gänze und ein weiterer
teilzeitbeschäftigt im Einsatz. Von ihnen
werden Gutachten für Verfahren der Be-
zirkshauptmannschaften, weit überwie-
gend aber für die Baubehörden zur
Übereinstimmung von Bauwerken mit
der Flächenwidmung Grünland-Land-
wirtschaft erstellt. Wegen der weiten
Streuung der Fälle ergibt sich hoher
Zeit- und Reiseaufwand. Der derzeitige
Arbeitsanfall kann durch die beiden
Amtssachverständigen abgedeckt wer-
den.

Masch inenbau  t echn i k

Die beiden Amtssachverständigen für
Maschinentechnik beim GBA IV tragen
durch die rasche Verfügbarkeit für die
Gewerbebehörde zur Beschleunigung
der Verfahren bei, allerdings stieg da-
durch auch der Aufwand am GBA.

Bauve rhand lungen  für
Bundesgebäude

1997 ist der Anfall gegenüber dem Vor-
jahr gleich geblieben. Durch Zusam-
menlegung mit anderen Amtstätigkeiten
konnte der Zeit- und Kostenaufwand
wirtschaftlich gehalten werden.

W i r t scha f t sve rwa l t ung

Der Anfall ist gegenüber dem Vorjahr
gestiegen, da ein Mitarbeiter die Bau-
aufsicht und Organisation für das Aus-
stellungsschloß zur NÖ Landesausstel-
lung 1998 innehatte.
Weiters wurden Grundeinlöseverfahren
und Beweissicherungen für die Straßen-
verwaltung, Schätzungen und Überprü-
fungen von Kostenvoranschlägen für
verschiedene Stellen des Landes (z. B.
Allgemeine Verwaltungsangelegenhei-
ten, Wohnungsförderung, Stiftungsver-
waltung und Naturschutz) und Bezirks-
hauptmannschaften und Planung, Bau-
kontrolle und Abrechnung sowie Über-
wachung der öffentlichen Subventionen
für Arbeiten an denkmalgeschützten
Gebäuden, besonders Stift Zwettl,
durchgeführt.
Katastrophenschäden sind 1997 in gro-
ßem Ausmaß aufgetreten. Für die Hoch-
wasserschadensfeststellung waren zwei
Mitarbeiter aushilfsweise auch bei ande-
ren Gebietsbauämtern im Einsatz.

D i ve rses

• Aktion „Niederösterreich schön er-
halten - schöner gestalten“. Wie
schon in den vorhergehenden Jahren
wurde diese Aktion von allen in den
Bauverfahren der Gemeinden und im
Naturschutz tätigen Amtssachverständi-
gen besonders an Ort und Stelle wahr-
genommen, aber auch Skizzen als Pla-
nungsgrundlagen oder für erforderliche
Änderungen angefertigt.
• Bürgerservice. Monatliche Sprech-
tage bei den Bezirkshauptmannschaf-
ten, gemeinsam mit der Abteilung Ma-
schinenbau und Elektrotechnik, dem Ar-
beitsinspektorat und fallweise der Abtei-
lung Umwelttechnik werden von der Be-
völkerung gut angenommen. Besonders
gilt dies für gewerbehördliche Angele-
genheiten, wo durch gezielte Beratung
Verfahrensabläufe stark beschleunigt
und vereinfacht werden können. Auch
die Sprechtage mit wasserbautechni-
schen Sachverständigen werden gut an-
genommen.
Die Sprechtage werden, ausgenommen
bei der Bezirkshauptmannschaft Krems,
jeweils an Freitagen gehalten. Bei der
BH Horn wird ab November 1997 ein
ganzer Tag und bei der BH Zwettl ein
zweiter Halbtag für die Bausprechtage
verwendet.
Der auftragsgemäß weiter angebotene
verlängerte Parteiensprechtag am
Dienstag wird nicht beansprucht. Die ef-
fektivste Form des Bürgerservice findet
hingegen vor Ort in den Gemeinden, be-
sonders im Rahmen von Bauverhand-
lungen durch Vorprüfungen und Bera-
tungen - ohne Kostenersatz - statt und
wird dort sehr gut angenommen.
• Energieberatung (siehe getrennten
Bericht). Von der Geschäftsstelle für
Energiewirtschaft ist eine Energiebeauf-
tragter beim Amt eingesetzt.
• Außenstelle der Landesgeschäfts-
stelle für Dorferneuerung (siehe ge-
trennten Bericht der Landesgeschäfts-
stelle).
• Außenstelle der Landesgeschäfts-
stelle für Stadterneuerung (siehe ge-
trennten Bericht der Geschäftsstelle). Es
sind drei Mitarbeiter am Gebietsbauamt
untergebracht.
• Überprüfung von Landesdienststel-
len nach Landesbedienstetenschutz-
gesetz und -Verordnung. Bei den
durch die Landesamtsdirektion durch-
geführten Überprüfungen wird ein Sach-
verständiger des hiesigen Amtes beige-
zogen. Der Anfall war 1997 relativ ge-
ring, aber sehr zeitaufwendig.

Tä t i gke i t  für Dr i t te

• Bausachverständige. Die Sachver-
ständigentätigkeit wird von vielen Ge-
meinden und sehr stark in Anspruch ge-
nommen. Eine Ausweitung dieser Tätig-
keit ist wegen der Personalbelastung
nicht möglich. Die Zusammenarbeit mit

den Gemeinden verläuft in überwiegen-
dem Maß sehr positiv und störungsfrei.
Im Rahmen dieser Gemeindetätigkeit
werden die Interessen der Ortsbildge-
staltung, des Naturschutzes und die
Bauberatung von Einzelpersonen wahr-
genommen. Dadurch wird Bürgerser-
vice in wirksamster und unmittelbarster
Form geleistet.
• Raumordnung. Die Erstellung von
raumordnungsfachlichen Gutachten bei
erhaltenswerten Bauten, Lagerplätzen
und Materialgewinnungen im Grünland
bringen beträchtlichen Arbeitsaufwand.
Dabei wird versucht, durch Zuteilung
der Fälle an die in den betroffenen Ge-
bieten in anderen Angelegenheiten be-
schäftigten Mitarbeiter Zeit- und Reise-
aufwand möglichst niedrig zu halten. In
diesen Sektor fällt auch ein Großteil der
Arbeiten der Agrartechniker.

Probleme 1997

Gewerbe- und Bauverhandlung zum
selben Termin haben noch nicht den er-
hofften Effekt gezeigt. Um die komple-
xen konzentrierten Verfahren für Antrag-
steller, Beteiligte und Behörden rationel-
ler gestalten zu können, ist besonders
von den Amtssachverständigen ein
hohes Maß an fachlicher und menschli-
cher Qualifikation nötig. Die dazu erfor-
derliche laufende Weiterbildung kann
nur durch hohen ideellen und zeitlichen
Einsatz der Mitarbeiter erlangt werden.
Das Problem von Terminkollisionen
konnte durch die Festlegung von Fixter-
minen für Bezirkshauptmannschaft
etwas entschärft werden, jedoch sind
außertourliche Termine nur sehr schwer
unterzubringen.
Der geplante Anschluß des Gebietsbau-
amtes an das neue Landeskommunika-
tionssystem konnte wegen notwendiger
baulicher Vorbereitungsmaßnahmen
nicht durchgeführt werden.

Ziele 1998

Der gegebene hohe fachliche Standard
der Sachverständigen soll gewahrt blei-
ben. Es ist von großer Wichtigkeit, den
Mitarbeitern unter Freihaltung der hiefür
nötigen Zeit die fachliche und techni-
sche Weiterbildung und fallweise Spe-
zialisierung innerhalb ihres großen Fach-
gebietskreises zu ermöglichen, aber
auch ihre menschlichen Qualitäten zu
fördern, da nur dadurch sowohl ein-
wandfreie Leistungen erbracht als auch
Bürgernähe und Serviceleistung sicher-
gestellt werden können.
Die Umwandlung der internen Struktu-
ren ist entsprechend der Infora-Studie
abzuschließen.
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NÖ Gebietsbauamt V -
Mödling

Schwerpunkte 1997

Im Jahre 1997 stellte sich als Schwer-
punkt heraus, daß es besonders wichtig
war, den Dienst so zu organisieren, daß
er trotz des unerwartet aufgetretenen
Personalmangels so durchgeführt wer-
den kann, daß nur geringe Auswirkun-
gen für die Bürger und die betroffenen
Gemeinden eintreten bzw. daß die Tätig-
keit für Bezirkshauptmannschaften nicht
eingeschränkt wird.
Ein weiteres Hauptaugenmerk wurde auf
die EDV-Umstellung im Bereich der
Kanzlei gelegt, wobei insbesondere die
Erfassung der Akten durch die EDV an-
stelle einer Handkartei angestrebt
wurde.
Auch wurde darauf Wert gelegt, daß die
Gutachten formal und inhaltlich richtig
erstellt werden und dementsprechend
wurden die Aus- und Weiterbildung zur
Erlangung von fundiertem Fachwissen
forciert.
Weiters wurde die Verstärkung des Wis-
sens- und Informationsaustausches
unter den Gebietsbauämtern, aber auch
mit den anderen Amtssachverständi-
genabteilungen des Amtes der NÖ Lan-
desregierung durch Ausbau der Quer-
vernetzungen angestrebt, was insbe-
sondere im Hinblick auf die neu in Kraft
getretene Bauordnung erforderlich war.
Dazu kam, daß gegen Ende des Jahres
eine neue Bautechnikverordnung in
Kraft trat, für deren Aneignung den
Amtssachverständigen praktisch keine
Zeit verblieb. So war es erforderlich, ent-
sprechende Einschulungen zu organi-
sieren, damit in absehbarer Zeit eine ra-
sche und einheitliche Kenntnis der Ge-
setzesmaterie vorliegt.
Durch die Wasserrechtsgesetzesnovelle
1997 und die Gewerbeordnungsnovelle
1997 bedingt, sind ebenfalls Umstruktu-
rierungen erforderlich, so daß dem er-
höhten Bedarf an Amtssachverständi-
gen im Zuge dieser Verfahren trotz ge-
ringem personellen Spielraum weitge-
hend Rechnung getragen werden kann.
Im Zusammenhang damit wurde es not-
wendig, die Arbeitsabläufe im Gebiets-
bauamt zu durchleuchten, um Grundla-
gen für eventuelle Neuverteilungen zu
bekommen.
Überdies wurde weiterhin Wert darauf
gelegt, daß der Leitfaden für Amtssach-
verständige „Rolle und Image des Amts-
sachverständigen“ mit Leben erfüllt
wird, um so die allgemeine Qualität der
Amtssachverständigen zu verbessern.

Ziele 1998

Für 1998 erhoffen wir eine weitere Aus-
rüstung mit entsprechenden EDV-Anla-
gen. Wir streben an, daß die Umstellung
der Registratur auf eine EDV-Kartei ab-
geschlossen wird und daß auch in Zu-
sammenhang damit die Verrechnung
der Kosten mit den Gemeinden und ev.
die Verrechnung der Reisekosten ver-
einfacht werden können.
Eine Anpassung des Personalstandes
an die Erfordernisse der Wasserrechts-
gesetzesnovelle und der Gewerbeord-
nungsnovelle ist ebenso anzustreben,
wie eine Beseitigung des personellen
Engpasses am Gebietsbauamt V - Möd-
ling, so daß die Gemeinde- und Bürger-
betreuung wieder im gewünschten Um-
fang vorgenommen werden kann.
1998 wird auch angestrebt, daß die Be-
stimmungen der NÖ Bauordnung und
der NÖ Bautechnikverordnung von allen
Amtssachverständigen in allen Berei-
chen einheitlich vollzogen werden, ins-
besondere daß die Gemeinden im Sinne
der NÖ Bauordnung einheitlich handeln.
Ein weiteres Ziel sollte die Lösung des
Problems der Aus- und Weiterbildung
sein sowie die Verstärkung einheitlicher
Vorgangsweisen im Bereich der Verwal-
tungsverfahren im gesamten Bundes-
land. Die Gebietsbauämter sind hier vor
allem im Bau-, Wasserrechts- und Ge-
werbeverfahren betroffen.
Im Bereich des Naturschutzes erscheint
es unbedingt notwendig, daß bei immer
mehr auftretenden Anbietern und der
damit verbundenen Verdichtung von
Funkstationen für Mobilfunkanlagen eine
einheitliche, anwendbare Vorgangs-
weise gefunden wird.
Seitens des Gebietsbauamt V - Mödling
wäre es auch wünschenswert, wenn es
zu Kostenrechnungen bei allen Dienst-
stellen käme, wobei auf das Vorbild der
NÖ Straßenverwaltung hingewiesen
wird. Dabei wird darauf hingewiesen,
daß die NÖ Gebietsbauämter ja nicht
nur Ausgaben verursachen, sondern
sehr wesentliche Einnahmen im Zuge
der Sachverständigentätigkeit erzielen.
Es soll nicht unerwähnt bleiben, daß we-
sentliche Serviceleistungen wie die
Energieberatung oder die Beratungen
im Zuge der Aktion „NÖ schön erhalten
- schöner gestalten“, aber auch Bera-
tungen für Konsenswerber kostenlos
sind und jedem Bürger zugute kommen.
So wird auch auf die Bausprechtage
vorwiegend auf den Bezirkshauptmann-
schaften, aber auch auf den Gemeinden
hingewiesen. Diese Bausprechtage, die
sehr gut angenommen werden, sollen
auch in Zukunft noch mehr ausgebaut
werden.

Probleme 1997

Probleme ergaben sich im Zusammen-
hang mit der Verfahrensbeschleunigung
insofern, als einerseits nach wie vor sehr
oft mangelhafte Einreichunterlagen vor-
handen sind, aber andererseits ge-
wünscht wird, daß Verfahren möglichst
rasch abgewickelt werden. Hier ist es
nach wie vor wünschenswert, daß die
Innungen bzw. Kammern auf ihre Mit-
glieder einwirken, um die Einreichunter-
lagen in so eine Qualität zu bringen, daß
daraus keine Verzögerungen eintreten.
Im Zuge des sog. Verfahrensexpreß sind
diese Probleme ebenfalls aufgegriffen
und entsprechende Leistungen gefun-
den worden, und es ist zu hoffen, daß
hier eine deutliche Entspannung eintritt.
Nicht verschwiegen soll dabei werden,
daß durch die Verfahrenskonzentratio-
nen einerseits Gewerbeordung - Bau-
ordnung, andererseits Gewerbeordnung
- Wasserrecht die Amtssachverständi-
gen weitaus mehr gefordert sind und die
personellen Engpässe besonders gra-
vierend sind. Trotzdem wird festgehal-
ten, daß die Verfahrenskonzentration im
Sinne der Konsenswerber und der Bür-
ger voranzutreiben ist.
Nach wie vor besteht das Problem der
Gemeindebetreuung, die weiterhin poli-
tischer Wille ist und so der Wunsch nach
bestmöglicher Bürgerbetreuung be-
steht. Im Laufe des Jahres 1997 wurden
zwar die Probleme im Zusammenhang
mit der Reisetätigkeit im wesentlichen
gelöst, aber es ergab sich am Gebiets-
bauamt durch einen unerwartet aufge-
tretenen Personalmangel die Notwen-
digkeit, derzeit gewisse Betreuungstä-
tigkeiten einzuschränken.
So wurden einige Gemeinden auf jenen
Zeitpunkt vertröstet, bis diese Probleme
gelöst sind, und andere Gemeinden er-
sucht, nur in ganz dringenden Fällen
das Gebietsbauamt zu Rate zu ziehen.
Nicht verschwiegen werden soll in die-
sem Fall, daß auf Grund der Wasser-
rechtsgesetznovelle die Gemeinden mit
hoher Wahrscheinlichkeit verstärkt an
die Gebietsbauämter herantreten wer-
den, da die Kriterien für Indirekteinleiter
oft nur teuer von Ziviltechnikern oder ko-
stengünstiger und damit auch bürger-
freundlicher durch die Gebietsbauämter
beurteilt werden können.
Als ungelöstes Problem erscheint unver-
ändert, daß für die Aus- und Weiterbil-
dung kein ausreichendes Budget vor-
handen ist, so daß sehr oft kosteninten-
sive, doch sehr wichtige Seminare, ins-
besondere wenn sie z. B. im Ausland
stattfinden, kaum oder nur sehr einge-
schränkt besucht werden können. Hier
sollten doch Überlegungen angesetzt
werden, die vielleicht in Richtung per-
sönliches Bildungsbudget oder derglei-
chen verlaufen.
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Statistik 1997

Geldgebarung der Gebietsbauämter l-V

Österr. Institut für Bautechnik S 1,325.673,25
Ortsbildpflege: Aktion
„NÖ schön erhalten, schöner
gestalten",
Förderungen von Grünflächen-
gestaltungen, Buswartehäuschen -
Ausstattung, Broschüren,
Mitarbeiterhonorare, Kolloquien
und Sonstiges S 18,068.000,—

Allgemeiner Arbeitsaufwand,
Dienstkraftwagenbetrieb Ermessens-
ausgaben (Maschinen, Amts-
ausstattung) S 2,164.928,—
Einnahmen bei den Gebiets-
bauämtern an Kostenersätzen
für Leistungen an Dritte S 10,776.520,—

NÖ Geo-Informationssystem
(NÖGIS) S 1,676.941,61

Forschung (Rohstoffe,
Energie, Umwelt) S 7,281.700,-
Geschäftsstelle für
Energiewirtschaft S 1,435.000,-
Fernwärmeförderung s 14,859.000,—
Umweltschutz-Aktionen s 3,126.505,10
NÖ Luftgüteüberwachungsnetz s 6,034.778,50

Abteilung Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik

Schwerpunkte 1997
Sachgebiet Bautechnik

• Ausarbeitung einer neuen Bautech-
nikverordnung (NÖ Bautechnikverord-
nung 1997), in der gemäß der Resolu-
tion des Landtages vom 28. März 1996
die bautechnischen Bestimmungen für
Ein- und Zweifamilienhäuser in über-
sichtlicher Form zusammengefaßt und
die derzeit in Sondervorschriften der
Garagenverordnung, Heizungsverord-
nung, Schutzraumverordnung, Mineral-
ölordnung, des Luftreinhaltegesetzes
und der Verordnung über die periodi-
sche Überprüfung von Feuerungsanla-
gen enthaltenen technischen Bestim-
mungen eingegliedert wurden. Die neue
Bautechnikverordnung 1997, von der
Landesregierung am 7. Oktober 1997
beschlossen, soll dem Anwender er-
möglichen, sämtliche für ein Bauvorha-
ben geltenden Vorschriften in einem Zu-
sammenhang dargestellt zu finden
• Abfassung von Stellungnahmen zu
Gesetzes- und Verordnungsentwürfen
sowie zu EU-Dokumenten betreffend
den bautechnischen Fachbereich
• Mitarbeit beim Österreichischen Insti-
tut für Bautechnik (OIB): im Vorstand, im
Sachverständigenbeirat „Österreichi-
sche technische Zulassung" und „Euro-
päische technische Zulassung" sowie
im Grundsatzausschuß für technische
Fragen
• Vortragstätigkeit: Information von
Dienststellen des Landes, der Gemein-
den und von Interessenvertretungen im
bautechnischen Bereich
• Gutachtertätigkeit in den Arten einer
Amtssachverständigentätigkeit für die
Hoheitsverwaltung des Bundes und des
Landes Niederösterreich sowie einer
Sachverständigentätigkeit für die Wirt-
schaftsverwaltung des Landes Nieder-
österreich. Erstellung von bau-, brand-
schutz- und sicherheitstechnischen Gut-
achten

• Ausarbeitung von Gutachten über
den Verkehrswert von Grundstücken im
Bauland bzw. baulich genutzten Liegen-
schaften
• Mitarbeit in diversen Ausschüssen
des Österreichischen Normungsinstitu-
tes (ON) und im Ausschuß Technische
Integration Bauprodukte (ATIB) des Bun-
desministeriums für wirtschaftliche An-
gelegenheiten
• Wahrnehmung der Interessen des
Landes Niederösterreich in den Len-
kungsgremien der Landesstelle für
Brandverhütung (BV) und der Österrei-
chischen Gesellschaft für das Erdbe-
beningenieurwesen (OEG)
• Erlassung von österreichischen tech-
nischen Zulassungen (ÖTZ) für Baupro-
dukte (z. B. Schornsteinsysteme)
• Ausbildung von „A- und B-Techni-
kern" verschiedener Fachsparten im
Rahmen der „Training-on-the-job"-Aus-
bildung

Sachgebiet Agrartechnik

• Amtssachverständigentätigkeit für
Landwirtschaft mit den Schwerpunkten
Wasserrechtsverfahren betreffend Was-
serversorgungsanlagen (Schutz- und
Schongebiete) und landwirtschaftliche
Beregnungsanlagen sowie Grundeinlö-
sungsverfahren für den Ausbau von
Bundesstraßen
• Teilnahme an diversen Koordinie-
rungsgesprächen (z. B. Schutz- und
Schongebiete, Abwasser)
• Mitwirkung bei der Erstellung von Un-
terlagen für Grundwasserschutz-,
Schon- und Sanierungsgebiete
• Abfassung von Stellungnahmen zu
Gesetzes- und Verordnungsentwürfen
sowie zu EU-Schriftstücken betreffend
den landwirtschaftlichen Fachbereich
• Ausbildung von „A- und B-Techni-
kern“ verschiedener Fachsparten im
Rahmen der „Training-on-the-job“-Aus-
bildung

Sachgeb ie t  Ve rkeh rs techn i k

• Erstellung von Verkehrs-, straßenbau-
und eisenbahntechnischer Gutachten
• Sachverständigentätigkeit im Lawi-
nenwarndienst
• Mitarbeit bei der Überarbeitung der
Eisenbahnkreuzungsverordnung
• Mitarbeit bei der Erstellung von Nor-
men und Regelwerken im Rahmen des
Österreichischen Normungsausschus-
ses sowie der Österreichischen For-
schungsgesellschaft für das Verkehrs-
und Straßenwesen
• Mitarbeit bei richtungweisenden Pu-
blikationen (z. B. Handbuch der Stra-
ßenraumgestaltung)
• Mitarbeit bei der Aus- und Weiterbil-
dung von Mitarbeitern verschiedener
Dienststellen des Landes und bei
Dienstprüfungen
• Mitarbeit bei der Aus- und Weiterbil-
dung im Rahmen externer Veranstaltun-
gen (z. B. Schulung von Bauleitern
durch das Kuratorium für Verkehrssi-
cherheit)
• Weiterentwicklung eines Terminver-
waltungsprogrammes mit integrierter
Reiserechnungserstellung
• Weiterführung der Datenbank für den
Kraftfahrlinienverkehr

Probleme 1997

Sachgebiet Bautechnik

• Schwierigkeiten bei der Aufarbeitung
und Abgabe von Stellungnahmen zu
den umfangreichen EU-Papieren. Die
Gründe hierfür sind: fremdsprachige Ar-
beitsunterlagen und kurzfristige Ter-
mine. Durch die Einrichtung des Öster-
reichischen Instituts für Bautechnik
(OIB) trat jedoch eine merkliche Verbes-
serung ein.
• Erheblicher Termindruck im Zuge der
Ausarbeitung der neuen NÖ Bautech-
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Ziele 1998
Sachgebiet Bautechnik

• Mitwirkung an der Novellierung von
Baugesetzen betreffend die Anpassung
an Vorgaben der Europäischen Union
• Mitarbeit beim Österreichischen Insti-
tut für Bautechnik (OIB) betreffend die
österreichische technische Zulassung,
die europäische technische Zulassung,
die Akkreditierung von Prüf-, Überwa-
chungs- und Zertifizierungsstellen für
Bauprodukte und die Harmonisierung
der Bauvorschriften der Länder
• Mitarbeit an einer neuen Vereinba-
rung gemäß Art. 15a B-VG über die Re-
gelung der Verwendbarkeit von Baupro-
dukten für den übergangsweise beste-
henbleibenden nationalen Bauproduk-
tenmarkt
• Koordinierung mit den NÖ Gebiets-
bauämtern auf dem Gebiete des NÖ Be-
dienstetenschutzgesetzes und der Lie-
genschaftsbewertung im Bauland
• Vermittlung der technischen Kennt-
nisse (z. B. Bauordnung, Bautechnikver-
ordnung) und der praktischen Erfahrun-
gen an andere Dienststellen, Behörden
und Interessenten durch Vortragstätig-
keit bei Seminaren, Kursen und Techni-
kerausbildung

Sachgebiet Agrartechnik

• Weitere Intensivierung der Kontakte
zu den Behörden und zu den betreffen-
den Fachabteilungen
• Teilnahme an Querinformationsge-
sprächen (z. B. der agrartechnischen
Amtssachverständigen der Gruppe

Baudirektion), aber auch an gruppen-
überschreitenden fachspezifischen Be-
sprechungen (z. B. Schutz- und Schon-
gebiete, Klärschlamm, Abwasserbeseiti-
gung)
• Einbindung agrartechnischer Amts-
sachverständiger in Querinformations-
gespräche der Sachverständigen im
Naturschutzverfahren
• Weiterbildung und Teilnahme an fach-
spezifischen Seminaren und Veranstal-
tungen sowie Vervollständigung der
facheinschlägigen Literatursammlung

Sachgebiet Verkehrstechnik

• Verstärkte Weiterbildung der Mitarbei-
ter zur Weiterführung der Gutachtertä-
tigkeit auf dem letzten Stand des Wis-
sens
• Änderung der Eisenbahnkreuzungs-
verordnung
• Weiterführung der Mitarbeit bei der
Regelsetzung, richtungweisenden Publi-
kationen und Erstellung von einfach
handhabbaren Arbeitsunterlagen ein-
schließlich zugehöriger EDV-Programme
• Weiterführung der Mitarbeit bei Aus-
und Weiterbildung von Mitarbeitern des
Landes
• Intensivierung der bundesländerüber-
greifenden Koordination auf dem Gebiet
der Sachverständigentätigkeit
• Mitarbeit bei der Vereinfachung und
Konzentration der Verwaltungsverfahren

nikverordnung 1997 in Zusammenarbeit
mit der Abteilung Bau- und Raumord-
nungsrecht.

Sachgebiet Agrartechnik
• Im Wasserrechtsgesetz und im NÖ
Bodenschutzgesetz fehlen nach wie vor
eindeutige Regelungen.
• Im Naturschutzverfahren erschweren
unklar definierte Bescheidauflagen die
Entschädigungsberechnungen.
• Die laufende Personalreduktion in
Verbindung mit der im Jahr 1997 über-
durchschnittlich hohen Anzahl an
Grundeinlösungsverfahren verhindert
fristgerechte Erledigungen und führt zu
Aktenrückstand.

Sachgebiet Verkehrstechnik
• Begutachtungen erst nach Durchfüh-
rung von Verkehrsmaßnahmen auf
Grund von Anrainerbeschwerden in-
folge mangelnden Kontaktes mit Betrof-
fenen.
• Das aus Sicherheitsgründen notwen-
dige Pfeifen bei Eisenbahnkreuzungen
führt zu erheblichen Belästigungen der
Anrainer.
• Für einfache Bauvorhaben sind viele
verschiedene Behörden und Stellen zu-
ständig (z. B. Zufahrt Gewerbebetrieb an
Bundesstraße im Freiland: Gemeinde
Baubewilligung - Bezirkshauptmann-
schaft Gewerbebewilligung - Bezirks-
hauptmannschaft Bodenmarkierung
StVO-Verordnung - Land Ausnahme Bau-
verbot - Straßenverwaltung Zufahrtsbe-
willigung).
• Unvollständige, z. T. fehlende Unter-
lagen als Grundlage für Verfahren.

Statistik 1997

Tätigkeit Jänner bis Dezember 1997 (ohne die umfangreiche
Bearbeitung der NÖ Bautechnikverordnung und EU-Papieren)

Sachgebiet Außendiensttage komm.
Verhandlungen Beweisaufnahmen Gutachten

Bautechnik 437 471 160 177
Agrartechnik 291 508 209 170
Verkehrswesen 1.180 2.795 274 699
Insgesamt 1.908 3.774 643 1.046
Die angegebenen Ziffern stellen lediglich die Anzahl der Tätigkeiten dar, jedoch nicht deren Umfang.
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Abteilung Maschinenbau- und Elektrotechnik

Tätigkeitsbereiche
• Teilnahme als technische Amtssach-
verständige zu kommissionellen Ver-
handlungen der
- Abteilungen der NÖ Landesregierung
- Bezirkshauptmannschaften
- Gemeinden und Magistrate
- Berghauptmannschaft
- Bundesministerien
• Die Amtssachverständigen sind in fol-
genden Fachgebieten tätig:
- Lagerung brennbarer Flüssigkeiten

und Gase
- Heizungsanlagen und Lüftungsanla-

gen
- Dampfkesselanlagen
- Fernleitungen für Gas und Mineralöl
- Energiewesen und Energiewirtschaft
- Förderanlagen, Sessel- und Schlepp-

lifte, Aufzüge und Materialseilbahnen
- Beurteilung von Sicherheitsanalysen
- elektrotechnische Belange der Elektri-

fizierung, Leitungsanlagen und Tarif-
angelegenheiten

- Röntgenanlagen und Neonanlagen
- Sicherheitsbeleuchtungsanlagen
- Veranstaltungsstätten
- Beurteilung von Funkanlagen
• Mitarbeit im Normungsinstitut bei der
Erstellung einschlägiger Normen
- Mitarbeit bei der Ausarbeitung von

Gesetzen
- Mitarbeit bei der Ausarbeitung von

ÖVE-Vorschriften

• Begutachtung von gefahrgeneigten
Anlagen nach der Störfallverordnung -
Beurteilung von Projekten in elektrizitäts-
wirtschaftlicher Hinsicht

sprunghafte Entwicklung auf techni-
schem Gebiet ist für die Zukunft eine
noch intensivere Weiterbildung der
Sachverständigen erforderlich.

Probleme 1997 und
Ziele 1998

Im abgelaufenen Jahr wurde die Abtei-
lung für Maschinenbau und Elektrotech-
nik vermehrt für eine intensive Prüftätig-
keit in bezug auf die Umweltverträglich-
keit der Müllverbrennung herangezo-
gen. Für diese Tätigkeit ist ein aufwendi-
ges Literaturstudium neben der Prüfung
der sehr umfangreichen Projektunterla-
gen und die Zusammenarbeit mit ande-
ren Abteilungen sowie mit externen Gut-
achtern erforderlich.
Eine weitere Nachfrage bei den Beurtei-
lungen ist durch den rasanten Ausbau
der Funkanlagen (Handynetze) und die
dabei vermehrt auftretenden Einwen-
dungen der Bevölkerung betreffend
elektromagnetischer Felder eingetreten.
Durch die derzeitige Errichtung von
Windenergieanlagen und die damit ver-
bundenen Diskussionen, ist ebenfalls
ein vermehrter Arbeitsanfall vorhanden.
Im Hinblick auf die zunehmende Bedeu-
tung erneuerbarer Energieformen und
die damit zusammenhängende energie-
wirtschaftliche Bedeutung sowie die

Statistik 1997

Im Rahmen der Tätigkeit wurden folgen-
de Leistungen erbracht: 3
• Kommissionelle Verhandlungen und
Erhebungen

Gemeinden und Magistrate:
501 Verhandlungen 995 halbe Stunden
Bezirkshauptmannschaften:
2.635 Verhandlungen 6.579 halbe Stunden
Abteilungen der
NÖ Landesregierung:
1.747 Verhandlungen 5.436 halbe Stunden
Bundesministerien und
Berghauptmannschaft:
38 Verhandlungen 323 halbe Stunden

• Für die Überwachung technischer An-
lagen wurden folgende Beträge einge-
hoben:

Dampfkesselwesen
Aufzugsanlagen
Seilliftanlagen, Hebezeuge

S 235.870,-
S 687.675,-
S 114.000,-

Abteilung Umwelttechnik

Strahlenschutz Technische
Luftfahrtangelegenheiten

• Gutachten zur sicheren Durchführung
von Außenlandungen und Außenabflü-
gen sowie von zivilen Luftfahrtveranstal-
tungen
• Gutachter- und Beratungstätigkeit bei
der Errichtung von Hubschrauberflug-
plätzen; Erhebungen zur Kennzeich-
nung von Luftfahrthindernissen

Schwerpunk te  1997

• Mitarbeit am Projekt „Verfahrensex-
preß“, das der Beschleunigung gewer-
bebehördlicher Betriebsanlagengeneh-
migungsverfahren dient
• Bausprechtage in den Bezirkshaupt-
mannschaften
• Geruchsimmissionserhebung bei
einem Metallschmelzbetrieb im Bezirk
Baden
• Mitwirkung an der Räumung der „Ber-
ger-Deponie“ durch begleitende Kon-
trolle

Schwerpunkte 1997

• Überprüfung von Projekten hinsicht-
lich der technischen Erfordernisse und
der Strahlenschutzvorschriften
• Gutachten bei Genehmigungs- und
Überprüfungsverhandlungen, bzw. im
Zuge von Errichtungs- und Betriebsbe-
willigungen
• Sachverständigentätigkeit bei Ge-
werbe- und Bauverhandlungen für Anla-
gen zum Umgang mit radioaktiven Stof-
fen, Strahleneinrichtungen und Strahlen-
schutzräume
• Technische Begutachtung medizini-
scher Strahlenanlagen, z. B. für Ge-
sundheitsabteilungen der Bezirkshaupt-
mannschaften

Luftreinhaltung und
Luftgüteüberwachung

Luftreinhaltung

Amtssachverständigentätigkeit und Ab-
gabe von gutachtlichen Stellungnahmen
zu Fragen der Verringerung und Aus-
breitung von Luftverunreinigungen.

Luftgüteüberwachung

• Großflächige Überwachung der Luft-
gütesituation in Niederösterreich zur Do-
kumentation des Ist-Zustandes und der
Immissionsentwicklung
• Vollziehung des Smog- und Ozonge-
setzes
• Schaffung von Grundlagen für Pla-
nungen etc.
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• Stark erweitert wurden die biologi-
schen Güteuntersuchungen im Nachfol-
geprogramm im Stauraum Melk, ebenso
wurden im Rahmen der Arbeiten für die
Marchfeldkanalbetriebsgesellschaft so-
wohl die Oberflächengewässer in die-
sem Raum (Donau, Rußbach, Weiden-
bach) als auch das Grundwasser auf
zahlreiche Schwermetalle und organi-
sche Stoffe untersucht.

sehen und medizingastechnischen An-
lagen und Geräten in Kranken-, Kur- und
Heilanstalten und ähnlichen Anstalten
• Koordinierung der technischen Si-
cherheitsbeauftragten der NÖ Landes-
krankenanstalten, Aufbau einer Datei
über Technische Sicherheitsbeauftragte,
die für die NÖ Krankenanstalten verant-
wortlich sind
• Meßtechnische Geräte- und Anlagen-
prüfung und Ermittlung bei Unfällen. Si-
cherheitstechnische Prüfung der medi-
zin-technischen Geräte und Anlagen
(Raumlufttechnische Anlagen, medizini-
sche Gasanlagen, Elektro- und Brand-
schutzanlagen) vor der erstmaligen In-
betriebnahme in a. ö. Krankenanstalten,
NÖ Landeskrankenanstalten und in Not-
arztwagen im Bundesland Niederöster-
reich
• Wiederholungsprüfungen der raum-
lufttechnischen Anlagen in a. ö. Kran-
kenhäusern und NÖ LKA gern. ÖNORM
M 6020, Teil 2

Schwerpunk te  1997

• Kontinuierliche Luftgüteüberwachung
mit 35 Meßstellen des Landes NÖ und 8
Meßstellen der EVUs bzw. Industrie.
• Das Meßnetz wurde teilweise durch
Austausch veralteter Meßwerterfas-
sungsanlagen in 18 Meßstellen dem
neuesten Stand der Technik angepaßt.
Betreuung der Informationssysteme: Re-
gionaltelefone, Ozontelefon, Luftgütete-
lefon usw. Kontrolle der Emissionsdaten
aus den Kraftwerken Dürnrohr, Korneu-
burg und Theiß.
• Aufbau eines standardmäßigen Quali-
tätssicherungslabors.

Bädertechnik

Schwerpunkte 1997

• Überprüfung des Standes der Technik
in den kommunalen Frei- und Hallenbä-
dern wie auch in den gewerblich ge-
nutzten Anlagen im Hotelgewerbe und
in Freizeiteinrichtungen
• Überprüfung der Einhaltung der Tech-
nik von Vollvakuumchlorgasanlagen, wie
sie in der Badewasserdesinfektion Ver-
wendung findet
• Technische Beratung und Überprü-
fung der Frei- und Hallenbadsanierun-
gen
• Überprüfung von gewerblich genutz-
ten Bräunungsanlagen in Hotels, Fitneß-
zentren, Sonnenstudios und dgl. bei
deren Installierung wie auch im laufen-
den Betrieb

Gewässergüte

Erfassung der chemischen, physikali-
schen und biologischen Gewässergüte
von Grund- und Quellwässern sowie von
Oberflächengewässern, vor allem im
Hinblick auf die damit verbundenen Gü-
tefragen. Lärm- und

Erschütterungsschutz

Schwerpunkte und
Probleme 1997

• Befunde und Gutachten über die
Höhe der in der Nachbarschaft von Be-
trieben und Anlagen zu erwartenden
Lärmimmissionen;
• Beratung bei der Planung von Ge-
werbe- und Industrieanlagen hinsicht-
lich Lärmthematik, Prüfung der Standort-
frage und generelle fachliche Beratung
und Aufklärung.
• Durch die Tendenz, Straßen- und
Schienenverkehrswege aus Lärm-
schutzgründen unterirdisch zu verlegen,
kommt dem Erschütterungsschutz stei-
gende Bedeutung zu.
Mögliche Auswirkungen von Neuprojek-
ten werden bereits im Vorfeld der Projek-
tierung untersucht.

Schwerpunkte und
Probleme 1997

• Die Untersuchungen zur aktuellen
Gewässergütesituation der Fließgewäs-
ser in Niederösterreich wurden in Zu-
sammenarbeit mit der Abteilung Was-
serwirtschaft und der Universität für Bo-
denkultur wie im Vorjahr im Rahmen
einer neuen, erweiterten Studie mit ins-
gesamt über 800 Probestellen weiterge-
führt. Das biologische Untersuchungs-
programm für das Grundmeßstellennetz
(nach der Wassergüteerhebungsverord-
nung) wurde ebenso wie die chemische
Probenahme weitergeführt.
• Die Funktionsüberprüfungen von Klär-
anlagen (über 120 im Jahr) wurden wei-
tergeführt und liefern gemeinsam mit
dem Ablaufprogramm weitere interes-
sante Ergebnisse über die saisonalen
Schwankungen.
• Teichuntersuchungen (Feststellung
der Eutrophierungstendenz; über 500
Untersuchungen pro Jahr) durch ver-
mehrte Messungen des Chlorophyllge-
haltes.

Sicherheitstechnik im
Gesundheitswesen

Schwerpunkte 1997

• Sachverständigentätigkeit im Bereich
der Sicherheitstechnik im Gesundheits-
wesen, insbesondere bei baubehördli-
chen, sanitätsrechtlichen und Arbeitneh-
merschutzverfahren sowie Kranken-
hauseinschaukommissionen, Teilnahme
an Baubeiratssitzungen und Arbeitsaus-
schußsitzungen
• Beratung und Begutachtung bei der
Planung bzw. Prüfung und Überwa-
chung bei der Errichtung und beim Be-
trieb von technischen, medizin- und
elektromedizinischen Einrichtungen so-
wie elektrotechnischen, lüftungstechni-

Abteilung Vermessung

Aufgaben und
Schwerpunkte 1997
Der Abteilung Vermessung sind nach
der Geschäftseinteilung die Vermes-
sungsangelegenheiten übertragen wor-
den. Aus diesen Agenden ergeben sich
nachstehende Tätigkeiten für landes-
und bundeseigene Liegenschaften:

• Überprüfen von Anboten vermes-
sungstechnischer Arbeiten
• Veranlassen der Grundbuchsordnung
• Evidenzhalten der Liegenschaften
• Erteilen von Zustimmungserklärungen
für die Umwandlung von Grundstücken
in den Grenzkataster gemäß § 43 Abs. 6
VermG und Beurkundungen gemäß
§ 43 Abs. 5 VermG

• Erstellen von grundbuchsfähigen Tei-
lungsplänen
• Erstellen von Bestandsplänen für
Straßenbaumaßnahmen
• Wiederherstellen von verlorengegan-
genen Grenzzeichen
• Vorbereiten und Vergeben von vermes-
sungstechnischen Arbeiten an Ingenieur-
Konsulenten für Vermessungswesen
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• Zustimmung zu rechtlich gesicherten
Grenzen von landeseigenen bzw. in der
mittelbaren Bundesverwaltung von bun-
deseigenen Grundstücken gern. § 19
der NÖ Bauordnung
• Zentrales Evidenzhalten der Fest-
punkte des Bundesamtes für Eich- und
Vermessungswesen
• Wahrung der Eigentumsinteressen im
Einvernehmen mit den verwaltenden
Dienststellen bei Einmessungen durch
Vermessungsämter oder Agrarbezirks-
behörde
• Erstellen von Lage- und Höhenauf-
nahmen
• Erstellen von vermessungstechni-
schen Gutachten im Zuge von Behör-
denverfahren
• Mitarbeit bei der Schaffung des Natio-
nalparkes Thayatal
• Mitarbeit im österreichischen Fach-
normenausschuß 084 (Vermessungs-
technik und Plandarstellung)
• Mitarbeit am NÖGIS
• Durchführen sonstiger technischer
Vermessungen über Antrag von ande-
ren Abteilungen
• Koordination bei der Erstellung und
Beschaffung von Plänen und Karten in-
nerhalb der Landesverwaltung
• Abfragen aus der Grundstücks- und
Grundbuchsdatenbank
• Beraten von Gemeinden bei Erstellen
von DKM und digitalen Flächenwid-
mungsplänen

Vermessung

Bei der Vermessung wurde der Schwer-
punkt entsprechend den anfallenden Ar-
beiten auf die Erstellung grundbuchsfä-
higer Teilungspläne nach Korrektion von
Landesstraßen, Landeshauptstraßen,
Bundesstraßen A, S und B sowie nach
Regulierungsmaßnahmen des öffentli-
chen Wassergutes gesetzt.

• 42,6 km Rekonstruktion von Straßen-
und Gerinnegrenzen
• 7,5 km Grenzverhandlungen für
Grenzkataster und Agrarverfahren
• 29,7 km Straßenbestandspläne für
Grundeinlösung
• 45 Termine für vermessungstechni-
sche Sachverständigentätigkeit
• 10 Teilungspläne für Liegenschafts-
verwaltungen
• Einmessung von Naturdenkmälern
• Schutzzonenabgrenzung von Brun-
nenfeldern im Raum St. Pölten

Dienstposten nur teilweise nachbesetzt
wurden.
• Die Dezentralisierung von Mitarbei-
tern nach Horn und Baden brachten
zwar für die Betroffenen von ihrem
Wohnsitz her große Vorteile, jedoch
ist die Kommunikation mit der Zentrale
äußerst schwierig. Fachgespräche und
Fragen bzw. rechtliche, personelle und
technische Probleme können nicht
sofort behandelt und besprochen
werden, sondern erst wenn eine eigens
dafür anberaumte Dienstbesprechung
eingeplant ist. Dadurch ist es für
die Führung der Abteilung schwierig
für ein einheitliches und kontinuierli-
ches Arbeiten bzw. Auslegen von recht-
lichen und technischen Problemen zu
sorgen.
• Durch die Novellierung der NÖ Bau-
ordnung ist die Abteilung Vermessung
verpflichtet, im Rahmen von Bauverfah-
ren gern. § 19 NÖ Bauordnung die
rechtlich gesicherte Grenze nicht nur
der Straßen, sondern auch des öffentli-
chen Wassergutes zu bestätigen. Dafür
ist oft eine Rekonstruktion oder Vermes-
sung des Gerinnes erforderlich. Die
dafür anfallenden Kosten in einem jährli-
chen Gesamtausmaß von ca.
S 100.000,- müssen den Planverfassern
angelastet werden, da die Abteilung
Vermessung dafür über keine Budget-
mittel verfügt und auch seitens des zu-
ständigen Bundesministeriums dafür
keine Geldmittel zur Verfügung gestellt
werden. Dies führt zu Unverständnis
und Unmut bei den betroffenen Gemein-
den und Bauwerbern.
• Durch die Eingliederung der Vermes-
sungsabteilung in die Gruppe Baudirek-
tion ist es erforderlich, auch den Abtei-
lungen anderer Gruppen bewußt zu ma-
chen, daß die Vermessungsabteilung
trotz der Zuordnung zur Gruppe Baudi-
rektion weiterhin für alle Vermessungs-
und Grundbuchsangelegenheiten sowie
für die in diesem Zusammenhang ste-
henden Finanzangelegenheiten befugt
und zuständig ist.

Grundbuchsangelegenheiten

In diesem Bereich lag der Schwerpunkt
auf folgenden Tätigkeiten:
• Bearbeitung von 2.045 Grundbuchs-
beschlüssen in der abteilungseigenen
Liegenschaftsevidenz
• Erteilen von 1.031 Grundabtretungs-
und Zustimmungserklärungen gern. Ver-
messungsgesetz
• Erstellen von 51 Grundbuchsanträgen
für die Bundes- und Landesstraßenver-
waltung
• Bearbeitung von Anträgen um Aus-
zug aus der Grundstücksdatenbank im
Ausmaß von 17.209 Eingaben
• Bearbeiten von 508 Ladungen zu
Bauverhandlungen gern. § 19 NÖ Bau-
ordnung betreffend rechtlich gesicherter
Grenzen
Weiters war die Teilnahme an Gerichts-
terminen in Grundbuchssachen und
Tagsatzungen erforderlich, ebenso die
Durchführung zahlenmäßig nicht erfaß-
barer Evidenzhaltungsarbeiten über den
landes- und bundeseigenen Liegen-
schaftsbesitz.

Liegenschaftsevidenz für
landes- und bundeseigene
Grundstücke

Die Daten der bei der Abteilung Vermes-
sung aufliegenden Liegenschaften der
Landes- und Bundesverwaltung sind in
der EDV eingespeichert.
Diese Datei wurde unter Mitarbeit der
betroffenen verwaltenden Abteilungen
weiter ausgebaut und verbessert und
evident gehalten.

(Angaben in km) E G
Landesstraßen 29,0 138,1
Bundesstraßen A, S und B 2,6 67,9
Wasserbau 0,3 12,9
E = Eigenleistung
G = Grenzverhandlung mit anschl. Vergabe der Planerstellung

Für die Vermessung und Verbücherung
wurden für die Landeshaupt- und Lan-
desstraßen Kreditmittel in der Höhe von
14,7 Mio. S, für die Bundesstraßen 3,9
Mio. S und für das öffentliche Wassergut
S 250.000,- an Ingenieurkonsulenten für
Vermessungswesen vergeben.
1 Mio. S wurde für Gebühren, für Plan-
bescheinigungen, Bestellung von Kata-
stermappenblätter und Plandrucke auf-
gewendet.
Weitere Schwerpunkte lagen bei folgen-
den Tätigkeiten:
• 15 Lage- und Höhenaufnahmen für
Naturschutz, Wasserrechtsbehörde und
Hochbau

Ziele 1998

• Einbindung von Daten der digitalen
Katastermappe (DKM) in das NÖGIS
• Abschluß der Tarifverhandlungen ge-
meinsam mit der Bundesingenieur-
kammer und den Experten der Bundes-
länder im Bereich des Vermessungs-
wesens
• Unterstützung der Gemeinden und In-
genieurkonsulenten für Vermessungs-
wesen bei der Erstellung der digitalen
Katastermappe
• Ankauf der digitalen Mappe vom
Bundesamt für Eich- und Vermessungs-
wesen und Weitergabe an die Gemein-
den
• Beratung der Gemeinden beim Ein-
satz digitaler Plangrundlagen

Probleme 1997

• Durch die Übersiedelung des Dienst-
ortes nach St. Pölten kam es für die Mit-
arbeiter zu zusätzlichen Belastungen,
da der Betrieb, die Betreuung der Anrai-
ner, der Gemeinden und Ingenieurkon-
sulenten ohne Unterbrechung weiterge-
führt werden mußte. Dabei wirkte sich
auch aus, daß zu diesem Zeitpunkt
wegen der vom Land durchgeführten
Sparmaßnahmen, durch Kündigungen
bzw. Pensionierungen freigewordene
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• Informationsveranstaltung über die No-
vellierung der NÖ Bauordnung hinsichtlich
der rechtlich gesicherten Grenzen für Ge-
meinden, Sachverständige usw.
• Informationsveranstaltungen im Rah-
men der Landesverwaltung über den
möglichen Einsatz der neuen Technolo-
gien (GPS-System)
• Zurverfügungstellung bzw. fachliche
Beratung und Einsatz von vermessungs-
technischen Leistungen
• Fachliche Beratung bei der Erstellung
von GIS in den verschiedenen Abteilungen

• Beratung der Gemeinden und Inge-
nieurkonsulenten bei Erstellung und
richtiger Anwendung der DKM
• Einmessen von Wasserbauvorhaben,
deren Verbücherung vor Jahren seitens
des Bundes unterblieben ist
• Umstellen der photomechanischen
Plandokumente auf EDV-Datenträger
• Verstärkter Einsatz von neuen Techno-
logien im Bereich der Vermessung
• Anwendung des GPS-Systems im
Rahmen großflächiger Vermessungen
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Schwerpunkte 1997
• Erstellung von EDV-Programmen ge-
meinsam mit EDV-Koordinatoren der
einzelnen Abteilungen zum Zwecke
einer Vereinheitlichung und Verbesse-
rung des Einsatzes der elektronischen
Datenverarbeitung mit den Schwerpunk-
ten: Kostenverfolgung, Vergabe und
Rechnungsprüfung
• Schulung der EDV-Anwender mit
Schwerpunkten Ausschreibung und Ver-
gabe (ABKx), Kostenverfolgung und
Rechnungsprüfung (BKE) und automa-
tionsunterstütztem Zeichnen (AUTOCAD
Rx)
• laufende Betreuung und Benutzerun-
terstützung der EDV-Anwender
• Laufende Koordinierung der Aktivitä-
ten der zur Gruppe Hochbau gehören-
den Abteilungen, der Gruppenkanzlei
und der Schreibstelle sowie Servicestel-

• Überarbeitung und EDV-mäßige Um-
setzung der in der Gruppe Hochbau
verwendeten Formulare (Formularwe-
sen)
• Einstieg in das Landeskommunika-
tions- und Informationssystem (LAKIS)
• Optimierung des Vergabewesens für
immaterielle Leistungen

lenbetreuung im Haus 7 im Sinne einer
bürgernahen Verwaltung
• Teilnahme an Arbeits- und Fachaus-
schüssen sowie Mitwirkung in den Gre-
mien zur Errichtung des Regierungsvier-
tels und des Kulturbezirkes in der Lan-
deshauptstadt
• Wahrnehmung aller Koordinierungs-
aufgaben auf dem Personal-, Sach- und
Fachsektor sowie Mitarbeiterweiterbil-
dung (es wurden 11 Fachvorträge ver-
anstaltet)
• Baukoordination mit Prognose des
Jahresbauvolumens

Statistik 1997

Die geschätzten Gesamtherstellungsko-
sten der Bauvorhaben betragen rund
13,69 Mrd. S.
Die Baurate der 1997 abgewickelten
Vorhaben belief sich auf rund 3,33
Mrd. S.

Ziele 1998

• EDV-Schulungen der Mitarbeiter mit
dem Schwerpunkt automationsunter-
stütztes Zeichnen

Abteilung Landeshochbau A

Schwerpunkte 1997
• Planung und organisatorische Durch-
führung von Neu-, Zu- und Umbauten der
landeseigenen Objekte für Bezirkshaupt-
mannschaften, Gesundheits-, Kultur- und
Museumswesen sowie der landwirt-
schaftlichen Bildungsangelegenheiten
• Organisatorische Betreuung, Planung
und Beratung von Neu-, Zu- und Um-
bauten sowie Überprüfung der wid-
mungsgemäßen Verwendung der vom
Land zur Verfügung gestellten Kreditmit-
tel für geförderte Bauvorhaben der Ge-
meinden und Gemeindeverbände, hier
ausschließlich von Krankenanstalten,
Leasinggesellschaften und Bauträgern
• Erarbeitung der technischen Beilagen
für Regierungsvorlagen landeseigener
Objekte und aus Landesmitteln geför-
derter Vorhaben der Gemeinden und
Gemeindeverbände

• Teilnahme an Baubeiratssitzungen,
Arbeits- und Finanzausschüssen
• Stellung von Experten zur Beratung
bei Gesetzesentwürfen bzw. -änderun-
gen
• Stellung von Sachverständigen für die
Durchführung behördlicher Verfahren
nach dem Krankenanstalten-, Heilvor-
kommen- und Kuranstalten-, Kranken-
pflege- und fallweise Sozialhilfegesetz
• Entsendung von Mitgliedern für Prü-
fungskommissionen;
• Begutachtung und Überwachung von
Planungen, Koordinierung von Planungs-
beauftragten, geschäftliche und techni-
sche Oberleitung, Durchführung von
Ausschreibungen und Auftragsverga-
ben, Bauaufsicht und Koordinierung der
Fachabteilungen, Abnahme der Baulei-
stungen und Abrechnungsarbeiten.
Der Schwerpunkt lag auf dem Ausbau
der mit hohem Standard ausgestatteten

Krankenanstalten, den durch die Dezen-
tralisierung vermehrten Aktivitäten auf
dem Gebiet der Bezirkshauptmann-
schaften sowie den Renovierungs- und
Instandsetzungstätigkeiten an Kultur-
bauten bzw. an Bauten des landwirt-
schaftlichen Bildungswesen.

Ziele 1997
Die Zielvorgaben sind durch den Rah-
men des Voranschlages 1998 des
Landes Niederösterreich bestimmt und
umfassen Bauvorhaben mit Eigenpla-
nungen der Abteilung Landeshoch-
bau A sowie solche mit Planungsbeauf-
tragten bei Projekten mit Landeszu-
schüssen.

Statistik 1997

Bauvorhaben Anzahl Gesamtkosten in Mio. S Baurate 1997 in Mio. S
Amtsgebäude 7 433,700 34,891
Landw. Fach- und Berufsschulen 8 41,211 11,240
Kulturabteilung 2 36,500 4,246
Krankenhäuser

Rechtsträger Bundesland NÖ 4 1.365,662 187,691
Rechtsträger Gemeinden und
Gemeindeverbände 13 2.611,910 532,721

Insgesamt 34 4.488,983 770,089
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Abteilung Landeshochbau B

bäudeerhaltung mit Verbesserung der
Wärmedämmung (CO2-Reduzierung)
neben der Neubautätigkeit einen
Schwerpunkt bildete.

Schwerpunkte 1997
• Vorbereitung von Planungen bzw. Be-
treuung und organisatorische Abwicklung
von Neu-, Zu- und Umbauten sowie von
Sanierungsmaßnahmen bei Kindergär-
ten, Pflichtschulen, Landesberufsschu-
len, Landespensionistenheimen, Landes-
pflegeheimen, Landesjugendheimen,
Landesfeuerwehrschule, Sonderschule
für körperbehinderte Kinder „Waldschule“
in Wiener Neustadt, Säuglings- und Klein-
kinderheim „Schwedenstift“ in Perchtolds-
dorf und Stiftungshäusern.
• Stellung von Amtssachverständigen
für die Durchführung von Behördenver-
fahren entsprechend dem Sozialhilfege-
setz für Pensionisten- und Pflegeheime
sowie für das Kindergartenwesen und
den Pflichtschulbereich.
• Koordinierung der Projektabwicklung,
Begutachtung von Planvorlagen und
teilweise Durchführung von Ausschrei-
bungen und Auftragsvergaben, Bauauf-
sicht und Koordinierung der Sonder-
fachleute, Abnahme der Bauleistungen
und Abrechnungen.

Gewerbliche Berufsschulen

Im Zuge des Ausbaues der Gewerbli-
chen Berufsschulen mit einem Investi-
tionsvolumen von 500 Mio. S befinden
sich die Schulen Theresienfeld, St. Pöl-
ten im Bau. Der Um- und Zubau der
Berufsschule Pöchlarn wurde abge-
schlossen.

Landespensionisten- und
-Pflegeheime
Aus dem laufenden Bauprogramm
wurde das Projekt Eggenburg mit 75
Pflegebetten seiner Bestimmung über-
geben. Die Pflegeheime St. Pölten sowie
Berndorf, Neunkirchen, Vösendorf und
Wilhelmsburg befinden sich in der Um-
setzungsphase, wobei die letzteren be-
reits 1998 fertiggestellt werden.

Schul- und Kindergartenbau
Die Bauinvestitionen wurden in diesem
Bereich im bisherigen Rahmen von rund
1.300 Mio. S fortgesetzt, wobei die Ge-

Ziele 1998

Neben dem Aufgabenbereich Kinder-
garten- und Schulbau wird vor allem die
Umsetzung des vom Landtag beschlos-
senen Ausbauprogrammes 1998 bis
2000 von 1.300 Mio. S für Pensionisten-
und Pflegeheime ein großer Schwer-
punkt sein. Wobei vordringlich die Erar-
beitung der Grundlagen und Ziele für
die Umstrukturierung bestehender
Heime von Wohn- auf Pflegebetten und
die Vergabe der immateriellen Leistun-
gen, entsprechend der Dienstleistungs-
richtlinie und der ÖNORM sein wird.

Statistik 1997

Anzahl Gesamtkosten
in Mio. S ii

Baurate 1997
1kl. MWSt.

Kindergärten 65 606.000 333.930
Pflichtschulen 208 2,522.668 872.572
Summe Schulen und Kindergärten 273 3,128.668 1,206.502
Gewerbliche Berufsschulen 21 575.952 182.646
Pflege- und Pensionistenheime 36 2,165.208 487.656
Instandsetzungen und Standardverbesserungen
sonstiger Landesbauten 13 56.354 27.038
Summe Landesbauten 70 2,797.514 697.340
Insgesamt 343 5,926.182 1,903.842

Abteilung Bundeshochbau

Schwerpunkte 1997

Bundeshochbau

Planung und organisatorische Durchfüh-
rung von Neu-, Zu- und Umbauten bun-
deseigener und in Bestand genomme-
ner Objekte für Hochschulen und wis-
senschaftliche Anstalten, Allgemeine
und Berufsbildende mittlere und höhere
Schulen, Anstalten der Lehrer- und Er-
ziehungsbildung, Land- und Forstwirt-
schaftliche Schulen und Anstalten, Bun-

desversuchswirtschaften, Gendarmerie-
und Bundespolizeidienststellen, Straf-
vollzugsanstalten und Gerichte, Finanz-
und Zollämter, Vermessungsämter,
Strombauämter, Bundesflüchtlingslager,
veterinärbehördliche Gebäude, bundes-
eigene Mietwohngebäude, Allgemeine
Leasing- und Sonderfinanzierungsbau-
ten.
Die bautechnische Betreuung wird unter
Kontaktnahme mit den Dienststellen der
jeweils zuständigen Bundesministerien,
Verwaltungsdienststellen im Amt der NÖ
Landesregierung, dem Landesschulrat

für Niederösterreich, der Finanzlandes-
direktion für Wien, Niederösterreich und
Burgenland, dem Präsidenten des
Oberlandesgerichtes, des Landesgen-
darmeriekommandos für Niederöster-
reich und der BBD für Wien, Nieder-
österreich und Burgenland durchge-
führt.
Die Aufgabenstellung ist grundsätzlich
durch die Wahrnehmung der Projektlei-
tungs- und Auftraggeberfunktion defi-
niert und reicht von Planungseinleitung,
Bauvorbereitung, Planungsbeauftra-
gung, Ausschreibung, Auftragsvergabe,
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örtlicher Bauaufsicht, Abrechnung bis
zur Übergabe der Objekte an die jewei-
ligen Nutzer sowie sämtlicher Instand-
haltungsmaßnahmen. Die Zielvorgaben
sind durch den Bundesvoranschlag
(Baukredite) und den Landes-voran-
schlag (Planungskredite) bestimmt.

Bundesgebäudeverwaltung

Die vom Bundesministerium für wirt-
schaftliche Angelegenheiten zugewie-
senen Liegenschaften, Gebäude und
Wohnungen, die im Besitz des Bundes
stehen, werden verwaltet bzw. sämtliche
An- und Verkäufe von Liegenschaften
und Gebäuden durchgeführt.

Amtshilfe

Die Tätigkeiten im Rahmen der Amtshilfe
für einzelne Ressorts werden je nach Er-
fordernis durchgeführt, wobei die Bau-
kosten seitens der Ressorts getragen,
und dem Land Niederösterreich von den
tatsächlichen Bauausgaben gemäß FAG
12% Aufwendungsrückvergütung erstat-
tet wird.

Rechnungswesen

Buchhalterische Erfassung aller Auf-
träge, Rechnungen, Vorschauen und
Kostengebarungen im Bereich Hoch-
bau, Planung und Bauprogramme.

Statistik 1997

Bundesgebäudeve rwa l t ung

Von der BGV l/NÖ werden 55 allge-
mein-öffentlich genutzte Liegenschaften
(Amtsgebäude, Lehr- und Versuchsan-
stalten, Heime, Flüchtlingslager usw.),
20 gemischt genutzte Gebäude, 15
Wohn- und Geschäftsgebäude, meh-
rere Bauplätze, 10 Eigentumswohnun-
gen, rund 300 Hektar landwirtschaftlich
genutzter Flächen, ein Teil des Donau-
Oder-Kanals sowiee 13 Kriegerfried-
höfe einschließlich Aus- und Einnah-
mengebarung für 53 Mietwohnungen,
118 Naturalwohnungen, 20 Einzelräume
und 6 Geschäftslokale sowie die Besol-
dung von 3 Hausbesorgern verwaltet
und 15 Bundesbedarfsumfragen durch-
geführt.
Für die Verwaltung wurden S 9,400.000,-
und für den Ankauf von Liegenschaften
S 5,586.636,- aufgewendet.
Aus der Vermietung und Verpachtung
S 5,835.236,60 sowie durch Geldmittel-
zuweisungen konnten gemäß FAG
S 1,745.249,54 erzielt werden.

Probleme 1997

Seitens des BMWA werden derzeit auf
Grund eines Rechnungshofberichtes
Überlegungen über eine Neuorganisa-
tion des gesamten Bundeshochbaues
angestellt, wobei insbesondere eine Effi-
zienzsteigerung durch entsprechende
Aufgabenverteilungen thematisiert ist.

Ziele 1998

Realisierung und Umsetzung aller in den
Bauprogrammen des BMWA enthalte-
nen Planungen sowie Fortführung be-
reits im Bau befindlicher Vorhaben, je
nach Maßgabe der zur Verfügung ste-
henden Budgetmittel und örtlichen Be-
sonderheiten.

Angaben in Mio. S inkl. MWSt. Bauvorhaben 97 Bauvorhaben 98 Planungsvorhaben 98
ges. Kges. K. Ausg. 9/ ges. K. Ausg. 98

Neubau - BRR des BMwA
Bauträgervorhaben 301,000 2,300 301,000 1,200 0,000
Schulen der Unterrichtsverwaltung 264,000 40,992 121,000 57,000 255,000
Schulen der Wissenschaftsverwaltung 0,000 0,000 0,000 0,000 110,000
Land- und forstwirtschaftliche Schulen u. Anstalten 397,330 51,491 354,200 55,600 316,700
Sonstige Bundesamtsgebäude 1.530,000 274,902 1.069,100 227,800 1.314,100

Summe Neubau 2.492,330 369,615 1.845,300 341,600 1.995,800
Instandsetzung - RBPR des BMwA

Schulen der Unterrichtsverwaltung 171,000 74,000 215,000 90,000 40,000
Schulen der Wissenschaftsverwaltung 19,000 9,138 13,000 8,000 10,000
Land- und forstwirtschaftliche Schulen u. Anstalten 40,000 16,773 53,000 25,000 11,500
Sonstige Bundesamtsgebäude 285,000 107,958 310,000 98,000 106,000
Amtshilfetätigkeit für Ressorts 18,100 17,250 18,000 18,000 26,000

Summe Instandsetzungen 533,100 225,119 609,000 239,000 193,500
Planung, Bauführung und Bauaufsicht 0,000 37,350 0,000 41,500 0,000
Insgesamt 3.025,430 632,084 2.454,300 622,100 2.189,300

Abteilung Haustechnik

Schwerpunkte 1997
• Wahrnehmung der Aufgaben und
Zielsetzungen der Wirtschaftsverwal-
tung auf dem Gebiet der Haustechnik.
• Kontaktnahme und Zusammenarbeit
mit den Dienststellen des Bundes in mit-
telbarer Bundesverwaltung und in Form
der Amtshilfe, dem Landesschulrat für
Niederösterreich, dem Landesgendar-
meriekommando für Niederösterreich,

dem Arbeitsmarktservice für Nieder-
österreich.
• Zusammenarbeit mit Gemeinden, Ge-
meindevertreterverbänden, Leasingge-
sellschaften und Bauträgern.
• Kontaktnahme mit sonstigen Rechts-
trägern, wie Elektrizitäts- und Energie-
versorgungsunternehmen, der General-
postdirektion und deren nachgeordnete
Dienststellen, Vorschriften- und Normen-
ausschüsse usw.

• Planung und bautechnische Betreu-
ung von haustechnischen Anlagen in
Neu-, Zu- und Umbauten, wie z. B. für
Hochschulen und wissenschaftliche An-
stalten, berufsbildende mittlere und hö-
here Schulen, Anstalten der Lehrer- und
Erzieherbildung, land- und forstwirt-
schaftliche Schulen, Bundesversuchs-
wirtschaften, land- und forstwirtschaftli-
che Bundesanstalten, Gendarmerie-
und Bundespolizeidienststellen, Straf-
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Ziele 1998
• Moderne und betreiberfreundliche
Anlagen wirtschaftlich und dem Budget-
rahmen entsprechend errichten, wobei
die rasche Entwicklung der Technik be-
sonders im Haustechnikbereich und die
laufenden praktischen Erfahrungen in
die Planung und Ausführung der haus-
technischen Anlagen einfließen.
• Verringerung von Schadstoffen in den
Emissionen der Heizungs- und Müllver-
brennungsanlagen durch Wahl des
Energieträgers und Beobachtung der
Entwicklung am Sektor Alternativenergie
und Umweltschutz unter Ausnützung
neuester Technologien.

stalten werden weiter beobachtet und
im a. ö. Krankenhaus Amstetten einge-
plant. Die Errichtung einer modernen
Müllverbrennungsanlage für das a. ö.
Krankenhaus Baden ist nach engem
Kontakt mit den zuständigen Rechts-
und Sachverständigenabteilungen ge-
nehmigt und steht vor der Fertigstellung.
• Der Schwerpunkt lag weiterhin auf
dem Ausbau der mit einem überdurch-
schnittlich hohen Anteil an Haustechnik
ausgestatteten, technisch komplizierten
NÖ Krankenanstalten, den Neu- und Zu-
bauten der Landespensionistenheime,
Landesberufsschulen und Landwirt-
schaftlichen Fachschulen sowie weite-
ren Großbauvorhaben des Landes und
Bundes. Weitergeführt wurde der Aus-
bau der Zollämter und die Unterkünfte
für die GREKO (Grenzgendarmerie). Be-
gonnen wurde der Einbau der Sicher-
heitseinrichtungen in Gerichtsgebäuden
mit den Bezirksgerichten des Gerichts-
sprengeis des Landesgerichtes Krems/
Donau. Fast alle fördertechnischen An-
lagen, viele Großküchen sowie medizini-
sche Großgeräte der Krankenhäuser
wurden neben einzelner Bauvorhaben
besonders des Landes Niederösterreich
durch Mitarbeiter der Abteilung selbst
projektiert, ausgeschrieben und bis zur
Übergabe betreut.
• Großen Arbeitsaufwand erforderten
die Entscheidungsfindungen bei den
Vergabeverfahren für die immateriellen
Leistungen, die gern, dem NÖ Landes-
vergabegesetz bzw. der ÖNORM A
2050 ausgeschrieben wurden. In Vertre-
tung der Nutzerinteressen am neuen
„NÖ Landhaus St. Pölten" intensive Mit-
arbeit in fachtechnischer und wirtschaft-
licher Hinsicht bei der Übernahme und
Betriebsführung der haustechnischen
Anlagen.

Vollzugsanstalten und Gerichte öffentli-
chen Rechts, Finanz- und Zollämter,
Bundesflüchtlingslager, bundeseigene
Mietwohngebäude, Arbeitsämter, Amts-
gebäude, Landeskrankenhäuser, ge-
werbliche Landesberufsschulen, land-
wirtschaftliche Fach- und Berufsschu-
len, Landesjugendheime, Landespen-
sionistenheime, Landespflegeheime,
Stiftungshäuser, Landesausstellungen
und Museen, niederösterreichische
a. ö. Krankenanstalten, Pflichtschulen,
Kindergärten.
• Fachliche Betreuung für die Landes-
ausstellung 1998 in Kirchstetten. Sicher-
heitstechnische und technisch-museale
Beratung auch für Bundesdenkmalamt,
Diözesen, Stifte und Gemeinden.
• In Zusammenarbeit mit der Ge-
schäftsstelle für Energiewirtschaft und
den Energiesonderbeauftragten des
Bundesministerium für wirtschaftliche
Angelegenheiten für Bundesbauten wur-
den Maßnahmen zur Einsparung von
Energie gesetzt. Zur Verwendung alter-
nativer bzw. erneuerbarer Energien wur-
de die Entwicklung derselben beobach-
tet, Untersuchungen in wirtschaftlicher
und technischer Hinsicht angestellt und
gegebenenfalls der Einbau entspre-
chender Anlagen veranlaßt. So wurden
in die in Bau befindlichen Landes-Pen-
sionistenheime in Berndorf, Neunkir-
chen, Vösendorf, Wilhelmsburg Solaran-
lagen zur Warmwasserbereitung einge-
baut.
• Die bereits mehrfach in Heizungsan-
lagen eingesetzte geregelte Strahl-
pumpe brachte gute technische und
wirtschaftliche (Investition, Strom, War-
tung) Ergebnisse, und es wird ihr Ein-
satz weitergeführt werden. Die Kraft-
Wärme-Kupplungsanlagen (Blockheiz-
kraftwerke) in diversen NÖ Krankenan-

Statistik 1997

Anzahl Gesamtkosten
in Mio. :

Baurate
S

Bundesbauten 282 758,803 204,654
Landesbauten 135 773,897 227,222
Gemeindebauten
Öffentliche

46 1.396,664 209,638

Beleuchtung-
Museen und

1 0,599 0,000

Ausstellungen 32 252,085 28,060
Gesamtsumme 496 3.182,048 769,569
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Zentrale Aufgabe der Gruppe Straße ist
es, die „Sicherheit, Leichtigkeit und
Flüssigkeit des Verkehrs“ auf dem rd.
14.000 km langen Straßennetz in Nie-
derösterreich zu gewährleisten. Der
Ausbau und die Erhaltung dieses Stra-
ßennetzes ist eine der wichtigsten
Dienstleistungen unseres Bundeslan-
des. Um einen raschen, aber auch si-
cheren Verkehrsablauf zu gewährlei-
sten, stehen in Niederösterreich fast
4.000 Mitarbeiter in 66 Straßen- und
Brückenmeistereien, in 8 Straßenbauab-
teilungen sowie in der zentralen Verwal-
tung im Einsatz.

der pro Mann die Betreuung von 10 km
Bundes- bzw. 12 km Landesstraßen
(Fahrstreifenkilometer) vorsieht. Generell
sind die Personalzahlen auf die Bewälti-
gung des Winterdienstes ausgelegt
Durch die Umstellung auf Flächenbe-
treuung kam es auch zu geringfügigen
Verschiebungen im Betreuungsbereich.
Die Umstrukturierung ist damit im we-
sentlichen abgeschlossen. Durch die
bisherigen Maßnahmen konnte bereits
ein erheblicher Teil der Personaleinspa-
rungen erreicht werden, und zwar
durchwegs durch den natürlichen Ab-
gang. Betriebliche Gründe haben aber
auch Nachbesetzungen notwendig ge-
macht. Damit ist eine sehr mitarbeiter-
freundliche Umsetzung gelungen, wie
sie auch in verbleibenden Maßnahmen
gefunden werden wird.

Aktion „Mehr
Verkehrssicherheit für Kinder“

Die Aktion „Mehr Verkehrssicherheit für
unsere Kinder“ hat Landeshauptmann
Dr. Erwin Pröll im Jahr 1995 gemeinsam
mit dem NÖ Straßendienst gestartet. Der
große Erfolg war schließlich der Grund
dafür, daß auch 1997 Gemeinden, Schu-
len und Kindergärten aufgerufen wur-
den, Ausschau nach weiteren neuralgi-
schen Punkten im Straßennetz zu halten
und diese dem Straßendienst bekannt zu
geben. Insgesamt 325 Gefahrenstellen
konnten durch geeignete Maßnahmen
entschärft werden. Die Palette reicht von
baulichen Maßnahmen wie der Errich-
tung von Gehsteigen und Mittelinseln,
über die Errichtung von Verkehrslichtsi-
gnalanlagen und Schutzwegen bis hin
zu Einführung von Schülerlotsen, Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen u. v. m.
Neben diesen gezielten Maßnahmen hat
gerade die menschengerechte Ortsbild-
gestaltung, die seit 10 Jahren Hauptan-
liegen des Straßendienstes ist, wesent-
lich zur Reduktion der Unfallzahlen spe-
ziell im Ortsgebiet beigetragen. Allein in
den letzten 5 Jahren wurden mehr als
300 km Ortraum menschen- und umwelt-
gerecht gestaltet. Mit der Wiederent-
deckung des Kreisverkehrs, mittlerweile
geht es in Niederösterreich an mehr als
80 Kreuzungen im Straßennetz „rund“,
konnte ebenfalls eine wesentliche Ver-
besserung der Verkehrssicherheit er-
reicht werden. 90% der Kreisverkehre
wurden allein in den letzten 5 Jahren er-
richtet, weitere sind in Planung oder be-
reits in Bau.

Schwerpunkte 1997

Strukturreform

1995 wurde im NÖ Straßendienst eine
Strukturreform eingeleitet, deren Umset-
zung im letzten Jahr im wesentlichen
abgeschlossen werden konnte. Wichtig-
ster Teil dabei war die Einführung sog.
Mischmeistereien. Konkret heißt das,
daß eine Meisterei neben den Bundes-
und Landesstraßen auch Autobahnen
und Schnellstraßen betreut und von Lini-
enbetreuung auf Flächenbetreuung um-
gestellt wird. Die Betreuung von Landes-
straßen in der Umgebung der bisheri-
gen Autobahnmeistereien ermöglicht ein
höchstes Maß an Wirtschaftlichkeit, was
sowohl den Einsatz der Mitarbeiter, aber
auch die effiziente Nutzung des Maschi-
nen- und Fuhrparks betrifft. Damit ver-
bunden war auch eine Änderung der
Personalzahlen. Die für die einzelnen
Dienststellen vorgesehenen Personal-
zahlen ergeben sich aus dem jeweiligen
Betreuungsnetz. Hier liegt ein einheitli-
cher Berechnungsschlüssel zugrunde,

Winterdienst

Der letztjährige Winter erreichte gegen-
über dem Vergleichszeitraum 1995/96
ein eher durchschnittliches Ausmaß, wo-
durch auch die damit verbundenen Zah-
len in ebensolcher Höhe blieben. In
1,006.858 Arbeitsstunden sorgten die
Mitarbeiter des Winterdienstes auf etwa
3.000 km Salzstreu- und ca. 10.000 km
Splittstreustrecken für Sicherheit auf
Niederösterreichs Straßen. Die Gesamt-
kosten für den Winterdienst beliefen sich
auf 544 Mio. S. Neben gut funktionieren-
den Räum- und Streuplänen, Wetterin-
formationsdiensten und Glatteiswarnan-
lagen erhöhten auch tägliche Straßenzu-
standsberichte an interne wie externe
Stellen den Sicherheitsgrad für die Be-
nützung des NÖ Straßennetzes während
der Wintermonate (siehe auch Abteilung
Straßendienst).

Abteilung Allgemeiner Straßendienst

Kostenrechnung -
Controlling
Die Einführung einer Vollkostenrech-
nung für mehr Transparenz und Kosten-
wahrheit sowie Management nach pri-
vatwirtschaftlichen Grundsätzen hat sich
in Zusammenhang mit dem Infrastruk-
turfinanzierungsgesetz 1997 als richti-
ger Schritt erwiesen. Sie ist ein wichtiges
Instrument zur zukunftsweisenden Absi-
cherung des NÖ Straßendienstes. Die
Umsetzung der Grundsätze der Kosten-
rechnung für VB I und Beamte wurde
weiterbetrieben. Im abgeschlossenen
Werkvertrag mit der ASFINAG ist die In-
stallierung einer Kostenrechnung bis zur

Bürgerinformation
Der NÖ Straßendienst hat sich auf
Grund seiner vielfältigen Berührungs-
punkte mit Natur und Umwelt zu einer
sehr sensiblen Branche entwickelt. Für
den Straßenbau genügt nicht mehr nur
technisches „Know-how“, Straßenbau
und Straßenerhaltung sind zu einer
ganzheitlichen Aufgabe geworden. Ein
wesentliches Aufgabengebiet dabei ist
die richtige und regelmäßige Information
der Betroffenen. Durch Transparenz
kann eine Vertrauensbasis geschaffen
werden, die einen breiten Konsens der
Bevölkerung mit den Projekten ermög-
licht. Unter Einsatz der gesamten me-

Jahrtausendwende festgehalten. Die
Einhaltung des Termins scheint auf
Grund des derzeitigen Einführungsstan-
des gesichert.
In weiterer Folge wurde auch ein Con-
trolling initiiert, das neben dem Finanz-
bereich auch Großbauvorhaben ein-
schließt. In Zusammenarbeit mit Zivilin-
genieuren werden zur Zeit für drei Groß-
bauvorhaben eine Supervision und ein
Controlling vorgenommen.
Bei drei weiteren Projekten wird ein Con-
trolling in Angriff genommen. Die Über-
nahme dieser modernen betriebswirt-
schaftlichen Instrumente sichert eine
Verbesserung der Effizienz und Effektivi-
tät im Straßendienst.
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Planung von Bauvorhaben, sowohl lan-
desintern als auch im Rahmen der inter-
nationalen Tätigkeit, betrieben. Beson-
ders zu erwähnen ist auch die technolo-
gische Beratung bzw. Vertretung des
Straßendienstes bei Fragen der nationa-
len und internationalen Normung.
Im Detail hervorzuheben sind die Um-
setzung der Erkenntnisse über Recy-
clingbauweisen für die Straßendimen-
sionierung, die internationale Koopera-
tion zur Analyse des Lastverkehrskollek-
tivs und dessen Auswirkung auf hoch-
belastete Straßen. Dazu verfaßte Gut-
achten und Prüfberichte betrafen Bau-
kontrolle, Bauvorbereitung, Schadens-
untersuchungen und Griffigkeitsmes-
sungen.

Verkehrssicherheit, Landesgendarme-
riekommando, ÖGS, Gestrata, ORF
Radio Niederösterreich, Ö3-Verkehrsre-
daktion und dgl.) konnten neue Ziel-
gruppen erreicht und damit der Informa-
tionsgrad verbessert werden.

dialen Möglichkeiten wird daher vom
Fachbereich Bürgerinformation ver-
sucht, die Aufgabenbereiche und spezi-
ell die geplanten Projekte des Straßen-
dienstes verständlich darzustellen.
Neben der projektbezogenen Öffentlich-
keitsarbeit informiert der Straßendienst
im Zuge von Messeveranstaltungen
über aktuelle Schwerpunkte in der
Dienstleistung „Straßendienst". Ausge-
wählt werden die Messebeteiligungen
nach den jeweiligen Zielgruppen, bei
denen eine Verbesserung des Images
erreicht werden soll. Mit Informations-
broschüren, die die wesentlichen Aufga-
ben- und Problembereiche abdecken,
stehen zusätzliche Instrumente zur Ver-
fügung. Durch interdisziplinäre Zusam-
menarbeit, insbesondere mit verwand-
ten Institutionen (ÖAMTC, Kuratorium für

Boden- und
Baustoffprüfstelle

Die Tätigkeit der Boden- und Baustoff-
prüfstelle umfaßte die Beratung des
Straßendienstes für Maßnahmen der
Baukontrolle, der Bauvorbereitung,
Schadensuntersuchungen und Griffig-
keitsmessungen. Weiters wurde Grund-
lagenforschung über die Erprobung
neuer Bauweisen und Baustoffe und der

Abteilung Straßenbetrieb

Kreisverkehre. Zahlreiche Baulose wur-
den nach Beendigung der Erhaltungs-
pflege in die Erhaltung der Straßenmei-
stereien übergeben.
Im Sinne der Erhaltung der Artenvielfalt
wurden in Zusammenarbeit mit einzel-
nen Straßenmeistereien auf begrünten
Flächen Samen der vom Aussterben be-
drohten Kornrade aufgebracht. In ver-
schiedensten Teilen Niederösterreichs
wird daher nächsten Sommer die violett-
rote Blüte der Kornrade wieder zu sehen
sein. Sie soll mittelfristig soweit verbrei-
tet werden, daß sie von der „Roten Liste"
genommen werden kann.
Bürgerinformationen, fachliche Bera-
tung verschiedener Landesdienststellen
in ökologischen Fragen sowie Öffentlich-
keitsarbeit sind bereits zu einem fixen
Bestandteil der Aufgabenpalette gewor-
den.
Zur Sicherung des Baumbestandes und
damit Erhaltung alten Kulturgutes an NÖ
Straßen wurden weitere Erhebungen in
bezug auf die Verkehrssicherheit der
Bäume durchgeführt. In weiterer Folge
wurden wieder Baumschnittschulungen
durch eigenes Fachpersonal im Bereich
der Straßenmeistereien abgehalten. Die-
ses Schulungsprogramm in vorwiegend
praktischer Form zeitigt bereits die er-
sten Früchte.

den in den Straßenbauabteilungen wei-
tergeführt, um Hilfen für die „Make-or-
buy"-Entscheidung zu erhalten. Lau-
fende Wirtschaftlichkeitsberechnungen
und regelmäßige Informationen über
wirtschaftliche Innovationen dienen der
Steigerung der Effektivität der Straßen-
und Brückenmeistereien.
Das Autobahnen- und Schnellstraßen-
parkplatzkonzept wurde entsprechend
dem festgelegten Zeitplan umgesetzt
und ein ergänzendes Parkplatzkonzept
für hochrangige Bundesstraßen erstellt.
Die Autobahnraststation Zöbern konnte
durch Fertigstellung und Inbetrieb-
nahme des Rasthauses im Sommer
1997 komplettiert werden.
Bei der Rasthausanlage Guntramsdorf
konnten die Behördenverfahren für die
Anbindung an die RFB Wien abge-
schlossen und auch die Bauarbeiten be-
gonnen werden. Die Fertigstellung ist für
Ende 1998 vorgesehen.

Der Abteilung Straßenbetrieb obliegt die
zentrale Koordination des Betriebes der
NÖ Bundes- und Landesstraßen. Das
vorrangige Ziel größtmöglicher Sicher-
heit soll in einem wirtschaftlich vertretba-
ren Rahmen auf Grundlage der in den
jeweiligen • Bauprogrammen zur Verfü-
gung stehenden finanziellen Mittel er-
reicht werden. Diese Aufgabe wird von
den 5 Fachbereichen der Abteilung
Straßenbetrieb wahrgenommen.

Betriebswirtschaft und
Kostenrechnung

Der NÖ Straßendienst bedient sich seit
1990 im handwerklichen Bereich einer
Kostenrechnung, die als Steuerungsele-
ment für den gesamten Straßenbetrieb
dient. Zur Erreichung einer Vollkosten-
rechnung wurde 1997 mit der Einführung
einer Overheadkostenrechnung begon-
nen. Ein Kostenvergleich zwischen
Eigen- und Fremdleistung ist auf Grund
der Ergebnisse der Kostenrechnung
möglich. Durch sinnvolle Kooperation
zwischen dem NÖ Straßendienst und der
Privatwirtschaft soll der größtmögliche
volkswirtschaftliche Nutzen bei gleichem
Leistungsstandard erreicht werden.
Im Jahr 1997 wurde die Umsetzung der
Strukturmaßnahmen für Straßenmeiste-
reien im Mischbetrieb (zusätzliche Be-
treuung der Autobahnen neben den
Bundes- und Landesstraßen) fortge-
führt. Dabei konnten diese Strukturmaß-
nahmen in den NÖ Straßenbauabteilun-
gen Tulln und Amstetten umgesetzt und
in der NÖ Straßenbauabteilung St. Pöl-
ten mit den erforderlichen Maßnahmen
begonnen werden.
Die Spezialleistungserhebungen über
verschiedene Erhaltungsarbeiten wur-

Grünverbau

Im Aufgabenbereich des Fachgebietes
Grünverbau wurden diverse Neubau-
lose begrünt und mit Sträuchern und
Bäumen bepflanzt. So wurden im Be-
reich der Spange A 2/A 3 und der Um-
fahrung Münchendorf rd. 52.000 Sträu-
cher, Heister und Bäume gepflanzt
sowie die dazugehörige Anwuchspflege
durchgeführt. In dieser Form wurden
auch die Baulose „Stockerau - Perzen-
dorf" der B 3 und die Anschlußstelle
„Stockerau Mitte“ der A 22 sowie viele
andere Abschnitte in ganz Niederöster-
reich begrünt und bepflanzt. Darunter
befinden sich auch verschiedene Lärm-
schutzeinrichtungen wie Dämme und
Wände sowie Ortsdurchfahrten und

Kraftfahrzeuge,
Maschinen und Geräte

Für einen funktionierenden Arbeitsein-
satz ist auch eine entsprechende Aus-
stattung mit modernen und funktionieren-
den Maschinen und Geräten notwendig.
Beim Austausch erneuerungsbedürftiger
Fahrzeuge, Winterdienstgeräte und Stra-
ßenerhaltungsgeräte lag der Schwer-
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punkt auf den Geräten des Winterdien-
stes. So wurden 50 Schneepflüge, 14
Streuautomaten und 26 Anhängerstreuer
erneuert. Zur Hebung der Verkehrssi-
cherheit wurden Straßen auf Salzstreu-
ung umgestellt und dafür 6 Streuautoma-
ten angekauft. Aus Rationalisierungs-
gründen wurde die Anzahl der Lkw bzw.
Geräteträger um 8 Fahrzeuge reduziert.
Durch die Erweiterung der Betreuungs-
bereiche mit Bundes- und Landesstra-
ßen bei den Autobahnmeistereien wur-
den 4 zusätzliche Streckendienstfahr-
zeuge in Betrieb genommen.
Durch die Anschaffung winterdienstge-
eigneter Lkw können die Brückenmei-
stereien Aschbach und Korneuburg
auch im Winterdienst eingesetzt werden.
Ein Schwerpunkt war wieder die Ausbil-
dung der Bediensteten: Für die in den Be-
triebswerkstätten erstmalig aufgenomme-
nen Kfz-Mechaniker-Lehrlinge wurden
die technisch-organisatorischen Voraus-
setzungen geschaffen, 85 Straßenmeister
nahmen an Fahrtechnikkursen, 189 Be-
dienstete an Ausbildungskursen für Stap-
lerfahrer teil, 68 Mechaniker besuchten
Weiterbildungskurse für Bremsanlagen-,
Dieseleinspritzung- und Autokranrepara-
turen sowie Thermisches Aufspritzen.
Seit der Übersiedelung in die Landes-
hauptstadt im August 1997 ist der Fach-
bereich in St. Pölten-Spratzern unterge-
bracht. An diesem Standort sind auch
die Zentralbetriebswerkstätte und u. a.
die Autobahnmeisterei St. Pölten.

Straßenausrüstung

Die Bodenmarkierungsarbeiten für alle
Autobahnen, Schnellstraßen, Bundes-
straßen und Landesstraßen Niederöster-
reichs wurden gemeinsam ausgeschrie-
ben und werden 1998 neu vergeben. Im
Zuge von Neu- und Ausbaumaßnahmen
im hochrangigen Straßennetz wurde die
Beschilderung der A 2 zwischen Vösen-
dorf und Wien, der Anschlußstelle Stok-
kerau-Mitte der A 22 sowie der auto-
bahnmäßig ausgebauten B 3 zwischen
Stockerau und Perzendorf ausgeschrie-
ben und durchgeführt.
Zur Vereinfachung des Genehmigungs-
verfahrens für die Anbringung von
Transparenten über Autobahnen und
Schnellstraßen wurde eine Dienstvor-
schrift erstellt, wonach ein von der jewei-
ligen Verkehrsmenge abhängiger Be-
standszins eingehoben wird.

Verkehrsmanagement
und Winterdienst

Der Winter 1996/97 begann erst gegen
Ende November und verlief gegenüber
dem „Rekordwinter 1995/96“ eher durch-
schnittlich. In höheren Lagen gab es im
April 1997 zum Teil noch massive Schnee-
mengen. Die Gesamtkosten betrugen 544
Mio. S und beinhalten auch die vorberei-
tenden und abschließenden Maßnahmen.
Vom zu betreuenden Straßennetz mit
einer Länge von 14.000 km wurden
3.000 km mit Salz (über diese laufen mehr
als 80% des Gesamtverkehrs) und über
10.000 km mit Splitt gestreut. Auf ca.
870 km des Landesstraßennetzes besteht
eine Wintersperre. An Streusalz wurden
43.000 t, an Streusplitt 234.000 t ver-
braucht. Gegen Schneeverwehungen
wurden mehr als 700 km Schneezäune
aufgestellt. An Räum- und Streufahrzeu-
gen standen 430 eigene und 320 aus der
Privatwirtschaft angemietete Fahrzeuge
zur Verfügung. Insgesamt waren diese
Fahrzeuge etwa 2,5 Mio. km für die Si-
cherheit der Verkehrsteilnehmer unter-
wegs. Straßenzustandsberichte wurden
in der Winterdienstperiode täglich an alle
betroffenen internen Dienststellen sowie
externe Institutionen weitergegeben. Ak-
tuelle Baustelleninformationen wurden
sowohl als Quartals- als auch Wochen-
übersichten an ORF, Presse und Verkehrs-
informationszentralen weitergegeben.

Dienstnehmerschutz

Die Abteilung Straßenbetrieb hat an der
Schaffung des neuen NÖ Bediensteten-
schutzgesetzes mitgearbeitet. In der
Projektgruppe Dienstnehmerschutz wur-
de vor allem auf die Probleme Bedien-
stetenmotivation, Lärmuntersuchungen
und Grundlagen der Evaluierung einge-
gangen.

Abteilung Bundesstraßenbau

Die Abteilung Bundesstraßenbau ist
Stabsstelle für den Ausbau und die bauli-
che Erhaltung des gesamten NÖ Bun-
desstraßennetzes. In mittelbarer, für den
Bund besorgter Verwaltung werden von
der Abteilung rund 328 km Autobahnen,
61 km Schnellstraßen und 3.396 km Bun-
desstraßen B betreut, wofür im Jahre
1997 von Seiten des Bundes ein Kredit
von 2.348,1 Mio. S zur Verfügung gestellt
worden ist. Durch das am 11. 9. 1997 in
Kraft getretene Infrastrukturfinanzie-
rungsgesetz wurde die Autobahn- und
Schnellstraßen-Finanzierungs Aktienge-
sellschaft mit der finanziellen Kompetenz
für das Autobahnen- und Schnellstraßen-
netz betraut. Damit hat die Gesellschaft
das 100%ige Fruchtgenußrecht am
hochrangigen Straßennetz sowie den
daraus anfallenden Mauteinnahmen er-
halten. Im Rahmen eines Werkvertrages
bleibt das Land Niederösterreich jedoch
weiterhin im bisherigen Umfang in Bau,
Betrieb und Erhaltung tätig. Durch die de-
zentrale Organisation können die im Be-
reich der Bundesstraßen anfallenden
Aufgaben und verwaltungsmäßigen Ab-
läufe ordnungsgemäß, zweckmäßig und
bürgernah bewältigt werden.

Schwerpunkte 1997
Wichtigste Baumaßnahmen

Im Jahre 1997 konnten auf NÖ Bundes-
straßen wieder einige wichtige Ausbau-
vorhaben und dringend notwendig ge-
wordene Erhaltungsmaßnahmen in An-
griff genommen werden, wie die Umfah-
rung Eibesbrunn-Wolkersdorf im Zuge
der B 7, der noch nicht entsprechend
ausgebaute Straßenabschnitt der B 37
zwischen den beiden in den letzten Jah-
ren errichteten Umfahrungen von Groß-
motten und Sperkental, die straßenbauli-
che Erweiterung des Grenzüberganges
Neunagelberg oder die rund 8 km lange
Generalerneuerung der Westautobahn
bei Ybbs. Eine Reihe von bedeutenden
Straßenbauvorhaben sind im Jahre 1997
fertiggestellt und dem Verkehr überge-
ben worden: Die Zulegung einer 4. Spur
auf der Richtungsfahrbahn Wien der
Südautobahn zwischen Vösendorf und
der Landesgrenze, die neue Anschluß-
stelle Stockerau-Mitte auf der Donau-
uferautobahn A 22, die Ortsumfahrung
Au im Zuge der Laaer Straße B 6, der
Ausbau der bisher zweispurig geführten

Donau Straße B 3 auf 4 Spuren mit einer
Betonleitwand als Mitteltrennung und
die Umfahrung von Großmotten im Ver-
lauf der Kremser Straße B 37.

Kreisverkehrsanlagen
Im vergangenen Jahr wurden zur He-
bung der Verkehrssicherheit beste-
hende Kreuzungen in Suttenbrunn, Trai-
sen, Zwettl, Waidhofen/Ybbs, Emmers-
dorf und Förthof bei Krems in Kreisver-
kehre umgebaut.

Ortsdurchfahrten

Auch in mehreren, im Verlauf von Bundes-
straßen gelegenen Ortsdurchfahrten wur-
den zur Verbesserung der Sicherheit auf
der Straße sowie der Lebensqualität der
Bewohner und Passanten bauliche Um-
gestaltungen vorgenommen, wie etwa in
Poysdorf, Gänserndorf, Mistelbach,
Dobersberg, Angern oder Rossatz.

Lärmschutz

Als aktive Lärmschutzmaßnahmen an
Bundesstraßen wurden 1997 Lärm-
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B 7 Umfahrung Eibesbrunn - Wöl-
kersdorf

B 15 Donnerskirchner Berg, Sanie-
rung

B 33 Ortsdurchfahrt Rossatz
B 37 Gföhl - Großmotten
B 39 Hofstetten Süd
B 49 Ringelsdorf - Hohenau, Ab-

schnitt II
B 211 Bruck - Rohrau, Sanierung
B 303 Grenzübergang Neunagel-

berg

We i te rge füh r t e  Bauvo rhaben

B 208 Leobendorf (Westumfahrung
Korneuburg)

A 2 Einhausung bei Königsberg
A 3 Pottendorf
A 21 Heiligenkreuz, Definitive

Decke RFB St. Pölten
A 22 ASt Korneuburg West

Übersicht der Bauvorhaben

Fer t i gges te l l t e  Bauvo rhaben

A 2 Vösendorf, 4. Spur RFB Wien
A 2 Wiener Neudorf, Spurrinnen-

sanierung
A 3 Spange A 2 - A 3, Definitive

Decke
A 4 Fischamend, Deckensanie-

rung RFB Wien
A 4 ASt Fischamend, Rampe B 9 -

RFB Wien
A 22 ASt Stockerau Mitte
B 1 Prinzersdorf - Mitterau, Beton-

deckensanierung
B 3 Stockerau - Perzendorf, 4spu-

riger Ausbau
B 3 Kreisverkehr Emmersdorf
B 3 Kreisverkehr Förthof
B 6 Umfahrung Au
B 7 Ortsdurchfahrt Poysdorf, Be-

reich Schule
B 8 Ortsdurchfahrt Gänserndorf,

Kreuzung Strassergasse
B 17 Neunkirchner Allee Süd, Dek-

kenerneuerung
B 18 Berndorf-Pottenstein, Decken-

erneuerung
B 20 Kreisverkehr Traisen
B 22 Gstadt
B 26 Wiener Neustadt - Weikers-

dorf
B 28 Neubruck - St. Anton/J., Sa-

nierung
B 30 Ortsdurchfahrt Dobersberg,

Abschnitt II
B 34 Altenhof - Plank, Beton-

deckensanierung
B 37 Umfahrung Großmotten
B 38 Kreisverkehr Zwettl Ost
B 38 Groß Gerungs, Engstellenbe-

seitigung
B 40 Ortsdurchfahrt Mistelbach

West
B 40 Ortseinfahrt Mistelbach, Sa-

nierung
B 43 Ortseinfahrt Gemeinlebarn
B 46 Hörersdorf - Frättingsdorf, Sa-

nierung
B 49 Ortsdurchfahrt Angern, Kreu-

zung B 8
B 119 Etlas
B 121 Kreisverkehr Waidhofen/Ybbs,

Unterer Stadtplatz
B 122 Weistrach, Sanierung
B 124 Arbesbach Ost, Sanierung
B 303 Kreisverkehr Suttenbrunn
B 303 Stoitzendorf - Roseidorf, Sa-

nierung
B 303 Groß Burgstall, Sanierung

Neu begonnene  Bauvo rhaben
A 1 Generalerneuerung Ybbs,

RFB Linz
A 1 Amstetten Ost - Amstetten

West - St. Valentin, Betonfel-
dersanierung

S 33 Hollenburg - Krems Süd, Dek-
kensanierung

B 6 Eichenbrunn - Unterstinken-
brunn, Abschnitt III

schutzwände an der Westautobahn bei
Hubertendorf und Altlengbach-Stein-
häusl sowie an der Wiener Außenring-
autobahn bei Brunn/Geb. - Perchtolds-
dorf fertiggestellt. An der Kremser
Schnellstraße S 33 bei Herzogenburg
wurde die bestehende Lärmschutzwand
zur Verbesserung der Lärmschutzwir-
kung teilweise erhöht. An der Südauto-
bahn bei Breitenau und an der Wiener
Außenring-Autobahn bei Brunn/Geb. -
Gießhübl wurde jeweils mit dem Neubau
einer Lärmschutzmaßnahme begonnen.
Auf dem Gebiet des passiven Lärm-
schutzes wurden 1997 für den Einbau
von Lärmschutzfenstern 178 Förde-
rungszusagen erteilt und ein Gesamtbe-
trag von rund 7,0 Mio. S an Förderungs-
werber ausbezahlt.

Straßenzustandserfassung
1997 wurde die auf dem gesamten NÖ
Bundesstraßennetz durchgeführte Er-
fassung des vorhandenen Straßenzu-
standes abgeschlossen. So war es
möglich, entsprechend den vorgefunde-
nen Schadensbildern einen Maßnah-
menkatalog zu erstellen und darauf ba-
sierend den für die Straßeninstandset-
zung erforderlichen Investitionsbedarf
zu berechnen.
Die gewonnenen Daten wurden tabella-
risch sowie in Form von Diagrammen -
getrennt nach Straßenbauabteilungen -
dargestellt und in einer digitalisierten
Straßenkarte übersichtlich veranschau-
licht.
Bei künftigen Entscheidungen und Stra-
tegien im Bereich der Straßenerhaltung
kommt diesem nun zur Verfügung ste-
henden Hilfsmittel für einen bedarfsori-
entierten und nachhaltigen Investitions-
einsatz eine besondere Bedeutung zu.

Grundeinlösungen
Zu den wichtigsten Voraussetzungen für
den Ausbau und die Umgestaltung von
Bundesstraßen, zählt zumeist der für
den Straßenbau erforderliche Grunder-
werb. Als bauvorbereitende Maßnah-
men des Jahres 1997 wurden die
Grundeinlösungen für die Errichtung
einer Anschlußstelle Stockerau-Mitte im
Zuge der Donauuferautobahn A 22
sowie für die Umfahrung von Mörters-
dorf im Zuge der Horner Straße B 4 ab-
geschlossen. Mit einem Enteignungs-
verfahren sind die begonnenen Einlö-
sungen für die Entlastungsstraße Am-
stetten der Wiener Straße B 1 verbun-
den. Die Grundeinlösung für die Umfah-
rung Eibesbrunn-Wolkersdorf im Zuge
der Brünner Straße B 7 war mit Aus-
nahme des Grunderwerbes von der Ge-
meinde Großebersdorf bereits 1996 ab-
geschlossen. Das gegen die Gemeinde
eingeleitete Enteignungsverfahren ist im
Jahre 1997 rechtskräftig geworden. So-
mit sind alle erforderlichen Grundflä-
chen verfügbar.

Probleme 1997

Die Zunahme des Verkehrsaufkommens,
insbesondere die Steigerung des
Schwerverkehrs und die Beanspru-
chung der Straßen durch zu hohe Achs-
lasten, aber auch die Gemeinden und
Einbautenträger, welche nach Aufgra-
bungen eine Wiederinstandsetzung
nicht ordnungsgemäß vornehmen, füh-
ren in zunehmendem Maße zu einer fort-
schreitenden Zerstörung des Straßen-
oberbaues. Dies hat zur Folge, daß die
nach wie vor zu geringe Budgetmittelzu-
teilung des Bundes vermehrt in Erhal-
tungs- und Instandsetzungsmaßnahmen
investiert werden muß und nur mehr zu
einem geringen Teil in Ausbaumaßnah-
men umgesetzt werden kann. Durch das
gestiegene Umweltbewußtsein der Be-
völkerung und die zumeist sehr knapp
kalkulierten Angebote der im Straßen-
bau tätigen Bauunternehmungen war
die Bundesstraßenverwaltung bei der
Umsetzung der Baumaßnahmen und
Durchsetzung einer vertragsgemäßen
Erfüllung der Bauaufträge mit zuneh-
menden Schwierigkeiten konfrontiert.
Die für das Baugeschehen im Sommer
sehr ungünstige Wetterlage führte bei
mehreren Bauvorhaben zu Verzögerun-
gen. Die meisten Bauvorhaben konnten
jedoch durch effizientes Baumanage-
ment noch rechtzeitig vor Winterbeginn
abgeschlossen werden. Auch bei den
Grundeinlösungen für die anstehenden
Bauvorhaben gestalteten sich die Ver-
handlungen mit den Grundbesitzern
immer schwieriger, da einerseits ein
Preisverfall bei den Grundstückspreisen
zu verzeichnen ist und andererseits die
Grundeigentümer von immer höheren
Preisvorstellungen ausgehen.
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Ziele 1998
Die Zielvorgaben des Bundesstraßen-
baues bleiben weiterhin die Fertigstel-
lung der in Planung oder in Bauvorberei-
tung befindlichen Straßenabschnitte
sowie eine ordnungsgemäße Substanz-
erhaltung des Bundesstraßennetzes mit

einem sparsamen, jeweils an die Erfor-
dernisse angepaßten Einsatz der Kredit-
mittel. Oberstes Ziel ist es hierbei, das
schon bestehende Bundesstraßennetz
in verkehrssicherem Zustand zu erhal-
ten und dies wiederum durch die Wahl
kostengünstiger Bauweisen sowie Aus-
schöpfung aller technischen und wirt-

schaftlichen Einsparungsmöglichkeiten
zuwege zu bringen. In der Phase der
Bauvorbereitung ist auf eine Optimie-
rung der zeitlichen Abläufe abzuzielen
und durch zeitgerechte Koordinierung
der Baustellen ein Beitrag zur Erhaltung
der Sicherheit und der Flüssigkeit des
Verkehrs zu leisten.

Abteilung Landesstraßenbau

Die Organisationsform des Landesstra-
ßenbaues mit der Abteilung Landesstra-
ßenbau als Zentrale und den 8 NÖ Stra-
ßenbauabteilungen mit insgesamt 59
Straßenmeistereien sichert seit Jahr-
zehnten den ordnungsgemäßen und
bürgernahen Ablauf aller in Zusammen-
hang mit dem Bau und der Erhaltung
des Landesstraßennetzes auftretenden
Aufgaben. Zur Ermittlung des zustands-
bedingten erforderlichen Investitionsbe-
darfes wurde im Jahre 1995 eine Bewer-
tung des gesamten NÖ Landesstraßen-
netzes vorgenommen und darauf auf-
bauend das „Mittelfristige Baupro-
gramm 1996-2000" als Rahmenplanung
ausgearbeitet. Für das Jahr 1997 wurde
ein Arbeitsprogramm erstellt, in dem die
Ergebnisse dieser Rahmenplanung und
die sich in Zusammenhang mit Arbeiten
nach Einbauten, mit Niveaufreimachun-
gen, mit Maßnahmen zur Erhöhung der
Verkehrssicherheit oder mit Maßnahmen
aus besonderen Anlässen ergebenden
Bauerfordernisse berücksichtigt wur-
den. Die darin vorgesehenen Baumaß-
nahmen wurden erfüllt, wobei insgesamt
an 531 Baulosen gearbeitet wurde. Be-
dingt durch die im heurigen Jahre deut-
lich reduzierten Budgetmittel konnten
auch nur geringere Bauleistungen er-
bracht werden.
In Anbetracht dieser budgetären Situa-
tion wurde 1977 für die kommenden 2
Jahre ein „Regionalprogramm 1998/99“
erstellt, mit dessen Hilfe eine noch fei-
nere Justierung der zu erwartenden
Budgetmittel in den folgenden Jahresar-
beitsprogrammen erzielt werden soll.
Das NÖ Landesstraßennetz, das eine
Gesamtlänge von rund 10.675 km hat,
enthält noch 4 km Schotterstraßen, die
im Laufe der kommenden Jahre staub-
frei gemacht werden. Daneben gibt es
noch 104 km „Naturstraßen“, die nicht
asphaltiert sind, und auf Grund ihres
Charakters und der mangelnden Ver-
kehrsbedeutung nicht staubfrei ge-
macht werden.
In Ortsgebieten wurden im Rahmen von
197 Baumaßnahmen Instandsetzungen
und ortsbildgerechte Gestaltungen vor-
genommen, wobei nachfolgende Bau-
lose hervorzuheben sind.
LH 12 Korneuburg
L5152 Markersdorf
LH 42 Eggenburg

L5102 Ochsenburg
L 1066 Guntersdorf
L 5140/L 5144 Hafnerbach
L 2043 OD Maria Eilend
L6142 Wieselburg
LH 45 Grafenwörth - Marktstraße
LH 89 Steinakirchen/F.
LH 116 Weidling
L6125 Ulmerfeld - Grabenstraße
LH 2/L 3018 Raasdorf

(Kreuzungsplateau)
LH 45 OD Stratzdorf
L 3055 Stützenhofen
L 7085 Egelsee
L 3094 Ebendorf
L 7169/L 8273 Kottes
LS 4130 Ternitz Kreisverkehr
LH 59 Böhmgasse Waidhofen/Th.
L4178/L4184 Aspang
LH 71 OD Zwettl
L 4020 OD Berndorf
L 8008 OD Burgwiesen
Bedingt durch die drastisch reduzierten
Budgetmittel, die im heurigen Jahr für
Bauleistungen zur Verfügung standen,
konnten nur jene Um- und Ausbaumaß-
nahmen durchgeführt werden, die ent-
weder aus Verkehrssicherheitsgründen
oder wegen des Straßenzustandes un-
bedingt erforderlich waren. Außer den
vorangeführten Ortsdurchfahrten wur-
den neben anderen Baumaßnahmen
nachfolgende wichtige Baulose ausge-
führt:
L 1155 Weitersfeld - Prutzendorf
LH 100 Verbreiterung Praterstraße, St.

Pölten
LH 12 Korneuburg, Kleinengersdor-

fer Straße
L 5101 Stattersdorfer Str. Nord
L6015 Trewaldstraße
L4106 Kienegg
LH 84 Umfahrung Aschbach
LH 157 Umlegung Oeynhausen
LH 78 Schoberhof
LH 110 Herzogenburg Nord, Kreisver-

kehr
LH 81 OD Trandorf
Auf dem Gebiet des passiven Lärm-
schutzes wurden bisher 160 Ansuchen
um Förderung von Lärmschutzeinrich-
tungen an Landeshaupt- und Landes-
straßen bearbeitet, wobei rund 4,8
Mio. S an Förderungswerber zugesagt
bzw. ausbezahlt wurden.

Schwerpunkte 1997
• Bau- und Erhaltungsprogramme zu
Saisonbeginn. In Fortsetzung der
Handhabung der vergangenen Jahre
wurde auch heuer durch eine rasche
Genehmigung der jährlichen Bau- und
Erhaltungsprogramme ein früher Ar-
beitsbeginn und damit eine kontinuierli-
che Auftragserteilung an die Wirtschaft
über das Kalenderjahr erzielt.
• Bodenmarkierungen. Neben dem
jährlichen Markierungsprogramm auf
den verkehrsreichsten Landeshaupt- und
Landesstraßen wurden heuer, gemäß 19.
STVO-Novelle 1994, zusätzlich 487 km
Straßen mit einer Fahrbahnbreite von
mehr als 5,5 m außerhalb von Ortsgebie-
ten beidseitig mit Randlinien versehen.
Insgesamt wurden für Bodenmarkierun-
gen rund 20,5 Mio. S aufgewendet.
• Katastrophenschäden. Die Katastro-
phenschäden im heurigen Jahr haben
besonders durch die mehrfach aufgetre-
tenen Hochwässer ein enormes Ausmaß
erreicht. Insgesamt wurden bisher rund
44 Mio. S aufgewendet. Es waren vor
allem Orte an den Flüssen Traisen und
Triesting sowie zahlreiche Gebiete im
Wienerwald, im Industrie- und Mostvier-
tel, aber auch im Waldviertel betroffen.
• Wildbachverbauung. Für 3 Sanie-
rungsmaßnahmen wurden insgesamt
rund S 611.000,- Zuschüsse geleistet.
• Niveaufreimachungen von Eisen-
bahnkreuzungen. In Erfüllung des mit
den ÖBB aus Anlaß der „Neuen Bahn“
abgeschlossenen Übereinkommens
(1988) zur Niveaufreimachung von 35
Eisenbahnkreuzungen sind 9 Niveaufrei-
machungen noch zu verwirklichen. Die
Projektierungsarbeiten bezüglich L 4163
„Gloggnitz“ wurden in Angriff genom-
men.

Wiederverwertung von
Altmaterialien
Die in den vergangenen Jahren schon
gehandhabte Wiederverwendung von
Asphaltaufbruch für neue ungebundene
Tragschichten wurde auch heuer weiter-
geführt. In Summe wurden rund
112.000 t Altmaterial einer Wiederver-
wertung zugeführt, wodurch ein wertvol-
ler Beitrag für den Umweltschutz gelei-
stet werden konnte.
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Abteilung Brückenbau

Bundess t raßenb rücken

B 19 Donaubrücke Tulln (alt)
B 49 Donaubrücke Hainburg, Vor-

landbrücke
B 210 Talübergang Baden

Landes -B rücken

L 8245 Kampbrücke beim Stift Zwettl,
die älteste Brücke Nieder-
österreichs, aus dem 13. Jahr-
hundert stammend, wurde re-
noviert

187 m lange Tunnel für die Richtungs-
fahrbahn Wien hergestellt, 1998 folgt
der Tunnel für die Richtungsfahrbahn
Graz.
• A 2. Anschlußstelle der BP, Guntrams-
dorf: 3 Brücken in Bau.
• A 21. Anschlußstelle der „BOE“,
Brunn/Geb.: 4 Brücken in Bau.
• A 22. Anschlußstelle „Korneuburg,
West“: 4 Brücken und Wanne im Bau.

Schwerpunkte 1997
Die Abteilung Brückenbau ist zuständig
für Brücken mit einer Stützweite größer
als 10 m, für Signalbrücken und Über-
kopfwegweiser, für Tunnel sowie für ge-
ankerte Konstruktionen. Im November
1997 wurde eine eintägige Schulung der
A- und B-Techniker mit dem Schwer-
punkt Stahlbeton-Berechnung und -Be-
messung gemäß Eurocode durchge-
führt, weiters fanden zwei technische
Schulungen der Brückenmeister statt.
Die Ausschreibung für die Donaubrücke
Pöchlarn wurde fertiggestellt, die Anbot-
eröffnung wird am 10. Februar 1998 er-
folgen. Im Bereich der Brückenprüfung
und Begutachtung von Schwertranspor-
ten wurden im Interesse der Sicherheit
der Verkehrsteilnehmer beachtliche Lei-
stungen erbracht. Ein 450-Tonnen-
Schwertransport wurde vom Hafen Wien
über eine Spannbetonbrücke über die
Schwechat in das OMV-Gelände ge-
führt. Das technische Personal der Ab-
teilung hat rund 2.300 Stellungnahmen
zur Befahrbarkeit mit Schwertransporten
abgegeben und 315 Brückenprüfungen
für Brücken mit Stützweite größer als
10 m durchgeführt. Für 9 Brücken wur-
den Untersuchungen des Chloridgehal-
tes erstellt, eine Studie „Straßenbrücken-
management“ wurde ausgearbeitet.
Beim Juli-Hochwasser 1997 wurden
zahlreiche Begutachtungen über die Be-
fahrbarkeit von Brücken unmittelbar
nach Rückgang der Hochwasserwelle
durchgeführt.
An Zivilingenieure wurden 18 Brücken-
prüfungen und drei Prüfungen von ge-
ankerten Konstruktionen vergeben.

Neubautätigkeit bei
Bundesstraßenbrücken

• B 3. Verbreiterung: 5 Überführungen -
fertig.
• B 7. Umfahrung Wölkersdorf: 4 Brük-
ken in Bau.
• B 31. Einhausung Schillerpark, Waid-
hofen/Ybbs - fertig.
• BN 37. Talübergang Gernitzbach bei
Großmotten - fertig.
• B 209 bei Pöchlarn. 3 Objekte in
Bau.

Ziele 1998

Der bisherige Erfolg der Brückenbauab-
teilung bei der konsequenten Verminde-
rung der noch vorhandenen belastungs-
beschränkten Brücken im NÖ Bundes-
und Landesstraßennetz wird weiter ver-
folgt. Die wichtigsten Aufgaben der
nächsten Zeit sind der Neubau der
Donaubrücke Pöchlarn, Brücken der
Umfahrungen Wölkersdorf, Amstetten,
Wiener Neustadt und Tulln.

Neubautätigkeit bei
Landes-Brücken

Das Bauprogramm Land wurde mit dem
Neubau von 39 teils lastbeschränkten
Brücken erfüllt.
LH 137.09 Trattenbachbrücke Kirch-

berg/Wechsel
L 5117.03 Traisenbrücke Wilhelms-

burg
L 7020.01 Kampbrücke Stiefern
L 8245.S2 Fußgängersteg beim Stift

Zwettl

Statistik 1997

An Brückenprojekten wurden bearbeitet:

auf Autobahnen 33
auf Schnellstraßen 8
auf Bundesstraßen 71
auf Landeshaupt- und Landesstraßen TI

Die Gesamtausgaben für Projektierung,
Neubau und Erhaltung betrugen
367,913 Mio. S. Der Anteil der Erhaltung
am Gesamtaufwand beläuft sich auf
26,78%.

Instandsetzung

Au tobahnen

A 1 Traisenbrücke Spratzern - fertig
A 1 Talübergang Giggereith - fertig

Neubautätigkeit bei
Autobahnbrücken
• A 2. Bei der „Einhausung der Süd-
autobahn bei Königsberg“ zur Stabilisie-
rung eines Rutschhanges wurde der

Abteilung Straßenspezialtechnik

Die Abteilung Straßenspezialtechnik hat
die betrieblichen Hochbauten des NÖ
Straßendienstes zu errichten, auszustat-
ten und zu erhalten. Dazu zählen neben
den Straßen-, Autobahn- und Brücken-
meistereien auch Winterdienststütz-
punkte sowie die Verwaltungsgebäude
der acht NÖ Straßenbauabteilungen und
die Autobahngendarmerien. Weiters ist
sie auch für die Errichtung sowie Aufrecht-
erhaltung des Funknetzes und der Ver-
kehrssicherungseinrichtungen zuständig.

Die Abteilung Straßenspezialtechnik
schafft somit jene Voraussetzungen und
Einrichtungen, die für Erhaltung und Be-
trieb des Straßennetzes erforderlich
sind.

Schwerpunkte 1997
Straßenhochbau

Bei allen Bauvorhaben wurde auf die
Ortsbildgestältung, den Umwelt- und
den Dienstnehmerschutz sowie auf
einen sparsamen und zugleich zweck-
mäßigen Ausbau geachtet. Die Innova-
tionen bei Heizung (alternative Anlagen)
und Warmwasserbereitung (Solaranla-
gen) wurden ebenso weitergeführt wie
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in Mio. S
(Klammerwert = Gesamtbaukosten)
Strm. Waidhofen/Ybbs: Endausbau 15,1 (29,0)
Strm. Laa/Thaya: Ausbau 11,0 (50,0)
Strm. Wölkersdorf: Endausbau 19,0 (83,3)
Strm. Schrems: Endausbau 1,5 (12,5)
Strm. Allentsteig: Ausbau 1,5 (18,5)
Strm. Mank: Salzsilo 1,9

die Nutzung von Regenwasser und die
Aufbereitung des Nutzwassers.
Neben Anpassungen der Entsorgungen
der betrieblichen Abwässer an das
Wasserrechtsgesetz wurden Mängelbe-
hebungen nach Überprüfungen durch
den Dienstnehmerschutz vorgenom-
men.
Schwierig war es, die Strukturmaßnah-
men (Zusammenführung von Straßen-
meistereien mit Autobahnmeistereien
und anderen Dienststellen) hochbaulich
umzusetzen und dabei einen geordne-
ten Dienstbetrieb zu gewährleisten.
Vorrangiges Ziel für 1998 sind Ausbau
und Verbesserung der betrieblichen
Hochbauten der Straßenverwaltung als
funktionierende Einsatzbasis des Stra-
ßendienstes. Auf die Ausnutzung des
vorhandenen Hochbauvolumens wird
bei Zusammenführungen von Dienststel-
len besonders geachtet.
Folgende betriebliche Hochbauten der
Straßenverwaltung werden betreut:

Kommun ika t i onsan lagen

In den Straßenmeistereien Baden-Oeyn-
hausen und St. Pölten wurden die alten
Telefonanlagen durch neue ersetzt. In
den Straßenbauabteilungen 4 und 6
sowie in den Außenstellen der Abteilun-
gen Bundesstraßenbau und Brücken-
bau in Oeynhausen wurde eine struktu-
rierte Verkabelung ausgeführt, die es er-
möglicht, EDV-Daten und Telefonge-
spräche zu übertragen. Zwischen der
Straßenmeisterei St. Pölten-Spratzern
und dem Landhaus St. Pölten wurde ein
Lichtwellenleiter zur Übertragung von
EDV-Daten und Telefongesprächen ver-
legt.

Funk- und Haustechnik

Hackschn i t ze lhe i zungsan lagen

In den Holz-Hackschnitzelheizungsanla-
gen wurden im letzten Jahr insgesamt
9.700 Schüttraummeter verheizt. Weiters
sind einige Straßenmeistereien an Bio-
masse-Fernheizwerke angeschlossen,
wodurch zusätzlich 1.300 Schüttraum-
meter Hackschnitzel verbraucht wurden.
So wurden 715 t Erdöl eingespart, die
die Luft mit 6.600 kg Schwefeldioxyd be-
lastet hätten.
Während der Energieverbrauch durch
den Bau neuer und größerer Straßen-
meistereien sowie durch die strengen
Winter der letzten Jahre angestiegen ist,
konnte die Abgabe von CO2 aus fossilen
Quellen gesenkt werden. Als Folge des
gezielten Einsatzes von Hackschnitzel-
heizungen stieg parallel dazu jedoch die
Abgabe von CO2 aus erneuerbaren
Quellen.

W indk ra f t an lagen
Die Windkraftanlage in St. Pölten befin-
det sich bereits 3,5 Jahre in Betrieb und
hat bisher 584.000 kWh Strom erzeugt.
Die Windkraftanlage in Zistersdorf ist
knapp 3 Jahre in Betrieb, die Stromer-
zeugung beläuft sich auf 97.000 kWh.
Damit haben beide Anlagen ihre voraus-
berechnete Stromproduktion deutlich
übertroffen.

8 Autobahngendarmeriedienststellen
11 Mischmeistereien

2 Autobahnaußenstellen
1 Boden- und Baustoffprüfstelle
1 Zentralbetriebswerkstätte
8 Amtsgebäude für die NÖ Straßenbau-

abteilungen
7 Betriebswerkstätten für die NÖ Straßenbau-

abteilungen
55 Straßenmeistereien
10 Brückenmeistereien ______________

105 Dienststellen insgesamt (zuzüglich Stütz-
punkte, Straßenwärterhäuser, Lagerplätze,
Salzsilos, Streugutsilos . . .)

Funk
Für das Gleichwellenfunknetz in der
Straßenbauabteilung 3 wurden die bauli-
chen Maßnahmen bei den Relaisstellen
durchgeführt und die Funkgeräte in der
Werkstätte zusammengebaut. Die Pro-
jektierung der Gleichwellenfunkanlagen

Einsatz Erneuerbarer Energien im Straßenhochbau
Bei 79 Anlagen wurden 1997 Maßnah-
men gesetzt. Die wichtigsten sind:

in Mio. S
(Klammerwert = Gesamtbaukosten)
Strm. Haag: Ausbau und
Instandsetzung 2,4 (12,0)
Strm. Mödling: Ausbau 4,2 (15,0)
Strm. Mank: Instandhaltung 1,9
Strm. Neunkirchen:
Zu- und Umbauten 5,5

Folgende Bauvorhaben wurden fertig-
gestellt:

in Mio. S
(Klammerwert = Gesamtbaukosten)
Strm. Zwettl: Lagerhallen 4,9 (11,9)
Strm. Poysdorf: Endausbau 8,9 (42,0)
Stützpunkt Lunz: Streuguthalle 1,8 ( 6,5)
Strm. Ottenschlag: Ausbau 1,5 (28,3)
Strm. Herzogenburg: Lagerhallen 2,5 ( 9,0)
Stützpunkt Altenmarkt: Endausbau 4,1 ( 7,0)
Strm. Gänserndorf: Endausbau 3,6 ( 6,7)

Folgende Bauvorhaben sind noch in Er-
richtung:

10 O Wärmepumpenanlagen für Heizungen
v

2 Y Windkraftanlagen Stand Dezember 1997
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Verkehrssicherheit und Unfallreduktion
28 Ampelanlagen, 6 Blinklichtanlagen,
11 Beleuchtungsanlagen und 2 Sonder-
anlagen errichtet sowie wichtige Ampel-
anlagen in Brunn/Gebirge, Perchtolds-
dorf, Wiener Neustadt und Amstetten.
Zwei Verkehrslichtsignalanlagen wurden
durch Kreisverkehrsanlagen ersetzt.
Die Erhaltung umfaßt derzeit 731 Ver-
kehrssicherungseinrichtungen:

Besondere Anforderungen werden an
die Ampelanlagen im Umland Wiens ge-
stellt. Dort sind die Verkehrsmengen so
groß, daß sie zeitweise die Leistungsfä-
higkeit der Straßen übersteigen. Diesem
Problem wird durch den Bau von ver-
kehrsabhängigen Ampeln begegnet.
Diese können plötzlich auftretende Ver-
kehrsspitzen besser bewältigen (z. B.
Stausituationen auf der A 2).
Der Forderung in der Bevölkerung nach
einer Bevorzugung des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs wird mit der Bevorzu-
gung der Wiener Lokalbahn längs der
B 17 Rechnung getragen, außerdem
wurde in diesem Zusammenhang in
Wiener Neustadt eine Busbeschleuni-
gung realisiert.
Auf Grund behördlicher Anordnung wur-
den im letzten Jahr zwecks Hebung der

für die Bauabrteilung 2 wurde in den
Grundzügen fertiggestellt.
Neben den üblichen Heizungs- und
elektrischen Anlagen in den Hochbau-
ten sind folgende Anlagen und techni-
sche Geräte zu betreuen:

Hackgutheizungen 18
Femwärme-(Biomasse-)heizungen 5
Photovoltaikanlagen 10
Warmwasser-Sonnenkollektor-Anlagen 31
Wärmepumpen (Raumheizung und/oder
Warmwasserbereitung) 14
Windkraftanlagen 2
Funkrelaisstationen 24
Funkgeräte 1.000
Mobiltelefone 25

171 Beleuchtungsanlagen
115 Blinklichtanlagen
412 Verkehrssignalanlagen
33 Sonderanlagen (z. B. Tunnel)

110 Radaranlagen
30 Zählstellen
29 Steuerzentralen

Verkehrssicherungseinrichtungen

Verkehrssicherungs- und Verkehrsleit-
einrichtungen wie Lichtsignalanlagen,
Blinklichtanlagen, Beleuchtungen, Ver-
kehrsleitanlagen und elektrotechnische
Ausrüstungen in Tunnelbauten, sind Vor-
aussetzung, um den Straßenverkehr in
vielen Teilen Niederösterreichs mög-
lichst unfallfrei und flüssig abzuwickeln.
Besonderes Augenmerk bei Bau und
Planung sämtlicher Anlagen liegt auf
möglichst geringem Energieverbrauch
sowie auf einer zum Ortsbild passenden
Gestaltung.-
Von der ortsansässigen Bevölkerung
sowie von Elternvereinen wird aus wach-
sendem Sicherheitsbedürfnis heraus
der weitere Bau von Signalanlagen ge-
fordert. Dieser Gegebenheit trägt auch
die Aktion des Herrn Landeshauptmann
„Sicherheit für Kinder im Straßenver-
kehr“ Rechnung. Allein aus dieser Ak-
tion wurden acht derartige Ampelanla-
gen errichtet.

Verkehrssicherungseinrichtungen (ohne stat. Radaranlagen)

Abteilung Straßenplanung

Verwaltung und
Controlling
Für die Durchführung von Vermessungs-
und Projektierungsarbeiten wurden im
Zeitraum Jänner 1997 bis Dezember
1997 aus Landesmitteln aufgewendet:

Die Abteilung Straßenplanung versucht,
durch gesamtheitliche und vernetzte
Planung Straßen und Brücken nur dort
vorzusehen, wo in Zukunft die größten
Gesamtvorteile zu erwarten sind. Diese
Vorteile sind heute ohne gesamtheitliche
Planung und ohne die Begriffe „Umwelt-
verträglichkeit“ sowie „Verbesserung
der Lebensqualität in Niederösterreich''
nicht mehr denkbar.
Es gilt daher, den neuen Entwicklungen
Richtung Straße und Ortsraum, Einpas-
sung in die Landschaft sowie Ostlibera-
lisierung Rechnung zu tragen. Dies ist
zu erreichen durch:
• Verstärkte Einbindung der Bevölkerung
• Verstärkte Öffentlichkeitsarbeit und
Bürgerinformation

• Maßvolle Anlageverhältnisse mit Zwi-
schenausbau bzw. Ertüchtigungsmaß-
nahmen
• Strategische Vorsorgeplanung für
eine verbesserte Infrastruktur Richtung
Norden und Osten
Problematisch ist jedoch die rechtzei-
tige Bereitstellung der Infrastrukturpla-
nungen auf Grund der vielen Behörden-
verfahren und letztlich des UVP-Geset-
zes. Dementsprechend sind lange Pla-
nungs- und Untersuchungsvorläufe er-
forderlich. Neue Wege sind auch in der
Abwicklung des Projektmanagements
zu finden, um die Vielzahl der Fachdis-
ziplinen zielorientiert zu bündeln. Dies
ist sowohl kostenaufwendig als auch ar-
beitsintensiv.

Für Bundesstraßen A, S
(bis 30. 9. 1997) und B S 37,699.154,98

davon für Druck und
Pausarbeiten S 1,950.063,71
ASFINAG (seit 1.10. 97) S 3,165.000,44
Landesmittel für Landes-
und Landeshauptstraßen S 3,021.118,64
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• A 22. Stockerau Ost bis Autobahn-
ende: Im Zuge der Sanierung der Fahr-
bahnoberfläche ist die Verbreiterung
des Pannenstreifens gemäß den Ergeb-
nissen der ALS-Untersuchung vorgese-
hen, Projekterstellung bis Oktober 1998.
• A 22. Stockerau Mitte: Detailprojekt
fertiggestellt, gebaut.

Für diese Ausgaben war die Bearbei-
tung von 659 Honorarrechnungen und
469 Anweisungsakten erforderlich.
Neue Vergaben erfolgten mittels 259
Vergabeakten (mit 262 EDV-Bestell-
scheinen):

stellt; Einreichprojekt in Arbeit, Bürger-
beteiligung beginnt.
• B 21. Nordspange Wiener Neustadt:
§-4-Verordnung liegt vor.
• B 37. Gföhl - Großmotten, Abschnitt I:
Einreichentwurf fertiggestellt.
• B 41. Rindlberg: Einreichentwurf fer-
tiggestellt. Vorverfahren für UVP-Verfah-
ren (Bürgerbeteiligung) läuft.
• B 48. provisorischer Grenzübergang
Hohenau/March: Generelle Studie fertig-
gestellt, BMwA vertritt Rechtsansicht,
daß B 48 in diesem Abschnitt keine
B-Straße ist.
• B 208. Bereich B 6 - B 7: Vorprojekt in
Arbeit, Fertigstellung Mitte 1998.
• B 216. Tunnel Weitenegg: Detailpro-
jekt und UVP werden erstellt, Antrag
BMwA gestellt.
• B 302. Umfahrung Gerasdorf: Gene-
relles Projekt wurde fertiggestellt.

Kreisverkehrsanlagen
Auf Grund der ausgezeichneten Erfah-
rungen mit bereits gebauten Kreisver-
kehrsanlagen in Niederösterreich sowie
infolge abgeschlossener Vorher-Nach-
her-Untersuchungen wurden auch im
Jahr 1997 in einzelnen Detailprojekten wie
auch an konkreten Stellen Kreisverkehrs-
anlagen geplant und gebaut.
Viele stehen bereits sehr erfolgreich unter
Verkehr.

Gesamtvergabesumme S 40,028.633,81
davon für Autobahnen S 6,840.567,69
für Bundesstraßen S und B S 30,172.257,90
für Landesstraßen L und LH S 3,015.808,17

Brückenplanung Brücken < 10 m ___________
B 2 Umfahrung Jetzeisdorf (4 Brücken < 10 m)
Katzelsdort Tulbing
B121 Kreisverkehr Waidhofen/Ybbs
L2151 St. Pölten West

Bundesstraßen S und B

Von den rund 100 laufenden Projektie-
rungen, die abgeschlossen, weiterbear-
beitet bzw. begonnen wurden, werden
auszugsweise die wesentlichsten ge-
nannt:
• S 34, A 1 - B 20. Machbarkeitsstudie
fertiggestellt, Vorlage nach Bürgerbetei-
ligung Mai 1998.
• B1. Umfahrung Amstetten: §-4-Ver-
fahren ist vorhanden, Einlösungen im
Gange.
• B 1. Umfahrung Ennsdorf: Generelles
Projekt gemeinsam mit OÖ ausgearbei-
tet, genehmigt; Umweltverträglichkeits-
erklärung und Einreichprojekte in Arbeit.
• B 2. Umfahrung Jetzeisdorf: Einreich-
entwurf in Arbeit. Fertigstellung Frühjahr
1998.
• B 2. Hollabrunn - Suttenbrunn: Ein-
reichentwurf in Arbeit; Fertigstellung
Ende 1998.
• B 3. Bereich Perzendorf - Krems/
Donaubrücke Traismauer: Verkehrsun-
tersuchung für den Raum Tulln/Krems/
St. Pölten fertig; Generelle Planung für
den vierspurigen Ausbau bis Bierbaum
fertig/Einreichprojekt in Arbeit, Machbar-
keitsstudie fertiggestellt.
• B 4. Umfahrung Mold: Anzeige für die
UVE liegt im BMwA, Vorverfahren für
Bürgerbeteiligungsverfahren im Gange.
• B 4. Umfahrung Ziersdorf: Detailpro-
jekt genehmigt und Vorverfahren für
Umweltverträglichkeitsprüfung-(UVP-)
Bürgerbeteiligungsverfahren läuft.
• B 7. Umfahrung Gaweinstal: Vorpro-
jekt in Arbeit; bei Bürgerversammlung
zusätzliche Variante eingebracht.
• B 11, B 15, B 16, B 301. Südraum
Wien: Aufgrund des integrierten Ver-
kehrskonzeptes Südraum Wien sind
neben der B 301 Maßnahmen im Bun-
desstraßengesetz in Form von Umfah-
rungen der NÖ Gemeinden Achau, Leo-
poldsdorf, Maria Lanzendorf, Lanzen-
dorf, Himberg und Zwölfaxing erforder-
lich. Eine Entscheidung vom BMwA liegt
für die Umfahrung B 15, B 16 und B 318
vor; Detailprojektplanung (Vermessung
etc.) in Angriff genommen; für die Um-
fahrung Achau, B 11, sind zusätzliche
(Bürgerinitiative) Varianten in Arbeit (ge-
nerelles Projekt).
• B 14. Umfahrung Klosterneuburg:
Grundsätzliche Genehmigung des
BMwA zum generellen Projekt liegt vor;
die Planungsgebietsverordnung liegt
vor; Verkehrsuntersuchung mit Berück-
sichtigung einer Donaubrücke fertigge-

Amphibienschutz

Amphibienschutzanlagen dienen dem
Schutz frei lebender Tiere im Sinne des
Naturschutzgesetzes sowie zur Vermei-
dung von Verkehrsunfällen bzw. zum
Schutz der Verkehrsteilnehmer.

Maßnahme Anzahl
Zaun-Kübel-Methode 66
Amphibientunnel 17
Ersatzbiotop 1
Summe 84

Grenzübergänge
B 2 Grenzübergang Kleinhaugs-

dorf
B 46 Laa/Thaya-Umfahrung
B 48 Grenzübergang Hohenau
B 303 Grenzübergang Neunagelberg

Straßenbauliche Maß-
nahmen in Ortsgebieten

Gemeinsam mit den betroffenen Ge-
meinden wurden zur Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit, besonders für die
schwachen Verkehrsteilnehmer (Rad-
fahrer, Fußgänger), straßenbauliche
Maßnahmen in Ortsgebieten gesetzt. Ei-
nige davon seien beispielhaft angeführt:
B 6 Ortsdurchfahrt Korneuburg
B 7 Ortsdurchfahrt Gaweinstal
B 7 Ortsdurchfahrt Gerasdorf
B 10 Ortsdurchfahrt Bruck/Leitha
B 16 Ortsdurchfahrt Münchendorf
B 49 Ortsdurchfahrt Waltersdorf
B 60 Ortsdurchfahrt Fischamend

Autobahnen

• A 1. GE Ybbs - Amstetten/Ost: Rich-
tungsfahrbahn Wien, Detailprojekt fertig-
gestellt, Bau 1998.
• A 1. Anschlußstelle Loosdorf: Ein-
reichprojekt fertiggestellt, UVP-Verfah-
ren (Bürgerbeteiligung) beantragt.
• A 1. Raum St. Pölten: Die Verkehrsun-
tersuchung Südraum St. Pölten im Zu-
sammenhang mit A 1, S 33, S 34, Güter-
zugumfahrung ist fertiggestellt; die Er-
stellung des Einreichprojektes für die
dreispurige A 1 gemeinsam mit HL-AG
(Behördenprojektes) mit Bürgerbeteili-
gung ist in Bearbeitung.
• A 2. Knoten Vösendorf - Einbindung
A 3, vierspurig: Unterlagen für Ertüchti-
gung erstellt.
• A 2. Vierspurige Führung Knoten
A 3/A 2 bis Knoten Vösendorf: Lei-
stungsfähigkeitsuntersuchung ist fertig-
gestellt.
• A 2. Anschlußstelle Kottingbrunn und
Bad Vöslau: Verkehrsuntersuchung und
Machbarkeitsstudie mit zusätzlicher Va-
riante (Bürgerinitiative) in Bearbeitung
(mit Kosten-Nutzen-Untersuchung) fer-
tiggestellt, Entscheidung bei ASFINAG.
• A 4/B 50. Spange Kittsee: Machbar-
keitsuntersuchungen von 3 Trassenvari-
anten Preßburg - Wien sind abgeschlos-
sen, Vorprojekte beauftragt, Planungsar-
beiten für Variantenentscheidung im
Gange.

Lärmschutz-
einrichtungen

Im Jahr 1997 wurden rund 40 lärmtech-
nische Untersuchungen (LTU) bzw. Bau-
projekte ausgearbeitet.
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beispielsweise Überlegungen bezüglich
der Netzgestaltung miteinzubeziehen.
Auch eine Teilnahme an den entspre-
chenden Behördenverfahren ist in den
meisten Fällen notwendig.
Als wichtiger Punkt ist noch festzuhal-
ten, daß die Umstellung auf EDV-mäßige
Bearbeitung der Projekte nicht zuletzt
durch das Engagement der Mitarbeiter
weiter betrieben werden konnte.
Im Zeitraum vom 1. Jänner 1997 bis
31. Dezember 1997 wurden folgende
Arbeiten abgeschlossen:

L2151 Südumfahrung Tulln
L 3103 Ortseinfahrt Riedenthal
L 2135 Ortsdurchfahrt Katzelsdorf/Tul-

bing
L 4020 Berndorf - Hernsteinerstraße
L 6258 St. Peter/Au - Dobragraben
L 6274 Ein Projekt soll nochmals be-

sonders Erwähnung finden,
und zwar die Hauptplatzge-
staltung in Retz.

Der Sicherheit von Kindern im Straßen-
verkehr wird bei den Gestaltungsprojek-
ten für die Ortsdurchfahrten in den letz-
ten Jahren besonderes Augenmerk ge-
schenkt.
Neben den Besprechungen und Infor-
mationen während der Projektierung, bei
denen die betroffenen Grundeigentümer
über die vorgesehenen Maßnahmen
schon im Planungsstadium informiert
werden, kommt es auch zu Verhandlun-
gen gemäß § 6 NÖ LStG. Bei diesen
werden die Projekte unter Zuladung
sämtlicher betroffener Anrainer nach
den Forderungen des Landesstraßenge-
setzes geprüft, um so zu beurteilen, ob
eine Bewilligung nach diesem Gesetz
möglich ist. Dabei werden z. B. bei Orts-
durchfahrten, auch wenn keine Grund-
einlösung erforderlich ist, die Anrainer
geladen. Das Projekt wird im Rahmen
dieser Verhandlung mit den anwesen-
den Anrainern im Detail erörtert und in
der Natur begangen. Auch die Belange
der Umwelt werden dabei im Einverneh-
men zwischen Behörde, Sachverständi-
gen, Grundeigentümern und Straßen-
dienst berücksichtigt.
Wie schon in den Vorjahren wurde auch
im Jahr 1997 bei einigen DetailProjekten
der Planungsablauf etwas abgeändert.
So wurde die Vermessung durchgeführt
und schon anhand eines ersten Vorent-
wurfes die geplante Straßenachse in der
Natur abgesteckt. Weiters wird mit den
Grundeigentümern Kontakt gehalten
und so die Linie weitgehend fixiert wie
auch die Gestaltung der Nebenflächen
besprochen. Wenn es erforderlich war,
wurden auch Abänderungen vorgenom-
men und dann erst das Projekt bis zur
Fertigstellung des Detailprojekts weiter
bearbeitet.
Ein wesentlicher Tätigkeitsbereich
ergab sich wie in den Vorjahren auch
durch die Maßnahmen im Zuge der Ver-
besserung der ÖBB-Strecken. Wegen
des dichten Landesstraßennetzes in
Niederösterreich ergeben sich bei die-
sen Maßnahmen der HL-AG und der
ÖBB zahlreiche Berührungspunkte mit
der NÖ Landesstraßenplanung.
Die für die einzelnen Querungsbereiche
notwendigen Projekte werden zwar
hauptsächlich durch die HL-AG bzw. die
ÖBB ausgearbeitet, doch sind umfang-
reiche Koordinierungsbesprechungen,
Begehungen, Untersuchungen sowie
Verhandlungen für die endgültige Reali-
sierung notwendig. Dabei sind auch
sehr viele Amtsbesprechungen durch-
zuführen, und es ist auch erforderlich,

Die wichtigsten sind:
A 1 St. Pölten (gemeinsam mit HL-

AG)
A 1 LTU Raggendorf
A 1 LTU Blindenmarkt
A 1 LTU Guggenreith
A 2 Wiener Neudorf, Buchenweg
A 2 LTU Gießhübl
A 4 Mannswörth-Bauprojekt
B 10a Schwechat
B 9 LTU Petronell-Carnuntum
B 210 LTU Oeynhausen
S 33 LTU Thallern-Bauprojekt
S 33 LTU Herzogenburg-Baupro-

jekt
Nach wie vor ist zu beachten, daß auf
Grund der steigenden Verkehrsmengen
der Wunsch auf Errichtung von Lärm-
schutzmaßnahmen besteht. Als beson-
ders planungsintensives Gebiet sind der
Südraum Wien mit der A 2 bis Wiener
Neustadt und der A 21 von Brunn bis
Klausenleopoldsdorf sowie die West-
autobahn A 1 auf der gesamten Strecke
anzusehen.

Anzahl km
Detailvermessung Amt 17 6,6
Detailvermessung Ziviltechniker 5 6,15
Detailprojektierung Amt 21 10,5
Detailprojektierung Ziviltechniker 5 6,9

Verkehrsplanung
Der Fachbereich Verkehrsplanung hat
im Jahr 1997 Projektierungen für Ver-
kehrslichtsignalanlagen (VLSA), Kreis-
verkehre, Unfallhäufungspunkte, allge-
meine Projekte für Verkehrssicherheit,
für Verkehrssteuerungsanlagen, Radar-
anlagen, Radwege und Verkehrsunter-
suchungen bearbeitet. Sonderaufgaben
sind die EDV-Bearbeitung der digitalen
Straßenkarte, die Erhebung und Aus-
wertung der Verkehrsfrequenzen an den
Grenzübergängen sowie die Organisa-
tion und Bearbeitung der ECE-Verkehrs-
zählung (flächendeckend alle 5 Jahre
europaweit).
Ein Schwerpunkt war die Aktion „Sicher-
heit für Kinder im Straßenverkehr“ des
Herrn Landeshauptmann. Schulen, Ge-
meinden, Kindergärten, Vereine etc.
wurden aufgerufen, Gefahrenpunkte
aufzuzeigen, an denen besonders Kin-
der wiederholt Opfer von Verkehrsunfäl-
len wurden oder besonders gefährdet
sind.
Diese Aktion läuft aus, im Jahr 1998 be-
ginnt die Aktion „Sicherheit für Senioren
im Straßenverkehr“ des Herrn Landes-
hauptmann.

Landesstraßenplanung

Ein wesentliches Aufgabengebiet des
Fachbereiches Planung von Landes-
haupt- und Landesstraßen besteht in
der Ausarbeitung von Projekten mit allen
zugehörigen Verhandlungen einschließ-
lich des Schriftverkehrs.
Die Zielsetzung ist die Sicherung, Erhal-
tung und Verbesserung des Straßennet-
zes in Niederösterreich, insbesondere
die Erstellung von technisch und wirt-
schaftlich entsprechenden Planungen
für die Landeshaupt- und Landesstra-
ßen.
Dabei finden Fragen der Gesamtgestal-
tung des Straßenraumes und des Umfel-
des der Straße sowie der Umwelt (Land-
schaftsbild, Ortsbild u. ä.) besondere
Beachtung.
Die Probleme bei der Projektierung dek-
ken sich im wesentlichen mit jenen, die
im Rahmen der Abteilung in sämtlichen
Fachbereichen auftreten.
Von den Bereichen, für die im Jahr 1997
Planungen fertiggestellt wurden bzw.
werden, seien nun besonders wichtige
erwähnt:
LH 6 Ortsbereich Niederkreuzstet-

ten
LH 6 LH 12, Obersdorf - Stierkreuz
LH 11 Umfahrung Großenzersdorf
LH 18, L 3159 Matzen
LH 84 Umfahrung Aschbach Ände-

rung
LH 85 Ortsdurchfahrt St. Valentin
LH 86 Ortsdurchfahrt Ertl
LH 112 Ortsdurchfahrt Pischelsdorf
LH 128 OrtsdurchfahrtWolfsgraben
LH 154 L 2007, Kreisverkehr Vösen-

dorf
LH 157 Ortsdurchfahrt Tattendorf II
L 1086, L 1086b, B 19

Umlegung Göllersdorf

Statistik 1997

Ca. 30 Projekte wurden 1997 fertigge-
stellt, davon sind beispielhaft hervorzu-
heben:

Autobahnen und Schnellstraßen

Darstellung der Verkehrsbelastung, Ver-
kehrsentwicklung und/oder des Ver-
kehrsaufkommens:
B 303 Niveaufreimachung des Kno-

tens B 303/L 1018, generelles
Projekt

B 21 Wiener Neustadt, Knoten B 21/
Brüder-Renner-Gasse, VLSA
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B 60 Ebreichsdorf, Knoten B 60/LH
168, Kreisverkehr

B 27 Payerbach, Knoten B 27/L
4166 (Bahnhofstraße), VLSA

B129 Weistrach, Ausbau der Bun-
desstraße, Detailprojekt

B 19 Tulln, Knoten B 19/Bahnhof-
straße, Kreisverkehr

B 40 Paasdorf, Umgestaltung des
Knotens B 40/LH 35/LH 35a,
Entschärfung einer Unfallhäu-
fungsstelle

LH 100 St. Pölten Umgestaltung der
LH 100

LH 118 Königstetten, Knoten LH 118/
LH 120, VLSA

Weiters wurden auch einige Eigenpro-
jektierungen durchgeführt.

Radwege

• Verbesserungsmaßnahmen und Aus-
bau am Donauradweg
• Weiterer Ausbau des Kleinen Ybbs-
weges von Waidhofen/Ybbs nach Ybb-
sitz (Fahrradfreundliche Gemeinde
1997)
• Ausbaumaßnahmen des Kamptalwe-
ges 1997 abgeschlossen
• Verlängerung des Römerweges

Rou tenp lanung  w i ch t i ge r
Ne tzansch lüsse  und
Haup t rou ten  (Be i sp ie l e )

• Verlängerung des Radweges Ther-
menregion

• Leitha-Ursprungsweg als Anbindung
von Wiener Neustadt an die Radrouten
in der Buckligen Welt
• Verbindung Triestingtal - mit dem Göl-
sentalweg

Radwegp lanungen  en t l ang
Bundess t raßen

B 18 Pottenstein
B 3 Großenzersdorf
B 33 Melk - Donauradweg

3

Abteilung Güterwege

gern. Seit dem Beitritt zur Europäischen
Union ergeben sich in Verbindung mit
dem § 3 des Landwirtschaftsgesetzes
verschiedene Förderprogramme.
• Das Programm zur Ausfinanzierung
von Förderungsvorhaben mit einem
Baubeginn vor dem EU-Beitritt. Für
diese Vorhaben ist die Vorbelastung der
Bundesmittel durch das Bundesministe-
rium anerkannt. Die erforderlichen Bun-
desmittel werden in den nächsten Jah-
ren zur Verfügung stehen.
• Für Vorhaben, die seit dem EU-Beitritt
begonnen wurden, müssen die Bundes-
mittel im Rahmen des 40-Milliarden-Pa-
ketes bereitgestellt werden. Die vorhan-
denen Beträge reichen derzeit aber
nicht aus, um eine kontinuierliche Be-
schäftigung der niederösterreichischen
Bauwirtschaft und der Zulieferfirmen
durch die Güterweginteressentenge-
meinschaften zu gewährleisten.
• Die Förderung von Güterwegen im
Zuge der Maßnahme 2 in Ziel Sb-Gebie-
ten im Zeitraum bis 1999 wurde in den
betroffenen Gemeinden begonnen. Es
sollen in diesem Programm bis 1999
Förderungsmittel von ca.
S 264,000.000,- zur Errichtung von
ländlichen Wegen bereitgestellt werden.
Die Bundesmittel für diese Programme
werden gemäß Landwirtschaftsgesetz
mit mindestens zwei Dritteln Landesmit-
tel gegenübergestellt.

Alm- und Weideverbesserung

Neben der Bedeutung der Alpwirtschaft
für die Landwirtschaft gewinnt die damit
verbundene Landschaftspflege erhöhte
Aufmerksamkeit. Almgebäude wurden
adaptiert, Dränungen und Kultivierun-
gen durchgeführt sowie Wasserversor-
gungsanlagen und Alpwege geplant, er-
richtet und gefördert.
Neben dem Alpwegeausbau, der im
Rahmen der ländlichen Verkehrser-
schließung erfolgt, wurden Maßnahmen
im Gesamtvolumen von rund
S 200.000,- bearbeitet und mit rund
S 90.000,- Landesmittel gefördert.

Bewertung und Behebung von
Katastrophenschäden

Durch die Abteilung Güterwege werden
Schätzgutachten für Schäden nach Ka-
tastrophenereignissen an Gemeinde-
straßen, ländlichen Straßen und Wegen
sowie von Rutschungen an landwirt-
schaftlichen Kulturflächen erstellt.
1997 konnten in Zusammenarbeit mit
der Abteilung Gemeinden und der Ab-
teilung Landwirtschaftsförderung 639
Schadensfälle mit einem Gesamtaus-
maß von S 193,650.000,- bewertet und
einer Sanierung im Rahmen des Kata-
strophenfonds zugeführt werden.

Das ländliche Wegenetz ist eine der Vor-
aussetzungen für eine zeitgemäße Füh-
rung und Bewirtschaftung der bäuerli-
chen Betriebe und somit für die Pflege
der Kulturlandschaft.
Die Förderung des Ausbaues und die
Erhaltung der ländlichen Straßen und
Wege erfolgt auf Antrag von Interessen-
ten und Erhaltungsverpflichteten. Ein
Großteil der Baukosten wird durch
Bundes- und Landesmittel abgedeckt,
daneben unterstützen auch die Gemein-
den die Förderungsmaßnahmen.

Aufgabenbereiche und
Schwerpunkte 1997
• Beratung und Projektierung
• Hilfestellung bei der Regelung der
notwendigen rechtlichen und finanziel-
len Erfordernisse
• Förderungsabwicklung
• Organisation und Überwachung der
Baudurchführung im Auftrag des jeweili-
gen Bauherren
• Erstellung von Fachgutachten über
die Höhe von Abschwemmungs- und
Vermurungsschäden an landwirtschaftli-
chen Wegen
• Sanierung von ländlichen Wegen und
landwirtschaftlichen Kulturflächen nach
Katastrophenschäden über den Kata-
strophenfonds
• Durchführung und Förderung von
Maßnahmen zur Erhaltung des ländli-
chen Wegenetzes in Zusammenarbeit
mit den Wegerhaltern
Zur Bewältigung dieser Aufgaben sind
neben der Abteilungszentrale in St. Pöl-
ten und dem Bauhof in Absdorf acht in
Niederösterreich verteilte Bauabteilun-
gen eingerichtet. Diese Organisation er-
möglicht es, direkt und bürgernah auf
die Wünsche der Bevölkerung einzuge-
hen sowie bei Unwetter- und Katastro-
phenschäden rasch und unbürokratisch
zu helfen.

Ziele 1998

Die Zielvorstellung der Abteilung be-
steht in der zeitgerechten Behandlung
und Förderung der vorliegenden An-
träge um Ausbau der äußeren und inne-
ren Verkehrserschließung sowie der
Alm- und Weideverbesserung unter Be-
rücksichtigung der Förderungsmöglich-
keiten im Rahmen der EU-Programme.
Besonders vordringlich sind:

Probleme 1997

Auf Grund der wirtschaftlichen Situation
der landwirtschaftlichen Betriebe ist es
unmöglich, ländliche Wege und Anlagen
ohne Subventionen in Form von Beihil-
fen und zinsverbilligten Krediten zu er-
richten. Auch im Bereich der Wegerhal-
tung sind verstärkt Förderungsmittel er-
forderlich, um die Lebensdauer der aus-
gebauten Straßen und Wege zu verlän-
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Statistik 1997 meinsamen Anlagen warten ca. 150 km
Wege auf die Realisierung.
Das bisher geförderte und errichtete
Wegenetz umfaßt ca. 6.760 km Güter-
wege und 11.280 km Gemeinsame An-
lagen.
Im Jahre 1997 wurden im Zuge der Er-
haltung an 863 km Wegen Arbeiten mit
einem Bauvolumen von 108,3 Mio. S,
davon rund 47 Mio. S Landesmittel, be-
wältigt.

• Abschluß der Förderprojekte mit Bau-
beginn vor dem EU-Beitritt
• Beschleunigte Planung und Förde-
rung von Projekten, um Streusiedlungen
und Einzelgehöfte wirtschaftlich an das
übergeordnete Straßennetz anzuschlie-
ßen
• Verstärkte Einbeziehung von Grün-
maßnahmen in die Planung und Ausfüh-
rung
• Verstärkung der Erhaltungsarbeiten
für die ländlichen Straßen und Wege, um
einen funktionsgerechten Ausbauzu-
stand zu erhalten

1997 lagen 1.857 Anträge für 1.380 km
Hoferschließungen (äußere Verkehrser-
schließung) vor, womit 3.150 Höfe zeit-
gemäß erschlossen werden sollen. Im
Bereich der Wirtschaftswege (innere
Verkehrserschließung) außerhalb von
Grundzusammenlegungsverfahren be-
trägt der Antragsstand 1.018 Ansuchen
mit 900 km Weglänge. Insgesamt ergibt
sich daher eine notwendige Ausbau-
länge von 2.280 km. Im Bereich der Ge-

Personal im NÖ Straßendienst
(Stand 31. Dezember 1997)

Gesamtumsatz der NÖ Straßen- und Brückenverwaltung
im Vergleich zum Vorjahr (ca. Mio. S)

Verwaltung Gesamtumsatz 1996 Erfolg 1997
Bundesstraßen A, S und B 2.268,5 2.284,3
Landeshaupt- und Landesstraßen 2.851,0 2.800,0
Insgesamt 5.119,5 5.084,3

Zentrale 192 5,0%
Auswärtige Dienststellen mit
Zentralaufgaben 84 2,2%
NÖ Straßenbauabteilungen
(ohne ES II) 184 4,8%
Straßen-, Brücken- und
Autobahnmeistereien, Zentral-
betriebswerkstätten und
Betriebswerkstätten 3.361 88,0%
Insgesamt 3.821 100,0%

Ausmaß des von der
Gruppe Straße betreuten
Straßennetzes

Ausbauleistung und Finanzierung der Güterwege 1996

Verkehrserschließung
bearb.

Vorhaben

fertiggest.

Wegstrecke

(km)

Erschl.

Höfe
Brücken

Jahresbau-

kosten in

M io .S

ÖM

Bund

ÖM

Land
EAGFL

Nationale Maß-
nahmen 713 175,0 217 17 208,0 64,4 45,7
EU-kofinanzierte
Maßnahmen 233 100,6 184 12 150,2 25,6 17,1 22,7
Gemeinsame
Anlagen 97 26,0 0 3,8 0,0 1,4
Insgesamt 1.043 301,6 401 29 362,0 90,0 84,2 22,7

Art der Straßen Länge km
Bundesstraßen A, Autobahnen 328
Bundesstraßen S, Schnellstraßen 61
Bundesstraßen B, Bundesstraßen 3.096
Landeshauptstraßen 3.371
Landesstraßen 7.304
B 306 im BSTG nicht enthalten 5
Insgesamt 14.165

Anzahl der Brücken in
Niederösterreich: 4.919
(einschließlich 12 MFK-Brücken) Bundesstraßen

B
Landesstraßen

LH L
Für alle gern. KFG zugelassenen KFZ geeignet 1.295 1.056 1.727
Bis 20 1 belastbar 7 0 83
Bis 16 (belastbar 2 11 48
Bis 12 (belastbar 0 1 3
Bis 9 1 oder weniger belastbar 0 2 34
Insgesamt 1.304 1.071 1.904

Bundesstraßen A S
davon Autobahn-(Schnellstr.)
Brücken einschl. Rampenbauwerke
davon Überführungs- und Seitenbau-

430 88

werke tür Gemeinde- und Güterwege 93 17
Insgesamt 523 105
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Die NÖ Agrarbezirksbehörde gliedert
sich in
• die Organisationsfachabteilung
• die Rechtsfachabteilung
• die Agrartechnische Abteilung
- Zusammenlegungsabteilungen
- Fachabteilung für Teilung, Regelung

und Forstwirtschaft
- Landwirtschaftliche Fachabteilung
• die Bodenschutzfachabteilung

Aufgaben
• Zusammenlegungs- und Flurbereini-

gungsverfahren
• Teilungs- und Regelungsverfahren
• Bringungsrechtsverfahren
• Landwirtschaftliche Siedlungsverfah-

ren
• Alm- und Weideangelegenheiten

• Privatwirtschaftsverwaltung
- Bodenschutzmaßnahmen
- Flurplanungen
- Bearbeitung der der NÖ Agrarbe-

zirksbehörde zugewiesenen Agenden
des Landschaftsfonds

- Förderung von landschaftsgestalten-
den Maßnahmen

Organisationsfachabteilung

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 1997
• Öffentlichkeitsarbeit
• Kulturtechnische Sachverständigen-

tätigkeit
• Koordinierung der Dorferneuerungs-

aktivitäten
• Sonstige Aufgaben der Abteilung:
- Führung einer Kartei über die statisti-
schen Daten bei Zusammenlegungen
- Sammeln aller wissenschaftlichen
Veröffentlichungen über Bodenreform-
maßnahmen des In- und Auslandes
- Redigierung des Tätigkeitsberichtes
der NÖ Agrarbezirksbehörde und aller
anderen Berichte
- Ausarbeitung der Stellenbeschrei-
bung der NÖ Agrarbezirksbehörde
- Ausarbeitung des Arbeitsverteilungs-
planes der NÖ Agrarbezirksbehörde
- Herausgabe des Nachrichtenblattes
der NÖ Agrarbezirksbehörde

- Mitarbeit bei der Dezentralisierung
der Behörde
- EU-Beauftragter
- Ausbildungsbeauftragter
- Übersiedlungsbeauftragter
Im laufenden Jahr mußten für 29 Veran-
staltungen (Messen, Dorferneuerungs-
präsentationen, Projektpräsentationen)
Ausstellungen konzipiert und auf- und
abgebau sowie die Standbetreuung
durchgeführt werden. Für die Landes-
präsentation bei der Bau- und Energie-
messe wurde die Koordination und Ab-
rechnung für die gesamte Landesver-
waltung übernommen.

Dezentralisierung der
NÖ Agrarbezirksbehörde

Ende Juli 1997 sind als Abschluß der
Dezentralisierung 63 Bedienstete der
Behörde in das Haus 12 des neuen Re-
gierungsviertels gezogen. Die Adresse
lautet:
Landhausplatz T
3109 St. Pölten, Haus 12
Tel. 0 27 42/200

Dorferneuerung
Durch die Gründung des NÖ Dorfer-
neuerungs-Landesverbandes wurde die
Dorferneuerungsbetreuung privatisiert.
Die NÖ Agrarbezirksbehörde betreut
aber weiter in enger Zusammenarbeit
mit dem Landesverband ihre begonne-
nen Verfahren. Es sind vor allem jene
Verfahren, wo in Verbindung mit der
Dorferneuerung auch eine Berührung
mit der Bodenordnung und Landent-
wicklung erfolgt.

EU

Bereits 5 Kollegen, die mit Förderange-
legenheiten der Europäischen Union be-
faßt sind, konnten eine 1monatige Stage
in Brüssel absolvieren.

Rechtsfachabteilung

• im Rahmen der Aufsichtspflicht die fi-
nanzielle Gebarung von drei Zusam-
menlegungsgemeinschaften geprüft.
Zahlenmäßig nicht erfaßbar sind dar-
über hinaus die vielen anderen Be-
scheide, Verordnungen, Verfügungen
und sonstigen Mitteilungen, die das
Haus in schriftlicher Form verlassen
haben.

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 1997

Die Rechtsfachabteilung muß die Aufga-
ben der NÖ Agrarbezirksbehörde in
rechtlicher Hinsicht betreuen und unter-
stützen. Dieses Feld ist sehr weit ge-
steckt.
Die Mitarbeiter der Abteilung haben
daher
• 1.459 Verhandlungen geführt; im Vor-
dergrund standen dabei im wesentli-
chen stets Fragen, die mit dem Grundei-
gentum Zusammenhängen und deshalb
mit Fingerspitzengefühl behandelt wer-
den müssen, nämlich in den hoheits-
rechtlichen Bereichen des Flurverfas-
sungs-Landesgesetzes (Zusammenle-
gungen, Flurbereinigungen, Haupt-, Ein-
zel- und Sonderteilungen, Regelungen),
des Güter- und Seilwege-Landesgeset-

zes (Bringungsrechte, Bringungsanla-
gen, Güterweggemeinschaften) und des
Gesetzes zur Erhaltung der Weidewirt-
schaft in Niederösterreich (Weideerkiä-
rungen, Genehmigung von Weidepacht-
verträgen, Aufhebungen der Weideer-
klärung);
• 84 Genehmigungen im Zusammen-
hang mit der Aufsichtspflicht über
Agrargemeinschaften erteilt (§§ 47 und
48 des Flurverfassungs-Landesgeset-
zes);
• 1.046 Feststellungsbescheide im
Siedlungsverfahren und
• 823 Feststellungsbescheide im Flur-
bereinigungsverfahren (nach Vorlage
entsprechender Verträge) erlassen;
• an der Betreuung von Agrargemein-
schaften mitgewirkt, indem verschieden-
ste rechtliche Probleme behandelt und
Fragen beantwortet wurden, die sich in
diesen Gemeinschaften ergaben;

Probleme 1997

Auch 1997 war die Rechtsfachabteilung
ständig damit beschäftigt, alle Mitarbei-
ter auf dem neuesten Stand der Recht-
sprechung sowohl der Oberinstanzen
als auch der Gerichtshöfe des öffentli-
chen Rechts zu halten. Dies ist ein Pro-
zeß, der nie abgeschlossen werden
kann.
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Ziele 1998
• Klausurtagungen und Mitarbeiterbe-
sprechungen mit dem Ziel, eine weitest-
gehend einheitliche Vorgangsweise zu
finden
• Stetige Verbesserung der innerbe-
hördlichen Zusammenarbeit mit den an-
deren Fachabteilungen
• Verstärkte Kontakte mit den Oberbe-
hörden
• Bewältigung der organisatorischen
und personellen Probleme, die sich aus
dem Betrieb der Dezentralen ergeben

zwar auch personellen Ersatz, doch wird
die Einarbeitung des neuen Mitarbeiters
in die doch sehr komplexe Materie er-
fahrungsgemäß längere Zeit in An-
spruch nehmen.
Anträge auf Eigentumszuteilung im Flur-
bereinigungs- und Siedlungsverfahren
stiegen - wie zu erwarten war - nach
wie vor an. Dieser Aktenanfall kann mit
dem vorhandenen Personal kaum mehr
bewältigt werden. Verzögerungen in der
Bearbeitung sind deshalb kurzfristig zu
erwarten.

Der Betrieb der bereits bisher bestehen-
den Dezentralen in Hollabrunn und St.
Pölten sowie der neu eingerichteten in
Baden und deren Besetzung mit insge-
samt acht Mitarbeitern der Rechtsfach-
abteilung bereitete zunehmend Schwie-
rigkeiten bei der innerbehördlichen
Kommunikation, die mit Hilfe von ge-
meinsamen Dienstbesprechungen nur
unzureichend gelöst werden konnten.
Die Abteilung mußte der Oberbehörde
einen bestens eingearbeiteten Mitarbei-
ter zur Verfügung stellen, bekam dafür

Agrartechnische Abteilung

Die NÖ Agrarbezirksbehörde ist Auf-
sichtsbehörde für sämtliche Agrarge-
meinschaften Niederösterreichs. Zum
Zwecke der besseren Bewirtschaftung
der Agrargemeinschaften wurden 5
Forstexkursionen für Mitglieder von
Agrargemeinschaften durchgeführt.
Es wurden darüber hinaus zwei auslän-
dische Delegationen betreut, an fünf
Tagen wurden Schulklassen bei den
Niederösterreichischen Waldjugend-
spielen geführt und 3 km Forststraßen
projektiert. Die Forstabteilung hat wei-
ters ein Vorprojekt zum Landschafts-
fonds-Projekt „Naturnahe Waldwirt-
schaft" in der Marktgemeinde Eschenau
abgewickelt.

S ta t i s t i k  1997

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 1997

Die Agrartechnische Abteilung wird vom
Technischen Leiter fachlich geleitet. Sie
umfaßt fünf technische Fachabteilungen
(drei Zusammenlegungsfachabteilun-
gen, die Fachabteilung für Teilung, Re-
gelung und Forstwirtschaft, die landwirt-
schaftliche Fachabteilung) und die
Stelle Ökologie, Alm und Weide.

F lu rp l anung

Die Flurplanung dient den Gemeinden
als Entscheidungshilfe für die Einleitung
eines Zusammenlegungs- oder Flurbe-
reinigungsverfahrens. Darüber hinaus
kann auch der vielfach gewünschte Gü-
terwegeausbau sinnvoll erfolgen. Rich-
tet er sich nach der Flurplanung, dann
kann er ein später nachfolgendes Agrar-
verfahren nicht behindern.
Die Gemeinden bekommen als Ergebnis
der Flurplanung Planungsunterlagen
(Luftbilder, Wegenetzvorschläge, Kosten-
pläne), die ihnen die Entscheidung:
„Kommassierung ja oder nein“ erleichtern.
Die Flurplanung kann aber auch in an-
deren Bereichen wertvolle Arbeit leisten.
In vielen Gemeinden besteht der
Wunsch nach Landschaftsplanung; oh-
ne zunächst an ein Bodenordnungsver-
fahren zu denken, können mittels Flur-
planungsverfahren Landschaftspläne
erstellt werden.
Die traditionelle Flurplanung muß durch
die veränderten Rahmenbedingungen,
die hauptsächlich durch den Beitritt
Österreichs zur EU erfolgt sind, zu einer
neuen Qualität entwickelt werden, die
auch Fragen der Flächenstillegung, EU-
Fördermöglichkeiten, beantworten kann.

Fachabteilung für Teilung,
Regelung und Forstwirtschaft

Der Schwerpunkt der Tätigkeit der Fach-
abteilung für Teilung, Regelung und
Forstwirtschaft lag bei der Teilung von
agrargemeinschaftlichen Grundstücken,
teilweise in Verbindung mit einem Zu-
sammenlegungsverfahren.
Regelungsverfahren und die in diesem
Zusammenhang anfallenden forstlichen
und vermessungstechnischen Arbeiten
sind ein weiterer Tätigkeitsbereich. Gut-
achten und Stellungnahmen für Rodun-
gen, Bringungsrechte, Weideangele-
genheiten, Aufforstungen und Flurberei-
nigungen wurden ebenfalls durchge-
führt.

Zusammenlegungs-
fachabteilungen

Die Zusammenlegungsfachabteilungen
betreuen die einzelnen Zusammenle-
gungs- und Flurbereinigungsverfahren.
Aufklärung und ständige fachliche Bera-
tung der Operationsleiter gehören eben-
so zur Aufgabe der Zusammenlegungs-
fachabteilungsleiter wie die Erfüllung
von Spezialaufgaben:
• Luftbild GIS (geograph. Informations-
system)
• Elektronische Vermessung
• EDV-Koordinierung
• Gruppenflurbereinigung
• Amtsinterne Stellungnahme zu Geset-
zesentwürfen
• Betreuung von Pilotprojekten
• Verhandlungen mit dem Bundesamt
für Eich- und Vermessungswesen
• Kontakte mit anderen Dienststellen
des Landes und des Bundes bei der
Klärung von Grundsatzfragen Agrarver-
fahren betreffend
• Aufklärung und Motivation für die
Durchführung von Agrarverfahren

Sta t i s t i k  1997

9 Flurbereinigungsverfahren
mit 102 ha und 85 Parteien

2 Teilungsverfahren
mit 67 ha und 775 Parteien

19 Revisionen (Wirtschaftsplanerneuerung) mit
1.814 ha und 775 Parteien

Landwirtschaftliche
Fachabteilung
Die Haupttätigkeit der landwirtschaftli-
chen Fachabteilung lag in der amtlichen
Bewertung der Grundstücke im Zuge
von Zusammenlegungsverfahren und in
der Erstellung von Gutachten für alle Bo-
denreformmaßnahmen sowie in Ro-
dungsverfahren für die zuständige
Forstbehörde.
Für Zusammenlegungsverfahren wur-
den für die besonders erosionsgefähr-
deten Bereiche Erosionsberechnungen
durchgeführt, die den Landwirten deut-
lich vor Augen führen, welche Mengen
wertvollsten Bodens durch Wind- und
Wassererosion jährlich verloren gehen.

Stelle Ökologie, Alm und Weide
• Landentwicklung, NÖ Landschafts-

fonds
• Weidewirtschaftspläne

27 Flurbereinigungsverfahren mit 477 ha
und 182 Parteien

5 Zusammenlegungsverfahren mit 867 ha
und 328 Parteien ________________

32 Verfahren mit 1.344 ha und 510 Parteien
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• Grünordnung und Ökologie bei Agrar-
verfahren

• Pilotprojekte
• Agrarpolitische Konzepte

Landen tw i ck l ung
Zur Diversifizierung, Neuausrichtung
und Anpassung der Land- und Forst-
wirtschaft und des ländlichen Raumes
werden innerhalb des 5b-Gebietes in
Niederösterreich verschiedene Maßnah-
men angeboten. Projekte der Landent-
wicklung ergänzen die Dorferneuerung,
sie beziehen die Landschaft, welche die
Dörfer umgibt, in ihre Maßnahmen ein.
Im Rahmen der Landentwicklung wer-
den regionale Gemeinschaften unter-
stützt, die in ihren Aktionen folgende
Grundsätze verfolgen: dezentrale Kreis-
läufe, Wertschöpfung in der Region,
Umweltverträglichkeit, Vernetzung und
ganzheitliches Denken bei allen Maß-
nahmen.
Ziele der Landentwicklung sind die Ent-
wicklung einer ökologischen Kulturland-
schaft, die Erstellung von sinnvollen
Konzepten für Landschaftshaushalt und
Flächennutzung, der Einsatz von erneu-
erbarer Energie und die Stärkung der
kulturellen und sozialen Identität.
Durch die Richtlinien des NÖ Land-
schaftsfonds ist die NÖ Agrarbezirksbe-
hörde für die Bereiche Landschaftsge-
staltung und die umweltschonenden
Wirtschaftsweisen, das Öko-Punktemo-
dell für die Landwirtschaft, das in unse-
rem Haus entwickelt wurde, zuständig.
Sollten sich im Zuge eines Landentwick-
lungsprojektes Ausweitungen in Rich-
tung bäuerliche Direktvermarktung, er-
neuerbare Energien und bäuerlicher
Tourismus ergeben, wird die Bearbei-
tung und Förderung dieser Maßnahmen
von den dazu vorgesehenen Stellen
durchgeführt.

Umwe l t schonende
Wi r t scha f t swe i sen  (Ökopunk te )

1997 nahmen 986 Betriebe mit
17.700 ha, davon
• 6.300 ha Ackerschläge,
• 11.400 ha Grünlandschläge,
• 60 ha Spezialkulturschläge,
daran teil. Die Dateneingabestellen sind
die Telehäuser Edelhof, Tulln an der
Donau, Eschenau und Warth.

Landscha f t sges ta l t ung

Im Rahmen dieser Aufgabe des NÖ
Landschaftsfonds wurden 335 Gestal-
tungsprojekte betreut.

16.430 Obstbäume wurden gesetzt, des
weiteren 27.000 Bäume und Sträucher.
Diese Maßnahmen inklusive Pflanzar-
beit, Beratung und Verbißschutz wurden
mit S 5.120.000,- gefördert.
Es wurden 22 Baumschnittseminare, 9
Veredelungsseminare und 2 Seminare,
die sich mit der Wühlmausproblematik
befassen, für 473 Teilnehmer veranstal-
tet. In der Fördersumme stecken Bun-
des-, Landes- und EU-Mittel.
Einige Projekte der Landentwicklung:
• Landentwicklung Schönbach. Bäu-
erliche Kulturlandschaft statt Verwal-
dung
• Wanderausstellung Boden, Gesund,
Essen. Informationskampagne zum
Thema umweltschonende Landwirt-
schaft
• Extensive Teichwirtschaft. Multi-
funktionale Bedeutung für Wasserhaus-
halt und Kulturlandschaft
• Landentwicklung Haugsdorf. Nach-
haltige Schonung der Ressourcen Was-
ser und Boden
• Landentwicklung Moorbach Har-
bach. Ökologischer Kreislauf Moorbach
Harbach
• Ökokataster Bergern
• Landentwicklung Gars. Nachhaltiger
Umgang mit Boden und Wasser
• Alm- und Weideprojekt Traisen-
berg. Externe umweltschonende bäuer-
liche Bewirtschaftung
• Alm- und Weideland Türnitz
• Wassermanagement Missingdorf.
Verbesserung des Wasserhaushaltes
• Landschaftsgestaltung Raum
Hollabrunn. Verbesserung des Wasser-
haushaltes

Te lehäuser
Die in unserem Haus entwickelte Idee
der Telehäuser, mit dem 1. Telehaus in
Niederösterreich in Eschenau (Bezirk Li-
lienfeld), hat in weiterer Folge zu einer
Kette von fünf ländlichen Telehäusern in
Niederösterreich geführt, die unterein-
ander vernetzt sind und Telematik auch
für den ländlichen Raum erfolgreich an-
bieten. Folgerichtig ist ein Kollege unse-
rer Behörde zum Geschäftsführer der
Telehaus NÖ Ges. m. b. H. bestellt wor-
den.

Grüno rdnung
In allen laufenden Zusammenlegungs-
und Flurbereinigungsverfahren wurde
auf Basis eines Öko-Ist-Standes, ein
Öko-Soll-Plan erstellt.

Alm und Weide
Die NÖ Agrarbezirksbehörde stellt den
NÖ Alminspektor und führt das Weide-
buch, welches derzeit auf EDV umge-
stellt wird.
Für sechs Almen mit einer Fläche von
1.486 ha wurden Weidewirtschaftspläne
fertiggestellt.
Für Studenten der TU-Wien und der Uni
Dresden wurden Exkursionen zu Alm-
und Weidefragen mit besonderer Be-

rücksichtigung der Möglichkeiten der
Fernerkundung durchgeführt. Für Päd-
agogen der AHS aus Niederösterreich
und für eine albanische Delegation wur-
den ebenfalls Veranstaltungen durchge-
führt.
Um in Zukunft auch im Bereich der
Berglandwirtschaft vermehrt Sb-Förde-
rungen zu lukrieren, wurde ein „Leitpro-
gramm für die Berglandwirtschaft" Alm
und Weideland in Niederösterreich er-
stellt. Aufgrund dieses Programmes hat
sich eine Reihe von neuen vielverspre-
chenden Projekten ergeben.

I nvecos
Invecos ist das Kontrollorgan der EU. Die
NÖ Agrarbezirksbehörde ist Invecosstel-
le bei der ÖPUL-Abwicklung der 5- bzw.
20jährigen Flächenstillegungen auf der
Basis von Projekten. Solche Flächen sind
Wiesen, Böschungen und Streuobstbe-
stände. Diese Projekte werden an private
Planer vergeben. Die Kontrolle der Maß-
nahmen erfolgt nach diversen Parame-
tern durch die Behörde.
Ebenfalls kontrolliert wurden 18 Almen
sowie die Öko-Punkte für die Landwirt-
schaft.

Ö f f en t l i chke i t sa rbe i t
Neben einer Unzahl von Aufklärungsvor-
trägen für zusammenlegungsinteressier-
te Gemeinden wurde auch die Zusam-
menarbeit mit den landwirtschaftlichen
Schulen fortgesetzt. In 3 Fachschulen
wird ein Projektunterricht betreut.
Die landwirtschaftlichen Schulen wer-
den von uns laufend eingeladen, an den
Landespräsentationen bei verschiede-
nen Messen teilzunehmen.
Sie lockern mit ihren Aktivitäten, wie
• Mostpressen,
• Dörrobstherstellung,
• Präsentation von Mohnspezialitäten
und
• Weinverkostungen
die Atmosphäre der reinen Fachpräsen-
tation auf. Sie erleichtern uns damit das
Herantreten an den Bürger.
Für die Höhere Technische Lehranstalt
Wieselburg wird alljährlich ein Projektun-
terricht mit Exkursion in Weidewirt-
schaftsfragen durchgeführt.
Zwei Kollegen sind als Universitätslekto-
ren tätig und halten damit unseren
engen Kontakt zur Wissenschaft auf-
recht.
Kontakte und gemeinsame Projekte gibt
es mit:
• Raiffeisenverband
• NÖ Umweltakademie
• Landesjagdverband
• Österreichische Gesellschaft für
Natur- und Umweltschutz
• World Wildlife Fund
• ORF
• Universitätsinstituten
• Dienststellen anderer Bundesländer
• NÖ Dorferneuerungs-Landesverband
• ARGE Landentwicklung und ■ Dorfer-
neuerung

Obstbäume/Baumreihen 255
Feldgehölze 6
Hecken 29
Waldrandgestaltung 1
Wiesenprojekte 4
Uferränder-/Grabenbepflanzung 1
Mischprojekte 39
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Bodenschutzfachabteilung

sicherungen durchgeführt. Das Ausmaß
von verlegten PVC-Rohren und aktiven
Supplementärsträngen beträgt 5.670
Ifm. Derartige Absicherungen wurden in
12 Gemeinden durchgeführt. Die Kosten
dieser Arbeiten für die Bodenschutz-
fachabteilung betrugen unter Berück-
sichtigung einer teilweisen Kosten-
beteiligung der Grundeigentümer
S 595.400,- (inkl. MWSt).
• Die Pflegearbeiten erstrecken sich auf
die dreijährige Intensivpflege (maschi-
nelle und händische Unkrautbekämp-
fung, häckseln der Krautzonen, Wildab-
wehr und Nachbesserungen) sowie den
Heckenschnitt bei älteren Anlagen.
• Es wurden insgesamt ca. 430 ha Bo-
denschutzanlagen gepflegt, das sind
ca. 1.500 Einzelflächen in 170 Gemein-
den. An Nachbesserungspflanzen wur-
den etwa 12.000 Stück versetzt (aus
Programm 1997).

Die Bodenschutzfachabteilung hat hier-
bei die Aufgabe, die Schutzwaldprojekte
zu erstellen und die Wiederbegründun-
gen der Anlagen nach der Entfernung
des Altbestandes durchzuführen.
1997 wurden 6 neue Projekte erstellt, die
in den Jahren 1998 und 1999 zur Sanie-
rung (Auspflanzung) vorgesehen sind.
1997 wurden 6 Projekte mit einer Flä-
chensumme von 3,54 ha neu ausge-
pflanzt.

Schwerpunkte 1997
Die Bodenschutzfachabteilung befaßt
sich mit der Errichtung und Pflege von
Bodenschutzanlagen. Sanierung von
Bodenschutzanlagen aus den Anfangs-
jahren der Fachabteilung sowie Anlagen
aus der Zeit der Wohlfahrtsaufforstung
durch die Forstbehörden (Schutzwald-
sanierungen).
Für die Wiederbegründungen von alten,
sanierungsbedürftigen Bodenschutzan-
lagen besteht seit 1991 eine neue För-
derungsform unter dem Titel „Schutz-
waldsanierungen“. Mit Hilfe dieser För-
derung wird das Ausbohren der Wurzel-
stöcke und die anschließende Boden-
vorbereitung abgedeckt. Die Abwick-
lung der Förderung basiert auf einer
engen Zusammenarbeit zwischen Anla-
geneigentümer, Bodenschutzfachabtei-
lung, Bezirksforstinspektion, Landes-
forstdirektion und Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft.

Statistik 1997

• In 57 Gemeinden 271 Bodenschutz-
anlagen mit 77 km und 62 ha.
• Es wurden ca. 216.000 standortge-
rechte Bäume und Sträucher gesetzt.
• Um im Kreuzungsbereich von Boden-
schutzanlagen mit Drainsystemen das
Einwachsen der Wurzeln in die Drain-
rohre zu verhindern, werden Drainab-

NÖ Gleichbehandlungsbeauftragte

Vorgeschichte

In Österreich wurde das erste Gieichbe-
handlungsgesetz im Jahr 1979 verab-
schiedet. Dieses Gesetz normiert die ar-
beits- und damit auch entgeltrechtliche
Gleichbehandlung von Frauen und Män-
nern im Bereich der Privatwirtschaft.
Dieses Bundesgesetz nimmt jedoch Ar-
beitsverhältnisse des öffentlichen Dien-
stes ausdrücklich von seinem Geltungs-
bereich aus, da sich das Gleichbehand-
lungsgebot ursprünglich vor allem auf
die Entgeltfestsetzung bezog und die-
ses Prinzip - gleiches Entgelt für gleiche
Arbeit -, im öffentlichen Dienst ohnehin
besoldungsrechtlich garantiert ist. Im
Laufe der Zeit wurde jedoch der Rah-
men eines bloßen „Gleichlohngesetzes“
überschritten, so daß sich auch die Not-
wendigkeit einer Regelung für die Be-
diensteten des öffentlichen Dienstes
ergab.
Im Jahr 1982 ratifizierte Österreich die
UN-Konvention zur Beseitigung jeder
Form der Diskriminierung der Frau und
verpflichtete sich damit, Maßnahmen zur
Durchsetzung der Gleichbehandlung
von Frauen und Männern zu setzen.
Art. 4 dieser UN-Konvention enthält die
Feststellung, daß vorübergehende Son-
dermaßnahmen zur beschleunigten Her-
beiführung der De-facto-Gleichberechti-
gung von Mann und Frau nicht als Dis-
kriminierung gelten.
Im Jahr 1993 trat das Bundes-Gleichbe-
handlungsgesetz in Kraft, in welchem

für die Bediensteten des Bundes ein
umfassendes Gleichbehandlungsgebot
sowie besondere Förderungsmaßnah-
men für Frauen statuiert sind.
Im Zusammenhang mit dem Beitritt zur
Europäischen Union müssen in Öster-
reich zwei EU-Richtlinien betreffend die
Grundsätze „Gleiches Entgelt für Frauen
und Männer" und „Gleichbehandlung
von Frauen und Männern hinsichtlich
des Zuganges zur Beschäftigung, zur
Berufsbildung und zum beruflichen Auf-
stieg sowie in bezug auf die Arbeitsbe-
dingungen“ umgesetzt werden. Die Um-
setzung dieser Rechtsvorschriften er-
folgt in Niederösterreich in den vom
Land zu regelnden Kompetenzberei-
chen durch das seit dem 12. Juli 1997 in
Kraft befindliche NÖ Gleichbehand-
lungsgesetz 1997, LGBI. 2060-0.

NÖ Gleichbehandlungs-
gesetz

Das NÖ Gleichbehandlungsgesetz gilt
für alle Bediensteten des Landes (Amt,
Bezirkshauptmannschaften, Landes-
krankenanstalten, Heime . . .), der Ge-
meinden und Gemeindeverbände in
Niederösterreich sowie für die Landes-
lehrerinnen und Landeslehrer (hinsicht-
lich der materiellen Gleichbehandlungs-
regelungen gilt das Bundes-Gleichbe-
handlungsgesetz 1993).
Es ist unabhängig davon zu berücksich-
tigen, ob es sich bei den betreffenden

Personen um vertragliche oder beam-
tete Bedienstete oder Lehrlinge handelt.
Zielsetzung des NÖ Gleichbehandlungs-
gesetzes ist es - ähnlich wie beim Bun-
des-Gleichbehandlungsgesetz -, jegli-
che Benachteiligung im Berufsleben auf
Grund des Geschlechtes sowie sexuelle
Belästigungen zu vermeiden und Frauen
im Landes- und Gemeindedienst durch
festgeschriebene Vorgaben (Frauenför-
derprogramme) zu fördern. Das Gesetz
richtet sich primär an die Dienstgeber
Land und Gemeinden und verpflichtet
diese, bei allen dienst- und besoldungs-
rechtlichen Vorgängen die Prinzipien des
Gleichbehandlungsgebotes und - nach
Maßgabe von Frauenförderprogrammen
- des Frauenfördergebotes zu beachten.
Im Falle der Verletzung des Gleichbe-
handlungsgebotes sieht das Gesetz
Sanktionsmöglichkeiten vor.

Gleichbehandlungsgebot

Das Gleichbehandlungsgebot gilt für
Frauen und Männer gleichermaßen. Un-
mittelbare und sofort auf den ersten
Blick als solche erkennbare Benachteili-
gungen im Berufsleben, bei denen eine
Ungleichbehandlung ausdrücklich da-
von abhängig gemacht wird, daß die be-
troffene Person eine Frau oder ein Mann
ist, sind relativ selten. Viel häufiger fin-
den Diskriminierungen versteckt statt.
Diese Benachteiligungen sind in der
Praxis gar nicht gleich auf den ersten
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Blick erkennbar. Ein Beispiel für eine
mittelbare Diskriminierung ist es etwa,
wenn Teilzeitkräfte gegenüber Vollzeit-
kräften ohne entsprechende sachliche
Begründung benachteiligt werden und
die Teilzeitkräfte überwiegend einem
Geschlecht angehören.
Das Prinzip der Gleichbehandlung
Frauen - Männer hat insbesondere Be-
rücksichtigung zu finden bei der Aus-
schreibung von Dienstposten und Funk-
tionen, Aufnahme in ein Dienst- oder
Lehrverhältnis, Miteinbeziehung in Aus-
und Weiterbildungsmaßnahmen, Beför-
derung, Betrauung mit höherwertigen
Funktionen.
So ist beispielsweise nicht gestattet,
Frauen unter Hinweis auf ihr Geschlecht
bestimmte Dienstposten vorzuenthalten;
Lebensalter und Familiensituation dür-
fen beim beruflichen Aufstieg, Beförde-
rung und bei den sonstigen Arbeitsbe-
dingungen keine nachteiligen Auswir-
kungen haben.
Sexuelle Belästigungen, egal ob körper-
lich, verbal oder non-verbal sind unter
bestimmten Voraussetzungen einer Dis-
kriminierung gleichzuhalten und daher
verboten. Dazu gehören z. B. das An-
bringen oder Verteilen von Kalenderblät-
tern und Zeitschriften mit pornographi-
schem Inhalt, abwertende Bemerkun-
gen über berufliche Kompetenz oder
besondere Betonung der Geschlechter-
rolle, eindeutige sexuelle Gesten, die die
Betroffenen in eine unangenehme und
peinliche Lage versetzen oder ihre be-
rufliche Kompetenz mißachten.

nen von Frauen zu beseitigen. In Anleh-
nung an den Frauenanteil an der ge-
samten unselbständig erwerbstätigen
Bevölkerung hat sich der Niederösterrei-
chische Landtag zu einer 40-%-Frauen-
quote bekannt. Die Festsetzung der
konkreten Maßnahmen, mit denen die
bestehende Unterrepräsentation von
Frauen beseitigt werden soll, wird in den
noch auszuarbeitenden Frauenförder-
programmen erfolgen. Diese über Vor-
schlag der Gleichbehandlungskommis-
sion erstellten Frauenförderprogramme
werden in der Folge von der Landesre-
gierung, von den Gemeinderäten und
von den Vorständen der Gemeindever-
bände für einen Zeitraum von 6 Jahren
beschlossen und erforderlichenfalls an-
gepaßt.
Gezielte Frauenförderung ist somit nach
Maßgabe der Frauenförderprogramme
bei der Aufnahme in ein Dienst- oder
Lehrverhältnis, bei der Besetzung mit
höherwertigen Funktionen und bei der
Aus- und Weiterbildung geboten.

gewalt zwischen betroffenen Bedienste-
ten und den Dienstgebervertretungen
fungiert und die behaupteten Benachtei-
ligungen oder Verletzungen des Geset-
zes überprüfen wird. Die Gleichbehand-
lungskommission ist paritätisch besetzt
und besteht aus 6 Mitgliedern.
Konsequenzen aus der Verletzung des
Gleichbehandlungsgebotes sind einer-
seits Schadenersatz und andererseits
die Zuerkennung einer vorenthaltenen
Leistung. Im Falle einer Diskriminierung
sind Ansprüche von Vertragsbedienste-
ten innerhalb bestimmter Fristen mit
Klage beim Arbeits- und Sozialgericht
durchzusetzen, Beamtinnen und Be-
amte leiten mittels Antrag an die Dienst-
behörde ebenfalls unter Beachtung von
Fristen ein Dienstrechtsverfahren ein.
An Dienststellen/Betrieben des Landes
Niederösterreich, der Gemeinden und
der Gemeindeverbände mit mindestens
sieben Bediensteten haben Koordinato-
rinnen die Bediensteten über die Mög-
lichkeiten des NÖ Gleichbehandlungs-
gesetzes zu informieren und sie zu un-
terstützen.

Umsetzung des
Gesetzes

Das NÖ Gleichbehandlungsgesetz wird
unter anderem umgesetzt von der
Gleichbehandlungsbeauftragten bzw.
ihrer Stellvertreterin, der Gleichbehand-
lungskommission und den Koordinato-
rinnen an den Dienststellen.
Die Gleichbehandlungsbeauftragte ist
u. a. zuständig für die Information und
Beratung der Landes- und Gemeinde-
bediensteten über ihre Rechte und die
Möglichkeiten des NÖ Gleichbehand-
lungsgesetzes. Sie ist weiters berech-
tigt, jeden begründeten Verdacht einer
Verletzung des Gleichbehandlungsge-
botes dem Dienstgeber anzuzeigen.
Neben der Gleichbehandlungsbeauf-
tragten und der Stellvertreterin wird eine
Gleichbehandlungskommission einge-
richtet, die als vorgelagerte „Schlich-
tungsstelle" ohne behördliche Zwangs-

Ziele

• Konstituierung der NÖ Gleichbehand-
lungskommission

• Bestellung der Koordinatorinnen
• Erarbeitung von Frauenförderprogram-

men
Das Ziel des NÖ Gleichbehandlungsge-
setzes und der mit seiner Umsetzung
betrauten Personen ist es, dazu beizu-
tragen, daß Frauen und Männer im Lan-
des- und Gemeindedienst neben ihren
Pflichten auch faktisch gleiche Rechte,
Möglichkeiten und Chancen vorfinden
und sie somit in Zukunft in allen Perso-
nalständen und vor allem auf allen
dienstrechtlichen Ebenen gleichmäßig
vertreten sein werden. Im Zusammen-
spiel aller beteiligten Personenkreise
wird dieses Ziel erreicht werden können.

Frauenfördergebot

Das vom Gesetz vorgegebene Ziel ist, in
allen Personalständen und vor allem auf
allen dienstrechtlichen Ebenen des Lan-
desdienstes und der Gemeindedienste
ein möglichst ausgeglichenes Zahlen-
verhältnis von Frauen und Männern zu
erreichen. Es obliegt somit den Dienst-
gebern, bestehende Unterrepräsentatio-

Umweltanwalt

Aufgaben und
Schwerpunkte 1997

Vertretung von
Umweltschutzinteressen im
Verwaltungsverfahren

Die Umweltanwaltschaft vertritt die Inter-
essen des Umweltschutzes mit Partei-
stellung in den behördlichen Verfahren,
die in den Vollziehungsbereich des
Landes fallen, sowie in Verfahren im

zu gestalten und für den Bürger trans-
parenter zu machen.
In den Verfahren, die seit 1. 7. 1994
nach dem Umweltverträglichkeitsprü-
fungs- und Bürgerbeteiligungsgesetz,
BGBl. 697/1993, fakultativ und ab 1. 1.
1995 obligatorisch einer UVP bzw. Bür-
gerbeteiligung unterliegen, kommt der
NÖ Umweltanwaltschaft ebenfalls Par-
teistellung zu. Im Rahmen ihrer Partei-
stellung hat die NÖ Umweltanwaltschaft
nicht nur die Möglichkeit, Umweltinteres-
sen im administrativen Instanzenzug zu

Rahmen des eigenen Wirkungsberei-
ches der Gemeinden, wenn die umwelt-
relevanten Auswirkungen eines Vorha-
bens über die Gemeindegrenzen hin-
ausgehen.
Im Bereich der Bundesverwaltung ver-
sucht sie, mit ihrer Koordinationskompe-
tenz die nach dem Kumulationsprinzip
durchzuführenden Verwaltungsverfah-
ren auf Bundes- und Landesebene for-
mell durch Verfahrenskonzentration und
materiell durch Abstimmung der ein-
zelnen Verfahrensergebnisse effizienter
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Um den Bürgern den Zugang zur NÖ
Umweltanwaltschaft zu erleichtern,
wurden auch im Jahr 1996 Sprechtage
am Sitz der Bezirksverwaltungsbehör-
den durchgeführt. Dieses zusätzliche
Service wird vor allem in jenen regio-
nalen Bereichen verstärkt ange-
nommen, die vom Amtssitz weiter ent-
fernt liegen.

Beratungsfunktion

Die NÖ Umweltanwaltschaft beriet Lan-
desbürger auch über private Maß-
nahmen, die für den Umweltschutz von
Bedeutung sind. Derartige Beratungen,
die sowohl in rechtlicher wie in fachli-
cher Hinsicht vorgenommen wurden, er-
streckten sich von der Prüfung beab-
sichtigter Vorhaben auf ihre Kongruenz
mit den für ihre Realisierung geforderten
Rahmenbedingungen über Auskünfte in
Rechts- und Sachfragen bis hin zur
maßgeschneiderten Einzelberatung mit
konkretem Problemlösungsansatz (rd.
2.000 Beratungen pro Jahr bei steigen-
der Tendenz).
Die Beratungsfunktion wurde in An-
spruch genommen
• bei den Sprechtagen im und außer-
halb des Amtssitzes,
• bei Teilnahme an spezifischen Veran-
staltungen (z. B. Figurteich, Magna-Pro-
jekt),
• im Zuge der Erhebungs- und Ver-
handlungstätigkeit.

• Themenparks Ebreichsdorf (Magna
Globe) und SCS
• Berggesetz - Round Table und Teil-
nahme an verschiedenen Podiumsdis-
kussionen und als Experte im Parlament
• Vortrags- und Diskussionsveranstal-
tungen mit der NÖ Landesakademie, mit
der Akademie für Umwelt und Energie,
der Kommunalakademie und dem Öko-
logieinstitut (z. B. Fortbildungsseminare
für Umweltgemeinderäte und Gemein-
demandatare)

verfolgen, sondern auch die externe
Überprüfung durch den Verwaltungsge-
richtshof, im Umweltverträglichkeitsprü-
fungsverfahren auch durch den Verfas-
sungsgerichtshof zu beantragen.
Weiters kommt dem Umweltanwalt im
Ökoauditverfahren (EMAS-Verordnung
der EU) ein Mitwirkungsrecht als Partei
bei der Überwachung der bestellten
Umweltgutachter zu.
Schwerpunktmäßig standen folgende
Aufgaben im Vordergrund:
• Verfahren nach dem NÖ Naturschutz-
gesetz (ca. 1.800), Mitwirkung bei zahl-
reichen Naturdenkmalverfahren
• Berücksichtigung von Umweltschutz-
interessen in der örtlichen und überörtli-
chen Raumordnung
• Angelegenheiten der Abfallwirtschaft
(insgesamt AWG und NÖ-AWG ca. 100),
Standortbeurteilung; Verbrennungsan-
lagen - Verfahren nach dem UVP-Ge-
setz (z. B. Zistersdorf und Zwentendorf)
• Betriebsanlagenrecht mit dem
Schwerpunkt Emissionsbegrenzung;
Vertretung von Anrainern in Betriebsan-
lagengenehmigungsverfahren
• Wasserrecht mit dem zentralen Pro-
blem der Abwasserentsorgung und der
Anpassung von Altanlagen an den
Stand der Technik; Wasserrechtsnovelle
1997: Zahlreiche Probleme mit der An-
passung von Altanlagen an die Depo-
nie-VO; neue Zuständigkeiten der Ge-
meinden und Wasserverbände für Indi-
rekteinleiter
• Bergrecht: schwerpunktmäßig ein
zentraler Aufgabenbereich; sonstige
Materialgewinnungen und Folgenut-
zung; Mitarbeit bei der auszuarbeiten-
den BergG-Novelle
• Verkehrsinfrastruktur (überwiegend
Verfahren nach dem UVP-Gesetz):
Neubau der Hochleistungsstrecke Wien
- St. Pölten, Güterzugumfahrung St.
Pölten, Semmeringbasistunnel, vierglei-
siger Westbahnausbau; Errichtung bzw.
Verlegung von Bundesstraßen, Orts-
umfahrungen wie B 301, Verbindung
Donauuferautobahn B 7
• Themenparks (SCS, Magna)

Unterstützung von
Landesbürgern und Gemeinden

Die NÖ Umweltanwaltschaft unterstützt
Landesbürger und Gemeinden bei allen
Verwaltungsverfahren über Maßnahmen
oder Anlagen, die die Umwelt betreffen
bzw. spezifische Umweltauswirkungen
in Gemeinden haben.
In dieser Funktion hat die Umweltanwalt-
schaft in zahlreichen Verfahren des
Bundes (vor allem im Betriebsanlagen-
und Wasserrechtsverfahren) Bürger und
Gemeinden vertreten und beraten.

Beobachtung der
Verwaltungspraxis und
Anregung zur besseren
Gestaltung der Umwelt

Die NÖ Umweltanwaltschaft begut-
achtet Gesetze, Verordnungen und son-
stige Rechtsnormen aus der Sicht des
Umweltschutzes und leistet Anregungen
zur besseren Gestaltung der Umwelt. In
Begutachtung von Gesetzentwürfen
wurden z. B. kritische Stellungnahmen
zur Gewerbeordnungsnovelle 1997, zur
Wasserrechtsgesetznovelle 1997 und
zum Naturschutzgesetz (Problematik
des § 2 Abs. 3) abgegeben.
Die Beobachtung der Verwaltungspraxis
führt im einzelnen auch zu Reformvor-
schlägen, die in Zusammenarbeit mit
den beteiligten Verwaltungsbehörden
arbeitet und umgesetzt werden, wie
etwa
• Mitarbeit an den Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen für Indirekteinleiter
• Abänderung von nicht mehr zeitge-
mäßen Erlässen.
• Mitarbeit an den NÖ Nationalparkpro-
jekten
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• Harmonisierung des Berggesetzes
mit der Raumordnung der Länder und
Verbesserung der Mitsprachemöglich-
keiten für die Betroffenen und die Ge-
meinden
• Wahrnehmung der Parteistellung in
allen Verfahren nach dem UVP-Gesetz,
vor allem verstärktes Engagement bei
der Verkehrsinfrastruktur sowie bei Müll-
verbrennungs- und -behandlungsanla-
gen
• Initiativen zur Schaffung neuer Natur-
denkmäler und „Natura-2000“-Gebiete
• Intensivierung der Bildungs- und In-
formationsschiene (z. B. Weiterführung
von Umweltseminaren mit spezifischen
Problemstellungen für das Bundesheer)
• Teilnahme an Gemeinschaftspro-
jekten mit anderen Landesumweltan-
waltschaften (z. B. Klimabündnis u. dgl.)

Informationsaufgabe und
Öffentlichkeitsarbeit

Die NÖ Umweltanwaltschaft führt Infor-
mationsveranstaltungen über für den
Umweltschutz bedeutsame Planungen
oder über Angelegenheiten des Um-
weltschutzes auf Ersuchen von Be-
hörden, von Gemeinden, von Bürgerin-
itiativen oder aus eigenen Antrieb
durch. Zur Wahrnehmung dieser Auf-
gaben verfügt sie auch über entspre-
chend gute „Informationskanäle“ zu den
Medien.
In Erfüllung dieses Gesetzesauftrages
wurden von der NÖ Umweltanwaltschaft
im Jahr 1997 beispielsweise folgende
Veranstaltungen durchgeführt:
• Diskussionsveranstaltungen mit der
Bürgerinitiative zur Rettung des Biotop-
komplexes „Figurteich“
• Diskussionen im Zusammenhang mit
geplanten Vorhaben im Raum südlich
von Wien
• Diskussionsveranstaltung über die
geplante Müllverbrennungsanlage in
Zwentendorf
• Neue Rechtslage für Indirekteinleiter
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Unabhängiger Verwaltungssenat

Aufgaben
Der Auftrag für den Unabhängigen Ver-
waltungssenat ist die Sicherung der Ge-
setzmäßigkeit der öffentlichen Verwal-
tung gemeinsam mit dem Verwaltungs-
gerichtshof gemäß Artikel 129 Bundes-
Verfassungsgesetz (B-VG).
Die landesrechtliche Grundlage stellt
das Gesetz über den Unabhängigen
Verwaltungssenat im Land Niederöster-
reich (NÖ UVSG), LGBI. 0015, dar.
Der Sitz des Senates ist von Beginn
seiner Tätigkeit an die Landeshaupt-
stadt St. Pölten (derzeit Haus: Neuge-
bäudeplatz 1).
Zur Erfüllung seines Auftrages hat er im
wesentlichen die Aufgaben der Ent-
scheidung über Berufungen in Verwal-
tungsstrafverfahren (ausgenommen Fi-
nanzstrafsachen des Bundes), der Ent-
scheidung über verschiedene Be-
schwerden im Verwaltungsbereich (z. B.
gegen sogenannte faktische Amtshand-
lungen, gegen die Verhängung von
Schubhaft oder gegen das Verhalten
von Sicherheitsorganen) und der Ent-
scheidung über Berufungen in be-
stimmten Angelegenheiten (z. B. Entzug
der Güterbeförderungskonzession).
Darüber hinaus gibt es laufend Gesetze,
welche den Unabhängigen Verwal-
tungssenat einbinden, bzw. entspre-
chende Gesetzesvorhaben.
Der Unabhängige Verwaltungssenat ist
ähnlich einem Gericht organisiert. Die
Mitglieder des Unabhängigen Verwal-
tungssenates sind bei ihren Entschei-
dungen an keine Weisungen gebunden.
Sie bilden die Vollversammlung, welche
eine Reihe wichtiger Aufgaben hat, etwa
die Beschlußfassung über die Ge-
schäftsverteilung.

Außenstellen
In Mistelbach und Wiener Neustadt sind
Außenstellen des Unabhängigen Ver-
waltungssenates eingerichtet. Diese
sind ständig besetzt. Das sachliche und
örtliche Aufgabengebiet der Außen-
stellen ist in der Geschäftsverteilung
festgelegt. Nach mehrjährigem Betrieb
der Außenstellen kann einwandfrei fest-
gestellt werden, daß sich diese im Sinne
der Dezentralisierung und Bürgernähe
bestens bewährt haben.

Verfahren
Die für die Unabhängigen Verwaltungs-
senate geltenden Verfahrensbestim-
mungen führen in vielen Fällen zu einem
beachtlichen Aufwand.
Als Besonderheit im Land Niederöster-
reich ist zu betonen, daß in der Regel
die Verhandlungen vor Ort, d. h. am Ort
der jeweiligen Bezirkshauptmannschaft,
durchgeführt werden. Diese Regelung

dient der Bürgernähe im Interesse der
Parteien, vor allem der Zeugen, aber
auch der betroffenen Behörden. Sie
bringt jedoch für den Senat einen ganz
erheblichen Aufwand an Reisezeiten.
Dieser enorme Zeitbedarf ist bei der Ein-
schätzung der Tätigkeit des Senates -
insbesondere im Vergleich mit der Tätig-
keit der Senate anderer Bundesländer -
besonders zu beachten.

Vorsitzendenkonferenz
Die Vorsitzenden und Vorsitzendenstell-
vertreter der Unabhängigen Verwal-
tungssenate aller Bundesländer ar-
beiten österreichweit in einer Konferenz
zusammen. Diese hält in regelmäßigen
Abständen Tagungen ab. Dabei geht es
hauptsächlich um den Austausch von
Erfahrungen und um die Behandlung
von gemeinsamen Problemen.
Ein Schwerpunkt der Arbeit der Konfe-
renz war - wie schon in den Vorjahren -
die Frage des Ausbaus der Unabhän-
gigen Verwaltungssenate zu Landesver-
waltungsgerichten. Wann und wie eine
Lösung erfolgen wird, ist derzeit schwer
abschätzbar.

Evidenz
Zu den Aufgaben des Vorsitzenden
zählt es, bei voller Wahrung der Unab-
hängigkeit der einzelnen Mitglieder auf
eine möglichst einheitliche Entschei-
dungspraxis Bedacht zu nehmen.
Dazu ist auch eine Evidenzstelle einge-
richtet, welche die Entscheidungen des
Unabhängigen Verwaltungssenates in
einer übersichtlichen Art und Weise do-
kumentiert. Es erfolgt die Einspeisung
von ausgewählten Entscheidungen in
anonymisierter Form in das Rechtsinfor-
mationssystem des Bundes (sowohl
Rechtssätze als auch Volltext).
Vom Unabhängigen Verwaltungssenat
NÖ wurden bisher etwa 7.240 seiner
Entscheidungen überarbeitet und dar-
aus insgesamt 616 Rechtssätze und 594
Volltexte an das Bundeskanzleramt zur
Eingabe in das Rechtsinformationssy-
stem weitergeleitet und eingegeben.
Zusätzlich besteht für interne Zwecke
und zur Sicherstellung von Auskünften
eine Volltextspeicherung jener Entschei-
dungen, die nicht im Rechtsinforma-
tionssystem eingegeben sind.

Schwerpunkte und
Probleme 1997

Aus dem Aktenanfall im Lauf des Jahres
1997 und mit Rücksicht auf die aus den
Vorjahren noch offenen Verfahren ergibt
sich, daß nach wie vor ein weiterer
Ausbau in personeller und materieller
Hinsicht notwendig ist.

Die in Vorberichten bereits angeführten
Einsparungsbemühungen wurden fort-
gesetzt.
Dabei zeigte sich naturgemäß wieder
das Spannungsverhältnis zwischen Ein-
sparungsbemühungen und Bürger-
nähe.
Trotz des Personalmangels hat sich der
Unabhängige Verwaltungssenat - so
wie in den Jahren vorher - bemüht,
seinen gesetzlichen Auftrag und seine
Aufgaben nicht nur durch terminge-
rechte Erledigung der anfallenden Beru-
fungen und Beschwerden, sondern vor
allem auch im Sinne einer bürgernahen
Verwaltung wahrzunehmen. Mit den Au-
ßenstellen wurde ein Beitrag zur Dezen-
tralisierung geleistet. Die Einrichtung der
Außenstellen hat sich im Sinne der Bür-
gernähe bewährt.
1997 fiel die Entscheidung, daß der Un-
abhängige Verwaltungssenat im Land
Niederösterreich Büroräume im Haus
„Tor zum Landhaus“ beziehen soll. Dar-
aus ergab sich die Notwendigkeit inten-
siver Gespräche insbesondere über den
Raumbedarf, die Raumeinteilung und
Sicherheitsvorkehrung.
Weiters ist für die Außenstelle Wiener
Neustadt die Errichtung von Büroräum-
lichkeiten im Neubau der Bezirkshaupt-
mannschaft vorgesehen. Nach grund-
sätzlichen Beschlüssen über den Neu-
bau (1996) erfolgten 1997 im wesentli-
chen Planungsarbeiten und der Beginn
der Bauarbeiten.

Personalstand
Derzeit besteht der Unabhängige Ver-
waltungssenat aus 24 Mitgliedern.

Ziele 1998

Es wird getrachtet, die für den Jahres-
beginn 1998 vorgesehene Übersiedlung
der Dienststelle in St. Pölten in das „Tor
zum Landhaus“ reibungslos und ohne
wesentliche Unterbrechung der laufen-
den Arbeitstätigkeit durchzuführen.
Vorrangiges Ziel für 1998 bleibt jedoch
nach wie vor die termingerechte Erledi-
gung der anfallenden Berufungen und
Beschwerden. Um dies zu ermöglichen
ist noch die Ernennung weiterer Mitglie-
der erforderlich.
Durch die Zielvorgabe soll - so wie
bisher - die rechtlich richtige, rasche
und in einer bürgerverständlichen
Sprache abgefaßte Erledigung der ein-
langenden Berufungen und Be-
schwerden sichergestellt werden.
Der Unabhängige Verwaltungssenat
wird weiterhin bemüht sein, seinen ge-
setzlichen Auftrag und seine Aufgaben
im Sinne einer bürgernahen Verwaltung
wahrzunehmen.
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• Verwaltungsgerichtshof: 20 Aufhebun-
gen des Bescheides, 61 Abweisungen
der Beschwerde, 22 Einstellungen des
Verfahrens, 1 Beschluß an den Verfas-
sungsgerichtshof, einen Antrag auf Ge-
setzesänderung zu stellen, 4 Zurückwei-
sungen der Beschwerde, 1 Stattgebung
eines Wiederaufnahmeantrags.
Zusätzlich wurde in 72 Fällen von den
Höchstgerichten die Behandlung, in
6 Fällen der Antrag auf aufschiebende
Wirkung abgelehnt. In 8 Fällen wurde
Anträgen auf aufschiebende Wirkung
stattgegeben.
Überdies erfolgten 2 Anfechtungen von
Gesetzesbestimmungen wegen Verfas-
sungswidrigkeit.
Die Entscheidungen betreffen vielfach
Beschwerden, die bereits in den Vor-
jahren eingebracht wurden. Hinsichtlich
der Zahlen kann es daher zu Über-
schneidungen mit den Vorjahren kom-
men.

Zur Zahl der Fälle wird darauf hinge-
wiesen, daß es sich dabei grundsätzlich
um die Zahl von Akten und nicht von
Delikten handelt. Vielfach sind mehrere
Übertretungen in einem Straferkenntnis
- und somit in einem Fall - erfaßt.
In 141 Fällen erfolgten gegen Entschei-
dungen des Senates Anfechtungen
beim Verwaltungs- bzw. Verfassungsge-
richtshof. Es waren 85 Gegenschriften
zu verfassen.
In 134 Fällen wurden von den Höchstge-
richten Entscheidungen übermittelt.
Diese hatten folgenden Inhalt:
• Verfassungsgerichtshof: 2 Zurückwei-
sungen der Beschwerde, 2 Ableh-
nungen eines Antrages auf Verfahrens-
hilfe, 7 Abtretungen an den Verwal-
tungsgerichtshof, 1 Aufhebung des
Bescheides, 2 Abweisungen der
Beschwerde, 8 Abweisungen von Anträ-
gen auf Aufhebung von Gesetzesbe-
stimmungen des NÖ Vergabegesetzes,
3 Einstellungen des Verfahrens;

Unter Hinweis auf die oben geschil-
derten Erfahrungen wird zum wieder-
holten Male ausdrücklich betont, daß ein
bürgernahes und den Bestimmungen
der Menschenrechtskonvention entspre-
chendes Verfahren (Verhandlungen vor
Ort etc.) einen beachtlichen Aufwand
erfordert. Wahrung der Menschenrechte
und Bürgernähe haben ihren Preis!

Statistik 1997

Zahl der anfallenden Akte: 4.219, 3.867
konnten abschließend erledigt werden.
Da zusätzlich Akte aus den Vorjahren
noch offen sind, ergibt sich nach wie vor
eine sehr große Belastung der einzelnen
Mitglieder.
Die weitaus überwiegende Zahl der ein-
langenden Berufungen und Be-
schwerden betrifft Verwaltungsstrafsa-
chen, und hier wieder in erster Linie
Übertretungen des Straßenverkehrs-
rechtes.
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Abteilung ab Seite Regierungsmitglied

Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung 141 LR Mag. Sobotka
Gemeinden 70 LHStv Höger
Wasserwirtschaft 118 LR Mag. Sobotka
Umweltrecht und Umweltkoordination 143 LR Mag. Sobotka
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Gemeinden 70 LHStv Höger
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Gemeinden 70 LHStv Höger
Güterwege 203 LR Blochberger
Umwelthygiene 152 LH Pröll
Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Wasserwirtschaft 118 LH Pröll
Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
Personalangelegenheiten A 52 LH Pröll
Bodenreform 102 LR Blochberger
Güterwege 203 LR Blochberger
Agrarrecht 91 LR Blochberger
Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Schimanek
Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Güterwege 203 LR Blochberger
Gütenwege 203 LR Blochberger
Heime 167 LHStv Prokop
Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Wohnungsförderung A 57 LHStv Prokop
Umweltrecht und Umweltkoordination 143 LR Mag. Sobotka

Personalangelegenheiten A 52 LH Pröll
NÖ Landesbibliothek 87 LHStv Prokop
NÖ Landesbibliothek 87 LHStv Prokop
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Landeshochbau A 189 LR Schimanek
Rechtsbüro 54 LH Pröll
Gemeinden 70 LHStv Höger
Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
Personenstandsangelegenheiten 78 LR Schimanek

Güterwege 203 LR Blochberger
Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Heime 167 LR Dr. Bauer
Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Land- und Forstwirtschaftsinspektion 103 LR Blochberger
Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Agrarrecht 91 LR Blochberger
Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für Landeskunde 86 LHStv Prokop
Allgemeiner Baudienst 171 LR Dr. Bauer
Naturschutz 144 LR Dr. Bauer
Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Wohnungsförderung A 57 LR Mag. Sobotka
Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba

Angelegenheit

Abbautechnik; Sachverständige
Abfallbeseitigung; Medizinische Angelegenheiten
Abfallwirtschaft (allgemein)
Abfallwirtschaft Gemeindeaufsicht
Abfallwirtschaft Sachverständige
Abfallwirtschaft; rechtliche Angelegenheiten
Abgaben Gebührengesetz
Abgaben in Gemeinden
Abgaben Kommissionsgebühren
Abgaben Landesabgabenamt
Abgaben Überwachungsgebühren
Abgaben Verwaltungsabgaben
Abgaben Werbeabgaben
Absdorf Bauhof Verwaltung
Abwasserbeseitigung medizinische Angelegenheiten
Abwasserbeseitigung von Einzelgehöften
Abwasserbeseitigung von Gemeinden
Abwasserbeseitigung von Genossenschaften
Abwasserbeseitigung von Verbänden
Abwasserreinigungsanlagen betrieblicher Wasserbau
Abwassertechnik Sachverständige
Adoptionsvermittlung
Agrarbezirksbehörde Personalangelegenheiten
Agrardienst Fachprüfung
Agrarische Operationen Gemeinsame Anlagen; Bau
Agrarrechtliche Angelegenheiten
Agrartechnik Sachverständige
Akkreditierung
Alarm- und Warndienst
Almverbesserungen technische Angelegenheiten
Almwege; technische Angelegenheiten; Förderung
Altenhelfer •
Ältere Generation Landesbeirat
Alternativenergie Förderung
Althaussanierung
Altlastensanierung
Amt der Landesregierung ohne Gruppe Straße

Personalangelegenheiten
Amtsbibliothek
Amtsbücherei
Amtsdruckerei
Amtsgebäude des Landes Verwaltung
Amtsgebäude; Hochbau
Amtshaftung
Amtshaftungsausgleichsfonds
Amtshilfe; Vertretungsbehörden
Amtstierärztlicher Dienst; fachliche Aufsicht
Amtsverschwiegenheit Befreiung
Amtsvormundschaft
Änderung von Namen
Anlagenbau landwirtschaftliche Angelegenheiten;

Förderung
Anstalten Personalangelegenheiten
Anstaltsfürsorge; finanzielle Angelegenheiten
Ansteckende Krankheiten
Apotheken
Apotheken tierärztliche
Arbeitnehmerförderung
Arbeitnehmerschutz Betriebsbewilligungen
Arbeitnehmerschutz Landesbedienstete
Arbeitnehmerschutz Landesbedienstete Überprüfung
Arbeitsaufsicht Land- und Forstwirtschaft
Arbeitslosenversicherung
Arbeitsmedizin
Arbeitsrecht
Arbeitsrecht Landarbeiter
Arbeitsruhe
Archiv
Artenschutz Sachverständige
Artenschutzübereinkommen (ohne Sachverständige)
Arzneimittel; medizinische Angelegenheiten
Arzneimittelgesetz; rechtliche Angelegenheiten
Ärzte; Spitalsärzte
Assanierung
ASVG

4
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Angelegenheit Abteilung ab Seite Regierungsmitglied

Aufbereitungsanlagen von Trinkwasser Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Aufenthaltsgesetz Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Aufschließungsbeiträge; Gemeindeaufsicht Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Schimanek
Aufsicht; Gemeinden Gemeinden 70 LHStv Höger
Aufsicht; Gemeindeverbände (Generalklausel) Gemeinden 70 LHStv Höger
Aufsicht; Pflegekinderheime Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
Aufsicht; private Pensionistenheime Heime 167 LR Votruba
Aufsicht; private Pflegeheime Heime 167 LR Dr. Bauer
Aufsicht; private Pflegeplätze Sozialhilfe 160 LR Votruba
Aufsicht; sanitäre; Kurorte; Heilvorkommen Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Aufsicht; Sozialhilfeeinrichtungen Sozialhilfe 160 LR Votruba
Aufsicht; Stiftungen Sparkassen und Stiftungsaufsicht 114 LR Gabmann
Aufsicht; Wasserleitungsverbände Gemeinden 70 LHStv Höger
Auftragswesen öffentliches; allgemein Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Aufzüge Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LH Pröll
Aufzugsordnung Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Schimanek
Aufzugstechnik; Anlagen Haustechnik 191 LR Schimanek
Aus- und Weiterbildung der Landesbediensteten Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Ausbildungsbeihilfen Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Ausfuhr von Tieren und tierischen Produkten Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Ausgleiche; Insolvenzrecht Rechtsbüro 54 LH Pröll
Ausländerbeschäftigungsgesetz Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Ausländergrundverkehr Agrarrecht 91 LR Blochberger
Ausländische Vertretungsbehörden; Erhebungen Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Auslandsösterreicherbetreuung Allgemeine Förderung 58 LH Pröll
Ausmerzentschädigungen Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Außenbeziehungen des Landes Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Außenhandelsgesetz Gewerberecht 105 LR Gabmann
Aussiedlungen aus hochwassergefährdeten Gebieten Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Ausspielungen Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Ausstellungen Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Auszeichnungen Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Autobahnen Betrieb Straßenbetrieb 194 LH Pröll

Bachregulierungen; Wasserbau Wasserbau 125 LR Dr. Bauer
Bäder; Wasserbau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Bäderanlagen; medizinische Angelegenheiten Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Bäderhygiene; rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Bädertechnik Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Bauarbeiter-Urlaubsgesetz Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Baubeiräte; Evidenz Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Bäuerliche Gästezimmer Förderung Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Bauern-Sozialversicherung Landwirtschaftliche Sozialversicherung 170 LR Votruba
Baugewerbe; Befähigungsprüfung Allgemeiner Baudienst 171 LR Gabmann
Baugrundgeologie Sachverständige Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Baugrundkataster Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Bauhof Absdorf; Verwaltung Güterwege 203 LR Blochberger
Bauhof Plosdorf Flußbauhof Wasserbau 125 LR Blochberger
Bauhof Plosdorf Flußbauhof Wasserbau 125 LR Dr. Bauer
Bauland; Liegenschaftsbewertung Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Baulandeignung Sachverständige Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Baurecht Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Schimanek
Baurechtsaktion des Landes NÖ Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung 141 LH Pröll
Baustellenkoordinierung; Straßendienst Straßenbetrieb 194 LH Pröll
Baustoffprüfung Straßendienst Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Baustoffzulassung Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Bautechnik; Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Bauvereinigungen; Gemeinnützigkeit; allgemein Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Bauvereinigungen; Wohnbauförderung; allgemein Wohnungsförderung B 57 LHStv Prokop
Bauwirtschaft Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Bauwirtschaft; allgemeine Allgemeiner Baudienst 171 LR Mag. Sobotka
Beamte Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten A 52 LH Pröll
Beamte Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Beamte Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Beamte; Gemeindewachen Dienstprüfung Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Beaufsichtigung der Schüler; Kostenzuschüsse Schulen 89 LR Votruba
Bebauungsplan Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Mag. Sobotka
Bebauungspläne; rechtliche Angelegenheiten Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Mag. Sobotka
Befähigungsprüfung Baugewerbe Allgemeiner Baudienst 171 LR Gabmann
Befähigungsprüfung Elektrotechniker Allgemeiner Baudienst 171 LR Gabmann
Befähigungsprüfung Gasinstallateure Allgemeiner Baudienst 171 LR Gabmann
Befähigungsprüfung Wasserleitungsinstallateure Allgemeiner Baudienst 171 LR Gabmann
Beglaubigungen Überbeglaubigungen Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Begutachtung von Rechtsvorschriften Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Behindertenhilfe (Abschnitt III NÖ SHG) Sozialhilfe 160 LHStv Prokop
Beleuchtung öffentliche Haustechnik 191 LR Schimanek
Beleuchtungstechnik Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Beratung; landwirtschaftliche Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochbetger
Beratung; psychosoziale Sozialhilfe 160 LR Votruba
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Beratungsstelle Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Bergbehördliche Verfahren; Vertretung des Landes Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Bergführer Sport 112 LHStv Prokop
Berufsausbildungsgesetz Gewerberecht 105 LR Gabmann
Berufsbildende mittlere und höhere Schulen Berufsschulen 109 LHStv Höger
Berufsschulbaufonds Berufsschulen 109 LHStv Höger
Berufsschulen Berufsschulen 109 LHStv Höger
Berufsschulen land- und forstwirtschaftliche Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Berufsschulen Lehrer Berufsschulen 109 LHStv Höger
Berufsschulen, Landesberufsschulen; Hochbau Landeshochbau B 190 LR Schimanek
Berufsschulrat gewerbliche Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten A 52 LH Pröll
Beschaffungsangelegenheiten Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll

i Beschäftigung; Ausländer- Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
fl Besoldung Personalangelegenheiten A 52 LH Pröll

Besoldung Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Besoldung Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Bestattungswesen; medizinische Angelegenheiten Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Bestattungswesen; rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Betriebliche Abwasserreinigung; Wasserbau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Betriebsbewilligungen; Arbeitnehmerschutz Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Betriebshelferdienst Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Betriebsneugründungen Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Betriebszeitengesetz; Sonn- und Feiertags- Gewerberecht 105 LR Gabmann
Bewässerungen landwirtschaftliche; Wasserbau Wasserbau 125 LR Blochberger
Bewertung landwirtschaftlich genutzter Liegenschaften Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Bewertung von Liegenschaften im Bauland Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Bezirksforstinspektionen Aufsicht Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Bezirkshauptmannschaften; Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten A 52 LH Pröll
Bezüge; Gemeinderat; Gemeinden Gemeinden 70 LHStv Höger
Bezügegesetz Personalangelegenheiten A 52 LH Pröll
Bibliothek (Amtsbibliothek) NÖ Landesbibliothek 87 LHStv Prokop
Bienenzuchtgesetz Agrarrecht 91 LR Blochberger
Bildende Kunst zeitgenössische Kultur und Wissenschaft 80 LHStv Prokop
Bildstelle (Landesbildstelle) Schulen 89 LR Votruba
Bildungsangelegenheiten landwirtschaftliche Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Bildungsangelegenheiten; Aus- und Weiterbildung der

Landesbediensteten Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Binnenschiffahrt Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Blochberger
Blitzschutzanlagen Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Bodenbeschaffung Wohnungsförderung A 57 LR Mag. Sobotka
Bodenreform; soweit die Landesregierung zuständig ist Bodenreform 102 LR Blochberger
Bordelle; Prostitutionsgesetz Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Brandschutztechnik; Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Brückenbau Brückenbau 198 LH Pröll
Brückenbau Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Brückendienst Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Buchbinderei Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Bücherei (Amtsbibliothek) NÖ Landesbibliothek 87 LHStv Prokop
Büchereiwesen Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Buchhaltung Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Buchmachergewerbe Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Bundesbauten; Hochbau Bundeshochbau 190 LHStv Höger
Bundesgebäudeverwaltung Bundeshochbau 190 LH Pröll
Bundespräsidentenwahl Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Bundesstempelmarken Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Bundesstraßen Bau Bundesstraßenbau 195 LH Pröll
Bundesstraßen Betrieb Straßenbetrieb 194 LH Pröll
Bundesstraßen Brückenbau Brückenbau 198 LH Pröll
Bundesstraßen; rechtliche Angelegenheiten Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Schimanek
Bundesverwaltungsakademie Beirat Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Burgenkundliche Sammlung (Landesbibliothek) NÖ Landesbibliothek 87 LHStv Prokop
Bürgerinformation Straßendienst Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Büromaterial Materialamt Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Buschenschank Gewerberecht 105 LR Gabmann
Buswartehäuschen; Gestaltung und Förderung Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll

Campingplätze Tourismus 107 LR Gabmann
Chemikaliengesetz außer § 36 und Gifte Umweltrecht und Umweltkoordination 143 LR Mag. Sobotka

1 Chemikaliengesetz Gifte Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Chemikaliengesetz Sachverständige Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Chemikaliengesetz; Überwachung Lebensmittelkontrolle 154 LR Dr. Bauer

Dampfkesselüberwachungsorgane Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Dampfkesselwesen; rechtliche Angelegenheiten Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Schimanek
Dampfkesselwesen; Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Datenschutz ohne Strafverfahren Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Datenschutz Strafverfahren Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Datenverarbeitung Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Demoskopie Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
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Denkmalpflege Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Denkmalschutz Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Dentisten; rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Depotgebäude ohne Herreng. 9 kulturelle

Angelegenheiten Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Dezentralisierung Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Diebstahlsmeldungen Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Dienstbekleidung Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Dienstbekleidung Straßendienst Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Dienste; soziale Sozialhilfe 160 LR Votruba
Dienstfreistellungen Gewerkschaft Allgemeine Verwaitungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Dienstkraftwagenbetrieb Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten 115 LR Gabmann
Dienstnehmerhaftung Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Dienstnehmerschutz Landesbedienstete Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Dienstnehmerschutz Landesbedienstete Überprüfung Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Dienstnehmervertretung Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Dienstpaßangelegenheiten Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Dienstpostenplan Personalangelegenheiten A 52 LH Pröll
Dienstpostenplan Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Dienstpostenplan Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Dienstprüfungen Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Dienstprüfungen Straßendienst Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Dienstprüfungen technische Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Dienstrecht Personalangelegenheiten A 52 LH Pröll
Dienstrecht Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Dienstrecht Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Dienstrecht Berufsschullehrer Berufsschulen 109 LHStv Höger
Dienstrecht Lehrer Pflichtschulen allgemeinbildende Schulen 89 LR Votruba
Dienstrecht; Gemeinden Gemeinden 70 LHStv Höger
Dienstwohnungen Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Direktvermarktung landwirtschaftlicher Produkte

Förderung Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Disziplinarangelegenheiten Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Donaufestival; Förderung Kultur und Wissenschaft 80 LHStv Prokop
Donau-Universität Krems Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Dorferneuerung Raumordnung und Regionalpolitik 134 LH Pröll
Dorferneuerung; Wohnbauförderung Wohnungsförderung A 57 LR Mag. Sobotka
Dorfhelferinnen Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Drogen; medizinische Angelegenheiten Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Drogenbeirat Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Druckerei Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Druckrohrleitungsbau Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Düngemittelgesetz Agrarrecht 91 LR Blochberger

ECO Plus Gesellschaftsanteile Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
EDV Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
EDV-Betreuung Straßendienst Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Ehrengaben Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Ehrenzeichen Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Ehrungen Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Einfuhr von Tieren und tierischen Produkten Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Einigungskommissionen; Ernennung Agrarrecht 91 LR Blochberger
Einsatzopferfonds Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Einspruchsrecht der Landesbürger und Gemeinden Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Einzelabwasserbeseitigung Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Eisenbahnbau Bauwerke Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Eisenbahnbau Verkehrstechnik Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Eisenbahnwesen; rechtliche Angelegenheiten Verkehrsrecht 145 LH Pröll
Elektrifizierungen Förderung Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Elektrizitätswesen Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Blochberger
Elektrizitätswirtschaft; Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Elektroinstallation; Anlagen Haustechnik 191 LR Schimanek
Elektronik Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Elektrotechnik; Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Elektrotechniker; Befähigungsprüfung Allgemeiner Baudienst 171 LR Gabmann
Elektrotechnikgesetz Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Blochberger
Elternberatung Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
Emissionsmessungen Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Energierecht Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Blochberger
Energiewirtschaft Geschäftsstelle Allgemeiner Baudienst 171 LR Blochberger
Energiewirtschaftsrecht Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Blochberger
Entgeltfortzahlung Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Entsendung von Vertretern des Landes Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Entwässerungen landwirtschaftliche; Wasserbau Wasserbau 125 LR Blochberger
Epidemiebekämpfung; medizinische Angelegenheiten Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Epidemiebekämpfung; rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Erhebungen für Vertretungsbehörden Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Ernährungswesen Sachverständige Lebensmittelkontrolle 154 LR Dr. Bauer
Ersatzansprüche an Bedienstete; Verzicht Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
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Erschließung; Heilbäder und Heilvorkommen Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Erschütterungsschutz; technische Angelegenheiten Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Erwachsenenbildung Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Erzieher; Studienbeihilfen Heime 167 LR Dr. Bauer
Erziehungsberatung Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
Erziehungshilfe Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
EU Regionalpolitik; Geschäftsstelle Raumordnung und Regionalpolitik 134 LR Mag. Sobotka
Europäische Integration Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Europareferat Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Eutergesundheits- und -kontrolldienst Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Evidenz; Gemeindewachen Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Evidenz; Liegenschaften Bund Land Vermessung 186 LH Pröll

■ Evidenz; Vereine auf Gewinn gerichtete Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
rl Exekutionsangelegenheiten Rechtsbüro 54 LH Pröll

Fachhochschulen Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Fachkräfte in der Sozialhilfe Sozialhilfe 160 LHStv Prokop
Fachprüfung für Agrardienst Bodenreform 102 LR Blochberger
Fachschulen land- und forstwirtschaftliche Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Fahrschulen Verkehrsrecht 145 LH Pröll
Fahrtkostenzuschuß Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Fahrtkostenzuschüsse Schulkinder Schulen 89 LR Votruba
Familienberatungsstellen; medizinische

Angelegenheiten Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Familienförderung Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Familienforschung NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für Landeskunde 86 LHStv Prokop
Familiengesetz Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Familienhelfer Sozialhilfe 160 LHStv Prokop
Familienhilfe Verwaltungsfonds Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Familienpolitik Landesbeirat Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Feiertags- und Wochenendruhe; Arbeitnehmer Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Ferienaktionen Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
Fernsehangelegenheiten (ohne Kabelfernsehen) Veranstaltungsangelegenheiten 78 LH Pröll
Fernwärmeförderung Allgemeiner Baudienst 171 LR Blochberger
Feuchtbiotope Förderung Wasserbau 125 LR Blochberger
Feuerbeschau Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Feuerlöschanlagen; Wasserbau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Feuerpolizei rechtliche Angelegenheiten Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Feuerwehrangelegenheiten Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Feuerwehrgerät; Förderung Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Feuerwehrregister Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Feuerwehrschule Verwaltung Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Film, künstlerischer; Förderung Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Filmangelegenheiten Veranstaltungsangelegenheiten 78 LR Schimanek
Filmschaffen; Förderung Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Finanzangelegenheiten Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Finanzangelegenheiten der Landwirtschaftskammer Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Finanzkontrollausschußberichte Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Finanzplanung Straßendienst Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Finanzsonderaktion für Gemeinden Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Fischereiangelegenheiten Agrarrecht 91 LR Blochberger
Fischereiwirtschaft; Sachverständige Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Flächenwidmungspläne; rechtliche Angelegenheiten Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Mag. Sobotka
Flächenwidmungspläne; technische Angelegenheiten Raumordnung und Regionalpolitik 134 LR Mag. Sobotka
Fleischhauereibetriebe — Hygienekontrollen Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Fleischuntersuchung Schlachttieruntersuchung Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Fleischuntersuchung; veterinärmedizinische

Angelegenheiten Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Flüchtlingsangelegenheiten Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Flugplätze; rechtliche Angelegenheiten Verkehrsrecht 145 LH Pröll
Flurverfassung Bodenreform 102 LR Blochberger
Flußbauhof Plosdorf Wasserbau 125 LR Blochberger
Flußbauhof Plosdorf Wasserbau 125 LR Dr. Bauer
Flüssiggaslagerung Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Flüssigkeiten brennbare; Lagerung Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Flußregulierungen; Wasserbau Wasserbau 125 LR Dr. Bauer
Flußverkehrsrecht Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Blochberger
Fondsangelegenheiten; privatrechtliche Stiftungsverwaltung 68 LR Mag. Sobotka

I Fördertechnik Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LH Pröll
Förderung Abwasserbeseitigung Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Förderung Alm- und Weideverbesserungen Güterwege 203 LR Blochberger
Förderung Almwege Gütenwege 203 LR Blochberger
Förderung Alternativenergie Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Förderung bäuerliche Gästezimmer Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Förderung betrieblicher Abwasserbeseitigung Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Förderung Buswartehäuschen Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Förderung Direktvermarktung landwirtschaftlicher

Produkte Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Förderung Donaufestival Kultur und Wissenschaft 80 LHStv Prokop
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Förderung Einzelabwasserbeseitigungsanlagen Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Förderung Elektrifizierungen Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Förderung Erwachsenenbildung Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Förderung Familien Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Förderung Familienhilfe Verwaltungsfonds Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Förderung Fernwärme Allgemeiner Baudienst 171 LR Blochberger
Förderung Feuchtbiotope Wasserbau 125 LR Blochberger
Förderung Feuerlöschanlagen Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Förderung Feuerwehrgerät Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Förderung Film, künstlerischer Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Förderung Filmschaffen Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Förderung Forstwirtschaft Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Förderung Fotografie, künstlerische Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Förderung Gemeindestraßen Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Förderung gemeinsame Anlagen Güterwege 203 LR Blochberger
Förderung gewerbliche Wirtschaft Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Förderung Grünraumgestaltung Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Förderung Gütenwege Güterwege 203 LR Blochberger
Förderung Hausstandsgründungen Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Förderung Heilbäder; Erschließung Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Förderung Heilvorkommen; Erschließung Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Förderung Hochwasserschutzmaßnahmen Wasserbau 125 LR Dr. Bauer
Förderung Hoferschließung Güterwege 203 LR Blochberger
Förderung Horte Allgemeine Förderung 58 LR Votruba
Förderung Innovationen Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Förderung Investitionen Umweltschutz Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung 141 LR Mag. Sobotka
Förderung Jugendherbergen Jugendverbände Jugendwohlfahrt 164 LHStv Prokop
Förderung Jugendwohlfahrt freie Jugendwohlfahrt 164 LHStv Prokop
Förderung Kinderbetreuungsgesetz;

außer Horte Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Förderung Kinderbetreuungsgesetz Allgemeine Förderung 58 LR Votruba
Förderung Kultur Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Förderung kulturtechnische Maßnahmen Wasserbau 125 LR Blochberger
Förderung Kunst Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Förderung Kunst elektronischer Raum Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Förderung Kunst zeitgenössische Kultur und Wissenschaft 80 LHStv Prokop
Förderung Landschaftsfonds Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Förderung Landschaftsfonds Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Dr. Bauer
Förderung Maschinenringe Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Förderung Medienkunst Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Förderung Ortsbildpflege Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Förderung Produktionsalternativen Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Förderung Raumordnungsmaßnahmen Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung 141 LH Pröll
Förderung Schutzräume Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Förderung Siedlungswasserwirtschaft Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Förderung soziale Dienste Sozialhilfe 160 LR Votruba
Förderung Tagesbetreuung Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Förderung Tagesmütter Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Förderung überbetrieblicher Zusammenarbeit;

landwirtschaftliche Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Förderung Umweltschutz Investition Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung 141 LR Mag. Sobotka
Förderung Verkehrserschließung ländlicher Gebiete Gütenwege 203 LR Blochberger
Förderung Video künstlerisches Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Förderung Volksbüchereiwesen Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Förderung von Heimen Finanzen 55 LHStv Prokop
Förderung von Vereinen Finanzen 55 LH Pröll
Förderung Wasserversorgung Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Förderung Weideverbesserung Güterwege 203 LR Blochberger
Förderung Weinwirtschaft Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Förderung Wildbachverbauung Wasserbau 125 LR Blochberger
Förderung Wirtschaft gewerbliche Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Förderung Wissenschaft Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Förderung Wohnbau Bauvereinigungen; allgemein Wohnungsförderung B 57 LHStv Prokop
Förderung Wohnbau Gemeinden; allgemein Wohnungsförderung B 57 LHStv Prokop
Förderung Wohnbau; Eigenheime Wohnungsförderung A 57 LHStv Prokop
Forderungen Einbringung Rechtsbüro 54 LH Pröll
Formulare Materialamt Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Forstgärten Landesforstgärten Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Forstliche Raumplanung Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Forstorgane der Bezirksverwaltungsbehörden;

fachliche Aufsicht Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Forstrecht Agrarrecht 91 LR Blochberger
Forsttechnische Angelegenheiten Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Forstwirtschaft Förderung Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Forstwirtschaft Sachverständige Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Fotografie künstlerische; Förderung Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Frauenreferat Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Frauenreferat Allgemeine Förderung 58 LR Votruba
Freie Wohlfahrtspflege; Beziehungen; Förderung Sozialhilfe 160 LHStv Prokop
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Freie Wohlfahrtspflege; soziale Dienste und
psychosoziale Beratung Sozialhilfe 160 LR Votruba

Freizeithygiene Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Fremdenangelegenheiten Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Fremdenverkehrsangelegenheiten Tourismus 107 LR Gabmann
Fremdenverkehrsförderungsfonds Tourismus 107 LR Gabmann
Friedhofsbenützungs- und Gebührengesetz Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Funkeinrichtungen des Straßendienstes Straßenspezialtechnik 198 LH Pröll
Fürsorge Kriegsopfer Sozialhilfe 160 LR Votruba
Fürsorge Säuglinge Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Futtermittelgesetz Agrarrecht 91 LR Blochberger

Gartenbauangelegenheiten Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Gasangelegenheiten Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Blochberger
Gasanlagen Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Gasinstallateur; Befähigungsprüfung Allgemeiner Baudienst 171 LR Gabmann
Gasinstallation; Anlagen Haustechnik 191 LR Schimanek
Gassicherheitsgesetz Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Blochberger
Gästezimmer Bäuerliche Förderung Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Gasversorgung; rechtliche Angelegenheiten Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Blochberger
Gebäude Museen ohne Herrengasse 9 Depots Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Gebäudeverwaltung Landesgebäude Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Gebietsbauämter Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Gebietsbauämter Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Gebührengesetz Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Geburtstage Ehrengaben Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Gedenkstätten Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Gefahrenguttransporte; besondere Genehmigungvon

Fahrzeugen Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten 115 LR Gabmann
Gefahrenguttransporte; eingeschränkte besondere

Zulassung Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Gefahrenguttransporte; rechtliche Angelegenheiten Verkehrsrecht 145 LH Pröll
Gefahrenguttransporte; Verpackungen Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten 115 LR Gabmann
Gehaltsvorschüsse Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Geistige Landesverteidigung Polizeiangelegenheiten 69 LR Gabmann
Geldaushilfen Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Gemeindeangelegenheiten Gemeinden 70 LHStv Höger
Gemeindeanteil an Sondernotstandshilfe Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Gemeindeärzte, rechtliche Angelegenheiten Gemeindeärzte 78 LR Mag. Sobotka
Gemeindeaufsicht in Bausachen Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Schimanek
Gemeindeaufsicht in Gemeindestraßenangelegenheiten Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Schimanek
Gemeinden Abwasserbeseitigung; Bau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Gemeinden Wasserversorgung; Bau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Gemeinden; Landesfinanzsonderaktion Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Gemeinden; Wohnbauförderung; allgemein Wohnungsförderung B 57 LHStv Prokop
Gemeindesanitätsdienst; medizinische

Angelegenheiten Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Gemeindesanitätsdienst; rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Gemeindestraßen Förderung Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Gemeindestraßen technische Angelegenheiten Landesstraßenbau 197 LH Pröll
Gemeindeverbände Gemeinden 70 LHStv Höger
Gemeindewachebeamte; Prüfung Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Gemeindewachen Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Gemeindewappen Heraldik NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für Landeskunde 86 LHStv Prokop
Gemeinnützige Vereinigungen Wohnbauförderung

allgemein Wohnungsförderung B 57 LHStv Prokop
Gemeinnützigkeit; Bauvereinigungen (allgemein) Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Gemeinsame Anlagen Agrarische Operationen; Bau Güterwege 203 LR Blochberger
Gendarmerieangelegenheiten Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Genossenschaften Abwasserbeseitigung; Bau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Genossenschaften Wasserversorgung; Bau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Geographisches Informationssystem Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Geohydrologie Hydrologie 130 LR Blochberger
Geologischer Dienst Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Gericht; Vertretung des Landes vor Rechtsbüro 54 LH Pröll
Gesamtverkehrsangelegenheiten Gesamtverkehrsangelegenheiten 147 LH Pröll
Geschäftsstelle für Energiewirtschaft Allgemeiner Baudienst 171 LR Blochberger
Geschichtsforschung NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für Landeskunde 86 LHStv Prokop
Gesellschaftsanteile (allgemein) Finanzen 55 LH Pröll
Gesellschaftsanteile Betriebsansiedlung Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Gesellschaftsanteile ECO Plus GmbH Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Gesellschaftsanteile Fremdenverkehr Tourismus 107 LR Gabmann
Gesellschaftsanteile Gewerbliche Wirtschaft Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Gesellschaftsanteile Standortberatung Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Gesellschaftsanteile Umweltschutz Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung 141 LR Mag. Sobotka
Gesellschaftsanteile Verkehrsverbund Gesamtverkehrsangelegenheiten 147 LH Pröll
Gesetzblatt Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Gesteinskunde technische Sachverständige Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Gesundenuntersuchungen Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
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Gesundheitspflege
Gesundheitswesen; medizinische Angelegenheiten
Gesundheitswesen; rechtliche Angelegenheiten,
Gesundheitswesen; Sicherheitstechnik
Gewässeraufsicht; rechtliche Angelegenheiten
Gewässeraufsicht; technische Angelegenheiten
Gewässergüteuntersuchungen; technische

Angelegenheiten
Gewässerregulierungen; Wasserbau
Gewässerschutz Sachverständige
Gewerbeangelegenheiten
Gewerbetechnik; Sachverständige
Gewerbliche Berufsschulen
Gewerbliche Sozialversicherung
Gewerblicher Berufsschulrat Personalangelegenheiten
Gewerblicher Rechtsschutz
Gifte Chemikaliengesetz
Glückspiel
Grenzgewässer
Großräumige Siedlungswasserwirtschaft; Bau
Grundbücher vor 1880
Grundbuchssachen
Grunderwerb
Grundlagenforschung; geologische
Grundlagenforschung; Raumordnung
Grundlagenforschung; wasserwirtschaftliche
Grundstücke im Bauland; Bewertung
Grundverkehr
Grünraumgestaltung; Förderung
Grünverbau; Straßendienst
Güterwege; Kollaudierung
Güterwege; technische Angelegenheiten; Förderung

Hafen- und Ländeneinrichtungen; Wasserbau
Haftung der Dienstnehmer
Hauptschulen
Hauptwohnsitz; Reklamationsverfahren
Hausbesorger
Hausstandsgründungen Förderung
Haustechnik; Bauten
Hebammen; rechtliche Angelegenheiten
Hebezeuge Sachverständige
Heeresgebühren
Heilbäder; Erschließung
Heilquellenschutz Sachverständige
Heilvorkommen; Erschließung
Heilvorkommen; rechtliche Angelegenheiten
Heilvorkommen; sanitäre Aufsicht
Heime Förderung
Heimhelfer
Heimsozialarbeit
Heizungsanlagen Sachverständige
Heizungstechnik; Anlagen
Hochbau, Kindergarten
Hochbau; Bundesbauten
Hochbau; Haustechnik
Hochbau; Jugendheime
Hochbau; Landesbauten
Hochbau; Landeskindergarten
Hochbau; Landespensionistenheime
Hochbau; öffentliche Pflichtschulen
Hochbau; Pensionsten- und Pflegeheime; Landes-
Hochbau; Pflichtschulen
Hochbau; Schulen
Hochbau; Sonderschulen
Hochbau; Straßendienst
Hochwasserschutz; Wasserbau
Hochzeitsjubiläen
Hoferschließung; technische Angelegenheiten;

Förderung
Höhlenschutz (ohne Sachverständige)
Höhlenschutz Sachverständige
Horte, Bewilligung
Horte, Förderung
Hydrogeologie Sachverständige
Hydrographie
Hydrologie
Hypothekenbank-Holding (allgemein)
Hypothekenbank-Holding Organe

Gesundheitswesen
Gesundheitswesen
Sanitätsrecht und Krankenanstalten
Umwelttechnik
Wasserrecht und Schiffahrt
Wasserwirtschaft

Umwelttechnik
Wasserbau
Wasserwirtschaft
Gewerberecht
Maschinenbau- und Elektrotechnik
Berufsschulen
Arbeitsrecht und Sozialversicherung
Personalangelegenheiten A
Gewerberecht
Sanitätsrecht und Krankenanstalten
Polizeiangelegenheiten
Wasserbau
Siedlungswasserwirtschaft
NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für Landeskunde
Rechtsbüro
Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung
Allgemeiner Baudienst
Raumordnung und Regionalpolitik
Wasserwirtschaft
Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik
Agrarrecht
Allgemeiner Baudienst
Straßenbetrieb
Bodenreform
Güterwege

Wasserbau
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten
Schulen
Staatsbürgerschaft und Wahlen
Arbeitsrecht und Sozialversicherung
Allgemeine Förderung
Haustechnik
Sanitätsrecht und Krankenanstalten
Maschinenbau- und Elektrotechnik
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten
Siedlungswasserwirtschaft
Allgemeiner Baudienst
Siedlungswasserwirtschaft
Sanitätsrecht und Krankenanstalten
Umwelthygiene
Finanzen
Sozialhilfe
Jugendwohlfahrt
Maschinenbau- und Elektrotechnik
Haustechnik
Landeshochbau B
Bundeshochbau
Haustechnik
Landeshochbau B
Landeshochbau B
Landeshochbau B
Landeshochbau B
Landeshochbau B
Landeshochbau B
Landeshochbau B
Landeshochbau B
Landeshochbau B
Straßenspezialtechnik
Wasserbau
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten

Güterwege
Naturschutz
Allgemeiner Baudienst
Jugendwohlfahrt
Allgemeine Förderung
Allgemeiner Baudienst
Hydrologie
Hydrologie
Finanzen
Landesamtsdirektion

149
149
155
185
117
118

185
125
118
105
185
109
170
52

105
155
69

125
128
86
54

141
171
134
118
183

91
171
194
102
203

125
52
89
69

170
58

191
155
185
52

128
171
128
155
152
55

160
164
185
191
190
190
191
190
190
190
190
190
190
190
190
190
198
125
52

203
144
171
164
58

171
130
130
55
40

LR Dr. Bauer
LR Dr. Bauer
LR Dr. Bauer
LR Mag. Sobotka
LR Schimanek
LR Blochberger

LR Mag. Sobotka
LR Dr. Bauer
LH Pröll
LR Gabmann
LR Schimanek
LHStv Höger
LR Votruba
LH Pröll
LR Gabmann
LR Dr. Bauer
LR Votruba
LR Dr. Bauer
LR Schimanek
LHStv Prokop
LH Pröll
LH Pröll
LH Pröll
LR Mag. Sobotka
LR Blochberger
LR Schimanek
LR Blochberger
LH Pröll
LH Pröll
LR Blochberger
LR Blochberger

LR Dr. Bauer
LH Pröll
LR Votruba
LH Pröll
LR Votruba
LHStv Prokop
LR Schimanek
LR Dr. Bauer
LH Pröll
LH Pröll
LR Schimanek
LH Pröll
LR Schimanek
LR Dr. Bauer
LR Dr. Bauer
LHStv Prokop
LR Votruba
LR Dr. Bauer
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Schimanek
LHStv Höger
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Schimanek
LH Pröll
LR Dr. Bauer
LH Pröll

4
LR Blochberger
LR Dr. Bauer
LR Dr. Bauer
LR Votruba
LR Votruba
LH Pröll
LR Blochberger
LR Blochberger
LR Mag. Sotiotka
LH Pröll
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LR Mag. Sobotka
LH Pröll
LH Pröll
LH Pröll
LH Pröll
LR Gabmann
LH Pröll
LR Gabmann
LH Pröll
LHStv Prokop
LR Votruba
LR Gabmann
LR Mag. Sobotka

LR Blochberger
LR Blochberger
LH Pröll
LH Pröll
LHStv Prokop
LR Schimanek
LR Dr. Bauer
LHStv Prokop
LR Dr. Bauer
LHStv Prokop
LR Dr. Bauer
LHStv Prokop
LHStv Prokop
LHStv Prokop
LR Dr. Bauer
LHStv Prokop
LHStv Prokop

LR Dr. Bauer

LH Pröll
LHStv Höger
LH Pröll
LH Pröll
LR Blochberger
LH Pröll
LH Pröll
LH Pröll
LHStv Höger
LHStv Prokop
LR Blochberger
LHStv Höger
LR Blochberger

LR Blochberger

LR Blochberger
LR Blochberger
LR Dr. Bauer
LHStv Höger
LH Pröll
LR Votruba
LR Votruba
LHStv Prokop
LR Votruba
LR Schimanek
LH Pröll
LH Pröll
LR Votruba
LR Dr. Bauer
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Gabmann
LR Schimanek
LR Blochberger
LH Pröll
LH Pröll
LR Votruba
LH Pröll
LH Pröll
LR Blochberger
LH Pröll
LH Pröll
LH Pröll
LR Gabmann

Immissionsschutz; technische Angelegenheiten
Informationstechnologie
Initiativrecht Landesbürger und Gemeinden
Innenrevision
Innerer Dienst
Innovation und Technologie
Innovation; Verwaltungs-
Innovationsförderung
Insolvenzrecht
Institut für Landeskunde
Invalideneinstellungsgesetz
Investitionsförderung
Isotopentechnik

Umwelttechnik 185
Landesamtsdirektion 40
Staatsbürgerschaft und Wahlen 69
Landesamtsdirektion 40
Landesamtsdirektion 40
Wirtschaftsförderung 106
Landesamtsdirektion 40
Wirtschaftsförderung 106
Rechtsbüro 54
NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für Landeskunde 86
Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170
Wirtschaftsförderung 106
Umwelttechnik 185

Agrarrecht 91
Forstwirtschaft 98
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52
Allgemeine Förderung 58
Allgemeine Förderung 58
Landeshochbau B 190
Heime 167
Jugendwohlfahrt 164
Jugendwohlfahrt 164
Allgemeine Förderung 58
Jugendwohlfahrt 164
Allgemeine Förderung 58
Polizeiangelegenheiten 69
Jugendwohlfahrt 164
Jugendwohlfahrt 164
Jugendwohlfahrt 164
Jugendwohlfahrt 164

Jugendwohlfahrt 164

Pressedienst 54
Gemeinden 70
Landesamtsdirektion 40
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52
Wasserrecht und Schiffahrt 117
Personalangelegenheiten A 52
Personalangelegenheiten B 52
Personalangelegenheiten C 52
Gemeinden 70
NÖ Landesbibliothek 87
Feuerwehr und Zivilschutz 74
Gemeinden 70
Landwirtschaftsförderung 96

Güterwege 203

Güterwege 203
Feuerwehr und Zivilschutz 74
Gesundheitswesen 149
Berufsschulen 109
Allgemeine Förderung 58
Jugendwohlfahrt 164
Allgemeine Förderung 58
Allgemeine Förderung 58
Heime 167
Landeshochbau B 190
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52
Personalangelegenheiten B 52
Kindergärten 89
Jugendwohlfahrt 164
Bau- und Raumordnungsrecht 133
Veranstaltungsangelegenheiten 78
Sparkassen und Stiftungsaufsicht 114
Haustechnik 191
Bodenreform 102
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52
Rechtsbüro 54
Sparkassen und Stiftungsaufsicht 114
Landesamtsdirektion 40
Landesamtsdirektion 40
Forstwirtschaft 98
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52
Verkehrsrecht 145
Verkehrsrecht 145
Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten 115

Jagdrechtsangelegenheiten
Jagdwirtschaft Sachverständige
Jubiläen; Ehrengaben
Jugendanwaltschaft; Kinder- und
Jugendförderung
Jugendheime; Hochbau
Jugendheime; Landes-
Jugendherbergen Förderung
Jugendhilfsfonds; Pfingstsammlung
Jugendpolitik Landesbeirat
Jugendpsychologischer Beratungsdienst
Jugendreferat
Jugendschutz
Jugendverbände Förderung
Jugendwohlfahrt
Jugendwohlfahrt freie Förderung
Jugendwohlfahrt soziale Dienste
Jugendwohlfahrtspersonal und Fachpersonal

Fortbildung

Kabelfernsehen
Kanalgebühren
Kanzleiaufsicht
Kanzleimaterial Materialamt
Kapitänsprüfungen
Karenzurlaub
Karenzurlaub
Karenzurlaub
Karenzurlaub Gemeinden
Kartensammlung (Landesbibliothek)
Katastrophendienst Alarmierung und Koordination
Katastrophenschäden Gemeinden
Katastrophenschäden ohne Gemeinden
Katastrophenschäden; landwirtschaftliche Flächen

Anlagen Bewertung
Katastrophenschäden; Straßen Gemeinde Private

Bewertung
Katastrophenschutz (allgemein)
Katastrophenschutz; medizinische Angelegenheiten
Kaufmännische Berufsschulen
Kinder- und Jugendanwaltschaft
Kinderbetreuungsgesetz
Kinderbetreuungsgesetz; Förderung
Kinderbetreuungsgesetz; Förderung außer Horte
Kindergarten; Heilpädagogischer des Landes NÖ
Kindergarten; Hochbau
Kindergarten; Landhaus
Kindergarten; Personalangelegenheiten
Kindergartenangelegenheiten
Kinderpsychologischer Beratungsdienst
Kinderspielplatzgesetz
Kinos
Kirchen Kultusangelegenheiten
Klimatechnik; Anlagen
Kollaudierung von Güterwegen
Kommissionsgebühren
Konkurse; Insolvenzrecht
Konsumentenschutzgesetz
Kontrolleinrichtungen Prüfberichte
Koordinationsdienst
Koordinierungsstelle für Waldschadensbekämpfung
Kopierstelle
Kraftfahrlinien
Kraftfahrwesen (allgemein)
Kraftfahrwesen; Ausnahmegenehmigung
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Kraftfahrwesen; Ausrüstung; ohne Blaulicht Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten 115 LR Gabmann
Kraftfahrwesen; Bauart Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten 115 LR Gabmann
Kraftfahrwesen; Bewilligungen für nicht zugelassene

Anhänger Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten 115 LR Gabmann
Kraftfahrwesen; Einzelgenehmigung Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten 115 LR Gabmann
Kraftfahrwesen; Routengenehmigung Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Kraftfahrwesen; Transportgenehmigungen für

überschwere Fahrzeuge Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Kraftfahrzeugangelegenheiten Sachverständige Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten 115 LR Gabmann
Kraftfahrzeugangelegenheiten technische Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten 115 LR Gabmann
Kraftfahrzeugüberprüfungen Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten 115 LR Gabmann
Kraftftahrlinienverkehr; Prüfung der fachlichen Eignung Gewerberecht 105 LR Gabmann
Krane Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LH Pröll
Krankenanstalten; Hochbau Landeshochbau A 189 LR Schimanek
Krankenanstalten; medizinische Angelegenheiten Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Krankenanstalten; rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Krankenanstalten; Sicherheitstechnik Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Krankenanstalten; Strahlenschutz Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Dr. Bauer
Krankenanstalten; Verwaltung Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Krankenpflegeschulen; medizinische Angelegenheiten Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Krankenversicherung Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Krankheiten ansteckende; medizinische

Angelegenheiten Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Krankheiten; rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Kriegsgräber Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Kriegsopfer; Fürsorge Sozialhilfe 160 LR Votruba
Küche Landhaus Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Kulturelle Angelegenheiten Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Kulturflächen landwirtschaftliche Agrarrecht 91 LR Blochberger
Kulturpflanzenschutz Agrarrecht 91 LR Blochberger
Kulturschilling (Erträgnisse für Sportzwecke) Sport 112 LHStv Prokop
Kulturschilling (ohne Erträgnisse für Sport) Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Kulturtechnische Maßnahmen; Wasserbau Wasserbau 125 LR Blochberger
Kultusangelegenheiten Sparkassen und Stiftungsaufsicht 114 LR Gabmann
Kundmachung von Rechtsvorschriften Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Kunst im elektronischen Raum, Förderung Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Kunst zeitgenössische; Förderung Kultur und Wissenschaft 80 LHStv Prokop
Kunst; kulturelle Angelegenheiten Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Kunsthalle Krems Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Kurorte; rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Kurorte; sanitäre Aufsicht Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Kurzparkzonenabgabegesetz Gemeinden 70 LHStv Höger

Ladenschluß Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Lagerstättenkunde Sachverständige Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
LAKIS Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Land- und Forstwirtschaftsinspektion Land- und Forstwirtschaftsinspektion 103 LR Blochberger
Landarbeiterkammer finanzielle Angelegenheiten Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Landarbeiterkammer rechtliche Angelegenheiten Agrarrecht 91 LR Blochberger
Landarbeitsrecht Agrarrecht 91 LR Blochberger
Landesabgabenamt Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Landesagrarsenat; administrative Angelegenheiten Bodenreform 102 LR Blochberger
Landesagrarsenat; Sachverständige Bodenreform 102 LR Blochberger
Landesakademie NÖ Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Landesanstalten Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Landesarchiv NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für Landeskunde 86 LHStv Prokop
Landesausstellungen Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Landesbank-Hypothekenbank-Holding (allgemein) Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Landesbank-Hypothekenbank-Holding; Organe Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Landesbauten; Hochbau Landeshochbau B 190 LR Schimanek
Landesbedienstetenschutz Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Landesbeirat Jugend — Familien — ältere Generation Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Landesbibliothek NÖ Landesbibliothek 87 LHStv Prokop
Landesbildstelle Schulen 89 LR Votruba
Landesbuchhaltung Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Landesbürgerevidenzen Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Landesbürgerschaft Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Landesfeuerwehrschule Verwaltung Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger __
Landesfinanzsonderaktion für Gemeinden Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Landesforstgärten Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Landesgebäudeverwaltung Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Landesgesetzblatt Abonnements Pressedienst 54 LH Pröll
Landesgesetzblatt Bezug von Stücken Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Landesgesetzblatt Verlautbarung Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Landesjugendheime Heime 167 LR Dr. Bauer
Landesjugendreferat Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Landeskindergarten; Hochbau Landeshochbau B 190 LR Schimanek
Landeskrankenanstalten; Verwaltung Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Landeskunde Institut NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für Landeskunde 86 LHStv Prokop
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Angelegenheit Abteilung ab Seite Regierungsmitglied

Landeslehrer Berufsschulen Berufsschulen 109 LHStv Höger
Landeslehrer land- und forstwirtschaftliche Schulen Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Landeslehrer Pflichtschulen allgemeinbildende Schulen 89 LR Votruba
Landesmuseum Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Landespensionistenheime Heime 167 LHStv Prokop
Landespensionistenheime; Hochbau Landeshochbau B 190 LR Schimanek
Landespflegeheime Heime 167 LHStv Prokop
Landessanitätsrat Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Landessanitätsrat Bestellung Gesundheitswesen 149 LH Pröll
Landessäuglingsheime Heime 167 LR Dr. Bauer
Landesschulrat Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten A 52 LH Pröll
Landesstraßen; Bau Landesstraßenbau 197 LH Pröll
Landesstraßen; Betrieb Straßenbetrieb 194 LH Pröll
Landesstraßen; Brückenbau Brückenbau 198 LH Pröll
Landesstraßen; rechtliche Angelegenheiten Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Schimanek
Landesverfassung Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Landesverkehrskonzept Gesamtverkehrsangelegenheiten 147 LH Pröll
Landesvermögen; Verwaltung Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Landesverteidigung geistige Polizeiangelegenheiten 69 LR Gabmann
Landesverteidigung militärische Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Landesverteidigung umfassende Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Landesverteidigung wirtschaftliche Polizeiangelegenheiten 69 LR Gabmann
Landesverteidigung zivile Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Landesvertreter Entsendung Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Landeswappen Schutz Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Landeswarnzentrale Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Landes-Wasserwirtschaftsfonds NÖ Siedlungswasserwirtschaft 128 LHStv Höger
Landes-Wasserwirtschaftsfonds NÖ Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Mag. Sobotka
Landhauskindergarten Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Landhausküche Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Landschaftsabgabegesetz Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Landschaftsfonds, Förderung Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Landschaftsfonds, Förderung Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Dr. Bauer
Landschaftsfonds, Geschäftsstelle Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Landschaftsschutz (ohne Sachverständige) Naturschutz 144 LR Dr. Bauer
Landschaftsschutz; Sachverständige Allgemeiner Baudienst 171 LR Dr. Bauer
Landtagswahl Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Landwirtschaft Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Landwirtschaftliche Bauberatung Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Landwirtschaftliche Beratungsangelegenheiten Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Landwirtschaftliche Berufsschulen Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Landwirtschaftliche Berufsschulen; Hochbau Landeshochbau A 189 LR Schimanek
Landwirtschaftliche Bewässerungen; Wasserbau Wasserbau 125 LR Blochberger
Landwirtschaftliche Bildungsangelegenheiten Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Landwirtschaftliche Entwässerungen; Wasserbau Wasserbau 125 LR Blochberger
Landwirtschaftliche Fachschulen Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Landwirtschaftliche Fachschulen; Hochbau Landeshochbau A 189 LR Schimanek
Landwirtschaftliche Kulturflächen Agrarrecht 91 LR Blochberger
Landwirtschaftliche Produkte Direktvermarktung

Förderung Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Landwirtschaftliche Produkte Qualitätsklassen Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Landwirtschaftliche Sozialversicherung Landwirtschaftliche Sozialversicherung 170 LR Votruba
Landwirtschaftliche Studienförderung Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Landwirtschaftliche Versuchsangelegenheiten Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Landwirtschaftliche Wohnbauförderung Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Landwirtschaftlicher Anlagenbau Güterwege 203 LR Blochberger
Landwirtschaftlicher Förderungsfonds Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Landwirtschaftlicher Pflanzenschutz Agrarrecht 91 LR Blochberger
Landwirtschaftlicher Wegebau Güterwege 203 LR Blochberger
Landwirtschaftliches Siedlungswesen Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Landwirtschaftsförderung Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Landwirtschaftskammer; finanzielle Angelegenheiten Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Landwirtschaftskammer; rechtliche Angelegenheiten Agrarrecht 91 LR Blochberger
Lärmbekämpfung; medizinische Angelegenheiten Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Lärmmessung Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Lärmschutz; technische Angelegenheiten Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Lawinenwarndienst; Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Lebensmittelangelegenheiten; rechtliche Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Lebensmittelaufsicht Lebensmittelkontrolle 154 LR Dr. Bauer
Lebensmittelhygiene Lebensmittelkontrolle 154 LR Dr. Bauer
Legistik Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Lehrer; Berufsschulen Berufsschulen 109 LHStv Höger
Lehrer; land- und forstwirtschaftliche Schulen Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Lehrer; Pflichtschulen allgemeinbildende Schulen 89 LR Votruba
Lehrforstamt Ottenstein Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Lehrlinge Verpflegskostenzuschuß Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Lehrlingsbeihilfe Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Lehrpläne; land- und forstwirtschaftliche Schulen Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Leichenwesen; medizinische Angelegenheiten Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
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ab Seite Regierungsmitglied

155 LR Dr. Bauer
145 LH Pröll
52 LH Pröll
78 LR Schimanek

185 LR Schimanek
186 LH Pröll
183 LR Schimanek
183 LH Pröll

52 LH Pröll
198 LH Pröll
80 LHStv Prokop

128 LR Schimanek
171 LH Pröll
145 LH Pröll
185 LR Mag. Sobotka

113 LR Schimanek
152 LR Dr. Bauer
143 LR Mag. Sobotka
185 LR Mag. Sobotka
191 LR Schimanek

74 LR Blochberger

118 LR Blochberger
141 LR Blochberger
91 LR Blochberger

185 LR Schimanek
96 LR Blochberger

171 LH Pröll
52 LH Pröll
78 LR Schimanek
80 LH Pröll

149 LR Dr. Bauer
155 LR Dr. Bauer
101 LR Blochberger
113 LR Dr. Bauer
149 LR Dr. Bauer
55 LR Mag. Sobotka

105 LR Gabmann
58 LHStv Prokop
52 LH Pröll

101 LR Blochberger
101 LR Blochberger
52 LH Pröll

193 LH Pröll
91 LR Blochberger

185 LR Schimanek
133 LR Schimanek
128 LR Schimanek
91 LR Blochberger

152 LR Dr. Bauer
70 LHStv Höger

189 LR Schimanek
80 LH Pröll
80 LH Pröll
80 LHStv Prokop
80 LH Pröll
80 LH Pröll

149 LR Dr. Bauer
164 LR Dr. Bauer
170 LR Votruba

198 LH Pröll
154 LR Dr. Bauer
155 LR Dr. Bauer

78 LR Schimanek
78 LR Schimanek

118 LH Pröll
144 LR Blochberger
144 LR Dr. Bauer

69 LH Pröll
128 LR Schimanek
155 LR Dr. Bauer
144 LR Dr. Bauer
171 LR Dr. Bauer
171 LH Pröll
171 LR Schimanek

96 LR Blochbefger

Angelegenheit

Leichenwesen; rechtliche Angelegenheiten
Lenkerprüfungen
Lichtpausen
Lichtspieltheater
Lichttechnik Sachverständige
Liegenschaften Bund Land Evidenz
Liegenschaftsbewertung; Bauland
Liegenschaftsbewertung; landwirtschaftliche
Liegenschaftsverwaltung
Liegenschaftsverwaltung Straßendienst
Literatur zeitgenössische
Löschanlagen; Wasserbau
Luftbildstelle
Luftfahrt; rechtliche Angelegenheiten
Luftfahrt; technische Angelegenheiten
Luftreinhaltung; Kesselanlagen rechtliche

Angelegenheiten
Luftreinhaltung; medizinische Angelegenheiten
Luftreinhaltung; rechtliche Angelegenheiten
Luftreinhaltung; technische Angelegenheiten
Lüftungstechnik; Anlagen
LWZ

Marchfeldkanalgesetz ohne rechtliche Angelegenheiten
Marchfeldkanalgesetz rechtliche Angelegenheiten
Marktordnungsgesetz
Maschinenbau Sachverständige
Maschinenringe Förderung
Massenbewegungen Sachverständige
Materialamt
Matrikenwesen
Medienkunst, Förderung
Medikamente; medizinische Angelegenheiten
Medikamente; rechtliche Angelegenheiten
Medikamente; tierärztliche
Medizinische Anlagen; Strahlenschutz
Medizinische Sachverständige
Mehrphasenbuchhaltung
Meßanstalten öffentliche
Mietrecht; Verwaltungsangelegenheiten
Mikrofilmstelle
Milchhygieneverordnung; Kontrolle nach Anhang A
Milchuntersuchung
Militärische Landesverteidigung
Militärische Sondernutzung Straßengrund
Mindestpflanzabstände
Mineralöllagerung Sachverständige
Mineralölordnung
Moorbäder; Erschließung
Mühlengesetz
Müllbeseitigung; medizinische Angelegenheiten
Müllgebühren
Musealbauten; Hochbau
Museale Angelegenheiten
Musealgebäude (ohne Herrengasse 9)
Musik zeitgenössische
Musik; kulturelle Angelegenheiten
Musikschulen
Mutterberatung; medizinische Angelegenheiten
Mutterberatung; rechtliche Angelegenheiten
Mutterschutz

Nachrichtentechnik; Straßendienst
Nahrungsmittelkontrolle; Lebensmittelaufsicht
Nahrungsmittelkontrolle; rechtliche Angelegenheiten
Namensänderung
Namensfestsetzung
Naßbaggerungen Sachverständige
Nationalparks
Nationalparks
Nationalratswahl
Natürliche Heilvorkommen; Erschließung
Natürliche Heilvorkommen; rechtliche Angelegenheiten
Naturschutz (ohne Sachverständige)
Naturschutz; Sachverständige
NÖGIS
Normenwesen
Notstandsmaßnahmen landwirtschaftliche

Abteilung

Sanitätsrecht und Krankenanstalten
Verkehrsrecht
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten
Veranstaltungsangelegenheiten
Maschinenbau- und Elektrotechnik
Vermessung
Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik
Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten
Straßenspezialtechnik
Kultur und Wissenschaft
Siedlungswasserwirtschaft
Allgemeiner Baudienst
Verkehrsrecht
Umwelttechnik

Energie- und Strahlenschutzrecht
Umwelthygiene
Umweltrecht und Umweltkoordination
Umwelttechnik
Haustechnik
Feuerwehr und Zivilschutz

Wasserwirtschaft
Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung
Agrarrecht
Maschinenbau- und Elektrotechnik
Landwirtschaftsförderung
Allgemeiner Baudienst
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten
Personenstandsangelegenheiten
Kultur und Wissenschaft
Gesundheitswesen
Sanitätsrecht und Krankenanstalten
Veterinärangelegenheiten
Energie- und Strahlenschutzrecht
Gesundheitswesen
Finanzen
Gewerberecht
Allgemeine Förderung
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten
Veterinärangelegenheiten
Veterinärangelegenheiten
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten
Allgemeiner Straßendienst
Agrarrecht
Maschinenbau- und Elektrotechnik
Bau- und Raumordnungsrecht
Siedlungswasserwirtschaft
Agrarrecht
Umwelthygiene
Gemeinden
Landeshochbau A
Kultur und Wissenschaft
Kultur und Wissenschaft
Kultur und Wissenschaft
Kultur und Wissenschaft
Kultur und Wissenschaft
Gesundheitswesen
Jugendwohlfahrt
Arbeitsrecht und Sozialversicherung

Straßenspezialtechnik
Lebensmittelkontrolle
Sanitätsrecht und Krankenanstalten
Personenstandsangelegenheiten
Personenstandsangelegenheiten
Wasserwirtschaft
Naturschutz
Naturschutz
Staatsbürgerschaft und Wahlen
Siedlungswasserwirtschaft
Sanitätsrecht und Krankenanstalten
Naturschutz
Allgemeiner Baudienst
Allgemeiner Baudienst
Allgemeiner Baudienst
Landwirtschaftsförderung
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Obereinigungskommission Agrarrecht 91 LR Blochberger
Oberflächenhydrologie Hydrologie 130 LR Blochberger
Obstbauangelegenheiten Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Öffentliche Pflichtschulen; Hochbau Landeshochbau B 190 LR Schimanek
Öffentliches Wassergut; Verwaltung Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Schimanek
Öffentlichkeitsarbeit des Inneren Dienstes Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Öffnungszeitengesetz Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
ÖNORMEN Allgemeiner Baudienst 171 LR Schimanek
Opferfürsorge Sozialhilfe 160 LR Votruba
Opferfürsorgeabgabe; Verwaltung Sozialhilfe 160 LR Votruba
Orden Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Organhaftpflicht Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Organisation der Verwaltung Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Organstrafverfügungen; Verzeichnisse Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Örtliche Raumordnung; Bebauungsplan;

Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Mag. Sobotka
Örtliche Raumordnung; Flächenwidmungsplan;

technische Angelegenheiten Raumordnung und Regionalpolitik 134 LR Mag. Sobotka
Örtliche Raumordnung; rechtliche Angelegenheiten Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Mag. Sobotka
Ortsbildgutachten Sachverständige Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Ortsbildpflege; Förderung Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Ortsbildschutz; rechtliche Angelegenheiten Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Schimanek
Ozongesetz Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Ozongesetz Sanierungspläne Umweltrecht und Umweltkoordination 143 LR Mag. Sobotka
Ozongesetz Vorbereitung von Sofortmaßnahmen Umweltrecht und Umweltkoordination 143 LR Mag. Sobotka

Pässe; Dienstpaßangelegenheiten Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Patienten- und Pflegeanwaltschaft Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LH Pröll
Pendlerhilfe Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Pensionisten- und Pflegeheime; Landes- Heime 167 LHStv Prokop
Pensionisten- und Pflegeheime; Landes-; Hochbau Landeshochbau B 190 LR Schimanek
Pensionisten- und Pflegeheime; medizinische

Angelegenheiten Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Pensionistenheime; private; Aufsicht Heime 167 LR Votruba
Pensionistenheime; private; Bewilligung Heime 167 LR Votruba
Pensionsangelegenheiten Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Pensionsversicherung Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten A 52 LH Pröll
Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Personalangelegenheiten der Gruppe Straße Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Personalangelegenheiten Lehrer an Pflichtschulen Schulen 89 LR Votruba
Personalangelegenheiten Lehrer Berufsschulen Berufsschulen 109 LHStv Höger
Personalstand; Gemeindewachen Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Personalvertretungsangelegenheiten Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Personalvertretungsrecht Gemeinden Gemeinden 70 LHStv Höger
Personenstandsangelegenheiten Personenstandsangelegenheiten 78 LR Schimanek
Pfingstsammlung Jugendhilfsfonds Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
Pflanzenschutzmittel; Landwirtschaft Agrarrecht 91 LR Blochberger
Pflanzenzuchtangelegenheiten Agrarrecht 91 LR Blochberger
Pflegeanwaltschaft; Patienten- und Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LH Pröll
Pflegeaufsicht Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
Pflegebewilligung Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
Pflegeheime; Pensionisten- und; Landes- Heime 167 LHStv Prokop
Pflegeheime; Pensionisten- und; medizinische

Angelegenheiten Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Pflegeheime; private; Aufsicht Heime 167 LR Dr. Bauer
Pflegeheime; private; Bewilligung Heime 167 LR Votruba
Pflegeplätze; private; Aufsicht Sozialhilfe 160 LR Votruba
Pflegeplätze; private; Bewilligung Sozialhilfe 160 LR Votruba
Pflichtschulen allgemeinbildende Schulen 89 LR Votruba
Pflichtschulen; Hochbau Landeshochbau B 190 LR Schimanek
Pipelinebau Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Pittental Unteres; Wasserleitungsverband Gemeinden 70 LHStv Höger
Planung von Bundes- und Landesstraßen Straßenplanung 200 LH Pröll
Planungsorgan; wasserwirtschaftliches Wasserwirtschaft 118 LR Blochberger
Plasmapherese Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Plosdorf Flußbauhof Wasserbau 125 LR Blochberger
Plosdorf Flußbauhof Wasserbau 125 LR Dr. Bauer
Polizeiangelegenheiten Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Polytechnische Lehrgänge Schulen 89 LR Votruba
Porträtsammlung (Landesbibliothek) NÖ Landesbibliothek 87 LHStv Prokop
Poststelle Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Postzustellung Ausland Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Preisrechtliche Angelegenheiten Sparkassen und Stiftungsaufsicht 114 LR Gabmann
Pressedienst Pressedienst 54 LH Pröll
Private Pensionistenheime; Aufsicht Heime 167 LR Votruba
Private Pflegeheime; Aufsicht Heime 167 LR Dr. Bauer
Privatzimmervermietung Gewerberecht 105 LR Gabmann
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Angelegenheit

Produkte landwirtschaftliche; Qualitätsklassen
Produktionsalternativen Förderung
Produktsicherheitsgesetz
Prostitutionsgesetz
Protokoll
Prüfberichte der Kontrolleinrichtungen
Prüfung der fachlichen Eignung für den

Kraftfahrlinienverkehr
Prüfung; Gemeindewachebeamte
Psychosoziale Beratung
Pyrotechnik Sachverständige

Qualitätsklassen landwirtschaftliche Produkte
Qualitätsklassenkontrolle

Radaranlagen Sachverständige
Radioaktivität; rechtliche Angelegenheiten
Radioaktivität; rechtliche Angelegenheiten für

medizinische Anlagen
Radioaktivität; Strahlenschutz; technische

Angelegenheiten
Radioaktivität; Überwachung
Rauchfänge Kehrfristen
Raumordnung; örtliche; rechtliche Angelegenheiten
Raumordnung; technische Angelegenheiten
Raumordnung; überörtliche; rechtliche

Angelegenheiten
Raumordnungsmaßnahmen; Förderung
Raumplanung; forstliche
Raumverträglichkeitsgutachten im Verkehrsbereich
Rebenverkehr
Rechnungsabschluß
Rechnungshofangelegenheiten
Rechnungswesen
Rechnungswesen Straßendienst
Rechtsbüro
Rechtsschutz gewerblicher
Rechtsvorschriften; Kundmachung
Regierungsdienst
Regionalisierung kulturelle
Regionalmanagements
Regionalpolitik der EU; Geschäftsstelle
Regulierungen von Gewässern; Wasserbau
Reinhaltung; Luft
Reisegebühren
Rettungswesen; medizinische Angelegenheiten
Rettungswesen; rechtliche Angelegenheiten
Rohrbau; Druckrohrbau Sachverständige
Rohrleitungsangelegenheiten
Rohstofforschung
Rohstoffwirtschaft Sachverständige
Rollfähren; Wasserbau
Röntgentechnik
Routengenehmigung
Rundfunkangelegenheiten
Rundfunkwerbung; Abgabe

Saatgutangelegenheiten
Sachverständige Abbautechnik
Sachverständige Abfallwirtschaft
Sachverständige Abwassertechnik
Sachverständige Agrartechnik
Sachverständige Alm- und Weideverbesserungen
Sachverständige Artenschutz
Sachverständige Aufzüge
Sachverständige Bäder medizinische Angelegenheiten
Sachverständige Bädertechnik
Sachverständige Baugrundgeologie
Sachverständige Baulandeignung
Sachverständige Bautechnik
Sachverständige Bauwirtschaft
Sachverständige Bebauungsplan
Sachverständige Beleuchtungstechnik
Sachverständige Blitzschutzanlagen
Sachverständige Brandschutztechnik
Sachverständige Brückenbau
Sachverständige Chemikaliengesetz
Sachverständige Dampfkesselwesen
Sachverständige Druckrohrleitungsbau

Abteilung ab Seite

Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94
Landwirtschaftsförderung 96
Sparkassen und Stiftungsaufsicht 114
Polizeiangelegenheiten 69
Landesamtsdirektion 40
Landesamtsdirektion 40

Gewerberecht 105
Polizeiangelegenheiten 69
Sozialhilfe 160
Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183

Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94
Lebensmittelkontrolle 154

Maschinenbau- und Elektrotechnik 185
Energie- und Strahlenschutzrecht 113

Energie- und Strahlenschutzrecht 113

Umwelttechnik 185
Feuerwehr und Zivilschutz 74
Feuerwehr und Zivilschutz 74
Bau- und Raumordnungsrecht 133
Raumordnung und Regionalpolitik 134

Bau- und Raumordnungsrecht 133
Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung 141
Forstwirtschaft 98
Gesamtverkehrsangelegenheiten 147
Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94
Finanzen 55
Landesamtsdirektion 40
Finanzen 55
Allgemeiner Straßendienst 193
Rechtsbüro 54
Gewerberecht 105
Landesamtsdirektion 40
Landesamtsdirektion 40
Kultur und Wissenschaft 80
Raumordnung und Regionalpolitik 134
Raumordnung und Regionalpolitik 134
Wasserbau 125
Umwelthygiene 152
Personalangelegenheiten C 52
Gesundheitswesen 149
Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155
Maschinenbau- und Elektrotechnik 185
Gewerberecht 105
Allgemeiner Baudienst 171
Allgemeiner Baudienst 171
Wasserbau 125
Umwelttechnik 185
Allgemeiner Straßendienst 193
Veranstaltungsangelegenheiten 78
Gemeinden 70

Agrarrecht 91
Allgemeiner Baudienst 171
Wasserwirtschaft 118
Wasserwirtschaft 118
Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183
Güterwege 203
Allgemeiner Baudienst 171
Maschinenbau- und Elektrotechnik 185
Umwelthygiene 152
Umwelttechnik 185
Allgemeiner Baudienst 171
Allgemeiner Baudienst 171
Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183
Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183
Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183
Maschinenbau- und Elektrotechnik 185
Maschinenbau- und Elektrotechnik 185
Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183
Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183
Umwelthygiene 152
Maschinenbau- und Elektrotechnik 185
Maschinenbau- und Elektrotechnik 185

Regierungsmitglied

LR Blochberger
LR Blochberger
LR Votruba
LR Votruba
LH Pröll
LH Pröll

LR Gabmann
LR Votruba
LR Votruba
LH Pröll

LR Blochberger
LR Blochberger

LR Schimanek
LR Blochberger

LR Dr. Bauer

LR Mag. Sobotka
LR Blochberger
LR Blochberger
LR Mag. Sobotka
LR Mag. Sobotka

LR Mag. Sobotka
LH Pröll
LR Biochberger
LH Pröll
LR Biochberger
LR Mag. Sobotka
LH Pröll
LR Mag. Sobotka
LH Pröll
LH Pröll
LR Gabmann
LH Pröll
LH Pröll
LHStv Prokop
LH Pröll
LR Mag. Sobotka
LR Dr. Bauer
LR Dr. Bauer
LH Pröll
LR Dr. Bauer
LR Dr. Bauer
LR Schimanek
LR Gabmann
LH Pröll
LH Pröll
LR Dr. Bauer
LR Mag. Sobotka
LH Pröll
LH Pröll
LHStv Höger

LR Biochberger
LH Pröll
LR Biochberger
LH Pröll
LH Pröll
LR Biochberger
LR Dr. Bauer
LH Pröll
LR Dr. Bauer
LR Mag. Sobotka
LH Pröll

4
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Mag. Sobotka
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Schimanek
LR Dr. Bauer
LR Schimanek
LR Schimanek
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Sachverständige Eisenbahnbau Bauwerke Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Sachverständige Eisenbahnbau Verkehrstechnik Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Sachverständige Elektrizitätswirtschaft Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Elektronik Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Elektrotechnik Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Ernährungswesen Lebensmittelkontrolle 154 LR Dr. Bauer
Sachverständige Erschütterungsschutz Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Sachverständige Fischereiwirtschaft Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Sachverständige Flächenwidmungsplan Raumordnung und Regionalpolitik 134 LR Mag. Sobotka
Sachverständige Flüssiggaslagerung Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Flüssigkeiten brennbare

Lagerung Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Fördertechnik Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LH Pröll
Sachverständige Forstwirtschaft Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Sachverständige Gasanlagen Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige gemeinsame Anlagen Agrarische

Operationen Güterwege 203 LR Blochberger
Sachverständige Gesteinskunde technische Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sachverständige Gewässergüteuntersuchung Umwelttechnik 185 LR Blochberger
Sachverständige Gewässerschutz Wasserwirtschaft 118 LH Pröll
Sachverständige Gewerbetechnik Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Güterwegebau Güterwege 203 LR Blochberger
Sachverständige Hebezeuge Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LH Pröll
Sachverständige Heilquellenschutz Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sachverständige Heizungsanlagen Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Höhlenschutz Allgemeiner Baudienst 171 LR Dr. Bauer
Sachverständige Hydrogeologie Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sachverständige Isotopentechnik Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Sachverständige Jagdwirtschaft Forstwirtschaft 98 LR Blochberger
Sachverständige Kraftfahrwesen Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten 115 LR Gabmann
Sachverständige Krane Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LH Pröll
Sachverständige Lagerstättenkunde Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sachverständige Landesagrarsenat Bodenreform 102 LR Blochberger
Sachverständige Landschaftsschutz Allgemeiner Baudienst 171 LR Dr. Bauer
Sachverständige Landwirtschaft Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Sachverständige Lärmschutz Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Sachverständige Lawinenwarndienst Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Sachverständige Lichttechnik Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Liegenschaftsbewertung

landwirtschaftliche Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Sachverständige Liegenschaftsbewertung Bauland Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Sachverständige Luftfahrt Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Sachverständige Luftreinhaltung Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Sachverständige Maschinenbau Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Massenbewegungen Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sachverständige Medizinische Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Sachverständige Mineralöllagerung Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Naßbaggerungen Wasserwirtschaft 118 LH Pröll
Sachverständige Naturschutz Allgemeiner Baudienst 171 LR Dr. Bauer
Sachverständige Ortsbild Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sachverständige Pipelinebau Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Pyrotechnik Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Sachverständige Radaranlagen Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Raumordnung Raumordnung und Regionalpolitik 134 LR Mag. Sobotka
Sachverständige Rohstoffwirtschaft Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sachverständige Röntgentechnik Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Sachverständige Saunaanlagen medizinische

Angelegenheiten Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Sachverständige Schießtechnik Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Sachverständige Schiffahrt Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Blochberger
Sachverständige Schlepplifte Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LH Pröll
Sachverständige Schutzraumbauten Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Sachverständige Seilbahnen Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LH Pröll
Sachverständige Sicherheitstechnik Gesundheit Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Sachverständige Sprengerschütterung Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sachverständige Sprengmitteltechnik Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Sachverständige Sprengtechnik Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sachverständige Starkstromtechnik Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Steinbruchgeologie Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sachverständige Strahlenschutz Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Sachverständige Strahlenschutz; medizinische

Angelegenheiten Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Sachverständige Straßen- und Tunnelbaugeologie Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sachverständige Straßenbau Bauwerke Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Sachverständige Straßenbau Verkehrstechnik Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Sachverständige tierärztliche Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Sachverständige Toranlagen Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LH Pröll
Sachverständige Umweltgeologie Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sachverständige Umweltschutz Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
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Sachverständige Umweltschutz medizinische
Angelegenheiten Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer

Sachverständige Verkehrserschließung ländlicher
Gebiete Güterwege 203 LR Blochberger

Sachverständige Verkehrstechnik Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Sachverständige Vermessungswesen Vermessung 186 LH Pröll
Sachverständige veterinärmedizinische Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Sachverständige Wärmetechnik Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Sachverständige Wasserbau Wasserwirtschaft 118 LH Pröll
Sachverständige Wasserkraftanlagen Wasserwirtschaft 118 LH Pröll
Sachverständige Wasserversorgung Wasserwirtschaft 118 LH Pröll
Sachverständige Zivilschutzbauten Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Sammlungswesen Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Sanitäre Aufsicht Kurorte Heilvorkommen Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Sanitärinstallation; Anlagen Haustechnik 191 LR Schimanek
Sanitätsdienst; Gemeinden Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Sanitätsgemeinden Gemeindeärzte 78 LR Mag. Sobotka
Sanitätsrat Landes- Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Sanitätsrat Landes-; Mitglieder Gesundheitswesen 149 LH Pröll
Sanitätssammelstellen Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Sanitätswesen; rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Säuglingsfürsorge Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Säuglingsheime, Landes- Heime 167 LR Dr. Bauer
Sauna; Bäderhygiene; medizinische Angelegenheiten Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Sauna; Bäderhygiene; rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Schadenersatzrecht Rechtsbüro 54 LH Pröll
Schallaburg Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Schießtechnik Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Schiffahrt Sachverständige Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Blochberger
Schiffahrtsangelegenheiten Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Blochberger
Schiffsführerprüfungen Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Blochberger
Schischulen Sport 112 LHStv Prokop
Schlachttieruntersuchung Fleischuntersuchung Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Schlepplifte rechtliche Angelegenheiten Gewerberecht 105 LR Gabmann
Schlepplifte Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LH Pröll
Schleusen; Wasserbau Wasserbau 125 LR Dr. Bauer
Schotterabgabe; Landschaftsabgabegesetz Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Schreibstelle Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Schul- und Kindergartenfonds Schulen 89 LR Votruba
Schulbauordnung Schulen 89 LR Votruba
Schulbeihilfen für landwirtschaftliche Fachschulen Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Schulbuchangelegenheiten land- und

forstwirtschaftliche Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Schulen allgemeinbildende Pflichtschulen Schulen 89 LR Votruba
Schulen berufsbildende mittlere und höhere Berufsschulen 109 LHStv Höger
Schulen gewerbliche Berufsschulen 109 LHStv Höger
Schulen gewerbliche Personalangelegenheiten ohne

Lehrer Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Schulen kaufmännische Berufsschulen 109 LHStv Höger
Schulen land- und forstwirtschaftliche

Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Schulen land- und forstwirtschaftliche Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Schulen Lehrer Pflichtschulen allgemeinbildende Schulen 89 LR Votruba
Schulen Sonderschulen Schulen 89 LR Votruba
Schulen; Hochbau Landeshochbau B 190 LR Schimanek
Schülerbeaufsichtigung Kostenzuschüsse Schulen 89 LR Votruba
Schülerbeihilfen für allgemeinbildende Pflichtschulen Schulen 89 LR Votruba
Schülerbus Schulen 89 LR Votruba
Schulkinder Fahrtkostenzuschüsse Schulen 89 LR Votruba
Schutzraumbauten Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Schutzräume Förderung Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Schutzwasserbau Wasserbau 125 LR Dr. Bauer
Schwangerenberatung Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Schweinegesundheitsdienst Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Seenverkehrsrecht Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Blochberger
Seilbahnen; rechtliche Angelegenheiten Verkehrsrecht 145 LH Pröll
Seilbahnen; Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LH Pröll
Senioren Landesbeirat Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Seniorengesetz Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Sessellifte; rechtliche Angelegenheiten Verkehrsrecht 145 LH Pröll
Sicherheitstechnik; Gesundheitswesen Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Siedlungsangelegenheiten; landwirtschaftliche Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Siedlungsangelegenheiten; nichtlandwirtschaftliche Wohnungsförderung B 57 LHStv Höger
Siedlungswasserwirtschaft; großräumige Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Siedlungswasserwirtschaft; Wasserbau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Smogalarmgesetz Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Smogalarmpläne Umweltrecht und Umweltkoordination 143 LR Mag. Sobotka
Sondernotstandshilfe Gemeindeanteil Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Sonderschulen Schulen 89 LR Votruba
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Sonderschulen; Hochbau Landeshochbau B 190 LR Schimanek
Sonn- und Feiertags-Betriebszeitengesetz Gewerberecht 105 LR Gabmann
Sonn- und Feiertagsruhe Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Sozialarbeiter; Fortbildung Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
Soziale Dienste Sozialhilfe 160 LR Votruba
Soziale Dienste freie Jugendwohlfahrt Jugendwohlfahrt 164 LHStv Prokop
Soziale Verwaltung Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Sozialhilfe Sozialhilfe 160 LHStv Prokop
Sozialhilfe Sozialhilfe 160 LR Votruba
Sozialhilfe Fachkräfte Sozialhilfe 160 LHStv Prokop
Sozialhilfebeirat Sozialhilfe 160 LR Votruba
Sozialhilfeeinrichtungen ohne Heime; Aufsicht Sozialhilfe 160 LR Votruba
Sozialhilfeeinrichtungen; ohne Heime Bewilligung Sozialhilfe 160 LR Votruba
Sozialhilfeeinrichtungen; Sicherstellung Sozialhilfe 160 LHStv Prokop
Sozialversicherung; landwirtschaftliche Landwirtschaftliche Sozialversicherung 170 LR Votruba
Sozialversicherung; nichtlandwirtschaftliche Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Sparkassenaufsicht Sparkassen und Stiftungsaufsicht 114 LR Gabmann
Sparkassenregister Sparkassen und Stiftungsaufsicht 114 LR Gabmann
Spielautomaten Veranstaltungsangelegenheiten 78 LR Schimanek
Spitäler des Landes; Verwaltung Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Spitäler; rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Spitalsärzte Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Sportangelegenheiten Sport 112 LHStv Prokop
Sportschilling Sport 112 LHStv Prokop
Sprengerschütterung Sachverständige Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Sprengmitteltechnik Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Sprengtechnik Sachverständige Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Staatsbürgerschaft Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Staatsverträge Kundmachung Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Stadterneuerung Raumordnung und Regionalpolitik 134 LH Pröll
Standesämter Personenstandsangelegenheiten 78 LR Schimanek
Standortberatung; Betriebsansiedlung Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Starkstromtechnik; Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Starkstromwegerecht Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Blochberger
Statistik Raumordnung und Regionalpolitik 134 LR Mag. Sobotka
Steinbruchgeologie Sachverständige Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Stempelmarkenverschleiß Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Stiftungsaufsicht Sparkassen und Stiftungsaufsicht 114 LR Gabmann
Stiftungsverwaltung Stiftungsverwaltung 68 LR Mag. Sobotka
Stipendien (für Südtiroler) Schulen 89 LR Votruba
Stipendien landwirtschaftliche Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Strafrecht Rechtsbüro 54 LH Pröll
Strafvollzugskommission; Vertrauenspersonen Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Strahlenschutz; Gewerbe Gewerberecht 105 LR Gabmann
Strahlenschutz; medizinische Angelegenheiten Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Strahlenschutz; medizinische Angelegenheiten;

Sachverständige Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Strahlenschutz; rechtliche Angelegenheiten Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Blochberger
Strahlenschutz; rechtliche Angelegenheiten für

medizinische Anlagen Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Dr. Bauer
Strahlenschutz; technische Angelegenheiten Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Strahlenschutz; Überwachung Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Straßen- und Tunnelbaugeologie Sachverständige Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Straßenausrüstung Straßenbetrieb 194 LH Pröll
Straßenbau Bundesstraßen Bundesstraßenbau 195 LH Pröll
Straßenbau Gemeindestraßen Förderung Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Straßenbau Landesstraßen Landesstraßenbau 197 LH Pröll
Straßenbau Sachverständige Bauwerke Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Straßenbau Sachverständige Verkehrstechnik Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Straßendienst Baustellenkoordinierung Straßenbetrieb 194 LH Pröll
Straßendienst Bürgerinformation Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Straßendienst Dienstbekleidung Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Straßendienst Dienstprüfungen Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Straßendienst EDV-Betreuung Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Straßendienst Finanzplanung Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Straßendienst Funkeinrichtungen Straßenspezialtechnik 198 LH Pröll
Straßendienst Grünverbau Straßenbetrieb 194 LH Pröll
Straßendienst Hochbauten Straßenspezialtechnik 198 LH Pröll
Straßendienst Liegenschaftsverwaltung Straßenspezialtechnik 198 LH Pröll
Straßendienst Maschinen und Geräte Straßenbetrieb 194 LH Pröll
Straßendienst Personalangelegenheiten Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Straßendienst Planung Straßenplanung 200 LH Pröll
Straßendienst Rechnungswesen Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Straßendienst Verkehrsmanagement Straßenbetrieb 194 LH Pröll
Straßendienst Winterdienst Straßenbetrieb 194 LH Pröll
Straßenpersonal Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Straßenpolizei Verkehrsrecht 145 LH Pröll
Straßenrecht Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Schimanek
Straßenspezialtechnik Straßenspezialtechnik 198 LH Pröll

230



Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abteilung ab Seite Regierungsmitglied

Stromversorgung; rechtliche Angelegenheiten Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Blochberger
Strukturverbesserungs- und Wirtschaftsförderungsfonds Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Studienbeihilfen; Erzieher Heime 167 LR Dr. Bauer
Studienförderung (Schülerbeihilfen) Schulen 89 LR Votruba
Studienförderung landwirtschaftliche Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Suchtgiftgesetz Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Südbahngemeinden; Wasserleitungsverband Gemeinden 70 LHStv Höger

Tagesbetreuung, Bewilligung Jugendwohlfahrt 164 LR Votruba
Tagesbetreuung, Förderung Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Tagesmütter, Bewilligung Jugendwohlfahrt 164 LR Votruba
Tagesmütter, Förderung Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Talsperrenaufsicht Wasserbau 125 LR Dr. Bauer
Tanzschulen Veranstaltungsangelegenheiten 78 LR Schimanek
Technologie und Innovation Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Telearbeit Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Telegrafenwege-Leitungsrechte Energie- und Strahlenschutzrecht 113 LR Blochberger
Telematik Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Ternitz und Umgebung Wasserleitungsverband Gemeinden 70 LHStv Höger
Tierärztekammer; rechtliche Angelegenheiten Agrarrecht 91 LR Blochberger
Tierärztliche Angelegenheiten Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Tierärztliche Hausapotheken Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Tierbeschaufonds Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Tiergesundheitsdienste Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Tierimpfungen Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Tierkörperbeseitigung; rechtliche Angelegenheiten Agrarrecht 91 LR Blochberger
Tierkörperbeseitigung; Verwaltung landeseigener

Liegenschaften Agrarrecht 91 LR Blochberger
Tierkörperbeseitigung; veterinärmedizinische

Angelegenheiten Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Tierpässe Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Tierschutzangelegenheiten Naturschutz 144 LR Dr. Bauer
Tierschutzangelegenheiten; veterinärmedizinische Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Tierseuchenbekämpfung; rechtliche Angelegenheiten Agrarrecht 91 LR Blochberger
Tierseuchenbekämpfung; veterinärmedizinische

Angelegenheiten Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Tiertransport rechtliche Angelegenheiten Verkehrsrecht 145 LH Pröll
Tiertransporte Verladebeschau Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Tierversuche; rechtliche Angelegenheiten Agrarrecht 91 LR Blochberger
Tierversuche; veterinärmedizinische Angelegenheiten Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Tierzucht; rechtliche Angelegenheiten Agrarrecht 91 LR Blochberger
Tierzucht; veterinärmedizinische Angelegenheiten Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Topographische Sammlung (Landesbibliothek) NÖ Landesbibliothek 87 LHStv Prokop
Toranlagen Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LH Pröll
Totalisateurgewerbe Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Transportangelegenheiten Allgemeiner Straßendienst 193 LH Pröll
Triestingtalgemeinden; Wasserleitungsverband Gemeinden 70 LHStv Höger
Trinkwasserhygiene Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Trinkwasserkontrolle Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Tuberkulosebekämpfung; medizinische

Angelegenheiten Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Tuberkulosebekämpfung; rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Tuberkulosehilfe Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer

Uberbeglaubigungen Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Überbetriebliche Zusammenarbeit; landwirtschaftliche

Förderung Landwirtschaftsförderung 96 LR Blochberger
Überörtliche Raumordnung, technische

Angelegenheiten Raumordnung und Regionalpolitik 134 LR Mag. Sobotka
Überörtliche Raumordnung; rechtliche Angelegenheiten Bau- und Raumordnungsrecht 133 LR Mag. Sobotka
Überwachungsgebühren Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Umfassende Landesverteidigung ULV Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Umweltgeologie Sachverständige Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Umweltschutz; Förderung von Investitionen Umweitwirtschaft und Raumordnungsförderung 141 LR Mag. Sobotka
Umweltschutz; Gesellschaftsanteile Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung 141 LR Mag. Sobotka
Umweltschutz; Koordination Umweltrecht und Umweltkoordination 143 LR Mag. Sobotka
Umweltschutz; medizinische Angelegenheiten Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Umweltschutz; rechtliche Angelegenheiten Umweltrecht und Umweltkoordination 143 LR Mag. Sobotka
Umweltschutz; technische Angelegenheiten Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Umweltschutz; wirtschaftliche Angelegenheiten Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung 141 LR Mag. Sobotka
Umweltschutzanstalt Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung 141 LR Mag. Sobotka
Umweltverträglichkeitsprüfung Umweltrecht und Umweltkoordination 143 LR Mag. Sobotka
Unabhängiger Verwaltungssenat Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Unfallversicherung Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Unteres Pittental; Wasserleitungsverband Gemeinden 70 LHStv Höger
Unterhaltssachwalterschaft Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
Unterhaltsvorschußgesetz Jugendwohlfahrt 164 LR Dr. Bauer
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Veranstaltungen Veranstaltungsangelegenheiten 78 LR Schimanek
Verbände Abwasserbeseitigung; Bau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Verbände Wasserversorgung; Bau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Verbindungsstelle der Bundesländer Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Vereine Förderung Finanzen 55 LH Pröll
Vereine; auf Gewinn gerichtete; Evidenz Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Vereinspatent 1852; Bewilligung Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Verfassungsdienst Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Vergabeangelegenheiten allgemein Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Vergabegesetz Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Verhütung ansteckender Krankheiten Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer
Verkehrsberatungszentrum Gesamtverkehrsangelegenheiten 147 LH Pröll
Verkehrserschließung ländlicher Gebiete; Güterwege 203 LR Blochberger
Verkehrserschließung ländlicher Gebiete; Prüfung Bodenreform 102 LR Blochberger
Verkehrsgesellschaft Aufbau Gesamtverkehrsangelegenheiten 147 LH Pröll
Verkehrsmanagement; Straßendienst Straßenbetrieb 194 LH Pröll
Verkehrsrecht Schiffahrt Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Blochberger
Verkehrssicherheit Grundlagenuntersuchungen Gesamtverkehrsangelegenheiten 147 LH Pröll
Verkehrstechnik Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LH Pröll
Verkehrsträgerübergreifende Konzepte Gesamtverkehrsangelegenheiten 147 LH Pröll
Verkehrsverbund; Gesellschaftsanteile Gesamtverkehrsangelegenheiten 147 LH Pröll
Verkehrsverbünde Weiterentwicklung Gesamtverkehrsangelegenheiten 147 LH Pröll
Verkehrswesen Verkehrsrecht 145 LH Pröll
Verlautbarung von Rechtsvorschriften Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Vermessungsangelegenheiten Vermessung 186 LH Pröll
Vermögen des Landes; Verwaltung Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Vermögensrechnung Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Verpflegskostenangelegenheiten; Landesjugendheime Heime 167 LR Dr. Bauer
Verpflegskostenzuschuß für Lehrlinge Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Verrechnung Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Versorgung; Trinkwasser; medizinische

Angelegenheiten Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Versuchsangelegenheiten landwirtschaftliche Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Vertragsbedienstete Personalangelegenheiten A 52 LH Pröll
Vertragsbedienstete Personalangelegenheiten B 52 LH Pröll
Vertragsbedienstete Personalangelegenheiten C 52 LH Pröll
Vertragsrecht Rechtsbüro 54 LH Pröll
Vertrauenspersonen; Strafvollzugskommission Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Vertreter des Landes; Entsendung Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Vertretung des Landes vor Gerichten Rechtsbüro 54 LH Pröll
Vertretungsbehörden; Erhebungen Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Verwaltung des öffentlichen Wassergutes Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Schimanek
Verwaltungsabgaben Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Verwaltungsakademie des Bundes; Beirat Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Verwaltungsfonds Hilfe für Familien Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
Verwaltungsinnovation Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Verwaltungsorganisation Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Verwaltungsreform Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Verwaltungssenat Unabhängiger in NÖ Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Verwaltungsstafverfahren; mittelbare

Bundesverwaltung (allgemein) Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Verwaltungsvereinfachungsvorschläge Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Verwaltungsverfahren Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Veterinärangelegenheiten; rechtliche Agrarrecht 91 LR Blochberger
Veterinärangelegenheiten; veterinärmedizinische Veterinärangelegenheiten 101 LR Blochberger
Video künstlerisches, Förderung Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Videovorführungen öffentliche Veranstaltungsangelegenheiten 78 LR Schimanek
Viehwirtschaftsgesetz Agrarrecht 91 LR Blochberger
Viertelsbeauftragte; Regionalmanagements Raumordnung und Regionalpolitik 134 LH Pröll
Volksabstimmungen Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Volksbefragungen Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Volksbegehren Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Volksbildung Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Volksbüchereiwesen Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Volksschulen Schulen 89 LR Votruba
Volkszählung Raumordnung und Regionalpolitik 134 LR Mag. Sobotka
Voranschlag Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Vorflutbeschaffung; Wasserbau Wasserbau 125 LR Blochberger

I Vorsorgemedizin Gesundheitswesen 149 LR Dr. Bauer

Wachkörper; Gemeinden Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Wäganstalten öffentliche Gewerberecht 105 LR Gabmann
Wahlen; Bundespräsident Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Wahlen; Gemeinden Gemeinden 70 LHStv Höger
Wahlen; Gemeindepersonalvertretung Gemeinden 70 LHStv Höger
Wahlen; Landtag Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Wahlen; Nationalrat Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Wählerevidenz Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Waldschule (Wr. Neustadt) Schulen 89 LR Votruba
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Wappen des Landes; Schutz Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Wappen; Gemeinden; Heraldik NÖ Landesarchiv und NÖ Institut für Landeskunde 86 LHStv Prokop
Wappenverleihungen; Gemeinden Gemeinden 70 LHStv Höger
Warenkennzeichnung Gewerberecht 105 LR Gabmann
Wärmetechnik Sachverständige Maschinenbau- und Elektrotechnik 185 LR Schimanek
Warn- und Alarmdienst Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Waschmittelgesetz Kennzeichnung Gewerberecht 105 LR Gabmann
Waschmittelgesetz rechtliche Angelegenheiten Sanitätsrecht und Krankenanstalten 155 LR Dr. Bauer
Waschmittelgesetz Überwachung Lebensmittelkontrolle 154 LR Dr. Bauer
Washingtoner Artenschutzübereinkommen (CITES)

ohne Sachverständige Naturschutz 144 LR Dr. Bauer
Wasseraufbereitungsanlagen; Bau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Wasserbau; Hydrologie Hydrologie 130 LR Blochberger
Wasserbau; Sachverständige Wasserwirtschaft 118 LH Pröll
Wasserbau; Vorflutbeschaffung Wasserbau 125 LR Blochberger
Wasserbeseitigung; medizinische Angelegenheiten Umwelthygiene 152 LR Dr. Bauer
Wasserbewirtschaftung Wasserwirtschaft 118 LR Blochberger
Wasserbuch Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Schimanek
Wassergebühren Gemeinden 70 LHStv Höger
Wassergenossenschaften Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Schimanek
Wassergut öffentliches; Verwaltung Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Schimanek
Wasserinstallation; Anlagen Haustechnik 191 LR Schimanek
Wasserkraftanlagen Sachverständige Wasserwirtschaft 118 LH Pröll
Wasserleitungsanschlußgesetz Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Schimanek
Wasserleitungsinstallateur; Befähigungsprüfung Allgemeiner Baudienst 171 LR Gabmann
Wasserleitungsordnungen Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Schimanek
Wasserleitungsverbände; Aufsicht Gemeinden 70 LHStv Höger
Wasserrecht Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Schimanek
Wasserstandsnachrichtendienst Hydrologie 130 LR Blochberger
Wasserverbände; rechtliche Angelegenheiten Wasserrecht und Schiffahrt 117 LR Schimanek
Wasserverbände; Schutzwasserbau Wasserbau 125 LR Dr. Bauer
Wasserversorgung; Gemeinden; Bau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Wasserversorgung; Genossenschaften; Bau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Wasserversorgung; Sachverständige Wasserwirtschaft 118 LH Pröll
Wasserversorgung; Verbände; Bau Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Wasserverunreinigung; Untersuchung Umwelttechnik 185 LR Mag. Sobotka
Wasserwirtschaft; Siedlungen Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Schimanek
Wasserwirtschaftliche Grundlagenforschung Wasserwirtschaft 118 LR Blochberger
Wasserwirtschaftliches Planungsorgan Wasserwirtschaft 118 LR Blochberger
Wasserwirtschaftsfonds Siedlungswasserwirtschaft 128 LHStv Höger
Wasserwirtschaftsfonds Siedlungswasserwirtschaft 128 LR Mag. Sobotka
Wegebau landwirtschaftlicher Güterwege 203 LR Blochberger
Wehren Wasserbau 125 LR Dr. Bauer
Weideverbesserung technische Angelegenheiten;

Förderung Güterwege 203 LR Blochberger
Weinbauangelegenheiten Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Weinbaukommission Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Weingesetz Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Weinkontrolle Lebensmittelkontrolle 154 LR Dr. Bauer
Weinwirtschaft; Förderung Landwirtschaftliche Bildung und Weinwirtschaft 94 LR Blochberger
Weiterbildung der Landesbediensteten Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Werbeabgaben Gemeinden 70 LHStv Höger
Werkstätten Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Wertausspielungen Polizeiangelegenheiten 69 LR Votruba
Wiener Neustädter Kanal; Verwaltung Instandhaltung Wasserbau 125 LR Dr. Bauer
Wildbachverbauung Wasserbau 125 LR Biochberger
Winterdienst Straßenbetrieb 194 LH Pröll
Wirtschaftliche Landesverteidigung Polizeiangelegenheiten 69 LR Gabmann
Wirtschaftsförderung Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Wirtschaftsförderungs- und Strukturverbesserungsfonds Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Wirtschaftspolitik Wirtschaftsförderung 106 LR Gabmann
Wirtschaftstreuhänder Berufsordnung Gewerberecht 105 LR Gabmann
Wirtschaftswegebau; technische Angelegenheiten;

Förderung Güterwege 203 LR Biochberger
Wissenschaft Förderung Kultur und Wissenschaft 80 LH Pröll
Wochenend- und Feiertagsruhe; Arbeitnehmer Arbeitsrecht und Sozialversicherung 170 LR Votruba
Wohlfahrtspflege freie; Beziehungen zu Sozialhilfe 160 LHStv Prokop
Wohlfahrtspflege freie; soziale Dienste Sozialhilfe 160 LR Votruba
Wohnbauförderung; Bauvereinigungen; allgemein Wohnungsförderung B 57 LHStv Prokop
Wohnbauförderung; Dorferneuerung Wohnungsförderung A 57 LHStv Prokop
Wohnbauförderung; Eigenheime Wohnungsförderung A 57 LHStv Prokop
Wohnbauförderung; Gemeinden; allgemein Wohnungsförderung B 57 LHStv Prokop
Wohnbauförderung; landwirtschaftliche Landwirtschaftsförderung 96 LR Biochberger
Wohnbauförderung; Stadterneuerung Wohnungsförderung A 57 LHStv Prokop
Wohnbauten; technische Überprüfung; allgemein Wohnungsförderung B 57 LHStv Prokop
Wohnbeihilfen; allgemein Wohnungsförderung B 57 LHStv Prokop
Wohnhaussanierung Wohnungsförderung A 57 LHStv Prokop
Wohnsitz; Hauptwohnsitz; Reklamationsverfahren Staatsbürgerschaft und Wahlen 69 LH Pröll
Wohnungsgemeinnützigkeit; allgemein Allgemeine Förderung 58 LHStv Prokop
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Zahlungsverkehr Finanzen 55 LR Mag. Sobotka
Zeitgenössische Kunst; Förderung Kultur und Wissenschaft 80 LHStv Prokop
Zeitschriften (Landesbibliothek) NÖ Landesbibliothek 87 LHStv Prokop
Zentralregistratur Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Zivildienst Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
Zivile Landesverteidigung Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Zivilrechtliche Angelegenheiten Rechtsbüro 54 LH Pröll
Zivilschutz Feuerwehr und Zivilschutz 74 LR Blochberger
Zivilschutzbauten Sachverständige Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Ziviltechnikerwesen ohne Verwaltungsstrafverfahren Allgemeiner Baudienst 171 LH Pröll
Zulassung; Baustoffe; Bauteile; Bauweisen Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik 183 LR Schimanek
Zustellgesetz Landesamtsdirektion 40 LH Pröll
Zustellungen Ausland Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten 52 LH Pröll
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NÖ Schriften

In dieser Reihe bereits erschienen:

1 NÖ Logistische Richtlinien 1987
ISBN 3-85006-000-4 (März 1987),
kostenpflichtig (S 97,-)

2 NÖ Agenden/Aktivitäten 1986/1987
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung
ISBN 3-85006-001-2 (April 1987)

3 Umweltschutz in Niederösterreich
„Lärmschutz“ (Mai 1987)

4 Energiesparen, Förderungen für private
Haushalte in Niederösterreich 1987
ISBN 3-85006-002-0 (Juni 1987),
vergriffen

5 0. E. Pfeiffer, E. Strouhal, R. Wodak:
Recht auf Sprache - Verstehen und
Verständlichkeit von Gesetzen
Orac Verlag
ISBN 3-7015-4173-6 (Juli 1987)

6 Baugestaltung landwirtschaftlicher
Bauten in Niederösterreich (Sept. 1987)

7 NÖ Führungsrichtlinien (November 1987)

8 Schule - Berufsbildung - Wirtschaft.
Enquete der NÖ Landesregierung
ISBN 3-85006-003-9 (Dez. 1987)

9 Hallo Niederösterreich -
Ein Behördenführer für junge Leute
ISBN 3-85006-004-7 (Jänner 1988),
vergriffen

10 A. Kusternig, H. Feigl:
Bergbau in Niederösterreich
ISBN 3-85006-005-5 (Feber 1988),
kostenpflichtig*

11 F. Oswald, H. Waldhauser:
Stichwort Niederösterreich.
Ein blau-gelber Almanach in Wort und
Bild.
ISBN 3-85006-006-3 (März 1988)

12 NÖ Agenden/Aktivitäten 1987/1988
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung
ISBN 3-85006-007-1 (April 1988)

13 Fernwärme in Niederösterreich
„Seitenstetten“ (April 1988)

14 Umweltschutz in Niederösterreich
„Strahlenschutz'' (April 1988)

15 Umweltschutz in Niederösterreich
„Projekt Glanzstoff, St. Pölten“ (April 1988)

16 Niederösterreich '38, Niederösterreich '88
Texte eines Gedenkens, Bilder einer Aus-
stellung
ISBN 3-85006-008-X (Juni 1988)

17 175 Jahre NÖ Landesbibliothek
ISBN 3-85006-009-8 (Juni 1988), kosten-
pflichtig*

18 Elektrifizierung in Niederösterreich (Juni
1988)

19 Der Bauer hat Zukunft. NÖ Agrarenquete
1988
ISBN 3-85006-010-1 (Juni 1988)

35 Die Vereinbarkeit öffentlicher Ämter.
Enquete des Landtages von Nieder-
österreich am 7. Juni 1989
ISBN 3-85006-026-8 (Feber 1990)

36 Energiesparen. Förderungen für private
Haushalte in Niederösterreich 1990
ISBN 3-85006-027-6 (Feber 1990)

37 NÖ Agenden/Aktivitäten 1989/1990
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung
ISBN 3-85006-028-4 (April 1990)

38 Probleme des niederösterreichischen
Weinbaus in Vergangenheit und Gegen-
wart. Vorträge des 9. Symposiums des
Niederösterreichischen Instituts für
Landeskunde, Retz, 4.-6. Juli 1988
ISBN 3-85006-029-2 (April 1990),
kostenpflichtig*

39 Gemeinderatswahlen Niederösterreich
25. März 1990
Eine gemeindeweise Darstellung
ISBN 3-85006-030-6 (April 1990),
vergriffen

40 Niederösterreich zwischen Heute und
der Weltfachausstellung 1995
ISBN 3-85006-031-4 (April 1990)

41 Europäische Gemeinschaft - Chancen
und Risiken für Niederösterreich
Enquete, Wirtschaftsförderungsinstitut
der Handelskammer NÖ, St. Pölten,
10. April 1989
ISBN 3-85006-032-2 (Juni 1990)

42 „Meine Zukunft" Mal- und Aufsatzwett-
bewerb veranstaltet vom Land Nieder-
österreich
ISBN 3-85006-033-0 (Okt. 1990)

43 Mit Kindern auf dem Weg
Gedanken, Referate, Zusammenfassung
NÖ Kindergartensymposium 1987-1989
ISBN 3-85006-034-9 (Okt. 1990)

44 Statistisches Handbuch des Landes
Niederösterreich
ISBN 3-85006-035-7 (Sept. 1990)

45 NÖ Agenden/Aktivitäten 1990/1991
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung
ISBN 3-85006-036-5 (April 1991)

46 NÖ Forschungsbericht 1988-90
ISBN 3-85006-037-3 (August 1991)

47 Monika Prüller, Das Karmelitinnenkloster
„Unsere liebe Frau vom Berge Karmel" zu
St. Pölten (1706-1782); mit einem Beitrag
von Karl Gutkas,
Hrsg. Willibald Rosner (= Studien und
Forschungen aus dem NÖ Institut für
Landeskunde,
Hrsg. Willibald Rosner, Band 14) Wien
1991
ISBN 3-85006-038-1 (Sept./Okt. 1991),
kostenpflichtig*

20 Mensch - Weg - Landschaft.
60 Jahre Güterwegebau in Niederöster-
reich
ISBN 3-85006-011-X (August 1988)

21 Wein - Kultur - Landwirtschaft
10 Jahre Sonderregionalprogramm Raum
Wachau/Krems
ISBN 3-85006-014-4 (Sept. 1988),
vergriffen

22 W. Liehr: Kommentar zum NÖ Auskunfts-
gesetz
ISBN 3-85006-012-8 (Sept. 1988),
kostenpflichtig (S 197,-)

23 Die Verantwortung des Forschers.
Symposium vom 29. Mai 1987
ISBN 3-85006-013-6 (Nov. 1989)

24 P. Hacker, R. Spendlingwimmer: Karst-
wasservorkommen Oberes Erlauftal
ISBN 3-85006-015-2 (Jänner 1989)

25 A. J. Egger, S. Polegeg:
Mineralische Rohstoffe in Nieder-
österreich.
Forschungsergebnisse 1978-1985
ISBN 3-85006-016-0 (Feber 1989)

26 G. Schörner, R. Schönstein:
Jährliches Rohstoffpotential der forst-
lichen Biomasse Niederösterreichs
ISBN 3-85006-017-9 (Feber 1989)

27 Integration in Niederösterreich.
Gemeinsame Erziehung von behinderten
und nichtbehinderten Kindern im Kinder-
garten
ISBN 3-85006-018-7 (Feber 1989)

28 NÖ Behindertenhilfe 2000. Bestands-
aufnahme, Aufgaben, Ziel
ISBN 3-85006-019-5 (März 1989)

29 Bayrische Hochstifte und Klöster in
Niederösterreich. Studien und For-
schungen aus dem NÖ Institut für
Landeskunde, Band 11
ISBN 3-85006-020-9 (März 1989),
kostenpflichtig*

30 NÖ Forschungsbericht 1989
ISBN 3-85006-021-7 (März 1989)

31 NÖ Agenden/Aktivitäten 1988/1989
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung
ISBN 3-85006-022-5 (April 1989)

32 Hallo Niederösterreich -
Ein Behördenführer für Familien
ISBN 3-85006-023-3 (Dez. 1989)

33 Statistisches Handbuch des Landes
Niederösterreich
ISBN 3-85006-025-X (Nov. 1989)

34 Versuche und Ansätze zur Industrialisie-
rung des Waldviertels. Vorträge und Dis-
kussionen des achten Symposions des
NÖ Institutes für Landeskunde, Weitra,
6. bis 8. Juli 1987
ISBN 3-85006-024-1 (Feber 1990),
kostenpflichtig*

* Erhältlich im NÖ Institut für Landeskunde, Tel. (01) 531 10/6255.

Beachten Sie auch die Bestellmöglichkeit über das Internet: http://www.noel.gv.at - Serviceseite
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78 Neurologieplan Niederösterreich
Plan zur stationären neurologischen
Versorgung in Niederösterreich von
M. Brainin und A. Dachenhausen
ISBN 3-85006-070-5

79 Bedingungen und Auswirkungen inte-
grativer Erziehung in NÖ Kindergärten,
Eine empirische Studie: R. Hanich, K.
Krisch, H. Stary, E. Tatzer
ISBN 3-85006-071-3

80 Ausgliederungsprojekt geistig Behin-
derter: „Wohnen wie IHR“, Dr. Hans Mayer
ISBN 3-85006-072-1

81 Agenden/Aktivitäten 1994/1995,
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung
ISBN 3-85006-073-X

82 Statistisches Handbuch des Landes NÖ
1994/95
ISBN 3-85006-074-8

83 Zentrum und Regionen, Museumsland-
schaft NÖ, K. Brunner, A. Kusternig,
F. Steininger
ISBN 3-85006-075-6 (Oktober 1995)

84 Niederösterreich 1945 - Südmähren
1945, E. Bezemek, W. Rosner
ISBN 3-85006-076-4

85 Richtlinien zur Führung und Mitarbeit in
der NÖ Landesverwaltung,
LAD - Aus-und Weiterbildung
(Dezember 1995)
ISBN 3-85006-077-2

86 Handbuch für die artgerechte Haltung
von Greifvögeln und Eulen in NÖ
ISBN 3-85006-078-0

87 Psychiatrieplan Niederösterreich
ISBN 3-85006-079-9

88 Behindertenhilfe in Niederösterreich -
Der Mensch’ im Mittelpunkt
Abteilung VI1/1-Sozialabteilung
ISBN 3-85006-080-2

89 NÖ Gebietsbauämter - Stützen von
Bürgern und Behörden; Beiträge zum
50jährigen Bestand der NÖ Gebiets-
bauämter (September 1996)
ISBN 3-85006-081-0

90 Agenden/Aktivitäten 1995/1996
ISBN 3-85006-082-9

91 Statistisches Handbuch des Landes NÖ
20. Jahrgang; 1995/96
ISBN 3-85006-083-7

92 Buchschmuck in Lilienfelder Hand-
schriften, Martin Roland, NÖ Institut für
Landeskunde
(= Studie und Forschung aus dem
NÖ Institut für Landeskunde Band 22),
Wien 1996
ISBN 3-85006-084-5 kostenpflichtig*

93 Rechnungsbuch Albrechts III, Christian
Lackner - Edition und Textanalyse, NÖ
Institut für Landeskunde (= Studie und
Forschung aus dem NÖ Institut für
Landeskunde Band 23), Wien 1996
ISBN 3-85006-085-3 kostenpflichtig*

94 Der Landtag von Niederösterreich,
NÖ Landtagsdirektion, Mai 1997
ISBN 3-85006-086-1

63 Landtagswahl Niederösterreich
16. Mai 1993
eine Wahlkreis- und gemeindeweise
Darstellung
ISBN 3-85006-067-5

64 Johannes Seidl, Das Kopialbuch der
Zeche Unserer Lieben Frau zu Perchtolds-
dort (= Studien und Forschungen aus
dem NÖ Institut für Landeskunde,
Band 18) Wien 1993
ISBN 3-85006-055-0, kostenpflichtig*

65 Ralph Andraschek-Holzer, Der Geraser
deutsche Psalter aus dem 15. Jh. - Text,
Untersuchung und kulturgeschichtliche
Beurteilung (= Studien und Forschungen
aus dem NÖ Institut für Landeskunde,
Band 19) Wien 1993
ISBN 3-85006-056-X, kostenpflichtig*

66 Statistisches Handbuch des Landes
Niederösterreich
ISBN 3-85006-057-8

67 Die ARGE Donauländer
ISBN 3-85006-058-6

68 Kerschbaumer, Mit Kindern auf dem Weg
Referate zu NÖ Kindergartensymposien
ISBN 3-85006-059-4

69 NÖ Agenden/Aktivitäten 1993/94
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung
ISBN 3-85006-060-8 (Juli 1994)

70 Sommerfrische, Aspekte eines Phäno-
mens Vorträge des 13. Symposions des
Niederösterreichischen Instituts für Lan-
deskunde Reichenau an der Rax, 5. bis
8. Juli 1993
ISBN 3-85006-061-6, kostenpflichtig*

71 Gesundheitsforum Niederösterreich
Darstellung der Gesundheitsvorsorgen in
Niederösterreich
ISBN 3-85006-062-4 (April 1994)

72 Neue Regionalkultur im Gespräch
Beispiele kultureller Aktivitäten in Nieder-
österreich
ISBN 3-85006-063-2 (Sept. 1994)

73 NÖ Landes-Pensionisten- und Pflege-
heime stellen sich vor.
Darstellung der Altersversorgung durch
das Zentrum für Alternswissenschaften
Krems
ISBN 3-85006-064-0 (Juli 1994)

74 Die Bezirkshauptmannschaft gestern und
heute
Referate anläßlich der Gesamtöster-
reichischen Bezirksleutekonferenz am
1. 9. 1993
ISBN 3-85006-065-9 (Sept. 1994)

75 Statistisches Handbuch des Landes
Niederösterreich 1993/1994
Amt der NÖ Landesregierung,
Abt. R/2-Statistik
ISBN 3-85006-066-7 (Sept. 1994)

76 Gemeinderatswahlen Niederösterreich
19. März 1995
Eine gemeindeweise Darstellung
ISBN 3-85006-068-3

77 Auslandsadoption, Fachtagung 1994
Erfahrungen - Kriterien - Handlungsricht-
linien
ISBN 3-85006-069-1 (April 1995)

Adel im Wandel, Vorträge und Diskus-
sionen des elften Symposions des
NÖ Instituts für Landeskunde - Horn,
2.-5. Juli 1990,
Hrsg. Helmuth Feigl u. Willibald Rosner
(= Studien und Forschungen aus dem
NÖ Institut für Landeskunde, Hrsg.
Helmuth Feigl, Band 15) Wien 1991
ISBN 3-85006-039-X (Aug. 1991),
kostenpflichtig"

Statistisches Handbuch des Landes
Niederösterreich
ISBN 3-85006-040-3 (Sept. 1991)

Jugendheime in Niederösterreich vom
Heute zum Morgen. Ein sozialpädagogi-
sches Konzept im Rahmen der Jugend-
wohlfahrt
ISBN 3-85006-041-1 (Feber 1992)

NÖ Agenden/Aktivitäten 1991/1992
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung
ISBN 3-85006-042-X (Juli 1992)

Miteinander leben im Pensionistenheim
ISBN 3-85006-043-8 (Sept. 1992)

Meta Niederkorn-Bruck, Der Heilige
Koloman,
Der erste Patron Niederösterreichs. (= Stu-
dien und Forschungen aus dem NÖ In-
stitut für Landeskunde, Band 16) Wien
1992
ISBN 3-85006-044-6, kostenpflichtig’

Behindert - Wer hilft in Niederösterreich?
ISBN 3-85006-045-4 (Sept. 1992)

Der Truppenübungsplatz Allentsteig.
Region, Entstehung, Nutzung und Aus-
wirkungen,
Die Vorträge des 12. Symposiums des
Niederösterreichischen Instituts für
Landeskunde - Allentsteig, 1. bis 4. Juli
1991, hrsgg. v. Willibald Rosner
(= Studien und Forschungen aus dem
NÖ Institut für Landeskunde, hrsgg. v.
Silvia Petrin und Willibald Rosner,
Band 17) Wien 1992
ISBN 3-85006-046-2, kostenpflichtig*

Statistisches Handbuch des Landes
Niederösterreich
ISBN 3-85006-047-0

H. Braun:
Emissionen bei der Verbrennung
ISBN 3-85006-048-9

P. Hacker:
Isotopenhydrologische Untersuchungen
im Südlichen Wiener Becken
ISBN 3-85006-49-7

J. Ringhofer:
Deponiegasnutzung in Niederösterreich
ISBN 3-85006-050-0

U. Eisinger, R. Gutdeutsch Ch. Hammeri
Beiträge zur Erdbebengeschichte von Nie-
derösterreich
ISBN 3-85006-051-9, vergriffen

Adoption von arm und reich
Weg - Ausweg - Irrweg
„Adoption von Kindern aus Entwicklungs-
ländern"
ISBN 3-85006-052-7 (Mai 1993)

NÖ Agenden/Aktivitäten 1992/1993
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung
ISBN 3-85006-054-3 (Juli 1993)

48

49

50

51

52

53

54

55

56

57

58

59

60

61

62

236



95 NÖ Kinderstudie - Teil 1: Kind sein -
Fakten aus der Fachliteratur, Martin Peter,
Mai 1997
ISBN3-85006-087-X

96 Agenden/Aktivitäten 1996/1997
St. Pölten, Juli 1997
ISBN 3-85006-088-8

97 Der Landtag von Niederösterreich:
Abschied von Wien - Beginn in St. Pölten
St. Pölten September 1997
ISBN 3-85006-089-6

98 Jugendwohlfahrt - Analyse und Planung;
Bedarfsanalyse, Organisationsstruktur,
New Public Management - eine wirkungs-
orientierte Verwaltungsführung
St. Pölten, Oktober 1997
ISBN 3-85006-090-X

99 Festschrift zur Eröffnung des Neubaues
der NÖ Landesbibliothek
St. Pölten September 1997
ISBN 3-85006-091-8

100 Neues NÖ Landhaus - Aus dem Haus
der Stände in das Haus der Bürger - Eine
Landesverwaltung zieht um, Landesamts-
direktion
St. Pölten Dezember 1997
ISBN 3-85006-092-6

101 Mit Kindern wachsen - Montessori-Werk-
statt 18.-20. April 1996, Emmersdorf an
der Donau
St. Pölten, November 1997
ISBN 3-85006-093-4

102 Statistisches Handbuch des Landes NÖ;
21. Jahrgang; 1996/97
St. Pölten, September 1997
ISBN 3-85006-094-2

103 Mit Kindern auf dem Weg II -
Referate anläßlich der Kindergarten-
symposien 1993/94/95
St. Pölten, Oktober 1997
ISBN 3-85006-095-0

104 Neue Perspektiven zur Siedlungs-
geschichte des Nördlichen Waldviertels,
Archäologisch-geographische Unter-
suchungen im Raum Raabs, Karlstein
und Thaya von Kurt Bors
(= Studien und Forschungen des
NÖ Institutes für Landeskunde, Band 25)
St. Pölten 1998
ISBN 3-85006-096-9, kostenpflichtig*

105 Mutterberatung neu, Ergebnisse der
Fragebogenstudie, Tagungsbericht
30. 1. 1998
ISBN 3-85006-097-7

106 Mit Kindern auf dem Weg III, Referate
zum 10. NÖ Kindergartensymposion
1997, „Märchen als Schlüssel zur Welt“,
St. Pölten, April 1998
ISBN 3-85006-098-5

* Erhältlich im NÖ Institut für Landeskunde, Tel. (01) 531 10/6255.

Beachten Sie auch die Bestellmöglichkeit über das Internet: http://www.noel.gv.at - Serviceseite
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